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Sammlung 


ſtrafrechtlicher Entſchei 
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Erfter Band. 





irn, 1378. 
Beilag der 6. 3. Aanz'ſchen Vuchhandlu 


A} 





ee feit langer Zeit fühlbare 


auf die neueſte Zeit fortgeführten 
rechtlicher Entſcheidungen beftimmte 
1871, die Herausgabe einer ſolche 
Zwar geftatteten ſchon damals man 


ſchefte mie nicht, Die Arbeit ausſchließli 
| zu nehmen; ich Konnte auch damals 


Unternehmens fefttellen und mir e 
Werkes fo wie die Revifion der von 
Herausgebern bereitwillig übernomm 
behalten. Alles dieß war in vollem 
fich weit vorgefchritten, als eine V 
Lebensftellung meine ganze Kraft fü 
in Anſpruch nahm. 

Dennoch habe ich nicht geglau 
men, das doch zunächſt im Intereſſe 
Rechtspflege begonnen wurde, und 
Zeit bis zur Vollendung eines neue: 


IV 

d felbft nachher no in mander Hin— 
ı bürfte, vüdgängig machen oder dem- 
wirkung entziehen zu follen, die mir 
ınd die bereitwillige Verzichtleiftung auf 
Mufeftunden noch ermöglichten. 

Mitwirkung nım eine ſehr beſchränkte 
iger als gleichmäßig eingreifende fein 
vohl felbftverftändlich fein. Ich hielt 
Pflicht, dieß öffentlich auszufprechen, 
Beziehungen’ zu ber unter meinem Na- 
hten Privatarbeit keinen Zweifel zu 


m, am 31. Juli 1873. 


Dr. Julius Glafer. 
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elben, welcher fich fo eng als möglich demjenigen anſchließt, 
ad) welchem die „Sammlung von civilrechtlichen Entſcheid⸗ 
ngen bes k. k. oberften Gerichtshofes von Glaſer, Unger 
nd Walther” eingerichtet ift, wird es einer Auseinander- 
gung bebürfen. Es fei daher nur geftattet, darauf auf- 
ierkſam zu machen, daß der Grundfos, Entſcheidungen 
uszufchließen, welde die Anwendung aufgehobener ober 
eänderter Gefege zum Gegenftande haben, Hier nicht mit 
oller Strenge durchgeführt werben konnte. Dieß gilt in 
efter Linie von Entſcheidungen, welche ben feither geän- 
erten Wortlaut des Strafgefeges vom Jahre 1803 zum 
zegenſtande Haben, trogbem aber vermöge des engen Zu- 
unmenhanges zwiſchen biefem Geſetze und dem nad) 
efolgten Geſetze vom Jahre 1852 Bei der Anwend⸗ 
ng des letzteren nutzbar gemacht werden können. Es 
ilt aber nicht minder von zahlreichen Fällen, für welche 
ine feither abgeänberte Norm bes Cibilrechtes ober 
es Derwaltungsrechtes maßgebend war und wo zivar 
ie Wiederlehr eines völlig gleichen Felles ausgeſchloſ- 
m, trog dem aber das Intereſſe, welches die dadurch 
ngeregte ſtrafrechtliche Frage bot, nicht vbllig erlo- 
hen if. — 


Für die bei der acte 
Fälle aufgewendete Bemüh 
dem Hilfsämterbirector und 
Gerichtshof, Herrn Peter | 
aus, — 


Eien, im September 1 
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Nr. 1. 


Beleidigung Öffentlicher Beamter 
widrigfeit de Vorganges ber bel 
wehr gegen V 
erw. €. 9. Entfd. v. 31. Det. 1850 
Berw. €. 9. Eutſch. et 
(Ergänzt und beritigt ı 

Die Polizeiwache war Nachts üı 
dem fie Lärm vernahm; hatte einzel 
fordert, eine derſelben verhaftet, und w 
Berufung auf die Geſetzwidrigleit des 
principiell gewärbigt und unter Bezug 
Ausführung des Generalprocurators ı 
rüdgemwiejen: 

„Der Vertreter des Beſchwerdef 
ein Mißbrauch der Gewalt von Seite 
ift Hinlänglich überzeugend ausgeführt 
fuhung gar nicht flattfinden darf, wen 
Erecutivgewalt einfchreiten. Wenn € 
Regierung, unter welde auch die We 
wirtlich überfchreiten follten, fo ift bai 
ftrafung ihrerfeits führen kann. Di 
Verhandlung; biefe.darf in dem Momı 
fol, nicht als Gegenfland der Erbr 
dem, ber im. Auftrage der Regierung 
dem Auftrage der Regierung gehorche 
außeinandergefegt worden ift, offenba 

Strafreßtlige Entfgeidungen. 
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x Mißbrauch der Amtsgewalt von einem Organe ber Executiv⸗ 
fei e8 von einem Beamten, fei e8 von einer Wade, ftatt- 
fo muß das fo in die Angen fpringend erfcheinen, daß wirk- 
Tal der Nothwehr eintritt, der aber hier von dem oberften 
r und Caffationshofe nicht im Entfernteften wahrgenommen 
onnte.“ 
Iusführung des Generalprocurators: Ich will davon 
‚ da e8 mir nur um Seftftellung des Principes zu thun ift, 
ıgeben, es fei ein Fehler von Seite der Wade wirklich vor- 
Ich will nur die Frage unterfuchen, inwiefern gegen Be- 
melde ſich einen Mißbrauch in ihrem Amte erlauben, ein 
ind zuläffig ſei oder nicht? In diefer Hinficht Können freilich 
eworfenen Säge, baß ein Begmter, welcher feine Amtspflicht 
eitet, nicht mehr in Amtsſachen Handelt, daß es nicht die Ab- 
Geſetzgebung fei und fein könne, Beamte auch dann noch in 
mtsanfehen zu unterftügen, wenn fie ihre Pflicht überfchreiten, 
8 fonft zu einen Privilegium für Webertretungen von Seite 
umten führen würbe, baß es ferner gegen ungerechte Angriffe 
ite der Beamten eben fo einen Wiverftand geben müfle, als 
gerechte Angriffe überhaupt, — leicht einen blendenden Ein- 
en; dieſe Säße find in ver That fomohl in dieſer Berhand- 
ils in mehreren italienifchen Blättern gerade in Beziehung 
vorliegenden Fall im vollen Mafe geltend gemacht worben. 
ie Frage, inwiefern gegen Organe der Regierung, welche 
töpflicht überſchreiten, ein Widerſiand rechtmäßig und ftraflos 
ne, ift eine fehr ernfte Frage, bei der man fih nur durch die 
Unterſcheidung vor gefährlichen Abweichungen bewahren Tann. 
e gerne zu, daß in Fällen, wo ein Beamter ſich Acte, welche 
attung nad) gar nicht in feine Amtswirlſamkeit und daher 
t zu feinen Dienftverrichtungen gehören, ober wenn er ſich 
aubt, zu welden er nur von Fall zu Fall ımter gewiſſen 
berechtigt ift, ein Widerſtand gegen benfelben als ftraflos 
a werben Tönne, weil bann ver Beamte in der That nicht 
er, nicht in Amtsſachen handelt. Es ift aber hier nicht ſo— 
n einer Ueberſchreitung der Amtswirkſamkeit, als vielmehr 
Anmaßung eines nicht zuftehenden Rechtes die Rede. Um 
piel zu geben, wenn allenfalls ein Sanitätsbeamter in feiner 
tigfeit ſich beifallen liege, Steuern einzuheben, oder wenn 
nungsbeamter fich einfallen ließe, Verhaftungen vorzunehmen, 
sohl Niemand zweifeln, daß ein Wiberftand dagegen aller> 
laubt fei. Es iſt Har, daß hier nicht von einem Mißbrauche 
zgewalt, fondern von der Ausüßung einer unzuftändigen Ge— 
Rede iſt. Selbft wenn z. B. ein Gerichtöbiener ſich an= 
vollte, in Civilſachen eine Pfändung vorzunehmen, ohne buch 
ag des Richters dazu legitimirt zu fein, würde ein Widerſtand 
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dagegen kaum als ſtrafbar anzuſehen fein, weil in der? 
nahme einer Pfändung gänzlich außer der Wirkfamfeit e 
dieners gelegen ift, infofern er nicht von Fall zu Fall 
dazu ermächtiget wurde. In allen diefen Fällen ift die 
zuftänbigfeit des Actes Mar, und es ift Har, daß die 9 
ald Beamte, fondern als Private gehandelt haben. 

daß felbft bei ſolchen Acten, welche der Gattung nach 
Grenzen der Amtswirkſamkeit gelegen find, ein Widerſt 
108 betrachtet werben Tann, wenn ein Beamter ſich 
Mißbrauches feiner Amtögewalt ſchuldig mat, durch 
ganz unerfegliher Schade, ein nicht gut zu 
Uebel zugefügt würde. So z. 2. in dem Falle 
Wache ſich des Rechtes des Waffengebrauches bedient 

welchen das Geſetz dieß nicht geflattet, wird Niemanbı 
werben Tönnen, daß er gegen einen folchen Angriff ' 
theidige, daß er fih geduldig niederſchießen oder n 
laffe; Hier müfſen allerdings die Grundfäge 
wehr gegen Beamte eben ſowohl wie gegen Private 
dung finden. Allein, wo nicht von einem unerjeglichen 
einem nicht gut zu machenden Nebel bie Rebe ift, va fa 
von einem Widerftande, fondern nur von unbebingter 
die Rebe fein. Ein Beamter, welcher die Befugnig E 
wiffen Voransfegungen einen Amtsact vorzunehmen, ı 
Befugniß haben, zu beurtheilen, ob dieſe Bedingungen 
bung feiner Amtsgewalt vorhanden find ober nicht, un 
von Seite der Partei ein Widerſtand nicht zuläffig 

man annehmen, daß eine Partei, gegen melde ein A 
nommen wird, das Recht habe zu beurteilen, ob de 
diefem Amtsacte ein Recht habe, und in dem Falle, ı 
dieſer Meinung ift, auf die Gefahr Hin, ob ihre Anfic 
dem Gerichte werde getheilt werben, fich zu wiberfeger 
daraus unlösbare Collifionen und gefährliche Eonflicte |; 
Regierungsgewalt, als für die Partei felbft entflehen. - 
davon reden, inwiefern ein ſolches Recht des Widerftan! 
Bösnitligen Individuen mißbraucht werben würbe, inn 
bloßer Vorwand benützt werben würde, nicht nur, um 
wiberfegen, fondern um auch Andere zur Wiberjeglid 
dern, und inwiefern bie geredhteften Acte ber Beamten 
eitelt werben könnten; ih will nur fragen, inwiefern 
dem Augenblide, wo Amtsacte gegen fie vorgenommen ' 
ſtets aud die nöthige Einficht und Ruhe der Beurth 
um zu entſcheiden, ob ein Act mit Recht oder Unrecht g 
zogen wird? Wenn man daher einer Partei die Beu 
frei läßt, und ihr auf die Gefahr Hin, ſich fpäter eiı 
zuziehen, den Widerftand erlaubt, wird die Folge kein 
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als daß viele Parteien aus Unverſtand, andere im Aufbrauſen der 
Leidenſchaft, im Augenblicke der Aufregung, wo Acte gegen fie vor- 
genommen werben follen, den gerechteften Acten fi widerſetzen und 
dadurch Fünftigem Schaben bloßftellen würden. Bei Wachen tritt 
nod ein eigenthümliches Moment hervor. Einer Wade, welde in 
Vollziehung ihres Amtes auf Widerſtand ſtößt und fih im Rechte 
befindet, muß man die Befugniß zugeftehen, von den Waffen Ge- 
brauch zu maden. Geftattet man nun ber Partei den Wiberftand, 
im Falle fie den Angriff der Wade für unerlaubt Hält, fo veizt man 
die Partei auf, fid) einem Waffengebraude von Geite der Wade 
auszufegen, und bie Folgen bann wären bie gemwaltthätigften Con- 
flicte, bie blutigſten Scenen, welde für beide Theile fehr traurig 
enden könnten und bei benen beide Theile firafbar wären. Selbſt 
bie Oefeßgebungen conftitutioneller Staaten, welde bie bürgerliche 
Freiheit im ausgebehnteften Maße in Schub nehmen, haben fid nicht 
getraut, einen Wiberftand gegen Amtsacte, bie innerhalb bed Wir- 
kungskreiſes ver Beamten liegen, insbeſondere nicht gegen Hausdurch- 
ſuchungen und Verhaftnahmen zu geftatten; fie haben ſich dieß ind- 
befonbere bei Verhaftnahmen nicht zu thun getraut, weil biefe nicht 
als ein umerfegliches Uebel betrachtet werden können. Die entzo= 
gene Freiheit Tann fehr fehnell wiedergegeben, das erlittene Ungemad) 
möglichft vergütet werben; aber bie üblen Folgen hintanzuhalten und 
zu vergüten, welche aus dem Zufammentreffen ber Parteien und 
Wachen entftehen könnten, dürfte nicht immer möglich fein. Selbſt 
biefe Gefeggebungen Haben daher, um ben Shut ber bürgerlichen 
Freiheit fo viel als möglich aufrecht zu halten, Teineswegs ben 
Widerſtand gegen Amtsacte fanctionirt, fonbern nur feftgefet, daß 
für's Erſte, wenn der Wiberftand durch den Fehler eines Organs 
der Regierung hervorgerufen ift, dieß als mildernder Umftand in 
Rechnung kommen kann, und zweitens, daß Beamte ober Regierungs- 
organe überhaupt, melde ihre Befugniß überfhreiten, bafür ſtreng · 
ſtens beftraft werben. Dieß ift in ber That aud) der Grund, aus 
weldem unfer Strafgefeg beftimmt, daß Beamte, welche abſichtlich 
ihr Amt mißbrauchen, alfo auch abſichtlich eine Verhaftung vornehmen 
würden, wegen Mißbrauches der Amtsgewalt zu beſtrafen feien. Das 
Geſetz beftimmt, daß diejenigen, welche bieß aus Uebereilung thun, 
ſich einer vormals fogenannten ſchweren Polizeiübertretung ſchuldig 
machen, und daß bie Strafe dafür in dem Maße fteige, als dadurch 
zu einer Wiberjeglichfeit Anlaß gegeben wurde. Aber mit feinem 
Worte erflärt unfer Gefeg den Widerſtand gegen Beanıte, welche in 
ihrem Anıte handeln, obwohl fie ſich dabei Fehler zu Schulden kom⸗ 
men laflen, für erlaubt und ſtraflos. Daß dieß nicht der Fall fft, 
erhellt insbeſondere aus der Stelle, wo von der Beftrafung der Be- 
amten bie Rebe if, welche durch fehlerhafte Anwendung ihrer Amts ⸗ 
gemalt eine Widerfeglichleit hervorrufen. Der 8. 87 St. ©. 8. 
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hl. (F. 332) ſagt, daß, im Falle ein Beamter bei Erfüllung 
Amtspflicht einen Fehler begeht, und dadurch zu einem Auf- 
Anlaß gibt, die Strafe ſtrenger auszumeſſen ift. Hier ift alfo 
iner Wiberfeglichkeit gegen eine Amtshandlung die Rebe, die 
vohl ein Auflauf, fomit eine ftrafbare Handlung genannt wird. 
das Gefe gewollt, daß in biefen Falle megen eines Mif- 
} des Beamten bie Strafe wegfalle, fo hätte es ſich des Aus- 
3 „Auflauf“ nicht bedienen innen, ober hinzufügen müflen, daß 
uflauf in diefem Falle nicht ftrafbar fei. 


Nr. 2. 


ubeleidigung. „Deffentlicher Ort": Commiffions- 
zimmer. 

. 9. Entfd. v. 31. Det. 1850, 3. 6145. (2. ©. Wien.) G. 3. 
1850, Nr. 42 u. U 
A wurde wegen Beſchimpfung des B beftaft; bie Beſchimpfung 
e aus Anlaß einer Civiltagſatzung im Commiffionszimmer 
Zezirlsgerichtes. A brachte in der Nichtigkeitsbeſchwerde vor, 
ieß fein öffentlicher Ort fei; der oberfte Gerichtshof verwarf 
eſchwerde: „Für einen öffentlichen Ort ift derjenige zu halten, 
n Gegenſatz zu denjenigen bildet, bie zum Privatverfehr und . 
eivatvereinigungen beftimmt find. Ob aber ber Zutritt von 
ven ftattzufinden habe, bebingt ober unbebingt, Tann das Wefent- 
„8 Begriffs nicht ändern; daß num biefe für öffentliche Drte 
smmen werben müflen, zu welchen ben Parteien unter gewiſſen 
zungen ber Zutritt geftattet iſt, und mo biefe ſich vereinigen 
1, darüber hat ber oberfte Gerichtshof gar keinen Zweifel.“ 


Nr. 8. 
meldung: Irreführung der Strafvollzugsbehörbe. 
€, 8. Entſch. v. 26, in 1850, 3 6206. (2. G. Wien.) 6.3. 
Der oberfte Gerichtshof erflärte, daß die Irreführung des 
hers einer Strafanftalt dadurch, daß man zur Ausftehung ber 


Rrafe einen Andern ftatt feiner in den Arreft ſchickt, die Ueber- 
y nad) $. 78 lit. e. II. (320 e.) St. ©. begründe. 
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Nr. 4. 
Ehrenbeleidigung. „Oeffentlicher Ort“: Haushof. 
Verw. €. $. Eutſch. v. 26. Nov. 1850, 3. 6407. (8. ©. Wien) G. Z. 
1850, Nr. 28. 


A Hatte die Beſchimpfung, welde ben Grund ihrer Verur- 
theilung abgab, im Hofraume des Haufes ausgeftoffen. Im ber 
Nichti gleitsbeſchwerde wurde in Abrebe geftellt, daß dieß ein öffent- 
licher Ort fei. Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde, weil 
mein öffentlicher Ort ein folder ift, welcher nicht dem Privatver⸗ 
fehre eines Einzelnen oder einer Familie ausſchließlich zugewiefen if.“ 


Nr. 5. 
Ehrenbeleidigung. „Oeffentlicher Ort“: abgeſchloſſenes 
Schankziminer? 
Aufh. €. 9. Eutſch. v. 17. Be 1850,3. 6861. (8. G. Brlln) 6.3. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte: „Ein zu einem Schantzimmer 
beftimmte® und benüßte® Zimmer Hört auf ein öffentlicher Drt zu 
fein, wenn es zur Zeit der Beſchimpfung dem Zutritte fremder 
Menſchen verſchloſſen ift.” 


Re. 6. 
Nothwehr: Ausſchließung der Strafbarkeit nad) 8. 431 
s 1“ va © 8. ir eh 


Caſſt. Cattgh. ». 31. Dec. 1850, 3. 7006. E. ©. Wien) ©. 3. 1851, 


In Stattgebung der Nichtigkeitsbeſchwerde bes wegen ber Ueber- 
tretung de8$. 431 St. ©. B. verurtheilten A erflärte ber oberfte Ge- 
richtshof: „A Hat ſich in der That in dem Zuſtande ber Norhwehr 
befunden und Tann deßhalb weber einer Mebertretung, noch einer anberen 
firafbaren Handlung beſchuldigt werben.” 


1851. 


Nr. 7. 
Beruntrenung im Miethpergättnife: „Anver 


Bern. €. 5. Entih. v. 1. Sin, 1,105, 3m 7173, 1850. (8. 


Die A Hatte von Ne 5 eingeritee Zimmer, Sc 
Kleider um Hohen Zins gemiethet und die Sachen Kaeit 
teils verpfändet. Gegen bie Berurtheilung wegen Be 
ward geltend gemacht, bie Sachen feien ihr nicht in Folge 
Vertrauens, fonbern des Zinfes wegen übergeben, alfo nic 
traut“. Die Berurtheilung warb aufrecht erhalten. 


Nr. 8. 
Beleidigung ver Wade: „Schimpfwor 
Berw. C. 9. Euniſqh. v. 2. 2. Jin, BEL 7489, 1850. (2, 


Bei Berwerfung. vn Nigtigteitsbefhwerbe ber weg 
beleidigung verurtheilten Angeflagten A erflärte ber of 
richtshof über die Ausführung berfelben, daß ber von ihr 
Wade gebrauchte Ausprud „Agli di cani (Hundsfähne) i 
als Schimpfwort gelte: e8 fei allerdings wahr, daß 3. ®. 
Mutter gegen ihr gelichtes Kind’ Ausprüde gebraucht, weldyı 
worte find, daß jebod die Umſtände dariiber entjcheiven ı 





— 8 — 


ein ſolches Schimpfwort als Ausdruck der Zuneigung oder des Haſſes, 
der Verachtung und der Abſicht zu beleidigen zu gelten habe.“ 


Nr. 9. 
Ehrenbeleidigung. „Oeffentlicher Ort“: Hausgarten? 
Safftr. Entf. v. 21. Jin. 185), Mr. 7561, 1850. (R. ©. Wien) G. 8. 


, Rt. 20, 

Der oberfte Gerichtshof hat der Nichtigleitsbeſchwerde bes nad 
$.241 11.25. (8.496) ©t. ©. B. veructheilten Angellagten ftattgege- 
ben, benn ein Hausgarien gehört nicht zu ben öffentlichen Orten, und 
wird es auch nicht dadurch, daß bie Beſchimpfung weiter gi 
wurde, inbem es nicht ſtatthaſt ift, den 8. 241 St. ©. B. Ii. Th. 
@. 496) weiter auszubehnen, als ber gewöhnliche Wortlaut im Zur 
fammenhange ausbrüdlich erlaubt. 


Nr. 10. 


Unbefugte Ausübung der Arzueikunſt; „gewerbsmäßig". 
Ber. €, H. Eutſch. Pr 3. a Nr. od 1850. (%. ©. Juns⸗ 

ALS erwiefen wurbe angenommen, es ber Thierarzt A auch 
Menfchen ärzkkich behandelt, und von bemjelben wiewohl geringes 
Entgelt genommen habe, Derfelbe wurde von ber Anklage ber Ueber⸗ 
tretung bes $. 98 IL. Th. ($. 343) St. ©. 2. freigeſprochen, in- 
dem nicht erwiefen fei, daß A bie Curpfuſcherei als Gewerbe be- 
trieben habe. Der oberfte Gerichtshof verwarf bie Nichtigfeits- 
beſchwerde ber Staatsanwaltſchaft. 


Rr. II. 
Unbefugte Ausübung der Arzneilunſt: Verabreichung 
von Hausmitteln. 
Ber. €. 8. Eutſch. v. 3. der. 151, 3. 490. @&. ©. Gin) 6.3. 


Der oberfte Gerichtshof erklärte: „Die Berabreihung von 
Hausmitteln ftatt von Apothefer-Mebicamenten an bie Kranken von 
Seite eines Curpfuſchers, hebt die Strafbarfeit nicht auf, ſondern 


— 
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iſt vielmehr geeignet, ſelbe zu erhöhen, weil gerade die nicht aus 
Apothelen herdeigeſchafften Mittel der Curpfuſcherei die ſchädlichſten 
und gefährlichſten find, und falls fie zu den unſchädlichen gehören, 
doch die Krankheit verſchlimmern können, weil fie dem Patienten 
die Veranlaffung benehmen, anderweitige Hilfe zu ſuchen.“ 


Ar. 12. 


Diebſtahl zum Vortheile des Dienftherren. „Gefell- 
ſchafts“⸗Diebſtahl. 
Verw. C. G. Entid. v. 2, wir u 1eöl,,, 3 832. (2. ©. Salzburg.) 


A und C, —8* m Dienftherr, find ſchuldig gefunden, 
Schwemmholz im Werthe von 13 fl. gemeinfhaftlih geftohlen zu 
haben, und es wurbe bie Beftimmung über Diebftahl in Geſellſchaft 
($ 1741156 St. ©. 8. v. 1852) angewendet. A befcwerte ſich da- 
geaen, da er nur als Gehilfe zu betrachten fei. Der Cafſationshof be- 
merkte: 

Der Nichtigkeitsgrund, nämlich, daß kein Geſellſchafts-Dieb⸗ 
ſtahl vorhanden fei, weil feine Verabredung zwiſchen Herrn und 
Diener, und für Legteren fein Vortheil vorhanden fei, ift uuftatte 
haft, weil die Beſtimmungen bed bürgerl. Geſetzbuches über „Gejell- 


ſchaft“ Feine Anwendung im Strafgeſetzbuche finden, ba in biefem 


die Begriffe nad; dem gemeinen Sprachgebrauche aufgenommen find. 
Zum Begriffe der Geſellſchaft im Sinne des Strafgefeges genügt 
die Bereinigung, welche bier aud) eingetreten if. Da fih A ſelbſt 
der That gerühmt hat, bie überbieß nur durch bie vereinten Kräfte 
zweier Berfonen möglich war, alfo ift ex hierdurch Diebögenofie. 
Auch Tiegt immerhin für A fon ein Bortheil darin, daß er ſich 
als Dienftbote bereit finden Konnte, bei bem Verbrechen mitzuwirken." 


Nr. 18. 
Nothzucht. „Gefährliche Bedrohung." 
Bew. €, H. Entf. v. 24. zo äh & 1010. (2. G. Leoben) ©. 3. 
Bei Berwerfung der Nichtigfeitsbef hwerbe des wegen Ber- 


brechens ber Nothzucht verurtheilten A erklärte ber oberſte Gerichts- 
hof, eine gefährliche Drohung fei eine ſolche, welche geeignet if, ber 
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erſon eine gegründete Beſorgniß einzuflößen, dadurch jede 
Reaft des Widerſtandes zu lähmen, und fie moraliſch zu 
& der Drohung ihres Angreifer zu fügen. 


Nr. 14. 


Hung der Verjährung einer Mebertretung durch 
Interfucjung wegen eined Verbrechens, 
„ Eutſch. v. 0. (&. ©. Hohenmanth.) 


jerreichte bei ber Cameral-Bezirköverwaltung eine Erſatz⸗ 
» bat um Erftattung ber Dedung. An der Bollette waren 
nderungen ber Daten vorgenommen worden. Da dem Aerar 
er Schabe zugefügt wurbe, nahm das Gericht nicht den 
des Verbrechens des Betrugs nach 8. 199 d. St. G. B., 
Mebertreturig des Betruges nach Art. 9 des Taiferlichen 
‚om 17. Jänner 1850 ($. 320 lit. f. St. ©. 8.) an 
te im biefer Richtung die Berurtheilung ded A. — Der 
richtshof erflärte anläßlich ber Verwerfung ber Nichtig- 
ee, daß die Verjährung von Amtswegen zu berüdfichtigen 
ie Verjährungsgeit jedoch erft von dem Tage zu Iaufen be- 
welchem bas Criminalgericht ausgefprochen hat, daß eine 
chtliche Amtshandlung nicht ftattfinde. —“ 


Nr. 15. 
Diebftahlstheilnehmung: „Verhehlen.“ 
. Entf, v. 1. April 1851, 3.1334. (2. G. Roveredo.) ©. 3. 
1851, Nr. 80. 


urde als ertwiefen angenommen, daß CO Seibencocon8 von 
„daß diefer fie geftohlen habe, zum Verfpinnen über- 
ibe. C wurde wegen Diebftahlötheilnehmung verurtheilt. 
htigleitsbeſchwerde machte C geltend, daß in dem Ber- 
: Cocons ein Verhehlen nicht gelegen fei. Bei Verwer- 
Nichtigkeitsbeſchwerde erflärte der oberfte Gerichtshof, 
fei das pflichtwidrige Verhindern, daß Jemandem etwas 
de, an deſſen Belanntwerven ihm gelegen ift.“ J 
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Nr. 16. 

Nothwehr gegen Mißhan 

Saffır. Entig. v. 8. Apr 1651, Dr. 1396. C 
. x. 91. 


Die nad $. 411 St. ©. B. verur 
Nichtigkeitsbeſchwerde cin. Derfelben wurde fi 
oberfte Gerihtöhof annahm, daß fie der B 
Verlegung zugefügt Habe, weil bie Nothwe 
Falle als vorhanden angenommen wurde, zu 
handlungen gejeglich geftattet ift. 


Ar. 17. 
Beſtrafung des Curpfufchers wege 
Mebertretung gegen die Törperliche € 
Str. ©. B.). 

Berw. €. 9. Eutſch. v. ee! 

Der oberfte Gerichshof erklärte, daß ein 
der Behandlung der Kranken fein Gewerbe maı 
die Gefundheit ſchädlich wirkende Mittel ver 
der Uebertretung nach & 343, wohl aber na 
ſchuldig made. 


Nr. 18. 

Diebftahl. „Thätige Neue”: Be 
Anzeige? 

Verw.? €. 9. Entih. v. 2. Wen 1651, Me. m 


Bei Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchn 
ſtahls verurtheilten Angeklagten erklärte dei 
Dan kann nicht ſagen, daß der Angeklagte a 
thätiger Neue die entiwenbeten Gegenftände zur 
das Eingeftändnig und bie Herausgabe bes 
die Drohungen mit der Gendbarmerie abgent 
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Nr. 19. 
tenes Spiel: „Hazardſpiel.“ 
. d. 22. April 16 . 1865. (2. ©. Jiin) 6.3. 
I} an issı, Mr 1865. (2. G. Jiöin.) ©. 3. 


Gerichtshof erklärte, daß unter Hazarbfpielen alle 
d, wo ber Gewinn und Verluſt von dem Zufalle 
Geſchicklichkeit des Spielenden abhängt; zu biefen 
ngt-un. — Diefe Spiele find aud) dann verboten, 
nicht aus Gewinnſucht, fondern zur Unterhaltung 


" Nr. 20. 

einer Unmündigen mit beren gufin- 

er Nachteil" als Folge der „Gewalt 
thätigfeit“. 

9.0.6. u 1851, 3. 2002. (8. ©. Go) 6. 3- 


gänzt und berigtigt nad) den Acten.) 

Unmünbige mit beren Einwilligung geſchlechtlich 
e baburdh eine ſyphilitiſche Krankheit zugezogen. 
billigte die Anwendung des im zweiten Gage 
16. v. 1803) normirten höheren Strafſatzes, 
die „Gewaltthätigfeit“ der Beleidigten zugefügten 
les“, und bemerkte: 

10 des St. ©. 3. I. Thls. ($. 125) ift bie 
eibsperfon in Folge gefährlicher Drohung, wirklich 
!hätigfeit ober argliftiger Betäubung ihrer Sinne 
Nothzucht. Das Geſetz fpecificirt hier die zum 
m Mittel. Damit’ ift aber nicht ausgeſprochen, 
liche Bedrohung nicht auch eine Gewaltthätigteit 
4. Auch die gefährliche Drohung ift nad 8. 169 
©. 2. ein-Act der Gewalt, und das Geſetz 
ı die argliftige Sinnenbetäubung, nach ber Natur 
'cht unter die Gewalthanblungen. Das Geſetz 
3. 110 ($. 125) zur Befeitigung jebes Zweifels 
endete Gewalt ber amgebrohten. Im 8. 111 
agegen das Gefeg mit Weglaffung der Specifi- 
zinen. Sonach ftellt das Geſetz im $. 112 
einer unmündigen Perfon unternommene Schän- 
ie nad $. 110 an einer münbigen verübt wirb, 
aftande, als eine unmünbige Perfon in den Act 
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des Beiſchlafes, oder bei Kindern des Beifchlafverfudjes einzuwilligen als 
gar nicht fähig angenommen wird, ein biepfälliger, auch mit ihrem 
Willen unternommener Act bei dem von Gefege für fie und in ihrem 
Namen ausgeſprochenen Protefte und Verbote als eine Bezwingung 
ihres Willens, fomit als eine Gewaltthat erflärt wirb, bie bei einem 
wichtigen Nachtheile an ihrer Gefunbheit oder an ihrem Leben eben 
fo gut ‚mit ſchwerem Kerler zwiſchen 10 und 20 Yahren beftraft 
werben kann, als bei einer Münbigen, bei welder viefer Zuftand 
durch einen ber im 8. 110 bes St. ©. B. angebeuteten Wege 
herbeigeführt wurbe. Auch bier fordert das Geſetz nicht und kann 
es begreiflicher Weife nicht zur Bedingung machen, daß der wichtige 
Nadyiheil vom Thäter beabſichtigt ſei; nur ber immerhin im Ber- 
ſchulden des Thäters gelegene Exfolg entſcheidet.“ 


Nr. 21. : 


Diebftahl, verübt zum Vortheil des Dienftherven des 
Täters. Einfluß_des von einem Mitſchuldigen ge- 
leiſteten Erſatzes. „Thätige Rene.” 


Berw. €. H. Eutſch. v. 12. Mai 1851, 3. 2505. (R. G. .) ©. 3. 
erw. C. H. Eutſch. v. Bi ost, 2 E. ©. Troppau.) G. 3. 


Der Mullergeſelle A entfernte während der Ausſchrottung 
einer Bartie Malz einen Heinen Theil davon (1/ fl. werth) und trug ihn 
auf den Boden des Müllers C. — O ftellte das Beifeite gebrachte, 
nachdem ber Vorfall entvedt war, zurüd, und warb aus biefem Grunde 
losgeſprochen, obgleich angenommen wurbe, daß er mit A einver- 
flanden war. A läugnete bie Entwenbung, warb verurtheilt und 
machte dagegen geltend 1) den Mangel bes Merkmales: „um feines 
Bortheiles willen“, 2) daß CO ven Erſatz geleiftet Habe, ben zu 
Teiften ihm eben darum phuflfh, außerdem aber auch rechtlich 
unmöglich gewefen wäre. Die Berwerfung ber Nichtigkeitsbeſchwerde 
warb mofivirt: . 

1) „Bei Diebftählen, welde im Einverftänbniffe mit andern Per⸗ 
fonen, oder auf deren Anleitung, ober überhaupt zu beren Nuten 
verübt werben, ift es nicht nothwendig, baß ber Thäter gerade das 
entwenbete Gut, ober. einen Theil desſelben ſich zuzueignen beab- 
ſichtigt, fondern es genügt, daß er aus dieſer Handlung irgend cinen, 
wenn auch nicht gerade auf Gewinnfucht. fi gründenden Antheil 
erwarte, ver bei einem Dienftboten darin beftehen Tann, daß er ſich 
feinem Dienftgeber gefällig beweifen will, und biefür eine Begünfti- 
gung in feinem Dienftverhältniffe ſich verſpricht. Bei einer entgegen- 
gefegten Anfiht müßten Dienftleute, welche zum Vortheile ihrer 
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we bedeutende Diebſtähle verliben, als ſtraflos 
doch nicht im Geiſte des Geſetzes liegi.“ 
richtig, daß die Zurüdftellung des entwendeten 
chtlicher · Entvedung erfolgte, fie geſchah aber 
agten, fonbern burdy den Dienftgeber desſelben, 
idftellung ben Beftimmungen bed 8. 216 des 
und bed mit bemfelben beinahe gleichlautenden 
®. I. Thls. (88. 187 und 466 ©t. ©. 8. 
hen wurde. Wenn es ferner auch bei der durch 
m Rüdftellung des geftohlenen Gutes dem An- 
he möglich war, dasfelbe ebenfalls zurüdzu 
ie ausnahmsweife Straflofigkeit eines ſolchen 
in den Tag gelegte thätige Menue bed Thäters 
ngeflagte wenigftens das Beſtreben, den durch 
en Schaden wieder gut zu machen, bewähren 
yte längnet jedoch den gegen ihn als erwiefen 
{ und behauptet ausdrücklich, daß er von ber 
wenbeten Gutes nichts wiſſe; es kann ihm for 

bloß dem reumüthigen Thäter zugeflandene 
tten lommen.“ 


Nr. 22. 


'erleitung zum Mißbrauche der Amts- 
eines nenen Polizeigewwerbes bei Ab- 
er gefeglichen Erforderniſſe. 
v. 19. Mai 1851, 3. 2951. (2. ©. Wien) ©. 3. 
1851, Rr. 128. j 
eines fogenannten Polizeigewerbes muß füglich 
genheit erklärt, bie Verleitung eines Beamten 
deihung eines foldhen Gewerbes, ungeachtet die 
jen nicht vorhanden find, als Verleitung zur 
flicht angefehen werben.“ 
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Nr. 23. 


Berfuch der Verleitung zum Mißbrauch der I 
gewalt: bloße Zujage des Geſchenkes. 
Berw. €. 5. Entfä. v. 26. use, 70. 6 Bm) 


nDer 8. 89 (8. 105) I. Thls. des St. ©. B. unter! 
nicht, ob das Geſchenk, womit ver Thäter einen Beamten zu 
legung feiner Amtepfliht zu verleiten ſucht, wirklich vorgei 
ober wie hier, bloß mündlich angeboten wurde. Es genügt, b 
Angellagte durch dieſes angebotene Geſchenk die genannten 
Gensdarmen zur Verlegung ihrer Amtspflicht zu verleiten ſuch 
fo mehr, da er gewiß nicht unterlaffen haben würde, ihnen vo 
bei ſich gehabten Gelve 2 fl. C.-M. wirklich zu geben, wenn 
fein Begehren zu willigen ſich erflärt hätten.“ 


Nr. 24. 


Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit gegen I 

organe, unabhängig von deren Berechtigung zur % 
Handlung. 

Bern. €. 9. Eutſch. v. 2 Bei 1651, 3, 3092. G Gray) 


A wurbe wegen Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigke 
gangen durch gewaltfame Handanlegung an den Finanzwachma 
verurtheilt. In ver Nichtigkeitsbeſchwerde brachte A ver, es hal 
Finanzwachmann C bereit feinen Wagen unterfucht und ihn p 
geheißen, es habe daher B kein Recht gehabt, ihn zur wieder 
Unterfuhung anzuhalten. — Der oberfte Gerichtshof verwarf di 
ſchwerde und erklärte: „Wermöge ber Verhaltungsvorſchrift f 
Finanzwache kommt ber Partei nicht zu, die Folgeleiftung au 
Grunde zu verweigern, weil nad) ihrer Anfiht der Verdacht 
Mebertretung der Gefällsvorfchriften nicht vorhanden ift.“ 


. Nr. 25. 
Verjährung: „Erftattung.” 
Berw. €. H. Enid. v. 2. — 1öl, $ 3098. (2. ©. Graz) 


Der wegen Uebertretung gegen bie Körperliche Sicherhei 
urtheilte A hatte dem beſchädigien B keinen Erfatz geleiftet; glei 
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tim Sprachgebrauche gleichbedeutend mit „Exfegen“ ; 
n bie Stelle des Fehlenden zu ſetzen. Man fagt: 
ı verurfachten Schaden, die verurfachten Untoften 
ober erfegen. Jever Nachtheil oder Schade, 
n Bermögen, Rechten over feiner Perfon aus 
wird, zieht die Verpflichtung zum Erſatze des 
88. 1293 und 1295 bes a. b. ©. B. Diefe 
licht der Erſtattung befteht in Fällen, wo Je 
an feinem Körper verlegt, barin, daß er bie 
Berlegten beftreitet, ipm ben Verdienſtentgang 
ihm auf Verlangen ein ben erhobenen Unftänden 
rzengeld bezahlt. Es Liegt zwar nicht vor, 
Betrag die Beſchädigte von bem Angefchulbigten 
g in Anfprud genommen habe; er geftcht aber 
n Monaten nad der That Bergleihsunterhand- 
vorin ihm alfo befannt geworden fein mußte, 
Yanfprüche madje, Der 8. 1425 des a. b. G. B. 
die Hand, wie ſich der Schuldner von feiner 
„ wenn der Gläubiger mit bem Angebotenen 
falls Hat der Angefchufdigte erſichtlich zu machen, 
terſuchung bereit war, die Beſchädigte in einer 
die von bem Richter als angemefjen, als billig 
e. Nur in biefem Falle hätte fih das Gericht 
Heiden Fönnen, daß der Angeſchulbigte auch ber 
29 lit. b (8. 531 b) zur Verjährung genügt 
Beſchädigten die Erftattung noch nicht wirklich 


Nr. 26. 
ft für die Mebertretung nad) $. 431 
St. G. B. 


mi 1851, Nr. 3170. (8. ©. Pifet.) ©. 3. 1851, 
Im ie 1. 3170 8. 6. Filet) ©. 3. 


erichtshof erklärte, daß bie Verjährungszeit bei 
$. 431 ©t. ©. 8. ein volles Jahr betrage, weil 
18. eine Geloftrafe von 5—500 fl. ift. 
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Rt MEHR. 


Diebftahl „von Dienftleuten begangen“: Entwendung 
von Waaren aus dem Verkaufsladen durch Handlungs» 
diener. 


Berw. C. H. Eutſch. v. 10. i 1851, Nr. 3945. (2. G. Wien.) ©. 3. 
b. Cute.» Pa Er 6. Bin) 6.3 
Es handelte ſich um bie beiben Fragen, ob Entwenbungen von 
Waaren aus Verlaufsläden, verübt von ben Hanblungsbienern, ale 
Diebftähle und als von „Dienftleuten“ begangene Diebftähle anzu 
fein. Beide Fragen wurden mit nachftehender Begründung 
ejaht: 
1. „Die Vertheidigung ſtellte, geftügt auf den gefesligen Ber 
griff des Diebſtahls und der Veruntreuung der $$. 151 und 163 
des St. ©. B. I. Th. (8. 171 und 183), die Behauptung auf, 
„daß Hanblungsbiener an ben Waaren im Verlaufsgewölbe ihres 
Handelsherrn nur eine Veruntreuung begehen können. Bei dem Dieb- 
ſtahle fege der Dieb das Verhältnig zur beweglichen Sade, dem 
Objecte feiner That, durch die Entziehung felbft; bei der Veruntreu- 
ung finde er fid von dem Anbern, dem Eigenthümer durch das An- 
vertrauen der Sache ſchon in das Verhältniß geſetzt. Wann eine 
Sache Jemanden anvertraut fei, könne man nicht nach den ſchwie- 
tigen und freitigen juridiſchen Beftimmungen über Befigübergabe, 
Verwahrung u. f. w. entſcheiden; das richtige Gefühl wiſſe es aber 
gar wohl zu ergründen. Nach dem allgemeinen, fo wie nach dem 
gefeglihen Sprachgebrauche werde aber eine wirkliche und fpecielle 
Uebergabe zum Unvertrauen einer Sache nicht geforbert, und man 
müffe eine Sache Jemanden anvertraut nennen, wenn er von bem 
Andern in ein ſolches Verhältnig zu der Sache verſetzt fei, daß .er 
darüber nad} feiner Erwägung verfügen könne. Diefes fei num rüd- 
fihtlih der Waaren in einem Veriaufsgewölbe in Beziehung auf 
die zum Verlaufe ermächtigten Handlungsbiener ber Fall. Diefes 
fei aber insbefondere bei dem Angellagten A durch bie als erwieſen 
angenommene Einrichtung in der Handlung des B eingetreten, daß 
die Commis berechtiget waren, derlei Waaren zum eigenen Gebrauche 
gegen Zahlung ober Meldung und Eintragung in bie Strazze auf 
Abrechnung an ihrem Lohne zu entnehmen. Allein gerade im vor« 
liegenden Falle zeigte die Verhandlung, baf der gemeine Spradige- 
brauch in dem Berhältniffe des Handlungsdieners zu ven Berlaufss 
waaren feines Kaufheren keineswegs ein Anvertrauen im Sinne der 
Bertheibigung verftand, ja daß berfelbe die Zueignung folder Waaren 
von Seite der Commis als Diebftahl bezeichne. In der That wäre 
es höchft bebenflih, wenn ber eindringlichere Schug, der durch bie 
GStrafrechtliche Entfgeidungen, 2 
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zeren Geſetze gegen ben Diebftahl ven Magazinen ber Kaufleute 
heil wird, bei abweichender Auffaffung jenes Verhältniffes weg- 
Um das Anvertrauen einer beweglichen Sache in der Weile /— 
‚genden, daß durch deren Zueignung nur eine Beruntreung / 
ıgen werbe, muß allerdings, . . . . . eine Art Webergabe 
Gewahrfane eintreten. Eine Sache anvertrauen, Heißt nach 
ing (I. ®b. ©. 398) „fie Jemandens Treue übergeben“. 
ein allgemeines Vertrauen, deſſen Täufchung daher nicht 
jeit als Beruntrenung angefehen werben Tann, ſondern ein 
lles Anvertrauen; nicht bie in jeber Hausgenoſſenſchaft un 
eidliche Zugänglichkeit; nicht bie Dispoſitionsmoglichkeit oder 
Berechtigung zu einem beflimmten Gebrauche oder zu einer 
beren Verfügung (hier zu dem Verkaufe ber Waaren für 
Handelsmann und zu ber Abnahme gegen Bezahlung ober 
ung end Eintragung in bie Gtragge) Tan das hier ge- 
ste Verhältniß des Unvertrauens, der Gewahrfame ($. 957 
ı 5. ©. 2.) begründen. Der Angellagte war nad) dem als 
fen angenommenen Thatbeftande keineswegs, um auf bie Unter-, 
ung ber Bertheibigung zurüdzulommen, durch ben Kaufmann B 
ı8 entſcheidende Verhaͤltniß gefeßt; er Hatte nicht bie Verpflich- 
ber Verwahrung und bie Berechtigung, die Waaren in feinem 
ier einzufchließen; er ließ biefelben heimlich dorthin, in ber Ab- 
ſich felbe zuzueignen, enttragen; er entzog biefe alfo dem un« 
ifeft im fortdauernden Beſitze ver Waaren im Verkaufsgewölbe 
lien Kaufherrn. Die Zueignung ift das gemeinfhaftliche Eri- 
ı der Beruntreuung und des Diebflahls; jene notwendig vor- 
jende Entziehung charalteriſirt aber ven Diebftahl. Auch in ver 
aichiſchen Gefetgebung findet biefe, übrigens von ber Doctrin 
ler, Weffely, Jenull II. Bd, ©. 322, in den Materialien 
d., ©. 205) und der Praris feftgehaltene Auffaffung des zur 
ıtrenung nothwendigen Verhältniſſes im $. 36 des Patentes 
1. Mai 1810 beifpielsweife Erläuterung. 
2. „Wenn nun auf ben Grund der Gefege zurrädgegangen 
und auf bie eben erwähnte fpecielle Begünftigung , fo Tann 
angenommen werben, daß auch das Dienftverhäftnig zwiſchen 
daufmanne und feinen Handlungsdienern als ein foldhes er- 
‚ weldies in dem $. 156 II. a des St. ©. 8. I. Th. 
76 11. b) zwiſchen Dienftherren und Dienftleuten vorausge- 
vurde und zu Gunſten bes Erſtern, durch bie verbrecheriſche 
fication eines 5 fl. überſteigenden Diebftahles das größerer 
rdung ausgefegte Eigenthum des Dienftgebers in beſonderen 
‚ nehmen wollte. ... 
Dienftlente (plur. von Dienſtmann) find im weiteren Sinne 
Adelung I. S. 1400 und gemeinem Sprachgebrauche) zu ge» 
Dienften. verpflichtete Perfonen, und find es im engeren 
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Sinne, wenn ſie zugleich mit dem Dienſtgeber in einem Haushalte 
leben. Gleichwie mın Dienſtboten, welche für ihre Lohnforderungen 
einen Vorzug genießen, an dem Eigenthume ihres Dienſtherrn, 
wenn fie zu felbem nicht in ein fpecielles Verwahrungsverhaͤltniß 
getreten find, durch eigenmächtige Entzichung einen Diebftahl, und 
war nach $. 156 II.a de ©t. ©. 8.1. Th. (8. 176 II. b) und 
Patent vom 17. Jänner 1850, Nr. 24 R. ©. Bi., Art. VIII. ſchon 
bei einem Betrage über 5 fl. ein Verbrechen begehen, fo müffen auch 
Handlungsbiener, welche venfelben in den erften Beziehungen gleich⸗ 
geftelt erſcheinen, auch biefem Strafgejege verfallen. Wenn aber 
auch biefelben nicht unter ben 8. 156 II. a (176 II. b), fo müßten 
fie und fomit A unter den $. 156 II. b des St. ©. 8.1. Th. (8. 176 
II. c) als Gewerbsleute fallen ; denn unzweifelhaft ift der Handels⸗ 
mann Gewerbömann, und gegenüber den bie Handlung erlernenben 
Dienern auch Meifter.“ 


Ne. 28. 


Beginn ber Verjährung bei der Uebertretung der Ehren- 
beleidigung, begangen durch faljche Befchuldigung bei 
der Behörde. . 


Caſſir. Eutſch. v. 16. Juni 1a, Red 33T. E. 6. Pilet) ©. 3. 1851, 


In Stattgebung der Nichtigkeitsbeſchwerde ber Staatsanwalt⸗ 
ſchaft gegen das den A von ber Uebertretung ver Ehrenbeleidigung 
nad $. 487 ©t. ©. B. freiſprechende Urtheil erflärte der oberfte 
Gerichtshof: es fei auf die Verjährung allerdings von Amtswegen 
Bedacht zu nehmen; bie Verjährung ber Uebertretung, begangen durch 
die falſche Beſchuidigung eine® Beamten wegen Mißbrauches der 
Amtögewalt, beginne aber nicht vom Tage der Ueberreihung der 
Anzeige bei Gericht, ſondern erſt von dem Zeitpunfte, in welchem 
von dem competenten Behörben die Beſchwerde des Anzeiger als 
ungegrünbet erflärt wird. 


2* 
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Rr. 20. 
‚brechen der „boshaften“ Defhäbigung fremden 
enthums durch eine zur Abwehr einer Rechtsver⸗ 
ing unternommene Handlung — oder — Uebertre⸗ 
g gegen die törperlihe icherheit nad $. 431 
©. B. 

». €. 9. Entf. v. 10. Juni 1851, 3. 3241. (2. ©. Al 
u 6 3. Ba Rr. —E « u 
Die Nachbarn des A nahmen auf deſſen Grund ein Weiberedht in 
ruch, das dieſer nichtanerfannte, undum ſie an der Ausübungdesfelben 
indern, legte ex deren Kühen auf feinem Grunde Gift. Der 
ationshof wies die Nichtigfeitöbef—hwerbe, welche dagegen gerichtet 
daß nicht das Verbrechen der boshaften Beſchädigung fremden 
nthumes angenommen warb, ab, verurtheilte aber wegen ber 

rtretung des $. 183 II. Th. (8. 481) St. ©. ©. 
Gründe: 1. „Allerdings läßt ſich aus mehreren Stellen des Straf- 
buches nachweiſen, daß unter bembarin gebrauchten Ausbrude: „Bos- 
nicht lediglich die Abficht zu haben, mit Ausſchluß jedes anderen 
des verftanben fei, und es Täßt ſich auch nicht wohl behaupten, daß 
im 8. 74 des ©. 6.8.1. Tb. (8. 85) enthaltene Begriff des 
rechens ber öffentlichen Gewaltthätigfeit durch boshafte Beichädi- 
fremden Eigentums hinwegfalle, wenn mit der Beſchädigung 
ih die Abſicht verbunden iſt, 3. B. ein Recht burchzufegen, 
fi) wegen eines vermeintlich erlittenen Unrecht Rache zu ver- 
en. Auch if es richtig, daß nach 8. 464 des a. 6. ©. B. 
Ausübung des Eigenihumsrechtes nur infoferne ftattfinde, als 
ch nicht in die Rechte eines Dritten eingegriffen wirb, und daß 
das im 8. 344 des a. b. ©. B. dem Befiger eingeräumte Recht, 
die richterliche Hilfe zu fpät kommen würde, Genatt mit an- 
ſſener Gewalt abzutreiben, durch die Hinweifung auf den $. 19 
e gehörigen Schranken gewiefen wird, nad) welcher ſich Jeder 
ıtwortlich macht, ber ſich unnothwendig eigener Hilfe bebient 
die Grenzen der Nothwehr überſchreitet. Allein nad; bem, 
vorliegt, muß man jedenfalls zugeben, daß ber Angellagte halt- 
Grund hatte, ſich durch das Weiden des Viehes ber Keuſchler 
feinem Grund und Boden in feinem Rechte beeinträchtiget und 
verehtiget zu halten, ihnen diefes zu verwehren, was auch von 
3 Gerichten angenommen zu fein ſcheint. Nun darf aber nicht über- 
werben, baß fid die Thätigkeit, das Handeln des Angellagten, 
8 ihm als Verbrechen zugerechnet werden will, lediglich auf 
treis feines Befigthumes befhränfte, und daß er es ben Keufche 
gefagt, fie gewarnt Hat, von dem Cintreiben bes Biches, was 
Gt ohne Grund als eine widerrechtliche Aumaßung anfah, ab- 
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qulaflen, indem er auf feinem Grund und Boden Etwas vornehmen, 
namentlich Gift anrichten, woburd ihr Vieh Schaden nehmen werde, 
In einer bloß in Einem unbeſchränkten Beſitzthume vorgenommenen 
Handlung, aus welder für das Eigenthum eines Andern ein Schaben 
nur dann entftehen fol und kann, wenn ber Andere, ungeachtet ich 
ihn mit meiner Vorfehrung vorhinein befannt gemacht, ihn gewarnt 
habe, dennoch einen Eingriff in mein Beſitzthum macht, we alfo bie 
Sefahr, Schaden zu leiden, over ſolchem auszumeichen, von ber in ber 
Willlür des Andern liegenden Handlung oder Unterlaffung abhängt, 
in einer folden Handlung eine verbrecheriſche, boshafte Beſchädigung 
fremden Gutes zu erkennen, ftreitet gegen den im Abfage II. der 
Einleitung zum Strafgeſetzbuch aufgeftellten allgemeinen Begriff eines 
Verbrechens, ftreitet insbefonbere gegen den Begriff einer an frembem 
Gute geübten Gewaltthat und gegen den eigenthümlichen Begriff 









gel_ die 
Berftanden toitd. 














Ar wire Be Aa x: 
Handlungen, die fid zum Verbrechen eignen, nur in einer aus bem 
gewöhnlichen Menſchengefühle entftandenen heftigen Gemüthsbewe - 
gung begangen, ohne daß dem Thäter mit Hecht ein boßhafter 
Charakter vorgeworfen werben Tann." 

2. „Imbeflen erfcheint die That des Angeklagten immerhin ftraf- 
bar, denn bieß buch das in ben fraglichen Weibeplägen umbergelegte 
Gift, von welchem vorausſichtlich ſolches Vieh, nämlich Kühe, ger 
nießen werben, beren Milch und Fleiſch den Menſchen zur Nahrung 
dient, auch bie lörperliche Sicherheit von Perfonen in hohem Mae 
gefährbet werben Tonnte, Konnte von dem Angeblagten Teicht einge 
ſehen werben.“ 


Nr. 30. 


Beleidigung öffentlicher Beamten. Unzuläffigkeit ana- 
Toger Anwendung des Strafgefeßes. 
Berw. €. $. Entiä. v. 16. 1 1851, 3. 3758. (2. ©. St. Pölten. 
9 — a Pan) 
> „Die Beſchuldigung des Angeklagten befcränft ſich darauf, daß 
er am 25. Jänner 1851 auf die wiederholte Weifung des Genb’ar- 
men, feine Hünbe Nachts zu verwahren, geäußert habe, baß er 
wegen ber Hunde feinen Thorwächter machen werde, und bie Worte 
beigefügt babe: „Sie haben mir in meinem Haufe Nichts zu be 
fehlen.“ Es iſt von bem Genb’armen hierbei zugeftanden, daß ber 
von ihm auf der Straße augetroffene Hund des Angeflagten — auf 
feine Aufforderung von ber Gattin des Angeklagten ohne Widerrede 
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in daa Hana bereits verſperrt war — woraus in ber Nichtigkeitsbeſchwerde 
rd, daß kein Anlaß zu jener Aeußerung vorhanden geweſen. 
eben baburd) zugegeben, daß bie Amishandlung bes Gen- 
reit8 beendet war — und daß baher eine Widerſetzlichkeit 
Anoronung besfelben nicht ftattgefunden habe. Diefe 
n hat das Bezirksgericht felbft nicht als eine wörtliche Be- 
m Sinne bed 8. 72 des St. ©. B. II. Th. ($. 312) 
fondern bie Uebertretung nur in analoger Anwendung 
ıgraphes gefolgert. Allein die analoge Anwendung eines 
ann nicht als zuläffig erklärt werben, wenn das Geſetz 
ben Begriff der ftrafbaren Hanblung normirt.“ 


Nr. 31. 


von „Dienftleuten”: Entwendung von Waaren 
rkaufsläden durch Handlungsdiener (Lehrlinge). 


ſch. v. 23. Juni 15h 3, a0. (R. G. Brünn.) ©. 3. 1851, 


fungslehrlinge hatten ihren Lehrherren aus deren Berkaufs- 
nftände, deren Werth 5 fl. überflieg, .entwwendet; im Sta⸗ 
Berweifungsverfahrens warb die. Handlung als Beruntreu- 
ben und an das Bezirksgericht vertwiefen; biefes faßte fie 
Dichftahl auf, glaubte ſich jedoch ber ihm zugemiefenen 
nicht entäußern zu Können unb werurtheilte wegen ber 
ıg bes Diebftahls. Das beftätigende Urtheil des Fanves- 
vard caffirt unter, Verweifung auf bie über bie gleiche 
goene Entſcheidung vom 10. Juni 1851 (Nr.. 27 dieſer 


Nr. 32. 
eidigung. „Oeffentliher Ort": Vorhaus eines 
Badehauſes. 
v. 30. Jun . 331. (2. 6. Gitſchin) 6.3. 
5. Entſch. v. 30. Yut aan Br 334. (2.6. Gitſchin) 6.3, 


oberfte Gerichtshof erflärte: „Es Tann durchaus Yeinem 
nterliegen, baß das Vorhaus eines öffentlichen Haufes, 
doch eine Babeanftalt immer ift, befonber® wenn es wie 
tliegenben Falle als Schanflocale benägt wird, für einen 
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öffentlichen Ort angeſehen werben müſſe, und daß es eben fo unent⸗ 
ſcheidend if, ob nur zwei Perfonen ober ob mehrere in demfelben 
anweſend waren." 


Nr. 33. 


Curpfuſcherei: Gewerbsmäßigfeit. 
Caff. Entjh. ». 7. Jutl 1051, 3,35%. (R 6. Zeit) ©. 3. 161, 


Der oberfte Gerichtshof hat der Nichtigkeitsbeſchwerde des wegen 
ter Uebertretung ber Curpfuſcherei verurtheilten A flatt gegeben, 
„weil ein einziger Fall der Eurpfufcherei dieſe Uebertretung nicht 
begründet." 


Nr. 34. 


Ehrenbeleidigung. „Oeffentlier Ort": offene Wiefe 
in der Nähe eines öffentlichen Weges. 


Verw. €. H. Eutſch. v. 7. Juli 1851, Nr. 3759. (2. ©. Linz.) ©. 3. 
5. eu 1851, Nr. 168. ' M 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten,) 


A beſchimpfte den B auf offener Wiefe in der Nähe des öffent- 
lien Weges in Gegenwart mehrerer Leute. Der nad) 8. 241 II. Th. 
(8. 496) St. ©. 2. verurtheilte A behauptete in ber Nichtigkeite- 
beſchwerde, daß die Befhimpfung nicht an einem „öffentlichen“ Orte 
geſchehen fei. Der oberfte Gerichtshof verwarf bie Bejäwerbe: 

„Schon nad) dem allgemeinen Sprachgebrauche iſt ein_öffent- 








offenbar bahn, elhinpfungen an Drten, wo mehrere Leute ver- 
fanımelt, oder die zu deren Verſammlung beftimmt find, ober von 
welchen aus die Beſchimpfungen vorausſichtlich weiter gehört werben 
können, zu verbieten und zu verpönen.“ 


er FR 
u / — 7 
⸗ 


en 2 ß 
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Ne. 35. 
ungshandlung — oder — Verſuch der Noth⸗ 
ht .an einer unmündigen Perfon? 
Entſch. v. 7. Sul, I Kr, 00 (R. 6. Boten) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 
wegen Verbrechen der verfuchten Nothzucht verurtheilte 
ı ber Nichtigfeitöbefchwerbe geltend, daß es fid bei ihm 
orbereitungsacte handle, bie noch feinen ftrafbaren Ver— 
den. Der oberfte Gerichtshof verwarf bie Nichtigfeits- 


als wahr angenommenen Thatfahen find unzweifelhaft 
he zur wirklichen Ausübung des Verbrechens ber Noth- 
hren geeignet waren, und welde bier, wo es eine un 
jerfon gilt, ben Verſuch der Nothzucht im Sinne ber 
), 112, 1. Th. (88.8, 125, 127) ©t. ©. 8. um fo ger 
Inden, als nad $. 112 (127) rüdfichtlih einer unmün- 
»n fon bie unternommene Schändung das vollendete 
und fohin eine zur Unternehmung führende Handlung 
if.“ 


Nr. 36. . 
ng" — als Verjährungsbebingung: Bethäti- 
ı der Bereitwilligkeit zum Schabenerjate, 
>. Eutſch. v. u gut 1ss1, 3.3906. (8. 6. Cini) 6.3. 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

wegen Uebertretung gegen bie körperliche Sicherheit ver- 
. machte, obwohl er einen Scabenerfag nicht geleiftet 
Eintritt der Verjährung geltend. Der oberfte Gerichtshof 
Nichtigkeitsbeſchwerde: „Das Wort Erftattung ift nad) 
seinen Sprachgebrauch gleichbedeutend mit Erjagleiftung. 
ptung, daß unter Erftattung nur das Zurüdftellen oder 
ing einer entzogenen ober beſchädigten Sache verftanden 
t jeden gefeglihen Anhaltspunktes, fondern der Ausdruck 
bezieht ſich auf die Gutmachung des Schadens, ber durch 
eetung verurfacht worden iſt.“ — Es kann jedoch nicht 
[fie des Beſchädigten gelegt werben, dem Thäter bie buch . 

jedem Straffälligen zugeftandene Wohlthat, dag fein 
oder Vergehen durch Verjährung erlöfche, durch gefliffent« 
laſſung feines Erfaganfprudes oder durch überfpannte 
ju vereiteln ober zu entziehen. — „In folhem Falle wirb 
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es daher, um bie Bedingung des 8. 274 lit. b bes St. ©. 2. 
u. Th. ($. 531 lit. b) als erfüht anfehen zu Fönmen, genügen 
müffen, wenn ber Beſchädiger feine Bereitwilligkeit unzweifelhaft an 
den Tag gelegt hat, feine Erſatzpflicht in einer Art zw erfüllen, bie 
der Richter in Berüdfichtigung der obwaltenden Umftände und Ber- 
hältniffe wenigftens annäherungsweife für angemeffen und entſprechend 
erkennen Tann. Diefe Beurtheilung muß in einer vernünftigen Aus- 
legung bed 8. 274° b des St. ©. 8. II. Th. (8. 531 b) bem 
Strafrichter zur Löfung der Frage, ob die Straffälligkeit der Hand- 
lung erloſchen fei, immerhin zugeftanben werben, wobei es dem Be- 
fchädigten ohnehin unbenommen bleibt, feinen Anſpruch auf Ent- 
ſchädigung in was immer für einem Maße im Civilwege geltend zu 


machen.“ 
a. ar. 77 — Sr 


Unzuläffigkeit der Beſtrafung des bei einem Raufhandel 24 

Verlegten wegen der Sufigung diefer Verlegung ober PR“ ze 
wegen Anftiftung hiezu. AFFE 

Eeff. Entf. ». 14. Jul 1651, Mr, 4139. (©. Pin) 6.3. 1881, 7, 4 


Bei einer Schlägerel erhielt A eine leichte Verletzung; feiner „Zr. 
ter übrigen am Raufhandel Betheiligten wurde verlegt. Weil je- 
doch als erwiefen angenommen wurde, daß A den Raufhandel ver- 
anlaßt hat, fo wurbe er nad) 8. 411 St. ©. 8. als Urheber ver- 
urtheilt. Seiner Nichtigkeitsbef—hwerde wurbe vom oberften Gerichts⸗ 
bofe ftatt gegeben: „Der 8. 163 II. Th. (411) St. ©. B. erklärt 
nur bann ben Raufpandel für eine Uebertretung, wenn Jemand auf 
eine ſolche Art verlegt wird, daß die Verlegung fihtbare Merkmale 
und Folgen zurücläßt. NH Geber, ver an dem Raufhandel Theil 
nahm, fonbern nur diejenigen find firafbar, welche vie Verlegung 
zufügten. — Nur A bat eine Verlegung erlitten. Es Tann baher 
A, da Heiner feiner Gegner eine Verlegung erlitt, wegen feiner 
Theilnahme an dem Raufhandel keineswegs zur Strafe gezogen 
werben. Zwar iſt als erwieſen angenommen, bag A ber Ürheber 
des Raufhandels war. Allein fo wie bei den Theilnehmern zur 
Grunbbebingung ber Strafbarkeit ihre Theilnahme an ber Rerletz - 
ung erforbert wirb, fo wirb and) bei bem Urheber erheiſcht, daß ihm 
vie intellectuelle Urheberſchaft an der Verlegung zur Laft gelegt wer« 
den koönne.“ Dieß tritt hier nicht ein, „indem bie Urheberſchaft immer 
vorausfegt, daß man eine auf fremde Beſchädigung gerichtete Hanb« 
Tung eingeleitet habe.“ 
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Nr. 38. 


Strafe der Theiluehmung an Diebftahl und Verun- 
trenung. Straffag mit unter gewifjen Umſtänden er⸗ 
höhtem Marimum. 


Verw. €. H. Entfd. v. Pat oh, a an. (8: 6. Wiener-Neuftadt.) 


Es handelte fih darum, ob beim Borhandenfein erſchwerender 
Umftände bie nad) $. 166 1. Th. (8. 186) zu bemeflende Strafe we- 
niger als ein Jahrbetragen könne. Die Frage warb bejaht: 

„Hierdurch find nicht zwei Straffäge aufgeftelt, ſondern es iſt 
dem dichter lediglich das Recht eingeräumt, nah Maßgabe der er- 
ſchwerenden und milbernden Umftände die Strafe zu beftimmen, . . . 
(wobei) die Gefetsgebung dem Richter . . . einen freien Spielraum 
zwifchen ſechs Monaten und fünf Jahren Kerfer einräumen wollte, . ... 
fo daß das Dafein und die Wichtigfeit der Momente, welde bie 
Strafbemefiung über ein Jahr bis zu fünf Jahren begründen follten, 
ganz ber Würdigung des Richters anheimfallen.” 


Nr. 39. 


Vernachläſſigung eines Kranken durch den Arzt, „zum 
weſentlichen Nachtheil“ feiner Geſundheit. 


Verw. C. 8. . d. 21. Juli 1851, 3. 4945. (8. ©. Wien) ©. 8. 
erw. €. 5. Eutſch u — ien) ©. 3 


„Damit gegen einen Arzt die Mebertretung im Sinne bes 
8. 113 1. Th. ($. 358) des St. ©. B. vorliege, wird erforbert, 
daß erwiefen fei, daß er bie Eur des Kranken übernommen unb 
felbe weſentlich vernachläſſiget habe, und daß hierdurch dem Patien⸗ 
ten ein wirklicher Nachtheil an ber Geſundheit zugelommen ſei. 
Daß aber alle diefe Requiſite in bem gegenwärtigen Falle wirklich 
vorhanden find, Tann durchwegs feinem Zweifel unterzogen werben; 
denn das Landeögericht bat als erwiejen angenommen, daß Dr.. A, 
als er vom C um 2 Uhr Rachts zur Hilfeleiftung ber erkrankten 
B aufgeforbert wurbe, ſich um bie Krantkheitserſcheinungen diefer Pa- 
tientin genau erfunbigte, daß er hierin bie Symptome ber Cholera 
erfannte, umb für dieſelbe nit nur das Recept verfchrieb, fondern 
aud die erforberlihen Inſtructionen bezüglich des Verhaltens ber 
Erkrankten gab. Durch dieſe Acte hat Dr. A offenbar an ben Tag 
gelegt, daß er bie Bin feine ärztliche Behandlung übernommen habe, 
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zumal als er dem O vie beſtimmte Zuſicherung ertheilte, nach ges 
nommenem Frübftüce zu der Erkrankten tommen zu wollen; es liegt 
fonady das erfte Erforderniß, nämlich die Uebernahme der Exkranten, 
erwiefen vor. Im Betreff des zweiten Erforbernifjes, nämlich ber 
wefentlihen Vernachläſſigung der Erkrankten, hat das Landesgericht 
weiters als ertwiefen angenommen, daß Dr. A bie B erft nad} bei⸗ 
läufig ſechs Stunden befucht, und ſich erft gegen 8 Uhr Vormittags 
um ihren Kranlheitszuſtand umgefehen habe, wo er biefelbe bereits 
rettungslos fand. Jeden Laien ift es bekannt, wie ſchnell der Ver— 
lauf ber Cholerakrankheit ift, und wie die Gefahr in ben kurzeſten 
Zeiträumen fteige, wenn nicht fogleich die erforderliche Hilfe gebracht 
wird. Um wie viel mehr mußte Dr. A miffen, daß ber Krankheits- 
zuſtand ber B bie fehleunigfte Eile zu ihrem Krankenbette und bie Ors 
dinirung ber erforberlihen Mittel gebiete. Demungeachtet hat aber 
Dr. A feinen Krankenbeſuch, ungeachtet er gegen 6 Uhr früh wie- 
derholt dringend hierzu aufgefordert wurbe, bis zu einem Beitpunfte 
verfheben, wo der Erkrankten feine Hilfe mehr geleiftet werden 
Eonnte. Hierzu tommt noch, daß die Gerichtsärzte austrüdlid erklär- 
ten, daß Dr. A wiſſen mußte, daß ber Arzt nur in dem erften 
Stadium ber Cholera Hilfe zu leiften im Stande ift, und daß bie 
fpäteren Stabien ſchon gewöhnlid; in wenigen Stunden nad dem 
erften Auftreten anfangen und daß fohin Alles verfäumt fei, wenn 
die erfteren Stunden ber bereits ausgebrochenen Krankheit verſäumt 
werben. Alle diefe Daten geben demnach an bie Hand, daß Dr, A bie 
Behandlung der Erkrankten weſentlich vernadjläfliget habe, und daß 
fohin auch das zweite Exforbernig des berufenen Paragraphes er- 
wiefen fei. Endlich muß auch in dem dritten Punkte, daß nämlich 
B durch biefe Bernadläffigung einen Nachtheil an der Gefundheit 
erlitten, der von bem Landesgericht ausgeſprochenen Anſicht Beige: 
pflichtet werben, denn wenn aud bie Gerichtöärzte bei ber öffentlichen 
Verhandlung nicht mit Beftimmtheit beftätigen zu Können angaben, 
bag B, wenn Dr. A fogleid dem an ihn ergangenen Rufe gefolgt 
wäre, hergeftellt worben fein würbe, fo Tiegt ber weſentliche Nach- 
theil dennoch darin, baß fie durch biefe Zögerung felbft um bie 
Möglichkeit einer ärztlichen Hilfe gebracht wurde, indem Dr. A bie 
beftimmte Zuſicherung ertheilte, glei kommen zu wollen, wodurch 
bie Eheleute B gehindert: wurden, ſich nad) ber Hilfe eines andern 
Arztes umzufehen. Endlich Haben die Sachverfländigen auch die Heil- 
barfeit der Cholera in dem erſten Stabium anerfannt. Aus dieſer 
Darftelung wirb erſichtlich, daß der $. 113 IL. Th. des St. ©. B. 
(8. 358) von dem Lanbesgerichte nicht unrichtig angewendet wurbe.“ 
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Nr. 40. 


Unterbrechung der Verjährung einer Mebertretung durch 
Vorladung — auch ohne Zuftellung. 


Berw. €. 9. Entfd. v. 21. Juli 1851, Nr. 4481. (R. ©. Trient) 6.3. 
Yası, Nr! 165. ‘ ci 


Der oberfte Gerichtöhof erflärt: „Bei Uebertretungen ift fein 
förmlicher Einleitungsbeſchluß erforberlih, um Jemanden ald in Un- 
terfuhung gezogen betradyten zu können; e8 genügt hierzu die Bor- 
forderung. Die Wirkung in Bezug auf die Verjährung kann ba» 
durch, daß der Beſchuldigte duch die Flucht oder durch fein Ver- 
borgenhalten die Zuftellung ver Vorladung, die Verhaftung und feine 
Abhörung zu vereiteln wußte, nicht als behoben angefehen werben.“ 


Nr. 41. 
„Beleidigung” öffentlicher Beamten. 
Caffe. Entih. v. 28. Juli 1651, 8, 47. (8. 6. Yiäin) 6. 3. 1651, 


Eine wörtliche Beleidigung oder Beſchimpfung ift nur dann 
vorhanden, wenn gegen Jemanden entehrende Schimpfworte vor» 
gebracht oder ihm grundlos Handlungen zur Laft gelegt ober Eigen: 
ſchaften beigentefjen "werben, woburd er in feiner Ehre gekränkt 
wird, mit welder Auslegung auch bie Tertirung des $. 241 II. 
(496) übereinftimmt. Eine foldhe Ehrenkränfung aber fann in ber 
Aeußerung des Angellagten: „daß ber Genb’armerie-Corporal ihm 
Nichts zu befehlen habe,“ nicht gefunden werben, 


Nr. 42. 


Eurpfufcherei. 
Bam. €.9. v. 4. .®. ) 8. 3. 
jeriw. €.H. Entf). v. 4. uguk I ne arıe. (2. ©. Salzburg.) G. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 
Bei Berwerfung ber Nichtigkeitsbeſchwerde des nad) $. 98 IL. TH. 
(8. 343) &t. ©. B. verurtheilten A erflärte ber oberfte Gerichtshof, bie 
Merkmale der Uebertretung ber Eurpfufcherei feien: 1) „daß Jemand ſich 
mit ber Behandlung eines Kranken ald Arzt befafle, und 2) daß er 
daraus ein Gewerbe made, d. 5. ſich dafür bezahlen laſſe und biefe 
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Beihäftigung wieberhole; es ift gefeglich nicht gefordert, daß auch 
erhoben werbe, was bie wirklichen. Zubereitungsfoften verabreichter 
Mittel betragen und ob für bie eigentliche ärztliche Pfufcherei ein 
befonderer Lohn entfalle." 





Nr. 48. 

„örbätige Reue“ als Bedingung ber Straflofigfeit 
de8 Diebftahles: Geftattung der Wegnahme des Ent- 
wendeten unter Vorbehalt der Entfehädigung? 
Berw. €. H. Eutſch. v. 7. Ang Bol 3: 4720. (2. G. Leoben.) ©. 3. 


Der wegen Verbrechen bes Diebftahld verurtheilte A machte 
in der Nichtigfeitöbefchwerbe die eingelretene Straflofigkeit im Sinne 
des 8. 167 I. Th. (8. 187) St. ©. B. geltend. Der oberfte Ge- 
richtshof verwarf die Beſchwerde: 

„Der Hirſch wurde von dem Angellagten A aus dem Jagd- 
gebiete, wo bdiefer Hirſch töbtlih verwundet zufammengeftärzt war, 
über ben bie Jagdgrenze bildenden Zaun auf feine — des Ange 
Hagten — Wiefe in der Abſicht gezogen, ſich denfelben zuzueignen, 
und erft über Einfchreiten und Aufforderung, eigentlich über Andrin- 
gen der Jäger und über Verſicherung bes Jägers R, daß ihm ber 
Hirſch bezahlt werde, wenn ihm ein Anfprud darauf gebühre, ge— 
ftattete A, baß bie Jäger den Hirſch mit ſich fortnahmen. Nun forbert 
der 8. 167 bes St. ©. B. I. Th. ($. 187) zur Straflofigfeit bes 
Diebftahles, daß der Thäter aus Neue vor ber obrigfeitlihen Ent- 
deckung den ganzen aus feiner That entfpringenden Schaden wieber 
gut gemacht habe, und es wird in bem Hofvecrete vom 5. October 
1804, 3. 693 ber 9. ©. ©., noch beigefügt: „wenngleich biefe 
Gutmahung auf Anbringen des Beſchädigten erfolgt fein follte. * 

Es Tann aber der Angelfagte ſich auf dieſe gefeglihe Wohl- 
that nicht berufen, weil er den Diebftahl den Yägern gegenüber 
fortan beftritten und nur gegen den Vorbehalt feiner Entſchaͤdigung 
den Hirfd den Jägern überlaffen hat, welcher Vorgang den freien 
Antrieb, und ganz gewiß bie Neue bes Thäters ausſchließt. Daß 
aber ber 8. 167 des St. ©. 3. I. Th. (8. 187) die thätige Rene 
— von ber ſchon feine Randgloſſe fpricht, zum Erlöfhen des Ber- 
brechens erfordert, ift durch das Hofbecret vom 14. Jänner 1822, 
83. 1829 der 9. ©. S., ganz aufer Zweifel geftellt, da biefes 
Geſetz ausbrüdlich erwähnt, daß bei dem $. 167 bes St. ©. B. 
I. Th. ($. 187) die Reue des Thäters und die von ihm erfolgte 
Zurüdgabe des geftohlenen Gegenftandes aus freiem Antriebe der 
Hauptgrund dieſes Gejeges war.“ 
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Nr. 44. 


erückſichtigung des Silberagio bei Beſtimmung 
des Werlhes geſtohlener Effecten. 


Entf. v. 11. Auguſt an pe u (2. 6. Juusbruck) ©. 3. . 


Da durch da8 Patent vom 2. Juni 1848 die Banknoten nad 
ollen Nennwerthe der Silbermünze gleichgeftellt wurben, fo 
raus, daß nunmehr alle auf die Beftimmungen ber Straf- 
ung Bezug habenden Werthsangaben, folglich aud ber Be— 
Diebftahles nad) $. 135 I. Th. des Si. ©. B. (8. 173) 
ventionsmünge, in Banknoten oder in den benfelben ganz 
ellten Reichſchatzſcheinen zu verftehen find.“ 


Nr. 45. 
: Zeugenausfage: Abficht, zu ſchaden. Recht auf 
3 ſeg Wahrheit. 


Entf. v. 11. 1, 3. 5097. (8.6. .) 6.3. 1851. 
utſch. v. 11. Anguft 4 Fl (2. 6. Trient.) 6. 3. 185) 


Benn die Geſchwornen auch in ihrem Wahrfprude bie au 
Ite Frage: ob ber Ungellagte A fehulbig fei, wiſſentlich in 
erichtlichen Verhöre falſch, und in der Abficht, feiner Anzeige 
e Familie B wegen der von berfelben erlittenen Berwun- 
he Gewicht zu geben, ausgefagt zu haben... ., nur mit 
fage bejahten, daß biefes nicht mit der Abſicht zu ſchaden 
fei, fo hätte der Schwurgerichtshof zu Trient benfelben 
Haren Veftimmungen ber Geſetze doch bes Verbrechens des 
ſchuldig erkennen und zur gefegmäßigen Strafe verurtheilen 
nd zwar um fo mehr, ba durch die falfche gerichtliche Aus- 
A aud bie Staatsgeſellſchaft und rüdfichtlih das biefelbe 
retenbe Gericht an bem Rechte, die Wahrheit zu erfahren, 
Abfiht des A Schaden leiden ſollte. 8. 176 I. Th. des 
8. (8. 197).* 
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Nr. 46. 


Berechnung des Schadens im Falle der Verpfändung 
anvertrauter Sachen. 


Verw. C. H. Eutſch. v. 14. — Aue 3. 6119. (8. ©. Wien.) 6.3. 
- I, Nr. 209. . 


nDie Staatsanwaltſchaft fiht die wider A erfloſſenen Urtheile 
erfter und zweiter Inftanz an, weil. die ber Angeklagten zur Laft 
liegende Veruntreuung buch unrichtige Auslegung des Gefeges 
8. 164 des St. ©. 8. I. Th. (8. 184) nur dem Straffage des 
Kerkers von ſechs Monaten bis auf ein Jahr, ftatt dem Straffage 
des ſchweren Kerkers von einem bis fünf Jahre unterzogen wurde. 
Die Privatbetheiligten haben den ihnen durch die Angeklagte zuge- 
fügten Schaden bezüglich der ihr anvertrauten Wäſche im Gefanmt- 
werthe von 340 fl. nur auf 98 fl. angegeben, indem die Angeklagte 
die Berfagfheine über die verfegte Wäfche in Verwahrung behielt, 
mittelft welcher bie Parteien gegen Entrihtung ber Berfagbeträge 
ihre Wäfche anftanblo® zurüderhielten, daher fie mur dem zur Aus- 
löſung der Wäfche verwendeten Betrag pr. 98 fl. einbüßten.. . . . 
Auf der Grundlage des angenommenen Thatbeftandes, daß die An- 
gelagte A an ber ihr anvertranten Wäfche nur einen Betrag von 
98 fl. ſich zugeeignet und veruntrent habe, konnte nad 88. 163 
und 164 bes St. ©. B. 1. Th. (88. 183 und 184) die gegen 
fie zu verhängende Strafe nur mit Kerler von ſechs Monaten bie 
zu einem Jahre bemeffen . . . . werben.” 


Nr. 47. 


Wörtliche und thätliche Beleidigung eines öffentlichen 
Beamten; Verhinderung der Ausübung des Dienftes. 


Ber. €. 8. Entf). v. 19. Auguſt 1851, Nr. 5013. (R. G. Kit t. 
9. Euna 6. FW a | agentur.) 


Das Landesgericht Kat in thatſächlicher Beziehung für wahr 
anerfannt, daß A dem Gerichtsdiener B, ber ihm ruhig und ge- 
laſſen erklärte, die ihn aufgetragene Pfandbefchreibung vornehmen zu 
möüffen, wüthend zugejchrieen habe, er laſſe feine Pfändung vorneh- 
men, der Gerichtöbiener folle fih fortpaden, und er werde den, ber 
in feinem Biehftalle eine Beſchreibung vornehmen wolle, niever- 
brennen, d. h. zuſammenſchießen; und daß enblid) A dem Gerichts- 
diener, welder in der Gaftfiube, wo ſich der Vorgang zutrug, feine 
Kappe aufegte, dieſes verweiſend, bie Kappe vom Kopfe geriffen 
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wãhrend er ſelbſt die ganze Zeit hindurch ben Hut auf dem 
behielt. Bei unbefangener Auffaffung des Vorganges laͤßt es 
icht leugnen, baß biefes Benehmen des Angellagten über bas 
Unterlaffen pofitiver Achtungsbezeigung vor dem Gerichtsabge⸗ 
‚en weit hinausging, daß es nicht bloß ungefchidt und grob, 
n befonder8 vor Zeugen wirklich beleidigend und ſchimpflich 
darauf alfo der $. 72 des ©t. ©. 3. II. Th. (8. 312) 
ings Anwendung leibet. Das Landesgericht hat ferner für wahr 
ommen, daß dieſes Benehmen des Angeflagten ben Gerichtd- 
gehindert hat, die ihm aufgetragene Pfändung zu vollführen, 
aud ber Angeklagte felbft erfannt und beabfihtigt zu haben 
d, indem er nach ber Entfernung des Gerichtsdieners gegen bie 
gebliebenen Zeugen rühmte, ven Gerichtsbiener von ber Vor⸗ 
: ber Pfändung abgeſchredt zu haben. Diefen für wahr er- 
n Thatfachen gegenüber erſcheint die Unterftellung, daß ber 
jöbiener die Pfanbbeichreibung aus dem Grunde unterlaffen 
weil er die Pfandbewilligung als ungeſetzlich erkannt habe, 
allen Gehalt, wie benn auch die Meinung bes Angellagten, 
jm durch die Erecutionsbewilligung, und eigentlich ſchon durch 
‚rausgegangenen, mit ber Crecutionsandrohung verbundenen 
ngsauftrag, welden er in Rechtslraft erwachſen ließ, Unrecht 
jen fei, die Straffälligfeit feines beleibigenden Benehmens gegen 
derichtöabgeorbneten nicht aufheben Tann.“ 


Rr. 48. 


fuſcherei; Gefährdung eines Menſchenlebens nicht 
erforderlich. 


. 9. . b. 19. 1851 2 (2.6. .) 6.3. 
€. $. Eutſch. v. 9 Mg 1651, De 5014. (8.6. Botzeu.) ©. 3. 


Bei Verwerfung der Nichtigfeitöbef—hwerde bes nach F. 393 
3. 2. verurtheilten A erflärte der oberfte Gerichtshof, „daß 
Turpfufcher wirklich ein Menfchenleben gefährdet wurde, wirb 
dem Gejege zu diefer Uebertretung nicht erforbert, fondern es 
ur vorausgeſetzt, daß durch die Curpfuſcherei im Allgemeinen das 
liche Leben gefährbet erſcheint.“ 
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Nr. 49. 
Unzurechnungsfähigkeit teog vorhandener böfer Abficht. 
Berm. €. 5. Entf. v. 19. Muguf 1051, Mr. 5972. (8. ©. Zroypan) 
6. 3. 1851, Nr. 212. 


Die Gefhwornen hatten den A , ſchuldig“ gefunden, die B in 
feinbfeliger Abſicht verlegt und dadurch getöbtet zu Haben. In Be— 
antwortung einer Zufagfrage erflärten fie, er habe bie That in einer 
durch Schlaflofigkeit, Gemüthsaufregung und Berauſchung bewirkten 
Sinnenverwirrung, in welcher er fid feiner That nicht bewußt war, 
begangen. Die Staatsanwaltfhaft fand Hierin einen Widerſpruch 
und ergriff gegen das Urtheil, womit A von ber Anklage bes 
Berbrechend des Todtſchlages freigeſprochen wurbe, bie Nichtigfeits- 
beſchwerde; biefelbe wurde vom oberften Gerichtähofe verworfen: 

„Um die Zurechnungsfähigkeit nah F. 2 St. ©. B. auszu- 
ſchliehen, wird nicht gerabezu erforbert, daß die That ohne Be— 
wußtfein und Abſicht unternommen worben fei, es kann ſelbſt bei 
einer im Momente der That mit böfer Abficht unternommenen Hanb- 
tung die Zurechnung ganz ober theilweife ausgefchlofien fein, wenn 
bie Bedingungen des $. 2 eintreten, wenn nämlich der Thäter unter 
dem Einfluffe von Umftänven gehandelt hat, welche, wenn aud nicht 
Ki Bewußtſein, body feine freie Thätigleit ganz ober zum Theile 
aufhoben.“ 


Nr. 50. 
„Tüdifch. zugefügte Körperbefhäbigung. \ 
Bern. €. 5. Entf.» 2. Spa 11, AEG. Rüniggrig,) 


„Bon dem Landesgerichte wurde ald erwieſen angenommen, 
daß bie Befchäbigte von der Angeffagten von rüdwärts, ohne daß fie 
ſich dagegen vorjehen Konnte, angefallen und mit der Sichel an ber 
Hand fo ſchwer verlegt wurbe, baß fie hierdurch im ihrem Erwerbe 
behindert ift. . . Betreffend nun bie Frage, ob biefer Anfall tüdi- 
ſcher Weife gefchehen fei, fo muß bemerkt werben, daß Tüde von 
Seite des Thäters einen fo geheimen und überraſchenden Vorgang 
voransfegt, daß man ber brohenben Gefahr einen Widerſtand nicht 
entgegenzufegen im Stande ift, daher jeder Angriff, den man voraus- 
zuſehen und gegen ven man ſich zu vertheibigen und ihn abzuwehren 
nicht vermag, ein tüdifhher genannt werben muß.“ 


Strafrechtliche Entfgeidungen. 3 
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Nr. 51. 


iachung von Theilen als Münze geltender öffent 
licher Creditpapiere. 


5 9. Eutſch. v. 21. ee 5873. (2. ©. Brünn.) ©. 3. 


Der Umftend, daß in Folge der Zeitereignifle wegen Mangels 
ber» und Scheidemunze im Verkehre dieſe Banknoten getheilt, 
einzelnen Theile nicht nur von Privaten, fonbern aud von 
ionalbanf und den Iandesfürftlichen Kaflen angenommen werben, 
t diefen Banknoten keineswegs bie benfelben geſetzlich zugeftan- 
genfhaft eines öffentlichen, al Münze geltenden Erebitpa- 
Diefe Viertel waren im Umlaufe und bilveten fir ſich ein zur 
zabung geeignetes Gelbvorftellungszeichen, fie find nach dem 
ten Theile eines öffentlichen, als Münze geltenden Erebits- 
}, und bie Nachmachung verjelben bildet... . . das Ber- 
der Verfälſchung öffentlicher, als Minze geltender Credits⸗ 
“ 





Ne. 52. 
ligung an einem Raufhandel. Sichtbare Mert- 
male umd Folgen. 
ĩ. 9. Eutſch. v. 25. Auguſt 1851, Nr. 5329. (R. ©. Brig) G. 3. 
9. eat — Nr. Ais ri) 
Jer oberfte Gerichtshof erflärte, daß „bie Uebertretung des $. 163 
) St. ©. 8. nur Jene begehen und wegen berfelben nur Jene 
werben können, welde bei einem Raufhandel einem Andern 


slegung mit fichtbaren Merkmalen und Folgen zugefügt haben, 
einer ſolchen Berlegung Theil genommen haben." 


Nr. 58. 


Eurpfufcherei: Gewerbsmäßigkeit. 


Eutſch. d. 28. Auguft 1851, Ne. 5494 nnd 5691. (2. ©. 
"5 Eu u deegu a ‘ 


Jei Verwerfung der Nichtigleitsbefchwerbe bes nach $. 343 
B. verurtheilten A bezog der oberfte Gerichtshof fih auf 
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deſſen Geſtändniß, daß er „fh durch Einfammeln von Kräutern und 
Verabreichung derfelben an Kranke erhalten habe,“ und daß er fih 
„wenn auch nicht durch directe Abforderung, doch durch erwartete 
und ſelbſtverſtandene Belohnung feiner Rathſchläge und Heilmittel“ 
einen Erwerb verſchafft habe. 





NR. 54. 


Gefährliche Drohung. Concurrenz derfelben mit ber 
Beleidigung eines öffentlichen Beamten. 


Bern. €. 5. Eutſch. v. ® A 1a, Fa E ©. Leitmerig.) 


Der Ungeflagte und ein Genofle vesielben Hatte gegen bie 
Mitglieder einer Commiſſion der Bezirkshauptmannſchaft, melde bei 
ihm Bier confisciven follte, die Drohung vorgebracht, daß derjenige, 
welcher ven Keller betrete, des Tobes fein wůrde. Zugleich brach er 
in Schimpfworte gegen ben Bürgermeifter, welder Mitglied der 
Eommiffton war, aus. Der Ungeffagte, auf Grund bes 8. 70 
1. Th. ($. 81) St. ©. B., und des 9.72 II. Th. ($. 313) ver- 
urtheilt, Täugnet den „gefährlichen“ Charakter ber Drohung und 
die Buläffigfeit der Annahme’ einer Concurrenz. Die Berwerfung 
feiner Beſchwerde warb folgendermaßen begründet: 

1. Gefährlich wird die Drohung dann, wenn biefelbe ein das 
Leben oder die Gejundheit bebrohendes Uebel beinhaltet und bie fie 
begleitenden Umſtände von der Art find, daß aller Wahrſcheinlich- 
teit nach ber fogleiche Vollzug zu beſorgen ſteht ... Wenn nun 
gleich Befmerbefühter und fein Genofje nicht mit lebensgefährlichen 
Werkzeugen verfehen waren, fo läßt fih dennoch biefer Drohung 
der Charakter der Gefährlichkeit nicht abſprechen, denn, da Beide 
ſich in einem aufgeregten Zuſtande befanden, und biefer Eine ſchon 
Vorbereitungen zum Angriffe machte, fo fonnte die Commiſſion mit 
Grumd beforgen, daß, wenn fie zur Vollführung des amtlichen Auf- 
trages ſchritte, fiherlich ein over das andere Commiffionsmitglied ent- 
weber das angebrohte Uebel oder fonft ein Körperlicher Nachtheil treffen 
werde, Es wurde baher ganz richtig von dem Landesgerichte ber 
8. 70 (8. 81) I. Th. des St. ©. B. auf biefe dem Beſchwerde - 
führer zur Laft gehenbe That angewendet. 

2. Was weiter die bemfelben angefchuldete Mebertretung ber 
Ehrenbeleibigung des Bürgermeifters, 8. 72 des II. Th. (8. 312) 
des St. ©. 8. betrifft, fo iſt ... dieſe Handlung nicht ſchon, wie 
Beihhwerbeführer vermeint, in bem Verbrechen ber öffentlichen Ge 
waltthätigteit enthalten, ſondern fie fteht als ein abgelondertes Fac- 

3* 
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indem ſelbe nicht darauf abzielte, um der Widerſetzlichkeit 
Amtshandlungen des beorberten Secretärs mehr Nachdruck 
ſondern nur, um dem Bürgermeiſter eine Ehrenkränkung 


Nr. 55. 
senz von Betrug durch Fälſchung von Stämpeln 
mit der Webertretung der Finanzgeſetze. , 
9. Entf. v. 3. Kuga esy, 3.50. (& 6. Sin) 6.3. 


n Angeklagten fällt zur Laft Fälſchung von Stämpelpapier 
uf desſelben. Sie behaupten, auf ihre That feien nur die 
3. 5 und 416 bes Geſetzes über Gefälsübertretungen 
r. Der Coffationshof bemerkt: 
3 ift jedenfalls unrichtig, daß in dieſem Falle dem Straf 
Berbrechen durch jenes über bie Gefällsitbertretungen derogirt 
i, ba die Frage, was Verbrechen iſt, nur nad) dem erftern 
:t werben Tann, Wenn das Kundmachungspatent biejes 
defetes alle früheren über bie Zweige ber inbirecten Be- 
enthaltenen Strafbeftimmungen aufgehoben Hat; fo hat bieß 
gemeinen Strafgefege und die Polizeivorfchriften Feine An-⸗ 
wie foldes im $. 103 des St. ©. über Gefälls- 
gen Mar ausgeſprochen ift; und es wirb bort ausdrücklich 
„fo ferne nicht das gegenwärtige Geſetz eine andere An- 
etroffen hat.“ Eine derlei abändernde Anorbnung ift aber 
8. 410 de8 St. ©. über die Gefällsübertretungen 
ılten. Wenn nun in einigen, in ber Beſchwerdeſchrift bes 
aragraphen biefer Strafbeftimmung ausbrüdlic; beigefügt 
ne die allgemeinen Strafgefete nicht Anwendung finden,“ 
nit Rückſicht auf obigen $. 103 um fo mehr gefolgert 
iß in den übrigen Fällen eine Collifion beider Strafgefetze 
nommen worben fei, und daß bie Imtputation nach ben 
egen flattzufinden babe, wornach alfo nebft ber criminellen 
auch die Gefällsftrafe einzutreten hat; wo übrigens nicht 
jen ift, daß bie criminelle Beſtrafung bei dem Ausmaße 
zſtrafe in billige Berückſichtigung gezogen werbe.“ 
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Nr. 56. 
Diebftahl an „verſperrten“ Sachen. 
Berw. €. H. Entfd. v. 1. sa 1851, 3, 0200. (6. Wien) 6.3. 


„Es ift allervings richtig, daß fowohl bie älteren als neueren 
Strafgefeßgebungen den Diebftahl an verfperrtem Gute nicht bloß 
feiner objectiven, fondern auch feiner fubjectiven höheren Strafbar- 
keit wegen ftrenger beftrafen, da fi bie höhere Gefährlichkeit des 
Thäterd durch die zur Ueberwindung ber Hinberniffe nöthige, ftärs 
tere böfe Triebfever erweifet. Allein ber Begriff der Verfperrung 
eines Gutes fällt nicht mit einer folgen Verwahrung zufammen, 
deren Wirkung nur durch gewaltfame Wegräumung ober liftige Er— 
Öffnung der Verſchließung befeitiget werben Tann. Es ift eine buch 
die Theorie und bie langjährige Praxis in Oeſterreich feftgeftellte 
Auslegung des Gefetzes, daß das Offenlaffen eines Fenfters, an ſich 
betrachtet, das Haus nicht (wie die Vertheibigung anzunehmen ſchien) 
als unverfperrt darftelle, und daß Diebftähle, bie nicht etwa durch 
einfaches Greifen nad ven am nieberen offenen Naume liegenden 
Gegenftänden, fonbern durch ein mittelft Leitern bewerfftelligteg Ein- 
ſteigen verübt werben, als Diebftähle an verfperrten Gute anzufehen 
find. Die Kühnheit eines Diebes, der durch das Dachfenſter oder 
den Schornftein eines wohl verſchloſſenen, felbft hohen Gebäudes, in 
deſſen innere Räume mittelft einer zufällig in der Nähe befindlichen 
Leiter einzubringen wagt, ift noch größer als desjenigen, ber mit 
Nachſchlüfſeln ſich in felbe einſchleicht. Daß das Landesgericht im 
gegebenen Falle die Scheune, zumal mit Rüdfiht auf die Befchaffen- 
heit des barin verwahrten Gutes bei verſchloſſenen Thoren, unges 
achtet des offenen Raumes unter dem Dade als gefperrt, und fomit 
das geftohlene Korn als verfperrtes Gut anfah, if vollkommen ge- 
gründet, denn ber Dieb Konnte nur mittelft angelegter Leiter und 
Ueberwindung nicht unbebeutenber Hinberniffe der Verwahrung acht 
Metzen Korn daraus enttragen." 
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Ne. 57. 
rug (Meineid): Abſicht zu ſchaden. 
fd. v. 4. erh, 3,5000. (8.6. Junsbrut) 6. 3. 


in einem Paternitätsproceffe einen Meineib ge 
h, wie bie Geſchwornen dem „Schuldig“ beifügten, 
Abſicht, ſich durch dieſen falſchen Eid der Zahlung ber 
ı fir das Kind zu entziehen.“ Der Caſſationshof 
Schwurgerichtshofe trogdem ausgeſprochene Verurthei- 
„Der falſche gerichtlihe Eid ift ſchon aus der Be- 
: That, ohne alle Rüdfiht ob dadurch irgend ein 
Dritten an feinem Vermögen oder Einfommen beab- 
ıgefügt wurbe, als das Verbrechen des Betruges an- 
beftrafen.” 





Ne. 58. 
enbeleidigung: Nachtheil am Aufe? 
ag. u. 4 —E won. R. 6. Königgräg.) 


iefen wurbe angenommen, daß A fäljchlih ven B ber 
daß er fein Weib ermordet habe. Der oberfte Ge- 
xy die Nichtigleitsbeſchwerde: „Der in der Beſchwerde 
Umftand, daß B an feinem Rufe feinen Nachtheil 
dem Maren Wortlaute bes Geſetzes den Beſtand bie 
g nicht befeitigen. « 
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Nr. 59. 
Münzfälfehung: Dolus. 
Verw. €. 9. Entih. v. 4. ea RR ©. Renten) 6.3. 


‚ A warb freigefproden, weil er zwar falſche Zwanziger gemacht 
hatte, aber ver Abftcht, fte in Verkehr zu fegen nicht überwieſen 
war; er gab an, baf er fie bei einem Spiele als |. g. Brechel⸗ 
ſchredgeld verwenden wolle. Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen bie 
Freiſprechung warb mit folgender Begründung zurüdgewiefen: 

nenn aud) das Gefet bei Beftimmung einzelner Verbrechen 
den böfen Vorſatz insbefonbere herauszuheben für nothwendig fand, 
fo folgt daraus noch nicht, daß bei ben übrigen Verbrechen, wo der 
böfen Abſicht nicht insbeſondere erwähnt wird, biefe immer ſchon mit 
der das Verbrechen objectiv begründenven That an und für fi un- 
erläßlich verbunden gebadt werben müffe. . . . Bei bem Verbrechen 
der Münzverfälfhung liegt das Uebel, welches daraus entfteht ober 
doch Leicht entftehen Tann, darin, daß etwas Anderes, als was ber 
allein dazu berechtigte Staat beftimmt hat, als Verkehrsmittel in 
Umlauf komme. Der böfe Vorſatz ift alfo darauf gerichtet, die ver 
fertigte ober verfälſchte Münze als Verkehrsmittel, d. i. als echtes 
Geld, zu benüten. Die böfe Abſicht Tann nun im manden Fällen 
der Müngverfälfhung fen aus ber Befchaffenheit der That, aus 
den Umftänden ‚unter welden bie Verfertigung ber unechten Münze 
erfolgte, alerbings zweifelhaft fein, insbefonbere, wenn auch noch ber 
Umftand Hinzutritt, daß gar Fein Verſuch gemacht wurde, das Er- 
zeugniß ais Münze in Verkehr zu bringen." 


Nr. 60. 


Flucht, um fich ver Zahlung einer Schuld zu entziehen: 
Beruntreuung — oder — Betrug? 

Caſſit. Entf. v. 4. Sept . 6772. (2. ©. Br. 63. 

ffir. Entf. v. 4. Sept. a a. . G. Wr. Neuſtadt) ©. 3. 


A fand mit der Bauunternehmung B in gefhäftliher Verbin- 
dung; er hatte an biefelbe Steine zu Tiefern. Die Leute, welche A 
zur Gewinnung ver Steine benöthigte, wurden von ihm aufgenommen 
und von ihm zu gewiflen Zeitabſchnitten bezahlt. Zu dieſem Ende 
erhielt A von ber Unternehmung mandmal Borfhüffe. Nach Exhalt 
eines folden entfernte ſich A, ohne die Arbeiter gezahlt zu haben. 
A wurde wegen Betrug verurtheilt; feiner Nichtigfeitsbejchwerde wurde 


* 
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n Gerichtöhofe ftatt gegeben. „ES ſteht A zu ben Ar- 
im Berhältniffe, das aus einem Lohnvertrage ſich be» 
d infofern er ven Lohn’ nicht gezahlt hat, in dem Verhält- 
Schuldners zu feinem Gläubiger. Beruntreuung Tann 
vorliegen, da ihm die Arbeiter kein Geld anvertraut 
von ber Bauunternehmung ihm ausgezahlte Geld war 
um, und es kann nicht behauptet werben, daß es aus- 
ur Bezahlung ber Arbeiter beftimmt war. 8. fehlen 
alle Merkmale des Betruges, denn es läßt fi nach dem 
ıt fagen, daß der Schuldner, welcher feinen Gläubiger 
‚ felbft wenn er das Geld dazu in Händen hat, in Irr- 
da 8. 176 I. Th. (197) St. ©. B. hierzu die Ver— 
Betrogenen zu einer ihm ſchädlichen Handlung, nicht aber 
hm nachtheiligen Dulbung forbert ... Die Forderung 
e ftellt fih als eine civilrechtliche Forderung dar, daher 
nichts zur Begründung einer ſtrafrechtlichen Hanblung 
ante, ſowie auch der Flucht ſelbſt nur im civilrechtlichen 
egegnen geweſen wäre. Daß aber A ſchon bei Aufnahme 
tr auf bie Bevortheilung berfelben.gebacht habe, Tann nicht 
n werben,“ 


Nr. 61. 


der Nothzucht; Dazwiſchenkunft eines fremden 
Hinderniffes, 


Entid. v. 11. en 6122. (2. 6. Cilli) ©. 3. 


ertiefen ift anzunehmen, daß A eine zur Vollbringung 
ung ber B führende Handlung unternommen und gleich 
hm von ihr entgegengefegten Wiberftand mit Gewalt zu 
geſucht hat, die Vollbringung biefer mit Gewaltverübung 
Sendung aber in Folge des Hilferufens der Veleivigten 


ke Thatumftänbe faflen, nach Ausſpruch des oberften Ge- 
at den ſtrafbaren Verſuch des Verbrechens ber 
n ſich.“ 
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Nr. 62. 


Beleidigung von öffentlichen Beamten: Widerſtand ge 
gen unberechtigte Acte derfelben. 


. €. 9. . db. 15. . 1851 . 6128. (2. ©. 
Bew. €. 9. Eutſch. vi ee 128. (2. ©. Troppan.) 


Als erwiefen wurde angenommen, baß bie Finanzwachaufſeher, s 
um bie Anhaltung ver von A eingeſchwärzten Kalbin zu bewirken, 
über den Gartenzaun in beflen Hof eingeftiegen fin, den A mit der E 
Kalbin angehalten, ex ſich jedoch gewaltfam gegen bie Auffeher wider⸗ 
fett Habe. Die Nichtigkeitsbeſchwerde bes nad SS. 72, 73 II. TH. 
(8.312.313 St. G. B. verurtheilten A, welcher geltend machte, daß die 
Finanzwachaufſeher ihre Amtsbefugniffe überſchritlen haben und er nur 
fein Hausrecht geltend machte, wurde verworfen: „Abgefehen davon, daß - 
es einem in einer Gefegesübertretung betretenen Beſchuldigten nicht J 
zuſteht, zu entſcheiden, ob das Organ ber Regierung durch die unter- 
nommene Handlung feine Amtsbefugniſſe überfchreite, ex fonach für 
feinen Fall zu einer Wiberfeglicfeit gegen dasfelbe berechtiget, fon- 
dern ihm bloß die Beſchwerde bei der worgefegten Behörde desſelben 
freigelaſſen iſt, waren bie Finanzwachaufſeher ..... in ihrem 
vollen Rechte.“ 


Nr. 63. 


Raufhandel ohne vorausgegangenen Wortftreit. 
Bern. €. 9. Entih. v8. vo, ir. 6968. (&. ©. Roverebo) 


Bei Verwerfung ber Nichtigfeitöbefchwerbe des wegen Ueber 
tretung des Raufhandels nad $. 411 St. ©. B. verurtheilten A, 
melcher geltend machte, es fei der ihm zur Laft gelegten Hanblung 
ein Wortwechfel gar nicht vorausgegangen, erflärte der oberſte Ge— 
richtshof: „mweber ber 8. 163 I. Th. (411) nod ter Sprach- 
gebrauch fegt bei einem Raufhandel einen vorausgegangenen Wort- 
ſtreit voraus.“ 
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Re. 64. 


ftung zur Körperverlegung ; Verantwortlichteit des 
Anftifters für den Grad der Verlegung, 


.$- . d. 18. ꝑ . 6577. (2. ©. E ) 
€. 9. Entid. v a m. (R. 6. Vöhmiſqh⸗Leippa.) 


„Da das Landesgericht als erwiefen angenommen bat, daß 
serbeführer bei der auf bem Hofe feines Bauerngutes von ben 
Burſchen gegen bie Przitrumer Burſchen ausgeübten Gewalt 
eit ſowohl beim Beginne, als aud im Zuge berfelben den 
zurief: ‚Haut zul’ fo kann man hierin nur für bie Locher 
en eine Nneiferung zur Mißhanblung ihrer Gegner finden, 
allerdings eine Mitfhuld an dem von ben erfteren verübten 
‘hen, d. i. an ber ſchweren Förperlichen Verlegung und an ber 
vetung ber förperlihen Sicherheit im Sinne bes $. 5 I. Th. 
it. ©. B. erkannt werden muß. Dagegen läßt fi nicht ein« 
4 baß A bie ſchwere Verlegung des B als nothwendige Folge 
maltthätigen Ueberfalles nicht habe vorherfehen Tönnen, ihm 
auch jene Aneiferung nicht als Mitſchuld angerechnet werben 
venn ber Zeuge C beftätiget ausbrüdfih, daß Vefchwerbe- 
gerufen babe: ‚Haut zu, bamit fie nicht mehr nah Haufe 
Tonnen!“ Er bat daher felbft eine mit größerem Törperlichen 
weile verbundene Mißhandlung gebilligt, als deren unmittelbare 
ſich dann die ſchwere und lebensgefährliche Verlegung des B 
ftellte. Zudem wurbe die Mißhandlung B's mit ſolchen Werk 
volführt, daß nad) deren Beſchaffenheit der Vefchmerbeführer 
fehen mußte, daß eine Iebensgefährliche Beſchädigung ein 
werde.“ 


Nr. 65. 


ibeleidigung. „Oeffentlichkeit“: im Freien und 
vor dritten Perfonen. 
€. 5. Eutſch.v. 22. z8) 1851, Dr. sri. C ©. Wien) 6. 3. 


Der wegen Uebertretung ber Ehrenbeleidigung nad 8. 496 
. B. verurtheilte A machte in ber Nichtigkeitsbeſchwerde gel- 
daß bie That nicht öffentlich gefchehen fei; die Beſchwerde 
vom oberften Gerichtshofe verworfen: „Nachdem B Bor« 
8 um 9 Uhr von A im Freien beim Halstuche gepadt und 
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mit Hilfe des C in bie Wohnung bes B gefchleppt win 
die nähere Erörterung, ob ber Vorgang am öffentlichen 
fand, um fo überfläffiger fein, als ber Vorfall von 2 
fehen wurde." 


Nr. 66. 


Berfertigung falſcher LXotterieliften: Privatın 

Unbeftimmtheit des erwachſenen Schade 

Berw. €. H. Entfd. v. 25. Geht. 1851, Nr. 6960. (2. G. Tı 
1851, Nr. 254. 


Bei Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde bes w 
bredien des Betruges verurtheilten A erflärte ber oberfti 
bof: „Die Vertilgung der Originallotterie» Spielliften ur 
fertigung falſcher Liften von Geite eines Lottecollectant 
Abſicht dem Lottogefälle die von den Parteien gemachten & 
inr Betrage von mehr als 25 fl. zu entziehen, begrünbel 
brechen des Betruges durch Verfertigung von falſchen Priv 
und e8 ändert in Bezug auf die Strafbarkeit der That 
der Sache, daß nad; dem Ergebnifle der Lottoziehung um 
Eigenthümlichkeit des Lottofpieles dem Gefälle bei richtig 
gung bes Spieles vielleicht eine Gewinnsauszahlung obgel 
die ben bemfelben entzogenen Einfag weit überftiegen hät! 


Re. 67. 
Gewaltthätigleit gegen öffentliche Beamte. — 
ftand gegen geſetzwidrige Acte der Letter 
Bern. €. 5. Entfä, v. 29. Sept. 1851, Ir. 576... 6. Bil 
1, Nr. 257. 


Der nach 8. 70 1. Th. (8.81) St. ©. B. verurtheilte 
der Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß die Gensb’armen nid, 
gewejen wären, ihn zu arretiren, meil der Bürgermeiſter 
tirung geſetzwidrig veranlaßt Habe; bei Verwerfung der 9 
beſchwerde erflärte der Gerichtshof, „daß es Niemanbem 
feinen Umftänden geftattet ift, ſich den Anorbnungen eir 
fegten und ben Verfügungen ber gefeglichen Organe ber 
gewalt mit roher Gewaltthätigkeit zu widerſetzen.“ 
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Nr. 68 


rtretung gegen bie Fürperliche Sicherheit (S. 431 
st. ©. 8.) durch Hervorrufung von Schreden. 
©. 5. Entf. m. 2. Dt, — Wh, 7900. C 6. Boten) 6.3. 


„Es kann mit Grund nicht behauptet werben, daß bie dem Ange- 
ı fhulogegebene That unrichtig unter ven 8. 183 II. Th. (8.431) 
. B. fubfumirt wurde, unter welchem alle Handlungen und Ueber- 
gen begriffen find, beren Gefährlichkeit oder Schädlichkeit in 
ung ber Förperlichen Sicherheit von Jedermann leicht einge 
werben fann, denn es muß von dem Caffationshofe nach dem 
atniffe des Landesgerichtes als erwiefene Thatſache angenommen 
3, daß ber Angellagte die B wirklich bei dem Halfe genommen, 
das aus dem Sade gezogene Rebmeſſer an ihr in brohender 
ing angefeßt, daß die ihr nach dem Vorfalle zugeftoßene Krant- 
inzig und allein in. bem erlittenen Schreden ihren Grund habe, 
aß fie bei ber brohenben Stellung des Ungellagten mit einem 
raltenen Meffer jedenfalls Urſache hatte zu fürchten, er werde 
mit ein Leib zufügen. Daß nun aber eine folhe Handlung 
chaffen ift, daß deren Gefahr oder Schäplichkeit in Anfehung 
wperlihen Sicherheit von Jedermann leicht eingefehen werben 
kann um fo minder beftritten und bezweifelt werben, als ver 
ndene Schreden bes Mädchens in fo jugendlichem Alter bie 
ichfte Folge der erlittenen Mißhandlung ift, und bie Erfahrung 
Jenlige beweift, welche Uebel ein Schreden zur Folge haben 
I er im concreten Falle auch wirklich bedeutende Uebel zur 
jatte,“ 


Nr. 69. 
Veruntreuung: „Vorenthalten“; Dolus. 
€. H. Entf. v. 6. Oct. 1851, 3. 7475. (8. ©. Prag.) ©. 3. 
Bu 1851, Nr. af. @ 6.9) 0.3 


A hat Gelber, die ihm als Curator von Waifen zulamen, 
abgeführt und es können biefelben von ihm wegen feiner Ver 
Sloſigkeit auch nicht zwangsweiſe eingebracht werben. Der 
treuung „ſchuldig“ gefprochen, beruft er ſich darauf, es fei nicht 
U behauptet worden, baß er die Gelber für ſich verwendet habe. 
Saffationshof bemerkte: 
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„Dadurch, daß in dem bezogenen $. 161 I. Th. (8. 181) bas 
Borenthalten und Zueignen anvertrauten Gutes duch das Wörtchen 
‚ober‘ gejchieven find, wird unzweifelhaft feſtgeſetzt, daß eine oder 
die andere dieſer Hanblungsweifen zur Vollendung der Beruntreuung 
genügt, und es iſt baher ver in ber Nichtigfeitsbefchwerbe angeregte 
Umftand, daß eine Verwendung biefer Gelder zu eigenem Gebraude 
nicht beiwiefen fei, aud in bem Wahrfpruche nicht Liege, ganz indif- 
ferent. Die böfe Abſicht, abgefehen, daß in diefe Frage als eine 
Thatfeage von dem Caffationshofe nicht einzugehen ift, Tiegt bei ver 
Beruntreuung nicht in ber anderweitigen Verwendung bed anver- 
trauten Gutes, ſondern in dem Bewußtfein, daß man ein anver- 
trautes Gut vorenthalte ober ſich zueigne; fie liegt in ver bem An- 
geffagten zur Laft fallenden That, in der Handlung felbft, in dem 
Begriffe des Vorenthaltens." 


Nr. 70. 


Ehrenbeleidigung: Beſchimpfung bei Abwehr einer 
Rechtsverlekung. 
Berw. €. 9. Entf. v. 9. ah, Tr 6 Gr) 63. 


Das Eigenthum einer Wiefe und darauf befindliher Brunnen- 
ſtube war zwiſchen B und C ftreitig; ber Gemeinbevorftanb ließ ein 
Schloß an die Stube anlegen und beftellte ven A als Wächter. 
As B tam, um das angelegte Schloß abzureißen, fhimpfte ifn A 
nDieb, Räuber”, und würgte ihn. A wurde wegen Uebertretung ber 
Ehrenbeleidigung verurtheilt und feine Nichtigkeitsbeſchwerde ver- 
worfen: „Die von A gegen B gebrauchten Schimpfworte: „Dieb, 
Räuber“ ſchließen unter den vorliegenden Umftänden, (melde ven B 
nicht als folden dem A erkennen laffen konnien), ven Begriff einer 
widerrechtlichen Ehrenbeleidigung in ſich, wodurch die bloße Abwehr 
des Eingriffes in die Brunnenſtube ohne alle Nothwendigkeit über- 
ſchritten erſcheint.“ 


Nr. 71. ” 
Curpfuſcherei: Gewerbsmäßigkeit. 
6. Cutfß. m. 9.0 1a, 77. RG Wien) 6.3 


er oberfte Gerichtshof wies die Nichtigkeitsbeſchwerde der wegen 
ung ber Curpfuſcherei verurtheilte A zurüc, weil aus ven Um- 
jervorging, baß A fidh mit ber Behandlung ber Kranken „des 
8 wegen“ befaßte und „baher das Gefhäft gemwerbsmäßig“ 


Nr. 72. 


'etzlichkeit gegen Gemeindeorgane, welche Privat 
rechte der Gemeinde ausüben. 
8. Entfd. v. 13 Ber 32,770. R- ©. Trient) 6.8. 


Die Gemeinbevorftehung ift zwar ... hinſichtlich ber niebern 
jei und der niebern berlei Bergehungen als eine Obrigfeit 
1; nicht aber auch bezüglich der Privatpfänbungen von Vieh, ! 
e in ben Oemeinbewalbungen nad 8. 1321 a..b. ©. ©. 
:efle ber Gemeinde durch bie Gemeindewaldhüter vornehmen 
‚er Wierfeglichfeiten gegen die Letzteren nicht das Verbrechen 
tlihen Gewaltthätigfeit ober die Uebertretung der Wadhebe- 
begründen. * 


, ° 
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nf. ©. 16. Det. 1851, Mr. 7957. (2. ©. Reigenbeig) 6. 3° © 
ii 1881, Nr. 21. ‘ eigenberg,) VA 
Fü: 
8 erwiefen wurde angenommen, baß A, welcher von B ein pi 
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€ gefauft hatte, über den ſchuldigen Kaufsſchillingsreſt fich 23 
ne falſche Quittung anfertigen ließ und, dieſelbe dem D zur 
g des Löſchungsgeſuches übergab; letzterer, welcher Bedentenc 
achte den Vorfall zur Anzeige. — Der oberfte Gerichtshof 7 
m bie Ausführung, daß ein Schaden nicht zugefügt werben 
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onnte, weil B unter Curatel ſtand, und daß C, welder bie falſche 
Quittung geſchrieben hatte, nicht eruirt werben konnte, den Thatbeftand 
des Betruges hergeftellt und bemerkte: „Aus dem Umflande, daß 
B unter Turaiel fand, läßt ſich nicht folgern, daß ein völlig un« 
taugliches Mittel angewendet wurde; denn es iſt nicht fihergeftellt, 
daß dem Mealrichter die perſönliche Unfähigfeit bes B zur Äusſtel- 
fung der Quittung befannt war. . .; und es ift wohl micht zu über» 
fehen, daß bei derlei Irreführungen auch immer mehr ober weniger 





Nr. 74. 
Nothwehr des Angreifers? 
Berw. €. 9. Entf. v. 16. 2 200. © 6. Bin) 6.3. 


Wegen Körperverlegung verurtheilt, machte A in der Nichtig- 
keitsbeſchwerde geltend, daß er in Nothwehr geweſen fei. Der oberfte 
Gerichtshof erflärte bei Verwerfung ber Beſchwerde: „Der Hergang 
ſtellt ſich in folcher Art dar, daß nicht B, fondern A umb zwar zwei- 
mal ber angreifende Theil gewefen ift, baher von Notwehr auf 
feiner Seite feine Rebe if.“ 


Nr. 75. 


Tödtung eines Menſchen in Folge von Nichtbenuf- 

fihtigung eines (mit Ochſen) beipannten Wagens: 

Culpoſe⸗ Tödtung oder gebetzetung des 8. 430 
t. G. B. 


. €. $. Eutſch.v. 20. Oct. 1851, 3.8029. (8. ©. Rovigno) ©. 3. 
Bern. €. 6. Enf6. v. 20. Dt, 1, A (@. ©. Rovigno.) ©. 3 


Beſteht auch Yein pofitives Geſetz, fo ift es eine von felbft 
verftandene natürliche Pflicht, Wagen mit Zugvieh befpannt nicht 
ine Aufſicht auf Öffentlicher Straße ftehen zu laſſen, weil Jever- 
mann bei ber gehörigen Aufmerkſamkeit einfehen kaun und muß, daß 
Zufälle von was immer fir einer Art ſich ereignen Können, wodurch 
das Vieh ſcheu gemacht ober fonft in Bewegung gefegt und ein Uns 
glüd oder eine Beichäbigung herbeigeführt werben fan, Mer eine 
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emeine Pflicht unterläßt, ſei es auch nur aus Verſehen 
loſigkeit, macht ſich demnach für die Folgen auch vor dem 
e verantwortlich, und ba num erwieſen iſt, daß ber An« 
inen mit Ochſen beſpannten Wagen ohne Auffihteauf ber 
Straße ſtehen ließ und dieſes Verfahren... das unglüd- 
miß, wodurch B das Leben verlor, zur Folge hatte, fo iſt 
Hagte . . . mit Recht des Vergeheng nad) 8. 89 II Th. 
ſchuldig erkannt worben, uud ber 8. 182 ©. ©. B. 
} 430) ift zu feiner Vertheidigung deſto weniger geeignet, 
Paragraph das bloße Freiftehenlaffen der Pferde, ohne 
schaden erfolgt, ſchon als ftrafbar erffärt, und baher eine 
:e Art von Uebertretung zum Gegenſtande hat.“ 


Nr. 76. 


fte® Beichädigung fremden Eigenthums durch 
Abwehr einer Rechtöverlegung unternommene 
Handlung. 


. Entf. v. 3. Nov. 1851, 3. 8682. (2. ©. Rovigno.) ©. 3. 
5. Entfd. v. eier die 6 ovigns.) ©. 3. 


ein fünfzehnjähriger Knabe, verlegte fremdes Vieh, das auf 
be feines Vaters weibete, mit der Sichel. Das Landesge⸗ 
ı „eine boshafte Beſchädigung fremden Eigenthums und 
zöthigen Schu des Grundeigenthumes“ an. Der Caffa- 
ih hierin Tebiglich die Entſcheidung einer Thatfrage. 
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Ne. 77. 
Beginn der BVerjährungsfrift: Zeit des „begangenen 
Verbrechens", 
Gaffr. Entfß- v. 3. Ron. 1951, Mr. 910, @. G. Teich.) ©. 3. 1881, 


A hatte, als er über eine gegen ihn eingebrachte Klage in 
contumaciam verurtheilt wurbe, den Zuſtellungsſchein gefälſcht, um 
fein nad dem Geſetze zu fpät eingebrachtes Reftitutionsgefuch als 
rechtzeitig eingebracht barzuftellen. Er wurbe wegen Betrug verur- 
theilt, Anlaßlich der Nichtigkeitsbeſchwerde erflärte der oberfte Ge- 
richtshof zur Frage der Verjährung, daß diefelbe erſt von bem Zeit- 
punkte zu laufen beginne, als A das legte Mal bei Gericht von dem 
gefälſchten Zuſtellungsſchein Gebrauch gemacht hat. 


Nr. 78. 
Ankauf „verbächtige Waare“. „Wievererftattung” als 
Bedingung der Verjährung diefer Hebertretung. 
Verw. €. $. Entih. v. 18. Bu, gie 008. (& 6. Gyr) 63. 


AS erwieſen wurde angenommen, daß A von einem ihm unbe» 
fannten Danne 40—50 in Papier eingewidelte Stüde Silber, 
unter welden getriebene Arbeit ſich befand und auch bie Gtüde 
eines Leuchters erfennbar waren, gelauft und mit Gewinn weiter 
verkauft habe. Er wurde nach 88.221, 222 IL. CH. (88.473, 474 
a. ©. 8. verurtheilt, und feine Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen, „weil A 
diefe in ber Form, wie fe ausgeboten wurbe, höchſt verdächtige Waare 
von dem ihm unbelannten Dane, ben eben ver Befig und Berkaufsanbot 
biefes Silbers ſchon verdächtig machen mußte, an fich kaufte.“ Die Ein- 
wendung ber Verjährung wurbe zurlidgewiefen, weil „als wahr ange 
nommen wurbe, daß A noch einen Nuten in Haͤnden habe, und 
wäre dieß auch nicht der Fall, fo ift doch gewiß, daß biefe Ueber- 
tretung ber Natur nad; Erftattung zuläßt, und daß dieſe nicht ge- 
Teiftet wurbe*. 


Strafrechtliche EntfGeldungen. 4 
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Re. 79. 


Beleivigung Öffentlicher Beamten: Beleidigende — 
ober — bloß unziemliche Rede. 


. € 8. . v. 13. Rob, 1851, Nr, 9125. (2, ©, Böhm.‘ > 
Ben. €. 6. Entf ©. 3. 1851, Nr. 286. e Im enpe) 

„Die dvem A zur Laft fallenden thatfächlichen Momente redu⸗ 
ciren ſich darauf, daß er zu dem ihn nad) feinen Perfonalien be» 
fragenden Gensv’armen fid äußerte, a) daß biefer, wenn er einen Jeden 
anhalten wollte, auf der Straße figen bleiben müßte und bamit 
nicht fertig werben märbe, bann b) daß auch er (A) die Inſtruction 
und bie Rechte des Gensd'armen kenne.“ Die Yeuferung sub a 
erſcheint zwar unanftändig, (weßhalb aud A von der Bezirkshaupt · 
mannfchaft einen Verweis erhielt), jedoch meber nad $. 72 St. ©. 2. 
1. Th. (8. 312), noch nad) dem Hoflanzleiderrete v. 10. April 1802 
firafbar. Der 8.72 St. ©. B. II. Th. fordert eine Beleidigung, 
d. i. eine Handlung, die geeignet ift, einen Anderen an feiner Perfon 
oder Ehre zu kränken, und das Hoffanzleidecret v. 10. April 1802 
erklärt im $. 3 als bie wörtliche Beleidigung einer Wade die Be- 
ſchimpfung derſelben und ba ber 8. 44 des Gensd'armeriegeſetzes 
v. 18. Jänner 1850 eben nur bie 88. 72 und 73 St. ©. 8. 
U. Th. zur Begründung einer Uebertretung gegen die Gensb’armerie 
beruft, fo Tann aud die wörtliche Beleivigung eines Gensb’armen 
nur im obigen Sinne aufgefaßt werben. Das Urtheil des Landes« 
gerichtes, durch welches A von ber Uebertretung des 9. 72 St. G. B. 
1. Th. losgeſprochen wurbe, erſcheint daher ganz’ dem Geſetze ent⸗ 
ſprechend · 


Nr. SO. 


Bedeutung der mangelnden Legitimation zur Eidesauf ⸗ 
tragung für ben Meineid des Delaten, 
Bern. €. 6. Entf6. v. 13. Ron. 1851, Fr. 9163. (8. G. idin) G. 3. 
1851, Dir. 26. 


A wurbe wegen Verbrechen des Betruges, begangen durch Ab-⸗ 
Tegung eines falſchen Eides, verurtheilt, und feine Nichtigkeitsbe- 
ſchwerde, in welcher er geltend machte, daß B zum Bergleih8abfcjluffe, 
auf Grund deffen der Eid abgelegt wurde, nit bevollmächtigt ge» 
weſen fei, verworfen: „Der Einwurf, daß B zur Abſchließung eines 
Bergleiches auf ben Haupteid nicht bevollmädtigt war (8. 1008 
a. b. G. B.), ſchwindet, ohne in eine weitere Widerlegung einzugehen, 
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ſchon dadurch, daß ber Eidesablegung CO (Mandant bes B) ſelbſt bei ⸗ 
wohnte, daher durch feine ſtillſchweigende Zuſtimmung ben formellen 
Abgang einer Vollmacht für B in dieſer Ausdehnung behob.“ 


Ne. Sl. 


Betrug durch „unechtes Gewicht" und „falſche Wage“; 
Öffentliches Gewerbe; dolus. ’ 
Berw. €. H. Eutſch. v. 17. a 2 >- @. 6. Bränn.) 6. 3. 


Die Einwenbung des A, daß er das faliche Gewicht nicht 
wiſſentlich gebraudt Habe, daß fomit bei ihm ber bei jedem Ver- 
brechen weſentliche böfe VBorfag mangle, weil nad feiner Behauptung 
die beanftändeten Gewichte bei ihrer Anfhafjung echt waren, und 
nur _buch_bie_vieljährige Benützung geringhäftiger geworben feien, 
ohne daß er den allmähligen Abgang bemerken konnte, und hierzu auch 
feinen Anlaß hatte, indem bei mehreren polizeilichen Unterfuhungen 
fi) niemals ein Anſtand bezüglich der Nichtigkeit der Gewichte 
ergeben hatte, wird durch das won ben untern Behörben als wahr 
angenommene Factum, in welchem das Verbrechen des Betruges, 
folglich aud der böſe Borfag liegt, wie auch dadurch wiberlegt, 
weil A’8 Gewichte weber vorſchriftsmäßig geftämpelt, noch vollwichtig 
waren, und bei einigen berfelben fogar mehrere Lothe fehlten, wie 
bei dem Gewichte Nr. 9, was durch Abnügung kaum denkbar ift. 
Im dieſer Beziehung befteht die Vorſchrift, daß die Gewichte der Ge- 
werböleute nad) dem bei ven Behörden befindlichen Muftergewichte in ge- 
wiffen Zeitperioben regulirt werben follen, und es war des Angellagten 
Pflicht, fi von der Richtigkeit feiner Wage und feiner Gewichte ſelbſt zu 
überzeugen und feine Gewichte reguliren zu laſſen, weil er, wie er felbft 
angeführt, wohl mußte, daß fie durch en Gebrauch abgenügt werben, und 
fogar (angeblich) Erväpfel und Heine eiferne Gewichte zur Ausgleihung 
verwenbete. Im ber Hanblungsweife des Bejchwerbeführers, in dem 
Gebraude einer falſchen Wage, in dem fortgefegien Gebraude un 
geftämpelter und unrichtiger Gewichte Liegt daher auch ſchon offenbar 
der böfe Borfag, anderen Perfonen an ihren Rechten zu ſchaden, 
und er würde nad 8. 176 bes St. ©. 8. I. Th. (8. 197) auch 
ſchon dann das Verbrechen des Betruges begangen haben, wenn auch 
noch Niemand einen wirklichen Schaden erlitten hätte, und es Tann 
bie Rat. feiner raflanın Dandlung nicht Änbern, wenn vie -Falger- 
fihen ——— feine Gemigte früher nicht beanſtändeten. 

ferliegt Teinem BSiweifel, dag Reblichfeit im Mafe und Ge- 

wichte bei jedem Handelsgeſchäfte herrihen muß, daß die Gefe- 

gebung daher im 8. 178 lit. c des ©t. ©. B. I. Th. (8. 199 c) 
4* 
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den Begriff eines Gewerbes im allerweiteſten Sinne zum Unter- 
ſchiede der landwirthſchaftlichen Beſchäftigungen annahın, ohne einen 
Unterſchied zwiſchen znftigen und unzänftigen Gewerben ober freien 
Beſchäftigungen aufzuftellen, und daß es bei dem Begriffe und ber 
Gattung einer ftrafbaren Handlung daher feinen Unterſchied macht, 
ob bei einem eigentlichen Polizeigewerbe ober bei einer anbern freien 
Beſchäftigung, welche Bffentlih ausgeübt wird, falſches Maß und 
Gewicht gebraucht werde, da der Grund des Gefeges in dem einen 
Falle eben fo gut paßt, wie in bem andern. 


Ne. 82. 
Meineid: Abficht zu fehaden. 
Ber. €. 9. Eutſch. Ve Fe &. G. Salzburg) 


Der Angeklagte hatte eine Wagenwinde beſtellt und erhalten, 
jedoch die Zahlung vergeigert, weil fie unbrauchbar und vorerſt einer 
Reparatur bebürftig ſei. Auf Zahlung belangt, hatte er den Em- 
pfang der Wagentoinde eidlich in Abrede geftellt, jevod, wie die Ger 
ſchworenen ausſprachen, „nicht in der Abſicht, fih der Zahlung... 
zu entſchlagen.“ Die trogbem ausgefprodene Verurtheilung warb 
aufrecht erhalten. 


Re. 88. 
Ehrenbeleidigung: Bedrohung mit Schlägen? 
Caſſt. Entih- 6. 2. Mob. 1851, RE, 9700. . ©. Rremb) 0.3. 1051, 


AS erwiefen wurde angenommen, daß A bem B mit der Reit- 
peitſche mit Schlägen gebroht habe. A murbe wegen Uebertretung 
der Ehrenbeleibigung verurtheilt, feiner Nichtigkeitsbeſchwerde jedoch 
vom oberften Gerichtshofe ftatt gegeben: „Zum Xhatbeftande des 
$. 241 II. Th. (496) St. ©. 8. genügt nicht die Bebrofung mit 
Schlägen durch Zeichen, fonbern es ift erforberlih, daß Semand 
laut und um gehört zu werben mit Schlägen bebroht werbe.“ 
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Nr. 84. 


Dolus bei dem Verbrechen der Gottesläfterung. 
Berw. €, $. Entfä. d. 24. Rob. 1851, Nr. 9774. @. ©. Bien.) G. 2. 
1851, Nr. '29. 


Der oberfte Gerichtöhof erklärte: . 

Die böfe Abficht bei dem Verbrechen ver Gottesläſterung befteht 
eben nur barin, daß durch mündliche oder fhriftliche Aeußerungen 
offenbare Verachtung gegen bie Gottheit Tundgegeben wird, daher 
viefelbe in dem Gebrauche folder Aeußerungen felbft unverkennbar 
Tiegt, befonbers wenn, wie im vorliegenden alle, die gottesläfterifchen 
Aeußerungen in Gegenwart als religiös befannter Menſchen eben 
aus Anlaß religiöfer Geſpräche ausgeſtoßen wurden, und von dem 
Angeklagten ſelbſt eine Thatſache angegeben wurbe, wodurch ber in 
feiner Handlung felbft liegende, zum Berbredien der Gottesläfterung 
erforderliche böfe Vorſatz, Verachtung gegen bie Gottheit lundzugeben, 
zweifelhaft werben könnte.“ 


Nr. 85. 
Berführung zur Unzucht duch den Mitvormund, 
Ber. €. ö. Entiß. v. 24. Nun. 1651, 3, 0605. C. 6. Bin) 6.3. 
1851, Br. 234. 


nl. Die Verführung liegt darin, daß eine Weiböperfon, ohne 
ſelbſt durch ihr unfittliches Benehmen oder ihre bekannte Lebensweiſe 
dazu aufzuforbern, e8 fei durch Schmeichelei, Aufregung ihrer Sinn- 
lichteit oder auf andere Art dahin gebracht wird, zu einer Unzuchts- 
handlung ſich herbeizulafien, die fe ſonſt nicht begangen, an fid nie 
geftattet haben würde. 

Es wird felbft von dem Angeklagten A nicht behauptet, daß 
bie B fi ihm aus freiem Antriebe zur unerlaubten Befriedigung 
feines Geſchlechtstriebes angeboten, oder ihn durch ein umfittliches 
Betragen zur Unzuchtshandlung aufgeforbert habe; fle wirb vielmehr 
als ein gänzlich unerfahrenes, höchſt fittfames Mädchen geſchildert, 
welches das unzüchtige Benehmen des Angeklagten nur mit Abſcheu 
und Unwillen erfüllte, welcher vielmehr ihre Sinnlichfeit zu erregen 
fuchte, und durch fein moralifhes Uebergewicht ala Mitvormund, der 
eben ihren Bruder in bie Lehre unterzubringen verfpra und durch 
Benägung ihrer Verwirrung und Beftärzung fie dazu brachte, ſich 
zur unerlaubten Befriedigung feines Geſchlechtstriebes mißbrauchen 
zu laſſen. Hierin find ale Merkmale erſchöpft, welche der Sprach- 
gebraud und das Geſetz mit dem Begriffe: „Verführung“ verbindet, 


ohne daß ganz befonbere Künfte dazu erforderlich find. Die Be— i 
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ng des Angellagten, daß eine Verführung nicht ſtattfand, müßte 
feloft dann verworfen werben, wenn ſolche nicht ſchon als 
tage für entfchieven anzufehen märe. 
2. Die Verpflichtung des Mitvormundes zur Mitaufficht 
die Pupillen ergibt fi zweifellos aus dem Schlußfage des 
2 des b. ©. B, welher den Mitvormund verpflichtet, wahr 
ımene wichtige Gebrechen abzuftellen oder dem Gerichte anzu 
. Die Erfüllung biefer gefetlichen Verpflichtung ift ohne Aufs 
Aber die Pupillen nicht denkbar. Aus diefen gefeglichen Be— 
ungen über bie Pflichten eines Mitvormundes geht zweifellos 
c, daß der Angeklagte in biefer Eigenfchaft das Hecht und vie 
t hatte, bie Anleitung feiner Mündel zur Mecticaffenheit, 
ofurcht und Tugend zu überwachen, und ıhr Beftes in jeber 
hung zu befördern, und baf ihm die Mitaufſicht über diefelben 
traut und zur Pfliht gemacht war. Wenn es auch richtig ift, 
ie Erziehung der Pupillen und die Aufſicht über diefelben zu. 
und unmittelbar ber Vormünderin übertragen war, fo hindert 
die richtige Anwendung bes $. 115 des St. ©. B. 1. Th. 
32) auf die That des Angeklagten eben fo wenig, als der Ume« 
daß er durch vier Jahre fein Mitauffichtsrecht nicht ausübte, 
feiner vießfälligen Verpflichtung nicht nachkam; nicht Erſteres, 
er 8. 115 (8.-132) eine unmittelbare und ausſchließende 
t über die Perfon, welche verführt wurde, nicht fordert, und 
ımer richtig bleibt, daß die erwähnten Pupillen, und darunter 
, der gemeinſchaftlichen Aufficht des Angellagten kraft feiner 
llung zu ihrem Mitvormunde von dem Gerichte anvertraut 
1, beſonders da gerade zur Zeit der erwähnten That die Mutter 
Vormünderin derfelben durch längere Zeit, wie er doch wußte, 
im Spitale lag, daher gehindert war, ihre Pflichten als Bors 
erin zu erfüllen, deren Erfüllung daher dem Angeklagten als 
ormund oblag; nicht Letzteres, weil er durch die Unterlaffung 
lufſicht feiner angelobten Pfliht zwar entgegen handelte, bieje 
dadurch nicht aufhörte, und von ihm doch in dem Momente 
t wurde, al8 er für die Unterbringung bes Bruders ber B in 
Lehre forgen wollte, und aus biefem Anlaffe die B zu ſich be» 
‚ biefe Gelegenheit aber zur Verführung feiner Mundel und 
Befriedigung feiner Lüfte mißbrauchte.“ 
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Nr. S6. 
Beichaffenheit der bei einem Baue auszuftellenden 
Warnungszeichen. 
Bero. € 6. Entih. v1. 05, de 9082. @. 6. Zeigen) G. B- 


Der nad 8.133 11. TH. (8. 380) St. ©. B. verurtheilte A machte 
geltend, daß er die in Reparatur begriffene Stelle ver Brüde durch Balken 
verlegt habe; ber oberfte Gerichtshof wies die Nichtigkeitsbeſchwerde 
jurüd, da es „von felbft einleuchtet, daß bei einer Brüde, an melder 
das Geländer abgenommen murbe, und welde auch bei ver Nacht 
benügt werben muß, um Unglüd zu verhüten ein Warnungszeichen 
anzubringen ift, das zur Nachtzeit wohl nur in einer beleuchteten 
Laterne beftehen kann“. 


Nr. 87. 


Strafumwandlung ohne Herabfegung der Strafe unter 
das Mindeftausmaß. 
Berw. €. $. Entſch. v. 1. me ee C. 6. Königgrä.) ©. 3. 


„Der Richter kann von ber Anorbnung des 8. 49 I. Th. 
(8. 55) ſowohl bei Ausmaß der Strafen innerhalb des geſetzlichen 
Spielraumes, als auch bei Beftimmung berfelben unter dem Straf: 
minimum Gebrauch maden.“ 


Nr. 88. 

Einmengung in die Vollziehung des öffentlichen Dienftes. 
Eaffr. Entf. v. 11. Dec. 1851, Nr. 10064. (R. G. Salzburg) ©. 3. 
aſſit. Eutſqh ® en @ burg) G. 3 
A hatte zwar der Wache, welche heranbrängende Kinder durch 
Schwenken des Gewehres abzuhalten ſuchte, zugerufen: „Himmel 
facrament, wer wird auf Kinder mit dem VBajonett ftehen!“ — im 
Uebrigen aber ſich durchaus nicht unbotmäßig gezeigt. Der Nichtig- 
keitsbeſchwerde gegen feine Verurtheilung nad; dem Hofvecrete vom 
10. April 1802 (St. ©. B. 8. 314) wurde vom oberften Gerichte» 
hofe ftatt gegeben, weil bie von ihm gegen die Wade gemachte 
Aeußerung „nicht als eine pofttive hindernde Cimmengung in bie 

Verrichtung der Wache angefehen werben könne“. 
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Ne. 89. 
Mitſchuld am Todtſchlage. 


v. . 8. 11. Dec. 1851, 3. 10083. (T. G. Roviguo.) G. 3. 
$. Eutſch 1 51, 3,100 8 gu.) 6.3, 
Wenn auch bei dem Verbrechen des Tobtichlages zu ber eben 
ıf Tödtung gerichteten feinbfeligen Abſicht ber Zufall des 
3 Hinzutreten muß, fo iſt doch nicht abzujehen, warum bie 
nen Örunbfäge des Strafgefees, von welchen buch den 
ber bezüglich des Verbrechens bes Todtſchlages nirgends eine 
ung feftgeftellt wurde, und melde nicht bloß den unmittelbaren 
für dad Verbrechen zur Rechenſchaft ziehen, nicht auch auf 
tbrechen bes Todtſchlages Anwendung finden follen, zumal 
igentli nur, wie aud einige auswärtige Gefehgebungen an« 
als durch ben Erfolg qualificirter höherer Grab der fer 
wundung erſcheint. Wer in feindfeliger, wenn auch nicht 
dung gerichteter Abfiht einen Zweiten buch Anreizung ober 
eranlaßt, auf einen Dritten zu ſchießen, ober überhaupt bie- 
mißhandeln; wer ihm dazu bie Mittel und Werkzeuge ver- 
bie Perfon ausforfcht, durch eigene Thätigkeit und Handanle- 
en im Einverftänbnifle Hanbelnden unterftügt zc., der muß 
ne bes 8. 5 auch als Mitſchuldiger dieſes Zweiten angefehen 
und muß bie Folge feiner Handlungsmweife mit vertreten, 
iefe jelbft die Tötung des Angegriffenen fein, denn aud er 
feindfelige Abficht mit dem Hauptthäter gemein, und Letzterer 
wenig als Jener bie Abfict der Tödtung. Man läme fonft 
nothwendige Folgerung, daß derlei Mitwirkende, an deren 
lb, wenn es bei ber ſchweren Verwundung geblieben wäre, 
veifel obwalten wärbe, bei eingetretenem Fehtfifage völlig 
bleiben müßten, wenn nicht die Anwenbbarkeit des 8. 126 
B. J. Th. ($. 143) bei dem befonderen Falle einer Schlägerei 
. Mit Obigem will nicht gefagt werben, daß in jedem alle 
geſellſchaftung zu dem Angriffe auf einen Dritten Alle zu 
ldigen des Todtſchlages mache, welchen etwa ber Eine in erft 
ider Feinbfeligkeit, won Leidenfhaft fortgerifien, durch Führung 
dtlichen Streiches verübt, fondern es fol damit mur darge 
den, daß es überhaupt eine Mitſchuld am Todtſchlage gebe, 
ı ber Beichaffenheit eines jeden Falles beurtheilt werden müffe. 
'm vorliegenden Falle haben nun bie Geſchwornen bejaht: 
huldig, dem A und B auf ber Straße nad Varvari vor- 
1 zu fein, fi um bie Richtung bes Weges bes D erkundigt, 
n Hiebe mit dem Regenſchirme (deſſen Spige abgebrochen 
er Reihe gefunden wurde) gegeben, an bem Orte ber That, 
D von A mißhandelt wurde, verweilt und dadurch, zwar 





nicht mit dem Entſchluſſe ihn zw töbten, doch in anderer feinbfeliger 
Abſicht bei ben Hanblungen mitgewirkt zu haben, aus benen D’E 
Tob nothwendig erfolgte; daher die richtige Anwendung bes Geſetzes 
durch den Gerichtshof bei Berurtheilung des C wegen Mitſchuld am 
Todiſchlag nicht bezweifelt werden Yan.“ 


Re. 90. 

Ehrenbeleidigung: Deffentlicher Ort; Abweſenheit des 
eleidigten. 

Bern. €. 5. Eatc v. 11. Der, u Faoꝛs @ 6. Dim) 6.3. 


Bei Verwerfung ver Nichtigkeitsbeſchwerde ver nad) 8. 241 II. TH. 
(8. 496) des St. ©. B. verurtheilten A erffärte der oberfte Gerichtshof: 
„Das Schankzimmer des ber A gehörigen Wirthshauſes ift Sever- 
mann zugänglid, und ba man in biefes Schankzimmer nur durch 
das Borhaus, in welchem von der A die Beſchimpfung vorgebracht 
wurbe, gelangen Tann, ftellet ſich diefe Befchimpfung als an einem 
öffentlichen Orte vorgebracht um fo mehr dar, als das Geſchrei der 
A von mehreren Perfonen gehört wurde, es übrigens nicht noth⸗ 
wendig if, daß biefe bie einzelnen Schimpfivorte wirklich verftanden 
haben, und genügend ift, daß fie folche hören und verftehen lonnten. 
Nach dem Gefege ift nicht erforberlih, daß die Beſchimpfungen in 
Gegenwart des Beleibigten, um firafbar zu fein, vorgebracht werben; 
vielmehr ftellen ſich Ehrenbeleivigungen eines Abweſenden als ftrafbarer 
dar, ba er nicht im der Lage if, ſich gegen biefe Angriffe feiner 
Ehre zu vertheibigen." 


Ne. 91. 
Dolus bei Ehrenbeleidigungen. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 15. Dec. 1851, Nr. 10146. (8. ©. Steyr.) ©. 3. 
1852, Ri.s. 


Der oberfte Gerichtähof erflärt aus Anlaß der Verwerfung 
der Nichtigleitsbeſchwerde eines wegen Uebertretung der Ehrenbeleidi- 
gung nad $. 234 II. TH. (8. 487) St. G. B. verurtheilten Angeflagten: 
„Es ift nicht richtig, daß zu den wefentlichen Merkmalen ver Ehren- 
beleibigung nad) 8. 234 II. Th. die böfe Abfiht gehöre... Eben fo 
wenig ftellt fi biefes Merkmal aus ber Combinirung bes 8. 188 
J. Th. (209) und ver 88. 234, 235 II. Th. (487, 488) heraus, und zwar 
ſchon deßhalb nicht, weil fonft ungegründete, bloß aus Leichtſinn, Ueber 
eilung oder in einer heftigen Aufregung vorgebrachte Beſchuldigungen 
wegen eines Verbrechens, bie doch bie Ehre des Beſchuldigten in hohem 
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hrden können, ohne alle angemeſſene Strafſanction bfie- 
8 body mit dem Geiſte und der Tendenz des Strafgeſetzes 
em Widerſpruche wäre.“ 


Nr. 92. 
eu Ba An Eigenthums — ober 
othwehr ? 
« Gntff. v. 15. Dee, En} 10147. &. G. Graz) G. 3. 


richtete ohne erforderliche Erlaubniß der Verwaltungs 
doch nach Toraußgegangener Anzeige an ben Oemeinde- 
ne Wafferleitung. A, ber hierdurch in feinem Rechte ver- 
ı meinte, zerſtörte bie Leitung und bie gebrauchten Werk- 
r Caffationshof hielt die Verurtheilung nad 8. 74 J. Th. 
‚©. 8. aufreht. Es komme nicht darauf an, ob A in 
ıte wirklich beeinträchtigt war, da er fih nach 88. 19 und 
9.8. an die Behörden wenden follte, und da richterliche 
zu ſpät gelommen wäre, fei aud von Nothwehr und nach 
«©. 8. zuläffiger Vertheivigung des Befiges feine Rebe. 


Nr. 93. 


ng Öffentlicher Beamten: Vorwurf eines groben 
Benehmens. 
» Entfä. ».15. Der. 1851, 8-10285.  ©.8in) &-8. 1802, 


Augeklagte A hat, wie die Berufungsbehörbe es als er⸗ 
ıhm, bem in der Dienftesnusübung begriffenen Gensb’armen 
nmart mehrerer Perfonen ein grobes Benehmen vorgehal- 
fe zu ihm fagte, daß noch fein Gensd'arme fo grob war.... 
ensb’armen burd ihre Inſtruction gegen Jedermann ein 
Benehmen zur Pflicht gemacht ift, fo bilden obige Worte 
den Gensd'armen B in feiner Dienfteöverrichtung ausges 
eibigung, weil fie ven Vorwurf der Pflichtverlegung ent» 
daher geeignet find, ihn in feinem Anſehen herabzufegen 
ner Amtsehre zu kränken, womit nad; dem gemeinen 
auche der Begriff der Beleidigung verbunden ifl.“ 
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Rr. 94. 
Beleidigung öffentlicher Beamten? 
Bern. €. 9. Eitſh. . nz 19% BT. &- 6. vöhmungLeinba 


nDem A fällt zur Laft, daß er nach Beantwortung ber von 
dem Gensd'armen B an ihn gerichteten Frage beifügte: ‚Wie kün- 
nen Sie fi erlauben, mid um 5 Uhr Früh auf offener Straße zwiſchen 
den Häufern zu fragen, woher ich komme?“ — daß er die Worte: 
am 5 Uhr,‘ dreimal wieberholte und das letzte Mal hinzuſetzte: 
‚So eine Redheit” So unanftändig nun diefe Zurenftellung des 
bie Rechte der Wache genießenden Gensd'armen immer fein mag, fo 
enthält fie doch feine Beſchimpfung desfelben, unterliegt daher nicht 
der Straffanction des 8. 72 ©t. ©. B. II. Th. (8. 312). No 
weniger Tann jedoch dieſes Geſetz auf ben weiteren Vorgang, daß 
nämlid A dem B diefen Vorfall erzählte, und die Worte: ‚Das ift 
doch eine Thorheit,“ ober: ‚das ift body toll, wie weit es gefommen 
if,‘ Hinzufügte, Anwendung finden, indem dieſe Yeußerungen wohl 
einen Tadel über das Benehmen des Gensd'armen — gegen einen 
‚Dritten ausgeſprochen — enthalten, aber nicht als Beſchimpfung des 
Gensd'armen erllärt werben Fönnen.“ 


Nr. 95. 
Ehrenbeleidigung: Beſchimpfung duch Werfagung bes 
Vertrauens? 
Caſſir. Eutſch. v. 22. Der. a ‚1012. @. 6. Salzburg.) ©. 3. 


Aus Anlaß der Nichtigkeitsbefchwerbe des A, welcher wegen 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung, begangen an dem Bürgermeifter 
B, verurtheilt worden war, erklärte der oberfte Gerichtshof: Die 
Aeußerung des A: „er merke auf bie Gemeinde nicht auf, fie genieße 
ebenfo wenig Vertrauen wie bie frühere,“ oder: „er habe kein Ber- 
trauen in fie," falle unter fein Strafgeſetz, „va jene Worte an und 
für fi) feine Schimpfworte find... . indem bie Erklärung des Man- 
geld an Vertrauen gegen eine beflimmte Berfon als eine fubjective 
Anfiht Über den Grad und die Art der vom Urtheilenden als noth- 
wendig gehaltenen Eigenfchaften ihres Herzens und Verſtandes noch 
keine Erflärung über das Dafein beftimmter entehrender Eigen 


ſchaften ift“ 





Nr. 96. 
derftand gegen ungeſetzliche Amts⸗ 
dlungen. Nothwehr? 
2. Dr, — 2,1008. . 6. Gin) 6.3. 


der gefetlichen Executivgewalt, welche bie Be- 
wifſen Voransfegungen einen Amtsaet vorzu- 
Befugniß zuftehen, zu beurtheilen, ob biefe 
Bedingungen, von ihrer Amtsgewalt Gebrauch 
janben feien oder nicht; es ift mit der Hanb« 
n Orbnung nicht vereinbar, biefe Beurtheilung 
le das Organ ber Regierung einfchreitet, 
fer Partei ſich anſchließenden Privaten zuzu- 
nd gegen bie Amtshandlung, melde ver Be- 
in ihren Wirkungskreife vorzunehmen findet, 
alle eines offenbaren Mißbrauches der Amts- 

ein 'unerfegliher Schade, ein nicht gut zu 


Igt würbe, welcher Mißbrauch daher augen- 


dingt, nicht zuläffig.“ 


Nr. 97. 

ruch. Irrthum über Civilrecht. 
dee. 1851, Mr. 10284. (C. G. Görz) ©. 3. 
1852, Ar. 11. e@ 63 
T ons Recht, Holz auf feinem Grunde zu 
nn. Dem wiberfegte ſich A, welder wider 
lt worben war, mit gelammelten mehreren 
öffentlichen Gewaltthätigkeit angeklagt, beriefen 
af ihre bona fides, auf „einen unterlaufenen, 
aufhebenden Rechtsirrthum.“ Das verurtheilende 
ı Unterlaffung der Stellung einer Frage über 
et, Gründe: 

icht bloß, wie ſich die Sache an ſich verhalte, 
Ungellagten viefelbe angefehen haben, und 
tufehen veranlaßt waren. Wenn das Holz 
id noch nicht auf unzweifelhafte Art und ber 
vergegangen war; wenn bie Angeklagten auch 
Legteren als im Namen und für Regmung 
Könnte die von ihnen angewendete Gewalt 
8.1305 und 344 bes 6. ©. 8. (8. 2 lit. e 
folder Art erſcheinen, um ungeachtet bes 
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Vorhandenſeins ber objectiven Merkmale des Verbrechens ber öffent- 
lichen Gewaltthãtigleit bie Strafbarkeit völlig aufzuheben, es möge 
ihr Irrtum bloß ein factifher oder aud ein Rechtsirrthum geweſen 
fein. Wenn hier von Rechisirrthum bie Rede iſi, fo iſt nicht bie 
Unwiffenheit der Strafgefege gemeint, mit welcher nad 8. 3 des 
St. ©. 3. Niemand ſich entſchuldigen Tann; allein es gibt Rechts- 
irrthümer anderer Art, welde, fo wie fie nad) 8. 236 des b. G. B. 
fogar_ die Unreblichkeit des Beſitzes ausſchließen, noch mehr bie 
Strafbarkeit aufheben müflen.“ 


NR. 98. 


Raub durch bloße Handanlegung ohne phyſiſche Ueber» 
wältigung. 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 29, BI, 2,006. @. G. Rovigne.) ©. 3. 


Die Geſchwornen hatten in ihrem Wahrſpruch die unten ange- 
gebenen thatfächlihen Umflände feftgeftellt, ihrem ‚Schulbig‘ aber 
beigefegt: ‚nit Ausjchliegung von Gewalt!’ Die trogdem ausgeſprochene 
Berurtheilung wegen Raubes wurbe folgendermaßen gerechtfertigt: 

nDie Geſchwornen haben alle thatſächlichen Umſtände, welche 
der atlage wegen des Verbrechens des Raubes zum Grunde 
Tiegen, bejaht, die Umftände nämlich, baß der Angellagte A, ba 
es ſchon Abends war, auf der Straße ven B unvorgefehen an ber 
Bruſt gepackt, 20 fr. mit den Worten: ‚Heraus mit dem, was bu 
haft!“ verlangt, bieranf die von B herausgegebene Brieftaſche abge- 
nommen und, an ber Bruft ihm ſtets fefthaltend, aus der Gilettajche 
einen Kamm herandgezogen, enbli aus der Hand auch eine Tabals- 
doſe entrifien habe. 

Diefe thatfächlichen Umftände enthalten für ſich felbft ſchon 
das zum Verbrechen des Raubes weſentliche Merkmal von Gewalt, 
welde im Sinne des 8. 169 des St. ©. 8. I. Th. ($. 190) in 
thätlicher Beleidigung oder nur in Drohung befteht, und daher feine 
phyſiſche Kraftanftrengung zur Ueberwältigung eines Widerftandes er» 
forbert, fonbern zureicht, wenn nur der Thäter entweder durch Hand» 
aulegung an eine Perfon, wie es im concreten Falle geſchah, ober 
durch Drohung, wie es auch factiſch geſchah, feine Abficht, ſich da- 
durch eines fremden beweglichen Gutes zu bemächtigen, zu erreichen 
ſucht, wie der Angeklagte auf dieſe Art auch wirklich feinen Zwed 
erreichte.  - 
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Nr. 99. 
„Hinterliftiges Einverftändniß" und Beſchädigung bei 
betrügerifchem Spiele, 
Ber. €. H. Eutſch. v. 29. Eh 2,10960. 8. G. Troppan.) G. 3. 


Als erwiefen wurde angenommen, baß bie Angeflagten fid mit 
B in das Spiel Vingt un eingelaflen, und den trunfenen Zuſtand des 
Legtern in der Art benütten, daß fie einander Zeichen gaben, und 
dadurch dem B einen Betrag von mehr als 25 fl. abgemannen. 
Die Berurtheilung erfolgte wegen Verbrechen des Betruges. Ihre 
Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe vom oberften Gerichtshofe verworfen ; 
„denn das liſtige Einverſtändniß zwifden ihnen wurde al8 vorhanden 
angenommen, und ba ihr Interefie im Spiele dem Intereſſe B's 
entgegengefegt war, berfelbe mochte num Bankgeber oder blog Mit- 
fpieler fein, fo ift es offenbar, daß fie eine Handlung unternahmen, 
woburd er zu Schaden kommen konnte.“ 


Rr. 100. 
Ehrenbeleidigung: Bedingte Beſchimpfung. 
Verw. €. 9. Eutſch. v. 25. a, Pu 2,1086. @. 6. Laibach) ©. 3. 


A wegen Ehrenbeleidigung, begangen dadurch, daß er den B 
im Gafthaufe einen „Schuft", ein „Schwein" nannte, verurtheilt, 
melvete bie Nichtigkeitsbeſchwerde an, meil er biefe Worte nur bes 
dingt ausgeſprochen habe, wenn nämlich B nicht zu erweiſen ver- 
mödte, daß er (A) fid geäußert Habe, wieder auf bie Koft zu ihm 
fommen zu wollen, B aber dieſes Anfinnen abgelehnt habe. — Der 
oberfte Gerichtshof vermarf die Beſchwerde: „ES ift zwiſchen ber 
unterbleibenden Nachweiſung biefer Yeußerung und bem Gebrauche 
der Schimpfmörter ein vernünftiger Zufammenhang nicht zu erkennen, 
und ed muß dem ſchlichteſten Verſtande einleuchten, daß aus ber 
unterbleibenden Nachweiſung jener Aeußerung feine Berechtigung für 
A folgen könne, den B mit ben Schimpfnamen zu belegen, melde 
unter ben vorliegenden Berhältniffen allerdings beleidigend find.“ 





1852. 


Nr. 101. 
Raub: Drohung durch „Ueberfallen“. 
Berw. €. 9. Entf. v. 5. Yin. 1852, 3. 10335. (T. ©. Graz) ©. 2. 
1852, Rt. 26. 


mDie Geſchwornen haben bejaht, daß ber Angeklagte in Gefell- 
[haft eines Anderen in ber Abficht, um ſich bes von ben Schwär« 
gem A und B getragenen Tabaks mit Gewalt zu bemädtigen, ben 
beiden Schwärzern auf der Sula-Brüde Abends aufgelauert, fie dort 
angerufen unb überfallen habe. „‚Ueberfallen‘ bedeutet nad dem 
Sprachgebrauche und dem allgemein gangbaren Begriffe des Wortes 
fo viel, als: Jemand plbtzlich und unverfehen® angreifen. Diefes 
mit einem Fluche verbundene plögliche Angreifen und Ueberfallen von 
mehreren Männern am einfamen Orte im Dunkel ber Nacht wird 
in ber Regel auf Jedermann, ven es trifft, fiherlic ben Eindruck 
machen, ſich bebroht zu fühlen, wie ſich dieß aud am ben beiden An« 
gefallenen, die ihre Beute abwarfen, die Flucht ergriffen, einer auch 
feinen Hut verlor, offenbarte, und da nad) 8. 169 des St. ©. B. 
1 Th. (8. 190) die das Verbrechen des Raubes begründende Ge- 
waltübung ſchon vorhanden ift, wenn ſie aud mit blofer Drohung 
geſchah, fo laͤßt ſich mit Haltbarem Grunde nicht behaupten, daß bie 
von den Geſchwornen mit Ausſchließung bes Schlagens bejahten 
übrigen in det Frage enthaltenen Thatumftände die gefeglichen Merk- 
male bes Berbrehens des Raubes nicht in ſich fließen.“ 


Nr. 102. 
Unbefugte Einfepränkung der perfönlichen Freiheit. 
Bern. C. 9. Entf. u. 16. Sin 1892, 3. 65. @. 0. Wien) 6.3. 1052. 


„Nach dem Wahrſpruche ver Geſchwornen muß für erwieſen 
angenommen werben, daß A bie B in ber Abſicht, von ihr bie 
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Zahlung oder Zahlungszuſicherung einer vermeintlichen Schuld zu er- 
"wirken, am dem Gebraude ihrer perſönlichen Freiheit durch einen 
Beitraum von 1—2 Stunden dadurch eigenmädhtig gehindert hat, 
daß er fie, als fie aus feinem Gewölbe ſich entfernen wollte, durch 
Vorſtellen vor die Thür und durch Verbieten des Weggehens im Ge- 
wölbe zu bleiben zwang, und ihr Forlgehen aus dem Gewölbe ferner 
dadurch verhinderte, daß er bie Gewoͤlbthür verfperrte, den abgezo- 
genen Schlüffel zu fih nahm, und biefelbe fohin eigenmächtig ver- 
ſchloſſen Hielt. Diefe Thatumftände . . . enthalten alle gefeglichen 
Merkmale des ob» und fubjectiven Thatbeftandes des im $. 78 
St. ©. 8. I. Th. (93) bezeichneten Verbrechens der öffentlichen Gewalt- 
thätigkeit dur unbefugte Einſchränkung der perfänfihen Freiheit, 
wie der Wortlaut des bezogenen Paragraphes beweifet. Weber in 
dem Wortlaute, noch im dem Geiſie dieſes Gefeges findet die Be 
hauptung des Befchwerbeführers eine Stüge, daß zum Thatbeftande 
dieſes Verbrechens eine wirklich gewaltthätige Handanlegung ober 
eine gefährliche Drohung im Sinne des Hofbecretes vom 8. Juli 
1835 ($. 98) erforberlih fei; das eigenmächtige Verſchloſſenhalten 
einer Perfon, oder das eigenmächtige Hinbern derfelben im Gebrauche 
ihrer perfönlichen Sreiheit, liegt lediglich in dem Umſtande, daß dem 
Thäter Über jene Perfon nad) dem Geſetze keine Gewalt zufteht, 
unb daß die Hinberung berfelben an dem Gebrauche ihrer perfönlichen 
Freiheit nicht durch eine der im $. 93 St. ©. B. angeführten Ur⸗ 
ſachen gerechtfertigt erſcheint. Es ift auch zum Thatbeſiande dieſes 
Verbrechens keineswegs nothwendig, daß ſich ber Thäter eine dem 
Staate zuſtehende Strafe oder Polizeigemalt anmaße.“ 


— X DEN 
el 


Boshafte Beſchädigung, verübt vom Grunbeigenthümer 

zum Nachtheil des Pächters durch Abmähen der Frucht. 
(Diebftahl ?) . 

a BT. E. ©. Klagenfint.) 


& ift Eigenthümer eines Grunbftädes, das in Folge executiver 
Sequeftration an B verpachtet wurde; ex mähte ben grünen Roggen 
umd Klee vorzeitig ab, und warb nad 8. 74 I. Th. ($. 85) 
St. ©. B) vernrtheilt und zwar, wie ber Eaffationshof bemerkt, 
weil „bie boßhafte Verlegung ber Pachtrechte des B, eine boshafte 
Belhädigung feines Eigentyums fei“. 





Berw. €. H. Eutſch. v. 9 
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Nr. 104. 
„Raufhandel“ — oder — Mebertretung nad) $. 431, 
t. 


Bew. €. $. . d. 17. Jän. 1852, 3. 204. (8. ©. 3. 
erw. C. 5. Eutſch. v. 17. 53 324 2041. (2. G. pilſen) G. 3. 


Aus Anlaß der Verwerfung der Nichtigleitsbeſchwerde der wegen 
Uebertretung gegen die koöͤrperliche Sicherheit nach F. 183 U. Th. 
St. ©. BG. 431) Berurtheiften, melde geltend machten, 
daß nur ein Rauſhandel vorliege und daher ber mildere Straf- 
ſas des $. 163 IL. Th. (&. 411) St. ©. 8. Hätte 
Anwendung gebracht werben follen, erklärte ver oberſte Ge— 
vihtöhof: „Im ben von den Unterbehörben als erwiefen angenom«- 
mer Thatſachen, welche deutlich darauf hinweiſen, daß die Angellag ⸗ 
ten die Angreifer waren, läßt ſich nicht ein Raufhandel, das iſt ein 
ſolcher Streit, bei welchem mehrere Perſonen miteinander handgemein 
werden, als exiſtent annehmen, da nit ein wedhſelſeitiger Angriff 
fondern von Seite der Gegner bloß eine Abwehr bes von ben An- 
geklagten geführten Angriffes erfolgte.“ 


Rr. 105. 


Abtreibung der Leibesfrucht: Verſuch mit unzuläng⸗ 
lichen Mitteln; freiwilliger Rücktritt? 
Berw. €. 9. Entf. BEI Re zn. 0 Mi) 63 


. „Erwägt man, daß bie Sadverftändigen das Kraut, weldes die 
Bejchwerbeführerin A als das von ihr gebrauchte anerkennt, als Abortiv- 
mittel erflären, womit aud bie von ihr geſchilderte Birkung über- 
einftimmt, jo muß aud ver Caffationshof auf gleiche Weile wie das 
Landesgericht als erwieſen annehmen, daß fie in ber Abſicht, um ſich 
ihrer Leibesfrucht zu entlebigen, dieſes Abortivmittel genommen habe. 
Daß fie aber von diefem Tranke fo wenig genoß, daß felber ſich 
zur Abtreibung der Leibesfrucht als unzulänglic zeigte, kann ven ver- 
drecheriſchen Verſuch im Sinne des 8. 7 des I. Th. des Str. ©. B. 
(8. 8) nicht befeitigen, da ja gerabe barım, baß fie nicht bie 
erforberlihe Quantität zu fih nahm, es nur beim Verſuche geblieben 
war, und bloß der Gebrauch eines völlig ungeeigneten Mittels die 
Zurechnung der That als Verfuc beheben koͤnnte, was hier nicht 
der Fall iſt. Endlich Täßt ſich auch nicht annehmen, daß die Be- 
ſchwerdeführerin eigenmwillig von einem zur Wbtreibung der Leibes- 
frucht erforderlichen weiteren Genuſſe des Abortivmittels abgeſtanden 
ſei, denn in dieſer Beziehung hat das Landesgericht als fichergeftellt 
angefehen, daß fie nur“ darum von, dem weiteren Einnehmen des 
Trantes abgeftanden fei, weil B ven Keft bes Abſudes Hinaus- 

Strafregptliche Entigeidungen. 5 
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und das in einem Schranke befindliche Kraut hinweggeworfen 
8 war baher nicht der eigene Entſchluß, fonbern das durch 
wiſchenkunft der R gebotene Hinbernig die Urfadhe, daß fie 
: Ausführung der That ſchritt, wofür auch der Umſtand 
aß fie fpäter zu ber Hebamme K gegangen war, um aud 
ein Abortiomittel zu erhalten. In dem num Geſagten ver- 
fich alle Merkmale ver 88. 7 und 128 bes St. ©. 8. 
88. 8 und 144). 


Nr. 106. 
enes Spiel: „Hazardſpiel“; Nichtberückſichtigung 
der Höhe des Einſatzes. 
$. Euiſch. v. a Iowa. CE. G. Hopenmanth.) 


er oberſte Gerichtshof erklärte, daß jedes Spiel, wobei der 
von Zufall abhängt, als ein Hazardſpiel anzuſehen ſei; „ber 
U. (522) St. ©. B. unterſcheidet nicht zwiſchen einen hohen 
eren Cinfage, und auch dem Richter fteht daher eine Unter» 
in biefer Richtung nicht zu“. 


ı 


Nr. 107. 


Hläffigung eines bösartigen Hausthieres: Bes 
ſchädigung fremder Thiere. 
utſch. v. 23. Jän. 19 A, @ ©. Ronnie) ©. 3. 


er Caſſationshof verurtheilte A wegen der Uebertretung ber Ber- 
nung eines bösartigen Hausthieres aus folgenden Gründen: 

Die I. Inſtanz nahm als erwiefen an, daß ber Hunb des 
ten allgemein, und dem Angeklagten felbft als ein bösartiges 
fannt war, weldes ben Trieb hatte, wo ſich Gelegenheit 
Schafe zu verfolgen und zu beißen, baf er dieſe feine ſchäd- 
enſchaft wieberholt gezeigt, und im legteren Falle zwei Schafe 
unb eines ganz zerfleifcht habe, daß ber Angeklagte auf die 
e Verwahrung feines Hundes aufmerkſam gemacht worben 
doch fie unterlaffen habe. Das Landesgericht hat dieſe That- 
leihfal® angenommen, jeboh den Angeklagten aus vem 
freigefprocdhen, weil der Hund des Angellagten nur Schafen 
t Menfchen zu ſchaden ben Trieb habe, der 8. 145 des 
2. II. Th. ($. 391) aber nur auf Perfonen und nicht auf 
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Thiere ſich beziehe, da dieſer Paragraph im achten Hauptſtücke von 
den Uebertretungen gegen die Sicherheit des Lebens enthalten ſei. 
Allein fei es auch, daß dieſes Hauptftäd des Geſetzes im Allgemeinen 
mit den Uebertretungen gegen bie Sicherheit des Lebens bezeichnet 
wird, fo folgt daraus nicht, daß es nicht auch fpecielle Beftimmungen 
enthalten könne, welde eine weitere Ausdehnung auf die Sicherheit 
des Eigenthumes infoferne rechtfertigen, ald nicht nur die Worte, 
fondern auch der Grund und Zwed ber fpeciellen Beftimmung bafür 
ſprechen, wie dieß hier ber Fall ift, wenn ver $. 145 ($. 391) in 
feinen Worten und im Geifte des Gefeges näher aufgefaßt wird. 
Denn diefem Paragraphe gemäß muß jeder Eigenthlimer eines Haus- 
thieres, von was immer für einer Gattung, von weldem ihm eine 
bösartige Eigenfchaft befannt ift, dasſelbe ſowohl zu Haufe, als außer 
dem Haufe fo verwahren, daß Niemand beſchädiget werben kann, und 
vernachläffiget er dieſe Vorficht, fo ift er auch ohne erfolgte Ber 
ſchãädigung ftrafbar, und bei wirklich erfolgtem Schaden mit größerer 
Geldſirafe zu belegen. 

Das Geſetz ſpricht demnach von einem Schaden überhaupt, 
ohne zu unterſcheiden, ob für bie perſönliche oder die Sicherheit des 
Eigenthumes, und wenn ber Gefeßgeber in ven Fällen des achten Haupt- 
ftüdes auch hauptſächlich die perſönliche Sicherheit im Auge Hatte, 
wollte er in Yällen, wo bamit wie hier auch große Gefahr für bas 
Eigenthum verbunden ift, mit den gebotenen Verfichtsmaßregeln gegen 
gefährliche Hansthiere, wozu befonderd bösartige Hunde gehören, 
doch gewiß aud das Eigenthun geſchützt willen.“ 


Nr. 108. 

Unzuläffigfeit der analogen Anwendung des Steaf- 
geſetzes. 

Caſſir. Eutſch. v. 23. Jän. 12, ® 4. (8. ©. in) ©. 3. 1852, 


Aus Anlaf einer ftattgehabten nächtlichen Ruheſtörung wurde 
der Angeklagte, in deſſen That man ven „Anfang eines Raufhan- 
dels“ erblidte, in analoger Anwendung bes $. 163 II. Th. (8.411) 
St. ©. 2. verurtheilt. In Stattgebung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
des Ungellagten erklärte ber oberfte Gerichtähof: 

Daß die Handlungen des Angeklagien nicht unter den $, 163 
U. Th. (411 St. ©. 8.) fubfumirt werben können, ift bei dem Um- 
ftande, als keine vom Angellagten durch Raufhandel zugefügte Ver- 
legung vorliegt, einleuchteub; bie Anwendung eines Strafgeſetzes per 
analogiam aber ift nicht zuläflig, ſondern es muß ber Fall, welcher 
einem Strafgefetge unterzogen werben fol, ſtets in dem Geſetze ent« 
halten fein." 

5* 
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Nr. 109. 


Ehrenbeleidigung: Vorwurf der Lüge. 
Berw. €. H. Entid. v. 23. a 1852, 32 387. (2. ©. Wieu) ©. 3. 


Als erwieſen ift angenommen, „baß A in ber Gemeinberath« 
figung gegen B fäljhlid, vorbrachte, berfelbe habe im der Ausſage, 
welde er in der C'ſchen Vorunterſuchung ablegte, gelogen. 

Wenn auch in biefem Vorwurſe nicht ausdrüdlich gefagt ift, daß 
B eine wiſſentlich falſche Ausfage gerichtlich abgelegt hatte, fo lag 
doch vermöge der Allgemeinheit, in welder der Vorwurf ausgeipro- 
hen wurde, in demfelben immerhin nad der gemöhnlichen Auffaſſung 
ſolcher Vorwürfe die Beſchuldigung einer Handlung, welde, wenn 
fie wahr befunden würde, bie bürgerliche Aqhnng bes B ver- 
mindern“ .... 


Rr. 110. 
Todtſchlag: Dolus. 
Berw. C. 9. Enid. v. 8. er & 390. (2. ©. Laibach) ©. 3. 


Die Abfiht einer ſchweren Verlegung iſt fein weſentliches Be- 
griffsmerkmal des Verbrechens bes Todtſchlages, die Abficht zu töbten 
aber präcife davon ausgeſchloſſen.“ 


Nr. III. 
Betrug: „Benützung des Irrthums.“ 
Bern. C 9. Entih. v. 2. Hin. 185% 3.3.0. & Beiz) 0.3. 1082, 


A gab einen mit 80 fl. beſchwerten Brief auf; aus Verfehen 
beftätigte der Beamte jedoch, daß ber Brief 85 fl. enthalte; und ge- 
ſtützt auf biefe Empfangsbeftätigung machte A ber Poſtbehörde bie 
Anzeige, daß in dem eingelangten Briefe 5. fl. gefehlt hätten. Er 
warb bes verfuchten Betruges ſchuldig gefunden, weil, wie der Eafla- 
tionshof bemerkte, der Betrug nach dem deutlichen Wortlante bes 
8.176 1. Th. (8. 197) nicht bloß dann begangen wird, wenn eine Irre⸗ 
führung eintritt, fondern auch in dem Falle, wenn ber Irrthum eines 
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Andern benügt wird, „mad Beſchwerdeführer allerdings that, da er 
aus der irrigen Amtshanblung des Poftamtsofficial B eine- ®-- 
theil, beftehend in dem Erfage von 5 fl. C.⸗M. zu ziehen 

und aud bie hierauf abzielenden Schritte unternommen hatte, 

er biefen Erſatz bei feiner vorgefegten Behörde, ver Prage 
direction, anſprach.“ 


Nr. 112. 


Mebertretung der Verlegung von Patenten und 
ordnungen: Herabreißen einer unbefugten Ki 
madjung? 
Caſſit. Entf. v. 29. Jän. 185 u‘ 40. (2. ©. Trient) G. 2 


Der Gemeinbevorfteher von N hatte eine Kundmachu 
ſchlagen laffen, wozu er weber einen obrigfeitlichen Aufirc 
nad) bem ihm übertragenen Wirkungsfreife ein Recht ober ciı 
pflichtung hatte. Diefe Kundmachung betraf eine von dem Civ 
in einem Proceffe zwifchen Privatparteien gefällte Entſcheidun 

Das Herabreißen dieſer Kundmachung, die fi als feinı 
teitlihe Verorbnung barftellt, da fie weber von ber comf 
Obrigfeit unterfertigt, noch von ihr ausgegangen oder in ihr: 
men erfolgt war, ift irriger Weile unter ven 8. 74 II. Th. ($ 
&t. ©. B. fubfumirt worden." 


Nr. 118. 

Betrug durch „meites Gewicht": Abgeände 
- Gewicht. 

Bern. €. 9. Eatih. v. ©. Yin, 23 528. (2. ©. Trieſt) 


nDie von der Befchwerbeführerin Hervorgehobene Unterfc 
zwifchen dem Gebrauche eines urſprünglich faljhen und einei 
änderten Gewichtes in Beziehung auf die Verübung eines B 
mit foldem Gewichte ift gänzlich unhaltbar." - 
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Nr. 114. 


gutäung eines Wanderbuches zur Irreführung ber 
ehörde — nicht Betrug, fondern Uebertretung gegen 
Öffentliche Anftalten — (8. 320 e). 
Bern. € 9. Entfh. v. >. in 1982, 8. 01. & Ilm) ©. 3. 
1853, Nr.’60. 


Der Caſſationshof erfannte A nicht bes Verbrechens des Be- 
truges ($. 199 d) fondern nur der Webertretung bed 8. 320 lit. e 
ſchuldig mit folgender Begründung: 

„Das Landesgericht nimmt nach dem Inhalte feiner Entſchei- 
dungsgrände an, baß ber Angeklagte A durch die Verfälihung feines 
Wanderbuches die Irreführung ber Obrigkeit beabfichtigte, wenn 
gleich wicht zum Nachtheile derfelben oder eines Andern, ſondern bloß 
deßhalb, um eine längere Gefellenzeit auszuweifen unb dadurch Teich 
ter zum Meifterrechte zu gelangen. 

Diefe Abſicht, als zum fubjectiven Theile des Thatbeſtandes 
gehörig und bie Thatfrage betreffend, muß auch der Caſſationshof 
annehmen, und es handelt ſich fomit um bie Entſcheidung, ob unter 
dem Borausfage biefer Abficht bie dem Angeklagten zur Laft gelegte 
That ald Verbrechen ober bloß als Uebertretung zu behandeln fei. 

Zum Verbrechen des Betruges wird in ben im $. 178 bes 
&t. ©. B. 1. Th. ($. 199) ausgebrüdten Fällen, welde ſchon aus 
ver Beſchaffenheit der That zum Verbrechen werben, nicht exforbert, 
daß ein wirklicher materieller Schade verurſacht oder beabſichtiget 
werbe, und es genügt, daß das Recht des Staates auf Wahrhaftig- 
keit, wie der Caffationshof in mehreren Fällen abgelegter faljcher 
gerichtlicher Ausfagen anerkannt hat, verlegt werbe. 

Nach dieſen Grundfägen müßte aud der gegenwärtige Fall 
beurtheilt werben, wenn nicht bezüglich der Verfälſchung des Wan- 
derbuches eine geſetzliche Ausnahme bejtände, welche ber Artikel IX. 
des Strafmilverungspatentes vom 17. Yänner 1850, Nr. 24 des 
R. ©. Bl. dahin beftimmt, daß bie in dem $. 178 lit d des St. 
©. 8. I. Th. (8. 199 d) und in dem SHoflanzleivecrete vom 
17. Mai 1819 bezeichnete Nachahmung und Verfälſchung einer 
Öffentlichen Urkunde nur dann als ftrafbarer Betrug anzufehen fei, 
wenn ihr bie im $. 176 ($. 197) vorausgeſetzte böfe Abficht zum 
Grunde fiegt, und daß fie aufer biefem Falle als Uebertretung nad) 
8. 78 lit. c II. Th. des St. ©. ©. (8. 320 £) zu ahnden fei. 

Aus diefer gefeglihen Beſtimmung ift die Abſicht ber Gefeg- 
gebung, berlei häufig — insbeſondere bei Kundſchaften und Wanver- 
büdern — vorgefommene Verfälſchungsfälle einer gelinderen Be 
Handlung zu unterziehen, unzweifelhaft erfennbar, und wenn ungeachtet 
biefer gefeglihen Milderung die böfe Abſicht, die Obrigkeit irre zu 
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führen, als genügend anerkannt würte, bie That als Berbrei 
beftrafen, wirbe es außerdem vielleicht gar nicht ober doch 
nur in dem äußerft felten vorlommenden alle, wo Jemand 
der Urkunde vorkommende irrige Angabe dem wahren Sache 
gemäß berichtigt, kaum einen Fall geben, wo ter Thäter auf ! 
lindere Behandlung nad} der oben erwähnten gefeßlichen Beftiı 
Anfpruh machen könnte. 

Es ergibt ſich Übrigens auch daraus, daß ber Thäter 
bie bloße Abſicht, die Obrigkeit irre zu führen, ver in dem A 
des Strafmilverungspatentes enthaltenen Begünſtigung nid: 
luſtig werde, weil für bie Behandlung folcher geringerer Fä 
8. 78 II. Th. lit. e des St. ©. 2. ($. 320 e und f) als 
norm vorgezeichnet ift, hierin aber ausdrücklich der Fall enthal 
wenn ber Webertreter bie Srreführung der Obrigkeit wirklich 
fihtigte, für welden als Strafe ftatt einfachen ftrenger Arre 
hängt wurde, auf melden auch das Landesgericht nad} biefer G 
ſtelle erfannt hat.“ 


Re. 115. 


Abfeuern einer Piftole in einem Haufe: Coneu 


ber Uebertretungen gegen bie burgertichẽ Sicherhei 
gegen die des Eigenthums? 
Berw. €. H. Entf. v. 5. Fehr. 1852, 3. 986. (8. ©. Roveredo.) 
1852, Nr.’ 62. 


A war angeflagt, daß er durch bie Abfeuerung einer Pifi 
ver Zechſtube des Wirthes G ſich nicht nur der Uebertretung 
die Körperliche Sicherheit nad 8. 183 St. ©. 8. II. Th. (8. 
fondern aud der Uebertretung gegen die Sicherheit des Eigen! 
nad 8. 209 des St. ©. 8. I. Th. (8. 459) fhulbig g 
habe, R 

Er wurbe jedoch von ber Uebertretung nad) $. 269 St. 
U. Th. (8. 459) feeigefproden und bie von der Staatsa 
ſchaft dagegen eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde vom Caſſati 
verworfen. 

„Der Staatsanwalt bemerkt, daß ſich innerhalb der Ze 
ohne Zweifel leicht brennbare Gegenftände befunden haben t 
als: Vorhänge an ven Fenftern, Tiſche mit Stühlen von Strı 
Kleider der Gäfte, der Fußboden von Holz und andere Dinge 
Staatsanwaltſchaft hat daher felbft nicht als erwieſen angene 
daß leicht brennbare Stoffe in der Zechſtube vorhanden waren, 
welcher Vorausſetzung dod nur von einer Feuersgefahr im 
ver 88. 184 und 209 bes St. ©. B. II. Th. (8. 434 unt 
die Rebe fein Könnte. Das Landesgericht erklärte aber in dei 
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tivirung feines Urtheiles auch ausdrüclich, daß mit der dem Angeflagten 
zur Laſi gelegten Handlung keine Feuersgefahr verbunden war. 

Beirachtet man indeſſen bie dem Angeklagten zur Laſt gelegte 
Handlung auch bloß für ſich in der Art und Weiſe, wie fie began- 
gen wurbe, daß er nämlich in der Zechſtube in Gegenwart mehrerer 
Säfte eine Piftole unter dem Tiſche gegen bie Mauerwand abfenerte, 
fo läßt ſich füglich nicht denken, daß bamit eine Feuersgefahr ver- 
bunden war, noch annehmen, daß er eine folde Gefahr leicht ein- 
fehen konnte, zumal da erhellet, daß er in hohem Grabe betrunken 
war und ohne alle Ueberlegung hanbelte. 

Entbehrt demnach die That diefer zwei wefentlihen Merkmale 
zum Begriffe der ebertretung bes 8. 209 bes St. ©. B. II. Th. 
(8. 459) im Allgemeinen, fo kann fie unter diefen Paragraph um 
fo weniger ſubſumirt werben, als barin vom Schießen in ber Nähe 
eines Haufes die Rede ift, ans bem ganz nahe liegenden Grunde, 
weil bei Hänfern gewöhnlich leicht brennbare Stoffe befonberer Art 
vorhanden find, biefer Grund aber im gegebenen falle nicht 


eintritt.“ 
v 


Rr. 116. 


Beleidigung Öffentlicher Beamten: Berechnung der Ver⸗ 
jährungszeit nach dem Marimum des Straffakes. 
Ver. €. H. Entid. vn. Gebr. 108 2,1. (2. G. Rovigno.) ©. 3. 


„Der 8. 275 des St. ©. B.II. Th. ($. 532) iſt durch das 
Hoflanzleivecret vom 2. Auguft 1821 dahin erläutert, daß fih bie 
Berjährungszeit immer nad; der vom Geſetze zugelaffenen höchſten Strafe 
zu richten habe, welche bei eintretenden erſchwerenden Umftänben Platz 
greifen Könnte, Die Strafe für wörtliche Beleidigung der Wache ift 
im $. 72 des St. ©. 8. II. Th. ($. 312) mit 3 Tagen bis zu 
1 Monate Arreft beftimmt. Allein der $. 73 (8. 313) fteht mit 
8. 72 (8. 312) im Zufammenhange, beide behandeln die nämliche 
Sattung und Art der Uebertretung, der 8. 73 (418) enthält nur bie 
Beftimmung, wie bie Strafe für die im $. 72 ($. 312) erwähnten 
Uebertretungen bei dem Hinzutreten ber darin begeichneteft erfehwerenden 
Umftände zu verschärfen ſei. Es ift alfo die nad dem Geſetze zu- 
läffige höchſte Strafe für bie Uebertretung der Beleidigung der Wache 
firenger Arreft von drei bis ſechs Monaten, mornad; zu Folge des 
oben berührten Hoffanzleivecrete® die Berjährungszeit zu beur- 
theilen iſt.“ 
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Ar. 117. 
Veruntreuung: in genere anvertrautes Gut. Dolus 
indirectus? 


Bern. €. 9. . d. 12. Gebr. 1882, 2. 1028. (2. G. Trient), ®. 3, 
ve Gen, we 9 Se : 


ee La. 
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Dem Angeffagten war Getreide zum Fermahten, theilweife 
auch Geld zum Ankauf von Getreide, das er vermahlen follte, über- 
geben worben. Wegen Veruntreuung verurtheilt, beruft er ſich dar- 
auf, daß ihm nicht oblag, das Getreide in natura zurüdzuftellen, 
fonbern ben betreffenden Parteien nur eine entfpredhenbe Quantität 
— biefüe zu liefern. Seine Nichtigleitobeſchwerde wurde ver- 
worfen: 

n Das Gefeg macht feinen Unterfdied in dem Zwede, wozu 
das fremde Gut anvertraut wurde. Die zum Thatbeftande des Ber- 
brechens erforberliche böfe Abſicht, welche fih Hier, mo bei den be- 
brängten mißlihen Vermögendverhältnifien des Angellagten bie Be- 
Thädigung der Mahllkundſchaften oder des allfätlig haftenden Mühl- 
eigenthlimers leicht erfolgen konnte, nad) $. 1 bes St. ©. 2. I. Ch. 
von felbft ergibt, ift von dem Gerichte anerfannt. Die dem Ange 
Hogten zur Laſt liegende That ift daher ganz richtig den 88. 163 
und 164 des St. ©. 8, I. Th. (88. 183 und 184) unterzogen 
worben, unb bie jebes gefeglichen Nichtigfeitögrunbes entbehrende 
Nichtigleitöbefchwerbe mußte demnach verworfen werben.“ 


Me. 118. 33£, 
Verſuch des Wilddiebſtahls. 
era. € 6. Cutih,». 12. Beh, 169, Mr 150. RG. Arm) 6.8, 


nDas Erkenniniß auf das Verbrechen des verſuchten Wilddieb⸗ 
ſtahls im Sinne der $$. 7, 151 und 154 a des St. G. B. J. Th. 
(88. 8, 171 und 174 IL b) entſpricht volltommen dem vom Lan- 
desgerichte rechtöfräftig angenommenen Sachverhältniffe der vorläufigen 
Berabrebung jämmtliher Genofjen in ber Abficht auf Hirſche und 
Rehe zu jagen, beren Werth pr. Stüd auf 12 fl. bis 16 fl. E.-M. 
und 2 fl. 48 fr. bis 4 fl. 12 fc. &.-M, erhoben wurben, und baß 
fie fi zu diefem Ende mit fehußgerechten, vorher durch Ausſchießen 
probirten Gewehren jägermäßig in dem zum Gute Gföhl gehörigen 
Reviere aufftellten, und daß nur durch bie zufällige Dazwiſchenkunft 
des Jägerjungen St. bie Erlegung berlei Wildes vereitelt worden 
war. Bon einer bloßen Ahndung nad) ven Iagbgefegen kann unter 
dieſen Berhältniffen Leine Rebe fein.“ 
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Nr. 119. 
fiche und thätliche Beleidigung eines Beamten. 
.. 9. Entf). v. 19. a, 196. 6 Sud) 63. 


18 erwiefen wurde angenommen, daß ber Angellagte ven in 
immer getvetenen Gen sd'armen in deſſen Dienftverrichtung 
groben Worten: „Hier haben Sie Nichts zu thun; es ift 
Sperrftunde, Hier bin ich Here im Haufe“ angefahren und 
ı Händen zur Thür gedrängt habe. Die Berurtheilung 
wegen Uebertretung der wörtlihen und thätlichen Wache 
ing. — Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeits- 
de des Angeklagten. — 


Nr. 120. 
oshafte“ Beſchädigung fremden Eigenthums. 
kutſch. v. 27. · Febr. a m um. @. 6. Hohenmanth.) ©. 3. 


die Angeflagten hatten die Firmatafel eines Kaufmannes ins 
geworfen; bie zweite Inflanz ging von der Auſicht aus, daß 
te abſichtliche, aber bloß muthiwillige, daher nicht „boshafte“ 
gung vorliege. Der Cafjationshof begründete die entgegen» 
Entſcheidung folgendermaßen: 

dede Handlung, wodurch beabfichtiget wird, einem Anderen 
em Eigenthume Schaben zuzufügen, fließt eine Bosheit in 
b wird, ... als eine boshafte Handlung an und für ſich, 
dem Betrage bes Schabens . . . ald Verbrechen oder doch 
ertretung beftraft. Es ändert Nichts an ber Sache, ob bie 
ig aus Muthwillen oder im Scherze verübt wurbe.. Denn 
Muthwille oder Scherz fteigert ſich oft bis zur Bosheit; 
ven auch im Ausfluffe diefer Stimmmngen und Neigungen 
m geübt, wodurch jedoch nad $. 2 die Zurechnung ber 
ig in Bezug auf den böfen Borfag nicht ausgefchloffen ift. 


Nr. 121. 
wechung der Verjährung: Vernehmung des Thä⸗ 
ter8 als Beuge? 
Entf. ».4. März 18 um, a6. Bomiſch⸗Leippa.) ©.3- 


in einer gegen B wegen Berlegung des C vorgenommene 
hung wurde A als Zeuge vernommen; erſt fpäter, nach Ab- 
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lauf ber Berjäßrungszeit, wurde Abeſchuldigt, an ben Raufhandel Theil 
genommen zu haben, als Beichulvigter vernommen, ver That überwieſen 
und verurtheilt. Der von ihm eingebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde gab 
der oberfte Gerichtshof ftatt, indem er ausfpradh, daß feine Vernehmung 
als Zeuge die Verjähtung nicht unterbroden habe. 


Nr. 122. 


Verſuch der Verleitung eines Unterfuchungsrichters zum 
Mißbrauch der Amtsgewalt. 
Bern. €. 9. Gntfg. v. 4. Min 1082, 3.1724. 6. Bin) 6.3. 
1852, Nr. 78. 


„Der Unterfuhungsrichter muß ſowohl vermöge ber Natur 
feiner Function als auch vermöge ber . . gefeglichen Beftimmungen 
als in dem Collectivbegriffe eines Strafrichters enthalten angefehen 
werben." 


Nr. 128. 

Betrug — oder — Ueberfchreitung der Tarvorfchriften? 
„Unechtes Gewicht” bei bemerkbaren Anhängfeln der 
Wagichale? 

Berw. €. H. Entf. v. 4. März 1852, Nr. 1978. (2. G. Teieft.) ©. 3. 
1852, Nr. 7A. 


Der Bäder A hatte die Käufer dadurch übervortheilt, daß er der 
Kette der einen Wagſchale äußerlich für Jeden erfennbar ein Stück 
Eifen beigefügt hatte, während im Uebrigen Wage und Gewicht edit 
und volftändig waren. Er wurbe befhalb der Uebertretung des Be— 
truges nah $. 211 des ©t. ©. B. I. Th. (8. 461) ſchuldig 
erflärt. Die Staatsanwaltſchaft meinte, daß feine Handlung nad 
8. 178 lit. e I. Th. des St. ©. B. (8. 199) zu behandeln ge 
weſen fei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe jedoch verworfen: 

„Ein Gewerbömann kann fi) beim Zumeſſen und Abwiegen 
der Waare, bie er verſchleißt, mannigfaltige Uebervortheilungen ber 
Abnehmer zu Schulden kommen laffen, die ihn einer Verantwortung 
unterwerfen, umb moflle er nad) dem verfchievenen Maße des Scha- 
densbetrages wegen Verbrechens ober Uebertretung bed Betruges 
ftraffällig werben fan. Wenn das Geſetz im 8. 178 c des St. G. B. 
I. Th. (8. 199 c) ven Gebrauch falfhen Maßes oder Gewichtes 
bei einem öffentlichen Gewerbe bloß aus ver Befchaffenheit der That, 
ohne alle RKuͤckſicht auf den Betrag bes Schadens, ala ein Verbrechen 
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erklärt, fo muß dieſe Handlung fo beſchaffen fein, daß fie ſich von 
anderen betrügeriſchen Vorgängen im Ausmeſſen und Abwägen bei 
einem öffentlihen Gewerbe auffallend unterſcheidet, und daß bie 
ungeachtet ber allfälligen geringeren Schadenszufügung angebrohte 
ſchwere Strafe gereßtfertigt erſcheine. Im diefer Erwägung kann 
der Ausbrud: „Falſches Maß oder Gemicht* *) nur beſchränkt auf 
die eigentliche Bebeutung des Wortes „verfälſchen“ im engeren Sinne 
genommen werben. Dan wird aber nad) dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauche, der hier maßgebend ift, nicht wohl fagen können, daß im 
bier gegebenen alle die Wage eine falſche gemwefen ſei.“ 


Nr. 124. 
Betrug durch Benützung fremden Irrthums. 
Bero. C 5. Entf, »-4.Min 1957, 3,1006. . 6. Afagenfurt) ©. 3. 
, Wr. 88. 


A, ein vermöglicher Grunbefiger, war im Wirthehanfe bes B und 
ſprach diefen an, ihm 100 fl. auszumechfeln. B, der den A gut kannte, und 
fein Mißtrauen gegen ihn begte, nahm bie ihm von A übergebene zufam- 
mengefaltete Banknote in ber Meinung, daß es ein Hunderter fet, ging 
Danıt im das obere Zimmer, Iegte fie, ohme fie anzufehen, in feinen 
Kaften und nahm aus bemfelben 100 fl. in Banknoten zu 10 fl. 
und 5 fl. heraus, die er im Gaftzimmer dem A zuzählte und über« 
gab. Als nım B nad) einigen Tagen das Geld aus dem inzwiſchen 
verfperrt geweſenen Kaften, herausnahm, gewahrte er erſt, daß ihm 
A feine 100 Gulden⸗, fonbern nur eine 50 Gulven-Bantnote gegeben habe. 
Er verfügte fi) num zu biefem; allein A ftellte gänzlich in Abrede, 
in ben bezeichneten Tagen den B eine Banknote zur Auswechslung 
gegeben zu haben. Nichtöveftoweniger wurbe er bes Verbrechens 
des Betruges ſchuldig erklärt, und bie Nichtigkeitsbeſchwerde vom 
Caffationshof verworfen. 


Nr. 125. 

Anwendbarkeit des Strafgeſetzes auf von Sträflingen 
in der Strafanftalt verübte Verbrechen. Verleumbung; 
Strafpausverwaltung ala „Obrigkeit“. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 4. März 1852, 3. 2006. (R. G. Krems) ©. 3. 
ee 1682, Ir. ee ee u 

A hatte in ber Strafanftalt gegen einen Mitgefangenen eine 
Berleumbung begangen und machte geltend, ex fei nur einer Dis- 
eiplinarftrafe anheimgefallen. Der Caflationshof bemerkt: 


*) Im Geſetze von 1852: „unechtes oder geringhaltiges.“ 
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„Es findet ſich in dem Geſetze kein Anhaltspunkt für die Be— 
hauptung, daß das Strafgeſetz auf Sträflinge keine Anwendung 
babe, und dieſe nur nach den Vorſchriften des Strafhauſes zu bes 
handeln feien; denn dieſe bezweden nur die Aufrechthaltung ber 
Häuslihen Ruhe und Ordnung und ertheilen der Strafpausverwal- 
tung zwar eine Disciplinarftrafgewalt, aber feine ftenfrichterliche 
Amtsmacht, noch weniger enthalten fie bie Veftimmung, daß wirk- 
liche Verbrechen der Sträflinge mit bloßen Disciplinarſtrafen abge- 
than werben, und die Eigenſchaft eines Sträflings ein Freibrief zur 
Berübung von Verbrechen fei.“ 

In Bezug auf die von einem Strafgefangenen gegen einen an» 
deren zumächft bei der Strafhausverwaltung vorgebrachte falſche Ber 
ſchuldigung wurde bemerkt: 

„Unter ver im 8. 188 des St. ©. B. J. Th. G. 209) erwähnten 
Obrigkeit ift keineswegs das Strafgericht allein zu verftehen, jeven- 
falls war aber die Strafhausverwaltung, bei welcher er feine Anzeige 
zu Protofoll gab, feine Obrigkeit, von ber er um fo mehr wiſſen 
mußte, daß bierüber bie erforderlichen Nachforſchungen von ihr durch 
die zuſtändige Strafbehörde werben eingeleitet werben, ba fie ihn 
ausbrüdlich ermahnte, nur bie Wahrheit zu ſprechen und Feine falfchen 
Angaben zu machen, woburd ein Unfchulbiger zur Verantwortung 
und Strafe gezogen werben würde. 

Ueberbieß hat er feine Beſchuldigung gegen den A auch vor 
dem Unterfuhungsrichter wiederholt, und durch neue Umſtände zu 
begründen geſucht, ungeachtet ihm bekannt gegeben wurbe, daß feine 
gerichtliche Vernehmung eben durch feine bei ber Strafhausvermal- 
tung gemachte Anzeige ... veranlaßt mwurbe, und eben diefe zum 
Gegenſtande habe.“ *) 

« 


Nr. 126. 
Betrug durch unechtes Gewicht. 
Berw. €. H. Entf. v. 11. man, 208 @ 6. Eee) 6.3. 


„Ein falſches Gewicht kann nicht nur jenes genannt werben, 
welches von einem Privaten ordnungswidrig nahgemadht wird, von 
der betreffenden Behörbe nicht approbirt und nicht mit dem gehörigen 
Stämpel verfehen ift, fondern auch ein approbirtes Gewicht, welchem 
on feinem innen Gehalte, ven es vorftellen ſoll, etwas genommen 
worden iſt.“ 

*) Die Minifterialverorbnung vom 4. Jult 1860 R, G. B. Nr. 173 


verordnet die Disciplinarbeftrafung don in Strafanftalten begangenen Ber- 
gehen und Uebertretungen, 
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Nr. 127. 


Beleidigung eines öffentlichen Beamten. 
Berw. €. H. Entſch. v. 11. märz 1852, Nr. 2237. (8. ©. Boten.) ©. 3. 
1852, Nr. 84. 


„Die der Angellagten zur Laſt gelegte und von dem Landes - 
gerichte als erwiefen angenommene Thatſache beftcht darin, daß bie 
Ungeltagte bei Gelegenheit, als bie aus einem Gensd'armen und 
qwei Poligeivienern beftehenbe Brobunterfuhungscommiffton in ihrem 
Laden mit Abwägung des Brodes beſchäftigt war, fid in ihrem Un- 
willen barliber folgendermaßen äußerte: „Wenn wir ſchmieren thäten,“ 
tämet ihr aud nicht; warum zu und und nicht zu andern Bädern?" 

Der natitrlihe Sinn dieſer Worte ift wohl fein anderer, als 
eine Anfpielung ber Beſtechlichkeit der Commiffion, ein Vorwurf ober 
eine Verdächtigung derfelben wegen Beſtechlichkeit. Daß aber Aus- 
brüde dieſer Art, vorgebracht an einem öffentlichen Orte, filr eine 
öffentliche Bade, wenn fie in der Verrichtung ihres Dienftes be- 
geiffen ift, eine die Ehre verlegende Beleidigung find, bedarf wohl 
feiney weiteren Erwähnung, und daß fie von der Angeklagten auch 
mit einem beleivigenden Tone begleitet waren, bemeifet der Umftand, 
daß fie nicht nur der Gensd'arm B, fondern feldft ihr eigener Gatte 
zur Ruhe verwieſen hatte.“ 


Nr. 128. 
Theilnehmung am Diebftahle: Verhehlung. 
Bern. €. 9. Entihe . 8. Mit 1952, B. 3012. (. ©. Bil) © 3. 


„Angeklagter hat ſchon nad) verübtem Diebftahle dem Thäter 
das entiwenbete und noch nicht im Sicherheit gebrachte Gut in ein 
anderes DVerfte übertragen, dort verbergen helfen, an einem Drte, 
von dem es für den Thäter leicht war, es ohne weitere Hilfe in 


irch 
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Nr. 129. 


Zerreifen zugeftellter amtlicher Decrete eine Beleidi⸗ 
gung des zuftellenden Amtsdieners ? 


Berw. €. H. Eutſch. v. 8. if 1852, 3.3365. (2. ©. 2 ) 
ern 9. Eutſch. a Isar Fa Fe E. G. Wiener-Neufadt.) 


„Die von beiden Unterbehörden für erwieſen angenommene 
Handlung des Angeklagten beſteht darin, daß er das durch ben Rath, 
diener ihm zugeftellte Mahnungsdecret des Stabtworftandes von- N. 
anzunehmen ſich weigerte, weil er im ber Adreſſe nicht Bürger ge ⸗ 
nannt wurde, und aus eben biefem Grunde es zerriß, zur Erde warf 
und bem Bürgermeifter fagen ließ, er werbe fein Decret annehmen, 
wenn feine Abreffe nicht richtig fei. Wenn dieſe Handlung unter 
den 8. 72 St. ©. 8. II. Th. (8. 312) ſubſumirt werben foll, fo 
müßte hierin entweder eine wörtliche oder thätige Beleidigung bes 
obrigkeitlichen Abgeorbneten gelegen fein. 

Eine mwörtliche Beleidigung ann hierin aber offenbar nicht ge 
funden werben, weil von dem Angeflagten gegen ben Rathsdiener 
weber ein Schimpfwort ausgeſtoßen, nod eine Aeußerung gemacht 
wurbe, welde feine Ehre kränken ober ihn verlegen lonnte 

Der Auftrag gu ben Stadtvorſtand zeigt eine Menitenz, ent- 
hält aber weber für ihn noch für ben Rathsdiener eine Beſchimpfung. 

Uber aud eine thätige. Beleidigung bes obrigfeitlichen Abge- 
orbneten kann in ber dem Ungellagten zur Laft gelegten That nicht 
gefunden werben. 

Nach dem Sprachgebrauche und ber bisherigen Gerichtöpraris 
wird darunter ein Angriff, eine Hanbanlegung an bie Perfon des 
Abgeorbneten verfianden, das Zerreißen und Wegwerfen des obrig- 
teitlihen Decrets Tann aber dafür nicht angenommen werben; und 
wenn es auch möglich if, Jemanden duch Zeichen, Handlungen und 
Geberden an feiner Ehre zu kränken, fowie auch nad 8. 74 St. ©. 2. 
U. Th. (8. 315) das Zerreißen, Befubeln, Wegnehmen einer bort 
bezeichneten. Berorbnung als eine Beſchimpfung der Obrigkeit darge» 
ſtellt wird: fo Tann auch eine folhe That nicht als eine Handan ⸗ 
Tegung, als eine thätige Beleidigung des obrigkeitlichen Abgeorbneten 
angejehen werben. 

In ber dem A zur Laft gelegten That Tiegt fomit weder ber 
Thatbeftand einer mörtlichen noch einer thätigen Beleibigung des 
obrigfeitlichen Abgeorbneten, welcher ſelbſt Hierin leine Beleidigung 
für feine Perfon, fondern eine Mißachtung der Behörde erkannte, 
die ihn abgeorbnet hatte. 

Das Object der Uebertretung des 8. 72 St. ©. 8. II. Th. 
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(8. 312) iſt nur der obrigkeitliche Abgeordnete, daher, wenn A durch 
feine That auch wirklich eine Beſchimpfung, eine Geringſchätzung, 
eine Mißachtung oder Renitenz gegen den Bürgermeifter zu zeigen 
beabfichtigt hätte, deſſen er gar nicht beſchuldigt wurde, Hierin nicht 
der Thatbeftand der Uebertretung des $. 72 (8. 312) enthalten wäre." 


Nr. 130. 

Verſchulden von in Concurs gerathenen Schuldner. 
Zahlungseinftellung ohne Concurseröffnung. 
Berw. €. 9. Entfh. v. 15. April 1852, Pr. 3474. (8. ©. Zrieft) ©.B. 
1552, Str.’86. 


„Die Straffälligfeit eines Cridatars behebt ſich nicht durch ben 
Umftand, daß Fein Gläubiger bei feinem Concurje eine Forderung 
anmelvet, weßwegen der Eoncur& ſich behebt." 


Nr. 181. 


Störung des Bausfriebens: „Bewaffnetes“ Eindringen 
in die Wohnung eines Anderen? 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 15. Ay um, De. 319. G. Arms.) ©.3. 


A war in das Zimmer ber B dadurch Eingebrungen, daß er 
die Thüre mittelft einer Hade auffprengte, bie er jebod nicht in das 
Zimmer mitnahm. Die Befchwerde der Staatsanwaltſchaft da⸗ 
gegen, daß $. 72 St. ©. B. ($. 82) nicht angewendet wurde, wies 
der Caffationshof mit der Begründung zurück: 

„Das Gefet fordert zum Thatbeftande dieſes Verbrechens nicht 
nur bie gewaltſame Hinwegräumung bes bem Eintritte in die Woh- 
nung entgegenftehenben Hinbernifjes ober die Ueberwindung bes Wiber- 
ftandes der Bewohner, worin das „Einbringen“ befteht, ohne daß 
e8 hiebei darauf ankommt, auf melde Art und durch welche Werk- 
zeuge dieſe Gewaltthat bewerkftelliget wurbe, fondern auch den weſent ⸗ 
lichen Umftand, daß der Eindringenbe bewaffnet fei, mithin mit ber 
Waffe in der Wohnung erſcheine. Der Ausprud „bewaffnet ein- 
deingen“ kann offenbar nicht bahin verftanben werben, daß ber Thäter 
die Waffe als Werkzeug zu Deffnung der Wohnung gebrauche, weil 
man fonft zu dem irrigen Schluſſe gelangen müßte, daß, falls er 
die verfperrte Wohnungsthüre mit dem Fuße eingeftoßen ober über- 
haupt mit Anwendung feiner Körperkraft eingeprüdt hätte, der That- 
beftand bes Verbrechens des 8. 72 (83) nit vorhanden fei, wenn 
er num erft nad) gemaltfam geöffneter Thüre eine Waffe zur Hand 
genommen hätte und damit in bie Wohnung gebrungen wäre. 
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Aber auch der Geiſt des Geſetzes beftätiget die Richtigkeit der 
obigen Auslegung. Denn nur die größere Gefahr, welche durch bie 
Waffe für den Bewohner entfteht, beftimmte ven Geſetzgeber, auch 
den Einzelnen, der bewaffnet einbringt, ebenfo als Verbrecher zu 
beftrafen, ald wenn fi Mehrere zur Verübung "einer ſolchen That 
vereinigen. Diefer Grund des Gefeges ift aber offenbar nicht vor- 
handen, wenn der Thäter irgend ein waffenähnliches Werkzeug nur 
zur Ueberwinbung des feinem Eintritte in die Wohnung entgegen- 
ftehenden Hinberniffes benützt und fohin unbemaffnet in die Wohnung 
tritt, weil nun für den Bewohner feine durch die Waffe begründete 
Gefahr vorhanden ift, welche hier eben nur in ber Bewaffnung des 
Thäters, ſowie in dem erften Falle des Paragraphes in der Samın- 
bung und Bereinigung mehrerer auch unbewaffneter Thäter gefunden 
werben Tann.“ 


Nr. 132. 


Veruntreuung: Sträflingstracht als „anvertrautes“ 

Gut. — Raub: Beſchaffenheit der erforderlichen 
. Drohung. 

Berw. €. $. Entfg. v. 15. My a, ge 30. 6. Gen) 6.3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 

1. „Wenn ein Arreftant eine beftimmte (Arreftanten-) Kleidung 
im Arreſte zu tragen genöthiget ift, fo ift ihm ſolche dennoch nicht als 
fein Eigenthum überlaffen, ſondern bloß zum Gebrauche übergeben, 
daher anvertraut. Sobald er dieſes ihm anvertraute Gut’ bei feiner 
Entweihung aus dem Arrefte mitnimmt und hintangibt, macht er 
fi demnach allerdings im Sinne des 8.163 1. Th. des St. G. B. 
(8. 183) einer Veruntreuung ſchuldig.“ 

2. „Nah 8. 169 1. (8. 190) wird zum Thatbeftande des Ber- 
brechens des Raudes Feine ſolche Drohung erfordert, welche den Be— 
drohten außer Stand fegt, den Raub zu vereiteln, ſondern nur die 
Androhung eines Uebeis, deſſen Größe und imminente Gefahr den 
Bebrohten beftimmt, zu unterlaffen, was zum Schuge feines Ber 
mögen® ober feines Lebens oder feiner Gefunbheit möglich geweſen 
wäre.“ 


Strafrechtliche Entſcheidungen. 6 





hin Beet 
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Nr. 133. 
Betrug: Civilrechtlich unwirkſames Erbieten zu einem 
falſchen Eide. 
Caſſir. Entid. v. 22. April 1052, 3,168. @®. ©. Wien.) ©. 3. 1852, 











A wurbe wegen bes Verbrechens bes Betruges durch Anbieten 
eines falſchen Eides nad 8. 187 lit. a St. ©. 8. J. Th. (8.199 
lit. a) verurtheilt, dieſes Urtheil jevoh auf die von ihm einge» 
brachte Nichtigkeitsbeſchwerde caffirt: 

„Im. Wefen des dem landesgerichtlichen Urtheile zu Grunbe 
gelegten Thatbeftandes ift enthalten, daß ver Angellagte in feinem 
Rectöftreite mit O das Eivesantretungsgefudy von dem Syndicus H 
{reiben ließ, daß aud von dieſem das gedachte Geſuch gefchrieben, 
unter dem Nanıen des Angellagten gefertigt, und bei Gericht über» 
reicht, von dem Angeflagten felbft aber weder das Geſuch, nod bie 
dem Geſuche beigelegte Eidesformel eigenhändig unterfchrieben wurde. 
H war auch weder mit einer von dem Angellagten unterſchriebenen 
Species facti, nod mit einer Vollmacht desſelben zur Antretung des 
Haupteides verfehen, was erforberlich gemefen wäre, wenn ber an- 
getretene Haupteid nad) dem Sinne des $. 233 der a. ©, O. und 
des Hofbecretes vom 5. März 1795, Nr. 222, die gefegmäßige 
oder rechtliche Wirkung eines gerichtlich angebotenen Eives haben 
folte, und e8 genügt hiernach nicht, um biefe fpecielle Ermächtigung 
zu erfegen, daß der Angeflagte den H mündlich um bie Beforgung 
des Eidesantretungsgefudes angegangen Habe, und daß bie Ueher- 
reichung dieſes Geſuches bei Gericht mit feinem Willen geſchehen ift. 
Wie num aber der Begriff eines gerichtlich angebotenen Eides aus 
dem civilrechtlichen Standpunfte nicht anders aufgefaßt werben Tann, 
als daß er in einer Weile erfolge, um irgend eine rechtliche Wir- 
fung zu haben, Tiegt e8 auch im Geifte und in ber Abficht des 
Strafgeſetzes, das Anbieten eines falſchen Eides erft dann als ein 
Verbrechen zu behandeln und zu beftrafen, wenn e8 in civilredhtlicher 
Beziehung eine Wirkung haben Tann. 

„Bei der zur Eivesablegung beftimmten Tagfagung erſchien ver 
Ungellagte, und antwortete auf die von dem Bezirksrichter an ihn 
geftellte Trage, ob er noch immer bereit fei, den im Urtheile ent- 
haltenen Eid abzulegen, bloß mit „ja;" über die Erinnerungen an 
bie Wichtigkeit des Eides aber zog er das Gel hervor und zählte 
dem O die Beträge von 24 fl. und von 1 fl. 57 Mr. auf, womit 
die Sache abgethan war, und kein Wort gefchrieben wurbe. 

„Der Ungellagte begab fid) alfo des Rechtes zur Eivedab- 
fegung, und erflärte dadurch factiſch, daß er nicht ſchwören wolle, fo 
daß nicht angenommen werben Tann, daß diefer Vorgang mit einem - 
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civilrechtlichen Erfolge geltend gemacht werden könnte, wenn es auf 
die Frage anfäme, ob der Eid nad $. 233 der a. ©. O. für ab- 
gelegt zu halten fei? 

„Der 8. 178 lit. a des St. ©. B. I. Th. ($. 199 lit. a) 
über das Verbrechen des Betruges duch gerichtliche Anbietung eines 
falſchen Eides ift daher von dem Landesgerichte irrig ausgelegt und 
unrichtig auf den concreten Fall angewendet worben." 


Nr. 134. 

Verſuch der Abtreibung der Leibesfrucht: Unzulänglich- 
keit des Mittels wegen ber phyſiſchen Dispofition ber 
Schwangeren. 

Verw. €, H. Eutſch. v. 22. — 32 & 31%. (2. G. Kremö.) ©. 3. 


„Es iſt gleichgiltig, ob der bereitete Trank an jeder ſchwangeren 
Berfon ohne Unterſchied ihrer phufifchen Anlage, oder nur unter ber 
Borausfegung einer phyfifchen Dispofition feine abtreibende Wirkung 
änfere, weil die mangelnde Dispofition ſtets nur als ein fremdes 
Hinderniß oder als ein Zufall erfcheint, welch’ Beides ven zurechen ⸗ 
baren Berfuch des Verdrechens nah $. 7 1. Th. ($. 8.) nicht 
ausſchließt.“ 


‚Rt. 185. 
Einmengung in die Vollziehung des Öffentlichen Dienftes 
zu defjen Hinderung. 
Berw, €, 9. Eutſch. v. 22, br 10528: 3671. (8. 6, Pilel) G. 3. 


„ALS ertviefen wurde angenommen, daß die Angellagten fid mit dem 
Gened'armen A, als er in feiner Dienfteöverrichtung einen Mann, deſſen 
Paß nicht in der Ordnung war, verhaften wollte, ohne alle Urſache 
und Berechtigung in einen Streit einließen, ihm, fichägegenfeitig 
mit Wort und That unterftügend, nicht nur Trunkenheit und Geſetzes- 
unkenntuiß vorwarfen, fonbern ihm aud das Recht zur Verhaftung 
dieſes Menfchen beftritten, und ven fremden Mann, ver fich weigerte, 
ſich anzulfeiven, zu noch größerer Wiverfeglichfeit anreizten, und auf 
diefe Art den Gensd'armen in feinen Dienftesverrichtungen flörten. 

nDiefen von dem erfennenben Gerichte als erwieſen angenom- 
menen Sachverhalt muß auch der Caſſationshof feiner Entſcheidung 
zum Grunde legen, und dieß vorausgefeßt, ftellt fi die dem Ange 
Hagten zur Laft gelegte That als die in dem Hofvecrete vom 2. April 

6* 
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(8.312 St. G. 8.) normirte Üebertretung dar, denn die Ange 
ı waren durchaus nicht berufen, fid ein Urtheil über die Amts- 
ng des Gensb’arnıen anzumafjen und einen Tadel hierüber zu 
1; fie haben aber nicht nur dieſes gethan, fondern ihm geradezu 
teht abgefprodyen, ben mit einem nicht gehörigen Paſſe ver- 
a Mann anzuhalten, und haben durch diefe Aeußerungen den 
zum Widerftveben veranlaßt, daher den Gensd'armen in fei« 
Jienftverrichtungen wirklich geftört.“ 


Nr. 136. 


htige Angaben eines Erben über den Stand bes 

laſſes: Betrug — oder — Gebührenverfürzung? 

urrenz des Betruges am Staate und an even- 
tuellen Nachlaßinterefjenten? 

Gntih. v. 22. Mit 1962, Re, 3782. (. 6. Wien.) G. 3. 1852, 


Die A hat als Erbin des M die Activa zu gering, bie Paf- 
hoch angegeben; die außer ihr zur Erbſchaft Berufenen hat 
ber damals, noch fpäter ihr Erbrecht in Anſpruch genommen; 
ß war damals die Gläubigerconvocation in ber Schwebe, 
affationshof vernichtete da8 Erlenntniß, weldes wegen Be- 
verurtheilte. Die dabei verfuchte Gebührenverkürzung, bemerkte 
„nicht nad) dem Strafgefege, fondern nad) den bafür befon- 
eftehenven Gefegen zu behanbeln." Daran ändere aud) ber 
b Nichts, daß bie Verſchweigung der Activa fowie die Um- 
ng der Schuldſcheine auf ihren Namen zu einer Zeit geſchah, 
Eonvocationstermin noch nicht verftrihen war, weil es im- 
beftritten Bleibt, baß eben nur fie ſchonddamals ihre Erbs⸗ 
1g überreicht hatte, und Niemand außer ihr einen getichts- 
mäßigen Anſpruch darauf machte, der in feinem Rechte ge— 
worden wäre, endlich ihr auch wirklich ver ganze Nachlaß 
emlic) eingeantwortet worben ift, wodurch eine eimaige Ver⸗ 
anderer fi etwa meldender Erben, da ſolche nicht erfchie- 
n felöft entfällt; übrigens aber kein Grund ift, anzunehmen, 

gerihtlih auf die Abtretung des Nachlaffes belangt und 
verurtheilt, einen Theil desfelben verſchweigen und verhein- 
verbe; — eine Thatſache, die erft eintreten müßte, daher nicht 
aus als beftehend angenommen werben. Yan.“ 
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Nr. 137. 


Diebſtahl zum Vortheil des Dienſtherren des Thäters. 
Berw. C. H. Entſch. v. April 1852, 3. 3786, (2, G. Kör üb. 
erw. C. 9. Entid. v. Es 3 [ miggrätz) 

„Der Umſtand, daß Jemand einen Diebſtahl auf Antrieb 
feines Dienſtgebers aus Gehorſam begangen hat, bildet... einen 
Milverungs=, nicht aber einen Entſchuldigungsgrund.“ 


Nr. 188. 
Meineid: Theilmeife Unwahrheit der eiblich in Abrede 
geftellten Behauptung. 

Berw. €. H. Entid. v. ee 2 12 Nr. 3378. (8. G. Znaim.) 

„A bat beſchworen, F ihm pen Willens und Erinnerns B die in 
dem ber. Rage beiliegenden Conto fpecificirten Sattlerarbeiten nicht gelie⸗ 
fert Habe... Der von dem Beſchwerdeführer geltend gemachte Umſtand, 
daß nicht B, fondern deſſen Sohn D die Arbeiten geliefert habe, und 
daß nicht ſaͤmmtliche im Conto verzeichnete Arbeiten geliefert worden 
feien, verändert die Beſchaffenheit der betrügeriſchen Handlungsweife 
nit. Das Gefe fordert, daß jeder Eid ohne Gemüthshinterhalt 
oder zweidentigen Beſtand abgelegt werde. Bei ber Über die Kinge 
des B abgeführten Rechtsverhandlung hat aber A, ohne von ben 
eben amgebeuteten Umſtänden die geringfte Erwähnung zu machen, 
erflärt, daß er ben ihm bezüglich der gelieferten Sattlerarbeiten auf» 
getragenen Haupteid annehme und mit gutem Gewiffen abſchwören 
fönne; — er hat hierdurch auch die anerkannt richtigen Contoanfäge, 
fomit wahre Thatfachen beftritten, — er hat hierdurch das Gericht 
zum Schaben des Klägers in Irrthum geführt und durch Ablegung 
eines Eides über Thatjahen, welche das Larivesgericht als erwieſen 
unwahr annahm, das Verbrechen des Betruges begangen. Ebenſo 
bat das Landesgericht als erwieſen angenommen, daß der Sattler- 
meiſter B der eigentliche Forderungsberechtigte ſei. A hat im Civil⸗ 
procefie deffen Legitimation zur Eiklagung ber Forderung nicht im 
Mindeften beanftändet, und wenn er während der Strafverhanblung 
die Unterftellung des Sohnes D als Forderungsberechtigten verfucht, 
fo ift dieß ebenfalls ein Beweis, daß er ſich bei Ablegung des 
Eides eines Gemüthshinterhaltes ſchuldig gemacht habe, da es ihm 
obgelegen wäre, im Civilprocefe diefe Einwendung offen und redlich 
geltend zu machen.“ 
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Nr. 139. 
Geſellſchaftsdiebſtahl. 


. v. 23. April 1852, Nr. 4 . 6. Laibach.) G. 3. 
16. v. Ip a don. CE. 6. Laibach.) G. 3. 


ce Verübung des Diebſtahles in Geſellſchaft eines ober 
Nebsgenofien ift nach der Bedeutung biefer Worte die An- 
das gleichzeitige Mitwirken mehrerer Diebögenofien erfor- 
er Grund der mehreren Strenge bes Gefeges, nach welchem 
Diebftahl ſchon bei einem Betrage über 5 fl. als Ber- 
behandeln ift, liegt offenbar nur in ber größeren Gefähr- 
Handlung für die gemeine Sicherheit, da die gleichzeitige 
t, das gemeinfchaftlice Wirken ber vereinigten Genoſſen 
macht, fie wechfelfeitig ermuthigt, die Gefahr der Entvedung 
itanhäli, die Ueberwinbung von allfälligen Hinberniffen 
weiches Alles bei dem Mitſchuldigen, der den Dieb- 
eingeleitet, veranlaßt, vorbereitet hat, aber bei der Ber- 
tGeſellſchaft Teiftet, daran nicht thätig mitwirkt, nicht ber 
Ein Diebftahl ift alfo nicht als ein Geſellſchaftsdiebſtahl 
wenn die Berübung nur durch eine einzelne Perfon ges 
r Diebftahl aber burch einen Andern eingeleitet, veranlaft, 
wide, und ebenfo kann Jemand, der von ber Auflage 
en wurbe, nicht als Diebögenofle betrachtet werden.“ 


Nr. 140. 


des Betruges: Durch das Verbrechen „zuge 
wenbeter Betrag". 

. Entfh. v. 29. April 1852, 3. . G. Bien.) ©. 3. 

5. Entf. d ie a, 3 4133. (8. ©. Wien.) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Akten.) 


wegen Betruges verurtheilte und nach $. 182 ($. 203) 
beftrafte A ergriff die Nichtigfeitöbefhwerbe in der Rich- 
der Gerichtshof bei Bemeffung der Strafe die Grenzen 
fee ausgefprochenen Straffages überſchritten und die That 
htige Geſetzesauslegung einem Strafgefege unterzogen habe, 
tauf Feine Anwendung findet. Der Caflationshof gab viefer 
mit folgender Begründung ftatt: „Das Landesgericht hat 
3 wirflihen Sachverhalt irrthümlich als erwieſen anger 
daß A fid einen Betrag von mehr als 300 fl. „zuge 
be. Was unter Zuwendung zu verftehen fei, ift feine 
frage... . . fondern eine Rechtsfrage . . . . 

ter Zuwendung im Sinne des Geſetzes kann nur eine 
gung bed Betrages aus dem Betruge verftanden werben, 
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daß nur der Thäter allein damit ungehindert verfügen kan 
ſo lange dieß nicht geſchehen iſt, ſich nicht behaupten läßt, 
Zuwendung gelungen ſei, ſondern nur, daß bie Abſicht daı 
richtet war.“ 


Nr. 141. . 
Mitſchuld an culpofen Delictenanftiftung? Anfti 
Verw. €. H. Eutſch. v. 30, Ari 1082 8. 3628. (R. ©. Prag 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 

Der einzige hervorgehobene Nichtigfeitögrund beruht... 
daß C als Zeuge beeidet wurde, obwohl er der Mitſchuld 
ZTöbtung des B verbädtig fei. Der Verdacht beruht auf d 
Thatſache, daß C, als er mit A in bem Garten nad) dem v 
lichen Diebe fuchte, zu ihm die Worte vorbrachte „daß, wen 
aus dem Geftrüppe hervorſpringen follte, er ſchießen möchte“ .. 
viefen bloß im Allgemeinen vorgebradhten Worten Tann mı 
Aneiferung finden, daß A den Schuß gegen den vermeintlich, 
richte und dieſen am Körper beſchädigen folle. Hierzu fom 
C gleich) Anfangs die Muthmaßung ausgefprodyen hatte, 
Flächtling der ihm befannte Knecht B fei, gegen welden 
Feindſchaft hegte; daher fi) mit Grund annehmen läßt, daß 
die Abfeuerung eines Schrechchuſſes beabſichtigte. 

Endlich hat das Landesgericht bie dem Angeflagten ı 
ſchuldete That... als das Vergehen gegen bie Sicherheit bes 
duch fahrläffige Tödtung des B anerfannt, bei welder H 
ſchon ihrer Natur nad feine Mitſchuld eintreten Tann. 
hauptete Nichtigkeitsgrund ift daher unhaltbar.“ 


Nr. 142. 


Derurtheilung des Ausländers in feiner Heimath 

eines in Defterreich verübten Verbrechens. 

Verw. €. H. Entf. v. 30. Adi 1, 2,08. (R. ©. Salzburg 
, Nr. 9. 


Ein bairiſcher Untertfan warb. wegen eines in Defterre 
übten Raubes verurtheilt. Er machte dagegen geltend, er je 
berfelben Hanblung bereits in Bayern in Unterfudung gezog 
nigt ſchuldig erlannt worden Der Caſſationshof ſah hierũ 
einen Grund, die weitere Verfolgung als ausgefchloffen an 
noch hielt er eine Verhandlung über Wieberaufnahme des Ver 
für nöthig. 
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Nr. 148. 
Diebftahl von „Dienftleuten” an ihren „Dienftgebern“ : 
Staatöbeamte? 
Berw. €. 5. Eutſch. v. 13. mL, ZT. @ 6. Trient) 6.3. 


„Wenn ver 8. 165 IL lit. a des St. ©. 8. J. Th. (8. 176 
I. b) aus der Eigenſchaft des Thäters mit Rüdfiht auf einen 
Betrag von 5 fl. den Diebftahl von Dienftleuten an ihren Dienft- 
herren oder Dienftfrauen als Verbrechen erflärt, fo Tann darunter 
nicht die Eigenfhaft eines Beamten in feinem Verhältniſſe zum 
Staate verftanden, fonbern diefe Beſtimmung in ihrem Maren Wort- 
Tante nur auf das reine Privatverhältniß zwifchen Dienftleuten und 
Dienftgebern aus einem ausbrüdlichen oder ſtillſchweigenden Vertrage 
oder auf das Dienftgefinde bezogen werben, oder man müßte an= 
nehmen, daß jeder Beamte ohne Unterfchied des Ranges zur Klaſſe 
der Dienftleute oder des Dienftgefindes gehöre, was bod dem ge- 
meinen Begriffe von ber Sache wiberftreiten würde.“ 


Nr. 144. 


Meineid: Theilweife Unrichtigkeit der eidlich abgeläng- 


neten Thatſachen; Beiſatz: „meines Wifjens und 

rinnerns“. 

Verw. €. H. Eutſch. v. 13. Mai 1852, 3. 4903. (K. G. Königgrätz. 

9 Cats ©. 3. 1852, Nr. & ‘ inscäh) 

„Es genügt zum Thatbeftande des Betruges durch Anbietuug 

eines faljchen Eides, wenn dem Anbietenben auch nur einer ber 

Umftänve, worüber er den Haupteid negativ anbot, als vorhanden 

befannt ift, und es hat ber Ausbrud: „feines Wiflens und Exin- 

nerns“ keineswegs die Deutung,, daß der Schwörende nicht wiſſe 

und ſich nicht erinnere, daß ein beftimmtes von ihm zu befhmören- 

des Factum vor ſich ging, fondern es ift vielmehr dahin auszulegen, 

daß er wiffe und ſich erinnere, daß ein beftimmtes won ihm zu be- 
ſchwörendes Factum nicht vor fid ging." 
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Nr. 145. 
Irrthum als Grund der Ausſchließung der Strafbar- l 
keit bei den Webertretungen des Diebſtahls und der 
Veruntrenung. 
Bern. €. 6. Eutfg. v. 21. Mai, 682, 3.4510. (. ©. Tele) 6.3. 


(Ergänzt und berihtigt nad} den Acten.) 

Das Landesgericht als Berufungsinſtanz hatte angenommen, 
es fehle in ber ben Gewölbepächter A zur Laft gelegten Möbelver- 
ſchleppung die böfe Abfiht, „weil er bei der vermeinten Berechti— 
gung, bie ihm überlafienen Möbel als Erjag für die ihm von dem 
Verpächter B ſchuldige Pachtüberzahlung zurüdzubehalten, in einem 
Irrthume war, welder ihn in feiner Hanblungsweife eine ftrafbare 
nicht erfennen ließ.“ An ie 

In der Be der: gegen biefes Schulblofigkeitgerfennt- 
niß gerichteten Nichtigfeitöbefepwerde bemerkte der Caſſationshof, „daß 
8. 2 lit. e® — (fol wohl heißen 8. 2 lit. f) auf alle früheren foge- 
nannten Polizeiübertretungen des Diebſtahls, der Veruntreuung zc. 
zweifellos auch Anwendung finde. — 


Nr. 146. 
Diebftahl oder Eigenmacht? Heimliche Entziehung als 
Merkmal des Diebftahls? 
Ber. €. H. Entfh. d. 21. Mai 1852, Fa G. Bien) 6. 3. 
1852, Nr. 102. 


Sechs Bewohner des Dorfes Spillern in Niederöſterreich hat- 
ten auf einer der Gutsherrſchaft gehörigen und in deren ruhigen 
Beſitz befindlichen Au offen Bäume gefällt und das Holz weggeführt, 
und babei behauptet, die Au fei ihr Eigenthum. Der Caflationshof 
hatte fid zuerft incompetent erflärt, weil er annahm, daß eine vor dad 
Schwurgericht gehörig öffentliche Gewaltthätigkeit vorliege; als jedoch die 
Sache an dasfelbe zurücgewiefen warb, verurtheilte e8 wegen Dieb- 
ſtahls, indem es annahm, die Angeffagten feien nicht im Irrthum 
darüber gemefen, wen bie Au gehöre. Der Caflationshof bemerkte: 

„Hier Tann nicht von einer eigenmächtigen Selbfthilfe im 
Sinne des 8.19 des a. b. ©. B. oder von einer bloß civilredht- 
liche Folgen (8. 339 a. 6. ©. 8.) nad, ſich ziehenden Vefigftörung 
die Rebe fein, ba dem Befiger ohne deſſen Einwilligung fein beweg-⸗ 
liches Gut zum Vortheile ver Thäter entzogen wurbe, melde Hanb- 
lung von dem Gefege als Diebftahl erflärt wird. Die diebiſche 
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Abſicht der Thäter wird auch durch den Umſtand nicht aufgehoben, 
daß fie ihr Vorhaben dem herrſchaftlichen Förſter entveikten, und das 
Holz unter den Augen des abgeordneten Waidjungen fällten und 
davon führten, weil es nah bem $. 151 ($. 171) zun Begriffe 
des Diebftahles einerlei ift, ob die That geheim oder Äffentlich mit 
ober ohne Wiffen des Beſitzers verübt wurde; fie ift aber auch 
wegen ihrer günftigen Vermögensverhältniſſe nicht zweifelhaft, da fie 
felbft geftändig find, das gefällte Holz nah Haufe und zu ihrem 
Gebrauche und Vortheile ſich zugeeignet zu haben. 


7 / Nr. 147. 
Beleidigung öffentlicher, Beamten: Exfaffen der Be 
kleidung. 
Verw. €. H. Entſch. v. 21. 1: 1052, 9, 902 (8 6. 61) © 3. 


„Die vom FERN u "wahr erkannte, fomit dem Ange⸗ 
Hagten zur Laft gelegte That befteht barin, daß bei Gelegenheit, als 
zwei Polizeiwahmänner im Patrouillebienfte die nach abgelaufener 
Sperrftunde im Gafthaufe noch angetroffenen Gäfte an das Fort 
gehen mahnten, und ſich zwiſchen ven Iegteren und ver Patrouille ein 
Wortwechfel entfpann, der unter dieſen Gäften befindliche Angeflagte 
auf die beiden Wachmänner zuging und einen berfelben, ihn um 
beffen Nummer fragend, am Üeberſchwungriemen ergriff. Das Er- 
greifen an ber Bekleidung wird, wenn es nicht im Scherze oder 
in Zutraulichleit geſchieht, was hier, wo ein Streit zwiſchen ber 
Patronille und dem Wirthe und feinen Gäften obwaltete, nicht ver 
Fall war, ſchon unter Privatperfonen nad) allgemein gangbarem 
Begriffe als eiwas Herabſetzendes, Mipachtung Bezeigendes, daher 
als eine Beleidigung angeſehen. Um ſo mehr muß eine ſolche, an der 
Wade in Ausitbung ihres Dienftes, in Gegenwart mehrerer Perfonen 
unternommene Handlung als eine Beleidigung anerfannt werben, denn 
die Wade, die in Vollziehung des obrigkeitlichen Auftrages einen 
vorzügliceren Anfpruc auf eine achtungsvolle Begegnung hat, wird 
dadurch, daß man, überdieß ohne Veranlafjung Hand an fie legt, 
fie an der Bekleidung erfaßt, in ben Augen der Anweſenden herab- 
gefegt, in ihrem öffentlichen Anfehen verlegt, es wird ihr Veracht⸗ 
ung bezeigt, wa8 den Begriff einer Beleidigung bildet. Die Wade 
hat im vorliegenden Falle durch die bloße Aufforderung, das Gaft- 
haus bei bereit8 eingetretener Sperrftunde zu verlaffen, feinen An- 
laß gegeben, an fie Hand anzulegen, und aud, um die Nummer 
ver Wache zu erfahren, zu welder Frage übrigens ebenfalls fein 
Grund erfihtlich if, beburfte es bes Grgreifend der Wade an ihrem 
Raſtzeuge nicht." 
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Nr. 148. 
Falſches Zeugniß: Abficht zu ſchaden. 


Berw. C. H. Eutſch. v. 21. Mei 1852, Nr. 5188. (2. G. Rovigno.) 6.3 
1852, Nr. 76. 

„Wenn es fih um die im 8. 178 lit. a des I. TH. des 
St. ©. 8. (8.199 a) ſchon nad) der Beſchaffenheit der That ausge 
zeichneten Fälle des Betruges handelt, jo kömmt es zur Begründung 
biefes Verdrechens nicht darauf an, ob ber Beſchuldigte dabei ein 
pecuniäres Intereffe gehabt, oder ob Jemanden ein Schade zugefligt 
ober auch nur beabfichtigt worden fei; es handelt fi um das Recht 
des Staates auf die Wahrhaftigkeit ver Zeugen, als weſentliche Be— 
dingung zur Erreichung bes Zwedes der Triminalrechtspflege, und bie 
Berlegung dieſes Rechtes des Staates ift es, welche eine faliche 
Zeugenſchaft vor Gericht ſchon aus dieſem Gefihtspunfte allein zum 
Verbrechen ftempelt.” — 


n. iuv ZA, RIO 
Beruntrenung: Civil- oder criminelles Unrecht? 
Gaffr. Entjg. ». 11. Inu 1052, Ne 5600. C. 6. Wien.) 6.3. 1882, 
178 . 


(Ergänzt und beridtigt nad) den Acten.) 

Die B hat der A, welcher fie auch Einiges ſchuldete, 15 fl. 
zur Betreibung einer Heirathöbewilligung übergeben. A hat das 
ihe übergebene Gelb für ſich verwendet, indem fie fi mit B wer- 
reinen wollte. Ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Schulver- 
kenntniß nad) 8. 163 ($. 183) St. ©. B. wurde vom Eaffations- 
bofe mit folgenber Begründung flattgegeben: 

„Die Uebergabe eines Geldbetrages zur allfälligen Verwendung 
und Berausgabung für einen beftimmten Zwed begründet ein Mans 
datöverhältniß; biefelbe kann aber nie den Uebernehmer im Sinne 
bes 8. 163 des St. G. B. I, Th. (8.183) und des $. 957 des a.b. 
©. B. zum Verwahrer eines anvertrauten Gutes und eine fonftige 
eigenmächtige, jelbft mit dem Auftrage nicht übereinſtimmende Ver⸗ 
wenbung nicht zu einer anderen, als zu einer civilrechtlich zu ver⸗ 
antwortenben Handlung machen. In biefem Rechtsverhältniſſe ift 
die Partei nur verpflichtet, die Vollziehung des erhaltenen Auftrages 
nachzuweiſen und Rechnung zu Iegen, wobei fie ihre allfälligen Ge- 
genforberungen geltend zu machen allerings das Recht Bat, über 
deren Liquibität jedoch nicht dem Straf-, fondern dem Civilrichter bie 
Entſcheidung zufteht.” 





— 12 — 


Ar. 150. 


„Handlung, von welcher fich eine Feuersgefahr Leicht 
vorausfehen läßt.“ 

. € 8. Eutſch. v. 11. . 8. 6. Pilfen.) ©. 3. 

Verw. C. 8. Entſch. v. 11 In hr d G. pilſen) ©. 3 


„Gegen den Angeffagten liegt vor, daß er zu wieberholten 
Malen in feinem Gatten, der zwiſchen Gebäuden, die theils von 
Holz erbaut, theils mit Schindeln, theil® mit Strohſchauben gebedt 
find, gelegen ift, gefchoflen Habe, und das Gericht hat daher, von ber 
gegründeten faciiſchen Grundlage ausgehend, daß er an einem Orte 
geſchoſſen habe, wo er vorausſehen Yonnte, daß leicht ein Feuer ent · 
fiehen könne, den 8. 209 II. Th. (8. 459) St. ©. B. richtig auf 
feine Handlung angewendet, indem durch biefen Gefegesparagraphen 
alle jene Handlungen als ſträflich erflärt werden, aus benen eine 
Feuersgefahr vorausfichtlic leicht entftehen Tann, ohne daß zu dem 
Thatbeftande der ftrenge Beweis der Wahrſcheinlichkeit einer Feuers- 
gefahr erforberlich wäre.“ 


Rr. 151. 
Falſches Zeugnig — oder — Lügenhafte Vertheidigung 
Er Beſchuldigten? — Nothftand? 
Berw. €. H. Entfg. v. 11. zu 1952, Mr. 3701. (6. &n) 6.3. 


Die Söhne des A follten verhaftet werben, und C und D 
wiberfeßten fich dieſer Verhaftung in einer Weife, welche ihnen eine 
Anklage wegen öffentlicher Gewaltthätigfeit zuzog. A, in der Sache 
als Zeuge vernonmen, machte eine falſche Ausfage; das Gericht ver— 
urtheilte ihn jedoch nicht wegen falſchen Zeugnifjes, weil fi Umftände 
ergaben, welche immerhin hätten benügt werben können, A ber An- 
ftiftung zu jenem Verbrechen zu verbädtigen. Die Freiſprechung 
ward aufrecht erhalten, weil unter dieſen Umftänden feine Ausfage, 
„wicht als ein zur Zurehnung als Betrug geeignete gerichtliches 
Zeugniß, fondern nur als eine zur Abwälzung des Verdachtes ber 
Mitſchuld, fomit als eine zu feiner eigenen Vertheibigung und in 
einer untoiberftehlichen moralifhen Zwangslage abgelegte unwahre, 
nad $. 2 lit. g nicht ſtrafbare Ausfage angejehen werden kann." 





Br 
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Nr. 152. 
Gewaltthätigkeit gegen obrigkeitliche Perſonen: Legiti— 
mation der Letzteren. 
Berw. €. H. Eutſch. v. Er (2. 6. Königgräb.) 


Als erwiefen wurde angenommen, daß brei Finanzwachbebien- 
ſtete zur Bornahme der Revifion bei dem Angefchulbigten, dem Brannt- 
weinbrenner A erfdhienen find, und daß Leterer, in ber Abflcht die 
Amtshandlung zu vereiteln, ven Arbeitsleuten zuvief: „Jagt fie hin⸗ 
aus, fie haben hier Nichts zu thun,“ und daß bie Finanzwachleute 
hierüber hinausgeworfen morben find. — A wurde wegen Mitſchuld 
an bem Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigkeit (8. 81 St. ©. 8.) 
verurtheilt und feine Nichtigleitsbeſchwerde verworfen; Hierbei er- 
Härte ber oberfte Gerichtshof, daß A zur Abforderung eines fehrift- 
lien Auftrages von Seite der im voller Adjuſtirung erſchienenen 
und fonit in ihrer Eigenſchaft kenntlichen Finanzwachbebienfteten 
nicht berechtigt war.“ (88. 271, 284 St. Mon. Ord.; 88. 49, 50 
der Inftruction für bie Finanzwache.) 


Nr. 158. 
Beleidigung öffentlicher Beamten — wegen Unter 
Yafjung der Ausübung der Dienftpflicht. 
Berw. €. 9. Entid. v. 12, du 12, Nr. 5800, (2. ©. Steyr.) ©. 3. 
, Re.’ 110. 


Der Angellagte hatte ſich in die Gensb’armeriefaferne begeben 
und die Gensb’armen in ungeftümer Weife der Dienſtesvernachläſſi- 
gung geziehen, weil fie gegen eine Störung des Verkehrs auf der 
Straße nicht einſchritten. Der Caffationshof bemerkte: „Die 88. 
72, 73 I. Th. (88. 312 und 313) fchließen ſich abftufungsweife 
dem 8. 70 1. Th. (m 81) an, und ihr Zwed ift, zu befeitigen, 
daß einer in Voliziehung ihres Dienftes begriffenen Perfon Hinder⸗ 
nifle gelegt und fie in Vollziehung ihres Auftrages beirrt werbe;... 
fie find daher auf den heutigen Fall nicht anwendbar, wo bie Gens- 
d’armen in der Ausübung der Dienftpflicht nicht begriffen waren, und 
in einer ſolchen nicht gehindert ober beirrt, fonbern vielmehr dazu 
vermocht ober über die angebliche Unterlafjung zur Rebe geftellt wer- 
den .follten.“ 
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Re. 154. — 337 


Betrug. Liſtige Vorftellungen, um ſich Erebit zu ver» 
ſchaffen. 


C. 6. . d. 17. 1852, 3. 5850. (2. ©. ®ien.) ©. 3. 
Bun. an mim a 


Der oberfle Gerichtshof erkannte in ber als erwiefen ange 
nommenen Hanblungsweife, daß Jemand im Bewußtſein feiner Zah - 
Tungsunvermögenheit durch Vorfpiegelung einer ihm an das Yerar 
zuftehenben Erfagforderung von mehreren Taufend Gulden und eines 
ihm zugefallenen bisponiblen Erbſchaftscapitals Andere in Fertfum 
führt, und ihnen dadurch Veträge über 25 fl. C.-M. heranslodt, 
das Verbrechen des Betruges. 


Nr, 155. 


Betrug. Concurrenz mit einer Verlegung der Dienft- 
pragmatif, 
Berw. €. H. Eutſch. v. 17. A 2 $ 6005. (2. ©. Görz) ©. 3. 


Aus Anlaß der Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde bes 
wegen Verbrechens des Betruges verurtheilten A erflärte ber oberfte 
Gerichtshof, es fei durch die Beftimmung ver Verfaſſung und Dienft- 
vorſchrift für die Finanzwache, daß bie ungebührlihe Nüdhaltung 
der der Mannſchaft gehörigen Gelver im Disciplinarwege behandelt 
unb beftraft werden fol, das Berfahren nad dem allgemeinen 
Strafgefege nicht ausgeſchloſſen, wenn fid eine ſolche Hanblung nad 
den Beftimmungen dieſes Geſetzes and der Strafprogekorbnung zu 
einem Verbrechen, Vergehen oder zu einer Uebertretung eignet. 
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Nr. 156. 
Diebftahl: „Fremdes Gut". 
Berw. €. H. Entih. v. 2. am 1852, 8, 0135. (2.0. Zelgen) 6.3. 


Der oberfte Gerichtöhof erklärte bei Verwerfung einer Nihtig- 
teitöbefchwerbe, daß zur Feſtſtellung des Begriffes fremden Gutes in 
Sinne des $. 171 St. ©. B. ein firenger Beweis des Eigenthums- 
echtes desjenigen, ber dieſes Gut als das feine anfpricht, nicht er⸗ 
forderlich fei. 


. Nr. 157. 

Oeffentliche Gewaltthätigfeit gegen obrigkeitliche Per- 
fonen; Mitjchuld durch Aufforderung zur Hilfeleiftung. 

Bern. €, 8. Entid. u 10, 3, Su. @ 6. Gent, 


Die Aufforderung eines Angehaltenen an die umſtehenden 
Leute zur Hilfe, um ihn aus den Hänben ber Gensb’armen zu be- 
freien, und die fofort von andern Perfonen gewaltſam erwirkte Be- 
freiung desſelben begrlindet deſſen Mitfchuld am Verbrechen ber öffent: 
lichen Gewaltthätigleit, wenn er nach ben Umſtänden twiffen mußte, 
es könne feine Befreiung nur auf eine gewaltfame Weife erfolgen. 


Nr. 158. 
Abgränzung zwifchen Betrug und Veruntreuung: Zur 
eignung von in Folge liſtiger Vorftellungen anver- 
trauten Sachen. Vorausſetzungen ber Anwendung des 
durch einen beftimmten Betrag des Schadens bedingten 
höheren Strafſatzes auf Mitſchuldige. 
Berw. C. 9. Eutſch. v. 1. ee Fa (E. G. Wien.) ©. 3. 


Zueignung von in Folge liſtiger Vorftellungen anvertrauten 
Sachen. Borausfegungen ber Anmwenbung des durch einen beftimmten 
Betrag des Schabens bedingten höheren Straffatzes auf Mitſchuldige. 

1. „Bon einer Beruntreuung Tann bort feine Rede fein, wo 
das Anvertrauen ver Sache jelbft nur durch vorausgegangene Liftige 
Borfpiegelung erſchlichen, die Sache daher durch betrügerifche Täu- 
fung entlodt wurbe, ohne welche das Anvertrauen derſelben nicht 
geſchehen wäre, mit der vorgefegten Abficht, das anvertraute Gut für 
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ſich zu verwenden und den Eigeuthümer hierdurch an feinem Ber- 
mögen zu beſchädigen.“ 

2. „Wo das Gefeg nichts Beſonderes beflimmt, verfallen bie 
Mitſchuldigen in dieſelbe Strafe, wie die unmittelbaren Thäter; bie 
Mitfguldigen an einem Verbrechen find mit dem unmittelbaren 
Thäter als eine juridiſche Perfon anzufehen, welche für die Hervor- 
bringung des beabſichtigten Uebels gleiche Verantwortlichkeit, gleiche 
Strafe trifft, wenn ſie hieraus auch nicht einen gleichen Vortheil 
zogen, oder auf letzteren vielleicht gar verzichtet haben; in Betreff der 
Qualification nad) $. 182 St. ©. B. I. Th. ($. 203) kommt es 
daher nicht darauf an, daß jeder Mitſchuldige aus dem Betruge ſich 
einen Betrag von mehr als 300 fl. zugeeignet habe.“ 


Rr. 159. 
Religionsftörung: „Gemeine Gefahr“. 
Verw. €. H. Eutſch. v. a 33 —— m. (2. 6. Böhmiſch⸗Leippa.) 


Weber im Worte, nod im Geifte des Geſetzes ift es ge 
gründet, bie gemeine Gefahr nur dann anzunehmen, wenn die Ver- 
führung allgemein, die bargelegte Lehre fuftemmäßig und mit über- 
zeugenber Kraft vorgetragen wurbe; wenn biefe Bebingungen ein- 
treten, fo wird mit ber Neligionsftörung eine große Gefährlichkeit 
verbunden fein, und felbe muß dann nad 8. 108 bes St. ©. 2. 
1 Th. ($. 123) mit ſchwerem Kerker bis zu zehn Jahren beftraft 
werben; doch auch wenn biefe Bedingungen mangeln, kann mit ber 
Neligionsftörung immer noch gemeine Gefahr verbunden fein, und in 
biefem Falle findet der Strafſatz von einem bis auf fünf Jahre feine 
Anwendung. Wenn das Haupt einer Familie, der Bater von mehreren 
Kindern, die noch in jenem Alter find, wo Verführung ohne befon- 
dere Schwierigfeiten gelingt, nicht einmal und im Momente einer 
Aufwallung, fondern öfter und mit Ueberlegung in Gegenwart dieſer 
feiner Kinder Gott und Religion läftert und verfpottet, jene Kinder 
mit Hohn und Spott von ſich weifet, die die Kirche befucht haben, 
und bie Lehren ber Religion befolgen, dagegen jene mit befonberer 
Zuneigung belohnt, die feinen Anſichten fih zuneigen, wenn ein fol- 
her Vater es unternimmt, auf biefe Weile jedes veligiöfe Gefühl, 
die Achtung für Pflicht und Tugend in feinen Kindern zu zerftören, 
fie felbft auf ven Weg des Laſters und Berbrehens zu führen, fie 
zu gemeinfchäblichen, zu ſolchen Menfchen zu bilden, die im höheren 
Grade der bürgerlichen Geſellſchaft gefährlih werden müſſen; fo 
muß beffen Unternehmen als ein ſolches bezeichnet werben, mit wel« 
chem gemeine Gefahr verbunden iſt.“ 
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Nr. 160. 


Amtöveruntrenung durch Unterfchlagung von Briefpoft- 
gelbern, verübt von einem nicht beeideten Poſtaſpiranten. 
Caſſit. Eutſch. v. 1. Juli 1882, B. 6626. E. G. Graz.) ©. 3. 1852, 


Im Stattgebung der Nichtigfeitöbefchwerbe der f. k. Stants- 
anwaltſchaft erklärte der oberfte Gerichtshof: 

Ein zwar nicht beeibeter, jedoch durch Handſchlag zur 
Treue und Amtsverfciwiegenheit für feine probemeife Dienft- 
leiftung im Poſtamte verpflichteter Poftafpirant macht fi durch Un- 
terſchlagung von Briefpoftgeldern im Betrage von mehr als 5 fl. 
des Verbrechens der Veruntreuung nah 8. 161 St. ©. 8.1. Th. 
(8. 181) ſchuldig, indem weder der $. 85 noch der 8.161 St. ©. B. 
Th. (88. 101 und 181) es zum Erforderniß maden, daß bie 
Berpflihtung des Thäters im Amte in einer Civesleiftung zu ber ' 
ſtehen habe. Die Briefpoftvienftleiftung ift ein öffentliches Amt, es kom⸗ 
men daher aud; bie Pofterpebitoren bei den BPoftftationen, welde 
nad Hoffammerbecret vom 24. Jänner 1835, Nr. 3694, ungeachtet 
ihrer Beeidigung feine Staatsbiener, ſondern nur Privatbenmte find, 
in ſtrafrechtlicher Beziehung nad) 8. 161 St. G. 8. J. Th. (8.181) 
als Bffentlihe Beamte im weiteren Sinne anzufehen. Der Ausprud 
„obrigkeitlicher Auftrag“ Hat auch auf Finanz ober Adminiſtrativ- 
behörden Anmenbung. - 


Nr. 161. 
Berfuch des Berkaufes = Bl von unbeſchautem 
ie 


Gefts. Cata. v.9. Juli 1852, 3-,5200. @ ©. Yan) ©. 3. 1082, 


Da der Angeklagte wohl ven Stier ohne Beſchau geſchlachtet 
hat, jedoch des andern Tages, ehe ein Verlauf flattfand, bie Be- 
ſchau vorgenommen und das Fleiſch gefund erklärt worben ift, fo 
fällt ihm die Uebertretung des 9. 153 I. Th. (399) St. G. B. 
nicht zur Laſt. 


otreſrechtlice Entfgelbungen. N 7 
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Nr. 162. 


Bollendung des Wilddiebſtahls. — Geſellſchafts⸗ 
diebſtahl. 


v. 8. Juli 1852, 3. 6915. (&. ©. Linz) ©. 3. 1852, 
Coffir. Eutſch. v. 8. Iu 23,6 6 im) 6.3 2 


Der oberfte Gerichtshof erllärte, einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
der Stantsanwaltfhaft gegen das Urtheil, womit A und B wer 
gen Mebertretung bes Diebſtahls verurtheilt wurden, flattgebend, 
daß „durch die Erlegung des Wildes und deſſen Berbergung 
am Thatorte der Diebftahl nicht vollbracht wird, weil das ers 
Tegte Wild, fo lange. e8 aus dem Yagbbezirke nicht entfernt wird, 
im Beſitze ber Jagdinhabung bleibt. 1] em demnach biefe Enttra- 
gung in Geſellſchaft gericht fo iſt einl Geſellſchaftsdiebſtahl vorhanden, 
ungen et bie 2907 an „enen va Thäter erfolgte." 


Nr. 163. 


Ehrenbeleidigung: Beſchimpfung durch die Bezeichnung: 
„biebifche Leutet, 


Bern. €. 8. Entfd. v. 8. Juli eye dc 7009. (2: 6. Iundbrud.) ©. 3. 


„Nach 8. 241 St. G. B. II. Th. (8. 496) macht ſich diefer 
Uebertretung derjenige ſchuldig, welcher Jemanden an einem öffent- 
lien Orte mit Schimpfnamen belegt. Dem Begriffe. biefer Ueber 
tretung liegt daher eine Ehrenverlegung überhaupt zum Grunde, und 
es ömmt demnach nicht darauf'an, ob Jemand mit einem beftimmten 
Schimpfnamen belegt -oder wie im ‚vorliegenden Falle durch die Ber 
zeichnung: „diebiſche Leute” im feinen Eigenfchaften durch Aeußerungen 
angegriffen werde, welche geeignet find, feine Ehre zu verlegen, ober 
ihn in ber guten Meinung bei Anderen herabzufegen. Nach $. 242 
St. G. B. H. Th. ($. 497) begründet ſelbſt der Vorwurf über eine ſchon 
abgebüßte Schuld die Uebertretung gegen die Sicherheit ber Ehre“ 
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Nr. 164. 
„Beftellter" Mord, 
Beze. €. 6 Cut. ». 15. Ju 109, 3, 006. @.0. Marine) 0.3. 


Der Angeklagte hatte, wie vom Gericht angenommen wurde, 
einem Anderen „ben Gedanken erregt“ (suggerito), feine Gattin zu 
ermorden. Die Staatsanwaltſchaft beſchwerte ſich darüber, daß nicht 
beſtellter“ Mord angenommen wurde. Die Beſchwerde ward aus 
folgenden Gründen verworfen: 

„Der Ausprud: In Iemanden den Gedanken erregen, einen 
Mord zu vollbringen, feine Sinne auf felben Ienten, und jener: 
Jemand zu biefem Morde beftellen, find nicht gleichbeveutend; ber 
erfte. diefer Ausprüde ift viel weiter und unbeftimmter als ber zweite, 
mit biefem können aud Handlungen bezeichnet werben, bie buch 
legteren noch ausgeſchlofſen erfcheinen. 

Nach $. 118 lit. c. (8. 135, 3. 3) kann der Mord nur dann ale 
beftellt angefehen werben, wenn Jemand zu deſſen Berübung gebungen, 
ober hierzu auf eine andere Weife von einem Dritten beiwogen worden 
if. Im gleichen Sinne ſpricht ſich aud die allerhöchſte Entſchließung 
vom 16. Februar 1807 (Hofvecret vom 10. October 1807, Nr. 820 
der 9. ©. ©.) aus, da es aud dort heißt, daß nur Derjenige, 
welcher den Mörder auf was immer für eine Art zur Ermorbung 
bewogen Hat, als Beſteller angefehen werben kann. 

Als Beſteller eines Mordes Tann daher nur der Urheber ber 
That, nur Jener angefehen werben, der nicht nur in einem Andern 
den Gedanken erregt bat, einem Menſchen das Leben zu nehmen, 
fondern der auch, fei es num durch Verheißung eines Lohnes ober 
auf eine andere Weife dahin gewirkt hat, daß biefer Gedanke zum 
Entſchluſſe wurde, der ihn auch dann bewogen hat, zur Ausführung 
dieſes Entſchluſſes zu fohreiten. \ 

Um jedoch von Jemand fagen zu können, er habe in einem 
Dritten ven Gedanken erregt, einen Mord zu vollbringen, ex habe deſſen 
Sinn auf die Bollbringung biefer That gelenkt, ift ein fo fortgefegteö 
Einwirken nicht erforderlich, denn auch mur Bingeworfene, felbft auch 
ohne Abſicht ausgeſprochene Worte Können Urſache fein, daß in Je— 
mand der Gebanke, einen Andern zu morben, vege wurbe, und biefer 
Gevante kann aud ohne fernere fremde Einwirkung zum Entſchluſſe 
und zur That reifen.” 


7* 
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Nr. 165. 

Beruntreuung gepfänbeter und in Verwahrung des 
Schuldners gelaffener Gegenftände: Berechnung des 
Werthes. 

Berw. C. H. Entf. v. But 12 Be an (2. 6. Wiener-Nenftadt.) 


„Der Grundſatz ift gänzlich unhaltbar, daß der Werth eines 
veruntreuten Pfandftüce® durch jene Summe beftimmt werbe, zu 
deren Dedung e8 dienen fol. Diefe Anficht widerſpricht dem Haren 
Buchftaben des Geſetzes, 88.163 und 164 St. ©. B. I. Th. und 
dem Hofvecrete nom 1. Auguft 1828, 3. 2357, lit. b (88. 183 und 
184), nad) welhem das Verbrechen ber Veruntreuung in ber Bor« 
enthaltung oder Zueignung eines anvertranten Gutes im Betrage von 
mehr als 50 fl. und rüdjichtlih mehr als 300 fl. befteht, woraus 
Har hervorgeht, daß biefe Werthöbeträge fih auf das amvertraute 
Gut felbft beziehen, daß folglich nur der Werth der anvertrauen 
Sache felbft zur Beftimmung ber verbrecheriſchen Eigenſchaft der 
Beruntreuung und des anmenbbaren gefeglihen Strafjages zur Grund⸗ 
lage genommen werben könne und dürfe Das Hofvecret vom 
1. Auguft 1828 (8. 183 Abſ. 2) erklärt die von dem Gläubiger 
gepfändeten, jedoch in der Verwahrung des Schuldners gelaffenen 
Effecten als dem Letztern anvertraute Sachen, deren Veruntreuung 
nad 8. 163 St. ©. 8. 1. TH. zu beurtheilen ift. Zur Veftimmung 
ber verbrecheriſchen Eigenfchaft der Veruntreuung und des anwend- 
baren Strafgefetes Tann auch rüdfictli biefer Gegenftände nur ihr 
Werth angenommen werben, weil nach 88. 163 und 164 St. ©. B. 
1.2. (88. 183 und 184) der Werth des anvertrauten Gutes 
allein als Beftimmungsgrund gefeglich aufgeſtellt ift, und das bemerkte 
Hofvecret keineswegs fih dahin ausfpriht, daß die gepfänveten und 
tem Schuldner in Verwahrung gelaffenen Sachen nur rückſichtlich 
jenes Forderungsbetrages als anvertraut angefehen werben follen, 
ber hiervon feine Dedung findet, was um fo weniger in der Abficht 
des Gefeges gelegen fein konnte, als ſich vor der gerichtlichen Ver⸗ 
äußerung der Pfandobjecte nicht beſtimmen läßt, welcher Betrag der 
Borberung aus denfelben eine Dedung finden werde. Die Annahme 
bes Werthes der veruntreuten Sache als Beflimmungsgrund ber verbreche- 
riſchen Eigenfhaft der Beruntreuung und des anwenbbaren Strafgeſetzes 
ſteht auch dem Hofvecrete vom 11. Mai 1816, 3. 1243 (überge- 
gangen in $.173 St. G. B.) nicht entgegen, weil dieſes nur erklärt, daß 
es einerlei fei, ob ber zur Criminalität des Diebftahles, der Veruntreuung, 
ober des Vetruges erforderliche Betrag aus einer ober mehreren Hands 
lungen hervorgehe, und hierbei allerdings der Schaven des Beſchä- 
digten im Auge gehalten wird, der bei einer Veruntreuung eben in 
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der Vorenthaltung einer anvertrauten Sache im Betrage von meht 
ala 50, oder refpective 300 fl. befteht, der auch rüdjichtlic des 
Pfandgläubigers zur Grundlage zu nehmen ift, weil es bei ber Ver⸗ 
untreuung offenbar nicht darauf ankommt, wer die Sache anvertraut 
bat, fondern welche anvertraute Sache veruntreut wurde, und weil 
dem Pfandgläubiger auf jedes beſchriebene Pfandobject das Pfand⸗ 
recht rüdfihtlich feiner ganzen Forderung zufteht, welches ihm durch 
die Beruntreuung ber Pfanvobjecte entzogen wird, baher es fi nur 
darum handeln Tann, welchen Werth die anvertraute Sache hat, ohne 
daß es baranf ankommt, welche Forderung barauf haftete, über 
welcher Betrag berfelben durch bie veruntreute Sache bebedt geweſen 
wäre, was, wie bereitd erwähnt, ohnehin mit Sicherheit nicht zw 
beftimmen wäre.” 


Nr. 166. 
Falſches Zeugnig — oder — Tügenhafte Vertheidigung 
eines Beſchuldigten? Nothitand? 
Berw. € $. Entf. v. 22. Juli 1852, 3. 7820. (R. ©. Gin) ©. 3. 
1852, Nr.'122. 


Anläglic der Verwerfung ber Nichtigkeitabeſchwerde ver Staatss 
anwaltſchaft gegen das den A vom Verbrechen bed Betruges frei 
ſprechende Urtheil exflärte der oberfte Gerichtshof: „Der Begriff des 
Ablegens eines falſchen Zeugnifies, wodurch der Richter, der darauf 
fein Erkenntniß ftügen ſoll, irre zu leiten geſucht wird, darf nicht 
mit ber Verantwortung einer, wenn gleich des Verbrechens noch nicht 
angeffagten, aud nod nicht verdächtigen, aber doch in ver Sade 
nicht unbefangenen Perfon verwechſelt werden, melde nicht eigentlich 
ein Zeugniß in der Sache ablegt, fondern nur in Rüdfiht auf ihre 
eigene Perfon, um ſich von ber Verantwortung ober vor einer Unter» 
ſuchung zu fhügen, bie Wahrheit vorenthält.” 





Nr. 167. 
Vergütung des Schadens als Bedingung der Verjäh— 
rung bed Verſchuldens an der Criba, 
Berw. €. H. Eutſch. v. m 1652 7194. (2%. ©. Lin) ©. 3. 


Die Staatsanwaltſchaft bradte die Nichtigkeitebeſchwerde ein, 
weil ber des Verbrechens ber ſchuldbaren Erida Angellagte wegen 
Verjährung losgeſprochen worben iſt. Der oberfte Gerichtshof vers 
warf die Beſchwerde: Berückſichtigt man das zwifhen A und feinen 
Gläubigern abgeſchloſſene Uebereinfommen, ven Umftand, daß alle 
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iger in die Aufhebung des Concurfes willigten, daß ſämmtliche 
iger ihre verglichene Befriebigung wirklich erhalten haben, daß 
leberreihung des Guterabtretungsgeſuches bis zu deſſen erften 
mung fhon mehr als zwei Jahre vergangen waren, ſo muß 
ergehen als durch Verjährung erloſchen angefehen werben." 


Nr. 168. 
ig durch Gebrauch falfher Wage — oder — 
Uebertretung ber Tarorbnung ? 
Entfd. v. 29. Juli ee G.Wiener-Neuftadt.) ©. 3. 


Als erwiefen wurde angenommen, daß bie Angeffagte, welche 
reißlerei betrieb, eine Wage bei dem Gewerbsbetriebe benütte, 
I fie wußte, daß die Waarenſchale um ?/; Loth ſchwerer ald 
wichtsfchale if. — Die erfte Inſtanz wendete ven 8. 478 
U. Th. v. 9. 1803) St. ©. B. an; die zweite Ynftan; 
te an, daß das Berbreden des Betruges (199 c St. ©. ») 
ourch den Gebrauch einer falſchen Wage begangen werben 
jedoch fei Hierzu nicht eine „unrichtige“, fonbern eine gefälſchte“ 
erforderlich; dieß fei jedoch hier nicht der Fall, — Die 
zanwaltſchaft ergriff die Nichtigkeitsbeſchwerde, welder ber 
Gerichtshof ftattgab, indem er erklärte, daß der Thatbeftand 
199.c St. ©. 2. vorliege: 
„Eine Wage, deren Gewichtſchale um 7/, Loth (eine im Klein 
fe, namentlich bei gewiſſen Waarengattungen nicht unbedeutende 
eng) leichter wiegt als bie Waarenſchale, ift offenbar eine 
Wage, da fie die Schwere nur falſch beftimmen Tann. 
felde num urſprünglich durch ein angefittetes Blech verbeflert 
n fein, ober worin immer diefe Differenz der Schalen beftanben 
fo laßt ſich nicht in Abrede ftellen, daß der öffentliche Ge⸗ 
mann, welcher ſich wiffentlich eines folhen Inftrumentes bedient, 
ilſches Gewicht braucht, indem er immer 31'/, Loth Waaren 
2 Loth zuwägt. 
Der $. 478 (8. 226 II. Th.) findet nur bei jenen Gewerben 
tung, bie der Tarordnung unterliegen; derſelbe hat zunächſt bie 
owidrige Befchaffenheit oder Zubereitung der betreffenden Waare 
ige." 
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Nr. 169. 
° Dolus indirectus. 
Verw. €. H. v. 29. Juli 18523, 762. @. 6. Linz) G. 3. 1852, 


„Wenn es gleich richtig ift, daß auch bei dem Verbrechen des 
8. 58 bes St. ©. B. I. Th. (vgl. 8.63 und 8. 65 St. ©. B. 
von 1852) bie böfe Abſicht erforderlich if, durch die vorgebrachten 
Läfterungen Abneigung gegen ben Lanvesfürften zu ermeden, fo 
liegt dieſe Abſicht Mar in dem Ausſtoßen biefer Läfterungen an 
Öffentlichen Orten ober in Geſellſchaft felbft, weil biefes Uebel, näm- 
lich die Abneigung gegen ven Landesfürſten, hieraus leicht erfolgen 
Tann, und von Geite des Läfterers bereits Alles gefchehen ift, mas 
den Eintritt biefes Uebels mit Grund vorausfehen läßt." 


Nr. 170. 
Verleumdung: „Ungedichtetes Verbrechen”; Dolus. 
Ceffr. Entf. d. 5. Mugen 185%, 3,7817. (&. 6. Pk) 6. 3. 1852, 


Als erwiefen wurbe angenommen, daß bie A bei dem Untere 
ſuchungsrichter die B beſchuldigte, daß fie nad zweimaligem frucht- 
loſen Verſuche, fie zur Annahme eines Abortivmittels zu bewegen, 
ihr eine Suppe vorſetzte, nad) deren Genuß fie (B) ihr, der A, 
mittheilte, daß fie nun um ihr Kind kommen werde. Später gab 
A an, fie wifle nidt, ob bie Suppe ven Abgang des Kindes ver« 
anlaßt habe, da fie an demſelben Tage audy ſchwer gearbeitet habe, 
Im der Folge gab fie die Unrichtigkeit ihrer Ausſage zu, und entſchul⸗ 
digte fi) dahin, daß fie ſich mit diefer Erzählung habe „reiten 
wollen". 8 erfolgte die Losſprechung ver A von dem Verbrechen 
der Berläumbung, weil ihre Angaben zu unbeftimmt gewefen feien 
und wegen Mangels der böfen Abſicht. — Der oberfte Gerichtshof 
gab der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ftatt: 

nDie gemadjte Angabe enthält ſicherlich die Auſchuldigung des 
Verbrechens ber Abtreibung ver geibeefeust, und biefe Anfhulbigung 
war, fegt man bamit den Umftand in Verbindung, daß eine Fehl- 
geburt der A flattgefunden hatte und von ihr verheimlichet worden, 
ja, daß gegen fie felbſt eine Vorunterſuchung wegen Befeitigung ber 
Geburt oder Abtreibung der Leibesfrugt im Zuge war, allerdings 
fo geartet, daß fie zum Anlaſſe obrigkeitliher Nachforſchung gegen 
die Beſchuldigte dienen konnte, ja diefe Nachforſchung wurde wirklich 
vorgenommen, inbem ber Unterfuhungsrichter nob am felben Tage 
eine Hausdurchſuchung bei B vornahm, demnach der objective That- 
beftand des Verbrechens ber Berläumbung in ven als erwiejen ange» 
nommenen Sachverhalte vorhanden ift. 
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Unrichtig daher iſt es, daß bie Anſchuldigungen ber A zu ober- 
flachlich und unbeftimmt waren, um zur Beſchuldigung ber B zu 
dienen, und irrig iſt die Anficht, daß bie Einleitung einer Nadyfor- 
hung zur Begründung des Verbrechens ber Verläumbung nicht ge- 
nüge, weil ber 8. 188 1. Th. ($. 209) die Anzeige wegen eines erbich- 
teten Verbrechens forbere, daher vorausfege, daß die Anzeige von 
ſolchen vorgefpiegelten Umftänben begleitet fei, welde gegen Jeman- 
den einen näheren ober entfernteren Verdacht wegen eines began- 
genen Verbrechens zu erregen geeignet find; ber $. 188 ($. 209) 
fatuirt den Thatbeftand einer Berläumbung ausfchliegend in ber An⸗ 
zeige wegen eines erbichteten Verbrechens; daß biefelbe mit vorge 
fpiegelten Umftänven begleitet fein müfle, kommt im Gefege nirgends 
vor, und bie Annahme dieſes Erfordernifſes ftellt fi als eine rein 
willfürliche heraus, 

Nah Erörterung des objectiven Thatbeftandes handelt es fih 
nur mehr darum, ob auch der fubjective, die zu jedem Verbrechen 
erforderliche böfe Abficht, vorhanden fei. 

Das Landesgericht ſcheint Hier von der Anſicht ausgegangen 
zu fein, daß zu dem Verbrechen ver Berlänmbung ber bdfe Vorſatz 
erforderlich fei, gegen ven falſchlich Beſchuldigten eine obrigkeitliche 
Unterfuchung oder Nachforſchung durch die Anſchuldigung hervorzu- 
rufen, indem nur unter biefer Boransfegung ein Zufammenhang 
zwiſchen ven factifchen Prämiffen und der rechtlichen Schlußfolge zu 
entnehmen ift; allein dieſe Anficht findet in dem Gefege keinen Halt, 
fondern es genügt zum Vorhandenſein des böfen Vorfates, bei dem 
Berbrechen der Berläumbung das Bewußtfein des Angeberd, daß das 
Verbrechen erbichtet, ober daß die Beſchuldigung falſch ſei, gleich- 
giltig, aus welchem Motive der Angeber handelt ober welden Zweck 
er hierdurch zu erreichen ſtrebt.“ 


Rr. 171. 
Ehrenbeleidigung durch Anſchuldigung eines Verbrechens. 
Berw. €. 8. Eutſch. ” 5. Aug ass, 2 7789. (8. ©. piſel) ©. 3. 


n®er ver Behörbe, melde wegen eines allfälligen Verbrechens 
nachforſcht, die Verdachtsgründe, welche ex gegen eine beftimmte Ber- 
fon Bat, verſchweigt und fpäter dennoch dieſe Perfon öffentlich und 
ohne hinreichenden Grund biejes Verbrechens befchulbigt, begeht eine 
Ehrenbeleidigung.“ 
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Nr. 172. 
nGefährliche” Drohung. 
Ceffr. Entf, ». 5. Kugıt 1082, 3, 7951. ©. Bremb) &. 3. 169, 


Die „Gefährlichkeit“ einer gegen das Leben oder die Gefund- 
heit gerichteten Drohung ift nur bann als vorhanden anzunehmen, 
wenn bie fie begleitenden Umftände von ver Art find, daß aller 
Wahrſcheinlichkeit nach der nahe‘ Vollzug zu beforgen iſt. 


Re. 173. 
Todtſchlag. — Mitſchuld. 
Berw. €. 6. Eatif, u. 5. Aapık 1852, 3, 7096. @. ©. Trient) 6. 3. 


„Das Landesgericht Hat in thatſächlicher Beziehung als er- 
wiefen angenommen 

1. Daß der Angellogte A mit CO und im Einverftänbniffe mit 
demfelben zum Haufe bes B in ber feindlichen Abſicht ſich begeben 
babe, nm ſich von dem Weibe des B über bie gegen C und gegen 
feine (des Angellagten) Schwefter verbreiteten Sqhmãhreden Rechen⸗ 
ſchaft gen zu laſſen. 

2. Daß bei diefer Gelegenheit, als ver B ſich aus dem Bette 
erhoben, und zum Schuge feines Haufes fih vor die Hausthür ge- 
ſteilt Hatte, ein Handgemenge entflanben fei, und ber Angelagte im 
Einverfländniffe mit CO gegen ben B gehandelt, an ihn in feinbfeliger 
Abſicht gewaltfam Hand angelegt, demſelben feine Bertheidigung ges 
gen O erſchwert, fowie durch feine Gegenwart und buch feine 
Handlungsweife die That des C in dem Acte begünftigt habe, als 
diefer dem B die Mefierftiche verfegte, melde die 9 Wunden und 
den Tod des Legteren zur nothiwenbigen Folge hatten. 

Im diefen thatfächlihen Momenten, welde von dem Cafie- 
tionshofe nach dem Erkenntniſſe des Landesgerichtes als erwieſen anger 
nommen werden müſſen, mit Ausſchließung der Abſicht zu tödten, 
wie fie aud das Landesgericht ausfhloß, vereinigen ſich zweifellos 
alle weientlihen Merkmale der Mitfhuld am Verbrechen des 
Todtfclages.“ 
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Nr. 174. 


ch der Nachmachung von Bankıroten durch Beginn 

Gravirens der Metallplatte; Dolus indireetus. 

C. $. Entſch. v. 12. a nit 165%, m 8032. (2. ©. Eger.) ©. 3. 
, Ir. 


A wurde bes Verbrechens des Verſuches der Nachmachung öffent 
[8 Düne geltenber Ereditspapiere ſchuldig erfannt, weil er in der 
öfterreihifche Banknoten nachzumachen, in dem Haufe ber Eher 
auf einer nach feiner Anordnung beigeſchafften und zubereiteten 
platte die Zeichnung einer öſterreichiſchen Fünfgulden-Banfnote 
Ößten Theile eingravirte, eine Preſſe zum Drude ver Banf- 
jeforgen ließ, and) wegen Beiſchaffung des hierzu erforberlichen 
3 Schritte machte, daher Hanblungen unternommen bat, welche 
etlichen Nachmachung von öfterreihifhen Fünfgulden · Banknoten 
und weil bie Vollendung biefer feiner Unternehmung nur 
Entvedung berfelben unterblieb. 
Dagegen Hat num A die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, weil 
en Hanbfungen feine Abſicht nicht auf die Verferligung wirklicher 
Banknoten, fondern nur darauf gerichtet war, Teihtgläubige 
mit der Hoffnung eines großen Gewinnes zu täufhen und 
uf diefe Art Geld zu entloden,; und weil in feiner Hanb- 
eiſe nod) Feines der im 8. 7 des St. ©. 2. I. Th. ($. 8) 
teten Merkmale des werbrecherifchen Berfuches gelegen ſei. 
ichtigkeitsbeſchwerde wurde vom Caffationshofe verworfen: 
„Die Platte, auf welche A die Zeichnung einer öſterreichiſchen 
Iven-Banfnote zum größten Theil eingravirte, ift laut des Bes 
der Fabricationdcommiffton der k. k. öfterreichiichen Nationalbank 
t, nad) ihrer Vollendung Abzüge zu liefern, mithin fo wie bie 
r Loft liegende Beforgung einer Preffe zum Drude der Banfs 
!ine zur wirflihen Yusübung des in ben 88. 92 und 93 bes 
. B. 1. Th. (88. 106 und 107) bezeichneten Verbrechens 
achmachung öffentlicher als Minze geltender Crebitspapiere 
de Handlung, deren Folgen, d. i. die Vollbringung des Ber» 
8, nur durch bie frühere Entdeckung unterblieb. 
Diefe Handlungen begründen baher wirklich nach 8. 7 und 92 
t. ©. 8. 1. Th., 8. 47 des Patentes vom 15. Juli 1817, 
47, und 8. 48 bes Patentes vom 1. Juli 1841 (88. 8, 106) 
jerbrehen des Verſuches der Nachmachung öffentlicher als 
geltenber Creditspapiere. 
Die weitere Behauptung, als fei bie Abſicht bes Angellagten 
uf die Nachmachung öffentlicher ald Münze geltender Credits- 
‚ fonbern nur auf Betrug gerichtet geweſen, ift eine leere 
cht, da das Gegentheil aus ber Hanblungsweife felbft hervor- 
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geht, und ſich auch, abgeſehen von der von dem Landesgerichte als 
ſichergeſtellt angenommenen Abfiht, aus den Beſtimmumgen bes 
8. 1 des St. ©. 8. I. Th. von felbft ergibt, da böſer Vorſatz 
aud ſchon dann zur Schuld fällt, wenn das in Frage ſtehende 
Uebel aus ber in einer anderen böfen Abſicht unternommenen Hands 
lung leicht erfolgen Tann.“ 


Nr. 175. 


„Zurechnungfahigkeit.“ 
Berw. €. 9. Eutſch. ». . 16. ) 6.3. 
erw. €. 5. ti. u. 12. Span 1862,3. 0088. @. 6. Bein) 6-3 


., Die Zurechnungsfähigleit als Hauptbebingung zur Beſtrafung 
eines Angefiogten ift eine Thatfache, nämlich jener Zuftand der 
Seelenträfte, welcher ven Ungellagten vermögend macht, mit freiem 
Willen zu handeln und die Folgen feiner Handlungen einzufehen.“ 


Nr. 176. 
Beleidigung öffentlicher Beamten. 
Berw. €. H. Eutſch. v. oh, * 229. C. 6. Mlagenfart.) 


Der Finanzwahauffeher A äußerte fi im Gaſthauſe in Ge- 
ſellſchaft feiner Kameraben zu den eintretenden Gensb’armen, welche 
ihn in grobem und barſchen Tone aufgefordert hatten, das Gafthaus 
wegen eingetretener Sperrftunde zu verlaffen, in anſtändiger Weife: 
„Wir find feine Holzknechte, daß Sie uns fo behandeln; es ift nicht 
nothwenbig, daß Sie mit den Gewehren eintreten, Sie follen biefel- 
ben draußen laſſen; id) kenne auch den Patrouilledienft.“ — A wurde 
von der Anklage der Uebertretung ber Wachebeleidigung Tosgefpro- 
hen, und bie Nichtigleitsbefhwerbe der Staatsanwaltſchaft vom obere 
fien Gerichtshofe verworfen: „Es läßt fid in diefer Aeußerung nur 
der Ausdruck gekränkten Selbſtgefühls und ver Vorwurf gering- 
ſchãtziger Behandlung mit dem Beftreben, ben Gensd'armen die Meinung 
zu benehmen, als ſtünden fie höher als die Finanzwache, in all dem 
aber Nichts die Ehre der Gensd'armen Berlegendes ober Kränkendes 
Tomit eine Beleidigung ber Wache exfennen.* 
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Nr. 177. 


Beleidigung öffentlicher Beamten. Unangemeffene 
Rathſchläge. 

Berw. €. 8. Eutſqh. v. 2 ei an. @ 6. dobenmauth.) 
„Ungeitige, unberufene und unangemeffene Rathſchläge an einen 

in der Ausübung feines Amtes begriffenen Gensd'armen, woburd 

das einem “eben gegen bie Wache obliegende anftändige Benehmen 

verlegt wurde, find nicht nothwendig eine wörtliche Beleidigung 

derſelben.“ 





Nr. 178. 
„Obrigkeit“ im 8. 187 St. G. B.: Gemeindevorſtand. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 23 won, 2 2, (2. 6. Königgräg.) 


„Wenn auch in dem Strafgefege ſelbſt eine nähere und aus. 
drücliche Feftftelung des Begriffes: „Obrigkeit nicht enthalten iſt, 
fo geht doch aus den verſchiedenen Stellen, in welden ſich diefes 
Wortes bebient wird, hervor, daß unter ‚Obrigkeit‘ jede von ber Re⸗ 
gierung, fei es auf birectem ober inbivectem Wege eingefegte öffent- 
fie Autorität, welde für die Aufrechthaltung der Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit Sorge zu tragen Hat, verfianden werde. Daß aber 
ein Gemeinbevorftand eine folde Autorität fei, kann nach den, dem ⸗ 
felben fowohl durch die ältere, als auch durch bie nenere Geſetz - 
gebung auferlegten Verpflichtungen und eingeräumten Befugniſſe nicht 
bezweifelt werben.“ 


Nr. 179. 
Tauſchung der Behörde durch Fingirung eines Fonds 
ausweifes: Betrug — oder — Mebertretung der Irres 
führung der Behörde durch faljche Angaben? Dolus 
und Bemeſſung des Schadens bei Betrug. 
Saff. Entfg. u. 19. Mnguf 1882, 3, 843. @- ©. Bien) ©. 3. 165%, 


A hatte auf Anleitung des B beim Handelsgerichte einen fin» 
girten Fondsausweis über 40dO fl. überreicht. 

Beide wurben deßhalb wegen ber Uebertretung ber falſchen 
Meldung nad $. 78 lit. e II. Th. (8. 320 lit. e) vom Bezirls⸗ 
gerichte verurtheilt. 

Das Landesgericht als Berufungsinftanz hat das erſtrichterliche 
Urtheil aufgehoben und die beiden Angeklagten freigefprocen. 
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Der Eaffationshof Hat über die von der Staatsanwaltſchaft 
eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde die Urtheile beider Inflanzen cafe 
firt und die Ungelfagten wegen ber (verfuchten) Uebertretung des 
Betruges verurtheilt: ‘ 

„Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß A 
dem Handelsgerichte auf Anleitung des B einen fingirien Ausweis 
über den zu feiner Handlungsgerechtigleit nothwendigen Fond von 
4000 fl. vorgelegt habe, und daß er die Genehmiguüg dieſes Fonds- 
ausweiſes erzielen wollte, 

Wenn nun aud das Landesgericht anf diefen Vorgang ben 
8. 78 lit. e II. Th. des St. ©. 8. ($. 320 lit. e), mit Grund 
nicht anwendbar findet, fo ift doch die weitere Annahme nicht bes 
gründet, daß auch bie Begriffsmerfmale des Betruges überhaupt 
8. 176 1. Th. St. ©. 8. ($. 197) mangeln, weil dießfalls die 
böfe Abficht fehle, Jemanden an feinem Vermögen oder feinen Red» 
ten einen Schaben zuzufügen, weil ein folder Schade weder vor« 
handen fei, noch auögemittelt werben könne, weil A durch dieſen 
fingirten Ausweis nur in die Page verſetzt werben wollte, bie ihm ver⸗ 
liehene Handlungsgerechtigkeit bald auszuüben, wirklich im Beſitze 
eines inventirten Vermögens von 3575 fl. ſich befinde, und feine 
Abſicht daher nicht auf Verkürzung britter Perfonen gerichtet gewe ⸗ 
fen fei, und weil ver Gefetgeber, wenn eine ſolche fingirte Fonds - 
ausweifung ſchon aus der Beſchaffenheit der That als Betrug anzue 
fehen wäre, und ber im 8. 10 der Fallitenorbnung angeführte Fall 
die Merkmale des Betruges an ſich trüge, ben Fall gewiß in ben 
8.178 des St. G. B. 1.7. (8.199) aufgenommen hätte. Allein 
der Caſſationshof kann, ohne feinem Grundfatze, die thatſächlichen 
Unnahmen des Erlenntnißrichters auch bezüglich der fußjectiven 
Schuld zur Baſis feiner Entſcheidung zu maden, zu nahe zu treten, 
eben nach ber oben wörtlich angeführten Annahme des Landesgerichtes 
nicht gelten laſſen, daß dieſes eine böfe Abficht des Angellagten A 
(und fomit feines Rathgebers B) nicht für erwieſen anjah, denn 
unbezweifelt ift bie auf bie Genehmigung bes fingirten Fondsaus⸗ 
weiſes gerichtete, als erwiefen angenommene Abficht eine folde, 
welche dem Begriffe des Betruges volllommen genügt. Der nad) 
der Sallitenorbnung vom Jahre 1734 unter die fides publica geftell- 
ten Verpflichtung eines angehenden Handelsmannes, in beftimmten 
Fällen ven Befig und die Erwerbungdart des nöthigen Fondes aus⸗ 
zuweifen, einer Verpflichtung, bei welder jeve Täufhung des Mer- 
cantilgerichte® von Seite des Handlungswerbers oder feiner etwaigen 
Darleiher oder Socii ald Betrug geachtet werben fol (8. 10), fteht 
das Recht und bie Verpflichtung der Behbrbe zur Prüfung vesfelben 
und das Öffentliche Imterefie des Credits und Handels gegenüber, 
welche durch den abſichtlich Herbeigeführten Irrthum Schaden leiden 
follten, und durch welden Irrthum zugleich der Vortheil der ſchnellen 


ä 
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Ausübung der Handelögerechtigkeit ſich ungefeglich zugewendet wer- 
den will. 

Diefe böfe Abſicht genügt aber, wie bei vielen Vetrügereien, 
die fih im Geldwerthe nicht anfchlagen laſſen, und bie, weil fi 
der beftimmte Schaden oder Vortheil in biefer Weife nicht ermitteln 
laffen, eben nur als Nebertretungen des 8. 184 I. Th. und 8. 211 
U. Th. des St. ©. B. Einf. Pat. vom 17. Jänner 1850 (8$. 202 
und 461) bes" Betruges qualificirt find. Daß eine folche falſche 
Fondsausweifung im Falle des Concurfes als das Vergehen der 
leihtfinnigen Crida zu ftrafen ift — $. 7 des Patentes von 1847 
Einf. Pat. zur. St. P. O. vom 17. Jänner 1850, Art IX. 3. 
21 (8. 486) — beweifet keineswegs, daß dieſelbe außer dem falle 
des Concurfes als eine ftraflofe Handlung anzufehen fei, fondern das 
Gegentheil.“ 





Nr. 180. 
Ehrenbeleidigung; Aus! en des Wahrheitsbeweiſes 
bei Beſchimpfungen. 


Bern. €. H. Eutſch. v. 19. Spt gem, BT 6 m) 6.3. 


nDer Ausdruck ‚Betrüger‘ ohne Angabe factifher Umftände 
ift ein Schimpfwort, und begränbet ber Beweis der Wahrheit nicht 
die Straflofigteit. 

Die exceptio veritatis fann nämlih nur bei Handlungen“ 
ober Unterlafjungen, bie Jemanden zur Laft gelegt werben, nie aber 
bei Schimpfmorten von Einfluß fein, weil in biefen allein ſchon 
* ber animus injurandi liegt, und keine unehrenhafte Handlung bes 
Einen den Undern zum Gebrauche von Schimpfworten berechtigt.“*) 


®) BgL dagegen $. 491 ©t. G. 8. vom 1852, Abf. 2. 
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” Ne. 181. 

Meineid? Recht des Staates auf Wahrhaftigkeit. — 

Irrelevanz des Mangels der Abjicht, Jemand einen 
conereten Schaden zuzufügen. 

Berw. €. 8. Eutſch. v. 26. zug 21592, 3. 8599. &.6. Dimig) 6.3. 


A hat ven Umftand beſchworen, daß er in Folge ber von M, S 
und K erlittenen Mißhandlung und ber dadurch erlittenen körper - 
lien Verlegung dem Dr. B für bie ärzliche Unterfuhung und für 
Ausftellung des Zeugniffes 45 fr, ann dem Oberarzte ber Barın- 
herzigen, F, für zwei Beſuche und für ven Aderlaß 40 kr. bezahlt 
habe. Diefer Eid war jedoch falſch; denn e8 war weder Dr. B, 
nod ber Oberarzt F mit ber obenermähnten Forderung bezahlt. 

A wurbe daher des Verbrechens des Betruges nach 8. 178 
St. ©. 8. 1. Th. (8. 199 a) ſchuldig erfannt, wogegen derjelbe 


die Nichtigleitsbeſchwerde ergriff umb gelten zu machen verſuchte, daß · 


bei ber ihm zur Laſt gelegten That der böfe Borfag gänzlich mangle, 
daß daher dieſe That durch unrichtige Geſetzesauslegung einem 
Strafgefege unterzogen wurbe, welches darauf feine Anwendung fin- 
det, "indem ein Schaden wmeber beabfichtigt, noch verurfadt wurde, 
‘Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde: 

” „Das Urtheil des Bezirksgerichtes enthält den Ausſpruch: 

A habe von dem Geflagten M und Conforten nur dann eine 
Entſchädigung zu fordern,“ wenn er ſchwört, daß er bie Aerzte Dr. 
B und F mit 45 fr. und_40_fr. bezahlt Habe. 

Durch das Urtheil aber, war feine Forderung auf den oben- 
erwähnten Eid bedingt und er mußte daher wohl willen, baf fie 
nicht zu. Recht beftand, wenn. er bie Beträge per 45 Fr. und 
40 kr. ven Xerzten nicht wirklich bezahlt hatte. - 

Er wüßte aber- aud, daß die Zahlung noch nicht wirklich er— 
folgt war, und hat dennod den Eid dahin abgelegt, fie fei erfolgt. 
Seine Abſicht konnte nur dahin gehen, die Entſchädigung von ben Geklag- 
ten zu erhalten; da ihm jedoch dieſelbe nad} dem Urtheile nicht geblührte, 
wenn ber zu beſchwörende Umſtand nicht vorhanden war, fo mußte 
feine Abſicht dahin gerichtet fein, eine Forverung zu erhalten, melde 
nicht zu Recht beftand. Seine Abficht ging alfo dahin, den Geklagten 
einen Schaden zuzufügen, und ver böfe Vorſatz ift allerdings vorhanden. 

Er Hat daher wiſſentlich und abſichtlich einen falſchen Eid ab- 
gelegt, er wollte dadurch die Geklagten in ihren urtheilsmäßigen Rech- 
ten zu Schaben bringen; er wilrbe auch nad) $. 178 des St. ©. 8. 
1. Th. (8. 199) ohne alle Rüdfiht auf den Schabenbetrag das 
Berbrechen des Betruges begangen haben, da das Recht des Staates 
auf. Wahrhaftigkeit. vor Gericht unbedingt ift, unb es würde zu ben 
-bedanerlichften Folgen führen, wenn es geflattet wäre, im Cibil- 
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proceffe eine unwahre Thatſache als wahr zu beſchwören, meil der⸗ 
jenige, weldyer ſchwört, von der Rechtmäßigkeit feiner Sache überzeugt 
zu fein vermeint. Es ift daher der angegebene Nichtigkeitögrund 
nicht vorhanden.“ 





Nr. 182. 
Entführung mit Zuſtimmung der Entführten: „Lift“; 
„Gewaltthätigteit“. ka 
Verw. €. 5. Entf. d. 6. “gır 102, 3850. @ & Wien) ©. 


„Das gefetliche Moment der Liſt fiegt wohl genügend eben 
in jenen mehrerwähnten, hinter dem Rüden der Eltern ausgeführ« 
ten Handlungen ausgeprägt, welche beftimmenb auf die B wirkten 
und bie Mögligkeit ihrer Entfernung vorbereiteten; und ber Umftand, 
daß biefelbe in dem Gafthaufe in dem vom Angeklagten A für ſich 
gemietheten Zimmer, als junges unerfahrenes Geſchöpf auf feine 
Rathſchlãäge und Unterftügung angewiefen, in einer Lage ſich befand, 
wo fie unter der Gewalt des Entführers, in dem von ber Criminal 
rechtslehre geforberten Sinne, war, fan wohl faum bezweifelt wer ⸗ 
den. Bon einer weitern, etwa bis zu bem Verbrechen ber Öffentlichen 
Gewaltthätigkeit durch Einſchränkung ber perfönlichen Freiheit führen- 
ben Gewaltthätigfeit Tann bei einer Entführung mit Willen und 
BVerabrebung der Entführten wohl Feine Rebe fein.“ 





Nr. 188. 

Geſellſchaftsdiebſtahl: Zurechnung ver von einem Diebs- 
genofjen begangenen Entwendungen gegenüber den ans 
deren Genofjen. 

Bern. €. 5. Eatih. ». 26. Yupat 1852, 8. 874. C G Erieß) GB. 


„Der Grund, warum das Geſetz bie Gejellicaftsbiebftähle 
firenger beftraft, liegt ohne Zweifel in ver größern Gefährlichkeit dere 
ſelben. Als Diebögenoffe Tann nur Jener angejehen werden, der ein- 
verftänbfic mit dem Andern den Diebftahl unternimmt; es möge nun die · 
ſes Einverftänbniß durch eine vorläufige Verabrebung, ober auch nur 
durch ein ſchon beim Beginne der That getroffenes Uebereintommen 
bewirkt worben fein. Wurde nun aber der Diebftahl von mehreren 
zu deſſen Verübung Verbundenen begonnen, fo erfdeint bann bie 
während des Diebftahles verübte Entwendung jedes einzelnen Gegen- 
ftandes als eine in Geſellſchaft der Diebsgenofien vollbrachte, wenn 
aud ber Gegenſtand nicht eben in Folge einer befonberen Verab ⸗ 
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rebung entwendet, ober hierbei nicht Alle mitgewirkt haben. Da 
aud) in dieſem Falle vie That der oben erwähnte Höhere Grab ber 
Gefährlichkeit begleitet, jo wäre e8 bem Worte, wie bein Geifte des 
Geſetzes entgegen, wenn man bie oben angeführte gefegliche Beftim- 
mung auf ven Fall nicht anwenden wollte, wenn Einer ver Diebs- 
genoffen ohne unmittelbare Mitwirkung der Andern, ja felbft ohne 
ihr Wiffen einen Gegenftand entwendet hat.“ 


> Nr. 184. 
Anmaſſung der Eigenfchaft eines öffentlichen Beamten: 
Entlafjener Gemeinbevorfteher; Dolus. 
Verw. €. 9. Eutſch »2 so, 1 3,8990. (&. 6. Inudtru) 6-3. 


„Der Strafe des 8. 88 des St. ©. 2. II TH. (8. 333) ver, 
faͤllt Jeder, welcher aud ohne eine an fich unerlaubte Abſicht ſich für 
einen öffentlichen Beamten ober Diener ausgibt, und es kommt ba- 
bei nicht darauf an, ob derjenige, welder fi als einen Bffentlichen 
Beamten ausgibt, Andere in Irrthum führen wolle, um was immer 
für einen Zwed zu erreichen; vielmehr genügt für ſich ſchon bie 
bloße That der Anmaflung des Charakters eines Öffentlichen Beamten, 
um fi der in Frage ftehenden Uebertretung ſchuldig zu machen; 
denn ſchon biefe Anmaffung ift eine offenbare Verlegung ber zum 
Öffentlichen Schutze notwendigen Anftalten und Vorkehrungen und 
der ben geſetzlich beftellten Regierungsorganen übertragenen Gewalt. 
Der Gemeindevorfteher ift als ein Öffentlicher Beamter anzufehen. 
Mit der Entlaffung ift die Unterfagung fernerer Ausübung des 
Amtes eines Gemeinbevorftehers für ſich ſelbſt unmittelbar verbunden 
und bem Entlaffenen nicht mehr zugeftanden, bie ihm entzogenen Be- 
fugniffe noch auszuüben, möge er auch dagegen ven Recurs ergriffen 
haben, denn biefer Recurs kann nur die Wirkung haben, daß ber 
Entlaffene dann, wenn das Entlafjungsbecret aufgehoben und er in 
fein Amt wieder eingeſetzt würde, auch wieber bie Befugniß erlangt, 
die Functionen des Gemeindevorſtehers wieder aufzunehmen.“ 


Nr. 185. 
Erforberniß der Nothwehr: wirklicher, nicht bloß mög- 
Tiger Angriff. 
Bern. C. H. Entfh. d. 2. Ga 1er, 2, 00. @. 6. Bien) G. 3. 
A wurde wegen Verbrechens der ſchweren Beſchädigung buch 


Abhanen der rechten Hand des B mit einem Hirfchfänger ſchuldig 
Strafrechtliche Entſcheidungen. 8 
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erffärt und bie von ihm wegen angebliher Nothwehr eingebrachte 
Nichtigkeitsbeſchwerde vom Caffationshof verworfen: 

„Nach dem Inhalte des $. 127 des St. ©. B. J. Th. (8.2 
lit. g) gehört zu dem Begriffe ber gerechten Nothwehr: 1. ein 
rechtswidriger wirflicher Angriff auf Leben, Vermögen oder Freiheit 
des Angegriffenen ober feines Nebenmenfhen, weil nur gegen einen 
ſolchen eine Vertheivigung überhaupt, insbeſondere eine mit gewalt- 
ſamen Mitteln gebenkbar if, 2. die Beſchränkung auf bie nöthige 
Vertheidigung, mithin, daß das zugefügte Uebel als das unumgäng- 
lich nothiwendige, einzige Mittel zur Abwehr des ungerehten An- 
griffes erkannt werben müfle. 

Der Angeffagte, mit einem geladenen Gewehre und feinem 
ſcharf geſchliffenen Hirſchfänger bewaffnet, behauptet, B habe bei ſei— 
ner Betretung ſich gemeigert, mit ihm zum Ortsrichter zu gehen, 
und die Hand gegen ihn aufgehoben, worin er etwas zu halten 
ſchien, daher er gefürchtet habe, daß B fih gegen ihn zur Wehre 
zu fegen beabſichtigte, und daß mehrere Leute zu beflen Schuge im 
Berborgenen lauern Könnten; hierdurch zu feiner Vertheibigung auf- 
geforbert, habe er zwei Hiebe mit dem Hirſchfänger auf ihn geführt, 
von benen ber erfte ven B am Geſichte und Kopfe traf, ber zweite 
a ine rechte Borberhand vom Leibe getrennt und abgeſchla- 
gen hat. 

Das Landesgericht hat nicht für erwiefen angenommen, baß 
ein Angriff gegen den Angeflagten ftattfand. 

Die Anficht des Angellagten, daß ein wirklicher Angriff nicht 
erforberlidy fei, und daß ſchon die aus den Umſtänden der Perfonen, 
bes Ortes und ber Zeit abgeleitete Beforgniß, daß ein folder ftatt- 
finden werde, genüge, um bie an bem Gegner verübte Gewaltthat 
als Nothwehr zu rechtfertigen, ift nicht in dem $. 127 bes St. ©. 8. 
1. Th. (8.2 lit. g) gegränbet; nur gegen einen gegenwärtigen wirt- 
lien Angriff, nicht gegen einen nur als möglich voranögefeßten, be⸗ 
darf es einer Vertheivigung, und kann eine folde flattfinden. 

Ein folder Angriff ann allerdings aud in einer drohenden 
Stellung, in dem Aufheben gefährlicher Werkzeuge, jelbft in wört⸗ 
licher Drohung beftehen, welde mit der Gefahr des augenblidlichen 
Eintrittes des angebrohten Webels begleitet iſt; allein nad) ver Aus- 
fage des Angeklagten felbft ift von allem bem nichts gefchehen, da 
nur B feine Hand aufgehoben hat." 
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Nr. 186. 
Felddiebſtahl: Abweiden durch Thiere. 
Verw. €. 9. Entfd. d. 17. & BAT. (R. ©. Graz) ©. 3. 


„Der im Civilredhte befondere Wirkungen erzeugenbe Umftanb, 
ob eine Sache ein Zugehör einer andern fei ober nicht, und daß das 
Gras vor feiner Abfonderung von dem Grundſtücke mit diefem eine 
unbeweglihe Sache fei, fann bie Anwenbbarleit des 8. 141 bes 
&t. ©. 8.1. und $. 210 U. Th (88. 171 ımb 460) auf das 
unbefugte Abweiden fremder Weder nicht ausſchließen, weil das 
©efeg, 88. 154 II. d und 155 IL a (88. 174 II. e und 175 
I. a) den Diebftahl an Holz, Feld- und Baumfrüchten als einen 
qualificirten erflärt, und derjenige doch nicht gelinder behandelt werben 
lann, ber wiſſentlich frembes Gut aus einem Zufammenhange bringt, 
deſſen Aufhebung nur dem Eigenthümer zufteht, um fi die ge- 
trennten Theile zuzueignen, als Jener, der das durch den Eigen- 
thumer felbft Getrennte ſich wiſſentlich zueignet, alfo eine vedytö- 
wibrige Handlung weniger ſetzt ala Jener. Darin Tann auch ber 
Umftand feinen Ünterſchied machen, daß das Abfondern und Ent 
ziehen des Graſes flatt durch die Handlung des Angeklagten durch 
fein zu diefem Zwede von ihm gebrauchtes Thier geſchah, weil in 
dem einen wie in dem anberen Falle bie Entziehung durch feinen 
Willen dolofe und durch feine Thätigfeit erfolgte, und ber 8. 1821 
des a. b. ©. B. nur in Anwendung des 8. 1320 bie Vermuthung 
der culpa gegen ven BVieheigenthümer ausſprechend, das hierburch 
begründete Entſchädigungsrecht durch Geftattung ber Privatpfänbung 
fijert, ohne den auf biefe Art etwa bolofe zugefügten Schaden dem 
ſtrafrichterlichen Vorgange zu entziehen." 


Nr. 187. 


Betrug durch Zueignung und Verhehlung einer von 
einem Anderen gefundenen Sache. 


Berw. €. $. Entf). v. 23. Sept. 1852, Nr. 9510. (@. ©. , 
en. €. 5. Eutfü » ie se | bohenmunih) 


„Die allgemeine Faſſung des $. 180 lit. c ($. 201 c): 
‚mer gefundene Sachen gefliſſentlich verhehlt und ſich zueignet‘, läßt 
Har entnehmen, daß unter dem Wörtchen mer nicht der unmittelbare 
Finder allein zu verftehen fei, und es entjpricht dieſes auch dem 
Geiſte des Geſetzes, inbem zwifchen der Straffälligfeit des Finders 

8* 
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und beöjenigen, ber wiſſentlich eine gefundene Sache an ſich Bringt, 
verbehlt und ſich zueignet, wohl fein Unterſchied ift, ja in manchen 
Fällen Legterer fogar ſtraffälliger fein kann.“ 


Nr. 188. 
Betrug durch „falſches Gewicht“: Schaden. 
Bern. €. 8. Entf. d. N. sn 1052, 3, 00. 0.6. Bien) 6.3. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte, e8 begründe „ber Gebrauch 
von geringhältigem Gewichte in einem öffentlichen Gewerbe, wiſſent- 
lich, daß felbes geringhältiger fei, das Verbrechen des Betruges, 
ohne Rüdfiht, ob ein daraus hervorgegangener Schade erwieſen 
vorliege oder nicht. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauche wird 
ein Gewicht, welches weniger enthält oder anzeigt, als es enthalten 
ober anzeigen foll, ein faljches genannt, welche Benennung auch ganz 
der Natur der Sache entjpricht". 


Nr. 189. Wi I 


DOeffentliche Gewaltthätigkeit gegen eine Gemeindever- 
tretung. „Gefährliche Drohungen Mitſchuld duch 
ugejellung und Biligung. 

Berw. €. 9. Entfh. d. 30. 2,98 6 Trient) 6.3. 


Aus Anlaß der Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde ber wegen 
Verbrechen der Öffentlichen Gewaltthätigkeit und Mitſchuld daran 
verurtheilten Angeflagten erflärte der oberfte Gerichtshof: 

„Was das Verbrechen ver öffentlichen Gewalithätigkeit nad) 
8. 7008 St. G. B. J. Th. (8. 81, vgl. auch $. 76) betrifft, fo ift als er- 
wiefen angenommen worben, baß gegen bie Oemeinbevertretung von M, 
welche ſich in Bffentliher Sigung verfammelt hatte, um wegen Er- 
nennung des Ortsarztes ihr Amt auszulben, nach Belanntgebung 
des Refultates zu Gunften des Dr. A die Drohungen ausgefloßen 
wirden: Sturm zu läuten, die Repräfentanten nicht aus dem Saale 
gehen zu laffen, wenn man nicht das Ernennungsprotokoll abändere 
ober zerreiße, ferner an bem Dorfe Brand zu legen, dem Bürger- 
meifter und den Nepräfentanten Schläge zu geben und fle zum 
Benfter hinauszuwerfen, und daß biefe Drohungen in der Abſicht 
gemacht wurben, um bie Gemeindevertretung in ber Ausübung ihres 
Amtes oder in der Wahl eines anderen Arztes als des Dr. A zu hindern. 
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Daß dieſe Drohungen ſchon ihrer Natur nach von gefährlicher Art ſind, 
iſt Mar, ihre Gefährlichkeit aber erſcheint noch in einem um fo 
höheren Grave, als die Menſchenzahl nicht nur ſehr bedeutend und 
diefe Menge heftig aufgeregt war, fonbern auch aus verſchiedenen 
Perſonen beftand, melde als gefährliche und ſchon abgeftrafte Indie 
vibuen gefannt waren, und baher den Gemeinbevertretern gegründete 
Beforgniffe einflößen Tonnten, wie fie denn auch wirklich über biefe 
Drohungen in große Angft und Schreden verfegt wurben. Eben 
fowenig fann es einem Zweifel unterliegen, daß vie Gemeinbever» 
treter fowohl nah den alten, als nad den neuen proviſoriſchen 
Semeindegefegen in ber Ausübung ihres Amtes gleich obrigkeitlichen 
Perfonen betrachtet werben müſſen, da fie als Negierungsorgane 
beftelft find. 

Die dargeftellte Wiverfeglichfeit gegen die Gemeinbevertretung 
in M burd bie erwähnten gefährlichen Drohungen, begleitet mit 
ber Abſicht, die Gemeinbevertretung in ver Wahl bes Ortsarztes 

und fomit in ber Ausübung ihres Amtes zu hindern, enthält daher 
alle wefentlihen Momente zum Begriffe des Verbrechens ber äffent- 
lichen Gewaltthätigfeit im Sinne des $. 70 des St. G. B. J. Th. 
(8. 81), folglich ift auch dieſer Paragraph auf die vorſtehende That 
im Allgemeinen richtig angewendet worden, 

Ebenfo war es, um ſich vor dem Strafgefege verantwortlich 
zu machen, nicht nothwendig, baß jeder einzelne Angeflagte Drohungen 
jener Art fi) erlaubt habe. Wer ſich aud nur der bewegten 
Menfchenmenge beigefellte, und buch Worte ober wie immer durch 
fein Benehmen vie Billigung jenes Auftrittes bethätigte, hat dazu 
Vorſchub gegeben, mitgewirkt, oder zur fiheren Vollſtrecung bei- 
getragen, und dadurch im Sinne des $. 5 desſelben Verbrechens ſich 
mitſchuldig gemacht.“ 





Nr. 190. 


Fortgeſetztes Verbrechen. In mehreren Angriffen vers 

übter Diebftahl; Erftattung der zuletzt entwendeten 
- Sachen. 

Geffr. Entf, D. 30. Exp. 1852, 3. 10091. ©. Trio) ©. 3.1882, 


Der oberfte Gerichtshof erflärte: 

„Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, baß A ihre 
Dienftgeberin B zweimal beftohlen habe, daß fie ihr das erſte Mal 
Effecten im Werthe von 38 fl. 29 kr., dad zweite Mal aber Pre» 
tiojen im Werte von 417 fl. 2 fr. entwenbete; das Landesgericht 
hielt nun bafür, daß diefe Beiden Diebftähle ald von einander ganz 
abgefonberte Handlungen angefehen und behandelt werben mäffen, e& 
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nahm an, daß ber ſpäter verübte Diebſtahl ſtrafbar zu fein auf⸗ 
gehört habe, weil die Angellagte, che ihr Verſchulden den Behörben 
befannt wurde, die bamals entwenbeten Gegenftänbe zurüdgeftellt 
hatte, wenn auch bie ſchon früher geftohlenen nicht zurüdgeftellt 
worben waren, und hat mm bie A nur wegen bes fchon früher ver- 
übten Diebftahles für ſchuldig und ihre That für ſtrafbar nach $. 178 
St. ©. B. vom Jahre 1852 erlärt. Die dagegen eingebrachte 
Nichtigleitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ift gerechtfertigt. 

Denn wenn andy als erwieſen angenommen wird, baß A ben 
Diebſtahl zum Nachtheile ihrer Dienftgeberin in verſchiedenen An« 
griffen verübt Hat, fo erſcheint body insbefonbere, wenn man berüd- 
fichtigt, daß beide Male von A der Diebftahl zum Nachtheile ber- 
felben Perfon, an Gegenftänden gleicher Art, die in demſelben Be- 
hältniffe ſich befanden, unternommen, ımb ımter gleichen Umſtänden, 
mit Auwendung berfelben Mittel ausgeführt wurbe (Umftänbe, bie auch 
das Landesgericht für erwiefen hielt), ver fpätere Angriff als Fortfegung 
des früheren, beide Angriffe müſſen als Ein Diebftahl angefehen werben. 
Die Anfiht, daß Diebftahlsangriffe dieſer Art als von einander ab- 
gefonberte Thaten zu behandeln find, läßt ſich ebenfowenig burd bie 

eftimmungen bes Strafgejegbuces vom Yahre 1803 und ber über 
felbes erlafienen Erläuterungen, als durch jene ber neuerlich ins 
Leben getvetenen Strafgefege rechtfertigen, ja fie wiberftreitet ben im 
8. 153 des St. ©. B. vom Yahre 1803, den Hofvecreten vom 
20. März 1812, Nr. 981 und 11. Mai 1816, Nr. 1244, bann 
im 8.173 des neuen St. ©. B. aufgeftellten Grunbfägen. 

Durch eine ſolche abgefonderte Beurtheilung verſchiedener Dieb- 
ftahlsangriffe würde endlich auch der Zwed vereitelt, welcher buch 
bie im 8. 167 bes früheren und $. 187 bes neuen St. ©. B. 
enthaltene Anorbnung erreicht werben fol.“ 


Nr. 191. 
Betrug durch „falſche Wage“. Schaden. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 7. Fu —E E. G. Wiener⸗Neuſtadt.) 


„Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß ber 
Angebllagte ſich in einem Öffentlichen Fleiſchergewerbe einer Wage, an 
deren Wagebalken oberhalb ver Waarenſchale ein eiferner Haken 
im Gewichte von 3"/, Loth befeftiget war, beviente, daß. dadurch im 
gleichen Mae ein Uebergemicht der Waarenſchale zu feinem Bor- 
theile entftand, daß biefe Liftige Handlung geeignet war, bie Käufer 
irre zu führen, und daß VLetztere im folge deſſen auch wirklich 
Scaben litten. Der Angeklagie Hat... folglich eine in ben 88. 197 
mb 461 St, ©. B. als Betrug erflärte Handlung begangen.“ 
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Nr. 192. 
Mitſchuld an der Beleidigung öffentlicher Beamten durch 
Unterlaffung der Mißbilligung? 
Bern. €. 9. Entf. v. 7. Da, en 8, 10348. (2. 6. Trieſt) ©. 3. 


Im der Nichtigkeitsbeſchwerde ber Staatsanwaltſchaft wurde 
behauptet, daß A Mitſchuldiger oder Theilnehmer der Uebertretung 
der’ wörtlihen Beleidigung fei, weil er unterlaflen hat, feine Miß— 
billigung auszuſprechen gegen bie dieſe Uebertretung begründende 
Handlungsweiſe feines Begleiters B und in feiner Geſeliſchaft ge» 
blieben fei. Die Beſchwerde wurbe verworfen: 

never ver 8. 5, noch ber 8. 6, noch eine andere Stelle bes 
Strafgeſetzbuches erklärt bie unterlaffene Mißbilligung einer firaf- 
baren Handlung, ja auch nicht bie Billigung derfelben, nachdem fie 
im verübt worben ift, für Mitfehuld oder Theilnahme an biefer 

andlung.“ 


Nr. 198. 

Nothzucht an einer Unmündigen: Unkenntniß des Alters, 
„die ein Verbrechen in der That nicht erfennen ließ“. 
Berw. €. 9. Entf. v. 7. Oct. 1832, 3. 10895. (8. ©. Teieft) ©. 3. 
1852, Nr. 197. 


Bei Verwerfung ber von ber Staatsanwaltſchaft eingebrachten 
Nichtigkeitsbeſchwerde exflärte der oberfte Gerichtshof: 

nDas Landesgericht hat als erwiefen angenommen, daß A und 
© ben "Beifchlaf mit der B zu einer Zeit gepflogen haben, als felbe 
das vierzehnte Jahr noch nicht zurückgelegt hatte; es nahm aber auch als 
erwiefen an, baß bie beiden Angeklagten, als fie die That vollbraditen, 
die B für münbig gehalten haben. Das Landesgericht folgerte daraus, 
daß die Ungellagten fi in einem folden Irrthume befanden, der 
fie in der von ihnen vollbrachten Handlung ein Verbrechen nicht 
ertennen ließ, daß man daher die That nicht als mit böfem Vorſatz 
vollbraht annehmen könne, und hat bewegen biefelben von ber 
gegen fie erhobenen Anklage freigefprochen. Der oberfte Gerichtshof 
muß die vom Lanbesgerichte ausgeſprochene Anſicht als bie richtige 
erlennen.“ 


Nr. 194. 
Meineid: Säpber, 
Berw. €. 5. Entf. v. 14. a . 10246. (2. ©. Zuaim) ©.3- 


mBei dem Verbrechen bes Betruges durch Ablegung eines 
falſchen Eides bevarf es feiner Nachweiſung eines Schabens von 
Seite besjenigen, gegen welchen ber Eid gerichtet war." 
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Nr. 195. 


Amtsveruntrenung: Form des obrigkeitlichen Auftrages. 
Bere. €. 9. Entf. v. 1. Dit 1082, 3, 10855. (8 ©. arems) ©. 3. 
2 


„Zur Unterftügung des Nictigfeitsgrundes wird Far ge 
macht, daß eine Veruntrenung nah $. 181 bes St. ©. B. nur 
zugemuthet werben könnte, wenn ein obrigfeitlicher Auftrag an ven 
A als Gemeindevorfteher zur Bornahme der fraglichen Licitation im 
Sinne des Patentes und der Inftruction vom 28. Juni 1850, 88. 
15 und 65, und barüber erfloffen wäre, was mit dem Feilbietungs- 
erldſe zu ‚gefchehen habe. 

Nun habe er, aber nur einen mündlichen Auftrag vom Bezirks- 
gerichtsadjuncten zur Vornahme der Licitation, aber keine weitere 
Weiſung erhalten; dem ganzen Ucte fehle daher ber amtliche Charakter. 

Die Unrichtigkert dieſer Vertheidigung erheifcht kaum eine Wis 
berlegung. Der Oemeinbevorftand Tann als folder nur über Er- 
fuchen, ob diefes mänblich over fhriftlich erfolgte, ift nach 8. 15 ver 
Imftruction vom 28. Suni 1850 gleichgiltig — einen Licitationsact 
vornehmen; dieſer ift immer ein amtlicher, wurbe von dem A laut 
des vorgelegten Licitationsprotofolles vom 3. reſp. 6. December 1851 
auch als folder angefehen, und jebe Unterfchlagung von dabei in 
Empfang genommenen und fomit anbertrauten Gelbern, welde ber 
Gerichtshof im Betrage von mehr als 5 fl. ald erwiefen annahm, 
PA Verbrechen ber Veruntrenung im Sinne bes $. 181 bes 

t. G. 8." 


Nr. 196. 


Verbotenes Hazarbipiel: Spiel der drei Karten. 
Berm. €. 6. Entf. v. 1. Ort, 189%, 3. 10870. (8.6. Trient) ©. 3. 
, RB. 


Als ein Glucks- oder Hazarbfpiel ift nach dem natürlichen Bes 
geiffe des Wortes, und im Sinne des Gefeges dasjenige Spiel an- 
zufehen, wo deſſen Erfolg, oder der zu Hoffende Gewinn nur vom 
Giude ober Zufalle abhängt, wie dieg auch in ber Hoffanzleiverorb« 
nung vom 17. April 1840, eröffnet mit Gubernialdecret vom 3. Juni 
1840, P. ©. ©. Band 27, Seite 187, erflärt wird. 

Wenn nım ſchon das Spiel „der drei Karten“, wovon es ſich 
hanbelt, von dem Spieler vor den Augen bes Gegners gefpielt wirb, 
unb berfelbe in der Lage ift, die Bewegungen und Wendungen ber 
Karten in den Händen bes Spielers mit eigenen Augen wahrzu- 
nehmen, fo wirb er doch durch dieſe Gaufelei, wie e8 in ber Ab« 
ficht und im Veftreben des Spielers Liegt, fo verwirrt und getäufcht, 


i 
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daß er die Karte des Gewinns im Auge feſtzuhalten nicht vermag, 
und es immerhin nur vom Zufalle abhängt, ob dieſe Karte errathen 
wird ober nicht — auch bei der gefpannteften Aufmerkſamleit gegen» 
über ver Fertigkeit und Geſchicklichkeit des Spielers.“ 


Nr. 197. 
Falſche gerichtliche Beſchuldigungen, zur eigenen Ver⸗ 
theidigung vorgebracht. Betrug durch falſche Zeugen» 
ausfage — oder — Berläumbung rüdfichtlih Ehren» 
j beleibigumg? 
Bern. C. 5. Entf. v. 14. Dit, on go. @. G. arems.) ©. 3. 


Das Landesgericht hat ald ermiefen angenommen, daß ber A 
den Gemeinderath B bei dem Bezirlsgerichte N al8 Anzeiger und 
Ankläger beſchuldigte, ihn bei einer Gemeinderathsverhandlung mit 
einer Ohrfeige fo mißhanbelt zu haben, daß er blutete, und daß ber 
A unter Berufung auf mehrere Zeugen um Unterfuhung und Bes 
ftrafung des B bat, weßhalb Leterer auch wegen ber Uebertretung 
gegen die Sicherheit der Ehre in Unterfuhung gezogen, jedoch über , 
den Nachweis des gänzlihen Ungrundes jener Beſchuldigung Losge- 
ſprochen wurde. 

Das Landesgericht hat gleichfalls für erwiefen angenommen, 
daß diefe von dem A gegen ben Gemeinderath B gerichtlich ange» 
brachte Beſchuldigung falſch und von ihm erbichtet fei. 

Im biefen erwieſenen Thatfahen können aber die gefeglichen 
Merkmale des Verbrechens des Betruges im Sinne der 88. 197 
und 199, lit. a des neuen St. ©. B. nicht gefunben werben, welde 
nicht darin Tiegen, daß bei Gericht eine falfche Ausſage abgelegt 
wurbe, weil wohl jede gerichtlich falſche Ausfage, infoferne fie eine 
andere Perfon betrifft, und eine Handlung ober Unterlaffung berfel- 
ben bezeugt, auch ein falfches gerichtliches Zeugniß enthält, aber nur 
infoferne unter den Bebingungen des 8. 197 des ©t. ©. B. das Ver— 
brechen des Betruges begründet, als eine folhe Handlung vom Ge- 
fege nicht als ein befonberes Verbrechen erklärt wird, wie bieß beim 
Verbrechen des Mißbrauches der Amtögewalt, 8. 102 des St. O. B., 
Fi insbefondere bei der Berläumdung, 8. 209 des St. ©. B., der 
Fall if. 

Nach dem Haren Wortlaute des 8. 209 des St. ©. B. könnte 
es wohl feinem Zweifel unterliegen, daß, wenn die von dem A dem 
B bei dem Bezirögerichte fälſchlich angeſchuldete That als ein Ver- 
brechen angefehen werben müßte, er nad} 8. 209 des St. ©. B. 
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das Verbrechen der Verläumdung verübt hätte und dieſes Verbrechens 
ſelbſt dann ſchuldig erklärt werben müßte, wenn er biefe falſche Be-⸗ 
ſchuldigung auch als Angellagter zu feiner vermeintlichen Bertheibis 
gung vorgebracht hätte, weil das Gefeg die Verläumbung anderer 
Berfonen feineswegs- als erlaubtes Vertheivigungsmittel geftattet, noch 
den Zuftand der Bertheibigung als einen Entſchuldigungsgrund gelten läßt. 

Nachdem aber B von dem A bei der Obrigkeit bloß einer 
ſolchen Handlung fälſchlich beſchuldigt wurde, welche, inſoferne ber- 
ſelbe als Gemeinderath in Ausübung feiner Dienſtesverrichtung be · 
griffen betrachtet wird, nach F. 331 des St, ©. B. die Uebertretung 
gegen die Pflichten eines öffentlichen Amtes, oder die Uebertretung 
gegen bie Sicherheit der Ehre im Sinne des 8. 491 des St. G. B. 
conſtituiren würbe, als melde fie auch dns Bezirksgericht erfannte, 
fo hat das Landesgericht diefe That bes Angeklagten mit richtiger 
Auslegung und Anwendung des Geſetzes ganz richtig dem St. ©. 2. 
8. 487 unterzogen, weil biefe That nach dem Strafgeſetzbuche nur als 
Uebertretung erklärt wird.“ 


Nr. 198. 
Beleidigung öffentfüßer $ Beamten — „in Ausübung des 
Dienftes". 
Caſſit. Eni v. 14. Oct. 1852, 10672. G. Wiener » Neuftadt. 
Te ent Belnee Vote 330, 6 A * 

„Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß ber 
Angeklagte, als die Gensd'armen auf ihrem Patrouillengange zurüd- 
kehrten und in feinen eingezäunten, mittelft vorgeſchobenen Stangen 
verwahrten Garten gelangten, ihnen entgegentrat, und barſch fagte: 
„Was wollen Sie da, mas haben Sie da zu fuchen, durch meinen 
Garten barf Niemand gehen, der nicht eine Afliftenz bei ſich hat,“ 
und als fie fi ein hoͤflicheres Benehmen erbaten, höhniſch erwie⸗ 
derte: „Soll ich vielleicht vor Ihnen die Müte herabnehmen, ober 
auf die Kniee mieberfallen?“ daß er enblih, als fie ihn zur Ruhe 
vertiefen, und mit Ergreifung anderer Mafregeln drohten, entgeg- 
nete: „Sie haben gar nicht die Rechte dazu, Sie waren das vorige 
Mal aud bei mir, und haben ohne Recht eine Revifion meines ge 
ſchlachteten Viehes vorgenommen,“ und hatte hierin mit ber erften 
Inſtanz im Sinne des $. 72 St. G. B. IL. Th. und 8. 44 des Gens- 
d’armeriegefeges vom 18. Jänner 1850 bie Uebertretung der Wache 
beleibigung erfannt. 

Der Caffationshof Tann in dem Thatbeftande, wie ihn das Landes- 
gericht angenommen hat, die Webertretung ber Beleidigung eines öffent- 
lien Beamten, Diener oder einer Wache nad 8. 72 St. ©. 2. 
II. Th. jedoch nicht erkennen. Denn nach ber beflimmteren im 8. 312 
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des St. ©. B. vom 27. Mai 1852 aufgenommenen und milbernben, 
alfo anzuwendenden Begriffebeftimmung Tann biefe Uebertretung gegen 
die obbezogemen Perfonen, unter welche nach 8.68 des St. ©. B. vom 
27. Mai 1852 die Gen®varmen gereihet find, nur begangen wer- 
den, wenn biefelben in Vollziehung eines obrigkeitlichen Amtes oder 
Dienftes begriffen find. 

Wenn nun gleich Gens'darmen unter den Waffen und auf ber 
Patrouille als im Dienfte ſtehend anzufehen find, fo Tann body im 
gegenwärtigen Falle der zufällige Durchgang durch des Angeklagten 
Garten nicht als eine Vollziehung ihres Amtes oder Dienftes be- 
zeichnet werben. 

Es Tönnen aber auch weiter8 bie als erwiefen angenommenen 
Aeußerungen des Angellagten gegen die Gensb’armen nicht als Ber- 
gehen ober Webertretung gegen bie Sicherheit der Ehre überhaupt 
(ZU. Hauptftüdes IL. Th. St. ©. 8. 1803, 88. 491, 496 St. G. B. 
1852) ober als eine Ehrenkränkung (8. 1339 a. b. ©. 3.) ange 
fehen werben; denn es liegt in benfelben weder die Zeihung verächt- 
licher Eigenſchaften oder Gefinnungen, noch eine Beſchuldigung un- 
ehrenhafter Handlungen, weder eine Preisgebung dem öffentlichen 
Spotte, noch eine Belegung mit Schimpfworte; überhaupt trägt ber 
ganze Vorfall bloß das Gepräge eines ungaftlihen, unhoͤflichen und 
unebrerbietigen Benehmens des Angeklagten gegen bie Gensh’armen, 
nicht aber einer deren Ehre kränkenden Beleivigung.“ 


Nr. 199. 
Ehrenbeleidigung. Animus injurandi — durch eigenen 
Irrthum des Erzählenden ausgefchlofjen. 
Berw. €. 5. Entf. ». 15. Dit 1992, 3. 10168. @. ©-Renben) 6. 8. 
2 


„Der enimus injurandi liegt noch nicht in der Erzählung 
einer wahren Thatſache mit Verwechslung ihrer Veranlaffung, fomit 
unter irriger Angabe eines unrichtigen, objectiv falſchen Grundes.“ 


Nr. 200. 
Beginn ber Verjährung bei fortgefegter Unterlaffung 
: ber Meldung. 
Eaffir. Entf. v. 21. Oct. 1852, 3, jomz. @. ©. Linz) G. 3. 1853, 


Die Verjährung der durch unterlafiene Meldung eines Beher- 
bergten begangenen Uebertretung Tonnte nicht eintreten, weil ber Letz⸗ 
tere beim Angeklagten verblieb, biefer alfo dadurch bie Uebertretung 


immer fortgefegt bat. 
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Nr. 201. 
Uebertretung gegen „Tarordnungen“ ? 
16. d. 21. Det. 185%, 8, 10750. (-G. Rovigns) ©.3.1889, 


8. 326 II. Th. ($. 478) fett Tarorbnungen, von ben 
fenen Behörden ergangene Borfhriften voraus. Diefes ift 
eingetreten, wo über bie Fleiſchlieferung keine gefegliche 
ig, ſondern nur ein zwiſchen der Gemeinde und dem Pächter 
nehmer gefchloffenes Uebereinfommen beftand und der Ge 
Rand nicht im Ausfluffe eines ihm von ber Negierung 
en Amtes, fondern dem Pachtübernehmer als Vertrags- 
enüber ftehend, nun bie in dem Vertrage feftgefegten Con⸗ 
vafen für verfallen erflärt hat. 


Nr. 202. 
dung: Die Erdihtung von Erſchwerungsum⸗ 
:n bed wirklich vorgefommenen Verbrechens? 
O. Eutſch. v. 21. Qt, 1852, 3. 10621. @. ©. Krems.) G. 8. 
1853, Ar. 10. 


jeigte an, daß ihm ein Betrag von 530 fl. entwenbet wor 
nd gab den B und O als muthmaßlihe Thäter an. In 
berihtigte er feine, wie er zugeftand, unwahr gemadite 
ihin, daß ihm nur 40 fl. entwendet worben waren. Die 
und C vorgebradten Verdachtsgründe waren vollfommen 
— A murbe vom Berbrechen ber Berläumbung freige» 
nb ber oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigleitsbeſchwerde 
sanwaltfcaft: 

ach $. 209 des St. ©. 8. liegt der Thatbeſtand des Ber- 
er Berläumbung barin, daß Jemand wegen eines anges 
zerbrechens bei der Obrigfeit auf eine foldhe Art angege- 
vefchulbigt wirb, daß feine Beſchuldigung zum Anlaffe obrige 
Unterfuhung ober Nachforſchung gegen ben Beſchuldigten 
nte, worauf eben bie böſe Abficht des Thäters gerichtet 


3 Wefen ber Berläumbung liegt daher in der Andichtung 
en Handlung, welhe von dem Geſetze als ein Verbrechen 
d, ohne daß es auf bie Nebenumftänbe ankommt, wornach 
3 Verbrechen eine ſchwerere Strafe nach fich ziehen würde, 
: Umftanb nad 8. 210 des St. ©. B. nur die Strafbar- 
erbrechens ber Berläumbung erhöhen würde, 

Erbichtung folder Umftände, welche nicht die verbrecheriſche 
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Eigenſchaft der angezeigten That ändern, fondern nur auf die Strafe 
bemefjung für felbe Einfluß haben fönnten, begründet baher für fid 
allein den Thatbeftand des Verbrechens der Verläumdung nicht, fon- 
dern nur einen Erſchwerungsgrund, welcher die Strafbarkeit des fonft 
ſchon vorhandenen Verbrechens der Verläumdung erhöhen wärbe.“ 


Nr. 208. 
Ehrenbeleidigung: Animus injurandi bei Befchimpfungen. 
Eaffir. Entf. v. 8. Oct. 1852, 22 oere, @. ©. Prag.) ©. 3. 1853, 


„Der 8.496 des St. ©. B. fordert zum Thatbeftande der barin er⸗ 
wähnten Ehrenbeleidigung zwar allerdings eine auf Krankung der Ehre des 
Beteiligten gerichtete böfe Abficht, jede Befchimpfung oder Mißhandlung 
aber, wenn fie überhaupt im zurechnungsfähigen Zuftande erfolgte, 
fliegt aud die Abſicht, zu befhimpfen oder zu mißhandeln, in ſich, 
aus was immer für einem Motive fie gefchehen fein mag.“ 


Nr. 204. 


Mitſchuld an dem Verbrechen der ſchweren körperlichen 
Beſchädigung: Dolus des Gehilfen. 
Caſſt Entf, v. 2. Det. 1892, B. 10022. (. ©. Guſtin) 6. 3. 1868, 


‚Das Landesgericht hat dem von der Staatsanwaltſchaft an 
gefochtenen Erkenntniſſe vom 19. Auguft d. $., wodurch es das von 
dem Bezirksgericht gegen C wegen Mitſchuld an dem Verbrechen der 
ſchweren Berwunbung geſchöpfte Strafurtheil im Berufungswege aufs 
hob, und benfelben lebiglic ver im 8. 411 bezeichneten Mebertretung 
gegen die kbrperliche Sicherheit durch Raufhandel ſchuldig erkannte, 
den Sachverhalt als erwieſen zu Grunde gelegt, daß in der Nacht 
vom 20. auf ven 21. April 1850 B ben A ſchlug, daß in Folge 
deſſen A und D ſich über den B machten, daß D ven B flug, und 
daß auch B diefem Schläge verfegte, bak_C ben B hielt, während 
A ein Meſſer aus ber Taſche zog, ed öffnete und damit dem B vier 
Stiche verjegte, von melden ber zwiſchen der neunten unb zehnten 
Nippe eine ſchwere Verlegung und bleibenden Nachtheil für den Ber- 
legten zur Folge hatte. Das Landesgericht erfannte in dieſem Sach- 
verhalte bezüglich) des A den Thatbeftand des Verbrechens der ſchwe— 
ven Berwunbung, es fprad aber bezüglich des C aus, daß aus ber 
a ande, daß derſeibe Day bon A’dem B zu- 
gefigte Uebel beabfichtiget, ober ſich allenfalls hierüber mit dem witl- 


I ter vorläufig etabrebet, und daher ala Mitſchuldiger ober 
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Theilnehmer am dem Verbrechen der ſchweren Verwundung mitge- 
wirkt habe, 

Es erlannte vielmehr in der Hanblungsweife des C bie im 
8. 411 bezeichnete Mebertretung gegen bie körperliche Sicherheit, ver 
es denfelben auch ſchuldig erfannte. Allein das Landesgericht hat 
bei obiger Motivirung den Begriff von Mitſchuld, wie ihn ber 8. 5 
des St. ©. B. aufftellt, offenbar in einem zu begränzten Stimme 
aufgefaßt. 

Nachdem nämlich die durch A verübte Verlegung bes B als 
Berbrechen der ſchweren Verwundung conftatirt ift, muß die Hand⸗ 
Iungsweife des C, welcher den B, während A fein Meſſer zog und 
öffnete, und fohin bie ſchwere Verlegung — nämlich ven Stich zwi-⸗ 
ſchen der neunten und zehnten Rippe dem B beibrachte — fefthielt, 
als Mitſchuld hieran durch Hintanhaltung der Hinderniffe erklärt 
werben. 

Die Strafbarkeit diefer Handlung als Mitſchuld an dem Ver- 
brechen der ſchweren VBerwundung wird dadurch nicht aufgehoben, 
daß C weber bie ſchwere Verlegung beabfichtigt, noch ſich über deren 
Zuflgung mit A früher verabredet hatte; denn fowie zum Ver— 
reden ber ſchweren Berwundung bie böfe Abficht zu befchäbigen ge- 
nügt, fo ift eben dieſe Abſicht auch zur Straffälligkeit des Mitſchul⸗ 
digen hinreichend ; daß aber C bie böfe Abficht, damit B von A bes 
ſchädigi werde, bei deſſen Feſthalten hatte, liegt in bem von bem 
Landesgerichte als ermiefen angenommenen Acte des Wefthaltens, 
während A das Mefler herauszog, Öffnete, und bamit dem B vier 
Stiche verfeßte.“ 


Nr. 205. 
Betrug. Abgrenzung des Civilunrechts vom criminellen, 
Bern. €. 9. Entid. u. 2. Det. 1092, 8, 11126. E. 6. Wien) 6.3. 
, Rt. 16. 


A hatte fid verpflichtet, an die Findelanſtalt 80 Klafter Holz 
zu liefern, und zwar 40 Wagen mit je 350 Scheit Holz, welche 
legtere Quantität Holz 2 Klafter zu betragen hatte. Er lieferte nur 
56 .Rlafter, ftellte diefelben aber derart auf, daß die Verwaltung ber 
Findelanftalt, fie für 80 Klafter anfehend, ihm den vollen Kaufpreis für 
80 Klafter außzahlte, — Der oberfte Gerichtshof verwarf die von ihm 
eingebrachte Nichtigfeitsbefchwerbe, „denn es Tann ba von einem bloß 
civilrechtlich zu beurtheilenden Verhältniffe keine Rebe fein, wo der eine 
Eontrahent gegen fein befferes Wiſſen und abſichtlich feinem Mit- 
eontrahenten fälfchlid vorgibt, die zugefiherte Sache in Quanto 
und Quali abgeliefest zu haben, um fr etwas die Zahlung zu erhalten, 
was nicht übergeben wurde, Hierin liegt vielmehr eine Irreführung, 


k 
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eine Täufchung des andern Theils, ohne welche ſich derſelbe zu 
jener Zahlung nicht herbeigelaflen haben würde.“ Aud bie Ein- 
wendung des A, die Verwaltung habe ihm geftattet, ftatt 350 nur 300 
Scheite per Wagen zu laden, und biefes zugeftandene mindere Quantum 
habe er abgeliefert, wurbe zurüdgeniefen, weil dieſed Zugeſtändniß 
teinen andern Sinn haben könne, als daß diefe 300 Scheit Holz jeven- 
falls 2 volle Klafter geben müflen. 


Nr. 206. 
Eingehung einer gefeßmwidrigen Ehe im Auslande zur 
Umgehung der Vorfchriften über den Eheconfens. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 4. a a, 1a. CE. ©. Bozen.) ©. 3. 


Den Ungeflagten A und CO wird zur Laft gelegt, daß fie fid 
ohne Bewilligung ihrer politiſchen Behörde im Auslande trauen 
Hießen. Diefe Hanblungsweife für ſich allein begründet nach der Er— 
Härung des oberften Gerichtshofes nicht Die Uebertretung des 8. 252 
1. Th. (8. 507) St. G. B. „Diefer Paragraf enthält zwei Fälle: 
1. wenn fih Jemand mit Verſchweigung eines ihm befannten gefeg- 
lichen Ehehinderniffes trauen läßt, ohne vorher bie ordentliche Dis— 
penfation erhalten zu haben und 2. wenn fi Jemand in ein freinbes 
Land begibt, um bafelbft eine Ehe zu fehließen, die nad) den Landes— 
geſetzen nicht ftattfinden konnte. Im Schlußfage Heißt es, daß bie 
Arreſtſtrafe zu verfchärfen fei, foferne einem Theile das Hinderniß 
verheimlicht und’er folhergeftalt ſchuldlos zu einer nichtigen Ehe ver« 

leitet wurbe. Wenn ſich daher das Gefeg der Worte „Hinbernif“ 
und „nictiger Ehe“ in diefer Verbindung bedient, fo Tann wohl 
nur von einem geſetzlichen Ehehinderniſſe, das die Ungiltigkeit ber 
Ehe zur Folge hat, die Rebe fein und wenn ver Schlußfag feinen 
Unterſchied macht und keine Beſchränkung enthält, fo muß er auf beide 
Fälle des nämlichen PBaragrafen feine Anwendung finden und es 
tritt Daher der zweite hier anwendbare Fall aud nur dann ein, wenn 
ein geſetzliches Ehehinderniß vorhanden ift und Jemand fid in das 
Ausland begibt, um dieſes Ehehinderniß zu umgehen. — Als ein 
geſetzliches Chehinverniß, welches die Ungiltigfeit der Ehe nach ſich 
zieht, Tann jedoch nur dasjenige erkanut werden, weldes das bür- 
gerlihe Recht als foldes erklärt, und als „Landesgeſetze“ .gegen- 
über dem Anslanbe können in biefer Beziehung auch nur diejenigen 
verftanben werben, welche im Inlande allgemeine Geſetzeskraft haben. 
Dem Strafrichter können aber nur die Strafgefege felbft, nicht aber 
politifche Beroronungen die Norm für feine Entſcheidung abgeben. 
Eine ohne obrigkeitliche Bewilligung gefchloffene Ehe iſt unerlaubt, 
nicht aber ungiltig.“ 
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Nr. 207. 


alſche Zeugenausfage eines über fein Recht, ſich der 
Sale zu entſchlagen: nicht Beicten; —E 
licher Zwang“ ? ° 


Geffr. Entfä, ». 11, Ror. 185%, 3, 1130. ©. Ri) ©. 3. 108, 


A wurbe bed Verbrechens des Betrugs nicht ſchuldig erklärt, 
obwohl die Unwahrheit feiner Ausfage erwiefen war, weil ihm bie ihm 
zuſtehende Rechtswohlthat, ſich ber Zeugenansfage zu entfchlagen, nicht 
vorgehalten worden war. Der Nichtigkeitsbeſchwerde ber Staatsan ⸗ 
waliſchaft wurbe flattgegeben, „weil A felbft nicht angibt, die falſche 
Ausfage aus Rüdficht für feinen in der Unterfuhung geftandenen 
Neffen abgelegt zu haben, weil ferner das Gericht nicht angenommen 
hat, daß er fi) in einer moraliſchen Zwangslage befunden habe 
(8. 2 des St. ©. B.) weil endlich das Entſchlagungsrecht nicht das 
Recht den Richter zu belügen in ſich begreift." 


Nr. 208. 
Verleitung zur Unzucht. 
Bern. &..6- Entfä. v.11. Non, —2 Bm 6 Pan) 6.3, 


Aus dem im $. 115 1. Th. (8. a bes St. ©. B. gebrauchten 
Borte: „verleitet“ ergibt fi, daß zur Exiſtenz dieſes Verbrechens nicht 
erforberlich fei, daß die Finder in Folge der Verleitung wirklich 
unzüchtige Handlungen begehen, fonbern es ift nach ber Bebentung 
des Wortes: „Berleiten" und dem Sinne diefes Geſetzes zureichend, 
wenn ber Thäter die Verleitung unternommen bat und felbe ohne 
Erfolg geblieben if. Bon Seite des Thäters ift in einem folden 
Falle Ales gefhehen, was das Geſetz zu diefem Verbrechen erfordert, 
und ber nachtheilige Erfolg von Seite der Verleiteten müßte ihm 
als erſchwerend zugerechnet werben. 

Die Berleitung zu umzüchtigen Handlungen Tann nicht nur 
durch Worte und Ueberrevungen, jondern auch durch darauf abzielende 
Handlungen gefehehen, und dieſe legtere Art der Verleitung erſcheint 
als noch gefährlicher und verberblicher. 
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Die durch Yuftighofvecret vom 26. Juni 1844, 3. 4418, 
eröffnete allerhöchſte Entſchließung vom 22. Juni 1844 enthält die aus» 
drückliche Beſtimmung, daß das Wort: „Unzucht“ im 8. 115 des 
St. ©. 8.1. Th. (8. 132) in feiner gewöhnlichen Bedeutung zu 
nehmen und nicht auf Beiſchlaf zu befchränfen fei. 


Nr. 209. 
Falſche BZengenauteg Dt des Staates auf 
ahr! 


Berw. €. H. Entf. v. 11. No. 1852, 3. 11601. (2. ©. Trient.) G. 3. 
1853, Nr. 21. 

„Da ber Juftizpflege, um deren Zwed zu erreichen, Alles daran 
liegt, die Wahrheit zu erfahren, und baher der Staat berechtigt if, 
von jebem Bürger zu fordern, daß er vor Gericht die Wahrheit aus- 
fage, fo begründet eine falſche Zeugenausfoge für ſich ſchon wegen 
Berlegung dieſes Rechtes des Staates, ohne Rüdficht auf andere 
Folgen ober Nachtheile im Sime der 88. 197 und 199, lit. a 
St. ©. B. das Verbrechen des Betruges.“ 


Nr. 210. 


Entführung des unehelichen Kindes durch die Mutter. 
Eaffir. Entfd. ». 11. Nov, u 3 a. & 6: Graz) ©. B. 1853, 


mDie natürliche Mutter begeht das Verbrechen der Entführung, 
wenn fe ihr von bem Gerichte ber Großmutter in bie Verſorgung 
übergebenes uneheliches Kind gewaltfam entführt, weil durch die Ver- 
eitlung dieſer gerichtlichen Verfügung nicht nur eine Störung ber 
öffentlichen Oronung, fondern aud eine Berlegung jener Rechte 
begangen wird, melde ven Eitern über ihre Kinder, und Bormündern 
über ihre Mündel, fo auch Verforgern über ihre Pflegebefohlenen 
zuftehen. Es ift aud) fein Grund vorhanden, das Geſetz anders als 
in feinem grammatikaliſchen Sinne auszulegen oder eine Ausnahme 
zu Ounften ber Angellagten zu machen, welcher als natürliche Mutter 
über ihr uneheliches Kind gar keine Gewalt zukdmmt,* 





Strafrechtliche Entfgeidungen. " 0} 








— 10 — 


Nr. 211. 

Todtſchlag. Vergehen der fahrläffigen Tödtung — oder 
Disciplinarvergehen? „Feindfelige Abſicht“. Waffen- 
gebraud; von Seite der Finanzwache. 

Ber. C. H. Eutſch. — um 2, 2,101 und 11278. (8. ©. 


A, Finanzwachaufſeher, wurde vom Verbrechen des Todtſchlages 
losgeſprochen dagegen wegen Vergehens ber fahrläſſigen Tödtung 
zu viermonatlicher firenger Arreſtſtrafe verfällt. 

Dagegen hat ſowohl die Staatsanwaltſchaft als auch der A bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde ergriffen; beide Beſchwerden wurden aber vom 
Eaflationshofe verworfen. 

Nah dem vom Landeögerichte als erwiefen angenommenen 
Sachverhalte war A in feiner Dienftausübung als Finanzauffeher 
bemüht, feiner Dienftpflicht durch Stellung eines über die Grenze 
eingebrachten Korbes zur Amtshanblung zu entſprechen und biefes 
ihm entzogenen Korbes wieder habhaft zu werben. 

Gegen diefe feine pflihtmäßige Bemühung wurbe ihm gemalt 
famer Wiberftand geleiftet, er wurbe gepadt und zur Thüre hinaus- 
gedrängt. 

B verfuchte die Hausthür zu fperren und ihm dadurch bie 
Möglichkeit zu benchmen, des Korbes wieber habhaft zu werben, 
Im diefem Augenblide, al B die Thäre abzufperren verſuchte, drückte 
A das bereit8 mit der Hand erfaßte Gewehr Io8, und es wurbe B 
duch biefen Schuß getöbtet. 

Die Tötung eines Menfchen wird aber vom Gefege nur 
dann als Verbrechen des Todtſchlages erklärt, wenn die Hanblung, 
woraus ber Tod erfolgte, zwar nicht mit dem Vorſatze der Töbtung, 
aber doch in einer gegen ben Berlegten gerichteten feinbjeligen Ab- 
ficht veräbt worden ift. J 

A befand ſich jedoch in der Ausübung einer Dienſtpflicht und 
er war durch feine Dienſtinſtruction nicht nur berechtigt, ſondern 
auch verpflichtet, durch den Gebrauch feiner Waffen jevem ber Aus- 
Übung feiner Dienftpflicht entgegengefegten thätlihen Widerſtaud 
entgegenzutveten unb ber ihm obliegenden Dienftverrihtung, nämlich, 
der Stellung bes betretenen Korbes zur Amtshandlung, durch den 
Waffengebrauch Nachdrud und Anfehen zu verſchaffen (8. 4 der 
allerhöchſten Entſchließung vom 24. Jänner 1846). 

Da nun das Landesgericht aus der Hauptverhandlung bie 
Ueberzeugung gejchöpft Hat, daß bie Triebfeder der Hanblung des A 
weber in einem böfen Vorfage noch in einer gegen C gerichteten 
feindſeligen Abſicht, ſondern nur in dem Streben, den ihm im Dienſte 
entgegengeſetzten Widerſtand zu bezwingen, gelegen ſei, fo konnte auch 
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die That als das im 8. 140 St. ©. B. bezeichnete Verbrechen 
des Todtſchlages nicht erflärt werben, indem bie feindſelige Abſicht 
gegen ben Getöbteten das weſentliche Merkmal dieſes Verbrechens ift, 
die Abfiht aber, einen gefegwibrigen Widerſtand pflichtgemäß zu 
mterbrüden, ſich nicht als eine feinbfelige varftelt . ... . 

Ebenſo wenig Tann der Nictigfeitsbefhwerde des A ftatt- 

gegeben werben; denn obwohl ber Finanzwachauffeher A bei-den vom 

anbeögerichte als erwiefen angenommenen Thatfachen berechtigt war, 
zur Befeitigung des feiner Dienſtverrichtung entgegengefegten thät- 
lichen Widerſtandes von den Waffen Gebraud; zu machen, fo war 
er doch nach $. 57 der Dienftinftruction vom Jahre 1843 und nad 
dem Wortlaute des 8.4 der allerhöchſten Eutſchließung vom 24. Jänner 
1846 verpflichtet, in jedem Falle die Waffen mit ver Vorſicht zu 
gebraudyen, daß das Leben eines Menſchen ohne Noth nicht in Ge- 
fahr gefeßt werde. A Hat biefe ihm durch das Geſetz und feine 
Dienftinftruction auferlegte Verpflichtung zur Vorſicht nicht erfüllt; 
denn er bat das mit Schrott gelabene Gewehr gegen ben Unter- 
leib des B in einer Entfernung von 3—4 Schritten abgefeuert, 
daher das Leben vesfelben in Gefahr geſetzt, ohne daß er ſich in 
der Nothlage befand, zu biefer fhärferen Anwendung der Waffen 
greifen zu müſſen. Aus der Bernadjläffigung biefer ihm durch das 
Geſetz anferlegten Pflicht zur Anwendung von Vorſicht Kat er fih 
ber im 8. 335 des St. ©. B. von 1852 bezeichneten Webertretung 
des zum Schutze bes Lebens beſtehenden allgemeinen Stenfgefeges 
ſchuldig gemacht. 

Seine That muß daher auch nach dem beſtehenden allgemeinen 
Strafgeſetze beurtheilt werben. 

Eine bloße Disciplinaramtshandlung könnte nur dann ein ⸗ 
treten, wenn bie That von ber Art wäre, daß fie nad ihrer Be— 
ſchaffenheit dem allgemeinen Strafgefege nicht unterläge, wie dieß in 
der allerhöcften Entſchliefung vom 24. Jänner 1846, 88. 4 und 6 
und in bem Soffanzleivecrete vom 18. Mai 1846, Nr. 14616, 
ar ausgefprochen ift;* 


Nr. 212. 

Verjährung der duch Falſchung eines Pafjes began⸗ 
genen Webertretung. Pal der Verjährungsfrift. 
„Keinen Nutzen mehr in Händen haben.” 

Bern. € 5. Entfä. v. 18. Mon. 1852, 3. 11813. 0. 6. Trient) 6 8 
1883, Mr.  . 

Die Staatsanwaltſchaft brachte bie Nichtigkeitsbeſchwerde ein 


gegen die Freiſprechung des A won ber Uebertretung des Betruges 
duch Verfalſchung feines Paſſes, weil bie Uebertretung als durch 


u . 
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Verjährung erloſchen erflärt wurde, obwol bie Bedingung bes 
8. 531 lit. a des ©t. ©. B. nicht eintrete, da ber Geklagte noch 
bei der Arretirung im Befige des Paſſes war. Die Nichtigkeite- 
beſchwerde wurbe vermorfen, da dieſe Uebertretung in der Handlung 
der Verfälſchung befteht, foiglich die Verjährung von jener Zeit (ber 
den Verfälſchung an) zu berechnen ift und nicht behauptet werben 
kann, daß der Ungellagte mit dem Befige des Paſſes einen reellen 
Nuten in Händen hatte, wie ihn dad Gefeg forbert.“ 


. Nr. 213. 

Bewerbung um ein „vor Gericht“ abzulegendes fal- 
ſches Zeugniß. Schriftliches Privatzeugniß ausgeftellt 
ohne Renutnig des beabfichtigten gerichtlichen 
Gebrauches ? 

Caſſir. Eutſch. v. 18. Nov. 1092, B 11050. @. 6. Wien.) ©. 3. 1852, 


A wurbe wegen Verbrechen bes Betruges duch Bewerbung 
um ein falfche® gerichtliches Zeugniß verurtheilt, das Uxtheil jedoch 
über die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angellagten vom Caflationshofe 
caſſirt und derſelbe freigeſprochen. 

„Das Landesgericht hat in thatſächlicher Beziehung als erwieſen 
angenommen: 

a) daß ber. Inhalt der Zeugniffe des M und F unwahr und 
der Angeflagte von der Unwahrheit ber darin angeführten Umftänbe 
überzeugt war; 

b) daß Lesterer fi) in biefem Bewußtſein um biefelben be» 
warb, und zwar 

©) in ber Abſicht, damit die Umftände, die in ben Zeugniſſen 
angeführt find, von dieſen Zeugen ebenfo beftätigt werben follen, 
baß er fih mithin um ein faljches Zeugnig bewarb, fo vor Gericht 
abgelegt werben follte, damit bie B an ihren mohlerworbenen 
Nechten Schaden leiden und das Gericht irre geführt werben ſollte. 

Nah dem $. 199 des St. ©. B. wird zu dem dem A zur 
Laſt gelegten Verbrehen des Betruges erforbert, daß fih um ein 
falſches Zeugniß beworben werbe, welches vor Gericht abgelegt werben 
fol, Es muß daher Jemand angegangen worben fein, eine falſche 
Ausfage vor Gericht zu machen, wie ſchon das Wort „ablegen“ Mar 
andeutet, und es muß dem Ungegangenen befannt fein, daß er bie 
falſche Ausfage vor Gericht ablegen fol. Wirb in dieſer Abſicht 
und zu biefem Behufe ein fchriftliches Zeugnif ausgeftellt, fo würde 
hierin für den Zeugen ber Verſuch dieſes Betruges, fowie in ber 
mönblichen Zufage, ein falfches Zeugniß vor Gericht ablegen zu 
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wollen, das vollendete Verbrechen des Betruges für den Bewerber 
liegen. Von dem Einen und Andern kann daher keine Rede ſein, 
wenn dem Angegangenen nicht eröffnet wurde, daß er fein Zeugniß 
vor Gericht ablegen müffe, wenn er auch ſolches ſchriftlich ausftellte, 
weil in biefem Falle weder behauptet werben kann, daß fid) um ein 
falſches Zeugniß, fo vor Gericht abgelegt werten foll, beworben, noch 
ein ſolches zugefagt wurde. 

Im vorliegenden Falle wird felbft von dem Landesgerichte 
nicht als erwiefen angenommen, noch der Angeflagte beſchuldigt, daß 
er bie benannten Zeugen aufgeforbert und fi beworben haben, 
daß fie vor Gericht ein faljches Zeugniß ablegen follten, noch 
weniger haben fie eine ſolche Zuſage gemadt, ja das Landede 
gericht nimmt vielmehr felbft an, daß er ihnen üiſtig verſchwieg, 
welchen Gebrauch er von ben verlangten ſchriftlichen Zeugniſſen 
machen werbe, daß er es vorzüglich war, welcher ben Juhalt ber 
Zeugniffe angab, und insbefondere überzeugt war, daß die Zeu⸗ 
gen M und F fid) nicht herbeilaffen würden, bei dem Strafgerichte 
etwas Anderes auszufagen, als was fie beim Landesgericht ſchon im 
Yahre 1847 beſchworen hatten. 

Es mangelt fomit in der dem Angellagten zur Laft gelegten 
That das mefentliche Merkmal des Verbrehend des Betruges im 
Sinne des 8. 199 lit. a des St. ©. B., zu deſſen Begründung 
«8 nicht genügt, daß ber Angeffagte fohin von diefen Zeugniffen 
wirklich ben Gebrauch machte, daß er damit feine gegen die B bei 
dem Strafgerichte überreichte Criminalanzeige wegen Meineives ber 
legte, weil ihnen die Zeugniffe zu biefem Zwecke weber abgeferbert 
noch von ihnen ausgeftellt worden find, und aus bem vom Angellag · 
ten davon gemachten Gebrauche nicht gefolgert werden kann, daß 
die erwähnten Zeugen ven Inhalt ihres Zeugniffes auch bei Gericht 
beftätigen würben, was fie wirklich nicht thaten, noch daß fie von 
dem AÄngeklagten aufgeforbert wurden, und fie fi erboten, das 
falſche Zeugniß auch vor Gericht abzulegen. 

Es mag baher immerhin für richtig angenommen werben, daß 
der Angellagte fi um dieſe Zeugniffe deßhalb bewarb, um baven 
einen gerihtlichen Gebrauch zu machen, und bamit bie barin enthal - 
tenen Umftände von den Zeugen bei Gericht beftätigt würden, fo 
war do hiervon Feine Rede zwifdhen ihm und ben Zeugen, baher 
auch nicht behauptet werben kann, er habe fih um ein falſches Zeug · 
niß beworben, weldes vor Gericht abgelegt werben follte, wenn 
ex biefe Abſicht heimlich genährt Hätte.“ 
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Nr. 214. 
Nothwehr: Möglichkeit der Flucht. 
Bern. €. 9. Eutig, v. 16. Non on A110. @. 6. Wien) 6.3. 


„Wenn der Angegriffene fi leicht der Zufügung jever Miß— 
handlung Hätte entziehen können, fo ift diefer Umftand allein genügend, 
den Entjchulbigungsgrund ber Nothwehr auszufchliegen.“ 


Nr. 215. 


Geſellſchaftsdiebſtahl: Verabredete Ablenkung der Auf- 
merkſamkeit des zu Beſchädigenden. 


Caſſir. Entf. v. 19. nn 12 ei user, (R. 6. Böhmiſch⸗Leippa) 


C wurbe durch Urtheil des Landesgerichts nur ber Uebertretung 
ber Mitſchuld am Diebftahle ſchuldig erkannt, dieſes Urtheil jedoch auf 
die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft von Eafiationshof 
aufgehoben und A des Verbrechens bes vollbrachten Geſellſchaftsdieb- 
ſtahis ſchuldig erklärt. „C hat nicht in Abrede geftellt, daß fie in Folge 
Einverftänbniffes mit der A in dem Berlaufsladen des Färbers B 
in N erſchienen if. Das Landesgericht hat aber als einen ſicher⸗ 
geftellten Thatumftand angenommen, daß C biefes mit ber Kenntniß, 
daß A bafelbft einen Diebftahl verüben wolle, und mit dem Exbie- 
ten, das entfrembete Gut über die Gränze zu fchaffen, gethan, und 
daß fie im befagten Verkaufsladen, während A in ben ihr vorgeleg- 
ten Schürzen herumwühlte, eine verfelben an ſich Iegte, um die Aufe 
merkjamfeit des Verkäufers auf fi und von A abzuleiten. Da num, 
während bieß geſchah, A mehrere Schürzen im Werthe von 15 fl. 
in ihre Säde ftedte, und der Berfäufer in bie Kenntniß des Ge- 
ſchehenen nur dadurch gelangte, bag ein Schüirzenftüd aus dem Sacke 
der A hervorftanb, worauf er von ber bießfalls zur Rede geftellten 
A feine Schürzen zurückerhielt, jebody beide Weibsperfonen arreticen 
Heß, — fo handelt es ſich im vorliegenden Falle leviglih um Ent- 
ſcheidung ber Trage, ob C wegen bes Geſellſchaftsdiebſtahls als 
Verbrechens ober wegen ber für fie nur als Uebertretung erjceinen- 
den Mitſchuld zu beſtrafen fei. 

Die Verabredung diefer Perfonen jedoch, an einem beftimmten 
Orte zur beftimmten Zeit zufammenzufommen, um fi daſelbſt in 
Erreichung einer und derfelben diebiſchen Abſicht behilflich zu fein, in 
Berbindung mit ver am Thatorte von O durch Ablenkung der Auf - 
merkſamleit des Kaufmannes geleifteten unmittelbaren Mitwirkung bei 
Berübung des Diebftahles läßt feinen Zweifel übrig, daß im "Sinne 


k 
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des St. ©. 8. 8. 174 II. Th. lit. b die That an und für ſich 
fon einen verbrecheriſchen, in Geſellſchaft verübten Diebftahl bildete. 

Da nun bei dem fraglichen Diebftahle, der, zumal fich ver Ver- 
Käufer aus dem Locale nicht entfernte, nur unter einverftänblicher 
Mitwirkung zweier Perfonen ausgeführt werden Tonnte, beide Per- 
fonen in Bezug auf bie vorliegende That, und abgefehen von ber bei 
A noch beſonders hinzukommenden wieberholten Abſtrafung wegen 
Diebſtahles, gleiche Schuld trifft, und im Geiſte der beſtehenden Ge- 
ſetze CO offenbar als Diebsgenoſſin ſich darſtellt, ſo hat das Landes- 
a die richtige Anwendung des St. ©. 8. $. 174 IL. lit. b 

ehlt.“ 


Nr. 216. 


Boshafte Befchädigung fremden Eigenthums. 
Berw. €. H. Entf. v. 23. Nov. 1852, 3. 12162. (2. ©. Leohen.) ©. 3. 
1853, Rt. 27. 


A wurbe von ber Anklage der Uebertretung ber boshaften Be- 
ſchädigung fremden Eigenthums freigefprochen. Bei Verwerfung der 
Nichtigkeitsbef werde wurbe erklärt, „unter Bosheit fei eine Hand« 
fung zu verftehen, die aus Neigung, Schaben zu thun, unternoms- 
men wird.“ 


Nr. 217. 
Nothzucht: „unternommener Beiſchlaf“. 
Bern. €. 6. Eutſch. v. 2. Be 3, on. @ 6. Bien) 6.3. 


Mit dem Ausprude: „unternommen“ verbindet ſchon ber all 
gemeine Sprachgebraud nicht die vollendete Ausführung einer beab- 
fichtigten Handlung, fondern nur den Anfang berfelben; daß aber 
auch ber Geſetzgeber mit jenem Ausbrude im 8. 127 de &t. ©. B. 
nicht den vollendeten Beifchlaf gemeint habe, geht Har daraus her- 
vor, weil er ſich fonft flatt des Wortes: „unternommen“ eines ber 
ebenfo kurzen und bündigen Worte: „ausgeführte, vollendete ober 
vollzogene“ bedient haben würbe. Auch die Zufammenftellung der 
88. 127 und 128 bient der entgegengefegten Auslegung nicht zur 
Stüße, da nur der erftere vom Beiſchlafe überhaupt, mithin vom 
verſuchten fomohl als vom vollenbeten handelt, während ber legtere 
des Beifhlafes gar nicht erwähnt, fondern nur von ben Fällen eines 
anderweitigen gefchlechtlichen Mißbrauches ſpricht. 
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Nr. 218. 
enbefeidigung. Deffentlicher Ort: Victualien⸗ 
ewölbe. 


I. 8. Entf. v. 2. er (R. ©. Roveredo.) ©. 3. 


18 kann feinem Zweifel unterliegen, daß ein zum Bffentlichen 
e von Bictualien beftimmtes und an der öffentlichen Straße 
er Erbe gelegenes Gewölbe, deſſen Thür offen fteht, in dem 
te, wo mehrere Berfonen in vemfelben gegenwärtig find, als 
ntliher Ort angefehen werben müfle. 


Nr. 219. 


tretung der Verleitung eines Beamten (Gerichts 
8) zum Mißbrauche der Amtsgewalt. (Freilafjung 
eines Arretirten.) 


4. dB. Der. 1852, 3. 12002. & G. Sing) ©. 3. 168, 


Den Gerichtöbienern liegt noch gegenwärtig gemäß 8. 19 
ſtruction fir Gefangenwärter und Gerichtöbiener vom 20. Oct. 
mter Anbern auch die Entdeckung, Ausfpionirung und Auf- 
g der Verbrecher und in diefer Beziehung bie Nachforſchung 
rdãchtigem Geſindel ob. 

Benn daher ein Gerichtsdienersgehilfe in dieſer ämtlichen Ber« 
ig einen ausweiſungsloſen Verdächtigen anhält und arretirt, 
dezer durch Freilaſſung desſelben feine Amtspflicht verlegen. 
Ein ſolcher Angehaltener macht ſich ſohin dadurch, daß er 
Serichtsdienergebilfen zum Behufe feiner Freilaſſung, folglich 
zur Verletzung ſeiner Amtspflicht zu verleiten, ein Geſchenk 
der Uebertretung nach F. 811 ©t. ©. B. ſchuldig. 


Nr. 220. 
uf des Fleiſches von unbeſchautem Vieh. „Be 
treten“, Umfang des Verfalles. 
C. 6. Eutſch. v. 9. 2 1, & 11951. (2. ©. Bien.) ©. 3. 


Der nad) 8. 153 II. Th. (8. 399) St. ©. B. verurtheifte 
te in der Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß er das Fieiſch 
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nicht heimlich, ſondern Öffentlich verkauft habe, daß er beim Vertaufe 
nicht „betreten“ worden fei, weil unbefchautes Fleiſch bei ihm nicht 
aufgefunden wurbe und daß er meinte, bie Vorſchrift über die Fleiſch-⸗ 
beſchau fei außer Kraft getreten. Der oberfte Gerichtshof verwarf 
dieſe Beſchwerde: 

Die Unwiſſenheit des GSeſehes Tann ihn nach 8. 1St. G. B. 
J. Th. (8. 233) überhaupt nicht, am wenigſten aber hinſichtlich 
der über fein Gewerbe beſtehenden Vorſchriften entſchuldigen . 

Es iſt fein Grund vorhanden anzunehmen, daß der Ausdruck 
betreten“ vom Geſetzgeber in ber engern Bebentung, wie A will, 
verftanden worben fei; vielmehr ift derſelbe gleichbedeutend mit „Ente 
dedungs= ober ebertretungsfall“ aufzufaflen. 

Diefer Paragraph beſchränkt den Verfall nicht bloß auf das 
betretene ober aufgefundene Fleiſch oder deſſen Erlös, ſondern unter 

wirft ganz allgemein, mithin das ſämmtliche ohne vorfchriftmäßige 

Beichau verkaufte Fleiſch, oder das daraus gelöfte Gelb ohne Rüd- 
fiät, ob das Fleifh ober Geld von einem oder mehreren Stüden 
herrührt, dem Berfalle." 





Nr. 221. 


Diebftahl: „fremdes Gut. 
Bern. ©. 6. Eniß-». 9. De:.1092, 3,1200. (6. Keen) 3. 


Wenn auch allerdings der Umſtand, baf fremdes bewegliches 
Gut aus dem Beſitze eines Andern entzogen werde, ein wefentliches 
Kriterium des Diebftahles bildet, fo ift die Eigenfchaft des fremden 
Gutes doch nur in Beziehung auf den Thäter von Belang, es ift 
fo lange gleichgiltig, weflen das aus dem Befige eines Andern entzogene 
Gut if, als nicht dargethan ift, daß es demjenigen gehöre, ber 
dasſelbe aus dem Befite eines Anbern entzogen hat, weil es bann 
biefem, d. i. dem Xhäter gegenüber, aufhört, ein frembes Gut 
zu fein. 





Nr. 222. 
Gewaltthätigfeit gegen Gensd'armen „im Dienfte”. 
Bew, €. 9. Eutſch. v. Ben R. 6. Laibach) G. 3 
Nach dem Organifationsgefege vom 18. Jänner 1850, 8. 43, 


muß bie Gensb’armerie, ſobald fie, wie im vorliegenden Walle bie 
beiden patrouillirenden Gensb’armen A und B, üffentlich erſcheint, 
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ſtets als im wirklichen Wachedienſte ſtehend angeſehen werden. Sie 
darf von Niemanden in Ausübung ihrer Verrichtungen geſtört oder 
abgehalten, ſondern es muß ihrer Aufforderung im Namen des Ges 
fees unbebingt Folge geleiftet werben. Insbeſondere liegt ber 
Gensb’armerie nad $. 17 ob, bie Gaſt und Schanfiocalitäten zu 
überwagen und baranf zu fehen, daß im biefen Localitäten Ruhe 
un Promung gehalten und bie gefeglihe Sperrſtunde beobachtet 


beiden Gensb’armen waren baher beredjtigt, ben Wirth 
C, der ihrer Erinnerung an das Schließen des Gafthaufes bei abge 
laufener Sperrfiunde und ihrer Aufforberung zur Vorweifung ber 
Mufiflicenz Schimpf- und Schmähworte entgegenfete, umb bie ver« 
fammelten Gäfte zum Wiberftande aufrief, als Webertreter des Ge- 
fees nach 8. 13 des oben erwähnten Organifationsgefeges zu ver- 
haften, und nad) $. 18 aud in das Haus, worein er fih zu flüchten 
fuchte, zu verfolgen, und es bat fi D, ba fieden Gensb’armen durch 
gewaltfome Hanbanlegung daran zu verhindern ſuchte, nad 8. 70 
des St. G. B. J. Th. (8. 81) und $. 44 des Organifationögefeges 
vom 18. Jänner 1850 bes Verbrechens ber öffentlichen Gewalt- 
thätigteit ſchuldig gemacht. 





Nr. 223. 
Berbrechen der ſchweren Törperlichen Beſchädigung. 
Dolus indirectus. 
Bern. €. 5. Entfg. v. 17. 205, 10, $ 13062. (2. ©. Gin) ©. 3. 


, Rt, 

A wurbe des Verbrechens ber ſchweren Berwunbung ſchuldig 
erflärt und deſſen Nichtigkeitsbefchtverbe verworfen. „Aus den Gründen 
der II. wie aud ber I. Inftanz ergibt fi, daß auf Grundlage ber 
Ergebniffe der Unterfuhung als eriwiefen angenommen wurbe, A babe 
den Knaben B mit dem Fuße, an weldem er eben einen an ber 
Spite mit Eifen oder Nägeln beſchlagenen Stiefel trug, einen ſtarken 
Stoß auf das Kreuzbein verſetzt, daß durch bie buch dieſen Stoß bes 
wirkte heftige Erſchütterung bes Rüdenmartes eine Entzündung ber 
Nüdenmarksfäule und eine Lähmung ber Bewegungsnerven, baher 
eine ſchwere ja felbft Iebensgefährliche Verlegung entitand. 

In biefem Sachverhalte finden fi) alle objectiven Merkmale 
des Verbrechens ber Verwundung nad) $. 136 I. Th. St. G. B. 
1803 ($. 152); das Landesgericht nahm ferner noch als erwieſen 
an, baß A mit ber Abficht, dem Knaben zu ſchaden, ihm an feiner 
Geſundheit einen Nachtheil zuzuziehen, gehandelt habe. Nur viefe 
Abficht, nicht jene, Jemand ſchwer zu verlegen ober zu beſchädigen, 
fordert der 8. 152 zum ebengenannten Verbrechen. Nicht der höhere 
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ober geringere Grad der Bosheit allein, auch bie Größe des durch 
eine Handlung verurſachten Schadens ift der Maßſtab ver Straf- 
barkeit derſelben. 

Diefes ift insbefonbere bei ben bie Sicherheit ber Perfon ge- 
führbenben Handlungen ver Fall, wo eine mit berfelben feindlichen 
Abſicht unternommene Handlung als Uebertretung, als Verbrechen 
der ſchweren Körperlichen Beihäbigung, ja felbft als Todtſchlag be 
ſtraft wird, je nachdem felbe eine leichte oder ſchwere Verlegung _ 
oder ben Tob des Beſchädigten zur Folge hatte. Die Folgen einer 
gegen eine Perfon unternommenen Hanblung laffen ſich nie beftimmen 
und genau bemefien, va e8 unmöglich ift, deren Wirkung immer fo 
zu beſchränken, daß felbe nicht nachtheiligere als die gerade beab- 
fihtigten Folgen habe. Wer aber demungeachtet eine Handlung biejer 
Art unternimmt, kann fi aud nad bem im $. 1 des St. ©. 8. 
ansgefprochenen Grundſatze nicht beflagen, wenn er für die Folgen 
berfelben in ihrer ganzen Ausbehnung für verantwortlich erflärt wirb. 
Diefes ift nun aud bei A der Fall, der wohl auch vorausſehen 
konnte, ja vorausfehen mußte, daß ein ftarfer Stoß, geführt mit 
einem ſchweren mit Eifen beſchlagenem Stiefel belleiveten Fuß gegen 
einen Knaben von noch zartem Alter bie nachtheiligſten Folgen leicht 
haben könne.“ 


Nr. 224. 


Maß der an die Stelle ver gefetzlichen Arreftftrafe 
tretenden Geldſtrafe. 
Bern. €. $. Entif. ». 17. Ba 2, 12108. . ©. Sri) 0.8. 


„8. 7 ber St. P. O., welder bezüglich der Umwandlung einer 
Geloftrafe in eine Arreſtſtrafe anorbnet, daß von je 5 fl. ber gefeß- 
lichen Geloftrafe auf einen Tag Arreft zu erkennen fei, behanbelt 
nur den Fall, wenn eine in ber Strafproceßordnung felbft audge- 
ſprochene Geloſtrafe in eine Arreſtſtrafe umzuwandeln ift; er findet 
auf jenen, wenn bie Urreftftrafe, welche das Strafgeſetz für eine 
Uebertretung beftinmt, in eine Geldſtrafe umzuwandeln kömmit, Teine 
Anwendung. Rüdfichtlih einer folgen Umwandlung Keftimmt der 
8. 24 II, Th. des St. ©. B. vom Jahre 1803, wie der $. 261 
des neu erſchienenen, daß ber Arreft in eine den Vermögensumftän- 
den bes zu Beftrafenden angemefiene Geldſtrafe umzuwandeln ift; 
nur biefe Umftände geben daher ven Maßſtab bei einer ſolchen Um- 
wanblung ab." 
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Nr. 225. 


Verbrechen ber ſchweren Törperlichen Beſchädigung. Cau⸗ 
falnerus; Dolus indirectus. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 17. Bu, 3, 12108. (. ©. Zriet) 6. 3. 


„Das Landesgericht hat als ermiefen angenommen, baß ber 
A gegen B mit feinbfeliger Abſicht einen Schlag geführt Habe, wor 
mit er ihn an ber rechten Seite bes Kopfes auf eine Weife traf, 
daß B ſogleich zu Boden fiel, und daß derſelbe bei dieſer Gelegen« 
heit eine mit einer geringen Hautaufjhürfung begleitete Contuſion 
am äußern rechten Augenwinkel wie eine Blutunterlaufung am rechten 
Augenlide davon getragen hat. Das Landesgericht nahm auch als 
erwiefen an, baß bie Verlegung bes B an und für fid zu ven 
ſchweren gehöre, indem bie zufällig Hinzugelommenen Umftände, nänı= 
lich die, daß die Pflege der Verlegung Anfangs vernadjläffigt wurde, 
und baß B aud, nachdem ihm felbe zugefügt worden war, noch an= 
ftrengende Arbeiten verrichtet hat, nur bazu beitrugen, bie an ſich 
ſchon ſchwere Verlegung zu einer Icbensgefährlichen zu machen. Wohl 
hat das Landesgericht anerkannt, baß bie dem B zugefügte Ber- 
Tegung vorzüglich wegen ber perjönlichen Befchaffenheit desſelben zur 
ſchweren geworben fei, body nahm es ganz richtig an, daß biejer 
Umſtand von feinem Einfluffe auf die Oualification der That ift. 
Da Jever die Verpflihtung hat, alle jene Handlungen zu unter» 
laſſen, wodurch aud nur ſchwächliche und kränkliche Menſchen be» 
ſchädigt werben können, fo bleibt er, wenn er dennoch mit feinb- 
feliger Abſicht eine Handlung biefer Art unternimmt, für alle Folgen 
berfeißen, wenn felbe auch bei einem vollfommen gefunden und kräf- 
tigen Individuum nicht eingetreten wären, verantwortlich, denn bei 
Handlungen gegen bie Sicherheit ver Perfon ift ja gerade der größere 
oder ber geringere Nachtheil, den fie verurſacht haben, der vorzüge 
lichſte Mafftab für die Strafbeftimmung. Gemäß der Annahme des 
Landesgerichtes war baher bie Verlegung des B allerdings von ber 
Art, wie fie ber 8. 136 I. Th. St. ©. B. (8. 152) zum Ber- 
brechen der Verwundung erforbert. 

Das Landesgericht nahm dann auch als ertviefen an, daß bie 
Verlegung des B eine Folge der von A mit feindfeliger Abſicht 
vollbrachten Handlung gewefen fei. Es hat die Gründe angeführt, 
die es wahrſcheinlich machen, daß jene Verlegung eine ummittelbare 
Folge des Schlages geweſen ift, welchen A dem B gegeben hat; es 
hat aud bemerkt, daß, wenn auch die Verlegung Folge des Falles 
gewefen wäre, biefer doch immer al nothwenbige Folge des Schlages 
und ber Schlag felbft daher als Urſache der Verlegung anzufehen 
fein würde.“ 
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Nr. 226. 
Unterlaffung ber polizeilichen Meldung eines beim Mili⸗ 
tärcommando angemelbeten Officier8. Nechtsirrthum? 
Gaffr. Entf. ». 28. Der. 1852, 3. 18211. ©. Wien) ©. 3.188, 


„Die Unterlaflung der Melvung eines Officiers bei dem Poli- 
zeibezirkscommiſſariate zu Wien Tann, vorausgefetzt, daß deſſen Mel- 
dung vorfariftmäßig bei dem Platzcommando gefhehen ift, nicht als 
Mebertretung geahndet werben, weil der Aufnehmende in ber Ueber- 
zeugung, daß ben Anforberungen der öffentlichen Aufſicht dadurch Ge» 
nüge geſchehen fei, in einem ſolchen Irrthum fi befindet, daß er in 
der Unterlaffung eine Uebertretung nicht erkennen konnte.“ 


Re. 227. 
Eingehung einer gefegwibrigen Ehe im Auslande zur 
Umgehung der Vorfchriften über den Eheconfens. 
Geffe. Tati . 2. Der. 189%, 3. 1345. (RG. Behfin) 0.3.1058. 


Das Urtheil des Landesgerichts, womit A wegen Uebertretung 
gegen bie öffentliche Sittlichleit nad) $. 507 St. ©. B. ſchuldig 
erflärt wurbe, wurde aus den Gründen ber oberft gerichtlichen Ent- 
ſcheidung vom 4. Nov. 1852 3. 11492 ©. 3. 1853 Nr. 17 
aufgehoben. (Siehe sub Nr. 206 biefer Sammlung.) 


Nr. 328. 
Thätige Neue beim Diebftahle: Verzichtleiftung des 
Beſchädigten auf den Schadenerſatz. 
Bern. C 9. Cutjd. u. 20. Des, 1892, 3 12081. (- ©. Trieſt) G. B. 


„Die Verzichtleiſtung des durch einen Diebſtahl Beſchädigten 
auf den Erſatz des ihm verurſachten Schadens hebt die Strafbarkeit 
eines begangenen Diebſtahls nicht auf, da die 88. 187 und 188 
. St. ©. B. dem eines Diebſtahis Schuldigen die Straflofigkeit nur 
dann gewähren, wenn er felbft den ganzen aus feiner That entfprine 
genden Schaden gut gemacht hat, ehe fein Verſchulden ber Obrigfeit 
befannt wurbe.“ 
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Nr. 229. 
Eoncurrenz von Uebertretungen des Strafgeſetzes und 
des Gefallsſtrafgeſetzes. 
Bern. €. d. Entid. v. 20. Dis. 1 Z 0. 8 6. em) 63. 


nDie Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten wird darauf ge- 
fügt, daß auf bie dem Letzteren zur Laft gelegte That nicht der 
8. 81 des ©t. ©. B. vom 27. Mai 1852, fonbern nur ber 
8. 230 lit. d des St. ©. B. über Gefällsübertretungen ober doch 
nur der 8. 312 des allgemeinen St. ©. B. Anwendung finde. — 
Das Landesgericht Kat gleich dem Bezirkscollegialgerichte in that ⸗ 
fächhlicher Beziehung für wahr angenommen, daß ber Angeflagte, 
welder ein Fäßchen mit zwanzig Maß Wein einfhwärzen wollte, 
fi) dem ihn bei bem Linienamte deshalb anhaltenden Finanzwac- 
manne B dadurch wiberfegt und benfelben in der Vollziehung feines 
Amtes zu verhindern geſucht habe, daß er in bie Pferde, welche B 
am Zügel erfaßt habe, einhieb, jo daß viefer eine Strede fortge- 
ſchleppt wurde, und am Snie eine Verlegung erhielt; daß er fohin 
mit der Peitfhe und vem Peitfchenftiele auf B und auf den biefem 
zu Hilfe gelommenen Finanzwachmann P zugehauen habe. Diefe 
That mit der ihr zum Grunde gelegten Abſicht, die beiden Finanz« 
wahmänner an ber ihnen obgelegenen gefällsämtlihen Amtshatıd- 
lung zu verhindern, trägt alle Merkmale des im $. 81 bes St. ©. 2. 
vom 27. Mai 1852 bezeichneten Verbrechens ber Bffentlihen Ge- 
waltthätigleit wortdeutlich an fi. Es könnte dieſe Handlung auch 
die im 8. 230 lit. d des St. G. B. über Gefälsübertretungen be 
zeichnete Uebertretung des Schleichhandels mit Gewaltthätigkeit, jedoch 
nur dann begründen, wenn in verfelben nicht ſchon das Verbrechen 
ber öffentlichen Gemaltthätigfeit läge; denn duch das Strafgeſetz 
über Gefällsübertretungen ift ven Beftimmungen bes allgemeinen 
Strafgefeges nicht derogirt, vielmehr in dem $. 103 bes erſteren 
ſchon im Allgemeinen der Grundſatz aufgeftellt, daß wenn Hanb« 
lungen, welche als eine Gefälsübertretung zu betradhten find, ober 
welche eine Gefällsübertretung begleiteten, einer buch bie allgemeinen 
Strafgefege feitgefegten Strafe unterliegen, neben ber Iegteren auch 
die durch dad Geſetz für die Gefällsübertretung vorgezeichnete Strafe 
Blog zu greifen habe. 

In Fefthaltung dieſes Grundſatzes ift aud bei ber Behand- 
lung ber einzelnen Gefälsübertretungen, jo auch im 8. 232 für bie 
Uebertretung des Schleihhandeld mit Gewaltthätigkeit eine Strafe 
— abgefehen von der für den Schleichhandel an fi, als Gefälls- 
verfürzung, jedenfalls eintretenden Vermögensſtrafe (88. 202 und 240) 
— nur für den Fall beftimmt, als nicht die Beſtrafung nad bem 
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allgemeinen Strafgefege Anwendung findet. Es ftehen daher bie 
Beſtimmungen des Strafgefeges über Gefällsübertretungen nicht ent« 
gegen, die dem Angeflagten zur Laft fallende That, welde fi als 
das im $. 81 bezeichnete Verbrechen ber äffentlihen Gewaltthätig- 
leit unzweifelhaft varftellt, dieſem allgemeinen Strafgefege zu unter 
ziehen.“ 


Nr. 330. 
Wilddiebſtahl in der Gemeindejagd durch Gemeinde 
angehörige. 


Berw. €. 8. Eutſch vi wa 2, 1300. (2. ©. Nenftabtl.) 


„Durch daß kaiſerl. Patent vom 7. März 1849 ift ven Ges 
meinden bie Jagd mit ber Verpflichtung zugemielen, diefelbe entweder 
ungetheilt zu verpachten ober durch eigens beftellte Sachverſtändige 
ausüben zu laſſen, und nur der jährliche Reinertrag ift am Schlufle 
des Verwaltungs» oder Pachtjahres unter ſämmtliche Grunbeigen- 
thumer zu veetheilen. Dem einzelnen Grundeigenthümer ftehen daher, 
wenn er nicht Pächter der Gemeindejagb ift, feine Beſitzrechte auf 
die im der Jagd vorfindigen Thiere zu. 

Wenn alfe die Angeffagten ſich Bei bereits eingetretener Nacht in 
den Wald begaben, und die nach der Aunahme der Gerichte nicht ſchon tobt 
angetroffene, ſondern mittelſt eines Schuſſes durch A erſt erfegte 
Hirſchkuh ſich zueigneten, dieſelbe zerftüdten und unter einander ver⸗ 
theitten, fo haben fie nicht eine ihnen gehörige, ſondern gegenüber 
den Gemeindeglievern in ihrer Eingelheit fremde Sache aus dem ge- 
meinfamen Beflg und zwar ohne Einwilligung ber Geſammtheit der 
Gemeinde entzogen, weil © nicht als Gemeindevorſtand bem andern 
Angeflagten die Ermächtigung ertheilt hat, bie Hirſchkuh ſich zuzueig- 
nen, eine folhe Ermächtigung aud nicht ertheilen Konnte. 

Es ift auch in dem gedachten Patente 8. 10 ausdrüclich dar- 
auf hingewiefen, daß fi bie Gemeinbeglieber in ihrer Einzelnheit 
aud bes Wilddiebſtahls an ver Gemeindeſagd ſchuldig machen können. 

Die den Angeflagten zur Laft gelegte That iſt daher ganz 
richtig als Verbrechen des Diebftahle und Diebftahlstheilnahme be 
zeichnet.“ 
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Nr. 281. 
„Gewohnheitsdieb.“ — Anwendung bes höheren Strafs 
. fages des 8. 179 St. ©. 2. 
Ber. €. 5. Entf. v. 31 (8. ©. Junsbruch 


Aus Anlaf der Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde der 
wegen Verbrechens des Gewohnheitsdiebſtahls verurtheilten A er- 
Härte ber oberfte Gerichtshof, daß, wenn bie Berurtheilung aus 
dem Grunde bes $. 176 ©t. ©. B. erfolgt, immer ver $. 179 
St. ©. B. (mit dem höheren Strafausmaße) zur Anwenbung 
zu kommen babe, und daß es nicht einer weiteren, bie That zum 
Berbrehen machenden Dualification bebürfe, als eben nur des Ge⸗ 
wohnheitsbiebftahls, um bie Strafe nady $. 179 St. ©. B. auszu« 
mefien. Hierbei erflärte ber oberfte Gerichtöhof weiter, „daß ber 
Begriff eines Gewohnheitsbiebes nothwendig vorausfege, daß Ser 
mand Diebftahls wegen ſchon wieberholt abgeftraft wurbe.* 


Nr. 282. 
Verkauf verbotener Arzeneimittel, 
Geff. Entjg. ». 29. Der. 1892, 3. 19658. (RG. Wien) ©. 3. 108, 
r. 


Es handelte fih um ben Verkauf eines Fläſchchens poudre de 
jodure, eines Präparats, welches nah dem Ausſpruche der Sad 
verftändigen etwa 10%, Jod enthält und als ein Mittel won feiner 
befonderen Wirkfamteit angefehen werden muß. Dasfelbe kömmt in 
der Apothelertarnorm gar nicht vor. 

Der oberfte Gerichtshof fand nun in dem Verkaufe biefes Prä- 
parates Teine ftrafbare Handlung und ging hierbei von nachſtehender 
Erwägung aus: 

„Der Umftand, daß Jod in ber Apothefertagnorm mit einem 
Kreuze bezeichnet ift, ift noch nicht geeignet, aud die Compofitionen 
aus Tod als verboten zu erflären. 

Es kann ſonach auch die mit Hoflanzleivecrete vom 11. Ber 
bruar 1836 genehmigte Apothelertarnorm auf das erſt in viel fpä- 
teren Jahren erfundene Arzeneimittel nicht an und für fi, fondern nur 
infoferne Anwenbung finden, als bie Gemeinſchädlichkeit dieſes Präparates 
conftatirt worben ift, Darliber liegt aber ber Beweis nicht vor. 

Es ift aber aud die Behauptung des Landesgerichtes, daß der 
freie Verkehr eines neu erfunbenen Arzeneipräparates und Compofitums 
vorerft von der Bewilligung der hierzu berufenen Behörde abhängig 
fei, in Bezug auf die Straffälligkeit als Uebertretung nur infoferne 
als richtig anzunehmen, als die Schaͤdlichkeit dieſes Präparates er- 
wiefen vorliegt, welche aber hier nad; dem Ausſpruche der Kunftver- 
ftändigen mehr als zweifelhaft erſcheint.“ 





1853. . 


Nr. 238. 
Abgrenzung von Veruntrenung und Betrug: Entlockung 
gepfändeter Effecten durch den Schuldner. 
Berw. €. H. Entf. v. 7.Iin 1053, 3. 18565, 1852. (2.6, Linz) 6.3. 


„Das Hofbecret vom 1. Auguſt 1828, 3. 2357 erklärt bie 
von dem Gläubiger gepfändeten aber in der Verwahrung bes 
Schuldners gelaffenen Effecten als anvertrautes Gut und. fomit 
deren Veräußerung als Veruntreuung. 

Wenn nun aber bie ‚gepfänbeten Effecten nicht dem Schulbner 
anvertraut, fondern won ihm dem gerichtlich beftellten Obforger und 
Bervahrer auf eine Liftige Art in betrligerif—her Abſicht entlodt 
wurben, fo ift feine Veruntreuung, fondern ein Betrug vorhanden." 


Nr. 234. 
Beruntrenung: Gefellfchafts- oder Dienſtverhältniß ? 
Berw. €. H. Eutſch. v. 7. Jan. 1853, Nr. u E. G. Wien.) 
Haimers Magazin 8b. vo,R ey R 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des megen — der Ver⸗ 
untreuung verurtheilten A, welcher ſich dahin verantwortete, daß er 
als „Geſellſchafter“ des B anzuſehen ſei, wurde verworfen: 

„Es iſt feſtgeſtellt, daß B Eigenthümer des Haufes Nr. 225 
in O. iſt, daß er den Miethzins für das Locale bezahlte, und daß 
alle Gewerbsrequifiten ein Eigenthum des B find. Es ift ferner 
als erwieſen anzufehen, daß B dem A das benannte Locale zur Bes 
nügung überlaflen, ihm das Geld zum Einfaufe der Beine und 
Bezahlung der Arbeitsleute vorgeftredt, das zum Brennen erforder» 

Etrafregpilicge Entfeidungen, 10 
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liche Holz herbeigeſchafft und ihm fein Fuhrwerk zur Benügung 
überlaffen hat. 

Das Landesgericht Hat ferner das obgewaltete Verhältuiß 
zwiſchen A und B dahin als erwiefen angenommen, daß A tie aus» 
gebrannten Beine (Kohle) dem B zu liefern hatte, welcher fie zu 
Spodium vermahlte, und daß fie ſich in der Art verrechneten, daß 
Alles, was B zum Betriebe des Geſchäftes an Gelb, Holz, Fuhr— 
wert bergegeben hat, zufammengezäßlt, dann bie von A abgelieferte 
Kohle berechnet wurde, und baf nad) Abzug der Auslagen von ber 
gelieferten Waare fi) das Guthaben für den Einen oder Audern 
herauszuſtellen Hatte. Es liegt Übrigens, wie das Landesgericht mit 
Recht ännimmt, Yein Geſellſchaftsvertrag, feine gemeinfchaftliche Kaſſa, 
teine Verabredung auf gemeinfhaftlihen Gewinn oder Schaden und 
feine Einlage an Kapilal oder Arbeit vor, und es hat dasſelbe 
fonad eben fo richtig angenommen, daß A nur ber Gejcäftsführer 
bes B gewefen fei. A war daher nicht Gefellfchafter des B, wie A 
Anfangs behauptete, noch weniger ber eigene Herr des Geſchäftes, 
wie er bei der Verhandlung geltend zu machen ſuchte.“ 


Nr. 285. 
Abgrenzung von Veruntreuung und Betrug. Anver- 
trauen in Folge liſtiger Vorftellungen. 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 7. Sa 2, 13766. (& 6. Bin) 63. 


Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde des 
wegen Verbrechen des Betruges verurtheilten A. Denn feine Vorftel- 
lungen, bie er ver B machte, um fie zu beflimmen, ihm Wechfel- 
accepte in bianco zu geben, find im Sinne des Geſetzes als Liftige 
anzufehen, indem er Liebe, Anhänglicleit und das Beftreben heu- 
chelte, fie von ihrem Vater unabhängig zu ftellen, ANes zu ihrem 
Beften zu verwenden, während in Wirklichleit er das auf bie Accepte 
bezogene Geld für ſich verwendete. — Wenn ihm die B Wedjjel- 
Effecte gab, um fie gegen andere umzufegen, und A biefelben oder 
deren Erlös ſich zueignete, fo begründet biefer Vorgang den Thatbe- 
fland des Betruges; „denn wenn das Anvertrauen nur bie Folge 
einer abfihtlihen Täufchung ift, fo kann nicht mehr von einer Ber- 
untreuung bie Rebe fein, fonbern die That geht in das Verbrechen 
des Betruges über." 
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Nr. 236. 
Diebſtahlstheilnahme: Diebftahl im Einverftändniffe mit 
dem Verwahrer der gejtohlenen Sache. 
Berw. C. O. Eutſch. v. rain ee (8. 6. Böhmiſch⸗Leippa.) 


mDie erfte und zweite Inſtanz haben al erwiefen anerkannt, 
daß die Dienftleute des Angeflagten A von dem, dem B gehörigen, 
dem Angellagten aber anvertrauten Getreide... Onantitäten um 
ihres Vorthelles willen aus dieſem Befige entzogen haben... daß 
der Angellagte hievon genaue Wiſſenſchaft gehabt, deſſenungeachtet 
aber das entzogene Getreide mit ihnen getheilt, hierans Gewinn ge- 
zogen habe.... es fällt demſelben Theilnahme an biefem Dieb- 
ſtahle zur Loft... .* - 

„Nach $. 958 des a. b. G. B. erlangt der Verwahrer durch 
Uebernahme der ihm anvertrauten Sache nit ven Beſitz derſelben, 
und ber Uebergeber ift noch immer als Befiger anzufehen, dem Ber- 
wahrer liegt nad $. 961 die Verpflichtung ob, die Sache dem 
Hinterleger in eben dem Zuftande, in melden er fie übernommen 
hat, und mit allem Zuwachſe zurüchzuſtellen. 

Wenn nun aud der Verwahrer für den wegen nicht gehöriger 
Erfüllung der ihm obliegenden Vertragsverbindlichkeiten dem Hinter- 
leger zugefügten Schaven im Civilrechtswege verantwortlich ift, fo 
berechtigt ihn dieß bod nicht, an einer am ber ihm anvertrauten 
Sache verübten verbrecheriſchen Handlung Theil zu nehmen. 

Wegen biefer verbrederifhen Theilnahme ift er ohne Nüd- 
ſicht auf die ihm nad ivilgefegen obliegende Entſchädigungs · 
pfücht dem Strafgerichte verfallen und wegen biefer fträflichen That 
auch zur Erfagleiftung verpflichtet.“ 


Nr. 237. 
Die Zueignung eines ohne Halsband und Maufforb 
herumvagirenden Hundes: Diebſtahl? Betrug (Funds 
° unterfhlagung)? 
Caſſir. Entf. v. 7. Jän. 1082, 3, 28. (R. ©. Linz) ©. 3. 1883, 
1. 42. 

„Der A bat einen Hunb auf der Gaſſe ohne Maufforb und 
Halsband, folglich ohne auf einen Beſitzer und Eigenthümer deutende 
Zeichen gefunden und mitgenommen; er konnte unter ben gebachten 
Umftänden ihn allerdings als herrenlos anfehen, daher läßt ſich auch 
nicht fagen, baf er den Hund, indem er denſelben mit fi nahm, 
ans eines Andern Beſitze, da ein folder nicht erfennbar tar, ent ⸗ 
zogen hat, an welcher Anſicht durch den Umftand, daß ber 
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b T ven A befannt gab, der Hund gehöre dem B, 
} geändert werben kann, da biefe Bekanntgebung erſt geſchah, 
ver A den Hund bereits an ſich gezogen hatte. Da nun ber 
n Hunb nicht aus dem Beſitze eines Anbern entzogen hat, 
nangelt in feiner Handlung ein weſentliches Merknal -des 
ſtahles nad) 8. 171, daher ihm dieſelbe auch nicht als folder 
echnet werben kann. 

Eben fo menig liegt bier ein Betrug nad $. 197 vor, da 
L den gefundenen Hund nicht verhehlte, fondern vielmehr, wie 
Berufungsrihter annahm, gegen den Wirth T äußerte, er 
em Eigenthümer, wenn ex fi melbet, fagen, daß er den Hund 
r Wohnung des A abholen könne.” 


Nr. 238. 

eidigung Öffentlicher Beamten: An der Executions- 
mannſchaft. 

C. 8. Eutſch.v. 8. — ion, 3, Iso @. ©. Troppau) 6.3. 


Die als Erecution eingelegte Mannſchaft muß fo lange als 
angefehen werben, unb genießt ben befonderen geſehzlichen 
b al Wade, bis fie von ber competenten Behörde abbe- 
wird. 


Nr. 239. 
zeleidigung öffentlicher Beamten: Finanzwachen. 
©. 5. Entig. ». 19. Jin, 1 21 @ ©. Leoben) 63. 


A wurbe wegen Uebertretung dev Wachebeleivigung verurtheilt; 
berfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde: 

mDie Finauzwache ift vermdge ber mittelft des Hoflammer- 
28 vom 21. April 1843 bekannt gemachten Dienftoorfchrift, 8. 1, 
aupt dazu beftimmt, Webertretungen ber Gefällsvorſchriften zu 
fen und zu verhindern; nach 8. 32 liegt der Finanzwache ind- 
e ob, den Gefchäftsbetrieb der Handeld- und Gewerböfeute, bie 
befonderen Auffiht unterworfen find, wozu Haufirer gehören, 
auffihtigen, und nah $. 137 find die Parteien verpflichtet, 
istünfte und Nachweiſungen, welche bie Angeftellten der Finanz- 
im Grunde ber ihnen übertragenen Amtshanblung über ben 
:fallsämtlihen Aufſicht unterliegenden Gewerböbetrieb der Hau- 
fordern, zu ertheilen, den an fie ergebenden Aufforderungen 
zu leiften, und es kömmt ihnen nicht zu, bie Folgeleiftungen 
sem Grunde zu verweigern, weil nad) ihrer Anſicht der Verdacht 
lebertretung der Gefällsvorſchriften gegen fie nicht vorhanden ift.“ 
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Nr. 240. 

Berleitung eines „Beamten“ (Geusd'armen) zur Ver—⸗ 
letzung feiner Amtspflicht. Beleidigung eines öffentlichen 
Beamten: Vorwurf der Lüge. 

Eaffir. Entſch. v. 13. Jän. use, B,z02 CC. ©. Leoben.) ©. 3. 1853, 


Unter dem im $. 311 St. ©. B. vorkommenden Worte: 
„Beamte“ find nicht nur Beamte im engern Sinne, fondern auch 
Wahmänner, insbefondere Gensd'armen zu verftehen, obgleich im 
8. 311 nicht ebenfo wie im $. 312 der $. 68 bezogen ift. 

nDer $. 312 enthält nämlich rückſichtlich der darin angebeute- 
ten Perfonen keinen Gegenfaß zu dem $. 311. Es wollte durch 
die Erwähnung der im $. 68 genannten Perfonen im $. 312 nur 
der Bweifel über die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes befeitiget werden, 
zu weldem ber in bem früheren Gtrafgefegbud IL. Th. 8. 72 
gebrauchte beſchränktere Ausbrud: ‚Civil- oder Militärionde‘ An- 
laß gegeben Hatte. 

Es ift durch Die Hofbecrete vom 9. November 1816, Nr. 1293, 
vom 13. Juni 1817, Nr. 1337, vom 5. Mai 1832, Nr. 2561 
der I. ©. ©., eben in Bezug auf das vom Verbrechen des Miß- 
braudes der Anıtögewalt hanbelnde eilfte Hauptftüd des Strafgefeg- 
buche vom Jahre 1803, I. Th., erklärt worden, baf unter Beamten 
Jeder, welcher vermöge unmittelbaren ober mittelbaren öffentlichen 
Auftrages Geſchäfte der Regierung zu beforgen hat, begriffen fei, 
baß das Geſetz zwiſchen ben Höhern und niedern Yemtern, zwiſchen 
der damit verbundenen ausgebehnteren ober eingefchränfteren Gewalt 
feinen Unterſchied mache, daß daher das eilfte Hauptftüd des Straf- 
geſetzbuches I. Th. aud) auf bie in einem Amte verpflichteten Diener, 
aud auf die Individuen der Gränzwache Anwendung leide. 

An diefer gefetlichen Erläuterung bes Begriffes des Wortes: 
„Beamte“ in Bezug auf die Beftimmungen des Strafgeſetzes über 
Mißbrauch der Amtsgewalt und Berleitung zur Verlegung ber 
Amtspflicht duch Anbietung von Geſchenken, ift durch das Straf- 
geſetz vom 27. Mai 1852, vermöge welchem in Webereinftimmung 
mit dem Stvafmilverungspatente vom 17. Jänner 1850 nur zwifchen 
den Fällen ſolcher Verleitung zur Verlegung ber Amtspflicht unter« 
ſchieden wird, nämlich einige beſonders hervorgehoben und im $. 105 
als Verbrechen erflärt, alle übrigen Fälle aber im $. 311 unter 
die Uebertretungen ‚gegen öffentliche Anftalten und Vorkehrungen ver- 
ſetzt find, nichts geändert. 

Auch die Gensb’armerie gehört umftreitig zu den Perfonen, 
welche vermöge Öffentlichen Auftrages Geſchäfte der Regierung zu 
beforgen haben, in einem Bffentlichen Amte verpflihtet find, baher 
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es keinem Zweifel unlerliegt, daß auch an ihr nah 8. 311 bes 
St. ©. Bvom 27. Mai 1852 die Uebertretung ber Verleitung 
zur Berlegung der Amtspflicht durch Geſchenkanerbietung begangen 
werben Tann, dieß um fo mehr, da das organifdhe Geſetz ber 
Gensv’armerie vom 18. Jänner 1850 im 8. 44 erflärt, daß fie 
den beſonderen gefeglihen Schug, welcher obrigkeitlichen Perfonen 
zufömmt, zu genießen habe.“ Weiters erflärt der oberfte Gerichtshof, 
„daß bie Anttvort über bie Frage bes Gensd'armen nach dent Namen: 
Zu was brauchen wir biefe Dummheiten? ferner der Vorwurf, 
daß er Lüge, den Thatbeftand des 8. 312 des St. ©. B. bilde.“ 


Nr. 241. 
Beleidigung öffentlicher Beamten: ohne Anweſenheit 
dritter Perfonen. - 
Ber. €. 9. Enid. v. 18. au 1558, 3.198. E G. Tri) © 3. 


„Daß eine Beleivigung auf eine ſolche Weife ausgefprochen 
werbe, baß außer dem Beleidigten noch ein Anderer die beleibigenden 
Worte vernahm, forbert der 8. 312 St. ©. B. nicht, da durch die 
in diefem Paragraf enthaltene Strafbeftimmung die bort bezeichneten 
Perfonen gegen Beleidigungen jeber Art gefhügt werben ſollen. Es 
genügt daher, daß der Beleidigte allein bie beleibigenben Worte vernahm.“ 


Nr. 242. 


Gefährliche Drohung in Abwefenheit des Bedrohten. 
Dolus indirectus. 
Bern. ©. 6. Entig. v. 13. Jin, 1 BR © Teint) 6.3. 


A, wegen Tragens verbotener Waffen verurtheilt, Hat im 
Gefängniſſe Bedrohungen gegen die Belaftungszeugen ausgeftoßen. 
Es wurde A in I. Inftanz wegen Verbrechens ver gefährlichen Drohung 
nad) $. 99 des St. ©. B. verurtheilt, weil biefe Bebrohungen den 
betreffenden Perfonen zu Ohren gelommen waren und biefe gegrüns 
deter Weife in Furcht gefegt waren. — Der Caffationshof verwarf 
die Nichtigleitsbeſchwerde, welde dahin eingebradt war, daß bie 
I. Inftanz den inbirecten böfen Borjag für genügend zur Begrün. 
bung bed Verbrechens bes 8. 99 St. G. B. erklärt hatte. In 

ben Gründen Heißt e8: „Das Landesgericht Hat. . . . . bie böfe 
Abfiht als erwiefen angenommen, und fei es direct ober indirect 
böfe Abſicht im Sinne bes $. 1 des Gt. ©. B., fo ändert bieß 
an ber That nichts, um fie zum Verbrechen ber Bffentlichen Gewalte 
thätigfeit nad) $. 99 zu qualificiven; denn es genügt wie im Allge - 


— 
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meinen fo auch zu dieſem Verbrechen auch der indixecte böfe Bor- 
— a un oorbes ſpeciell 
den Directen Entſchluß zu töbten forbert, fo kann dieſe Beftimmung 
auch nur fpeciell auf biefen Fall bezogen und nicht mit Befeitigung 
der allgemeinen Beftimmung bes $. 1 des St. ©. B. über ven 
inbivecten böfen Vorſatz weiter ausgenehnt werben.“ 


Nr. 248. 
Rechts» oder Thatirrthum? Einfluß des Irrthums auf 
bie Zurechnung von Uebertretungen. 
Bern. €. 9. Entfd. v. 20. Jin, 1 BR GR) 6. 8 


Den behauften Bewohnern der Gemeinde N war ber Streubezug 
aus dem Walde des B geftattet. Die wegen unbefugtem Streubezuges 
Angellagten gehörten nicht zu benfelben; fie wurben aber von ber 
Anklage entbunden, weil fie mit Wiffen ver Streubezugsberechtigten 
die Streu aus dem Walde nahmen, und daher, wenn gleich fie eine 
Genehmigung Seitens des Eigenthümers B nicht hatten, annehmen 
lonnten, daß fie, an bie Stelle ver Berechtigten tretenb, die Streu 
auch ohne ausdrückliche Zuftimmung des B nehmen burften. — Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft verwarf ber oberfte 
Gerichtöhof: 

„Wenngleich nah 8. 5 II. Th. des St. G. B. B. v. J. 
1803 und $. 238 des St. ©. B. v. 9. 1852 zu einer ſolchen 
Uebertretung,, um bie es ſich im gegebenen Falle handelt, eine böfe 
Abficht nicht erforderlich ift, jo Tann dieſe geistige Vorſchrift doch nicht 
fo weit ausgedehnt werben, daß bie Uebertretung auch dann began- 
gen und ſtraſbar fein follte, wenn der Mebertreter nicht einmal mußte, 
daß er eine durch bie Strafgefege verpönte Handlung begeht.” 


Nr. 244. 
Abgränzung von Aufftand und Gewaltthätigkeit gegen 
öffentliche Beamte: Zufammenrottung. Concurrenz ber 
Gewaltthätigfeit gegen Beamte mit unbefugter Ein- 
ſchränkung der perjünfichen Freigeit? Fortgeſetztes 
Verbrechen? 
Caſſir. Eutſch. v. 20. Jan. 1053, 3,86. E. 6. Wien) ©. 3. 1853, 


„Unter Zufammenrottung Tann nicht wohl bie gleichzeitige An- 
wefenheit mehrerer Berfonen an bemfelben Orte, und die Betheili- 





gung beifelben an bem gewaltfamen Widerſtande verftanden werben, 
weil biefer Zuftand in bem $. 81 ber Zufammentottung ausdrücklich 
entgegengefegt wirb. 

Der $. 81 fegt bie Thätigkeit mehrerer Menſchen ohne irgend 
eine Verbindung unter einander voraus, welde nur benfelben Zwedk 
verfolgen, der Obrigkeit durch gefährliche Drohung oder wirkliche 
gewaltfame Handanlegung Wiberftand zu leiſten. 

Sol die gleichzeitige Anweſenheit mehrerer Menſchen eine 
Rotte werben, fo müflen fie durch die frühere Verabredung zur ge— 
meinſchaftlichen Ausführung des Wiverftandes gegen die Obrigleit 
mit einander verbunden fein, ohne daß es übrigens einen Unterfdieb 
machen Tann, ob bie bereits an einem Orte zufällig verſammelten 
Leute in Folge biefer Verabredung zum gewaltſamen Wiberftande 
gegen die Obrigfeit beifammen bleiben oder in Folge einer ſolchen 
Berabredung erft an einem Orte fi verfammeln, 

Die Bereinigung mehrerer Perfonen in Folge einer ſolchen 
Berabrebung zum gewaltſamen Wiberftande gegen bie Obrigkeit be 
gründet im Sinne bes 8. 68 eine Zufammenrottung, und bildet 
aus ber ohne innere Verbindung zufammengelaufenen Menge eine 
Rotte, deren Dafein allein nicht jelten eine meit größere Gefahr 
hervorbringt, als der wirklich gewaltſame Wiverftand gegen bie 
Obrigkeit von mehreren Perfonen verübt, zwifhen denen außer dem 
örtlichen Beifammenfein und dem gleichen Zwede feine Verbindung 
befteht, und melde nicht in Folge ver zwiſchen ihnen gepflogenen 
Verabredung zum gewaltfamen Wiberftande ſich örtlich vereinigten 
ober an bemfelben Drte vereinigt blieben... . 

Das Landesgericht hat nur als erwieſen angenommen, daß 
der (angeflägte) Bürgermeifter A die vor feinem Haufe verfammelten 
Leute aufforberte, die Gerföb’armen, bie ihn verhaften wollten, zu 
überwältigen und zu entwaffnen ; ihm zu Hilfe zu kommen“. 
daß dieß aud) B that, daß © mit anderen Berfonen ſich zufammen- 
vottete und baß bie erfteren durch diefe Aufforderung eine Zuſammen- 
rottung mehrerer Perfonen vorfäglid) veranlaft haben. Doc liegt 
in biefer Aufforderung noch keineswegs ber Begriff einer Zufammen- 
rottung, denn nad $. 51 des St. ©. 8. II. Th., 8. 297 des 
neuen St. ©. B., begründet die Aufforderung mehrerer Menſchen 
zur Mithilfe oder Wiverfegung gegen öffentliche, in ber Ausübung 
ihres Amtes oder Dienftes begriffene Beamte oder Diener nur dad 
Vergehen des Auflaufes, 

Wenn dieſe Aufforderung Erfolg hatte und bie Gewalithat 
von der Menge wirklich ausgeführt wird, ohne daß fie hierzu durch 
eine ausdrüdliche Verabredung fih vereinigt haben, fo liegt hierin 
noch feine Zufammenrottung, fondern eine Mehrheit won Perfonen, 
welche, ohne Verbindung unter einander, der Obrigkeit Wiberftand 
leiſten, aber nicht den gefährlichen Charakter einer durch vorausge⸗ 






















gangene Verabredung und Beſchließung bes gewaltfamen Wiber- 
ftandes vereinigten Rotte annehmen, bei welcher Jeder auf feinen 
Genofjen eben in Folge ber gepflogenen Verabredung und ihres 
geäußerten Einverftändniffes mit Zuverfiht rechnen Tann, was ben 
Mith jedes Einzelnen erſtarken, die Entfchloflenheit eines Jeden 
kräftigen und eben dadurch dieſe fo vereinigte Menge gefährlich und 
furchtbar machen muß, da ſchon eine Zuſammenrottung allein von 
dem Gefege mit ftrenger Strafe bedrohl wird, was alles nicht be 
hauptet werben kann, wenn, obſchon Mehrere, jedoch ohne Verbindung 
unter fi, der Aufforderung zum gewaltfamen Wiverftand Folge 
gaben" .... 

Die Angeflagten, welche den Gensb’armen, um bie Arre- 
tirung bed Bürgermeiſters, zu vereiteln, nidt nur gewaltfamen Wi- 
berftand Teifteten, fonbern biefelben aud noch gefänglich anhielten: 
haben ſich dadurch nur des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthä- 
tigkeit nad) 8. 81, nicht aber zugleich des Verbrechens der unbefug- 
ten Einſchränkung der perſönlichen Freiheit nad) 8. 93 des St. ©. 2. 
ſchuldig gemacht, indem es fih Hier „nur um ein und basjelbe Fac— 
tum handelt, nämlich) um ben gewaltfamen Widerſtand gegen bie 
Gensb’armen zur Bereitlung ver Arretirung des Bürgermeiftere." 

nDie zur Erreichung diefes Zwedes angewenbeten Mittel bil- 
veten ein Aggregat von gemwaltfamen Handlungen, melde auf bie 
Erreichung desfelben Zwedes gerichtet,. in derſelben Abficht ausge» 
führt wurden, daher als ein Ganzes anzufehen find, ohne daß es 
angeht, jede einzelne Gewaltthätigfeit einer befonberen Ähndung zu 
unterziehen. 

Wenn die Thäter fid) nicht begnügten, die Gensd'armen bleß 
zu entwaffnen, zu mißhandeln und feftzuhalten, fondern e8 auch un- 
ternahmen, fie zu binden und gefänglid) anzuhalten, fo lag ja 
eben hierin bie Summe ber an ihnen ausgeübten Oewaltthaten, 
welde in Abſicht auf benfelben ftrafbaren Zweck vollbracht, nur 
demfelben Strafgefege unterzogen werben köͤnnen, wenn es auch 
wahr ift, daß die gleichzeitige Verübung anderer Verbrechen, als 
Verwundung ! Mord und Tobtihlag allerdings nicht zum Thatbe- 
ftande des Verbrechens ber öffentlichen Gewaltthätigfeit gehöre und 
die Anwendung der auch für biefe Verbrechen beftinmten Strafen 
nicht hindern würde. 

Wenn die Thäter die Gensd'armen losgebunden und durch 
einige Stunden verfperrt gehalten hätten, um dem Bürgermeifter 
Beit zu geben, zu entfliehen und dadurch feiner Verhaftung zu entgehen, 
würde wohl im ber Beſchränkung ihrer perfönlichen freiheit micht 
das abgefonberte Verbrechen des 8. 81 angenommen werben können, 
da fonft dieſelbe That einer doppelten Strafe unterzogen würbe. Hier 
war bie längere Einfchränfung ber perfönlicyen Freiheit der Gend- 
Varmen gleichfalls eine jener fid erlaubten Gewaltthätigleiten, wo- 
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durch nur die Verhaftung des Bürgermeiſters mit Erfolg beſeitigt 
und deſſen Freiheit geſichert werden wollte.“ 


Nr. 245. 
Unberechtigter Verkauf von Heilmitteln (Purgirmittel). 
Verw. €. $. Entſch.v. 21. Jän. 1853, 3. 244. (8. G. Trient) ©. 3. 
1853, Nr. 51. 


Es Tann „wohl Teinem Zweifel unterliegen, daß bie Ange» 
Hagten“ (Gemifhtewanrenhänbler und Materialiften) „zum Verkaufe 
der als Purgirmittel erflärten Waaren nicht berechtigt find, und daß 
fie fi demnach durch dieſen Verfauf an Parteien vor dem Straf- 
gefege im Sinne des $. 109 St. ©. B. IL, Th. (8. 354) ver- 
antwortlich gemacht haben.” . 

Der oberfte Gerichtshof bezog fi auf das Gubernialcieculare 
vom 6. Oct. 1816, bie Hoflanzleiverorbnung vom 30. December 
1819, das Hoflanzleivecret vom 21. Juli 1825, die Hoflammer- 
verorbnung vom 4. April 1837. 


Nr. 246. 
Belhimpfung: „Dieb.“ 
Verw. €. H. Eutſch. v. 21. Jän. 1853, Nr. 555. (2. ©. Piſel) Haimerl's 
u Magazin, 8b. VII, Nr. „es nin 6 
„Die Benennung „Dieb“ erfcheint als eine Ehrenkränkung, mag 
dieſes Wort im eigentli—hen oder umeigentlichen Sinne gemeint, in 
einer Aufwallung ober bei kaltem Blute vorgebracht werben.“ 


Nr. 247. 
Falſche Iſhugug — oder — Beſchimpfung? Un— 
zuläſſigkeit des Beweiſes der Wahrheit bei Letzterer. 
Saff. Eutig. v. 28. Jin. 186%, 3, 121. @ 6. Citi) ©. 3.108, 


„Da der gebrauchte Ausbrud: „nieberträchtiges Volt" ein 
Urtgeil oder eine Erklaͤrung im fubjectiver Hinfiht ift, fo läßt 
fih mit Grund nicht fagen, daß er nicht die Perfon des Be— 
leidigten, fonbern nur bie Hanblungsweife besfelben allein bezeichue, 
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daß fomit der gedachte Ausbrud nur unter bie Beftimmung bes 
$. 488 des allgem. St. ©. 2. falle, denn diefem Paragrafe ge 
hören nur fäljhliche Beſchuldigungen beftimmter, unehrenhafter ober 
unfittliher Handlungen, Angabe erbichteter ober eniftellter derlei That- 
ſachen an. Hier wurde bem Beleivigten feine beftimmte Thatſache 
zum Vorwurfe gemacht, ſondern ein abftractes Urtheil in Schimpf- 
worten öffentlich; ausgeſprochen; beun daß bie Worte: „niederträgti- 
ges Boll” eine Beſchimpfung in ſich ſchließen, und unbeftimmte Prä- 
miffen zulaffen, kann wohl nicht bezweifelt werben. Im den Fällen 
des 8. 496 des St. ©. B. Tann aber won einer Einwenbung ber 
Wahrheit keine Frage fein, weil bie Handlungsweife ſelbſt vom Ani- 
mus injuriandi durchdrungen ift, und feine Particularität einen Unis 
verſalausſpruch begründen kann.” u 
men 


Nr. 248. 


Betrug durch Fälſchung einer Privaturkunde: Irre 
führung. 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 2. Jin. 1859, 3. 372. (2. ©. Linz) ©. 3. 1853, 


Der Berufungsrichter hat angenommen, daß ber Angeflagte 
die ihm vom Controlor ber Herrſchaft ©. über die mit 50 fl. ge- 
Teiftete Abſchlagszahlung an Mortuar- und Abhandlungsgebühren nach 
9. am 16. Jänner 1847 sub Nr. 399 ausgeftellte, auf den einge 
zahlten Betrag von 50 fl. lautende Ouittung burdy Abänderung ber 
quittirten Summe auf bie höhere von 150 fl. C.⸗M. in der Abficht, 
ven B, Herrſchaftsbeſitzer und Gläubiger, an feiner Forderung zu 
verkürzen, verfälſcht, ober ihre Verfälſchung durch einen Dritten ver 
anlaßt und von ber verfälfcten Urkunde zum Zwede feiner Befreiung 
von ber Zahlung ber mod nit berichtigten Mortuarſchuld von 100 fl. 
C.⸗M. im Civilprocefle Gebrauch gemacht Habe. 

Nun erflären dieg$.179 und 180 lit. a ĩ. Th. (200 und 201 lit. a) 
St. G. B. die Handlung zum Verbrechen des Betruges, wenn Jemand eine 
echte Privaturkunde verfälſcht und dabei einen ben Betrag von 25 fl. 
E-M. überfteigenden Schaben eines Anderen beabfihtigt. Indem 
daher der Angeflagte die erwähnte echte Ouittung buch Abänderung 
der quittirten Summe pr. 50 fl. C.⸗M. in bie höhere Summe von 
150 fl. C.M. verfälſchte ober dieſe Verfälſchung veranlaßte und 
indem ex dieß, wie ber von ber Quittung im Civilprocefie gemachte 
Gebrauch bewährt, in ber Abſicht that, den Gläubiger B an feiner 
Forderung um 100 fl. E.-M. zu verkürzen, fo enthält dieſe Hand» 
fung ben ob· und fubjectiwen Thatbeftand des vollbrachten Verbrechens 


mg 1 
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bes Betruges, ohne daß hierbei noch das Merkmal des Irrefühtens 
erforderlich ift, da besfelben in ben bezogenen Paragraphen nicht er» 
wäßnt unb aud) eine Beziehung auf $. 176 I. » (197 St. G. 8.) 
in benfelben nicht angebeutet wird.” 


Nr. 249. 


Berleitung eines Beamten zur „Parteilichkeit“: Befrei⸗ 
ung eines zum Militärdienſte Untauglichen. 
Verw. €. H. Entf. v. 233. Jän. 1853, 3. 465. (2. 6. Linz.) ©. 3. 
1853, Nr. 51. 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Xcten.) 

„Der Anbot eines Geldgeſchenkes an einen Conferiptionsofficier 
zum Behufe der Militärhefreiung einer militärpflichtigen Perfon be- 
gründet auch dann das Verbrechen ber Berleitung zum Mißbrauche 
der Amtsgewalt, wenn biefelbe zum Militärdienſte factiſch untauglich 
fein follte. 

Was die Behauptung bes Angeffagten betrifft, daß er zum 
Militärbienfte factiſch untauglich, und baher bie Möglichkeit ber Berlei- 
tung zum Mißbrauche der Amtsgewalt gar nicht vorhanden fei, fo muß 
bemerkt werben, daß ſchon ber Verſuch, einen in Pflicht ftehenden 
Beamten durch Geſchenke zur Parteilichleit, alfo zur Verlegung fei- 
ner Amtspflicht zu verleiten, das im $. 105 I. Th. des St. ©. B. 
vorgefehene Berbredyen bilde, und daß jene Behauptung durch bie 
eigene Handlung bes Angeflagten widerlegt werde, ba er ſicherlich 
das Geldgeſchent ſich erfpart haben. würde, wenn er von feiner Un- 
tauglichfeit zu jedem Militärbienfte überzeugt geweſen wäre.“ 


Nr. 250. 

Nothzucht: „durch Gewaltthätigkeit aufer Stand ſeten“. 
Verführung zur Unzucht au der Stieftochter als „zur 
Aufſicht anvertrauten Perfon”. 

Bern. C. $. Entf. v. 28. Jän. 1853, 3. 657. (2. ©. Graz) G. 3. 
1853, Nr. 51. 


(Ergänzt und berictigt nad} den Acten.) 

„Der Gerichtshof hat als erwiefen angenommen, daß ber An- 
gellagte A feine Stieftodhter B, ein 16jähriges Mädchen, in Abweſen- 
heit der Mutter Abends durch die Drohung fie zu karbatſchen und 
durch wirklich ausgeübte Gewalt, indem er ftärker als fie war, un« 
geachtet fie fih mit Händen umd Füßen wehrte, fleiſchlich gebraucht 
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: habe. Dieſe Handlungsweiſe von Seite eines Mannes gegenüber 
einem 16jährigen Mädchen, auf welches die Drohung mit Züdtig- 
ung überbieß wegen ihres Familienverhältniſſes einen flärkeren Ein- 
fluß machen mußte, trägt alle Kriterien des im $. 125 ©t. ©. ©. 
bezeichneten Verbrechens ver Nothzucht an ſich.“ 

Bezüglich des ihm gleichfalls zur Laſt gelegten Verbrechens ber 
Berführung behauptete der Angeklagte, daß feine Stieftohter B 
feiner Aufficht nicht anvertraut worden war, aljo das Verbrechen ver 
Berführung zur Unzucht nicht vorliege. „Allein abgefehen davon, 
daß das Landesgericht in thatfächlicher Beziehung als erwiefen an- 
nimmt, der Angeklagte habe über feine Stieftochter die Aufficht face 
tiſch ausgeübt, hat derfelbe dadurch, daß er bie Mutter berfelben ge- 
ehlicht und fie mit ihren Kindern in feinen Haushalt aufgenommen 
hat, als Haupt der Familie die Aufficht über felbe übernonmen, 
und wenn aud ber verführten Minderjährigen ein Vormund, der für 
fie zu forgen hatte, beftellt war, fo hat diefer dadurch, daß er fie 
in der Pflege und Haushaltung des Angeklagten beließ, worüber er 
dem vormunbfchaftlihen Gerichte in den geſetzlich worgefchriebenen 
Ausweifen bie Anzeige zu machen verpflichtet war, dem Angellagten 
die Pupiflinn zur unmittelbaren Auffiht wirklich anvertraut.“ 


Nr. 251. 
Beihimpfung vor „mehreren Leuten“. 


Berw. €. H. Eutid. v. 28. Jän. 1853, Nr. gi. (2. G. Tri aimerl's 
® 6 Pr 8b. VI, 2 6 


Zwei Zengen genügen zum Bere von mehreren Berfonen.“ 


Nr. 252. 


Antsveruntrenung eines Pofterpebitors als öffentlichen 
Bedienfteten. 

Eaffir. Entf. v. 28. Jän, 1853, 3.161. E. ©. Boten.) ©. 3. 1853, 
- r. 52. 


Der Pofterpebitor A wurde wegen Unterfhlagung mehrerer Geld- 
briefe nach 8.183 St. ©. B. verurtheift; in der Begrändung wurde ges 
fagt, daß A nad dem. Hofbecrete vom 9. October 1816, Nr. 1239, 
nicht als öffentliher Beaute angefehen werben könne, denn er fei 
als Pofterpeditor nur von dem Poftmeifter und unter deſſen Haftung 
aufgeftellt, habe von Feiner öffentlichen Behörde ein Anftellungsvecret 
und fei fonit nur Bedienſteier des Poftmeifters, — Die Staats- 
anwaltſchaft behauptete, vaß 8. 181 St. ©. B. anzuwenden, daß da⸗ 
ber A als öffentlicher Beamter anzufehen fei, berief ſich anf dasſelbe 
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Hofvecret rüdfichtlih ber darin gegebenen Begriffebeftimmung eines 
Öffentlichen Beamten, fohin auf die Hofbecrete vom 21. Mai 1830, 
Nr. 1469, und vom 13. Juni 1817, Nr. 137, und kam zu bem 
Schluſſe, daß der Pofterpevitor zweifellos Gefchäfte der Regierung 
zu beforgen babe, da bie ber öffentlichen Poftanftalt anvertrauten 
Werthe durch feine Hände gehen; zudem hänge bie Beftellung eines 
Poſterpeditors von ber Genehmigung der Poſtbehörde ob. — Der 
oberfte Gerichtshof gab der Nichtigkeitsbeſchwerde ftatt: 

„Die von der Staatsanwaitſchaft entwidelten Anſichten ent- 
ſprechen vollfommen ſowohl den Worten, als dem Geifte bes Strafe 
gefeges, und es lann bie Nichtigkeit der Anſicht, da der Angellagte 
als Poſterpeditor bei dem Poftamte in N ein Beamter im weis 
tern Sinn, ober ein öffentlicher Bebienfteter war, um fo minder 
bezweifelt werben, als feine Stellung als Pofterpeditor in einem 
öffentlichen Poſtamte fowohl das Bertrauen des Publicums, als 
aud ber Staatsverwaltung in Anſpruch nimmt, und feine poft- 
ämtlihe Manipulirung und Ausfertigung der Necepiffe ſowohl dem 
Aerar als den Parteien gegenüber vollen Glauben verbienen, wenn 
er auch, fo weit es fi um Schadenerſatz Handelt, unmittelbar nur 
dem Poftmeifter und biefer dem Aerar verantwortlich ift.“ 


Nr. 253. 


Der Befehl eines Vorgeſetzten: Nothſtand? 


Berw. €. H. Entf. v. 28. Jän. 1653, Nr. Ka R, © Königgräß.) Hair 
6 Mes — 8. VILR £ serih) 6 

„Eine Dienftperfon, welche auf Befehl "prs Dienftgebers eine 
von biefem geftohlene Sache verhehlt, macht fi der Diebftahlstheil- 
nehmung ſchuldig, und kann hier von einem moralifhen Zwange in 
Beachtung der Vorſchrift des 8. 2 lit. g. St. ©. B. keine Rede 
fein, weil ber Diener verpflichtet ift, einen folgen Auftrag feines 
Dienſtherrn zurüchuweiſen.“ 


Nr. 254. 
Beſchadigung fremben Eigenthums zum Behufe ber 
Rechtsdurchſetzung. 
Werw. C. H. Entf. v. 28. Jin. 1888, 3. 866... ©. Trieſt) ©. 3. 
1853, Nr. 31. — 


„Wenn ſchon jever Weleigenmachtiger Selöfthilfe, jeve Befik- 
Mörung einer Verantwortung unterwirft, fo ift diefes insbeſondere 
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und im höheren Grabe bir Fall, wenn felbe mit einer Beſchädigung 
des fremben Eigenthumes begleitet find; derlei Handlungen follen 
beftraft werben, wie diefes ſchon ber 8. 344 des a. b. ©. B, ber 
8. 19 ver Taiferlihen Verorbnung vom 27. October 1849 erfiären; 
fie fallen unter die Sanction ber 88. 85, 86 unb 468 des 
St. ©. B,, denn eine Beſchädigung fremden Eigenthumes hört deß ⸗ 
wegen nicht auf, eine boshafte zu fein, wenn fe aud zur eigen- 
ee Durchſetzung eines vermeintlichen echtes verübt wor- 
ben 


Nr. 255. 
Ehebruchsklage bei der a Behörde (Orts 


Berw. €. 5. Entf, v. 3. * 18, 3 = E G. Ungarifd-Hradiid.) 

Sowohl ver $. 248 St. ©. B. II. Th. vom Jahre 1803 
als der $. 503 des neuen St. ©. B. fordern zur Strafbarkeit 
des in biefen Geſetzen bezeichneten Falleg von Ehebruch nur, daß 
ber beleidigte Theil binnen ſechs Wochen von dem ihm bekannt ge» 
worbenen Ehebruche Klage geführt Haben müſſe. Bei welder Be- 
hörde und in welcher Form diefe Klage zu führen fei, ift in dem Ge- 
fete felbft ausdrüdlich nicht feſtgeſetzt. Es genügt daher, wie aud) 
das Landesgericht mit vollem Rechte angenommen hat, wenn ber 
beleidigte Theil innerhalb obiger Frift ven Ehebruch bei einer zur Auf 
rechthaliung der Ruhe, Ordnung und öffentlichen Sicherheit ver⸗ 
pflichteten Behörde angezeigt und um Abhilfe gebeten hat. Daß aber 
der Ortsvorſtand nach dem Geiſte ber älteren Geſetzgebung eine 
Sicherheitsbehörde war, unterliegt keinem Zweifel, weil er für bie 
Aufrechthaltung ter äffentlihen Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu 
forgen hatte. In ber neueren Geſetzgebung ift biefes fogar aus- 
drüdtih ausgefprohen. So wird dem Ortsvorſtande in ben 
88. 131 und 132 ber proviforifchen Gemeinbeorbnung vom 17. März 
1849, Nr. 170, die Anhaltung ber Verbreder und bie Anzeige 
der dießfalls Verdächtigen zur Pflicht gemadt. Im dem 8. 49 der 
St. P. O. werben bie Gemeindevorſieher ausbrüdlid den Sicher- 
heitsbehörben beigezählt.“ 





: Nr. 256. 

Ehrenbeleidigung: Animus injuriandi bei Anwendung 
einer durch Gewohnheit zum Sprichworte gewordenen 
Redensart? 

Berw. €. H. Entſch. v. 3. Febr. 1853, Nr..668. (8. G. Salzburg.) Hai⸗ 
‘ v oe agazin, 8. VIL, —X 5. ‚ B 1) Bei 

Wenn Jemanden ein beleidigender Ausdruck zum Sprichworte 
geworden iſt, ſo begeht derſelbe durch deſſen Gebrauch gegen eine 
Perſon keine Ehrenbeleidigung, wenn ihm dieſer Ausbrud wider 
Willen, ohne die Abſicht damit zu beleidigen, in den Mund kommt.“ 


Nr. 257. 


Beleidigung eines öffentlichen Beamten (Gerichtsdie- 
nes): Schmähung der ihn abjendenden Behörde, 
Vorwurf falſcher Berichterſtattung. 

Verw. €. 9. Eutſch. v. 3. Febr. 1888, A 671. E 6. Win) ©. 3. 


A wurde wegen Mebertretung nad) $. 312 St. ©. B. verur- 
theilt, weil er ven ihm vom Gerichtöbiener vorgewieſenen Trans⸗ 
ferirungsbeſcheid einen Wiſch genannt, und fid geäußert hatte, er 
Gerichtsdiener) folle fidy paden, das Handelsgericht Habe ihm nichts 
zu befehlen, und demfelben vorwarf, einen faljchen Bericht über bie 
vorgenommene Pfändung erftattet zu haben. Bei Verwerfung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde erklärte ber oberfte Gerichtshof, daß, wenn 
auch die beleivigenden Ausbrüde gegen das Hanbelsgericht ſelbſt ge- 
richtet, notwendig auch für ben Abgeorbneten eine Beleidigung find, 
daß durch dieſe frevelhafte Aeuferung der Ungellagte das Hanbeld- 
gericht herabſetzte und verächtlich machte, wodurch auch deflen Ab- 
georbneter herabgefegt und verächtlich gemacht wurde, für welchen 
der weitere Ausdruck, ſich fortzupaden, offenbar beleibigend war. 
Noch mehr aber begründe die Beſchuldigung, einen falfchen Bericht 
erftattet zu Haben, folglich im Berichte abfihtlih die Unwahrheit 
angeführt, oder abfichtlich einen weſentlichen Umſtaud verſchwiegen zu 
haben, eine wirkliche Beſchimpfung, ba ihm nicht eine unrichtige, 
fondern eine falſche Verichterftattung zum Vormurfe gemacht wird, 
d. i. eine folde, wodurch abſichtlich dem Gerichte eine Unmwahrheit 
berichtet worben ift. 





— 11 — 


Nr. 258. 
Berläumbung: Abläugnen ber Ablegung einer gerichtlich 
protofollirten Ausfage von Seite des Beichuldigten? 
Ger. Entf. v. 3 Behr. 1850, 3,050 @ G giein) ©. 3. 1858, 


“ns. „Örößtentheils wird ber Widerruf eines früher abge- 
legten Geftänbniffes, wenn bemfelben durch die Borlefung der pro- 
tocollirten früheren Ausfage begegnet werben will, buch bie Ber 
hauptung zu beſchönigen geſucht daß ber Angeſchuldete biefe Ausfage 
gar nicht abgelegt habe, worin offenbar auch die Behauptung liegt, 
daß das Protokoll falſch aufgenommen worden ſei; hierin kann aber 
nicht die Beſchuldigung bed Richters, daß er fein Amt mißbraucht 
babe, fonbern nur das Abläugnen einer früher abgelegten Ausſage, 
eines früheren Geftänbniffes erkannt werben, und es ift aufliegenb, 
daß ein folder Wiberruf des Geftänpniffes und aud die Behaup⸗ 
tung, baß die protofollirte Ausfage nicht abgelegt und falſch aufge 
nommen worben fei, bei beren Maren Tendenz, den vorhandenen 
Verdacht von fi abzumwälzen und ben Wiberruf des Geftänbniffes 
zu befhönigen, nicht für geeignet angefehen werben könne, um mit 
Grund gegen ben betreffenden Unterſuchungsrichter eine Umterfuchung 
ober Nachforſchung einleiten zu können. 

Das Landesgericht felbft Hat auch in dem vorliegenden Falle, 
2... biefen Angaben des Angeflagten Tein ſolches Gewicht beige- 
Tegt, noch fie für geeignet erkannt, um hieraus Anlaß zu einer Nach- 
forſchung ober Unterfuchung wiber ven Äſſeſſor B wegen Mißbrauches 
der Amtsgewalt zu nehmen, da derſelbe vielmehr in diefer Ange 
Tegenheit als Zeuge vernommen wurde. 

Aus diefer Erörterung ergibt fih, daß die dem Angeklagten 
zur Laft gelegte und von dem Erfenntnißrichter als erwieſen ange 
nommene That jene gefeglihen Merkmale nicht im fid enthalte, 
welche das Strafgeſetz 88. 209 und 210 zum Verbrechen der Ber- 
lãumdung erforbert, weil bie ihm zur Laft gelegte Beſchuldigung 
nicht von der Art war, daß fie zum Anlaffe einer obrigkeitlichen 
Unterfuhung oder Nachforſchung dienen Tonnte; daß daher dieſe That 
mit Verlegung des Goſetzes als firafbar und als das Verbrechen 
der Berläumbung erfannt wurde.“ 





Streſtehtice Gntfheidungen. 1 
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Re. 239. 
Curpfuſcherei: Unbefugte Ausübung der Wundarzneilunſt. 
Bern. €.5. Entf, v. 3 Bor ums, Baum. @. 6. Köuigerab.) 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

„Der unbefugte Betrieb ver Wunbarzneifunft wird baun zum 
Gewerbe, wenn bie Heilung ber Kranken gegen Entgelt übernommen, 
fohin aus beren Behandlung ein Erwerbszweig gemacht wird. _ 

„Nachdem nun das Landesgericht als erwiefen angenommen 
Hat, daß ber Angellagte mehreren Perfonen gegen Entgelb von 
4—6 fr. zur ber gelaſſen und fi aud mit ber Behandlung ber 
Augenkranten gegen eine Entlohnung von 37 Tr. befaßt Habe, fo 
liegt in biefem Thatbeſtande allerdings der Betrieb bes Gewerbes 
der unbefugten Heilung . . . .“ 


Nr. 260. 
Meineid: Rechtsbehauptung. 
Gaffr. Entjh. b. 10. Behr. 1093, 3. 941. R & Leigen) ©. 3. 108, 


A wurbe wegen Verbrechen des Betruges verurtheilt, weil er, 
wie das Gericht als erwiefen annahm, 34 Stüd Tücher von. B ger 
Tauft, und doch biefen Umſtand eidlich verneint hat. — Der oberfte 
Gerichtshof, welcher der Nichtigkeitsbeſchwerde bes A flatt gab, führte 
aus, daß A nicht nur in der Strafunterſuchung, fondern ſchon im 
Eivilprocefie, den Abſchluß des Geſchäfis zugebend, einwendete, daß 
ex nach ber Platzuſance das Geſchäft nicht als einen Kauf anſehen 
konnte; es war nur ber Civilrichter berufen auf Grund ber zu er⸗ 
weifenden Thatumftände zu entſcheiden, ob ein Kauf porliege; anſtatt 
veflen wurde dieſe Rechtsfrage in die Eidesformel aufgenommen. 

„Abgejehen num bavon, daß mach ben beſtehenden Gefegen - 
Eive bloß über Thatſachen umd nie über ſtreitige Rechtsfragen zu⸗ 
Täffig find, unterliegt es keinem Zweifel, daß über Rechtsfragen eine 
Verſchiedenheit der Meinungen ober Anſichten obwelten kaun, ohne 
daß bießfalls Jemandem ber Vorwurf einer Unredlichkeit mit Grund 
gemacht werben kann .... 

Für feine Rechtsanſicht, wenn felbe aud von bem Lanbes- 
gerihte in feinen Entfeivungsgränben als faljc anerkannt wirb, 
Tann ber Angellagte im Strafrehtswege nicht verantwortlich gemacht 
werben, und wäre e8 nur dann, wenn er Thatfachen eivlich wiber- 
ſprochen hätte, welde durch bie Erhebungen fih als wirklich vor⸗ 
handen bargeftellt haben." 


— 108 24 el . 
Nr. 261. —* 


Betrug: Irreführung zum Schutze des eigenen Rech⸗ 
tes und zur Vereitlung fremden formellen Rechtes? 
Beh. Entf. . 10. Behr. 108, 3,10 (D.R. 6. Win) 6.3. 100, 


B gab dem A einen Betrag von 370 fl. zur Aufbewahrung. 
Diefer Betrag wurde dem A anläßlich eines bei ihm veräbten Ein 
brud-Diebftahls entwendet. B Hagte ben. A auf Erſatz ber 370 fl. 
A ließ auf feine Realität fingirte Forderungen einverleiben, um 
dem B jebes Object zu entziehen, im Exechonswege bie ihm im 
Urtheil zuerlanute Forderung per 370 fl. hezeinzubringen. A han« 
delte in ber Ueberzeugung, daß B ben Einbrud und bie Entwenbung 
des Geldes verübt Habe. Diefe Annahme beftätigte ſich auch als 
volltommen wahr. — Bon ber gegen A wegen Betrug geführten 
Unterfugung wurde abgelaflen, und bie Nichtigkeitsbeſchwerde ber 
Staaisanwaltſchaft verworfen. 

„Es ift zwar allerdings richtig, daß es nicht angehe, im All- 
gemeinen ben Angriff auf ein formell feftgeftelltes Hecht nur durch 
den bloßen Vorwand des Angreifers, daß nad fein 
Ueberzeugung jenes Recht materiell nicht beftehe, ber | 
Ahndung zu entziehen. Wenn jedoch biefe Meberzeug: 
ſachen gebaut und begründet wird, wenn bie obgl 
einen Anderen in Irrthum führende Handlung be 
eigenen Eigenthumes vor Beſchädigung einer anberı 
ihrem Eigentfume ober ihren Rechten im Auge bat, 
allerbings auch auf Bereitlung bes formellen Rechtes 
ſicht nicht als der Dolus des Betruges qualifizirt w 





Nr. 262. 
Mojeftätsbeleidigung: „öffentlih oder vor mehreren 
Renten", 


Berw. €. 5. Entid. v. 10. 13 2 2 1226. (2. ©. Salzburg.) ©. 3. 
, Nr. 


„Es iſt zum objectiven Thatbeftande bes Verbrechens ber 
MojeRätebeleivigimg nad) 8. 63 des St. G. B. vom Yahre 1852 
das Vorbringen von Schmähwerten vor mehreren Renten nicht er⸗ 
forderlich. Diefer Thatbeftand iſt vielmehr auch ſchon dann vorhan- 
den, wenn bie Schmähworte äffentlich außgefprochen werben, welder 
Ausprud: „öffentfih“ im 8. 68 nur auf ben Ort, wo bie Schmäß- 
worte vorgebracht wurden, wicht aber auf bie Auweſenheit mehrerer 
Leute bezogen werben Tann, weil das Gefe bie Worte „Öffentlich" 

" 11* 
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und „vor mehreren Leuten“ nicht conjunctiv, fonbern disjunctiv ge⸗ 
braucht und erfteres Wort ganz überflüffig wäre, wenn ber Gefeh- 
geber darunter bie Anweſenheit mehrerer Leute gemeint Hätte.“ 





Nr. 268. 

Mebertretung ber Verleitung eines Beamten (Dies 
niften) zum Mißbrauch der Amtögewalt: Verſprechen 
eines Gejchentes, 

Bern. €. 9. Entih. ©, 1. 1, B 1254. CG. Neuſtadt) 


Dem A fällt zur Laſt, daß ex ben B, Diurniſt beim Bezirks⸗ 
gerichte zu verleiten fuchte, einen ihn, A, betreffenden Strafact zu 
befeitigen, mit dem Beifügen, e8 komme ihm auf ein Paar Dufaten 
nit an. Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde 
bes nad) 8. 311 des St ©. B. verurtheilten A. 

„Denn nad dem organiſchen Geſetze für Gerichtsftellen (Pa- 
tent vom 28. Juni 1850, Nr. 258, $. 133) lönnen Diurniſten 
nad dem Ermeſſen des Gerichtsvorftehers auch zu Manipulations- 
gefhäften und, wenn fie gefeglich befähigt find, aushilfsweife felbft 
zur Führung des Grundbuches verwendet werben. 

Sie find hierin und überhaupt in ihrer Verwendung in einem 
öffentlihen Amte in Folge mittelbaren Auftrages, glei anbern 
mindern Beamten, Dienern ober Beftellten, mit der Belorgung von 
Geſchäften der Regierung betraut, ſtehen hierin unflreitig in einer 
Berpflichtung und find daher Beamten im weiteren Sinne gleichzu⸗ 
halten, an welden zu Folge ver Hofbecrete vom 9. November 1816, 
Nr. 1293, vom 13. Juni 1817, Nr. 1337, daB Verbrechen und 
ſonach 8. 311 des neuen St. ©. B. auch die Uehertretung ber 
Berleitung zum Mißbrauch der Amtsgewalt begangen werben Tann. 

Durch die Aufforderung und dad Zureben, bag ber Diurnift 
B den ihm. vermöge feiner Bedienſtung bei dem Bezirksgerichte zu« 
gänglihen, den Angeklagten betreffenden Strafact befeitigen möge, 
bat Legterer diefen Diurniften offenbar zur Verlegung feiner Pflicht 
zu verleiten geſucht. Unter dem im $. 311 bes St. ©. B. ger 
brauchten Ausbrud: „duch Geſchenken verleiten gefucht“ ift im Zu⸗ 
ſammenhalte mit den 88. 104 und 105. nit bloß das wirkliche 
Berabfolgen ober Einhänbigen eines Geſchenkes, fondern auch ſchon 
das Anbieten ober Verſprechen eines Geſchenkes verflanben. Im 
Verbindung mit der gleichzeitigen Aufforderung zur Befeitigung bes 
Strafactes kann aber den von dem Angeklagten beigefügten Worten: 
„es komme ihm auf ein paar Dulaten nicht an“, nicht wohl ein 
anderer Sinn, als das Verſprechen eines Gefchentes für bie ange 
formene Befeitigung des Strafactes, beigelegt werben." 


\ 
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Nr. 264. 


Falſchmeldung: Irreführung der Behörde durch falſche 
Dienſtzeugniſſe. 

Verw. €. v. 11. Sehr. I gb 1256, 86 LT nie 
er. €. ©» ern, Aa 0 vi, ag ‘ Brag) 5 

nDie Borlegung falfcher Dienftzengniffe u der Erlangung 

eines "Sandfungsbefugniffes begründet bie Webertretung nad) bem 

Hofbecrete vom 26. März 1833, 3. 2605 (320, lit. e), weil da⸗ 

buch eine Öffentliche Behörde über den Stand ver Verhältnifie des 

Fe Hintergegangen, rücfichtlich die öffentliche Aufficht irre ge» 

rt 





Nr. 265. 
Schwere Befhäbigung eines Kranken. Dolus indirectus. 
Bere. €. 6. Eat. m. 17. Geh, 159, 3,1104. 8 6. Brand) 6. 3 


(Ergänzt uub berichtigt nad) den Acten.) 

Der wegen Verbrechens ber ſchweren körperlichen Beſchädigung 
verurtheilte A machte in ber Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß bie 
Berlegung des B nad; dem Befunde ber Sacverftänbigen an und 
für ſich eine leichte geweſen fei und nur buch das zufällige Hinzu 
treten ber Epilepfie und der Geifteöverwirrung, an welcher B litt, 
beveutenbere Folgen gehabt habe; für dieſe zufälligen Foigen könne 
er (A) nicht verantwortlich gemacht werben. Diefe Nichtigfeits- 
beſchwerde wurde verworfen. 

„Nah 8. 1 des St. ©. B. I. Th. vom Jahre 1803 
(& 1 des St. ©. 8. vom Jahre 1852) Hat der Thäter 
einer in böfer Abſicht unternommenen Handlung nicht nur bas 
daraus beabſichtigte Uebel, fondern aud jene üblen Folgen zu 
verantworten , welche aus der Hanblung gemeiniglich erfolgen, ober 
doch Teicht erfolgen Können; aus der Mißhanblung eines mit einer 
Krankpeitsanlage behafteten Menſchen Tann aber eine bebeutenbe 
Berfglimmerung feine® Krankeitszuftandes leicht erfolgen, und es 
iſt daher eine ſolche Mißhandlung, wenn dieſe Folge eintrat, aller- 
dings als Verbrechen anzurechnen.“ 


Re. 266. 
Gewohnheitsdiebſtahl: Einfluß fremder Nachläffigkeit. 


Bew. €. 5. € 7. $ebr. 1858, Nr. 1172. (2. ©. & mer? 
er. €. 5. ef. 17. ch. DE en 7,8. Graz.) Heimen 


„Das Landesgericht hat angenommen, eb der Angellagte ber 
reits flebenmat wegen Diebſtahles beſtraft wurde, baß er bie dies 
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bifchen Angriffe bei feinem jugendlichen Alter und Arbeitöfähigfeit 
ohne Noth in kurzen Zwiſchenräumen verübte, und ungeachtet ber 
zulegt erlittenen einjährigen ſchweren Kerkerſtrafe feinem Hange zum 
Stehlen nicht wiberftehen konnte, welche Verhältniffe ihn, wenn ihn 
and) zum neuerlichen Diehftahle durch fremde Nachläffigteit aufge: 
ftoßene Gelegenheit mitbeftinmte, unftreitig als einen Gemohnheitd- 
dieb charalteriſtren; daher bei Subſumirung bes Falles unter bie 
Beftimmung des 8. 179 des St. ©. B. feine unrichtige Aus- 
Tegung ober Anwendung des Geſetzes eingetreten if.” 


Re. 367. 


Verführung Segen en von der Kindsmagd an dem „ihrer 
Auffiht anvertrauten Knaben”. 
Caſſir. Eutſch. v. 17. Gebr. 1853, 3. 1602 R. 6. Wien) ©. 3. 1838, 


Die Staatsanwaltſchaft ergriff die Nichtigfeitsbefhwerbe gegen 
das Urtheil, womit bie Kindsmagd A (melde mit dem Knaben bes 
Dienftheren unzüchtige Handlungen vornahm) des Verbrechens der 
Verführung zur Unzucht nicht ſchuldig erflärt und wegen Nebertretung 

gegen bie öffentliche Sittlichkeit verurtheilt wurde. Der oberſte Gt» 
richtshof gab der aechäwerhe ftatt: 

„Die Aufficht über die Kinder eines Dienftgebers gehört kei⸗ 
neswegs zu ben gewöhnlichen Dienflverrihtungen einer Magd über- 
Haupt, fle jet das Vertrauen der Eltern auf bie fittlichen Eigen- 
fhaften und die Gewiſſenhaftigkeit jener Perfon voraus, welcher fie 
die Aufficht über ihre Kinder übertengen. Auch läßt fi aus dem 
Geſetze nicht rechtfertigen, daß ber Begriff: „Auffiht“ im $. 132 
des &t. ©. B. nur auf jene Perfonen bejdränft werben mäüffe, 
denen bie Pflege anderer Perfonen anvertraut wirb, da felbft ber 
8. 378 des ©t. ©. B. die Pflege von ber Aufſicht unierſcheidet, 
and der $. 132 im Allgemeinen nur fordert, daß bie zur Unzucht 
verführte Perfon dem Verführer zur Aufficht anvertraut war, ımb 
vieß eben fo von ber Kindsmagd, wie von dem Diener behauptet 
Fi 9 der dad Kind im bie Schule führt. (8. 376 bes 

t. ©, B.)“ 


Nr. 268. 
Bernadjläffigung eines — welcher den Arzt ſelbſt 
Caſn. Extfg, d. 17. Gebr. 108, —A 164. (2. G. St. Pölten.) G. 8. 


Das Gericht nahm ads ermiefen an, daß ber Wundarʒt Abe 
ſchwerverletzten Fabritarbeiter B in die Behandlung nahm und unge 
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achtet er in ber Amputation bes verlegten Armes bie einzige Met- 
tung das B erfannte, auf bie Nachricht, daß berfelbe ſich einer Cur⸗ 
pfuſcherinn anvertraut habe, deſſen weitere Behandlung aufgegeben 
babe. — A mwurbe nach $. 358 St. ©. B. verurtheilt; der oberfte 
Gerichtshof gab feiner Nichtigkeitsbeſchwerde ftatt: 

„Es kann im Sinne des 8. 358 St. ©. B. vie Berpflicht- 
ung nicht fo weit ausgebehnt werben, daß ber Heil- ober Wundarzt 
den Kranken auch dann nicht-verlaffe, wenn biefer unverkennbar er- 
— daß er ſeinen Arzt aufgeben will und kein Vertrauen auf 
ihn habe.” 

m. 0. Das Geſetz Tann nur beabfichtigen, daß ber feinem 

Arzte vertrauende Kranke won bemfelben nicht wernadjläffigt werbe, 
es forbert aber nicht, bafs fidh der Arzt dem Kranken aufpringe . . . .* 





Nr. 269. 
Gottesläfterung durch Samnähung eines Crueifires: 


Bam. €. 17. Sehr. * Nr. Im E G. Wien, 
te Er Be | ) 
mDer Behauptung in ven Kanbesgerätigen Motiven, daß 
jever Chriſt das Erucifiz, als den gefrenzigten Heiland anbete, lann 
zwar nicht beigepflichtet werben, und fte ſcheint auch wirllich,. . . . 
nur in einer unrichtigen Ausbrudsweile zu liegen, ba das 
Landesgericht offenbar nur fagen wollte, daß durch das Crucifig 
er gefrenzigte Heiland bargeftellt werbe, ben jeber — als 
Sott  aubetet, So viel ſt aber jedenfalls gewiß, daß das 
Crucifix die bildliche Darftelung unferes göttlichen Erlöſers ift, 
und baß eine frevelhafte, ſchmähende Verachtung ausorädende Aeußer- 
ung nit auf das Bild, ſondern auf das höchſte Weſen bezogen 
werde müffe, und das Object, welches durch folde Läfterungen ge- 
troffen werben follte, nicht das Crucifir, fonbern ber dadurch vor- 
geftellte gefrenzigte göttliche Exlöfer fei. Die von den beiden Er— 
Tenmtnißbehörben als erwiefen angenommene, von bem Angeflagten 
gegen das in feinem Zimmer befindliche Crucifix ausgeftoßene Aeufe- 
rung muß ſchon nad) ihrem Inhalte auf den dadurch vorgeftellten 
göttlichen Erlöfer bezogen werben, deſſen Allmacht angerufen wurde, 
um ben Angeflagten von feinem Weibe zu befreien, und fanı weder 
auf das Erucifir als ſolches, noch weniger auf feine Gattin bezogen 
waren. 

Der Inhalt dieſer Aeußerung ift aber auch eine offenbare 
Sottesläfterung, weil durch das frevelhafte, niedrige Schimpfwort, 
weldes das höcfte Weſen mit einem unvernünftigen Thier gleich» 
ftellt, gegen den göttlichen Erlöſer abfichtlich die tieffte Verachtung 
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ausgefprochen und am ben Tag gelegt und ihm noch überdieß zuge- 
muthet wurbe, feine Allmacht zur ung bes rachſüchtigen und 
unmenfchlihen Wunſches des Angellagten zu mißbrauchen. So wie 
dieſe von den Unterbehörven als erwiefen angenommene, in Gegen- 
wart feines Weibes und anderer Menichen ausgeſtoßene Aeußerung 
des Angeflagten als eine wahre Gottesläfterung angefehen werben 
muß, fo liegt ſchon in deren Kundmachung bie geſetzlich nothwenbige 
böfe Abſicht, den gefrenzigten Heiland, den Gegenftand der Anbe- 
tung aller Chriſten, zu ſchmähen, weil Derjenige, der ſolche frevel⸗ 
bafte Reden in Gegenwart Anderer führt umb laut dem höchſten 
Weſen vie tieffte Verachtung bezeugt und es dadurch herabzuwürdi⸗ 
gen ſucht, nothwendig einſehen muß, daß dadurch das höchſte Weſen 
in den Augen ber Zuhörer erniedrigt und veraächilich erſcheinen mäffe. 
Es Tann hier weder von unbedacht ausgeſtoßenen Scheltworten, noch 
von dem nothgedrungenen Ausbrude eines gepreßten Gemüthes bie 
Rede fein, weil der Zuhalt der erwähnten zu wiederholten Malen 
"ausgeftoßenen frevelgaften Aeuferung bed Angellagten eine ſolche An- 
nahme nicht zuläßt. Sein beraufcter Zuftenb und feine durch bie 
Eiferſucht feiner Gattin und ihre Zänfereien herbeigeführt Aufre- 
gung war nad) den von den Erfenntnißgerichten als ertwiefen ange 
nommenen thatfächlichen Umſtänden nicht von der Art, um hieraus 
einen Entſchuldigungegrund zu Gunften des Ungefiagten ableiten zu 
lonnen.“ 


Ne. 370. 


Abgrenzung der Beleidigung öffentlicher Beamten im 
ollzuge ihres Dienfte® von ber Privat» Ehren» 
Beleidigung. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 25. Sehr. 1 . 1591. (2. G. Neidyenberg, 
v near eh, dr Nr. 8 gene) 
(Ergänzt und berictigt nach den Acten.) 
mDie von der Angeflagten A geäußerte faljche Beſchuldigung, 
der Gensb’arm B habe fih durch Geſchenkannahme von der Erfüllung 
feines Dienftes bei Vornahme ver Vifitation bei einem Bäder ab- 
halten laffen, begründet nicht die Uebertretung nach $. 312 St. ©. B. 
fondern jene nah 8.487 St. ©. B., weil ber Wortlaut des $. 312 
&t. ©. B. dahin geht, daß den’ Gegenftand diefer Webertretung bie 
im $. 68 St. ©. B. aufgeführten Perfonen, wenn fie in Vollzieh⸗ 
ung eines obrigfeitlichen Auftrages ober in Ausübung ihres Amtes 
ober Dienftes begriffen find, bilden." 
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Rr. 271. 


Ehrenbeleidigung: Falſche Beichuldigung einer „uns 
ehrenhaften" Handlung. Vorwurf der arteifihteit gegen 
einen Bürgermeifter. 

Bew. €. . 9. 25. Gebr. 1853, Nr. 1714. (2.6.2 aimerl's 
6 eu — 8. VII, Rr. FR s 

Wer in einer Eingabe an eine politifche Behörde ven Bürger« 
meifter falſchlich der Parieilichkeit beſchuldigt, ſowie daß er bie 5. 
meinbe - zum Beſten habe, verftedte Schwäne hervorrufe und Zer- 
würfniffe erzeuge, macht ſich ver Uebertretung nad $. 488 ſchuldig, 
da es ffellos ift, daß bie bem Bürgermeifter zugefchriebenen 
Handlungen feinen Amtspflichten geradezu zuwiberlaufen, mithin fo 
geartet find, daß fie, wenn fie wahr wären, feine. bürgerliche Ach- 
tung im hohem Grabe vermindern würden.“ 


Re. 272. 

Landfriedensbruch „mit geiommelten mehreren Leuten“; 
olus, 

Berw. €. 9. Entfg. v. 3. —E ge . 6. 0m) 68. 


Nach Inhalt der Entſcheidungsgründe wurde als fichergeftellt 
angenommen, daß B im rechtmäßigen und ruhigen Beſitze des Jagd» 
rechtes auf ben Grunbflüden der Gemeinde N von den zu biefem 
Enbe früher verabredeten Beſchuldigten mit Uebergehung ber Obrig- 
keit buch einen gewaltfamen Einfall geftört wurde, indem die Be- 
ſchuldigten in Maſſen den Schügen entgegentraten, ihnen mit Lärmen 
und Drohen das Yagen verboten und durch ihre überlegene Zahl 
ſowohl als ihre Hali ven Schügen die Ausübung ber Jagd 
unmöglich machten. Dieje That trägt num allerdings die Kriterien 
bes im 8. 83 des St. ©. B. bezeichneten Verbrechens der öffent. 
lichen Gewaltthätigfeit an fi, indem mit Uebergehung ver Obrig- 
teit der ruhige Beſitz eines auf Grund und Boden ſich beziehenben 
Rechtes (nämlich das Jagdrecht) eines Anderen mit gefammelten 
mehreren Leuten durch einen gewaltfamen Einfall geftört wurde; daß 
Grund und Boden, wo jenes Jagdrecht ausgeübt werben wollte, 
Eigenthum der Störer war, ändert nichts in dem Thatbeftande, eben fo 
wenig, daß einer von ihnen biefes Jagdrecht bei ber Verſteigerung 
früher erftanden, da biefer Akt nicht die Genehmigung ber lompe- 
tenten Behörde erhielt, und ſelbſt die Behauptung, daß diefe Störung 
des Iagbrechtes ohne böfe Abſicht und nur zur Abwehr von Schaden 
unternommen worden, Tann bie Sträaͤflichkeit ver That nicht beheben, 
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da eine ſolche gewaltfame Selbfthilfe felbft da, wo hiedurch ein ange 
ſprochenes Necht durchgeſetzt werben will, als Verbrechen ver öffent. 
Hichen Getsaltthätigfeit erflärt ift, es fomit auf die Motive der That 
nicht anlommt, der böfe Borfag der gewaltſamen Störung des Zagd⸗ 
rechtes aber in ver Handlung felöft liegt, abgefehen davon, daß ein 
an ben Revierjäger F geſchriebener Brief und die vorläufige Verab⸗ 
redung and) anbere Motive, als Iebiglich bie Wahrung vor Schaden, 
entnehmen laflen......... 

Das gleiche Bewanbtnig Hat e8 mit ber an einem anbern 
Tage Aattgefunbenen gewaltfamen Störung in bem ruhigen Beſitze 
des Ingbrechtes auf ben Grunbftäden ver Gemeinde X, wo nad 
dem als erwiefen angenommenen Thatbeftand ver Waibjunge P eben 
auch duch das ntgegentreten ver Anjaflen, bie in überwiegender 
Menge anrüdten und buch ihre Erflärumg, daß fie die Ansühung 

der Jagd nicht geflatten, in ber Ausubung dieſes echtes gehinbert 
wurde; aud) Hier war eine Verabrebung und Berfammlung voraus⸗ 
gegangen, unb es find baher bie Kriterien eines gewaltfamen Ein- 
fals mit gefammelten Leuten vorhanden. 

Auch Hier wie in dem erften Kalle genügt die Abficht, durch 
dieſe Handlung die Ausübung des gebachten Rechtes zu flören, um 
die eben dargeſtellte That als Verbrechen nach 8. 83 bes St. G. B. 
zu erklären ....“ 


Nr. 278. 
—* Korperverletzung: Verantwortlichkeit des Haus⸗ 
eigenthümers fir die gefährliche Beſchaffenheit der Ein⸗ 
richtung teo der Bauführung nach genehmigten Plan 
und trotz feiner Unlenntniß der gefährlichen Beſchaffen⸗ 
heit. Einfluß der Dauer der Gejundheitsftörung. 
Bam. €. 5. Entf. v. 3 Bin 165, ER 6 Bin) 63. 


Der Hanseigenthümer Aſwurde wegen Uebertretung gegen bie 
törperliche Sicherheit nach 8.335 St. G. B. verurtheilt, weil der Sturz 
des B von dem britten in ben zweiten Stock dadurch veranlaßt wurde, 
daß die Stiege nicht gehörig verwahrt, bie Gefährlichkeit für Jedermann 
leicht erlennbar war, unb weil B bucd, diefen Sturz eine ſchwerr Körper» 
liche Beſchädigung erlitt. Die Nichtigkeltsbeſchwerde bes A wurde 
verworfen: „bie Vernachläffigung der zum Schutze ver perfönfichen 
Sicherheit nothwendigen Vermehrung ber Stiege ift ein Verſchulden 
des Angeliagten als Hausbefitzers . . ., weil es als eine jelbft- 
verftandene Pflicht des Gansinkaber angefehen werden muß, Stie 
gar... gehörig zu verwahren. (Much wird auf das Regierunge 


becret. vom 3, April 1844, 3. 19787 hingewlefen.) Weder bie Ger 
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ſtellung der Stiege nach dem vor mehr als zwanzig Dahren geneh⸗ 
wigten Bauplan, noch der Umftand, daß die Befdaffenheit derſelben 
weber von ber Sanitätd- noch von ber Feuerbeſchau noch von ber ges 
richtlichen Schägungscommifflen beanftandet wurde.. kann die Strafe 
Iofigfeit des Angellagten rechtfertigen ........ —VDer Ange 
Hiogte Tann fich nicht mit ber Unfenntniß des gefährlichen Zuflandes 
der Stiege eutſchuldigen, weil er ſchon durch bie Bermiethung ber 
Wohnung in feinem Haufe die Verpflichtung übernahm, alle Lofalis 
täten in einen folden Zuſtand zu verfegen, um bie Gefahr zu bes 
feitigen. — Rüdfichtlich ver Verantwortung das A, daß bie Gefunb- 
heitöftörung bes B nur 8 Tage. dauerte, erklärte der oberfte Gerichts- 
bof, daß biefer Umftand nicht eriwiefen fei, und daß nad) 8. 152 
Si. ©. B. vie Eigenſchaft einer ſchweren Verlegung nicht blos von 
der Dauer der Gefunbheitsflärung abhängt, 


Re. 374. 


Rücktritt des Privatklägers von der Anklage nad dem 
Urtheile ver erſten Inftanz als Strafmilderungsgrund. 
Bern. €. 9. Ertſch. v. Bin 1 Fa (8. ©. Wiener Reuſtabt) 


oe... „Die Berzitleiftung des Veleivigten auf bie Beſtra⸗ 

fung bes A bei der Appellverhanblung bildet nur einen Grund zur 

Milderung ber Strafe bei ber Berufungsbehörbe ($. 530 St. ©. 8.) 

aiöt aber ven Nichtigfeitsgrund bes $. 352, lit. b ©t. P. D. v. 
. 1850.* 


Re. 275. 
Mebertretung des $. 320 c St. ©. B. 
Bern. €. 9. Entfd. v. 3. Bi oh, 2281. @& 6. Brit) 63. 


„Diefe Geſetzesſtelle erklärt ganz allgemein, daß ein Gaft« 
wirth firafbar wird, wenn er bie vorgefchriebene Anzeige bezüglich 
auf bie von ihm aufgenommenen Fremben zu machen unterläßt, 
Nan aber ift vorgeſchrieben, daß nicht nur die Ankımft eines Fremden 
im Gafthaufe, fonbern auch deſſen Abreife aus felbem ver Polizeibe - 
börbe angezeigt werben muß. Daß bie Anzeige, won welcher unter 
lit. 0 des 8. 320 geſprochen wird, ſich nicht nur auf jene ver An- 
kunft der Fremden beſchränkt, und daß felbe über jeve Veränderung, 
die fih im Stande der in einem Gaſthauſe Wohnenden ergibt, 
erftattet werben foll, ergibt fih auch, wenn man bie obenerwähnte 
Sefegesftelle mit der ummittelbar vorbergehenben (lit. a und b) 
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vergleicht, indem auch in felher ben Hauseigenthümern, Beftanbgebern 
und anbern bergleihen Perfonen x Pflicht gemacht wird, jede in 
den unter ihrer Aufficht ſiehenden Lokalen vorgegangene Veränderung 
der Bewohner verfelben anzuzeigen. Nur dann, wenn Gaftwirthe 
ſowohl die Ankunft der Fremden in ihrem Gafthaufe, als deren Ab- 
veife den Polizeibebörven anzeigen, können biefe jene Aufficht ans» 
üben, bie nad) ben ſchon am 28. März 1851 kundgemachten Grund» 
zügen ihrer Organiſtrung zu ihren Aufgaben gehört.“ 


Rt. 276. 
Widerfetzlichleit gegen obrigfeitliche Perfonen „in der 
eſeblich Ausilbung des Dienflet,  " 


Berw. €. 9. Eutſch. v. 17. ae & 3578. (. 6. Graz.) ©. 3. 


A wurbe beim Linienamte von dem Winanzauffeher einer Re⸗ 
viflon unterzogen; er benahm fich hierbei ungeberbig, wurbe jedoch 
von ber Finanzwache nicht beanftandet. Als er feine Wege fortfegen 
wollte, trat ein Polizeiwachmann herzu und broßte ihm, feine Arre⸗ 
tirumg vorzunehmen. A jegte ſich zur Wehre und beging, wie bie 
2 erſten Inflanzen annahmen, buch feine gemaltfame Wierfegliche 
teit das Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigkeit nad 8. 81 
St. G. B. — Es wurde erwiefen, daß ber Polizeimachmann [ebige 
lich um ben Verkauf ver Lebensmittel zu überwachen commanbirt 
war. — Der Nichtigfeitsbefchwerbe bed A murbe ftatt gegeben. ..: 

„Da ber Bolizeifolvat B in biefer Zurechtweiſung und ges 
äußerten Luft des Arretivens, welde bie von ben Gerichten ange ⸗ 
nommene Drohung ber Arretirung bilbet, nad) der oben bargeftellten 
Sachlage nicht einen obrigfeitlihen Auftrag zu vollziehen hatte, nicht 
in Ausübung feines Amtes ober Dienfte® begriffen war, fo kann 
aud in bem nur unmittelbar hierauf erfolgten, dem Angellagten zur 
Loft gelegten Erfaſſen des Gewehres des B nit das im 8. 81 
des St. ©. B. bezeichnete Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätige 
keit erfannt werben, fonbern es begrünbet auch biefe Handlung nur 
bie im 8. 312 des St, ©. B. vom 27. Mai 1852, fo wie im 
8. 72 bes St. ©. 8. II. Th. vom Jahre 1803 bezeichnete Ueber⸗ 
ttetumg gegen Öffentliche Anftalten und Vorkehrungen.“ 
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Rr. 977. 
Strafloſigkeit wegen thätiger Neue: bei Betrug? 
Ber. C. 5. Entid. v. 17. a Ei 2631. (2. ©. Trieſt) ©. 3. 


(Ergänzt uud berichtigt nad) den Acten.) 
Der oberfte Gerichtshof bemerkte: „Wäre es auch wahr, daß 
A ben von ihm bintergangenen Perfonen bie entlodten Beträge zu- 
rüdgeftellt bat, fo bliebe fein Betrug body firafbar, weil die im 
8. 187 St. ©. B. enthaltenen Beſtimmungen auf das Verbrechen 
des Betruges keine Anwendung finden.” 


Nr. 378. 
Strafbemeffung bei Anwendung des 8.210 &. G. 2. 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 17. a Be 2685.; (2. G. Klagenfurt.) 


„Es kann aber auch die Anficht des Landesgerichtes, 
daß ber Straffag von Einem bis zu fünf Dahren als Regel 
felbft dann zu gelten Habe, wenn das Berbredhen unter einem 
ber im $. 210 angeführten Erſchwerungsumſtände begangen 
wurde, nicht als richtig amerfannt werben, denn wenn das 
Geſetz in diefem Paragrafe®die Strafe des Verläumders, wenn 
auch feiner ver unter a, b, c aufgezäßlten Umftänbe Hinzutritt, mit 
ſchwerem Kerker von Einem bis auf fünf Yahre beftimmt, fo Tann 
die für den Fall des Eintreffen eines dieſer erſchwerenden Umftänbe 
beſtimmte Verlängerung doch wohl nur von dem ſchon für bie ge— 
meine Berläumbung gejegten hochſten Strafmaß bes fünfjägrigen 
ſchweren Kerlers gemeint fein, baß mämlic, bei bem Eintreten eines 
jener Erfgwerungsumftänbe bie Strafe mit fünf 618 auf zehn Jahre 
zu bemeflen ſei. Es ift auch im gebachten Baragrafe nicht gefagt: 

„bie fünfjäßrige Kerlerſtrafe Tann bis auf zehn Yahre verlängert 
iverben, — fonbern: „fie ift bis auf zehn Jahre zu verlängern,“ 

Diele Auslegung bed 8. 210 des St. ©. B., daß im Falle 
als das Verbrechen der Verläumbung unter einem "der darin aus· 
drückllich und einzeln verzeichneten Umſtände verübt wurde, bie Strafe 
von fünf bis auf zehn Jahre zu verhängen ſei, erhält ihre Beſtäti- 
gung aud durch bie Taiferliche Verorduuug vom 27. Mai 1852, 
wodurch die Competenz ber Strafgerichte feftgefegt wird, inbem im 
Art. II. 19, gefagt ift: „Vor die Lanbesgerichte gehört bie Haupte 
verhandlung und Entſcheidung Über das Verbrechen ber Verläumdun— 
& 209 und 210), jedod nur dann, wenn nad; dem Gefege at 

erſtrafe zwifcen fünf unb zehn Jahren zu erkennen if. Diefe 
Beſtimmung würbe ganz wirkungslos fein, wenn. bie erwähnte An- 
ſicht des Landesgerichtes richtig wäre.“ 
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Rr. 279. ° ö 


Strafbarkeit der Schankinhaber für verdorben „befun⸗ 
dene" Getränke: — Dolus? — Culpa.” 
Bern. C. 5. Entf. v. 28. u BR 6. Susor) 63. 


„Die im 8. 403 des St. ©. B. normirte Uebertretung gegen 
die Geſundheit wird nicht bloß durch Zubereitung ober Verfälfhung, 
fondern auch durch das bloße Borhanbenfein verborben befundener 
Getränte bewirkt, 

Die Anficht, daß nur dann der 8. 403 des St. ©. B. An- 
wenbung finde, wenn das beanflänbete Getränfe durch Zuthun bes 
Erzeugers oder Verſchleißers verborben wurde, ift daher unrichtig, 
da fierdem Haren Wortlaute des 8. 403 des St. G. B. eine Aus- 
legung unterlegt, bie darin nicht enthalten ift. Eben fo wenig ver- 
mag es das Wefen dieſer Uebertretung zu beirren, ob bie Abficht 
vorhanden war, das verborben befunbene Getränle in Verkehr zu 
bringen, denn ſobald es conftatirt ift, daß foldes wirklich vorge» 
funben wurbe, reicht biefe Fahrläffigfeit allein fon, ohne irgend 
eine andere böfe Abſicht, bei Bräuern und Schankinhabern zum 
Beſtande biefer Uebertretung Hin.“ 


N. 280, Cr: ff, PRO 


Gefährliche Drohung: Zufommentreffen mit wirklicher 
ufügung eines Webels? 
Cafe. Ent. . 28. Ming 1609, 3.2000. 8. 0. Grens) 0.3. 105%, 


„Das Landesgericht Hat in thatfäglicher Beziehung als er- 
wieſen angenommen, baß ber A in gereizter Gemütheftimmmg fein 
J mit Hafenfchrotten ſcharf gelabenes Gewehr von der Schwelle feines 
} Zimmerd aus über das nur 10%, Fuß breite Vorhaus auf bie 
fchräge-gegenüberftehenbe, 6 Fuß Höher gelegene Wohnungsthlir feines 

Vaters B abfeuerte, in ber Abficht, denſelben zu fhreden. 

In dieſem Sachverhalte find jene Merkmale nicht enthalten, 
welde nad) dem Sinne und Wortlaute des Gefeges (88. 98 utb 99 
des St, ©. 8.) zum Thatbeftande des Verbrechens ber Bffentlichen 
Gewalttgätigkeit durch gefährliche Drohung erfordert werben. 

Das Gefeg forbert zum Begriffe biefes Verbrechens eine zur 
Erregung gegrundeter Beforgniffe geeignete Bedrohung mit einer 
Berlegung an Körper, Freiheit, Ehre ober Eigenthum, welche mit 
Rüdfiht auf die Berhältniffe und perfänliche Befchaffenheit des Ber 
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drohten ober bie MWirhtigfeit des angebrohten Uebels geeignet er- 
ſcheint, gegründete Beforgniffe über den wirklichen Eintritt bes an- 
gedrohten Uebels zu erregen. 

Unter Drohung Tann nad dem Sprachgebrauche und im 
Sinne des Gefeges nur ber Ausprud,. die Kundgebung, Jemanden 
eines der eben erwähnten Uebel zufügen zu wollen, verftanden werben. 

Es ift nach dem Gefege gleichgiltig, ab eine folde Drohung 
mänblic ober ſchriftlich, mittelbar oder. unmittelbar, over auf eine 
andere Urt, wie durch Geberben, Vorweiſung gefährlicher Waffen, 
Drogen mit geballter Fauft m. dgl. mit ober ohne Angabe. bes 
Namens des Drohenden geſchieht; ſobald aber das Nebel ſelbſt her⸗ 
vorgebracht, oder deſſen Hervorbringung verſucht wurde, kann vou 
einer Drohung nicht mehr bie. Rebe fein. 

Wenn Jemand feinem Gegner das ſcharf geladene Gewehr 
auf die Bruſt fegt und es losfeuert, fo kann er nicht nad bem 
8. 99 des St. ©. 8. beurtheilt werben, und feine Entſchulbigung, 
daß er feinen Gegner nur ſchreclen wollte, würbe nicht zu beachten, 
daher in feiner That nicht das Verbrechen ber öffentlichen Gewalt 
thätigfeit durch gefährliche Drohung zu erkennen fein, eben deßhalb, 
weil es bei einer Drohung nicht blieb, ſondern das Uebel felbft zu- 
gefügt. oder deſſen Zufügung unternommen wurde. 

Wenn ber $. 98, auf melden ſich ber 8. 99 bezieht, fagt, 
daß die Drokung mündlich oder ſchriftlich, mittelbar ober ımmittel- 
bar ober auf eine andere Art geſchehen könne, fo iſt damit nur ge- 
fagt, daß die Drohung nit nur mit Worten ober Schrift, fondern 
auch durch Handlungen, Mienen, Geberven, ſelbſt durch bildliche 
Darſtellungen geſchehen könne, aber auch dieſe Art ſetzt voraus, daß 
die Handlung 3. B. durch Drohen mit geballter Fauſt, mit einem 
Rnittel, das Anlegen einer Flinte bloß den Entſchluß, die Abſicht 
ausbrüde, den Bebrohten an Körper, Freiheit, Ehre ober Eigenthum 
zu verlegen, weil, wenn bie Hanblung in wirflicher ober verſuchter 
Berlegung des Anbern befteht, won .einer bloßen Bedrohung wohl 
teine Rebe fein Tann. 

Im Anwendung biefer Grunbfäge auf ben vorliegenden Fall 
hat dag Landesgericht nicht angenommen, und kömmt auch in ben Acten 
nicht vor, daß ber Angeflagte A feinen Vater auf irgend eine der oben 
erwähnten Arten mit einer Verlegung bebroht habe, indem er aber fein 
Gewehr in folder Nähe auf die Wohnungsthär besfelben Losfeuerte, 
bat er wohl das Reben und bie Körperliche Sicherheit feines Vaters, 
beffen Anweſenheit in ber Stube er wußte, ſehr gefährdet, ihn aber 
mit einer folden Berlegung nicht bebroht. 

Es ift übrigens eine keineswegs gegründete Annahme, ba in 
dieſer Handlung die Androhung eines noch kommenden Uebels für 
den Vater gelegen fei, ober daß B Urſache zu einer gegrlnbeten 
Beforgniß für die Zukunft erlangt Habe, weil biefes felbft daraus 
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nicht folgen würde, wenn B aud erfannt hätte, welches Webel ihm 
fein Sohn ferner noch möglicher Weife zugufügen vermöge, worüber 
jebod die Ausfage bes B feinen Aufſchluß gibt. 

Es handelt fi hier um eine voilbrachte Thathandlung bes A, 
nicht um bie Drohung, eine ſolche zu verüben, baher es nur auf bie 
Abſicht des Täters ankommt, um fie dem richtigen Strafgeſetze zu 
unterziehen. So wie es keinem Zweifel unterliegen würbe, baß bem 
A biefe That als das Verbrechen bes verfuchten Mordes zuzurechnen 
wäre, wenn ibm, was beide Unterbehörben mit Recht verneinten, 
eine baranf zielende Abſicht zuzurechnen wäre, ober als das Ber- 
brechen ber ſchweren Berlegung, wenn ber Vater duch biefen Schuß 
verlegt worben wäre, ohne baf feine Entjhulbigung, er habe den 
Vater nur fhreden wollen, bie geringfte richterliche Bedachtnahme 
erfahren Könnte; fo ift doch fo viel gewiß, daß bie Abfeuerung eines 
wenigſtens mit neunundvierzig Schrotten gelabenen Gewehres in 
folder Nähe auf die Wohnungsthür bie Körperliche Sicherheit feines 
in der Stube befinblichen Vaters augenſcheinlich gefährbete, und daß 
ber A, welder wußte, daß fein Vater in ber Stube war, felbft bei 
geſchwächten Geiftesträften, biefe mit feiner Handlung augenſcheinlich 
verbundene Gefahr leicht einfehen mußte. 

Wenn er daher auch nur die Abſicht gehabt Hätte, feinen Bater 
zu fchreden, jo ändert ſolche ben Charakter feiner That nicht, welche 
deßhalb nicht aufhört, eine Uebertretung gegen bie korperliche Sicher- 
heit zu fein, aber auch den Charakter bes Verbrechens bes 8. 98 
des St. ©. B. nicht annimmt, weil die Abſicht, einzelne Perſonen 
in Furcht und Unruhe zu verfegen, zum Thatbeſtande biefes Ber- 
brechens nicht genügt, fonbern zu feinem Wefen nothwendig auch eine 
gefährliche Drohung erfordert wird.“ 


Nr. 281. 


Veruntreuung von nod) nicht in die Ladeneaſſe erlegten 
Loſungsgeldern. 
Berw. C. 8. . d. 31. März 1! . 2535. (2. ©. Wr.⸗ 
9. Entid. v a 5 8. 6. Wr.⸗Nenſtadt.) 
nDie von den Kaufmannsbienern eingenommenen Lofungs- 
gelver find, folange fie nicht in die Ladencaſſe erlegt find, als ein 
dem Raufmannsbiener anvertrautes Gut anzufehen, deſſen Zueigmung 
eine Beruntvenung unb nicht einen Diebſtahl begrimdei.“ 
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Nr. 282. 
Uebertretung gegen bie örperliche Sicherheit: Unter» 
laſſüng der Einzäunung eines Teiches. 
Geffe. Gntf6. v. 31. März 1889, 3, 2007. (©. Rn) 63. 108, 


„Bon erften Richter ift —— anerkannt... daß der Teich 
des Angeflagten fih nur fünfzehn Schritte von feinem Haufe ent- 
fernt, und an bem von und zu feinem Haufe führenden Wege be⸗ 
findet. Daß aber ein derlei Gewäſſer in folder Nähe bei einem 
bewohnten Haufe und am Wege von und zu biefem Haufe geeignet 
fei, eine Gefahr für die Körperliche Sicherheit von Kindern, Betrun- 
tenen und überhaupt von unvorſichtigen und unachtſamen Perfonen, 
zumal bei Nachizeit, herbeizuführen, dann daß bie Gefahr nad; ihren 
natürlichen leicht erfennbaven Folgen von Jedermann eingefehen wer- 
den könne, liegt in ber Natur ber Sache. 

Da nun biefer Gefahr nur buch zwedmäßige Verwahrung 
eines folden Gewäſſers wenigftens an jenen Seiten, wo ſich leicht 
eine Annäherung zum Wafler und baher eine Gefahr ergeben Tann, 
vorgebeugt zu werben vermag, bie Unterlafjung einer folhen Bor- 
tehrung aber nad 88. 335 und 431 des St. ©. B. ale eine 
Uebertretung gegen die Körperliche Sicherheit erklärt ift, fo fällt dem 
Angellagten, indem er ven erwähnten Teich gegen bemerkte Gefahr 
zu verwahren unterließ, die bezeichnete Uebertretung zur Schuld.“ 


Nr. 283. 
Bewerbung ne laugnenden Beſchuldigten um ein fals 
8 Beugnif: Nothſtand? 
Ber. €. 6. PR v. 31. min 1 ige d. 202. R. 6. Bien) G. 3. 


. 9m ber von bem Sanbesgeriäte als ertwiefen ange 
nommenen Berleitung ber B, fie folle bei Gericht fagen, A habe 
gegenwärtig keine Pfänder mehr von ihrer Mutter... .. Umftände, 
bie unwahr find — liegt eben die Aufforderung bei Gericht für ihn 
ein .... falſches Zeugniß abzulegen. Gegen alle Rechtsprincipien 
verſioßt bier, den $. 2, lit. g St. ©. B. geltend zu machen, 
das heißt behaupten zu wollen, daß es dem fhulbigen Angeflagten 
im Wege feiner Vertheidigung frei ftehe, zur Abwehr der Verurthei- 
lung auch Verbrechen zu begehen, eine Behauptung, bie zu bem pa- 
radoxen Schluſſe führen würde, daß es einem Angeklagten auch 
fraflos Bingehen müßte, wenn er ſich eines gegen ihn ſprechenden 
Zeugen durch Mord entledigen würde.” 





Strafrechtliche Entjgeidungen. 12 
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Nr. 284. 
Strafe bes ten Diebftahles bei einem Betrage 
' von über 300 fl. 


Eaffir. Eutſch. v. 1. April 1858, $ a0. (2. ©. Iunöbrud.) 6.3.1852, 


„Das Berweifungserfenntniß wird von ber Generalprocuratur 
2... angefochten, weil die Anklagelammer ven Beträgen ber zwei 
vollbrachten Diebftähle von 15 fl. und 257 fl. 56Y, kr. C.-M. 
den Betrag des verfuchten Diebftahles von minbeftens 50 fl. R.-W. 

" nicht zugezählt, fomit bie Summe des Geftohlenen nicht über 300 fl. 
angenommen und baher bie Strafe anftatt nad $. 179 nur nad 
8. 178 des St. ©. B. auf den conereten Fall anwendbar erklärt 
babe... . Denn im 8.179 St. ©. B., nad) welchem, wenn ſich 
die Summe des Geftohlenen über 300 fl. beläuft, auf 5—10jährigen 
ſchweren Kerker erkannt werben foll, werde bie Strafe fr ven voll» 
brachten Diebftahl feftgefeßt . . . . . Für den Verſuch bes Dieb⸗ 
ftahles fei in dem ganzen Hauptftüde Leine eigene Strafe beftimmt. 
Es miüffe fohin der 8. 8 St. ©. B. feine Anmwenbung finden.... 
Der Eaffationshof teilt volllommen dieſe Anfiht des Generalprocn- 
rators; denn im $. 8 wirb ber Verſuch ſchon als das Verbrechen 
und dann weiter ausdrücklich erflärt, daß daher in allen Fällen, wo 
das Geſetz nicht beſondere Ausnahmen anorbne, jede für ein Ber- 
brechen überhaupt gegebene Beftimmung auch auf das verfuchte 
Verbrechen anzuwenden und ber Verſuch einer Uebelthat unter An- 
wenbung bes 8. 47 mit berfelben Strafe zu ahnden fei, welche auf 
das vollbradte Verbrechen verhängt iſt. Da nun in dem Haupt- 
ftüce vom Diebftahle für ven Verſuch Leine beſondere Strafe be- 
ſtimmt, folglich eine Ausnahme dafür nicht enthalten ift, wie ſolche 


Ausnahmen befonderer Strafbeftimmungen für ven Verſuch bei an. 


deren Verbrechen in ver 88. 80, 110, 113, 138, 145 vorlömmen, 
fo ei ſich daraus von felbft die Schlußfolge, daß ber Verſuch 
bes Diebftahles nad ber allgemeinen Regel des $. 8 gleich dem 
vollbrachten Diebftahle beftraft, fomit auch ver Betrag des verfud- 
ten Diebftahles den Beträgen der vollbrachten Diebftähle zugezäplt 
werben muß, unb daß, foweit es bei bem Verſuche blieb, nur jene 
Milverung einzutreten hat, welde ber 8. 47 für ben Verſuch im 
Allgemeinen innerhalb des gefeglihen Straffages gewährt, 

Diefe Auslegung kann auch ber im 8. 179 gebrauchte Ausbrud: 
„Summe des Geftohlenen“ um fo minder beirren, als dieſer Aus-⸗ 
drud auch im $. 173 mit ben Worten: „was geftohlen worben“, 
enthalten ift und daher, wenn ber 8. 173 fowohl auf ben verfuchten, 
als auf den vollbrachten Diebftahl Anwendung findet, wie wohl Nie: 
mand zweifeln wirb, folgerecht aud ber 8. 179 auf ben Verſuch 
bezogen werben muß.“ 
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Nr. 285. 
Betrug: Annahme eines falfchen Eides im fummari- 
{ch oceffe. 
Bern. €. 5. Eutſch. d.7. Er e CE. ©. Reutitfgein.) ©. 3. 


A wurbe wegen Betrug verurtheilt, weil er im ſummariſchen 
Verfahren bie Erklaͤrung abgegeben Hatte einen Eid abzulegen, deſſen 
Falſchheit erwiefen worden war. Die von ihm eingebrachte Nichtig- 
leitsbeſchwerde wurbe verworfen: 

„Die Losfprehung des Angellagten würde nur dann begrün— 
vet fein, wenn feine Erffärung in civilrechtlicher Beziehung ganz 
gleichgiltig wäre, und feine civilrechtlichen Folgen hätte nad) ſich ziehen 
Tonnen. Das ift jedoch Hier nicht der Fall, denn nach $. 32 und 36 
der Vorſchrift über das ſummariſche Verfahren ift derjenige, dem 
ein Eib aufgetragen wird, zu der beflimmten Erklärung, ob er 
benfelben annehmen ober zurüdidieben wolle, aufzuforbern, und 
das Gericht Hat auf biefen Eid zu erkennen. Diefe gefetlichen 
Beftimmungen und bie hiermit verknüpften Rechtsfolgen mußten 
dem Angeflagten befannt fein, daher er allerdings wußte, daß 
er hiedurch feiner Gegenpartei Schaben zufügen Tönne, der 
wohl auch hätte erfolgen können, ba nad $. 233 der A. G. O. 
ein gerichtlich angebotener Eid, wenn bie Partei vor befien 
Ablegung flieht und fie ſolche nicht verzögert hat, als abge 
ſchworen zu halten iſt, das Hofbecret vom 15. Juli 1784, Nr. 317, 
ber 9. ©. ©. vom 26. April 1792, Nr. 10 der I. ©. ©, 
und 5. März 1795, Nr. 222 der I. ©. ©., ausbrüdfich auf das 
in ber Prozefverhandlung gefchehene Anbieten des Eides Beziehung 
haben, und geftatten, daß ein Eid auch dann fir abgeſchworen er- 
Tannt werben barf, wenn bie wor ber Eibesablegung verftorbene 
Partei die Bezug nehmende Satzſchrift unterfertigt hat, was um fo 
mehr dann ber Fall fein müßte, wenn bie zu einer beftimmten Er— 
tlarung hierüber aufgeforberte Partei vor Gericht fi zur Annahme 
des ihr aufgetragenen Eides bereit erflärt. Der Umftand, daß bei 
dem nicht erfolgten Ableben des Angeflagten das Anbieten in dem 
conereten Falle ganz ohne Folgen geblieben fei, ift von feinem Be— 
fange, weil das in böfer Abſicht geſchehene Anbieten des Eides ſchon 
an ſich das Verbrechen des Betruges bilbet, felbft wenn auch Tein 
Nachtheil hieraus erfolgt ift.“ 





19* 
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Wr. 286. 

Kindesmord: Pofitive Tödtung oder Unterlaffung bes 
nöthigen Beiſtandes. 

Caſſit. Entf. v. 7. April 13 2,385. C ©. St. Pölten) ©. 3. 


A wurde wegen bes Verbreches bes Kindesmorbes durch Unter 
laſſung des bei ber. Geburt nöthigen Beiſtandes ſchuldig befunden; 
dieſes Urtheil wurde vom oberften Gerichtshofe aufgehoben und bie 
Angellagte des Verbrechens des Kindesmordes durch Tödtung ſchuldig 
erlannt. 

Das Landesgericht „hat für erwieſen angenommen, daß die 
Angeklagte die Abſicht hatte, ihr Kind bei der Geburt um das Le— 
ben zu bringen, daß fie dasfelbe, nachdem fie e8 unmittelbar nad) 
der Geburt kurze Zeit auf den Hänben gehalten, und ſich von befien 
Leben überzeugt Hatte, auf ben abjchüffigen Uferrain des Mühlfluders 
dergeſtalt Bingelegt habe, daß es Halb im Wafler zu liegen kam; 
enblih, daß fie das Kind in ber Abſicht, daß es umkomme, ohne 
alle Hilfe ließ, daher basfelbe in ber falten Winternacht jevenfalls 
umlommen mußte. 

Das Gericht Konnte Übrigens die Ueberzeugung nicht gemwin- 
nen, ob ber Tod des Kindes exft nach deſſen Hinlegung in das 
Waffer erfolgte, und wie in dem Berhanblungsprotofolle ausgeführt 
ift, feinen Grund für die Annahme finden, daß bie Angellagte das 
Kind abſichtlich der ſtrengen Kälte ausgefet Habe, mm es dadurch 
zu töbten. 

Wirb der obenangeführte von bem Landesgerichte als erwieſen 
angenommene ob» unb fubjective Thatbeftand vorausgeſetzt, fo kann 
hier von einer bloßen Unterlaffung des bei. ver Geburt nöthigen 
Beiftandes nicht wohl eine Rebe Kin, welde in einer gänzlichen 
Paſſivitãt der Gebärenben beftcht, irgend etwas zu thun, um das 
Leben bes Kindes zu erhalten. 

Die Angellagte hat, aber nicht nur unterlaffen, ihrem Kinde 
irgenb einen Beiftand zu leiften, fondern basfelbe, nachdem fie ſich 
durch kurzes Betrachten von deſſen Reben überzeugt hatte, an den fehr 
abfchüffigen Uferrain bergeftalt hingelegt, daß ein Theil bes Körpers 
im Waſſer zu liegen kam, und fie felbft für wahrſcheinlich hielt, daß 
das Kind in das Wafler rollte. 

Es liegt nicht ber entferntefte Grund zur Annahme vor,-wel- 
Her auch das Landesgericht nicht beipflichtet, daf das Rind während 
der äußerft kurzen Zeit, als bie Augeklagte es auf ben Händen hielt 
und betrachtete, geftorben fei, vielmehr gewann fle eben damals die 
Ueberzeugung, daß das Kind lebe, weldes fie mithin im lebenden 
Buftande auf den fehr abfäffigen Uferrain und zum Theile in das 
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Waſſer Hinlegte, nadt wie es war, wobei fle nach ihrem eigenen 
Seftänbniffe in ber Hauptverhandlung allerdings badıte, daß das 
Kind davon fterben werde. Sie hat dadurch außer bem, daß fie 
dem neugebornen Finde nicht ben geringften Veiftand leiftete, auch 
eine pofitive Handlung verübt, und gegen ihr Kind, in ber Abficht, 
es um das Leben zw bringen, auf eine ſolche Art gehanbelt, daß 
daraus befien Tob erfolgte, worin nad 8. 134 alle Merkmale 
des Verbrechens des Mordes und mit Rüdficht auf bie Thä- 
terin, das Object und bie Zeit der That nad) 8. 139 bes Kin- 
desmordes buch Tödtung bed Kindes bei der Geburt enthalten 
find. Nachdem das Landesgericht für erwieſen annimmt, daß bie 
Ungellagte ihr Kind um das Leben zu bringen beabſichtigte und es 
deßhalb an ben bezeichneten Mferrand bis zum Waſſer hinlegte, fo 
änbert e8 bie Eigenfchaft der That nicht, ob es in ihrer Abſicht Ing, 
das Kind zu ertränfen, ober es ſchutzlos ber ftrengen Winterfälte 
Preis zu geben, ba e8, wie fie felbft überzeugt war, ſowohl auf 
dem einen als auf bem andern Wege zu Grunde gehen mußte, unb 
wie der Erfolg zeigte, wirklich um das Leben kam, indem der Ein» 
fluß der ſtrengen Winterfälte, insbefondere die Einwirkung bes eifi- 
gen Waflers, auf ben zarten eben aus dem Mutterfchooße getretenen 
Körper des Kindes den bfutigen Schlagfluß herbeiführen mußte, der 
dem Leben des Kindes ein Ende machte, gleihwie die Gerichtsärzte 
in ihrem Befunde zulafien, daß ein neugebornes Kind auf die von 
der Angeklagten’ angegebene Art ums Leben komme könne. In der 
der Angellagten zur Laft gelegten That kann baher nah den von 
dem Lanbesgerichte felbft in ob⸗ und fubjectiver Beziehung als er- 
wiefen angenommenen thatfädylichen Umftänden nicht bie Unterlaffung 
des nöthigen Beiftanbes, fondern muß das Verbrechen bes Kinded- 
mordes durch die Toödtung des Kindes bei ber Geburt erkannt 
werben.” 





Kr. 287. 
Anwendbarkeit des geringeren Strafjages des 8. 178 
= &. G. B. ef 


Bern. €. 9. 8.7. . 8361. (8. ©. ) 8.3. 
erw. €. 5. Eutſch. v. 2 R. ©. Trient) ©. 3. 


A wurde wegen eines doppelt qualificirten Diebſtahls verurtheilt 
und ber Strafbeftimmung ber geringere Strafſatz des 8. 178 bes 
St. ©. 8. zu Grunde gelegt. Die Stantsanwaltfaft wollte darin 
eine Nichtigfeit erkennen. Der oberfte Gerichshof verwarf dieſe Be— 
ſchwerde und billigte folgende in den Entſcheidungsgründen des Lan- 
beögerichts enthaltene Auslegung als dem Gefete volllommen ent⸗ 


ſprechend: 
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„Auf den conereten Fall Habe nicht bie fivengere Strafe 
Yategorie des F. 178, fonbern nur bie Strafe von 6 Monaten bis 
zu 1 Yahre Anwendung; denn im neuen Gejege fei die Beftimmung 
bes 8. 158 des alten Geſetzes nicht aufgenommen und daraus bie 
Abſicht des Geſetzgebers zu entnehmen, daß er dem weilen Ermeſſen 
des Richters freieres Feld laſſen ımb ihn nicht auf fpecielle Umſtände 
beſchraͤnken, ſondern ben criminellen Diebftabl in feinem ganzen 
Umfange mit Rüdfiht auf alle erſchwerende Umftänbe beurtheilt und 
behandelt wiffen wolle. 

Die Tertirung des $. 178, wo im Nachſatze von erſchweren - 
den Umftänden überhaupt die Rebe ift, und bie Beifeitigung ber 
Beftimmung des $. 158 bes alten Gefeges durch das neue Geſetz 
laſſen aud mit vollem Grunde annehmen, daß es die Abſicht des 
Geſetzgebers war, im 8. 178 fowohl die Qualificationsumftände 
der 88. 173—176, als aud alle allgemeinen Erfhwerungsumftände 
nad ben SS. 34—55, fo weit biefe nad) dem Sinne bes $. 48 
in Entgegenhaltung mit dem eintretenden Milverungsgrünben als 
überwiegend erſcheinen, einzufchließen.“ 


Nr. 288. 
Ehrenbeleidigung: a, des Mißbrauches ber 


Verw. €. 9. Eutſch. v. 1 = & 2899. (2. ©. Brünn) ©. 3. 


A wurbe nad) 8. 487 und 492 es Straſgeſebbuches verurtheilt, 
weil er in einer Eingabe eine Behörde wegen einer von ihr erfloſ⸗ 
fenen Entſcheidung befdimpfte und biefelbe des Amtsmißbrauches 
beſchuldigte. — In ber Richtigkeitsbeſchwerde ſuchte A barzuthun, 
daß bie von ihm angegriffene Entſcheidung unrichtig und ex baher 
berechtigt geweſen fei, biefelbe anzugreifen. Der oberfle Gerichtshof 
verwarf d die Nichtigkeitsbeſchwerde: 

Der Beſchuldigte Hätte, um Bie Straflofigfeit nad) 8. 490 
St. [54 B. in Anſpruch nehmen zu Können, Umftände darthun milſ- 
fen, aus welchen fi hinreichende Gründe ergeben, um für wahr 
halten zu Können, daß bie mit ber Vearbeitung ber Angelegenheit 
. betranten Beamten in viefem ihrem Amte, in dem fie ver- 
pflichtet find, von ber ihnen anvertrauten Gewalt, um Jemanden 
Schaden zuzufügen, einen Mißbrauch gemacht haben... . . eine un» 
richtige Eniſcheidung einer Angelegenheit begreift keinesweges ben 
Thatbeftand des Mißbrauches der Amtsgewalt notwendig im ſich, 
fondern es fehlt hier der wefentliche Umftand, daß ber bie Entſchei⸗ 
dung Fällende ſich dieſer Unrichtigfeit oder vielmehr bes Unrechtes 
bewußt fei und biefe unrichtige Entjgeivung dennoch unb zwar um 
Jemanden Schaden zugufügen fälle... .“ 
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Ne. 280. 
Unbefugtes Halten ſchädlicher Thiere: Hirſche. 


Bern. C. 9. .d. 14. 853, 3. 370. (2. ©. Ei) ©. 3. 
erw. €. 9. Eutſch. v. 14. A 1, & R6 ) 6. 3 


„Die im $. 388 St. ©. B. bezeichnete Uebertretung iſt ſchon 
dadurch begangen, daß, obgleich nicht fogenannte reißende, aber doch 
wilde Thiere, als welche Hirſche im Allgemeinen zu betrachten ſind, 
ohne beſondere Erlaubniß der Obrigkeit gehalten werden. Ob das 
Thier feine wilde Natur umb die darin liegende Beſchaffenheit abge 
legt Habe und gänzlich zahm geworben ſei, dieß zu prüfen und zu 
beurtheilen bleibt ber Obrigkeit überlaffen, welder die Extheilung 
der Erlaubniß zur Haltung folder Thiere zuftcht. 

Daß die in Frage flehenden Thiere forgfältig verwahrt wur- 
ven und noch Niemanben beſchädigt haben, hebt die Verantwortlichkeit 
des Angellagten für bie Uebertretung des Verbotes, wilde Thiere ohne 
befonbere obrigkeitlihe Erlaubniß gehalten zu haben, nicht auf; bie 
exfolgende Beſchãdigung eines Menſchen durch ein ſolches Thier ober die 
Bernadläffigung der Verwahrung besfelben, wärbe den Uebertreter nad} 
den 88. 389 und 390 des St. ©. B. nur einer höheren Strafe 
unterwerfen, . . 

Unter. dem im Iagbpatente erwähnten Hegen bes Wildes im 
Sagbreviere ift offenbar nicht auch das durch das fpätere Strafgeſetz 
verbotene Halten ſchädlichen Wildes beim Haufe verflanden.“ 





Nr. 290. 

Diebftahl: „fremde Sache". (Abmähung der Gemeinde 
wiefe durch Gemeindeangehörige.) 

Caſſir. Entid. v. 14. April 1083 3. 311. 2. ©. Wien.) ©. 3. 1853, 
A unb B wurben won ber Uebertretung des Diebftahles frei 
geſprochen, über die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft aber 
dieſes Urtheil vom Caſſationshof aufgehoben und vie Angellagten ber 
bezeichneten Uebertretung ſchuldig erkannt: „Das Landesgericht ſelbſt 
nimmt aus dem Geftänniffe ver Angeflagten für erwieſen an, daß 
fie den dritten Theil einer, ver Gemeinde gehörigen Wiefe abge 
mäßt, und das Grumet im Gewichte von 1", Zentner im Werthe 
von 1 fl. 3 kr. für fi verwendet haben, Es glaubt aber hierin 
ben Thatbeſtand der Üebertretung des Diebflahles nicht zu erkennen, 
weil die Angellagten als Mitberechtigte auf einen Theil des Grus 
mets Anfprud machen Tonnten, unb wenn fie fih aud mehr zueig- 

neten, bie Abſicht zu beſchädigen, mangle. 
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Diefe Auslegung bes Geſetzes erfcheint jedoch nicht gegrlinbet. 
Die fragliche Wiefe ift ein Eigenthum ber Gemeinde, gehört nach 
8. 288 bes b. ©. B. zum Gemeinbevermögen und Tann nicht 
als Eigenthum ber einzelnen Gemeinvegliever betrachtet werben, bei. 
fen Ertrag ift vielmehr unter bie Gemeinbeglieber zu vertheilen, oder 
zur Beftveitung der Gemeindeauslagen zu verwenben (8. 74 Patent 
vom 17. März 1849). Die Verwaltung und Gebarung mit dem 
Gemeindevermögen fteht dem Gemeinbevorftande und Ausſchuſſe zu. 

Indem daher die Ungellagten den britten Theil biefer Ge» 
meinbewiefe abmähten, und das Grumet ſich zueigneten und zu ihrem 
Bortheile verwendeten, haben fie eine ihnen nicht gehörige, fonbern 
gegenüber der Gemeinde in ihrer Einzelnheit fremde Sache aus deren 
Beſitz, ohne Einwilligung derfelben, um ihres Vortheiles willen ent- 
zogen, worin nah $. 171 bes St. ©. B. eben das Weſen bes 
Diebftahles befteht, welder im vorliegenden Falle wegen geringen 
Werthes der entwenbeten Sache nad) 8. 460 des St. ©. B. ale 
Mebertretung zu beſtrafen ift. Die Angeklagten Können ſich hierbei 
nicht auf den Mangel eines böfen Borfages, einer diebiſchen Abſicht, 
berufen, da ihnen, nach ihrem eigenen Geftänbniffe bekannt war, daß 
dieſe Wiefe weber ihr Eigenthum, noch deren Nutung von ihnen er- 
worben war, vielmehr durch Gemeinbebefhluß, gegen melden fie feine 
Beſchwerde gehörigen Orts geltend machten, bie licitatorifhe Ver⸗ 
äußerung bes Grumets flattfinden follte; fie haben die Veräußerung 
vereitelt und das Orumet um ihres Vortheiles willen ſich zugeeignet, 
und zwar in einem Maße, weldes fie ſelbſt bei einer Teilung bes 
Grumets nicht hätten in Anſpruch nehmen Können,“ 


Nr. 291. \ 
Betrug. Unterſchied von verſchuldeter Crida. 
Bere. €. 5. Entjg. u. 10. Ari 1999, 3. 506. RO Men) GB. 
1853, Re. 60. 


(Ergänzt und berichtigt nach dem Acten.) 

„Der Inhalt des erften Abſatzes des 8. 486 findet nur danm 
feine Anwenbimg, wenn bie bort bemerkte Hanblungsweife nicht bie 
Merkmale des Verbrechens des Betruges an ſich trägt, welche ind- 
befonbere in ber auf Beſchädigung Anderer gerichteten Abficht, und 
in der durch Ränke und liſtige Vorftellungen hervorgebrachten Täufch- 
ung berfelben beftehen, wodurch dieſe vorfäglich zu ihnen nachtheiligen 
Handlungen beftimmt wurden, wozu fie fih ohne ben ihnen gefpiel- 
ten Betrug nicht herbeigelaffen haben wärben, was eben dem Ynge- 
Hagten zur Laft fällt. Diefe Umftände gaben feiner Handlungsweiſe 
den Charakter des Verbrechens des Betruges.“ 


— 
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Re. 202. 
Falſcher Zeugeneid: Ablegung des Eides vor der 
Ausſage. 
Bew. C. 9. . 9. 14. [| . 3684. (2 ©. Roveredo) ©. B- 
ern. C. 9. Eutiä. v. ee E 6. 8 


„Da num dem Angellagten bei ber Verhandlung . . . . die 
Eives- und Memeibs-Erinnerung mit der Belehrung über bie Fol- 
gen eines Meineides vorjhriftmäßig gemacht wurben, ber Angeklagte 
den Eid Hierauf auch wirklich leiftete und trotz deſſen wiſſentlich falſch 
ausfagte, fo hat er das Verbrechen bed Betruges auch wirklich durch 
falſchen Eid begangen, da das Geſetz feinen Unterſchied macht und 
es daher nicht darauf anlömmt, ob bie Eibesleiftung der falſchen 
Ausfage vorausging ober nachfolgte, wie Erſteres bei Zeugenver- 
hören in Civilangelegenheiten immer ver Fall iſt.“ 


Nr. 298. 


Religiensftörung: „Störung“ einer Religionsübung: 
Laden; Mißhandlung von Geräthfchaften. 
Berw. €. 9. Entih. v. 21. Bias, „P 357E RG. Ares) €. 3. 


nDas Landesgericht hat in thatſächlicher Beziehung angenom- 
men, daß, als bie Israeliten am 22. September v. I. ihr heiligſtes 
Feſt, dad Verföhnungsfeft, weldes nach ihren Religionsvorſchriften 
duch 24 Stunden ununterbrochen zu dauern hat, in ihrem Bethaufe 
zu N feierten umb bamit gegen 6 Uhr Abends angefangen hatten, 
ie Gottesdienſt bald darauf um etwa 7 Uhr von als Zuſchauern 
verfanmelten Chriſten in ver Art geftört morben fei, daß es durch 
larmendes Reden und Lachen, Nachhöhnung ihrer Gebete und andere 
böchft unanftänbige Handlungen in der Vorhalle des Bethauſes un. 
möglich) gemacht wurbe, bie Gebete ruhig zu verrichten, fo baf ber 
Borbeter und bie zur Anbacht verfammelten Israeliten fidy nicht mehr 
verftehen Tonnten, ber Vorbeter ſich deßhalb möglichit beeilen mußte, 
um nur bie nöthigften Gebete zu beenden, baf die Thüre des Vor⸗ 
baufes mit Gewalt zugeſchlagen, der Schlüffel abgezogen und befei- 
tigt wurbe umb daß die Störung buch faft 2 Stunden banerte. 
Das Landesgericht nahm ferner an, daß das Waflergefäß, welches 
im Borzimmer, als einem zum Bethaufe gehörigen Beftanbtheile, 
nad den Neligionsoorfhriften nothwendig vorhanden fein muß und 
welches, ſowie das barin befindliche Wafler als ein heiliges unmit- 
telbar zum Gottesdieuſte gewinmetes Geräth angefehen wirb, verun- 
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reinigt, das Wafler abgelaffen und auf bie Zuſchauer verfprigt, und 
durch alle diefe Umftände und. Handlungen fowohl bei Juden als auch 
bei mehreren anweſenden Ehriften Aergerniß gegeben wire. 

Endlich hielt das Landesgericht auch für eriwiefen, daß bie Ab- 
fit der fämmtlihen dabei betheiligten Angellagten dahin gerichtet 
war, bie Seraeliten in ihrer Meligionsübung zu flören-und ihrer 
Religion öffentlich Verachtung zur bezeigen. Daß ſich in biefer Hand« 
Tungsweife hinſichtlich aller dabei Betheiligten die Kriterien des Ber- 
brechens ber Neligionsftörung nad $. 122, lit. b des St. ©. B. 
vereinigen, ift außer Zweifel, weil durch diefelbe in böfer Abſicht die 
gefeglich beftehenbe israelitifche Neligionsühung geftört und das be 
merkte Gefäß und Waſſer, als zum Gottesbienfte gewinmete Geräth- 
{haften auf entehrende Weife mißhandelt und dadurch ber israelitifchen 
Religion öffentlich Verachtung bezeigt worben ift. 

Unter Diejenigen, welchen dieſe Hanblungsweife zur daſt fällt, 
gehört num auch der Angellagte A, weil er ſich babei mit den Uebri— 
gen, wenn gleich ohne vorausgegangene Verabredung, dadurch 
betheiligte, daß er in böfer Abſicht bie Leute mit dem bemerkten Wafe 
fer anfpritste, recht lachte und lärmte, und auf biefe Weife zur Stö- 
rung des Öottesbienftes, zur entehrenden Mißhandlung des erwähnten 
Waſſers umd zur Öffentlichen Verachtungsbezeugung gegen bie. isra- 
elitifhe Neligion mitwirkte. Zwar meint der Angellagte, daß zum 
Begriffe der Störung einer Religionsibung ein unmittelbar actives 
Eingreifen in bie Thätigleitsäußerung der Vetenben und eine ummit- 
telbare Unterbrechung berfelben gehöre, daß aber hierzu das bloße 
Lachen und Lärmen nicht hinreiche, weil dadurch jene Thätigfeit- 
Außerung nicht geftört wirb, fonbern höchſtens veranlaft werben kann, 
daß die in ver Keligionslibung Begriffenen ſolche aufgeben, welde 
Anfiht auch dur ben 8. 303 bes St. ©. B. beflätigt werde. 
Allein dieſer engere Begriff der Störung mag wohl in Bezug auf 
Denjenigen gelten, welder in einer rein mechaniſchen Beidäftigung 
begeiffen ift, weil berfelbe allerdings darin durch bloßes Lachen und 
Lärmen eines Anderen nicht gehindert wirb; anders aber ift es hin 
ſichtlich eines in einer geiftigen Befchäftigung, mithin auch in einer 
Andahtsübung Begriffenen, deſſen Thätigkeit durch Iautes Lachen und 
Lärmen in ber Nähe allerbings gehinbert und gelähmt, d. i. nad) 
dem allgemeinen Sprachgebrauche geflört wird, welder erweiterte Be⸗ 
geiff von Störung auf den vorliegenden Fall um fo mehr paßt, als 
das Lachen und Lärmen im Vorzimmer veranlafte, daß bie Beten» 
ben den Borbeter nicht vernehmen konnten und deßhalb bie Andachts 
Übung zu unterbrechen gezwungen wurden. — Wenn ber Angellagte 
ferner bemerkt, daß buch das Berfprigen des Waſſers das Gefäß " 
nicht mißhandelt und zum Gebrauche für ben Gottesdienſt nicht un« 
tauglich gemacht worden fei, fo muß dagegen erinnert werben, daß 
ihm wicht die Mißhandlung des Gefüßes, fondern bas Berfprigen des 


pi 
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Baffers zur Laſt gelegt wurbe mb das Waſſer nach ber Annahme 
des Landesgerichtes von ben Juden gleichfalls als ein heiliges, zum 
Gottesdienſte gewidmetes Geräth angejehen werde, daher dem Anger 
Hagten immer noch zur Laft fällt, daß er durch das erwähnte Ber- 
fprigen ein ſolches Geräth mißhanbelt habe. 

In Beziehung des C hat das Landesgericht als erwieſen an- 
genommen, daß er im Vorhauſe des. Betzimmers gelacht, herumge- 
ſtoßen, Lärm gemacht, das Waffer aus dem Beden ausgeſpritzt, ben 
Iuden in ihren Gebeten nachgehöhnt und mit L geftritten habe. 

Ebenfo wurde in Anfehung des CO angenommen, baß er mit 
dem Wafler die Leute anfprigte, lachte und Lärm machte, ja im Rär- 
men ber Aergſte war, fo daß bie Frauen ber Juden wegen biefer 
Störung theilweife fortgingen. Daß aber durch das Lachen und 
Larmmachen in der Borhalle des Betzimmers die Religionsübung, 
in welcher bie Iöraeliten eben begriffen waren, geflört werben mußte, 
und baß durch das Verfprigen bes Waſſers von den Angeklagten 
eine zum Öottesbienfte gewidmete Sache entehrenn mißhandelt und 
dadurch, fo wie durch das angeführte weitere höchſt nnanftändige Be— 
nehmen ber israelitiſchen Religion Öffentlich Verachtung bezeigt wurde 
ift einleuchtend; der Umftand, daß bie Israeliten zur Errichtung des 
Bethaufes in N keine Bewilligung ber Behörde nachweiſen konnten, 
dient ben Angeffagten nicht zur Entſchuldigung, weil die israelitiſche 
Religionsäbung in Oeſterreich im Allgemeinen befteht und es daher 
nun einmal eine im Staate beſtehende Religionsübung war, welche 
von den Angellagten geflört wurde, und weil es enblih nicht Sache 
ber Angeffagten war, zu unterſuchen, ob bie Israeliten eine Bewil- 
figung * Behörde zur Haltung eines Bethauſes zu N hatten 
oder nicht.“ 


Nr. 294. 


Zuſammenrechnung des et aus mehreren Betrugs⸗ 
fällen. 
Verw. €. 5. Eutſch. v. 21, Seinen, 2,70. (8. ©. St. Fälten) 


„Die Anſicht der Stantsanwaltihaft, daß ber Betrag bes 
Schadens ans mehreren Betrügereien, fowie beim Diebftahle und 
ber Beruntrenung zufammengenommen werben müſſe, um bie zum 
Verbrechen des Betzuges erforberlihe Schadenshöhe zu beurtheilen, 
ift nah 8. 200 St. ©. B. und Hofbecret vom 11. Mai 1816, 
3. 1293 allerdings richtig, da das Geſetz ben verurſachten ober bes 
abſichtigten Schaben von mehr ald 25 fl. überhaupt zum Verbrechen 
des Betruges erfordert und biefer Schaden offenbar in allen jenen 
Beträgen befteht, welche durch eine oder mehrere beträgerifche Hand» 
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lungen einer ober mehrerer Perfonen entlodt werben." — Dermoch 
wurbe bie Nichtigfeitöbef werde der Staatsanwaltſchaft aus firaf- 
proceßualen Gründen verworfen, 





Nr. 295. 
Kuppelei: Gewinnfüchtige Abficht. 
Berw. C. H. Eutſch. v. 3. as, GR @ 0. Win) 63. 


J „Weder nach dem Sinne und Wortlaute bes früheren Straf- 
geſetzes 8. 257, noch nach F. 512 des neuen Sirafgeſetzes wird 
zum Thatbeftande der Uebertretung ver Kuppelei eine gewinnſüchtige 
Abfiht desjenigen erfordert, welcher Schanddirnen zur Betreibung 
ihres unerlaubten Gewerbes Unterſchleif gibt. Im dieſer Thatſache 
allein find alle gefeglihen Merkmale der fraglichen Mebertretung 
erf&höpft, und ber Umftand, daß mittelft Kuppelei zugleich ein Ges 
winn beabfidtigt und erzielt wirb, erhöht nur die Strafbarkeit des 
Schuldigen, der Mangel einer ſolchen Nebenabficht hebt aber bie 
Strafbarkeit ber Kuppelei keineswegs auf. Der Zweck bes Geſetzes 
ift, DVerlegungen der öffentlichen Gittlicfeit BHintanzuhalten; biefe 
wirb durch das Schanbgewerbe feiler Dirnen gröblich verlegt (8. 509), 
und es wäre mit bem Geifte des Gefetes offenbar unvereinbar, die 
Beförderung dieſes Schandgewerbes, fomit bie Verlegung ber öffent- 
lichen Sittlichfeit, durch gegebenen Unterfchleif ftraflos, Hingegen zu⸗ 
Täffig zu erklären, wenn derjenige, der Unterſchleif gibt, hieraus Yeinen 
pecmiären Bortheil bezieht ober beabfichtigt.* 


Nr. 296. 

Amtsveruntreuung dee Steuercommiffäre. Unerbieten 
der Berwenbung der Caution zur Schadensgut⸗ 
machung. 

Sera. € 6. Caiih. v. 28 Mal, 2, ZT REM) 63. 

Die Nichtiglkeitsbeſchwerde des A und O, welche nach $. 181 


St. ©. B. verurtheilt worden waren, unb fid) dahin verantworteten, 
daß ber $. 183 St. ©. B. anzuwenden gewejen wäre, weil fie ald 
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Steuercommiſſaͤre (in Wien) kein Recht hatten, Steuerrüdſtände von 
den Parteien zu übernehmen, ihnen dieß vielmehr durch 8. 8 ber 
Inftruction unterfagt war, wurde verworfen: „denn augenſcheinlich 
haben die Parteieh die Steuer- und Steafgelber ihnen als beeidete 
Steueramtscommifläre nicht privatrechtlich, fondern nur vermöge 
ihre amtlichen Auftrages anvertraut, da fie biefelben als jene 


‚öffentlichen Organe anzufehen berechtigt waren, denen fie ihre 


Steuerentrihtung,, um der Execution zu entgehen, behänbigen 
mußten, welche Gelber durch bie Aushänbigung an bem Steueramts- 
commifjäre aufhörten, das Eigenthum der Steuerpflichtigen zu fein 
und öffentliche Gelver wurden.“ — Zudem weiſe die Inftruction 
die Steueramtscommiffäre an, in bringenden Fällen bie Beträge in 
Empfang zu nehmen und ben Parteien ftehe es nicht zu, die Dring- 
lichteit des Falles zu beurtheilen. — Die Einwenbung ber Straflo- 
figfeit nad) $. 187 St. ©. ®. wurde zurüdgemiefen, „weil ber 
Magiſtrat, welder allerdings als Obrigkeit angefehen werben muß, 
von dem Verſchulden ber Verurtheilten bereits Kenntniß hatte und 
in dem Anerbieten derſelben ihre Caution zur Vergütung bes Sche- 
dens zu verivenben, um fo weniger eine aus thätiger Neue gejchehene 
Gutmachung bes Schadens erkannt werben Tann, ba fie bie Befchlag- 
nahme ihrer Caution nicht hindern konnten und ihre Einwilligung 
zu deren Verwendung auf den Schabenerfag gar nicht nöthig war.“ 





Nr. 297. 
Beleidigung . Öffentlicher Beamten (Waren); Nicht 
gebrauch der Formel: Im Namen des Geſetzes. 
Bern. €, 6. Eatig. D. 6.Mei —X Ban a G. Mlageufurt) ©.3. 


„Die für das Einfchreiten der Gensd'armen vorgefchriebene 
Formel „Im Namen des Gefeges“ hat offenbar nur den Zwed, 
die Parteien an die Achtung vor dem Gefege zu erinnern. Es ift 
aber im Gefege nicht enthalten, daß ber Nichtgebrauch dieſer Formel 
das Amtliche ober Dienftliche des Einſchreitens der Wade auf 
hören made.“ Ri 

„Ob eine Aeußerung den Begriff und bie Abſicht einer Be- 
Teibigung, insbeſondere einer Wachebeleibigung, wirklich in ſich ſchließe, 
läßt fid) nicht immer aus ben gebrauchten Worten allein entnehmen, 


-fondern es muß dieß im Zufammenhalte mit der Beranlaflung, mit 


bem gegenfeitigen Benehmen und allen Nebenumſtänden beurtheilt 
werben, * 








Rr. 298. 


Unterbrechung der Verji die Unterfuchung 
vor vn efäl ger te? 


Caſſit. Entſch v. ei io 2,0. 6 Noviguo) 6. 3. 


Die 88. 206 bed I. und 274 be II. Th. des St. ©. B. 
v. 9. 1803, fowie bie 88. 227 und 531 des neuen Strafgeſetzes 
erfläcen, daß Unterfuchung und Strafe durch Verjährung dann er- 
liſcht, wenn ber Schuldige von dem Zeitpunfte der begangenen ſtraf- 
baren Handlung in ber vom Gefege beftinmten Zeit nicht in Unter- 
ſuchung gezogen worben ift. 

Degen Verbrechen, Vergehen unb Mebertretungen kaun aber 
Iemand nur von jenen Behörben in Unterfuhung gezogen werben, 
denen bie Strafgerichtöbarkeit zufteht, und deßwegen erffärt auch das 
nene Strafgefeg ausdrücklich, daß mur bie von einem inlänbifchen 
Strafgerichte unternommene Unterfuchung die Verjährung unterbreche, 
und bezeichnet dann die gerichtlichen Afte, welche dieſe Unterbrechung 
zu bewirfen geeignet find. 

Daß aber bie Finanzbehörden, ſelbſt wenn fie als Gerichte 
über Gefällsübertretungen einfchreiten, nicht competent find, Jemand 
in Unterfuhung zu ziehen, gegen welden nad; dem allgemeinen 
Strafgefege zu verfahren ift, erffärt aud) der 8. 649 und bie fol- 
genden bes zatrafgejeget über Gefälsäbertretungen, und wenn fi 
auf ben $. 230 diejes Geſetzes berufen wird, um nachzuweiſen, daß 
die Finanzbehörden auch wegen bes ber Finanzwache geleifteten 
Wiberflanbes zu verfahren beredtiget ab; fo it mit zu Äberfchen, 
daß biefes nad) $. 227 nur fo lange ber Fall ift, als fid die 
That nich zur Auwendung bes allgemeinen Sttafgefeges eignet.” 


Nr. 299. 
Dolus bei der Verläumdung. 
Bere. €. 5. Entfih. v. 6 Mei un, 510. @& G. fin) 6, B- 1868, 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


„In Folge des leden Benehmens bes A bei einer Amtshaud⸗ 
bung nahm Gensb’arm B das Gewehr von ber Schulter, Hielt bas- 
jelbe in ſchiefer Richtung mit beiven Händen und fagte zu A: Wenn 
Sie noch mehr ausarten, fo hätte ih das Recht, Sie nieberzuftoßen.“ 





— 11 — 


A machte fohin bei dem Gensd'armen-Commando wider B bie An- 
:zeige, daß biefer, in ber Abſicht ihn zu erſtechen, mit bem Bajonette 
auf ihn Loßgegangen fer u. |. w. 

Der oberfte Gerictöhof erfannte: . . . . „Da zu bem Ber- 
brechen der Verläumbung vie abfichtliche Erdichtung nach den SS. 1 
und 209 ©t. ©. 2. ale ein weſentliches Moment erſcheint, bas 
Landesgericht aber mit Ausſchließung der böfen Abſicht bie irrige 
Auffafjung ber That des Gensb’armen B buch; A allein der An- 
zeige bes Letzteren zu Grunde Iegt, fo kann auch das auf Frei⸗ 
ſprechung des A von dem Verbrechen der Verlaͤumdung ergangene 
ürtheil des Landesgerichtes nicht weiters beirrt werben.“ 


Re. 300. 


Nothzucht an einer Unmündigen ohne Anwendung von 
Gewalt. Verführung einer „anvertrauten” Perſon. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 6. en — @. 6. Bien) ©. 3. 


1., Es laßt ſich nicht behaupten, daß ber gefchlechtliche Mißbrauch 
Geiſchlaf) eines unmündigen Kindes, der nach $.112 1. Th. (8.127) 
St. G. B. als Nothzucht anzuſehen und zu beſtrafen iſt, an ſich ſchon bie 
erſchwerenden Thatumſtände einer gefaͤhrlichen Bedrohung, wirklich 
ausgeübten Gewaltthätigleit ober argliſtigen Betäubung ber Sinne 
in fi fliege, vielmehr ift die unternommene Schänbung einer 
Perfon unter vierzehn Jahren ſelbſt im Falle ihrer Zuſtimmung als 
das Berbrechen der Nothzucht anzufehen umb zu beſtrafen, ohne daß 
zum Thatbeftande dieſes Verbrechens die Anwendung ver img. 1111. Th. 
(8. 125) angebeuteten Mittel erfordert wird. Tritt baher beider Schän- 
bung einer unmünbigen Perfon aud) die Auwendung biefer Mittel Hinzu, 
wodurch das unmünbige Mädchen nußer Stand geſetzt wird, ben 
Lüften bes Thäters Wiberftand- zu leiſten, fo ift eine ſolche That 
auch nad) dem $.111 (8. 125) zu beurtheilen und dieß um fo mehr, als 
ang ber gegentheiligen Anſicht folgen wärbe, bag die Schänbung 
einer unmürbigen Perfon; wenn diefe ſich felbft preisgibt oder durch 

‚Xieblofungen, Gefenfe u. dgl. dazu vermocht wird, ſtraflos fei. 

2. Zum Begriffe ‘des Verbrechens des 8. 115 ($. 132) 
St. ©. 2. wirb: keineswegs erfordert, daß das Anvertrauen von 
dem Gerichte oder der Vormundfchaft ausgegangen fei, es genügt, 
daß Iemanden eine Perfon zum Unterrichte, Aufficht, oder Erziehung 
— anvertraut wurde und dieſer eine ſolche Berpfüchtung 

m. 








\ 
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Nr. 301. 
Betrug: Eincaffirung vorgenommen von einem zum 
Geldempfange votlmäctigten mit falfchen Quittungen 
des Mandanten. 
Verw. €. $. Entid. v. 6, 3 45 @ 6.2) 63. 


mDie Behauptung, daß ein zur Gelberhebung ermädtigter 
Bevollmädtigter Teinen Betrug begehen könne, wenn er aud mit 
verfälſchten Duittungen feines Mandanten eincaffirt, iſt gänzlich 
unbegränbet; denn die falſche Quittung ſtellt ex nicht als Ber 
mädptigter aus, fonbern erregt und benügt ben Irrthum, baf er 
durch bie als echt angefehene Duittung eine gewiffe Summe für ven 
Mandanten in Anſpruch nehme, während er durch bie Zueignung 
den Betrug vollendet, welcher nothwendig bem Zahler oder dem 
Mandanten zum Nactgeit gereichen muß.” 


Re. 302. 
Beleidigung öffentlicher Beamten: Vorwurf eines 
rohen Betragens. 
Berw. €, 9. Eutſch. v. 6. BE 4452. (8. ©. Lalbach) G. 3. 


„Der $. 312 St. ©. 8. erflärt jede amtliche Beleidigung 
einer Polizeiwache, wenn felbe in Ausübung ihres Dienftes begriffen 
iR, für eine Uebertretung. Eine Beleibigung wird aber auch dadurch 
zugejügt, daß Jemanden ein rohes, ungefeliffenes Betragen zur Laft 
gelegt wird." 


Re. 308. 

Vernachläffigung bösartiger Haustiere: Schaden am 
Eigenthume, 

Ceffr. Cutq. v. 6. Mai 1853, B. 402 . ©. Trient) G. 3. 1089, 


nDie Beſchädigung, wovon im $. 391 des St. ©. 2. bie 
Rede iſt, ift nicht bloß auf Perfonen zu beſchränken, ſondern auch 
auf die Fälle auszubehnen, wo es fid um bie Sicherheit des Eigen- 
thumes Handelt; denn fei es auch, bag das Hauptſtüch, in welchem 
ber $. 391 vorkommt, im Allgemeinen mit ber Benennung ber 
„Uebertretungen gegen vie Sicherheit des Lebens“ bezeichnet wird, 
fo folgt daraus nicht, daß es nicht auch fpecielle Beftimmungen ent- 
halten könne, welche eine weitere Ausbehnung aud auf die Sicherheit 
bes Eigenthums rechtfertigen, wo bie Worte fomeht, a als der Grund 
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und Zwed ber ſpeciellen Beſtimmungen dafür ſprechen, wie es nad 
8. 391 der Fall if. 

Diefem Paragraf gemäß muß jeder Cigenthümer eines 
Hausthiere® von was immer für einer Gattung, von welchem ihm 
eine bösartige Eigenſchaſt befannt ift, dasſelbe fowohl zu Haufe als 
außer dem Haufe fo verwahren, daß Niemand beſchädigt werben 
Tann, und vernadjläffigt er diefe Vorſicht, fo ift er auch ohne erfolgte 
Beſchädigung mit einer Strafe von 5—25 fl.; bei einem wirklic) 
erfolgten Schaden aber von 10—50 fl. zu belegen. Wenn nun 
das Geſetz fi der allgemeinen Ausbrüde bedient, daß Niemand be- 
ſchädigt und bei einem wirklich erfolgten Schaden die höhere Strafe 
verhängt werbe, Jedermann aber an feinem Eigenthume eben fo 
gut als an feiner Perfon beſchädigt werben fann und das Geſetz 
dabei keinen Unterſchied macht, fo wirb daraus auch Mar, daß es 
gleihgiltig ift, ob ein wirklicher Schaben an ver Perfon ober an 
ihrem Eigenthume erfolgt fei, um die höhere Strafe in Anwendung 
zu bringen, und wenn auch ber Geſetzgeber in den Fällen des achten 
Hauptftüdes die perſönliche Sicherheit hauptſächlich im Auge hatte, 
wollte er in Fällen, wo bamit aud Gefahr für das Eigenthum 
verbunden ift, mit den gebotenen Vorfichtsmaßregeln gegen gefährliche 
Haustiere, wozu beſonders bösartige Hunde gehören, doch gewiß 
aud das Eigenthum geſchützt wiffen.“ 


Nr. 304. 


Gebrauch falfcher Maße außerhalb des öffentlichen Ge⸗ 
werbes. Betrug? 
Caſſir. Eutſch. v. 12. Mai 188,8: 3336. CE. G. Gitſchiu) ©. 3. 1858, 
A, Werfführer bei einem Bäder, verlaufte dem B Kleien; 
weil das gebrauchte Biertelmaß zu geringhältig war, wurde er wegen Ber- 
brechen des Betruges nad) 8.178 c I. Th. (8.199 c) des Si. G. B. 
verurtheilt. Der oberfte Gerichtshof gab feiner Nichüigleitsbeſchwerde 
ftatt und verurtheilte ihn nur wegen Webertretung des Betruges; benn 
„es genügt nicht, baß derjenige, welcher ſich des falichen Maßes bevient 
bat, irgenb ein Gewerbe treibe, weil fonft 3. B. ber Weber, welcher — 
zugleich Grundbeſitzer — einige Meten Kartoffeln verkauft und ſich 
bierbei eines falfchen Maßes bebient, eben biefer Straffanction un. 
terläge, melde Auslegung des 8. 178 c I. Th. (8. 199, lit. c) 
wohl Niemand wird vertreten wollen; es ift vielmehr erforberlich, 
daß das faljhe Maß oder Gewicht in dem öffentlichen Gewerbe, 
welches ber Thäter betreibt, gebraucht wird, Wird biefer Grundfag 
auf den vorliegenden Fall angewendet, fo kann bei dem Umſtande 
Strafrechtlice Entfeidungen. 13 
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als ver Kleienverlauf nicht zu bem eigentlichen Gewerbsbetriebe eines 
Bäders gehört, fondern . . . . eine freie Beſchäftigung ift, nicht bes 
hauptet werben, baß A, ber übrigens nicht Bädermeifter, ſondern 
nur Werkführer eines Bäders auf eigene Rechnung war — in 
viefer feiner Eigenſchaft als Werkführer bei einem öffentlichen Ge» 
werbe ein falfches Maß u babe, zumalen bie Erzeugniſſe 
eines Bäders nach dem Gewichte und nicht nad dem Hohlmaße 
verkauft werben. " 


Nr. 305. 


Diebftahl. „Erſchwerende Umftände” im Sinne bes 
$. 178 ©t. ©. 8. 
Gaffe. Entih- . 12, Mai 1839, B. 4697. . G. vohen) G. 8.1088, 


nDer Caflationshof hat nad bem an ihn gerichteten erläur 
ternden Erlaſſe des Yuftizminifterinms vom 27. Yänner 1853, 
Nr. 1016, in einem andern Falle ſich bereits dafür entfchieven, 
daß ber Geſetzgeber unter ven erſchwerenden Umſtänden, wovon am 
Schluß des 178 die Rebe ift, fowohl die Dualificationsumftände 
der 88. 173—176, als auch die Erſchwerungsumſtände im Allge- 
meinen nad ben SS. 43—45, foweit biefe nah dem Sinne bes 
8. 48 in Entgegenhaltung mit ben eintretenden Milderungsgrünben 
als überwiegend erſcheinen, eingefchloffen wiſſen wollte, weil dieſe 
Abſicht des Gefeggebers, ſowohl der Wortlaut, als auch insbefondere 
der Umftand, daß aus dem neuen Strafgefege ber 8. 158 bes alten 
Strafgefeges ganz befeitigt wurbe, zu erkennen gebe. 

Um bie höhere Gtraffategorie des 8. 178 in Anmwenbung zu 
bringen, Tommt e8 nicht darauf an, daß wenigften® zwei den Dieb- 
ſtahl zum Verbrechen qualificirende Umftände im Sinne ber 88. 173 
—176 vorhanden feien, fondern e8 hängt bavon ab, ob bie erſchwe ⸗ 
enden Umftänbe überwiegend find.“ 





Re. 306. 
Verläumbdung: begangen durch ben Inhalt der einem 
Advocaten ertheilten Information. Fälfchliche Bejeub 
digung wegen eine® anderen als des wirklich verübten 
Verbrechens, 
Berw. €. 9. Entſch. v. 19. 11 3, 1358. @ ©. Pillen) 6. 8 


A, welcher auf Grund eines Honorarbriefes von B gellagt 
wurbe, fciette feinem Vertreter eine Species facti ein, in welder 
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es heißt, daß B biefen nicht unterfertigten Honorarbrief ihm, A, ge⸗ 
ſtohien und mit feinem Namen gefälfcht habe. Als ver Advocat 
hievon Gebraud; machte, wurbe ber Procekact dem Strafgerichte abger 
treten. A wurde wegen Verbrechen der Verläumbung verurtheilt, weil 
dieſe Behauptung falih war. Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe ver- 
worfen: Denn bie Species facti ift eine Urkunde, in welder von 
der Partei die das Rechtsverhältniß betreffenden factiſchen Umſtände 
barzuftellen find, und welche bem Advocaten zu feinem Benehmen 
bei der Vertretung, zugleich aber auch zu feiner Dedung zu bienen 
hat, welche aber aud der Advocat nach 8. 414 der a. ©. O. dem 
Gerichte auf deffen Verlangen vorzulegen verpflichtet ift. 

Da nun A die Anfchulvigung eined erbichteten Verbrechens 
in bie Species facti einbezog, und in bem Briefe, mit welchem ex 
viefelbe an Dr. E einfandte, die Wahrheit derſelben beftätigte, zu- 
gleich aber auch feinen gewählten Vertreter bat, die Einrede fo zu 
erftatten, wie er es am beften verfiche, und keineswegs ben Ge- 
brauch irgenb einer in ber Species facti enthaltenen Anführung aus- 
brüdfid) unterfagte, fo mußte er auch einfehen, daß die darin ange» 
führte falfche Beſchuldigung zum Anlaſſe gerichtliher Nachforſchung 
oder Unterſuchung dienen Fönne, beſonders weil das Hoſdecret vom 
6. März 1821 auch ven Clvilrichter verpflichtet, die Proceßacten, 
wenn barin bie Beſchuldigung eines Verbrechens vorlömmt, zur 
ſtrafgerichtlichen Amtshandlung zu leiten, weil es alfo auch dem Äb⸗ 
vocaten zuſteht, ein ihm mitgetheiltes auf ven Rechtsſtreit Bezug 
habendes Verbrechen zur gerichtlichen Kenntniß zu bringen, — Nüd- 
fichtlich der Verantwortung des A, daß bie von B eingeflagte For- 
derung grundlos fei, bemerkte ver Cafſationshof: 

„In der Einflagung einer ungegründeten Forderung an ſich 
unb in ber bloßen Anführung unwahrer Thatumſtände Tiegt keines ⸗ 
wegs ſchon das Verbrechen bes Beiruges im Sinne des 8. 197 
St. ©. B., weil im Civilprocefie ber Gegenpartet die proceſſuale 
Bertheivigung zufteht und über die Wahrheit oder Unwahrheit eines 
angeführten Factums nad) den Regeln... . der Gerichtsorduung 
vom Richter zu entſcheiden ift, die bloße Anführung eines unwahren 
Factums daher noch feine Irreführung des Richters im Sinne des 
8. 197 St. ©. 8. bildet . .. Ein Verbrechen kann bei Füße 
rung eines Civilprocefies nur durch Anwendung betrüglicher Bes 
weißmittel verübt werben. Eine folde Berübung Tann aber ſowohl 
bei der formellen Geltendmachung einer materiell gerechten Forberung 
als auch bei der Vertheidigung gegen eine unrechtmäßige Forderung 
ftatt finden... . Daraus folgt aber and, daß jede unter ben 
im 8.209 St. ©. B. bezeichneten Umftänden erhobene unwahre Be- 
ſchuldigung der Veibringung eines verbrecheriſchen Beweismittels 
am fih das Verbrechen ber Berläumbung bilden kann — ohne 
; Rüdfiht, ob ſich der Berläumbete etwa eines andern als bes ihm 


13* 
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angebichteten Verbrechens fchuldig gemacht hat. " Denn nad 8. 4 
des St. ©. B. können Verbrechen auch am Verbrechern begangen 
werben und das Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen ven ver- 
ſchiedenen Arten und Gattungen der Verbrechen. Wenn daher einem 
des Verbrechens des Betruges Ueberwieſenen und deßhalb Verurtheil- 
ten ein anderes erdichtetes Verbrechen des Betruges unter den Um— 
ſtänden des 8. 209 des St. ©. B. angeſchuldet wird, fo bildet doch 
diefe falſche Beſchuldigung das Verbrechen ver Berläumbung eben fo, 
wie die Anſchuldigung eines erbichteten Diebftahles, Mordes u. f. w.“ 


Rrı. 807. 
Majeftätsbeleiigung. Dolus. „Geſellſchaft.“ 
Berw. €. H. Entſch. v. 19. a 2 05- @. ©. Trieſt) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nad) dem Acten.) 


1. „Öemeinen Schmähworten fügte A (welcher ſich in Geſell- 
Ihaft feiner. Verwandten auf einem Bilgerbente befand), auch noch 
die Behauptung bei, daß unfer ... . . Kaifer ein Ouäler der Ar 
men fei. A hat auf viefe Weife dem Landesfürften Eigenſchaften 
beilegt, bie, wenn er fie beſäße, ihm bie Verehrung feiner Untertha- 
nen entziehen, ihn zum Gegenftande ver Abneigung berfelben machen, 
daher allerdings jene Folgen haben fönnen, die der 8. 58 bes 
&t. ©. B. vom Jahre 1803 (8. 63 des ©t. ©. 2. v. 1852) 
zum bortgenannten Verbrechen fordert, und da Läfterungen biefer Art 
die eben erwähnte Wirkung leicht, ja gewöhnlich bei Jenen hervor⸗ 
bringen, bie felben Glauben fehenten, jo muß angenommen werben, 
daß ber Läfternde biefe Wirkung beabfihtigt, mit böfem Vorſatze ge- 
handelt habe. — 

2. Dede Berfammlung mehrerer Perfonen zu einem gemeinfchaft-. 
lichen Zwede ift eine Geſellſchaft und weder nach dem Gefege noch 
nad dem gewöhnlichen Sprachgebrauche Hört eine ſolche Berfamm- 
tung auf, eine Geſeliſchaft zu fein, wenn bie Perfonen, die fie bilden, 
unter fi in verwandtſchaftlichem Verhältniſſe ftehen. 
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Re. 308. 


Eoncurrenz einer Gefällsübertretung mit einer anderen 
fteafbaren Handlung. 
Bern. €. 5. Eu, d. 27. Mai 1859, 3. 4708. . 6. Bang) ©-3. 168, 


„Wer ein Verbrechen begeht, bleibt hiefür nad} den allgemeinen 
Strafgefegen verantwortlich, und hat er durch biefe That aud eine 
Gefälsvorfgrift übertreten, unterliegt er auch den nad) ben Ger 
fällsgefegen verwirkten Strafen, wie ſich dieß aus ven Beftimmungen 
des Strafgefeges vom Jahre 1803 und 1852, dann aus ben ein- 
ſchlagigen Stellen des Gefällsſtrafgeſetzbuches SS. 103, 651 und 805, 
zweifellos ergibt.“ 


Re. 309. 


Kinbesmord. Poſitive Tödtung oder Unterlafjung des 
nöthigen Beiſtandes — oder Verheimlichung ber 
Gebint? 

Bern. C. 9. Entfd. u. 27. Ba, AST 6. Pill) 6-3. 


A wurbe des Verbrechens des Kindesmordes ſchuldig erfannt, 
und beren Nichtigkeitsbeſchwerde, worin fte behauptete, daß ihre 
Handlung nur bie Mebertretung ber Verheimlihung der Geburt bes 
gründe, vom Caffationshof verworfen: 
nDas Landesgericht hat als erwiefen angenommen, baß A, nach- 
dem es ihr ſchon einmal im Jahre 1851 gelungen, heimlich im 
Keller zu gebären, bei ihrer neuerlichen Schwangerfchaft im Jahre 1852, 
welde fie vor Ievermann verheimfichte, abermals die Abficht hatte, 
des Kindes ſich zu entlevigen, daß fie abermald den Seller zur Aus- 
führung ihrer vorgefaßten Abfiht wählte, daß fie dort abſichtlich 
ftehend und in dem Bewußtjein, daß das Kind auf die von Ziegeln 
gemauerte Stufe, alfo auf eine harte Unterlage fallen müſſe, geboren 
bat und fid fomit mit einer befonberen Willenskraft in eine Lage 
verfegte, bie wohl ber Natur der Dinge zuwider war, ihrem vorge 
fegten Zwede aber — ver Abficht, das Rind zu töbten — volle 
lommen entfprad, und daß fie daher aud das Kind, als fie es beim 
Halfe gefaßt, daher in ihrer Macht hatte, vor dem Falle nicht bewahrte. 
Das Landesgericht erkannte in bem fo vorbereiteten Benehmen ber 
Angeflagten eine pofitive Thätigleit, bei welder ber beabſichtigte 
Zweck notwendig eintreten mußte; die Beſchuldigte habe folgeredht 
geſchloſſen, daß aus dem Falle des Kindes auf die harte Unterlage 





— 18 — 


der Tod desfelben erfolgen müfle; fie habe fi in eine Lage ver⸗ 
fegt, die ven Erfolg nothwendig herbeiführen mußte, und in Folge 
der eingetretenen pofitiven Thätigfeit den beabfihtigten Erfolg auch 
wirklich Herbeiführte. Indem nım bie Beſchuldigte in ber Abficht, 
das Kind zu töbten, ſtehend geboren und gegen das nengeborne un- 
eheliche Tebensfähige Kind weiblichen Gefchledhtes bei ver Geburt fo 
gehandelt habe, wodurch es auf die fleinerne Stufe herabgefallen 
unb hiedurch bemfelben das Geitenwanbbein, Schlafbein und ber 
echte Theil des Hinterhauptkuochens zerträmmert wurden, in Folge 
deſſen das Kind am Schlagfluffe ſtarb, Habe biefelbe durch ihre per- 
fünlide Thätigkeit ven Tod des Kindes herbeigeführt und daher das 
Verbrechen des Kindsmordes nad Abfak 2 des 8. 139 bes 
St. ©. B. firafbar nad) derſelben Geſetzesſtelle begangen . . . . 

Das Landesgericht Hat nun bei ber Angeklagten die Abſicht, 
ihr Kind zu töbten, es hat ferner bie Abficht, fichend zu gebären, 
damit das Find auf die von Ziegeln gemauerte Stufe, alſo auf eine 
harte Unterlage fallen müfje, es hat enbli hie durch diefen Fall 
berbeigeführten Berlegungen bes Kindes, welde ven Tod desſelben 
zur Folge Hatten, als erwiefen angenommen, d. i. einen factiſchen 
Sachverhalt, ber mit Müdfiht auf die SS. 134 und 139 bes 
St. ©. B. den Thatbeſtand des Verbrechens ‚des Kindsmordes 
durch Todtung in ſich begreift.“ 





Ar. 310. 
Ehrenbeleidigung: Beſchimpfung „vor mehreren Leuten". 
Bew. €. H. Entſch. v. 27. — 1083, 5 5928. (2. G. Trieſt) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nad den Acten.) 
Die wegen Uebertretung ber Ehrenbeleibigung nad $. 496 
St. ©. B. verurtheilte A machte geltend, daß fie bei dem Streite 
zoifchen ihr und B, mit biefem allein im Zimmer gewefen fei umb 
nicht vorausfehen konnte, daß das, was fie gejagt hat, von Auderen 
gehört werben wilrde. Der oberfte Gerichtähof verwarf ihre Nich- 


gleitsbeſchwerde: 


„Nad) 8. 406 des St. ©. B. wird eine Beſchimpfung daun 
zur Uebertretung, wenn Jemand einen Anbern mit Schimpfworten 
vor mehreren Leuten belegt. Bor mehreren Leuten wird eine Be- 
ſchimpfung aber auch dann ausgeſprochen, wenn ſich dieſe Perfonen 
nicht gerade in unmittelbarer Nähe des Schimpfenden, dad in einer 
ſolchen Stellung zu felbem befinden, daß das, was Jener fpricht, 
von biefen gehört werben Tann.“ 
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Ar. 31. 
Vernachläſſigung bösartiger Hausthiere. 
Bern. C 9. Entih- v.2.Iumi1989, 9,5906. @-@. Trient) G. 3. 168, 


A, befien Hund auf B fprang und vemfelben die Beinkleider 
zerriß, wurbe ber Uebertretung bes $. 391 St. ©. B. ſchuldig er- 
kannt. Er machte in der Nichtigfeitsbefchwerbe geltend, ba er von 
einer gefährlichen Eigenſchaft des Hundes feine Kenntniß gehabt 
babe. Der oberfie Gerichtshof erklärte: 

„Benz ein Hauswachhund freigelafien, ohne allen Anlaß die Ge- 
wohnheit hat, auf bie Leute in bebrohlicher Weife Ioszufpringen, zu 
bellen und zu knurren, fo zeigt er ſchon dadurch eine fo bösartige 
Eigenfchaft, daß der Eigentümer zur möglichften Vorſicht aufgefor- 
dert wird, ihn auf eine Weife zu verwahren, daß er Niemanden 
beſchãdigen kann.“ 





Re. 812. 
Betrügeriſche Crida: liſtige Handlungen. 
Berw. €. H. Eutſch. a  5- @. G. Bien.) ©. 3. 


" „Wenn ber —* A behauptet, daß das bloße 
¶Verſchweigen feiner mißlichen Vermögensverhältnifie ihn nod nicht 
zum ee gemacht habe, [A mag dieß zugegeben werben; allein 
er bat fi Bei ven... . Gefchäften nicht auf bas bloße Ver- 
fweigen feiner infolventen Lage beſchränkt, fondern er hat ſich, 
um bie Verfäufer und bie Gläubiger über feinen Bermögend- 
fand und Geſchäftsverkehr zu ihrem Schaben unb feinem Bor- 
theile zu täufchen, auch pofitive liſtige Handlungen erlaubt, wo⸗ 
durch er biefelben zum Crebiticen beftimmte, und ohne welde fie 
ſich dazu nicht Herbeigelafien haben würden; denn wenn Jemand, 
welcher weiß, baß er infolvent ift und meber Geſchäftskenntniſſe noch 
Erfahrungen befigt, Anderen Waaren unter beftimmten wechjelmäf- 
" figen Zahlungsverfpredien ohne bie gegründete (mithin bie. bloße 
Zufallsgunft ausſchließende) Ausſicht, bie Zahlung feiner Zeit leiſten 
zu Können, auf Borg ablauft, wenn biefe Ankäufe gleich urſprünglich 
Sr darauf, ſich — den fogleichen Wiederverkauf Gelb zu ſchaffen, 
angelegt finb, wenn er den Schein eines aufrechten Gefchäftsverkch« 
res noch buch fihtbaren Aufwand, durch ſcheinbar reelle Dedung 
einiger Gläubiger, durch Verbreitung des Rufes eines aufrechten und 
wohlhabenden Geſchäftsmannes zu behaupten ſucht, fo ſtellt biefer 
Borgang. ſicherlich Tiftige Vorftellungen umd Handlungen bar, wo⸗ 
durch bie Verkäufer ivregeführt, zum Creditiren beftimmt und an 
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ihrem Vermögen beſchädigt werben follten. Wenn übrigens auch 
nicht bei jevem Waarenankaufe erwiefen vorliegt, welder liſtiger 
Handlung oder Vorſpiegelung er fich fpeciell bebient habe, um ben 
andern Theil zum Crebitiren zu beftimmen, fo ändert bieß in ber 
Beurtheilung nichts, weil feine Handlungen, da ihnen die auf Täu- 
ſchung und widerrechtliche Befhädigung Anderer gerichtete gemeinfame 
Abſicht zum Grunde lag, nicht ifoliet betrachtet werden härfen, fon- 
bern im Bufammenhange gewärbigt werben müflen, in welder Ber- 
binbung fle im Ganzen nad; den erwähnten gefeglichen Beftimmun- 
gen unftveitig als ein betrügeriſcher —— erſcheinen. ... 

Eine folche Hahblungsweife lonme bei dem Vorhandenſein der 
Merkmale des verbrecheriſchen Betruges nicht als das Bergehen bes 
8. 486 des St. ©. B. angefehen unb zugerechnet werben.“ 


Rt. 318. 
Branblegung. 
Berw. €. $. Entih. v. 16. u 2m. @. 6. Brunn) ©. 3. 


„Das Landesgericht hat als erwiefen angenommen, daß A in 
Nacht mit dem Anſchlage, daß an fremdem Eigenthume eine Feuersbrunſt 


entftehen folle, einen in dem N Reviere aufgeſchlichteten, dem Förſter . 


gehörigen Holzſtoß von 25 Klaftern Scheitholz im Werte von 129 fl. 
10 kr. in Brand geftedt habe, und daß das Feuer wirklich ausgebrochen 
fei, ja baß bei einem Winde, wenn er zufällig ſich erhoben Hätte, 
aud der Wald hätte in Brand gerathen können. Dieſe factifchen 
Umftände, welche auch der Caflationshof bei Beurtheilung des Falles 
zur Grundlage nehmen muß, enthalten aber alle Kriterien des im 
8. 166 bes St. ©. B. normirten Verbrechens der Brandlegung, 
aus welcher nad Anfchlag des Thäters an fremden Cigenthume 
eine Feuersbrunſt entftehen fol, eine Abſicht, melde das Landes - 
gericht von Seite des A als erwiefen annahm. 

Nachdem ber Brand wirklich ausgebrochen ift, fo wurben fos 
mit bie 88. 166 und 167, lit. c bes &t. ©. B. richtig ange 
wendet.“ 


Rr. 8314. 
Nothzucht: Beiſchlaf an unentwickelten Perſonen. 
Geffr. Enid. v. 18. ui 1889, 3,501. C & Arieh) ©. 3. 100, 


mDie Anfiht, das Gefe gebe, wenn ber 8. 127 zum Ber 
ſtande der Nothzucht auch nicht ben vollbrachten, ſondern bloß ben 


we /_.. 
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unternommenen ober angefangenen Beiſchlaf forbert, doch dadurch zu 
erkennen, daß bie im erwähnten Paragrafe gedachte Perſon weib- 
lichen Geſchlechtes phyſiſch fo weit entwidelt fein müſſe, um fie 
fleiſchlich zu gebrauchen, und ven Beifchlaf nicht bloß anfangen, ſon⸗ 
dern auch vollbringen zu lönnen, indem man nicht vorausſetzen 
önme, daß das Gejeg ven Fall eines angefangenen ober verfuchten 
Beiſchlafes auch dann als beftehenb angefehen wiſſen wolle, wenn 
ſich deſſen Vollbringung als unmöglich offenbart — ift irrig, denn 
der 8. 127 macht feinen Unterſchied weder nad dem After unter 
14 Jahren, noch nad} der phyſiſchen Entwidlung eines unmündigen 
Mäpchens. 

Wie wäre es andy bei ber Verſchiedenheit der körperlichen 
Eonftitution und Entwidlung möglih, im Allgemeinen bie unter- 
ſcheidenden Momente zu bezeichnen, welche der Beurtheilung ber ver- 
ſchiedenen Fälle zum Grunde gelegt werben follen, und wie läßt 
fich füglich denken, daß mit Rüdficht auf die Alteräflafle von 14 
Jahren die am einem jüngeren Mäbchen unternommene Handlung 
weniger ſtrafbar fei, als bie, welche an einem älteren Mädchen be 
gangen wird, ba body won ſelbſt einleuchtet, daß, je zarter das Alter, 
befto nachtheiliger und gefährlicher bie Folge ift? 

Fordert endlich das Gefe zum Verbrechen der Nothzucht im 
Sinne des 8. 127 nicht die Vollbringung, fonbern nur bie Unter- 
nehmung des außerehelichen Beiſchlafes, fo liegt biefer Beſtimmung 
auch die Rüdfiht zum Grunde, daß bie BVollbringung bes Bei- 
ſchlafes an einem unmünbigen Mädchen nicht immer möglich if.“ 


Nr. 815. 


Widerſetzlichkeit gegen obrigfeitliche Perſonen (Finanz 

wache): Behnuptete Ueberfchreitung der FRE ; Um 

tauglichleit de8 zum Zwecke des Widerſtandes ergrif- 
fenen Mittels. Nechtsirrthum. . 


ern. C 5. Entiß. v.16. Nullen, 2 50188 6 Grm) GB 


1. „Die Finanzwache ift durch das Geſetz, womit fie errichtet 
wurde, berechtigt und verpflichtet erklärt wrden, ben Vollzug jener Maß ⸗ 
regeln zu unterftügen, bie bie öffentliche Sicherheit bezweden, wenn 
fie von ben competenten Behörben Hierzu angegangen wird; leiſtet 
fie eine ſolche Unterftügung, fo befindet fie ſich in Vollziehung einer, 
ihr zuftehenden Dienftesverrichtung. . 

2. Eine Partei, gegen welde ein Amtsact vorgenommen wird, 
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Tann nicht fir berufen angefehen werben, zu entſcheiden, ob ber Ber 
amte, der biefen Het vollzieht, hierzu ein Recht habe ober nicht; wenn 
fie durch die Vornahme eines jolden Actes fid in ihrem Rechte für 
gefränft erachtet, fo Tann fe hierüber Beſchwerde führen, doch dem 
Amte felbft Wiberftand zu leiften, ift fle, ben Fall eines umerſetz⸗ 
lichen Schadens, ber ihr hierdurch verurfadht wide, ausgenommen, 
nicht berechtigt. 

3. Die bloße Unwiſſenheit des Geſetzes, mit der ſich Niemand 
entſchuldigen Tann, begründet keinen ſolchen Irrthum, ber ben An- 
geflagten in ver von ihm verübten Handlung ein Verbrechen nicht 
erfennen ließ und die Zurehnungsfähigfeit aufhebt. 

4. eve Widerſehlichkeit durch Drohungen und wirklich gemalt 
fame Handanlegung gegen obrigkeitlihe Perfonen ift dann als Ver⸗ 
brechen zu beftvafen, wenn fie mit ber Abficht unternommen wurde 
die BVollziehung eines obrigkeitlihen Auftrages zu vereiteln, ohne 
weiter zu forbern, baß bie unternommene Hanblumg auch wirklich 
geeignet fein müffe, dieſe Abſicht zu erreichen,“ 


Re. 316. 


Kuppelei — „Unterfchleif”, „ordentlicher Aufenthalt." 
Bern. €. 9. Entfd. ».16. Juni 18, 2. 50. G. 6 Wien) 6.8. 


„E8 genügt zum Thatbeftanbe der Kuppelei, daß man Schand- 
dirnen „bei fih,“ d. i. „in feiner Wohnung,“ zur Betreibung ihres 
unerlaubten Gewerbes aufgenommen habe. Es iſt nicht thunlic, 
den im Geſetze $. 515 bezeichneten „orbentlichen Aufenthalt” ober 
„Unterfehleif", 3. ®. durch vorlibergehende Aufnahme, auf ben von 
dem Aufenthalts- oder Unterfchleifgeber in feiner Wohnung perjön- 
lich benügten Wohnungsraum bejchränfen zu wollen. Anbererfeits 
begründet auch, wie ſchon bie Regierungsverorbnung vom 13. April 
1825 über ven mit $. 512 des St. ©. B. von 1852 gleichlau- 
tenden $. 257 des St. ©. B. 1803 und bie Tertirung beiber 
deutlich entnehmen laſſen, nicht der gegebene Aufenthalt für ſich 
allein, fonbern nur zugleich der Umſtand, daß biefer Aufenthalt ven 
Schandbirnen in dieſer Eigenfchaft zur Treibung ihres unerlaubten 
Gewerbes gegeben over mit Willen des Aufenthaltögebers zu biefem 
Zwecke benügt worben ift, bie Uebertretung ber Kuppelei.“ 


Nr. 317. . 
„Unbefugter“ Handel mit Gift. 
Ber. C. 5. Entf. v. 2 Imi 108, * 5820. (2. ©. Gitſchin) ©. 3. 


nDas Hoffanzleivecret vom 24. Jänner 1839, 3. 1852, 
enthält feinem Wortlaute nad das Normativ bei dem Verſchleiße 


— 203 — 


giftiger Materialien und Präparate von ben hiezu bereditigten 
Hanbelsfeuten und Apothekern unb eben bie nähere Bezeihmung 
mbierzu berechtigte” Handeisleute und Apotheler läßt nicht zweifeln, daß 
unter biefer Berechtigung nicht das allgemeine jevem Kaufmanne 
erforderliche Hanbelöbefugniß, ſondern bie fpecielle behördliche Ge⸗ 
nehmigung zum Handel mit den in biefem Normative aufgezählten 
giftigen Materialien und Präparaten zu verftchen fei, welches Er— 
fordeniß eines eigenen Erlaubnißſcheines ſich auf alle vier Kate- 
gorien ber in dem Hoflanzleidecrete vom 24. Jänner 1839 aufge 
zählten giftigen Materialien und Präparate bezieht. Einen folden 
Erlaubnißſchein befigt A. . . . nicht und ba er bie in ber IL. Cate- 
gorie sub lit. b, 3. 7 vorkommende Giftpflanzge Aloe in feinem Ge- 
wölbe vorröthig gehalten, d. i. am Lager geführt hat, worin das 
Hanbeltreiben mit dieſer Subftanz inbegriffen ift, fo wurde ber 
8. 115 II. Th. (8. 361) St. ©. B. richtig auf feine Hanblungs- 
weiſe angewendet.” 


Nr. 318. 


Auppelei. Gewerbsmaßigkeit erforderlich? 
Bern. €. 9. Cutih. v. 28. Juni 189), 2. 61H. G. © Bien) 6.3. 


(Ergänzt und berichtigt nad} den Acten.) 

Die Beſchwerdeführer machten geltend, daß ihnen keineswegs 
die gewerbömäßige auf Gewinn berechnete Betreibung des ihnen am 
geſchuldeten Gefchäftes (8. 513 St. ©. B.) zur Laft falle. Der 
oberfte Gerichtshof ftellte bei Verwerfung biefer Nichtigkeitobeſchwerde 
den Grundſatz auf: 

Der Ausorud „Gewerbe” im 8. 513 des St. ©. B. Tann 
bie Buredinung der Mebertretung des $. 512 nicht beirren, weil nur 
ver 8. 512 den Straffall felbft normixt, ver 8. 513 aber bloß von 
der Strafbemeffung für mehrere Fälle handelt.“ 


Ar. 310. 


Thiatliche⸗ Beleidigung „vor mehreren Leuten“. 
Ber. ©. 9. Entf. b. 1. u 2,099 @ 6. Gitſhin) 6.3. 


(Ergänzt und beridjtigt nad) den Acten.) 

Der nad) 8. 496 St. ©. B. verurtheilte A machte in.ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß nicht jede thätliche Handanlegung 
(im vorliegenden Fall das Hinausſtoßen bei der Thüre) auch ſchon 
eine thätlihe Mißhandlung jei, daß eine folde aud vor mehreren 


ken 
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Leuten ſich ereignet haben müfle m. f. w. Der oberfte Gerichtöhof 
dagegen erflärte: 

1. „Damit eine Thätlichleit nach $. 496 des St. ©. 2. als 
Mißhandlung erflärt werbe, iſt es nicht nöthig, daß durch biefelbe 
Schmerzen zu verurfachen Geabfichtiget,, oder daß wirklich Schmerz 
verurfacht werbe, fonbern es genügt hierzu jeder thätliche Angriff 
gegen einen Andern, indem es ſich bier nicht um eine Straffanction 
gegen Uebertretungen Körperliche Sicyerheit, fonbern der Sicherheit der 
Ehre handelt. 2. Diefer Paragraf fordert als Bedingung der Straf 
barfeit nicht, daß die Mißhandlung von mehreren Leuten gefehen 
worben fei, ſondern begnügt fi damit, daß folde vor mehreren 
Leuten vorfiel, die fie wenigſtens fehen konnten.” 


Nr. 820. 


Falſches Zeugniß: Beſchädigung? 
Verw. €. 9. Enid. v. 1. Su, 3,80 @ 6 Seaben) 6.3. 


Der wegen falſcher Zeugenausfage verurtheilte A machte in 
feiner Nichtigleitsbefhwerbe geltend, daß berjenige, dem Betrug zuge⸗ 
muthet werben foll, wirklich bie Abficht gehabt haben müffe, durch liftige 
Borftellungen over Handlungen einen Andern deßhalb in Irrthum 
zu führen, bamit Jemand, ſei es ber Staat, eine Gemeinde ober 
ein Inbivibuum, an feinem Eigentfum ober anderen Rechten Schaden 
leide; und daß bie Möglichkeit vorhanden fein müffe, daß durch 
dieſe Vorftellungen ober Handlungen Jemand wirklich Schaden lei— 
ven könne. Der oberſte Gerichtshof . erklärte bei Verwerfung dieſer 
Nichtigkeitsbeſchwerde: 

„Es iſt im Geſetze begründet und von dem Caſſationshofe be⸗ 
reits wiederholt ausgeſprochen worden, daß die böſe Abſicht bei dem 
Verbrechen des Betruges durch eine falſche Zeugenausſage eben in 
der mit dem Bewußtfein ber Unwahrheit gemachten Ausſage felbit 
Har vorliege, und daß diefe Abficht jebenfalls, abgefehen von für fi 
ober Anderen erzielten pecuniären Bor- ober Nachtheilen, auf Ber- 
Iegung bes Rechtes bed Staates zur Erſorſchung der Wahrheit 
gerichtet erſcheine.“ 


Nr. 321. 
Ausfhliegung des Wahrheitsbeweifes bei Be 
ſchimpfungen. 
Bern. € 9. Entih. v. 1. Juli 168 an 3,8 6516. @. G. Gitſchin) ©. 3. 


„Die Einwendung vr —— welche nad 8. 490 des 
St. ©. 3. zur Begründung der Straflofigkeit der Lebertretungen 
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der 88. 487 und 488 bes St. ©. B. zuläffig iſt, kann bei Schimpf- 
worten (im vorliegenden Falle das Schimpfwort „Hure") nicht von 
Einfluß fein, da feine unehrenhafte Handlung des Einen den Andern 
zum Gebrauche von Schimpfworten bereditigt, aud der $. 496 gar 
teine Beziehung auf den 8. 490 des St. ©. B. enthält.“ 


Nr. 322. 
Maojeftätsbeleivigung. Eremplificative Faſſung des 
8.68 ©. G. B. 


Caſſir. . d. 1. Juli 1853, 3. 6600. (2. G. Junsbruck) Hye bei 
aſſir. Eutſch. (2 € Sm 3 8 
(Ergänzt und berichtigt nad) den Akten.) 

In dem ben A des Verbrechens der Majeftätsbeleivigung 
ſchuldlos erfennenden untergerihtlichen Urtheile wurde hervorgehoben, 
daß A mit feiner rohen Aeuferung gegen den Souverain nur ben 
Sinn verbunden habe, baß er, wenn er Recht habe, ſich weder um 
den Kaifer noch nm das Gericht kümmere. Der oberfte Gerichtshof 
caffirte das Schuldloserkenntniß und erklärte: 

„Die zu dem (im 8. 63 bezeichneten) Verbrechen erforderliche 
böfe Abfiht Tiegt nach dem Haren und beftimmten Wortlaute, fo 
wie nad der Abfiht des Geſetzes, für ſich ſelbſt ſchon in den 
Ausftogen von Reden, woburd bie der Majeftät des Staatsober- 
hauptes ſchuldige Ehrfurcht verlegt wird, und es gehören bazu nicht 
bloß die Schmähungen, Läfterungen und Verfpottungen, welde in 
8. 63 nur beifpiels- und nicht ausſchließungsweiſe bezeichnet werden, 
fondern Aeußerungen jeder Art, welche bie dem Landesfürften fchul- 
dige Ehrfurcht verlegen.“ 





Nr. 328. 


Entwendung von Holz aus einem Gemeindewalde durch 
ein Gemeindeglien: Diebftahl oder Forftfrevel? 
Ber. CH. Eutſch. v. 7. Aut 1 & 6684, (2. ©. Trient.) G. 3. 

, Rt. 32. 


„Es muß vor Allem bemerkt werben, daß ber $: 59 bes 
neuen Forſtgeſetzes erflärt: „Diejenigen Berlegungen ver Sicherheit 
des Waldeigenthumes, melde in dem allgemeinen Steafgefege vor- 
gefehen find, werben nach eben biefem Geſetze beurtheilt und be 
handelt.“ Um nun den $. 460 des St. ©. B. auf eine berlei 
Berlegung anzuwenden, wüßte der im $. 171 enthaltene - Begriff 
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des Diebſtahles auf die Handlung des Angeklagten paſſen, welcher 
dahin lautet: „Wer um feines Vortheiles willen eine frembe beweg⸗ 
liche Sache ans eines Anderen Beſitz ohne befien Einwilligung 
entzieht, begeht einen Diebftahl.“ Im vorliegenden Falle kann nah 
der thatfächlihen Annahme der Berufungsinftang nicht gejagt werben, 
daß A mit dem Baumftamme aus dem Gemeindewalde eine frembe 
Sache ſich zugeeignet habe. Das Landesgericht fieht A keineswegs 
als einen in den Gemeinbewalb bloß eingeforfteten Servitutäbe- 
rechtigten am, welches Berhältnig überhaupt von dem geſetzlichen Bes 
griffe der Gemeinfchaft des Eigenthumes, wie es bei einer Gemeinde 
malbung eintritt, und auch im Forftgefege felbft, $. 21, klar gegen- 
wärtig gehalten wird, wefentlich verſchieden ift, wenn gleid bie für 
die Eingeforfteten gegebenen Vorſchriften bei Ausübung ihres Rechtes 
auch auf die gemeinjhaftlihe Benützung des Gemeinbewalbes durch 
die Gemeinbegliever anwenbbar find; es nimmt auch keineswegs an, 
daß ber Gemeindewalb N etwa verpachtet over auf fonftige befondere 
Weife der Art benügt wird, daß ber ganze Ertrag einem beſtimmten 
Gemeindezwede ober ber Teilung unter ben Gemeinbegliebern zuge» 
führt werde, daher ven einzelnen Communiften unterfagt ift, daraus 
für fi) Holz zu fällen, fondern e8 nimmt geradezu das Verhältniß 
einer Gemeindewaldung an, welche zur Benügung ber einzelnen Ge- 
meinbeglieber bient. Wenn daher ver Angellagle von biefem feinen 
aus dem Miteigenthume fließenden Benützungsrechte Gebraud machte 

- und fi, wenn aud heimlich, einen Lerchftamm aneignete, fo konnte 
ex feinen Diebſtahi, fondern nur eine Uebertretung ber ſelbſt bei 
Ausübung dieſes Nechtes zu beachtenden Vorfchriften, d. i. einen 
Forſtfrevel begehen, welcher aber im Sinne ver 88. 14, 15, 18, 
60, 68, des Forfigefeges ber Aburtheilung und Beftrafung der polis 
tifchen Behörde anheimgeftellt ift.“ 


Nr. 324. 


Vorſchubleiſtung durch Nichtverhinderung von eine Ueber⸗ 
tretung begründenden unzüchtigen Handlungen? 
Gaffe. Eatih- 6.7. Zu 1089, 9.6166. 6. 6. Pälten) ©. 3.188, 


In der Tenne wurden Scherze mit ber B verübt, welche nicht 
als Unfittlichleiten vom Gerichtshofe bezeichnet wurden; wohl aber 
fielen folge Acte vor, nachdem der Hausherr A die Tenne verlaflen 
Hatte. Derfelbe wurbe wegen Uebertretung ber Vorſchubleiſtung ver- 
urtheilt, weil er den Eintritt biefes alles vorausſehen Tonnte. 
Der oberfte Gerichtöhof gab feiner Richtigkeitsbeſchwerde flatt: 

„Selbſt bei der Annahme, daß A hätte vorausfehen Tönen, 
daß bei feiner Entfernung Ungjenfighleiten vorfallen Könnten, — eine 
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Borausfegung, welche bei dem fo häufigen Alleinfein des Dienftge- 
findes auf dem Lande, mit Rüdfiht auf Ort und Tageszeit, und 
durch bie von ber Bfelbft gemachte Ausfage, daß ber rüdgelehrte Haus- 
here augenblidlih deren wahrgenommene Entblößung befeitigte, ſehr 
geſchwächt wird, — Tann die Uebertretung der Vorſchubleiſtung zu 
den in feiner Abwefenheit verübten rohen Unfittlichleiten des $. 516 
des St. ©. 8. nad) $. 307 des St. G. B. als vorhanden nicht 
angefehen werben." 


Nr. 325. 
Beſchimpfung ober berecjtiger Vorwurf? 
Bern. €. 5. Eniig. d. 7. It 108, 3,016. @ ©. Rrint) 6.3. 
, Nr. 8. 


„Es ift nad, dem Erfenntniffe des Landesgerichtes erwiefene 
Thatfache, daß B ohne eine Beranlaffung von Seite des Grafen A, 
dem ex auf öffentlicher Strafe begegnete, ſich ihm nahte und mit 
einem Zeichen von Verachtung ihm einen Stoß gab, daß über biefen 
Inſult Graf A ihn einen miserabile nannte, und hierauf B einen Stein 
vom Boben aufhob, felben gegen ven Grafen A ſchleuderte, anftatt 
deſſen aber die Hausmagb des Grafen A traf, und daß über einen 
folgen Act der Gewaltthätigteit Graf A gegen B bie Worte: 
Birbante, Cansglia außftieß, B dagegen ihn mit ben Ausbrüden 
beſchimpfte: Assassino e Conte pagnacca. ’ 

Es unterliegt nım wohl feinem Zweifel, vaß ſich in der Hand» 
Iung des B ein rohes und bo8haftes Benehmen ausdrückt, und daß 
daher Graf A, wenn er fi darüber Worte: Birbante, Canaglia 
bebiente, damit nicht ben B an feiner Ehre beleibigen, fonbern nur 
fein rohes und boshaftes Benehmen bezeichnen und ihm vormerfen 
wollte, wie denn auch biefe Ausdrüde in ihrem wörtlihen Sinne 
einem ſolchen Benehmen auch allerdings’ entfpredhen, fo daß wohl 
nicht behauptet werben kann, er fei dadurch der Wahrheit ober der 
Ehre des B zu nahe getreten. — Die Freifprehung bes A von ber 
im 8. 496 ©t. ©. B. bezeichneten Webertretung gegen bie Sicher 
heit ber Ehre war demnach gerechtfertigt.“ 


Nr. 326. 
Mitſchuld an der verſchuldeten Crida. 
Bern. C. 6. Euuſch v. 10. Sn 180 3 E. 6. Leoben) ©. 3 
A wurbe nah 8. 5 ımb 486 St ©. 8. verurtheilt, weil er 


dem B, deſſen Imfolvenz ihm befannt war, Borfhäffe machte, damit 
biefer, wie es auch geſchah, die Eröffnung des Concurſes Hinaus- 
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ſchiebe, und bie dadurch gewonnene Zeit benüge, um ihm, A, Dedung 
für feine ſämmtlichen Forderungen zu verſchaffen. — In der Richtige 
Teitöbejchwerde machte A geltenb, daß im $. 486 St. ©. B. bie Art 
ber Mitſchuld (Hintergehung der Behörde zur Erlangung des Hand» 
lungsbefugniſſes) normirt ift, und daß es fomit außer diefem Einen 
Tal keine Miiſchuld nad dem Strafgefege gebe. — Der oberfte 
Gerichtshof verwarf bie Beſchwerde und bemerkte, daß bie Auf- 
führung biefes Einen Falles im Gefege bie Anwendung des allge- 
mein giltigen ſtrafrechtlichen Grumbfages über Mitſchuld nicht aus- 
fhließe, und daß aus der Erwähnung ber Hintergehung ber Behörbe 
bei der Fondsausweiſung, die urfpränglich ftraflos fein mag, und 
erſt durch das Berfallen des Handelsmannes in Concurs ſtraffällig 
wird, eine Abweichung von dem Grundſatze der Mitſchuld nicht her- 
geleitet werben lkͤnne. — Zur Bemerkung, daß es jedem Gläu- 
biger freiftehe, Dedung zu nehmen, erflärte ber oberfte Gerichts- 
bof daß dieſes Recht in dem 8. 486 St. ©. B. feine Beſchrän- 
tung finde. 


Ar. 827. 

Uebertretung durch körperliche Beſchädigung: bei einem 
Raufhandel unvorfäglic; zugefügte Verlegung; „ſichtbare 
Merkmale und Folgen". 

Berw. €. 9. Eutſch. v. Pr el 2,692. 6. 6t. Pölten) 


„Der erſte Richter hat angenommen, daß ber Angellagte A 
ven B anpadte und bemfelben vorfäglih im Raufhandel mehrere 
Schläge beibrachte, wodurch B auf der Naſe verwundet wurbe, an 
der verwunbeten Stelle blutete und Schmerzen empfand, weßhalb der 
erſte Richter den Angeklagten nach 8. 411 des St. ©. B. der vor- 
fäglichen im Raufhandel begangenen körperlichen Beſchädigung ſchul⸗- 
dig erkannte. Dieſen nämlichen Thatbeſtand hat auch der Appelhof, 
wie aus der Faſſung feines Urtheiles und der Entſcheidungögründe 
hervorgeht, mit bem einzigen Unterſchiede angenommen, baß er die 
Borfäglickeit der That nicht für erwiefen hielt, weßhalb er ben 
Angeklagten aud mit Hinweglaffung der Vorfäglickeit ber Hand- 
lung nur ber Uebertretung des $. 431 des St. ©. B. durch dem 
B bei einem Raufhanbel zugefügte von ſichtbaren Merkmalen und 
Folgen begleitete körperliche Beſchädigung ſchuldig erklärte. Diefes 
Schulderkenntnißz war, ungeachtet das Merkmal der Borjäglichteit 
ver That entfiel, obigem Strafgefege ganz gemäß, benn bei Rauf ⸗ 
handeln ift die Vorfägligkeit der Beſchädigung nicht erforderlich, fon« 
dern es genügt, daß Demand hiebei einen Anderen beſchädigt, und 
die Berlegung ein fichtbares Merkmal und Folgen — im concreten 
Tolle eine Blutung und Schmerzen — nach ſich zog.“ 
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Zu der Anficht des Angellagten ala Nichtigkeitswerbers, daß 

s unter ben im $. 411 gemeinten fihtbaren Merkmalen und Folgen 

nur ſolche zu verſtehen feien, bie den Beſchädigten in feinem Erwerbe 

hindern und für feine Gefunbheit oder auf andere -Art nachteilig 

find, mangelt aller gefegliher Anhaltspunkt, und zwar um fo mehr, 

als wichtigere Verlegungen an ver Gefunbheit oder Berufsfähigkeit 
ſchärferen Strafgefegen (88. 152 unb 153) anheimjallen. 


Nr. 328. 

Bezeichnung als Lügner: Beichimpfung — oder — 
Beſchuldigung unehrenhafter Handlung? 

Bern. €. 6. Gutff. u. 14. Jul.199, 3. 670. @ 6. Bien) 6.3. 


„Das Wort „Rügner" ift nad dem allgemeinen Sprachgebrauche 
fein Schimpfwort, ſondern ein Ausbrud, woburd ZJemanden die 
unehrenhafte Eigenſchaft, abfichtlich die Unwahrheit zu fagen, beige- 
legt wird. 


Das Scelten mit „Lügner” vor mehreren Leuten bildet daher 
keine Öffentliche Beſchimpfung nad; 8. 496 des St. ©. B., wohl 
aber bie MWebertretung einer Ehrenbeleidigung nach $. 488 bes 
St. ©. B., von deren Beſtrafung der Thäter jedoch nad $. 490 
befreit wird, wenn er die Wahrheit feiner Angabe beiweift, ober doch 
folge Umftände darthut, aus welden fi hinreichende Gründe ere 
geben, um bie vorgebrachte Beſchuldigung für wahr halten zu Können." 


‚ Nr. 329. 
Amtsveruntreuung begangen zur Dedung von Gegen- 
forderungen. 
Bern. €. 9. Eutſch. v. 14. Bus, BR . G. 63. 


Der Gemeindevorftand A wurde wegen Verbrechen ber Amts- 
veruntreuung verurtheilt, weil er ben nad Berichtigung ber Steuer 
ausftänbe erührigenben aus ven dem A übertragenen amtlichen Feil- 
bietung reſultirenden Meiftbotsreft für die Fahrniſſe der B, nicht an 
viefelbe abführte, fondern fich zueignete. A verantwortete ſich damit, 
daß er an bie B eine weit höhere Forberung als ven Betrag bes 
Meiftbotes zu ftellen habe, und man ihm baher nur eigenmächtige 
Selbſthilfe zur Laft legen könne. Der oberfte Gerichtshof vermarf 
bie Nichtigfeitsbejchwerbe: „Dadurch, daß A von ber politiſchen Be⸗ 
hörbe beauftragt war, ben Meiftbotöreft der B zu übergeben, Hört 
diefes Geld nicht auf, ein ihm vermöge feines öffentlichen Amtes 

Strafrechtliche Entjgeidungen, 14 
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anvertrautes Gut zu fein. Durch bie gefliſſentliche Vorenthaltung 
dieſes Geldes hat A feine Amtstreue verlegt und im Sinne des 
$.181 des St. ©. B. da8 Verbrechen der Veruntreuung begangen. 
Das privatrechtliche Berhältniß des Angellagten zu B, ber das 
Geld abzuführen war, fein behauptetes Forderungsrecht (welches 
übrigens als erwieſen nicht angenommen wurbe) . . . entlleivet bie 
Handlung nicht der ihr eigenthlimlichen Beſchaffenheit der Verlegung 
der Amtstreue und hebt ihre Strafberkeit nicht auf. 

Der Zwed des Vorenthaltens oder der Zueignung des anver- 
trantes Gutes, fei es au, um fi) ober einem Dritten zu feinem 
vermeintlichen Rechte zi verhelfen, benimmt bie einer foldhen Hand- 
lung durch das Geſetz beigelegte Eigenfhaft eines Verbrechens oder 
einer Mebertretung nit, es müßten denn befondere Umſtände ob- 
walten, die den Thäter in feiner Handlung ein Verbrechen nicht er- 
fennen ließen," 


Nr. 330. 


Verkauf des Fleifches von nicht beſchautem Vieh: Niere 
und Leber. 
Bern. €. 9. Entfh. . 15. Juli 19, 2,00. @ ©. Laith) 6.3. 


„Unter dem im $. 399 gebrauchten Ausbrude: „Fleiſch“ find 
aud bie von einem ohne Beſchau geſchlachteten Biehftüde her- 
rührenden genießbaren Beftandtheile ver Niere und ber Leber zu 
verſtehen.“ 


Nr. 331. 
Schwere Törperliche Beſchädigung: Aberratio delicti; 
Caufalnerus. 
Verw. €. H. Entfd. v. 21 a E. G. Klagenfurt.) ©. 3. 


Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, ba ber 
Aungeklagte A in feinbfeliger Abficht gegen B, ben er für feinen 
Schwager P hielt, eine Flaſche gefchleubert Habe, daß B in Folge 
bes ihn getroffenen Wurfes augenblicklich zu Boden fürzte und Bier- 
durch eine lebensgefährliche Gehirnerfgütterung erlitt. — „In dieſer 
That mit ihren Folgen finden ſich alle Begriffsmerkmale des Ver⸗ 
brechens nad) $. 152 des St. ©. ®. Der Ümſtand, daß der Ange 
Hagte ven beabfihtigten Zweck feiner in's Werk geſetzten feinbfeligen 
Abficht, nämlich den P zu beſchädigen, nicht erreichte, kann ihm nicht 
davon befreien, daß ihm die Folgen feiner immerhin feinbfeligen 
That zur Laft gelegt werben. 
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„Das Geſetz bezeichnet im $. 152 als Object bes Verbrechens 
einen Menſchen im Aügemeinen, und nicht Bloß einen beftimmten 
einzelnen Menſchen; den Menſchen als ſolchen überhaupt verbietet 
das Gefeg, unter der angebrohten Strafe, vorfäglic; zu beſchädigen. 
Es ift zwar nur im $. 134 wörtlich ausgebrädt, daß ber Thäter 
auch jenen Zufall zu verantworten habe, durch welden ein anderer 
Menſch, als gegen den die böfe Abficht eigentlich gerichtet war, dem 
die That zugedacht war, um's Leben kommt. Allein ber hierin ent« 
baltene Grundſatz, daß mehr ber eimmal werkthätig geworbene böfe 
Vorſatz als die äußere Folge berüdfichtigt, ſchon dieſer werfthätig 
geworbene böfe Vorſatz, aud ohne Erreichung des beabſichtigten 
Zwedes, gleihmäßig beftraft werbe, muß folgerichtig audy fir bie 
verwandten Verbrechen des Todtſchlages und der ſchweren körper⸗ 
lichen Berlegung gelten; denn e8 erſcheint inconfequent und mit dem 
Geiſte des Gefeges nicht vereinbar, baf dem Thäter der Zufall, der 
Irrthum in der Perfon, gegen die feine böfe Abſicht urſprünglich 
gerichtet war, bei den minder verpönten Verbrechen des Todtſchlages 
und ber ſchweren körperlichen Verlegung, und nur nidt bei dem mit 
der ſchwerſten, nämlich mit der Strafe bes Todes bebrohten Ver— 
brechen des Mordes zu Guten gehalten werben foll. Es war ſonach 
nit nöthig, die Worte: „oder einen andern Menſchen“ auch in 
die 88. 140 und 152 zur Feftftellung des gleich geltenden Grund» 
ſatzes insbeſondere aufzunehmen, wie dieß im $. 134 vielleicht aller- 
dings zur Befeitigung des diepfals über den $. 117 bes früheren 
&t. ©. 8. beftandenen Zweifels gefchehen fein mochte. Es ift durch 
dieſe Ausdehnung der Verantwortlichfeit des Thäters, der gegen ben 
Menſchen, gegen ven er feine Thätigfeit ausübt, fei es auch nicht 
die bedachte Verfon, im Momente immerhin feindfelig und in der 
Abfiht, ihn zu befhäbigen, handelt, feine Ausnahme von dem im 
8. 2 lit. £ aufgeftellten Satze gemacht, benn es iſt hier nicht der 
Fall des Entftehens des Uebeis aus Zufall, Nachläſſigkeit oder Uns 
wiffenheit der Folgen der Handlung vorhanden, fondern es ift von 
einer vorfäglichen körperlichen Berlegung eines Menſchen die Rebe. 
Was ven Erfolg der dem Angellagten zur Laft fallenden Handlung 
betrifft, fo hat er nad; ber Beftimmung des im 8. 152 bezogenen 
8. 134 nicht nur die dem B durch den Wurf mit der Flaſche und 
deren Berfplitterung zunächſt und unmittelbar zugefügte als leicht 
bezeichnete Verlegung an der Oberlippe, ſondern aud) den unmittelbar 
durch den geivaltfamen Wurf veranlaften Sturz bes B, deſſen Auf- 
fallen mit dem Hinterhaupte auf den fteinigen Boden und bie hier- 
durch bewirkte Iebensgefährliche Gehirnerſchütterung, die eine ſchwere 
körperliche Beſchädigung in ſich ſchließt, zu verantworten. 

Die Behauptung iſt unrichtig, daß der Geſetzgeber durch bie 
Citation des $. 134 in ben 88. 140 und 152 eben nur angebeutet 
haben mochte, daß bie im $. 134 vorgezeichnete Ausdehnung des 

14* 
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Erfolges der Handlung nicht auch bei ben Verbrechen des Tobt- 
ſchlages und ber ſchweren Verwunbung gelte; denn es läßt ſich in 
der Beziehung des $. 134 und 140, indbefondere im 8. 152 un» 
mittelbar bei dem Worte: „daraus“ eine andere Abficht des Geſetz ⸗ 
gebers fuglich nicht denken, als daß die Beftimmungen biefes $. 134 
rüdfihtlid) der Zurechnung des Erfolges der Hanblung auch bei dem 
Verbrechen ber ſchweren körperlichen Beſchädigung zu gelten haben, 
wie bieß im neuen St. ©. B. an vielen Stellen durch die bloße 
Einfgaltung eingeffammerter anderer Paragrafen unverkennbar in 
der gleichen Abſicht geſchieht.“ 


Nr. 332. ar 996 


Curpfuſcherei: Rechts oder Thatirrthumꝰ 
Eaffir. Eutſch. v. 21. Juli —— na. (8. 6. Kremd.) ©. 3. 1858, 


Die A wurde wegen unbefugter Behandlung von Perfonen, die 
von wuthverbächtigen Hunben gebiſſen worben waren, verurtheilt. Der 
oberfte Gerichtähof gab der Nichtigkeitsbefchwerbe flatt, in welcher 
A ausführte, daß fie ſchon zweimal derſelben Handlung angellagt 
wegen Mangel des Thatbeftandes freigefprochen worden ift: 

„Wenn auch nad) ven 88. 233, 238 des St. ©. B. Ueber⸗ 

+ tretungen ſchon -an ſich als unerlaubte Handlungen erkannt werben 
Tonnen, und ſchon die gegen ein Verbot vollbrachte Handlung eine 
Uebertretung it, wenn das Strafgeſetz felbe bafür erflärt, fo ift dadurch 
die Anwendung bes bie Zurechnung ausſchließenden Irrtfums lit. e, 
8.2 des St. ©. B. auch bei Hebertretungen nicht ausgeſchloſſen, 
und dem Angeflagten muß es freiftehen, darzuthun, daß er gar nicht er« 
kennen konnte, daß er eben durch feine Handlungsweiſe ein Verbot, befien 
Berlegung das Strafgefeg als Webertretung erklärt, überſchreite.“ 


Nr. 338. 
Beleidigung öffentlicher Beamten „in sing, ihres 
Dienftes”: Weberfchreitung der Befugniſſe 
Berw. C. 9. Eutſch. v. 21. u 1009, 5. 7285... ©. Sin) © 3. 


„Der von dem Befchwerbeführer geltend gemachte Nichtigleits- 
grund foll darin beftehen, daß die dem Finanzaufſeher B zugefügte 
wörtlide und thätliche Beleidigung in des AÄngeklagten Wohnung 
nicht als Beleidigung der Wache angefehen werben könne, da ben 
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rinivlmen nur bie Ueberwachung der Gewerbslocalitäten 
zuſtehe. 

Mein nach ben Verfaffungs- und Dienftoorfchriften der Finanz⸗ 
wache befteht die Beſtimmung derſelben nad $. 1 Abſatz 6 im der 
Entdedung verübter Gefällsübertretungen, dem zu Folge biefelbe 
nad) $. 38 die Beauffichtigung jener Gewerböleute, zu deren Gewerbe 
fteuerbare Artifel gehören, zu führen hat. Nach dieſer Obliegenheit 
ift fohin die Finanzwache in ihrer Beauffichtigung nicht bloß auf die 
Gewerbölocalitäten beſchränkt, fondern fie kann auch bei vorfommendem 
Berdachte zu Nachſuchungen in der Wohnung ber betreffenden Ges 
werbsleute fchreiten. 

Diefemnad; ift es offenbar, daß die von dem Finanzwac-Ober- 
auffeher und von bem Finanzaufſeher B vorgenommene Nachfuchung, 
zu welcher in ber Folge auch ein Gerichtszenge Beigezogen war, in 
Ausübung ihres Dienftes erfolgte, baher auch bie dem Finanzwach- 
auffeher B zugefügte wörtliche und thätliche Beleidigung umfomehr 
die in dem 8. 312 enthaltene Webertretung begrünbet als hiedurch 
die gefälsämtliche Amtshanblung vereitelt wurbe, inbem es bem An- 
geffagten gelang,‘ ben ber gefällsämtlichen Behandlung zu unter⸗ 
ſiehenden Gegenſtand zu befeitigen.“ 


Nr. 334. 
Mißbrauch der Amtsgewalt: Ommiſſivdeliet? 
Bzw. ©. 5. Cutfä, v. 2. Jul, 1 AT 6. Telent) 6.3. 


(Ergänzt und berictigt nach den Acten.) 

Anläßlic, einer von ber Staatsanwaltſchaft eingebrachten Nich- 
tigkeitsbeſchwerde gegen ein Urtheil, weldes bie Angeflahten: A, 
Gemeinbevorfteher und C Gemeinderath von ber Anklage des Ber- 
brechens des Mißbrauches der Amtsgewalt freiſprach, erflärte ber 
oberfte Gerichtshof in Verwerfung derſelben: „Zum Verbrechen des 
Mißbrauches der Amtsgewalt gehört nach ber allgemeinen Begriffs- 
beftimmung des 8. 101 St. ©. B. ein pofitives Handeln bes 
Beamten, wodurch er ſich ber ihm amvertrauten Amtsgewalt ale 
Mittel bebient, um Jemandem zu ſchaden. Den Angeklagten wirb 
nur zur Laſt gelegt, aus dem Gemeindewalde unbefugt Holz be- 
zogen und bie Anzeige unterlaffen zu haben. Waren fie zum Holz- 
bezuge nicht berechtigi, fo Haben fie bazu weder ihre Amtsgewalt 
angewendet, noch ben Walvauffeher gehindert und . hindern 
Lönmen, fein Amt zu handeln und bie Anzeige an bie competente 
Behörde zu machen. Und haben fie fi nicht felbft oder der Eine 
den Anderen angezeigt, fo liegt in biefer Unterlaflung kein im Ger 
fee bebachtes Verbrechen... . . 
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Nr. 835. 
Beleidigung öffentlicher Beamten (Wachen): Herab- 
ſetzung ihres Anfehens. 
Berw. €. 9. Eutſch. v 2 gu 109, T7. 6.8) © 3. 


„In der Hanblungsweife des Angeflagten, der zu einem Por 
lizeiwachmanne bei der Abfchaffung nad der Sperrftunde äußerte: 
„Gehen Sie fort, und wenn es Ihnen nicht recht ift, fo zeigen 
Sie es an,“ find „alle Erforbernifie den im $. 312 St. ©. B. 
bezeichneten Uebertretung ber wörtlichen Beleidigung der Wache, zu 
deren Thatbeftande eben nicht entehrende Schimpfworte notwendig 
find, fondern aud andere Aeußerungen genügen, welche mit Bedacht- 
nahme auf bie obmwaltenden Berhältnifje und Umftände ihrem In— 
halte nach geeignet find, die in Ausübung ihres Dienftes begriffene 
Wade zu beleidigen, in ihrem Anſehen Herabzufegen und an ihrer 
Ehre zu Tränen.“ 


Nr. 336. 993. 
Verſuch des Wilddiebſtahls. 
Bern. €. 9. Euig. »- 28. Dat 1583, 2 Ts. 6 gin) 63 


„Wenn ber eines Wilddiebſtahles Verdächtige in einem fremben 
Reviere mit einem Gewehre verfehen, fih auf den Anſtand begibt, 
fo kann diefes nur dann als eine zur wirklichen Ausübung, d. i. zur 
Erlegung des Wildes mittelft Gewehr führende Handlung angefehen 
werben, avenn das Gewehr ſcharf geladen ober der Vetretene wenig⸗ 
ftens mit Pulver und Blei verſehen war, um das Gewehr Inden zu 
Tonnen, weil ſolches ohne Ladung zur Erfegung des Wildes mittelft 
eines Schuſſes fein geeignetes Mittel, fomit auch das Erſcheinen 
mit einem ungelabenen Gewehre auf dem Anftande feine zur wirfe 
lichen Ausübung, d. i. Erlegung des Wildes mittelft eines Schuſſes 
führende Handlung if.“ 


Nr. 337. 
Ideale Eoncurrenz von Majeftätsbeleidigung und Stör 
rung der Öffentlichen Ruhe. 
Berw. €. H. Eutſch. v. a @. 6. Troppan.) ©. 3. 


A wurde wegen Verbrechens der Majeftätsbeleivigung verur⸗ 
theilt, des Verbrechens der Störung ber Öffentlichen Ruhe nicht ſchuldig 
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erkannt. Bei Verwerfung der von der Staatsbehörde eingebrachten 
Nichtigkeitsbeſchwerde erklärte ber oberſte Gerichtshof: 
„Eine und viefelbe Handlung kann nicht aus einem boppelten 
Geſichtspunte nach verſchiedenen, überdieß einen gleichen Straffat 
enthaltenden Strafgefegen als ſtrafbar angefehen werben.“ 


N.a38. LH 
Betrug: Crediterſchleichung. Fluchtverſuch. 
Bern. €. 5. Eitſch. v. 12. Yupnt 1889, 8.8297. CeG Pillen) 68. 
1853, Nr, 109. 


A, welcher Vieheinkäufe machte, anfänglich bezahlte, dann ſchuldig 

. blieb und Anftalten zur Abreiſe nach Amerika machte, die balbigfte 
Bezahlung bei den Einfäufen jedoch zugefagt hatte, wurde wegen 
Betrug verurtheilt. Seine Nichtigkeitsbeſchwerde wurde verworfen: 
Daß vie Hanblungsweife des A barauf berechnet war, um 

die Verfäufer in den Irrſhum zu führen, baß er nad) feinen Ver— 
mögensumftänden in ber Page fei, die eingegangenen Verbindlichkeiten 


ftande nicht bezweifeln; benn A hat anfänglid durch pünktliche Bah⸗ 


lung der auf Borg genommenen Viehſtücke die Meinung zu erjeugen 
———— veblicher Zahler ei; erſt als er auf dieſe Weiſe 91 we 
men Grebit begründet hatte, ging ex weitere Raufgefchäfte auf Borg 
ein, obwohl es ihm bei feinen, mißlichen Bermögensumftänben befannt F 
war, baß er bie eingegangenen Zahlungsverbindlichkeiten zuzuhalten 
nicht im Stande fein werde. 
Die vielen Gläubigern gemachten Zufierungen, daß er in 
kurzer Frift zahlen werde, — mußten biefelben, als einfache Landleute, 
in der Meinung beftärken, daß er feinem Vermögensſtande nad) bie 
Mittel zu ihrer Befriedigung befige, und bie von ihm bezeichnete 
Zahlungszeit fällt gerade mit der Zeit zufammen, wo er einen 
Paß nad) dem Auslande erhob, um ſich feinen Gläubigern für immer 
zu entziehen. 
Seine ganze Haltung war demnach darauf berechnet, um ben 
⸗ 7 bei den Berkäufern liftiger Weife erzeugten Irrthum zu benüten, 
und fie zur weiteren Creditirung zu verloden.“ 


?, ah nf Re 
79, vet EM. 339. . 


Berücfihtigung ber Verjährung von Amtswegen. 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 11. Syn ae 1653, 3. 8377. 6. Nein) 6.3 


one: Es Tann das — bei der Beurtheilung 
einer Berufung aud in bie zwar nicht geltend gemachten. aber aus 
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den Acten erhellenden Umftänbe, welche auf bie Strafbarfeit ber 
Handlung Einfluß nehmen, ohneweiters eingehen. Das Landesgericht 
handelt fonad; dadurch, daß es auf bie obwaltende Verjährung Rüd- 
fit nimmt, ohne daß ber Angeklagte ſich hierauf in feiner Beru- 
fungsfchrift bezieht, nur in dem Bereiche feines Wirkungskreiſes.“ 


Nr. 340. 
Anwendung bes vichterlichen Strafmilverungsrechtes 


erw. €. 8. . d. 19. Anguft 1853, 3. 8128. (2. ©. Neutitfhein, 
® 9 Bl, he tütſten) 

„Daß ein Gericht im Fall des 8. 55 bes St. ©. B. 
nit unter das Strafminimum herabgeht, Tann niemals als eine 
Ueberfchreitung des gefetzlichen Straffates angefehen werben, ba in 
diefer citirten Geſetzſtelle es dem Ermefien bes Richters anheim- 
geftellt ift, ob mit Nüdficht auf Familienverhältniſſe das Ausmaß 
der Strafe unter ber geringften Strafdauer flattzufinden habe, daher 
and) in dem Falle, ald es der Richter bei dem gefeglihen Ausmaß 
der Strafe beläßt, um fo weniger eine Ueberſchreitung bed gefeß- 
lichen Strafſatzes eintritt, als bieje immer ein firengeres Ausmaß 
der Strafe, als von dem Geſetze angebroht ift, vorausſetzt.“ 


Nr. 341. 

Sahrläffige Tödtung: Handlung oder Unterlaffung? 
Berw. €. $. Eutſch. v. 19. Auguft 1853, 3. 8451. (2. ©. Olmütz 
6. euita ni 3. — — ® ” 
„Das Landesgericht Kat in dem angefochtenen Urtheile als 
erwiefen angenommen, daß der A, als er mit dem Adern feines 
Feldes beſchaͤftiget war, ven fünfjährigen Knaben B auf das Sattel 
pferb gefegt, daß er felbft das Pferd am Leitfeil führend vor dem 
auf dem Pferde figenden Knaben einhergegangen, daß fofort bie 
Pferde beim Ummenden ſcheu geworben feien, in Folge deſſen der 
Knabe herabftürzte und am ber erlittenen Kopfwunde fogleich verſtarb. 
„Unterzieht man biefen Thatbeftand dem $. 335 bes St. ©. B., 
fo muß aud amerfannt werben, daß das Landesgericht bei feinem 
Ausſpruche, daß dieſe Handlung das Verbrechen gegen bie Gicher- 
heit des Lebens begründe, das Gefe ganz richtig angewendet habe. 
Der $. 335 beftimmt ausdrücklich, daß dieſes Vergehen dann 
eintrete, wenn bei einer Handlung ober Unterlaffung von dem Han« 
delnden bie dadurch Herbeigeführte Gefahr für das Leben voransge- 

fehen werben Tonnte, 
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Dem A mußte es aber, da er ben fünfjährigen Knaben auf 
das Sattelpferb fette, bekannt fein, daß ſich berfelbe bei einer un 
ruhigen Bewegung bes Pferdes auf biefem nicht werbe erhalten 
önnen, und baß er bei unterlaffener befonderer Vorſicht von dem- 
felben herabftürzen müffe, e8 mußte ihm weiter als Landmann be— 
Tamnt fein, daß oft bie ruhigſten Thiere aus einem geringfügigen 
Anlaſſe ſcheu werden und in ben Zuftand ber Wildheit gerathen. 

Es Tag demnach auf bemielben bie natürliche Pflicht, den 
Knaben am Körper zu halten, um ihn fogleic bei einer fich ergebenden 
Gefahr in Sicherheit Bringen zu Können.“ . . .. 


Nr. 342. . ISE 


Betrug: Entloclung eines Beweismittels für eine be⸗ 
ſtehende Forderung? 
Ber. €. $. Entf. v. 19. Spt day, 3850. @ ©. 2m) 6.3. 


„Das Landesgericht hat in thatſächlicher Beziehung bloß als 
eriwiefen angenommen, daß bie Angeklagten dem B ben fraglichen 
Schuldbrief zur Unterjhrift vorlegten, ohne daß biefer bei deſſen 
Unterfertigung von bem Inhalte desſelben Kenntniß genommen Habe. 

Es hat aber nicht für erwiefen erflärt, daß bie buch biefen 
Schuldſchein beurkundete Forderung ber Angeflagten per 1234 fl. 
16 fr. falſch und erbichtet fei, und es hat ebenfo nicht für erwieſen 
angenommen, baß ben Angeflagten bie in brm Gefege geforderte 
Abſicht, Jemanden an feinem Vermögen Schaben zuzufügen, zur 
Laſt falle. 

Der Caſſationshoſ muß anerkennen, daß bie bier angeführte 
That die Merkmale des Verbrechens des Betruges im Sinne bes 
8. 197 des St. ©. B. nicht enthalte. 

Imfoferne aber das Landesgericht den Angeflagten zur Laft 
legt, daß fie dem B ein Beweismittel für ihre wirklich beftehente 
Forderung herausgelodt haben, fo kann auch hierin ver Thatbeftand 
des Verbrechens des Betruges nicht erkannt werben, weil dad Lan« 
desgericht auch im biefer Beziehung eine böfe auf Beſchädigung ge- 
richtete Abſicht nicht für erwiefen annimmt .... Mebrigens konnte 
B ungeaditet biefes Schuldſcheines in feinen Reihten leineswegs ge» 


känft werben, ba ihm alle Einwendungen bagegen I n 
dieſen Schulbfhein allein bie Forderung di n; i 
in ein Mqudes, unbejtre eilbares Rech verwan bet wünde.“ 
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Nr. 843. 


Landfriedensbruch: Verſuch oder Vorbereitung? An- 
ſtiftung. 
Caſſit. . d. 26. Auguſt 1853, 3. 8387. (E ©. Roveredo) ©. 
ffir. Entſch. v. Aug: Tess, tn C 6. 3 

Der Wald zu N war von ber Gemeinde an Private verlauft 
worben. Unter ben Ortsinfaflen war die Meinung verbreitet, daß 
der Wald niemals verkauft werden bürfe, fonbern daß berfelbe 
ein Eigenthum ber Ortsarmen fei. Da bie eingeleiteten Schritte 
verfelben, dieſen Anſpruch zu erweifen, feine Unterftügung fanden, fo 
machten A, B, C unter ber verfammelten Volksmenge das Project, 
an einem beftimmten Tag nach einem gegebenen Zeichen ſich zu ver- 
einigen, in den Wald zu ziehen und denſelben zu verwüſten. Dem- 
zufolge gaben D und E an bem verabrebeten Tag das Zeichen, bie 
Inſaſſen verfammelten ſich, zogen jedoch nicht in den Wald, weil aus 
der Nachbarfchaft Militär in den Ort gelommen war. — Die zweite 
Inftanz ſprach die Angeflagten des Verbrechens ber öffentlichen Ge- 
waltthätigfeit nad 8. 83 des St. ©. B. nicht ſchuldig, weil mur 
Borbereitungshandlungen vorgenommen worben find. Der Nichtig- 
teitöbefehwerde der Staatsanwaltſchaft wurde ftattgegeben: 

„Wenn auch bloße Projecte und entferntere Vorbereitungshand- 
lungen noch keineswegs den Verſuch eines Verbrechens begründen, 
fo ift es dod nad ben Begriffsbeftimmungen bes Verſuches (8. 7 
des alten und $. 8 des neuen St. ©. 8.) nicht nothwendig, daß 
bie zur wirffihen Ausübung des Verbrechens führende Handlung 
im nädjften unmittelbaren Caufalzufammenhange mit dem Erfolge 
des Verbrechens ſelbſt ſtehe, fonbern es ift nach dem Geiſte des 
Geſetzes der ſtrafbare Verſuch auch dann ſchon vorhanden, wenn die 
Handlung fo weit vorgerüdt iſt, daß dadurch bie öffentliche ober 
Privatfiherheit von dem Uebel, weldes der Bösgefinnte bedacht und 
beſchloſſen? hat, in einer Weife bebroht ift, welche das Uebel als fo 
nahe und imminent vorausfehen und mit Grund annehmen läßt, daß 
es fih auch alsbald verwirklicht Hätte, wenn nicht ein frembes 
von bem Willen des Vösgefinnten unabhängiges Hinberniß dazwiſchen 
getreten wäre. 

Das Geſetz felbft deutet auch wörtlich darauf Hin, daß es 
einen näheren umb entfernteren Verbrechensverſuch gibt, indem es 
(8. 46 lit. a des alten und 8. 47 lit. a bed neuen St. ©. 8.) unter 
den Milverungsgriinden des Umftandes, wenn es bei dem Verſuche 
geblieben ift, mit dem Beifage erwähnt: „nad Maß, als der Verſuch 
nod von der Vollbringung des Verbrechens entfernt gewefen.“ Nüd« 
ſichilich des Angeklagen A, B und O wurde erflärt, „daß fie als 
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Diejenigen erfcheinen, welche bie projectirte That angeregt und gut- 
geheißen haben, fomit nad) 8. 5 ©t. ©. B. daflic verantwortlic) 
find, und um fo minder der verdienten Strafe entgehen können, als 
nad 8. 9 des neuen St. G. ®. wie nad) dem Geifte bes alten 
&t. ©. B. Derjenige, welder Jemanden zu einem Verbrechen auf- 
fordert, aneifert ober zu verleiten fucht, wenn aud feine Einwirkung 
ohne allen Erfolg geblieben wäre, zu der nämlichen Strafe zu ver- 
urtheilen ift, welche das Gefe gegen ven Verſuch -verhängt, und fie 
von ihrer Seite alles gethan haben, mas zum Zmede führen follte, 
und ber Nichterfolg nicht von ihrem Willen, fönbern wur von dem 
Dazwiſchenkommen eines fremden Hinderniſſes abhing. 


Nr. 344. 
Holzdiebſtahl oder Forfifrevel? 
Berw. €. H. Eutſch. v. % ar — 2,18: (8. G. Klageufurt) 


„Die Entſchuldigung des Angeffagten iſt nicht geeignet, ber 
That die Merkmale des Diebftahles zu nehmen, ba ſich mit dem 
prätenbirten Befige des Rechtes, Klaubholz zu fammeln, das Recht, 
friſch geſchlagene Bäume ſich zuzweignen ober gar Bäume zu fällen, 
nicht vereinbaren und eben fo wenig mit dem Rechte des Streu— 
bezuges das Abäften ganzer Bäume vereinbaren oder verwechfeln läßt." 


Nr. 345.. 


Unterfchieb zwifchen den UWebertretungen des 8. 335 
um 431 St. ©. 2. 
Gaffr. Enti$. v. 26.Hngaf 1053, 3,8014. (8. G. Sta.) G. 3. 1008, 


A wurbe nad 8. 335 des St. ©. B. verurtheilt, weil er 
wiffentlich eine kranke Kuh geſchlachtet und das Fleiſch zum Genuffe 
verfauft Hat. Der oberfte Gerichtöhof gab feiner Nichtigfeitsbe- 
ſchwerde ſiatt und wendete den F. 431 des St. ©. B. an: 

„Es ift nicht erfichtlich, daß Jemand von dem Genufle des 
Fleiſches ber geſchlachteten Kuh erkrankt fei oder irgend einen Nach— 
theil an feiner Gefundheit erlitten Habe. Da nun eine Handlung 
ober Unterlaffung, deren Gefährlichkeit fr das Leben,, bie Gefund« 
heit ober körperliche Sicherheit der Menſchen erkennbar war, nur 
dann eine Mebertretung ober ein Vergehen nad $. 335 begründet, 
wenn daraus eine körperliche Beſchädigung ober fogar der Tod eines 
Menſchen wirklich erfolgt ift, fo ift die dem A zur Laft gelegte That 
unrichtig biefem Oefegesparagrafen unterzogen, fondern es hat viel- 
mehr der $. 431 St. ©. B. Anwendung... . .* 
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Nr. 346. 
Beleidigung eines nicht uniformirten Finanzwach- 
mannes. 
. €. 8. Entfd. v. 26. 853, 3. 8628. (8. ©. Trieſt) ©. 3. 
Ber. €. $. Eutſch. v. 26 Sauna 8 @ ieſt) ©. 3. 


„Die Anorbnung, daß Finanzwachen, wenn fie ihren Dienft 
verrichten, immer bie Uniform tragen follen, bezwedt nur, felbe 
leichter Jedermann Tenntlic zu machen; auf die Strafbarfeit einer 
gegen fie unternommenen Handlung hat das Nichttragen ber Uniform 
keinen Einfluß, ſobald fie von Jenen, welcher diefe Handlung gegen 
fie unternahm, als Wade erkannt worben find." 





Nr. 347. 
Gewaltthätigfeit gegen obrigkeitliche Perfonen: „Bes 
— oder Verwundung.“ 
Verw. €. 9. Entf. v. 26. Auguſt 1853, 3. 8700. (2. ©. Ruttenberg. 
deuten Fe Fe ® 
(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 

Die Staatsanwaltſchaft machte gegen ein Straferkenntniß gel- 
tend, baß, obwohl ber im Vollzuge feines Dienftes angegriffene dir 
nanzwachauffeher B bei biefer Gelegenheit an feinen Stleivern „ber 
fhäbigt“ wurbe, dennod nicht die Strafe nad) dem zweiten Abſatze 
des 8. 71.1. Th. (8. 82) St. ©. B. bemeſſen wurde. Der oberfte 
Gerichtshof verwarf diefe Beſchwerde: 

„Der höhere Strafgrad nach dem 2. Abſatze bes 8.711. Th. (8.82) 
des St. ©. B. hat dann einzutreten, wenn ber Widerſtand mit Waffen 
geſchehen ober mit einer Beſchädigung ober Verwundung begleitet 
war. Durch diefe Aufzählung der Fälie des höheren Strafſatzes ift 
Mar angeventet, daß das Geſetz ber körperlichen Sicherheit der ben 
Öffentlichen Auftrag vollziehenden Amtsperfon einen größeren Schuß 
verleihen wollte, daher auch das Wort: „Beſchädigung“ fih nur auf 
die Zufügung eines Yörperlichen Uebels, nicht aber auf einen fonft 
zugefügten Schaden bezieht. Bei dieſem ausgefprodenen größeren 
Schutze konnte es das Gefe nicht bei dem Ausbrude „Berwundung” 
bemenben laſſen, ba außer einer Berwunbung auch andere körperliche 
Beihädigungen eintreten Können, welche bann von biefem höheren 
Straffage ausgeſchloſſen wären.“ 
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Nr. 348. 
Aerztliche Unzeigepflicht: Pro consilio gerufener Arzt. 
Berw. €. $. Eutſch. 0.26. Sugar ss 1858, 3, 9799. C. G. Dil) ©. 3. 


nDer nad) 8. 359 des St. ri 2. verpflichtet Aerzte, Wund⸗ 
ärzte zc. in jebem falle, wo bei einer Krankheit, Verwundung, Ge⸗ 
burt ober Tobesfall ver Verdacht eines Verbrechens, Bergehens ober 
einer durch Andere herbeigeführten gewaltfamen Verlegung eintritt, 
zur unverzüglichen Anzeige, und erklärt bie Unterlaflung berjelben als 
eine Uebertretung. 

Nach dem Wortlaute dieſer gefeglihen Beſtimmung erfcheint 
der von dem Beſchwerdeführer A zur Geltendmachung ber Nichtig- 
teit des Urtheiles angeführte Grund, daß die anfänglich mahrgenom- 
menen Berlegungen nur in bie Claſſe ber leichten gehörten unb daß 
ihm fohin feine Verpflichtung zur Anzeige nicht vorgeſchwebt habe, 
nicht haltbar, inbem felbft bei leichten Verlegungen, in foferne jelbe 
auf gewaltſame Weife erzeugt wurben, für den Arzt und Wunbarzt 
biefe in dem Geſetze ausgeſprochene Pflicht eintritt, und bie bei dem 
Erkrankten, P, wahrgenommenen Berlekungen, ba felbe ſichtbare 
Merkmale nad; ſich gezogen haben, den Schluß einer gegen ihn ge- 
übten Gewalt allerdings zuließen. 

De nun ber 8. 359 des St. ©. B. ausbrüdlic bie Erſtat- 
tung der unverzüglichen Anzeige ben Aerzten und Wundärzten zur 
Pflicht macht, da ferners von dem Beſchwerdeführer, obwohl berfelbe 
ſchon am 3. Februar 1853 den P verlegt fand, erſt am 10. Fe 
bruar 1853 die Anzeige in Gemeinfcaft mit dem Wundarzte C 
erftattet wurde, fo hat auch das Landesgericht mit ganz richtiger An- 
wenbung bes Geſetzes (8. 359 bes St. ©. B.) die Uebertretung 
gegen bie Sicherheit de Lebens als vorhanden angenommen, wobei 
der Umftanb, daß Beſchwerdeführer bloß pro consilio berufen wurbe, 
teine Wenberung herbeiführen Tann, indem das Gefe nicht bloß dem 
behandelten Arzte, fonbern den Aerzten überhaupt die Pflicht zur 
unverzüglichen Anzeige auferlegt.“ 


Nr. 849. 
Ausſchließung des Wahrheitsbeweiſes bei Beſchimpfungen. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 1. an 8526. (2. G. Wr.⸗Neuſtadt.) 
Bei öffentlichen Beſchimpfungen wirb von ber Zuläffigfeit des 
Beweifes der Wahrheit im $. 496 des St. ©. 8. nichts erwähnt.“ 
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Nr. 350. 


Felddiebſtahl durch Viehauftrieb: Dolus. 
ir. Entſch. v. 1. Sept. 1058, 3.8535. (8. 6. Rovigno.) ©. 3. 1853, 


„Nicht jeven unberehtigten Bieheintrieb in frembe Grund- 
e will das Geſetz als Diebftahl angefehen und beftraft haben; 
ft diefes in den $. 60, 63 und folgenden des Forftgefeges vom 
December 1852 bezüglich auf Wälder ausgeſprochen, und ebenfo 
die dur Beweidung fremder Wälder verurfachten Beſchädi— 
gen in ber Regel nad; ben befonberen hierüber beftehenben Vor— 
ften zu behandeln. 

Wenn der Caffationshof in einem beſonderen Falle eine Hand- 

biefer Art für Diebftahl erklärt Hat, fo geſchah es, weil in 
m erwiefen vorlag, daß der Eintrieb des Viehes in ven frem- 
Grund gerade mit der zum Diebftahle erforberlichen böfen Abficht, 
lich mit der, ſich fremdes Gut feines Vortheiles wegen zuzueignen, 
bt worben war. 

Im vorliegenden Falle hat aber das Landesgericht ſich nicht 
jefprochen, daß es als erwiefen annimmt, A habe gerade mit 
re Abficht gehandelt; es ift nicht fihergeftellt, ob der Eintrieb 
Viehes in den Grund bed B wirklich mit Willen und Willen 
A erfolgt fei. In ber als erwiefen angenommenen That: der A 

dem B etwas Gras mittelft Beweidung bes Grundftüdes des» 
n entzogen, find die Merkmale eines Diebftahles noch nicht enthalten. 

Der Ausſpruch des Landesgerichtes, der ſchon biefe Handlung 
Diebftahl erflärt, mußte daher als nichtig aufgehoben werben.“ 


Nr. 351. 


senbeleibigung oder erlaubter Ausdruck der Gering- 
ſchatzung? 


v. €. H. Eutſch. v. 1. ae EN ®. 6. Zuaim.) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


„Im dem . . Factum, daß bie A ber Dienfimagd bes 
vatflägers B Tebiglich die Worte fagte, „fie folle ſich paden, für 
e Nachbarn fei fein Waffer vorhanden“, liegt feine Beſchimpfung 
Klägers und feiner Familie, fondern höchſtens eine Gering- 
zung, welche bie Uebertretung bes F. 496 des St. ©. B., wozu 
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ein Ausbruch in Schimpfworten, d. i. eine bie Ehre verletzende Be 
nennung erforderlich wird, nicht begründen kann und fi) aud nicht 
unter ben auögebehnten Begriff der Ehrenbeleidigung nad $. 1339 
des B. ©. B. ſubſumiren läßt, da jede Ehrenkränkung die Bei- 
legung von die Ehre verlegenden Mängeln erheiſcht.“ 


Nr. 352. 


Curpfuſcherei: Behandlung von Leichdornen, Froftbeulen, 
eingewachjenen Nägeln, 
Bern. €. 9. Eutſch. d. 1. u N E. G. Bin) 6.3. 


„Es Tann Niemand bezweifeln, daß Leichdornen, Froftbeulen 
und eingewachfene Nägel, wenn auch feine eigentlichen inneren Krant- 
heiten, doch jedenfalls ſolche äußerliche Gebrechen des menſchlichen 
Körpers find, deren Behandlung mindeſtens chirurgiſche Kenntniſſe 
erforbert, durch deren Nachmweilung bie behördliche Konceffion zur 
Behandlung folder Gebrechen erworben werben muß, da der Schuß 
des Gefeges für die Sicherheit des menſchlichen Lebens eben darin 
liegt, daß Niemand, ohne einen ärztlichen Unterricht und eine gefet- 
liche Berechtigung zur Behandlung von Kranken, als Heil- oder 
Wundarzt, erhalten zu haben, eine ſolche Krankenbehandlung gewerbs- 
mäßig ungeftraft ausiiben darf.“ 


Nr. 353. 
„Gewohnheits“⸗Diebſtahl. 
€. $. v. 1. Geht. . 927. (8. 6. Bien.) 6. 3. 
Verw. €. 8. Eutſch. d. 1 1 5 @. 6. Bien) 6. 3. 


Der wegen Diebftahl dreimal geftrafte A wurde des Gemohn- 
heitsdiebſtahles ſchuldig erklärt. Der oberfte Gerichtähof gab feiner 
Nichtigkeitsbeſchwerde Folge: 

„Die (vorliegenden) Umftände können offenbar nicht hinreichen, 
den A als einen Gewohnheitsdieb zu bezeichnen, da weber die früher 
verübten Diebftähle fo zahlreich, noch feine breimaligen Abftrafungen 
wegen Diebſtahls, wovon die legte und ſchwerſte am 25. Februar 
1850 erfolgte, don der Art waren, daß man mit Grund behaupten 
önnte, er habe ven ihm num zur Laft gelegten Diebftahl einer Saduhr 
bloß aus Hang und Gewohnheit zum Stehlen verübt, und dieß um fo 
weniger, als er nicht nur vom Jahre 1843 bis 1850 feines Dieb- 
ftahles beſchuldigt wurde, fondern auch feit feiner letzten Abſtrafung 
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im Jahre 1850 zwei Jahre verfloffen find, ohne daß ihm, fo viel die 
Acten darthun, ein Diebftahl zur Laft fiel, mas mit der Annahme 
einer Gewohnheit zum Stehlen nit wohl in Einklang zu bringen 
wäre, er vielmehr ohne Gelv- und Subfiftenzmittel am 22. April 
d. 9. bieher kam, daher allem Anſcheine nad durch Noth zum 
Stehlen beftimmt worden fein bürfte, wozu fih ihm bie Gelegenheit 
aus fremder Nacläffigfeit darbot; menigftens hat das Lanbeögericht 
nit als erwieſen erklärt, daß er feine Rh hatte, und baher nicht 
durch dieſe zum Stehlen beftimmt wurde. 

Hieraus ergibt ſich, daß der A nicht als Gewohnheitsdieb an- 
gefehen werben koͤnne, und daß der ihm nun zur Laft fallende Dieb- 
ftahl einer Taſchenuhr per 40 fl. &.-M. durqh unrichtige Auslegung 
des Geſetzes dem $. 176 bes St. ©. B. unterzogen wurde.“ 


Nr. 354. 
Meuchelmord: „tückifch”. 
Bern. C. 9. Entig. u. 4. Sept, 1858, D, 8013. G. Krems.) ©. 3. 


„Nachdem das Landesgericht in factif—her Beziehung als er 
wiefen angenommen hat, daß A bie That tüdiſcher Weiſe vollbracht 
habe, worin nach $. 135 das unterfcheibende Merkmal bes Meu- 
helmorbes liegt, fo ergibt fi, daß das Landesgericht auch in ber 
Bezeichnung der That das Gefeg richtig anwendete, was um fo we ⸗ 
niger zu beanflänben fein bürfte, als die Lage ver Getöbteten, ber 
Mangel irgend eines Widerftandes von ihrer Seite, ber Um- 
fand, daß bie Getöbtete im Zuſtande vollkommener Sorgloſig · 
feit, ohne daß ein Zwiſt ober eine Drohung vorausgegangen 
wäre, von dem Thäter angefallen wurde, ohne daß fie eines ſolchen 
Angriffes ſich verſehen ober ſolchen abwehren Tonnte, und fein eige 
nes Geftänbnig die tückiſche Weiſe unverkennbar entnehmen läßt, 
womit er bie That verübte, ba er felbft angibt, daß weder an die⸗ 
fem Tage noch am Borabende zwifchen ihnen ein Streit beftand und 
feine Schwefter von ihm abgewendet nicht bemerken konnte, daß er 
den Krampen zum töbtlihen Schlage aufhob, ber fie zu Boden 
ſchmetterte.“ 
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Nr. 355. 


Curpfuſcherei und unbefugter Verkauf von Arzneimitteln 
von Seite eines Parfumeurs. 
Ber. €. H. Entf. v. 9. 2 R. 6. Trient) ©. 3. 


Der Parfumeur A wurde nad) $. 343 und 8.354 St. G. B., 
verurtheilt, weil erwieſen wurbe, baß er gewerbsmäßig Heilmittel 
für innerlie und äuferlihe Gebrechen an Kranke bargereiht und 
weil unter ben von ihm verfauften Subftanzen auch Arzneimittel be» 
griffen waren. In der Nichtigkeitöbefchwerde führte A an, er beſitze 
das Patent eines Parfumenrd und fei daher auch bereditigt, alle 
jene Präparate zu verkaufen, welche in die Sfäre biefer feiner Ge— 
werbthätigfeit gehören, wären fie auch befonderen beſchränkenden Vor⸗ 
ſchriften unterworfen. — Der oberfte Gerichtshof vermarf dieſe Be— 
ſchwerde und bezog ſich auf die Gubernialeirculare von 11. April 
1816, vom 11. Auguft 1822 und vom 25. Auguft 1825. 


Nr. 356. 


Beſchimpfung; Bedrohung mit Mifhandlung; „vor 
mehreren Leuten", 
Berw. €. H. Entfä. v. 9. et,insn, 3, 80m. (8. 6. Königgrütz) ©. 3. 


Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, daß, als 
Angellagter A zu bem Paftor B megen Zahlung eines für gelie- 
ferte Maurerarbeit ausftändigen Betrages kam und folhe ihm ver- 
weigert wurde, er gegen benjelben in Gegenwart feiner Angehörigen 
und bes Dienfigefindes bie Worte: „Du verfluchte Seele!“ vor 
brachte, daß er ihm, dann mit aufgehobenen Händen drohte und ihn 
von einem Zimmer in das andere verfolgte. 

Diefer Thatbeftand enthält unwiderlegbar alle in dem 8. 496 
des St. ©. B. zur Conftatirung ber Uebertretung gegen bie Sicher- 
heit der Ehre erforberlihen Merkmale, indem durch bie erwähnten 
orte, welche den gemeinften Fluch enthalten, eine um fo empfind- 
lichere Antaftung der Ehre des Privatanflägers herbeigeführt wurbe, 
als diefer der Seelforger bes Angellagten ift, dem berjelbe zur Ehr- 
furcht verpflichtet war. 

Da nun diefe Beihimpfung nicht nur in Gegenwart der An- 
gehörigen, ſondern aud des Dienftgefindes des Paftors B, fohin vor 
mehreren Perſonen unter rohen Ausbrüchen des Zornes ftattfand, fo 
Tiegt in diefer Handlung allerdings bie in dem 8. 496 des St. ©. B. 
enthaltene Webertretung gegen die Sicherheit der Ehre, indem das 
Gefeg. nicht nur dann, wenn bie Heleidigung öffentlich geſchieht, 

Strafrechtliche Entfheldungen, 15 
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fondern aud in jenen Fällen, wenn biefelbe in Gegenwart mehrerer 
Perſonen erfolgt, biefelbe als eine Uebertretung erklärt, wobei das 
Geſetz nicht unterfcheidet, ob dieſe Perfonen fremd waren ober in 
einem Abhängigkeits-Verhältniſſe zu dem Beleivigten ftanden. 

Ebenfo ift auch darin, daß Angeflagter dem Paftor mit aufs 
gehobenen Händen drohte, bie erwähnte Webertretung enthalten, da 
diefe Bedrohung mit Mißhandlungen von ſämmtlichen Anweſenden 
wahrgenommen wurde, fohin bie durch Geberden erfolgte Drohung 
ebenfo, als wenn fie laut ausgefprochen worden wäre, zur Kenntniß 
aller Anweſenden gelangte.“ 


Ar. 357. 
Schimpfworte zur Notwehr? 
Verw. €, H. Entſch. v. 9. Sat, nr BT (8. 6, Krems.) 6. 3. 


„Es begründet die von dem Sanbesgerichte als erwieſen an« 
genommene heftige Gemüthsbewegung, in welder ber Augeklagte A 
handelte, nämlich der Zorn, in welchem er durch die vom B ver- 
weigerte Ausfolgung der Magazinsſchlüſſel verfegt worden fein mag, 
weder ben Entſchuldigungsgrund des 8. 2 sub c noch jenen sub g; 
nicht erfteren, weil die durch den Zorn hervorgebrachte Seelenftörung 
nit von ber Urt geweſen fein konnte, um zu behaupten, er habe 
die That in einer jede Zurechnung ausſchließenden Sinnesverwir- 
ung verübt, ba er fid feiner That, ber ausgeſtoßenen Schimpf- 
worte, und aller begleitenden Umftände vollfommen bewußt blieb, 
daher von einer die Freiheit des Handelnden ausſchließenden Sinnen- 
verwirrung feine Rede fein kann, nicht Letzteren, weil nad) dem von 
dem Landeögerichte angenommenen Thatbeftande feine Handlung we⸗ 
ber durch unwiderſtehlichen Zwang, noch in Ausübung gerechter Noth- 
wehr gefchehen ift, da der Zorn, der ihn hinriß, ben B mit ver- 
letzenden und entehrenden Schimpfivorten vor mehreren Leuten zu 
belegen, offenbar keinen folhen Zwang hervorbringen Tonnte, der ihn 
unwiderſtehlich zur Beſchimpfung des B nöthigte, oder aud nur in 
eine ſolche Beftärgung, Furcht oder Schreden verfegte, daß er nicht 
wußte, was er the, und ein Angriff von Geite des B auf Leben, 
Freiheit ober Vermögen bes Angellagten ober anderer, ber eine 
Gegenwehr hätte veranlaflen Können, gar nicht Statt fand, und ber 
Gebrauch von Schimpfworten an fih als eine BVertheibigung ober 
Gegenwehr nicht angefehen werben Tann,“ 


m. ⸗ 
— —— FF 


7) — 
HU. 48. — 227 — 
m. abb6.V 0 
Vollbrachter — oder — berfuihet Betrug? Gebrauqh 
einer verfäljchten Urkunde im Procefje. 
Berm. C. 5. Catih. ». 10. Sept. 1659, 3, 078. . ©. Zalan) ©. 3. 


nDas Landesgericht hat ale erwiefen angenommen, baß 
A bem an bie Orbre des B auögeftellten, in drei Monaten zahl« 
baren Primawechſel dd. Trieft den 6. Februar 1846 per 227 fl. 
die Worte: „empfangen B“ ohne Wiſſen und Willen des Letzteren 
beigefegt und dieſen Wechſel, fowie das nachgemachte Acquit im 
Nechtöftreite des B wider ihn puncto Zahlung von 346 fl, durch 
Einfendung desſelben an den zur Gtreitführung bevollmächtigten 
Rechtsfreund in der Abſicht benügt habe, um bie bereit® erfolgte 
Einlöfung des Wechſels wahrſcheinlich zu machen, und den Nichter 
bei der Entſcheidung des bießfälligen Procefjes zum Nachtheile des 
B irrezuführen. 

In diefem Sachverhalte liegen alle Kriterien, welche das Geſetz 
(8. 197 St. ©. 2.) zum Thatbeftande des Betruges erheifcht .... 

Durch die dem A zur Laft gelegte Handlung war feinerfeits 
alles gefchehen, was zur Onalification derfelben als Betrug nad) dem 
Geſetze erforderlich war; es ift nämlich in biefer Beziehung ganz 
inbifferent, welchen Gebrauch fein Vertreter von den falfchen Acquit 
in dem Procefje gemacht habe, ob biefer Gebraud geeignet mar, 
nad den Vorſchriften der Civilprocegorbnung eine Berüdfichtigung 
des Falfificates herbeizuführen, ob das Gericht dasſelbe als beweis— 
kräftig angefehen, und ob basfelbe auf eine Entſcheidung bes Pro- 
ceſſes Einfluß gehabt Habe oder nicht; denn ter 8. 197 bes 
St. ©. 8. fordert nicht, daß bie Sereführung. gelungen,. und daß 
die Zufügung bed beabfihtigten Schadens erfolgt jei." 


uN 


Nr. 339. 


Betrug: Verlauf und Verpfändung werthlofer Forbes 
rungen; Beeintrichtigung eines eivilrechtlich aberkannten 
echtes. 
Verw. €, H. Eutſch. DR 1, 
Der Verlauf von werthlofen Privatſchuldverſchreibungen au 
porteur — im vollen Bewußtſein der Werthlofigkeit derſelben — 
wurde als ein vollbrachter, und das Beſtreben, gegen Verpfändung 
folder werthloſer Papiere ein Darleihen aufzunehmen, als ein ver- 
ſuchter Betrug anerkannt, „wenn nämlich nur die größere Vorſicht der 
16* 


943, (2. G. Troppau.) 
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Darleiher und das Mißtrauen, welches fie in den Werth dieſer Pa— 
piere ſetzten, ber Grund war, daß ber gefpielte Betrug nicht gelang." 

Die Einwendung des Angeklagten rüdfichtlih des ihm zur 
Laft gelegten Betruges (veräbt an B), baß bie Forderung des B 
nicht mehr im ſtrafrechtlichen Wege ven Gegenfland der Verantwor- 
tung bilden könne, weil dieſem feine Forberung bereits im Civilrechts- 
wege aberfannt worben ift, erflärte ber oberfte Gerichtshof „als 
nicht berüdfichtigungswirbig, ba die civilredhtlihe Trage von ber 
ſtrafrechtlichen ftrenge getrennt ift“. 


Nr. 360. 


Meineid: Negirung von nur in einem Nebenpunkte 

(Datum) unvihtigen Behauptungen. Strafzumeſſung 

bei Anwendung des richterlichen Strafumwandlungs⸗ 
rechtes ($. 55 ©t. ©. B.). 


Berw. €. 8. Entfd. d. 15. Echt. 1853, 3. 9623. (8.6. Trient) 6.3. 
o 3.1 Ga gm (RO rt) 03 


„Das in ber Eivesformel als der Tag des empfangenen Dar- 
lehens aufgenommene Datum vom 25. Februar ift ein ganz außer» 
wefentlicher Umftand; denn ob ber A das Darlehen an biefem Tag 
oder am barauffolgendem 26. Februar (wie ſich aus ber Berhand- 
lung ergab) empfangen habe, entſcheidet Nichts; es kommt Hauptfäch- 
lid) nur darauf an, ob der A das fragliche Darlehen erhalten und 
zur Nüdftellung desſelben am Märzmarkte ſich verpflichtet habe; 
diefe Umftände hat er mit feinem Eide verneint, und ber Eid bleibt 
falſch, ohne alle Rückſicht auf das Datum des erfolgten Darlehens." 

Die Auslegung des $. 55 St. ©. B. in dem Sinne, daß, 
wenn aus Fanilienrädfihten eine Strafverfhärfung nad $. 55 ver- 
hängt werde, die Strafe unter das geringfte Ausmaß herabgeſetzt 
werben müffe, erflärt ber oberfte Gerichtshof als irrig. 

Die Frage, ob aus Rüchſicht auf die Familienverhältniſſe die 
Dauer der Strafe, foferne fie nach dem Geſetze fünf Jahre nicht 
überfteigt, abgekürzt und durch eine Verſchärfung erfetzt werben foll, 
ift der freien Beurtheilung ber Nichter dergeſtalt überlaffen, baß 
ihnen zufteht, ſowohl innerhalb des gefeglichen Strafiages, als auch 
unter bem geringften Ausmaße die Dauer der Strafe abzufürzen 
und buch Verfhärfung zu erfegen, wie aud der Wortlaut bes 
$. 55 felbft gar feinen Zweifel übrig Täßt, indem es barin heißt: 
„8 lann bie Strafe felbft unter ſechs Monaten abgekürzt werben." 
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Nr. 361. 


Anwendung des $. 525 St. ©. B. auf daſelbſt nicht 
ſpeciell aufgezählte Fälle. 
Eaffir. Eutſch. v. 22. Sept, — & san (% G. Salzburg.) ©. 3. 


Bom Zahnarzt A wurde an ber B während ber Narkofe eine 
Unfittlichleit begangen und von ber B angezeigt. A, deßhalb ber 
im 8. 269 II. Th. ($. 525) ©t. ©. B. bezeichneten Webertretung 
für ſchuldig erfannt, beftritt die Anwendbarkeit des citirten Geſetzes, 
welches ſich nur auf Unfittlichleiten beziehe, bie im Innern ber Fa- 
milie vorkommen. Der oberfte Gerichtshof erklärte dagegen: 

„Die im $. 269 II. Th. (8.525) St. ©. B. einzeln bezeich- 
neten Fälle beziehen fid allerdings nur auf Unfittlichfeiten, welche im 
Innern der Familie ſich zutragen. Allein biefe Fälle find nicht tara- 
tio, fonbern nur beifpieldweife angeführt, weil es begreiflicherweife 
wohl nicht möglih ift, alle Fälle von Unfittlichkeiten aufzuzählen, 
welche die öffentliche Sorgfalt beſonders in Anfprudy nehmen und es 
doch Fälle geben. Tann, wo bie öffentliche Sittlichfeit ebenfo ſehr, 
wo nicht in höherem Grabe, als in ven im 8. 269 II. Th. 
(8. 525) bezeichneten einzelnen Fällen verlegt wird, und weil im 
$. 245 II. Th. (8.500) St. ©. B. ver Begriff einer Berlegung ver 
Öffentlichen Sittlichleit nicht bloß auf Handlungen, welche an ſich öffent- 
liches Aergerniß und Abſcheu zu ermeden fähig find, beſchränlt, fon 
dern aud auf Handlungen ausgedehnt ift, welche nach ihrer Eigen» 
ſchaft zur Verbreitung des Sittenverberbniffes beitragen, wie auch 
auf ſolche, womit Unorbnungen und Ausfchweifungen als gewöhnliche 
Folgen verbunden find. 

Die Auffaffung des 8. 269 ($. 525) St. ©. B. in dieſem 
ausgebehnteren Sinne findet auch in den Eingangsmworten besfelben 
ihre Anwendung, ba aus benfelben ber Wille des Geſetzgebers er- 
Yannt werben Mann, daß alle größeren Unfittlichleiten auf Verlangen 
Het Betheiligten von ber Obrigkeit unterſucht und beftcaft werben 
jollen.* 





Nr. 362. 

Ehrenbeleidigung: Deffentliche Beſchimpfung eines uns 
tergeorbneten Beamten durch feinen Vorgefegten. 
Bern. €. 6. Eutſq. v.22. Sept, 1959, 2,9020. (©. Rovigne) ©. 3. 

, Nr. 158, 


Bei Berwerfung ber Nichtigleitsbeſchwerde des ber Webertre« 
tung der Ehrenbeleidigung nad) $. 496 St. ©. 2. ſchuldig erfann- 
ten A fprad) der oberfte Gerichtshof aus: „Wäre auch wirklich das 
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Benehmen des B rügenswerth und A als deſſen Vorgeſetzter beru- 
fen gewefen, ihm bie Rüge hierüber zu ertheilen, fo burfte biefes 
doch nur in anfländigen, gemeffenen Ausbrüden gejchehen, von einer 
folgen Ruge aber kann im vorliegenden Falle um fo weniger bie 
Nee fein, ba B gar nicht gegenwärtig war, als A ſich über deſſen 
Verhalten ausfprad. 

Auch das Mißfallen, ja das Wergerniß, das A über das öfter 
erwähnte Benehmen empfunden haben will, berechtigte ihm noch nicht, 
felben mit Schimpfworten zu belegen.“ 


Nr. 363. 


Mißbrauch der Amtsgewalt — oder — unbefugte An⸗ 
maßung einer Solchen? 
Safft. Cntig. ». 2. Sept. 1889, 3,900. 6. Win) 6. 3.188, 


„Yon einem Mißbrauche der anvertrauten Gewalt Tann im 
vorliegenden Falle nit wohl die Rebe fein, weil... . ber Ge- 
genftand des fraglichen Verbotes weber in ben natürlichen noch in 
den übertragenen Wirkungsfreis eines Gemeindevorftandes fält. 

„Cine bürgermeifterlihe Gewalt, den Gemeindeglievern die Be- 
theiligung an einer Licitation zu befehlen ober zu unterfagen, befteht 
nicht, das Abhalten berfelben von einer Lieitation kann daher wohl 
als eine unkluge, des öffentlichen Vertrauens und ber Stellung des 
Bürgernteifterd unmürbige Geltendmachung feines Anfehens erjchei- 
nen, nie aber als kraft feiner Anıtögewalt geſchehen, und als Mik- 
brauch berfelßen dem St. ©. B. $. 101 unterzogen werben," 


Nr. 364. 


Beleidigung öffentlicher Beamten (Diener): Vorwurf 
der Parteilichkeit. 
Bern. C. 5. Entjh. 0. 22. © k 1859, 2, 9006. E. ©. Bien) ©. 3. 


m Das Bezirksgericht hat als erwieſen angenommen, daß A bei 
Selegenheit einer gegen feinen Schuldner B vorzunehmenden Pfän- 
dung vor mehreren Perfonen gegen bie Gerichtsabgeorbneten, welche 
er durch Auffehen erregende Herbeiholung von Poligei-Affiftenz zur 
Bornahme der Pfändung gleihfam zwingen wollte, ohne irgend einen 
vernünftigen Grund ven Verdacht der Parteilichkeit für ven Executen 
ausſprach. Das Landesgericht hat denſelben Thatbeftand zu Grunde 
gelegt, in welchem eine wörtliche Beleivigung von Perfonen in Boll- 
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ziehung eines äffentlihen Auftrages nicht verfannt merben Tann 
(8. 312), denn ber Ausorud: „es ſcheine dieß,“ ben Angeklagter 
gebraucht haben will, enthält eben bie Vermutung, d. i. ben für 
einen Gerichtsvollzieher ehrenrührigen Verdacht.“ 


Nr. 365. 
Diebftahl der eigenen, aber verpfändeten Sache. 
Galfr. Entfh. v. 0. Ep. 1053, 3, 991. @. G. Bohen.) ©. 3. 100, 


A und C murben von ber Anlage wegen Verbrechens bes 
Diebſtahls freigefprochen, dieſes Urtheil auf die Nichtigleitsbeſchwerde 
der Staateanwaltfchaft vom Caſſationshof aufgehoben, und biefelben 
bes bezeichneten Verbrechens ſchuldig erkannt: 

„Das Landesgericht hat für erwiefen angenommen, daß A und 
© frühen Morgens (4 Uhr) aus dem verfperrten Stalle der Wittwe 
B ein bem A gehöriges Pferd im Schätungswerthe von 120 fl. 
R.W., welches für D zur Dedung einer Forderung von 225 fl. 
R.W. am Tage vorher gerichtlich gepfänbet und gefhägt, und ber 
B in Verwahrung übergeben worden war, wiſſend, daß ſelbes ge» 
pfändet fei, nach Eröffnung des Stalles fortgeführt, ſomit der Ver- 
wahrerin B entzogen haben. 

Das Landesgericht erkannte jedoch in biefer Thatſache nicht 
das Berbrechen des Diebftahls im Sinne des $. 171 St. ©. B., 
weil A durch die Pfändung bes Pferdes nicht aufgehört habe, Eigen- 
thümer vesjelben zu fein, fohin basfelbe für ihn auch Feine frembe 
Sade, noch die Wittwe B als bloße Berwahrerin im Sinne ver 
88. 958 und 968 bes a. b. G. B. im Beſitze des Pferdes geweſen 
fei, folglich nicht behauptet werben könne, daß A vereint mit CO eine 
fremde Sache, und zwar aus bem Befige eines Andern entzogen 
habe. Allein dieſe Auffaſſung entfpricht weder in der einen, noch 
in der andern Beziehung dem Sinne des Geſetzes. 

Nach 8. 354 des a. 6. ©. B. beſteht das Eigenthumsrecht in 
den Befugniffe, mit der Subftanz und ben Nutungen einer Sache 
nad Willtür zu ſchalten und jeden Audern davon auszuſchließen. 

Diefes freie ausſchließliche Verfügungsrecht gehört baher we · 
fentlich zum Begriffe des Eigenthumsrechtes, es ift ein unmittelbarer 
Ausflug desfelben. Durch die erfolgte Pfändung bes Pferdes und 
Uebergabe vesfelben in die Verwahrung ver B ift aber A aus dem 
Befige des Pferdes gefegt und von dem freien Verfügungsrechte 
ausgeſchloſſen werben; denn es haftet das Pferd als Pfandobject, 
fowie der Preis desfelben dem Pfandgläubiger infolange, bis er 
daraus feine Befriebigung erlangt, und es Tann daher nicht mehr 
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behauptet werden, daß das gepfändete Pferd ſeine eigene, d. i. frei 
disponible Sache war, es hat vielmehr die Natur einer fremden 
Sache im Sinne des 8. 171 des St. ©. B. angenommen. 

Der Geſetzgeber felbſt gibt dieſes deutlich dadurch zu erkennen, 
daß er im $. 183 des St. ©. B. die von dem Gläubiger gepfän> 
deten und in Verwahrung des Schuldners felbft belaffenen Sagen 
als ein dem Letzteren anvertrautes Gut, und fomit die Borenthal- 
tung oder Zueignung dieſes Gutes von Seite des Schuldners, wenn 
es den Betrag von 50 fl. überfteigt, als das Verbrechen ver Ber- 
untreuung erflärt, benn bei der Veruntreuung wirb ebenfo wie bei 
dem Diebftahle eine fremde Sache vorausgefegt, und betrachtet das 
Geſetz die gepfänbete und dem Schulbner ſelbſt in Verwahrung be⸗ 
laſſene Sache als eine fremde, fo muß dieß um fo mehr ber Fall 
fein, wenn die gepfänbete Sache einer britten Perfon in Berwah- 
zung übergeben worben ift. Es läßt ſich auch nicht annehmen, daß 
der Schuloner, wenn er bie gepfänbete, jebod in feiner Verwahrung 
belaffene Sache ſich zueignet, wegen Veruntreuung beftraft, wenn er 
fih dagegen bie gepfänbete einer britten Perfon in Verwahrung 
übergebene Sache zueignet, ſtraflos fein foll, da dieſe Handlung doch 
gewiß als ftrafbarer erſcheint. 

Es unterliegt demnach keinem Zweifel, daß das gepfänbete 
Pferd, welches A und C aus dem Stalle ver B fortgeführt und ſich 
auf diefe Weife zugeeignet haben, als eine fremde Sade im Sinne 
des 8. 171 des ©t. ©. 2. zu betrachten kommt. 

Es Tann aber ebenfo ſicher behauptet werden, daß fie das 
Pferd aus dem Befige eines Andern entzogen; denn es handelt fid, 
dabei nicht um ben civilrechtlichen Beſitz, ber eines Rechtstitels zum 
Befige bedarf, oder um die Inhabung einer Sache, mit dem Wilen, 
felbe als die feinige zu behandeln, fondern es handelt fid, wie bis⸗ 
ber ftet8 anerfannt wurde, um bie bloße Gewahrfame, ober um bas 
phyſiſche Berhättniß einer Perfon- zur Sade, weldes ihr möglich 
macht, darüber zu [halten und Andere davon auszufchließen. 

Daß nad; diefer Auffaffung die B als britte Perfon ſich im 
Befige des ihr in Verwahrung übergebenen Pferdes befand, kann 
denmach und zwar um fo minber bezweifelt werben, wenn man das 
ihr in Verwahrung übergebene Pferd ebenfo als fremde Sache be- 
teachtet, wie wenn es dem Schuldner Kin a® Berwahrung anver« 
traut worden wäre, 8. 181 des St. ©. 8 
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Nr. 366. 
Unberechtigter Verkauf von „Heilmitteln“. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 6. a Ber (8. ©. Ruttenberg.) ©. 3- 


„Der Caffationshof erkennt nad mit dem k. k. Minifterium 
des Innern genommener Rüchſprache auf Grund des von der Wiener 
mediciniſchen Facultät abgegebenen Gutachtens vom 29. April 1845, 
daß die Zufammenfegung des Badner Liqueurs des Genthon nicht 
als eine ſolche anzufehen fei, welche ihm zu einem Arzneimittel quas 
Uficire, daher die Anwendung des $. 354 des St. ©. B. auf den 
Verlauf desfelben von felbft entfällt.“ 


Nr. 867. 


Thätige Rene: —— der le eines Lei⸗ 
ſtungstermines im Vergleiche. Außerordentliche Straf⸗ 
milderung bei Anwendung des $. 178 St. ©. B. 


Caſſitr. Entſch. v. 6. Oct, ———— E G. Wr.⸗Neuſtadt) ©. 3. 
3, Nr. 


nDer 8. 188 b des St. ©. B. fordert ausdrüdlich, daß, 
wenn ein folder Bergleid den Thäter firaflos machen fol, ſich dies 
fer verpflichtet haben muß, die Vergütung binnen einer beftimmten 
Zeit zu leiften. In dem vorliegenden Vergleiche ift aber ver Zeit 
punkt ber Entſchädigung nicht beftimnt, vielmehr vollfommen ber 
Willkür des Thaͤters anheimgeftellt, da ſich berfelbe lediglich ver- 
pflichtet Hat, die Entjdhädigung per 25 fl, C.-M. dann zu leiften, 
wenn er ben mütterlichen Erbtheil erheben wird, was er nun nad 
Belieben Jahre lang verfchieben, ja möglicher Weile ganz unter— 
laſſen kann. 

. . .. Bei dem Borhandenfein der bezeichneten erſchwerenden 
Umftände war das Landesgericht berechtiget, den Strafſatz zwiſchen 
einem und fünf Jahren anzuwenden, und wenn basfelbe ungeachtet 
diefer erſchwerenden Umftände nad) Zulaß des 8. 54 bes St. ©. 2. 
unter das mindefte gefegliche Ausmaß herabgegangen ift, und zur 
Rechtfertigung dieſes Beſchluſſes die Milderungsgründe aufgezählt, 
felbe als überwiegend und fo geartet erklärt hat, daß bie Befferung 
des Angelfagten mit Grund zu erwarten fei, fo Tann hierin fein 
Nichtigkeitsgrund gefunden werben.“ 
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Nr. 368. 


Eoneurrenz: Fäljchung einer öffentlichen Urkunde zur 
Verdeckung einer anderen Fäljhung? Dolus. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 6. od, 1689 — CE. G. Klagenfurt.) G. Z. 

, Kr. 149. 


nDer Finanzwacjauffeher A, welcher von einem ihm von einer 
Partei übergebenen Berzehrungsfteuerbetrage einen Theil für ſich be— 
bieft, in der Bollete nur den Reſt anmelvete und an's Steueranıt ab» 
führte, fobann die vom Steneramte ausgeftellte Zahlungsbeftätigung 
bieräber verfälſchte, nämlich dieſelbe auf bie ganze von der Partei 
erhaltene Summe abänderte und diefe verfälichte Empfangsbeftätigung 
der Partei zu ihrer Dedung einhändigte, wurde von dem Verbrechen 
des Betruges durch Fälfhung einer öffentlichen Urkunde freige- 
ſprochen, weil „ber Schwerpunkt des ftraffäligen Handelns des An- 
geflagten in der Irreführung des Amtes durch unrichtige Anmeldung 
der feuerbaren Gegenftände, durch die Abfuhr eines zu geringen 
Geldbetrages und Zueignung des Mehreren liegt, die nachträgliche 
Abänderung der ämtlich unterfertigten Bolleten hingegen nur als 
eine untergeorbnete Nebenhandlung betrachtet werden kann, welche 
das im 8. 199 lit. d St. ©. B. bezeichnete Verbrechen des Be— 
truges nicht begründet, indem auch 
Jemanden zu befhäbigen, erforderl 
nachträgliche Verfaͤlſchung der Bolle 
reits ausgeführte Befchaͤdigung zu t 





Nr. 3 


Compenſation vı 

Berw. C. 9. Eutſch. v. 13. Oct. 1858 
1853, Nr 

„Bei Ehrenbeleivigungen ift i 

als eine Erlöſchungsart der Strafbe 





Nr. 3 


Strafſatz für Gewı 
Gefft. Entf. v. 13. Det. 1858, 3. 1 
re. 


„Nach dem Wortlaute des 8. 
dem durch das Wörthen „aber” im 
zeichneten Gegenfage desſelben als 
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8. 178 kann es mit einem Nüdblide auf den $. 159 des früheren 
St. ©. B. keinem Zweifel unterliegen, daß auf jeden Gewohnheits- 
viebftahl, wenn berfelbe auch nicht weiter beſchwert ift, ber höchſte 
im 8. 179 enthaltene Straffag von fünf bis zehn Jahren anzu» 
wenden fei; eine Rechtsanſicht, welche ber oberfte Gerichts. und 
Caffationshof bereit8 in mehreren Fällen wiederholt ausgefprodhen 
hat, und vie auch von dem zur Auslegung ber Gefege in zweifel- 
haften Fällen berufenen k. k. Juftigminifterium laut deſſen Note von 
27. Jänner 1853, 3. 1016, getheilt wird.“ 


Nr. 371. 


Solidariſche Haftung der Mitſchuldigen für den 
Schaden. 
Bern. €. 9. Entfh. v. 197 Det, on 3,0800. E. G. Tri) 6. 3. 


Der Diebftahls » Mirfguldige C beſchwerte ſich auch darüber, 
daß er mit-A folidarifh zum Erfatze des abgängigen Belrages ver- 
urtheilt wurbe, 

Der oberfte Gerichtshof erklärte in diefer Beziehung: „Der 
Ausſpruch, dag C ſolidariſch mit A zur Erfagleiftung verpflichtet ift, 
erſcheint durch die Anorbnung des $. 1302 b. ©. B. vollfommen 
gerechtfertigt.” 


Nr. 372. 
Eoneurrenz der Uebertretung der Verabredung zur Preis: 
erhöhung mit der Webertretung der Satzvorſchriften. 


Ber. €. 9. . v. 18. Det, 1833, 3. 10419. (2. ©. Linz) G. 3. 
9 Euie IE, Re ih. ‘ u 63 


Die den Angeflagten zur Laft gelegte That beftanb darin, daß 
fie als Fleiſchhauer ſich verabreveten, das Fleiſch um 2 fr. höher 
als nad den Satzvorſchriften zu verfaufen und daß fie es auch wirk- 
lich um dieſen höheren Preis verfauften. Bon dem oberften Ge— 
richtshofe wurbe die Behauptung ber Angellagten, als könne die That- 
ſache ber Verabrebung, einen Fleifchfa zu überſchreiten, von ber 
Thatfache der Ueberſchreitung felbft billigerweiſe nicht getrennt und 
ihnen die Concurrenz von zmei ſtrafbaren Handlungen nicht zur Laft 
gelegt werben, da die Verabredung nur das Mittel zum Zwecke ber 
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jeitung des Strafſatzes ſei und mit dieſer als Vorbereitungs ⸗ 
ig in Eine That zufammenfalle, für unrichtig erkennt. 
‚&8 muß immer bie erfte von ber zweiten Handlung getrennt, 
Kann nidt in beiden Handlungen bloß die Ueberſchreitung 
tzvorſchriften erfannt werben, benn die Verabredung auf bie 
böhung wird nach $. 479 zur Uebertretung wegen ihrer ger 
m Beichaffenheit unter Gewerbsleuten, auf melde fi ber 
bezieht, während der Verkauf einer Waare über dem Preife 
eftinmten Satzes nur als eine Ueberſchreitung der Satvor- 
im polizeilichen Wege zu behandeln kömmt, ohne Rüdficht 
Eigenſchaft der Perſon, welche ſich diefe Ueberfchreitung zu 
n fommen läßt, und ohne Rüdficht auf eine vorausgegangene 
dung. Wollte man die Verabredung auf die Erhöhung bes 
rückſichtlich der Angeflagten als Gemerböleute als eine bloße Ueber- 
ig ber Satzvorſchriften behandeln, fo entgingen fie mit ihrer 
en Handlung nach $. 479 diefem Strafgefege, melden gegen- 
ie Ueberfäreitung der Satzvorſchriften nur als ein erſchwe- 
Umſtand zu berädfichtigen fömmt, und deßhalb auf die Bes 
feinen ober einen nur unmefentlihen Einfluß nimmt.“ 


Nr. 373. 
Nothwehr des Angreifers? 
5.5. Entf. v. 2. Bu, 3,96. @ G. Sehen) 6.3. 


die Nichtigleitsbeſchwerde des wegen Verbrechens ber ſchweren 
hen Beſchädigung verurtheilten A, welcher die Nothwehr gel- 
chte, wurde zurüdgewiefen, „weil die gerechte Nothwehr durch 
echtswidrigen Angriff auf das Leben, Freiheit oder Vermögen 
ift, Hier aber ber Angriff gerade von A durch Niederwerfen 
ausging, biefer fi dagegen die befagten weiteren Mifhand- 
durch Ergreifen des Angreiferd an feinem Kropfe zu. fügen 
e, und nicht vorliegt, daß der Angegriffene, fein Schutzrecht 
ı—henb, den Angreifer in bie Nothlage verfegt habe, in dieſer 
Selbſthilfe des B zu beſeitigen.“ 
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Nr. 374. 
Amtsmißbrauch: Falſcher Bericht des Gemeindevor- 
ſtehers; Schaden? 
Bern. C. 5. Entf. v. W. Dit, 4 B,10078. @. 6. Tabot) ©. 3. 


Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, baf ber 
Gemeinbevorfteher A in einem ihm über das Geſuch eines Bittftel- 
lers um Bewilligung zum Bier⸗ und Branntweinſchanke von der Be— 
zirkshauptmannſchaft ämtlich abgeforderten Berichte wiſſentlich falſche 
Umftände berichtet habe und hiedurch Urſache gewefen fei, daß dem 
Bitiſteller das Befugniß zum Bier- und Branntmeinfhant zum Nach 
theile der übrigen Bier- und Branntweinfhänter ertheift wurde und 
hat deßhalb ven A des Verbrechens des Amtsmißbrauches durch Be— 
zeugung einer Unwahrheit in Umtsfachen fhuldig erfannt. Der oberfte 
Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde des A und erflärte: 

n Es ift unentſcheidend, daß die Bezirkshauptmannſchaft aus ben 
eigenen Acten die von ihm als Ortsvorftand abgeforberten Auskünfte 
hätte entnehmen, und fomit auch die Unrichtigfeit feiner Angaben be⸗ 
merfen, daher bie Schanfgerechtigleit dem C nicht Hätte verleihen 
follen, ba das Gefeg in dieſer Beziehung nicht unterſcheidet und die 
Sträflicleit einer Bezeugung von Unwahrheiten in Amtsſachen da— 
durch nicht behoben wird, daß man ber Unwahrheit der Angaben aus 
anberweitigen Acten leicht auf die Spur kommen Tann. 

Ebenſo ift die Unterſcheidung zwiſchen Schaben und entgan- 
genem Gewinn dem Strafgejege fremd.“ 


Nr. 375. 
Nothzucht an einer deflorirten Unmündigen, 
Verw. C. H. Eutſch.v. 20. Oct, — 10604. (8. G. Prag.) ©. 3.1853, 


„Aus der Bufammenhaftung ver 88. 110 und 112 bes 
älteren, und ber 88. 125 und 127 bed neuen Strafgeſetzes er- 
gibt fih, daß eine unmündige Perfon geſetzlich nicht fähig fei, 
in ben Act des Beiſchlafes einzuwilligen; es ift daher zum Ver⸗ 
bredien der Nothzucht nad $. 127 nicht erforberlid, daß die ger 
ſchändete Perſon buch ven mit ihr vorgenommenen Act ber Bei- 
wohnung um ihre jungfräuliche Ehre gebracht werbe, zumal eine un« 
mündige Perfon, welche früher ſchon zu einem auferehelichen Bei— 
ſchlafe mißbraucht worden, dadurch, daß felbe verleitet wird, ſich 
andern Männern gegen Lohn Hinzugeben, dem gänzlichen moraliſchen 
Berberben in biefem zarten Alter zugeführt wird, wornad dann auch 
auf bie nachgefolgten Acte der Beiwohnung, zum Schuge folder am. 
mäünbiger Perfonen die Strenge des Geſetzes anzuwenden iſt. 
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Die Anſicht: daß der mit einer unmündigen Perfon ohne An—⸗ 
wenbung von Gewalt unternommene oder vollzogene Beiſchlaf nur 
dann das Verbrechen der Notbzucht bilde, wenn das unmündige 
Mädchen nody im Beſitze ihrer jungfräufihen Ehre und früher von 
einem Manne noch nicht gebraucht worden war, ift nicht richtig, 
denn weber in bem älteren, noch in bem neuen Strafgeſetzbuche wirb 
dieß als ein Erforderniß bezeichnet, und der 8. 127 St. ©. 2. 
gewährt ohne Unterſcheidung allen Frauensperfonen unter vierzehn 
Jahren, unter den beftimmten Strafjanctionen ven gejeglichen Schub, 
was aud in bem Geifte und der Abſicht des Geſetzes felbft Liegt, 
da Mäpcen unter vierzehn Jahren, welche vielleicht nod in ben 
Jahren der Kindheit das Unglüd Hatten, von einem Verführer um 
ihre jungfräufihe Ehre gebracht zu werben, deßhalb von bem ihnen 
zugeftanbenen geſetzlichen Schuge gewiß nicht ausgefchloflen, und den 
Xüften anderer Männer firaflo8 preisgegeben werben wellten, zumal 
durch berlei fortgeſetzte Beiwohnungen der erfte bedauerliche Eindruck 
auf das Gemüth immer erneuert, das Schamgefühl und bie Mora- 
Uität ſolcher jugendlichen Geſchöpfe untergraben und hiedurch ber 
Tendenz bed Gefeges entgegengewirkt wird." 


Nr. 376. 

Mojeftätsbeleidigung : „vor mehreren Leuten“. 
Berw. C. H. Entf. v. 20. Oct. 1853, 3. 10872. (R. ©. Mllagenfurt.) 
Hd, 6. 749, Anmertung 4, 

„Allerdings fordert der 8. 63 nicht, daß die die Majeftäts- 
beleidigung enthaltene Läfterung oder Schmähung von ben anwe ⸗ 
fenden Leuten aud wirklich gehört und aufgefaßt worben fei, aber 
die Möglichkeit, daß fie von den Anderen aufgefaßt werde, muß doch 
vorhanden fein. 

Dadurch, daß das Geſetz im $. 63 eine Schmähung gegen 
Se. Majeftät den Kaifer nur dann als ein Verbrechen erklärt, wenn 
fie öffentlih oder vor mehreren Leuten vorgebraht wurde, ift bie 
nur einer einzelnen Berfon, und an feinem öffentlichen Orte mitgetheilte 
oder ausgeſprochene Schmähung der Anwendung biefes Geſetzes Har 
und beutlich entzogen. Allerdings Können auch ehrenverlegende Aeußerun- 
gen, bie lichtſcheu nur unter zwei Perfonen von Mund zu Mund gehen, 
gefährlich werben und ſtörend einwirken. Die gegebene Beranlafjung 
und Öelegenheit ber leichteren Verbreitung, und. dadurch ber leichteren 
Erregung übler Gefinnung, ober. auch nur des. Hergernifles im grö- 
Beren Kreife, ſowie der fid, offenbarenbe Höhere Grad von Kecheit des 
Thãters find es aber, weiche bie öffentlich oder vor .mehreren Leuten 
Hundgegebenen Schmähungen gegen die erhabene Perfon des Monar- 
gen, alg eine bie Sicherheit im gemeinen Wefen im höheren Grabe 
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verletzende That von gefährlicherer Beſchaffenheit erlennen laſſen, welcher 
daher das Geſetz durch Behandlung und Beſtrafung dieſer That als 
Verbrechen entgegentreien mußte.“ 


Nr. 377. 
Majeftätsbeleidigung: Verlegung der Ehrfurcht. Exem- 
plificative Aufgähfung ber a bungsarten im $. 63 
t. G. B. 


Gutachten des oberſten Gerichtsheſet . 20. Oct. 1853, 3. 11010. Hye, 


„Es iſt richtig, daß die im 8. 63 (und ſolgerichtig auch im 
8. 64) aufgezäßften Arten der Ehrfurchtsverletzung bafelbft nur bei- 
ſpielsweiſe, und nicht tarative aufgezählt fein — und daß ver Caf- 
fationshof fohin Aeußerungen, wenn fie auch nicht unter die Begriffs- 
beftinmmung ber Worte: „Schmähungen, Läſterungen und Berfpottungen" 
fielen, als das Verbrechen ber Majeftätsbeleivigung anerfenne, fobald 
in benfelben eine Verlegung der ſchuldigen Ehrfurcht gegen Se. 
Majeftät (oder beziehungsweile gegen ein hohes Mitglied des durch- 
lauchtigſten Kaiferhaufes) enthalten war.“ 


Nr. 378. 
Majeftätsbeleidigung : Nachweis de8 Dolus. 
Bern. ©. 9. Cutfg. v. 27. Det, 165%, 3. 10785. ©. Prag) büe, 


„Der Caſſationshof ift nicht berufen, in bie Gründe einzu- 
gehen, aus welden das Landesgericht die Ueberzeugung von dem 
Mangel des böfen Vorfages gewonnen hat, und kann wegen ber 
dem Ungeflagten zur Laft gelegten That mur in jenen Fällen, unge- 
achtet das Gericht den Beſtand des böſen Vorfages nicht erkannte, 
dennoch ben Thäter des Verbrechens (dev Majeftätöbeleivigung) ſchul⸗ 
dig erkennen, wenn in der von bem Erkenntnißrichter als erwieſen 
angenommenen That auch die böfe Abficht zweifellos erfennbar ift. 
So würde die Kundgebung folder Reden, deren Inhalt zweifellos 
eine Gottesläfterung enthält, nad $. 122 des St. ©. B. das 
Verbrechen der Religionsftörung begründen, ohne daß ein anderer 
Beweis ber böfen Abficht erforderlich wäre, und ebenfo bebarf es dann, 
wenn eine Aeußerung ſchon nach ihrem Wortlaute, nach dem zmeifel: 
Iofen Sinne ihres Inhaltes, eine Schmähung, Läfterung ober Ver- 
fpottung des Kaiſers ausdrückt, Teiner befonderen Nachweiſung eines 
böfen Vorfages, weil er nothwendig aus der Aeußerung felbft er- 
tennbar ift, daher der Caſſationshof eine ſolche Aeußerung auch dann 
unter den Bedingungen bes $. 63 für das bort bezeichnete Ber» 
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hen erkennen, und ben Thäter beöfelben ſchuldig erflären wide, 
wenn aud ber Erfenntnifrichter noch eine weitere Nachweiſung ber 
böfen Abficht erforderlich Halten, und biefe als nicht vorhanden er 
kennen würde." 





Nr. 379. 


Ideale Concurrenz von Verläumdung und Betrug? 
Caffr. Entjh. v. 27. Oct. 1859, 3. 11078. R--Semb) ©. 3. 1089, 


A zeigte ben B bei Gericht an, daß B feinen, A’8, Namen auf 
den Schulbfgein. .. ohne fein Wiſſen gefegt habe, obwohl er dem B 
Nichts ſchulde, und daß B auf feine, A’8, Realität diefen gefälfchten 
Schuldſchein pſandrechtüch einverleiben ließ. Es wurde erwielen, daß 
der Schuldſchein echt fei und A von B das Darlehen erhalten hatte. 
— Die 1. Inſtanz verurtheilte den A megen Verbrechens der Ber- 
lãumdung und wegen Verbrechens des verſuchten Betruges. Der 
im Punkte der Verläumdung verworfenen Nichtigkeitsbeſchwerde des 
A wurde in Beziehung auf den Ausſpruch wegen des Verbrechens 
des verſuchten Betruges in der Erwägung ſtatt gegeben, daß das 
Landesgericht eine und dieſelbe Handlung des Angellaglen nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit dev Abſicht desjelben als ein zweifaches Verbrechen erfannt hat 
(nãmlich als Verläumdung und dann auch als Betrug, weil der Ange» 
klagte das Gericht irre zu führen beabfichtigte, um ſich von der Bezah- 
Tung feiner Schuld zu befreien); daß es aber nicht angeht, eine und 
dieſelbe Handlung aus einem boppelten Geſichtspunlte nad verſchiede⸗ 
nen Strafgefegen für ftrafbar zu erflären und daß zur Beurteilung 
der verbrecheriſchen Eigenſchaft der That und des böfen Vorſatzes 
e8 nicht auf bie Endabſicht, welche der Thäter zu erreichen fudt, 
fondern auf die nädfte böfe Abſicht, das ift, auf die Abfiht an= 
tommt, jenes Uebel hervorzubringen, welches mit bem Verbrechen 
verbunden if, oder gemeiniglih daraus erfolgt, wenn auch ver Thä- 
ter hiebei noch eine weitere Abſicht im Auge hatte, 


Nr. 380. 
Betrug: Irreführung; Verſuch oder bloße Vorbereitung? 
Bew. €. H. Eutſch. v. 2,0 14 a, (2.6. Wiener-Nenftadt.) 
A wurbe von B eingeffagt; um bemfelben feine Forderung 


durch die Erecutionsführung zu vereiteln und fein Mobilarvermögen 
dor ihm zu fihern, Tieß er fi auf Grund eines Wechjels, welcher 
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über eine nicht beftehende Schuld ausgefertigt worden war, belangen. 
Der Wechſel mar Mangels Zahlung proteftirt, an einen Rechtsfreund 
eingefhidt, und von demſelben vie Wechſelllage eingebracht worden. 
Ehe eine Zahlungsauflage erfolgte, befannte A aus Neue dem B 
fein Vorhaben und brachte eine Rädtrittserflärung von ber Klage ein. 
— Das Geriht nahm am, daß ber Verſuch des Verbrechens des 
Betruges vorliege, daß aber Straflofigkeit eingetreten fei, weil bie 
Bollbringung der That lediglich durch die Neue und eigene Thätig- 
teit des A unterblieben fei. — Die Staatsanwaltſchaft meldete bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde an, indem fie annahm, baf nicht der Thatbe⸗ 
fand des verfuchten, fondern bes vollbrachten Betruges vorliege, denn 
dur die Handlung bes A fei deſſen Rechtsfreund, ver Beamte, 
welcher den Proteft aufnahm, und das Gericht bereits irregeführt 
worden. — Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtiglkeitsbeſchwerde: 

nDer 8. 197 des neuen und $. 176 des älteren Straf- 
geſetzes forbert zum Thatbeftande des Verbrechens des Betruges, 
daß Jemand durch liſtige Vorftellungen und Handlungen in Irr⸗ 
thum geführt werbe, wodurch er ober ein Anderer beſchädigt 
werben fol. Wenn daher aud die erfolgte Beſchädigung nicht 
nothwendig ift, um biefes Verbrechen als vollbracht zu erken ⸗ 
nen, fo muß body die Irreführung gelungen fein, weil, wenn dieſe 
nicht gelingt, nicht behauptet werben kann, daß Jemand in Irrthum 
geführt, und da® Verbrechen des Betruges, welches eben in biefer 
Irreführung weſentlich befteht, ſomit vollbracht worden fei; es ift 
vielmehr dem Geifte und Wortlaute des Gefeges 8. 8 volltommen 
angemefien, zu behaupten, daß derjenige, welder es unternimmt, 
Iemanden in der angebeuteten Abſicht, durch Vorftellungen ober 
Handlımgen in Irrthum zu führen, in dem Stabium des Verſuches 
geblieben fei, wenn bie Sereführung nicht gelang, weil ben betrlige- 
riſchen Borwänden kein Glaube geſchenkt oder bie Lift fogleich er- 
tannt wurde, daher jene Handlung nicht erzielt werden Tonnte, zu 
welcher Jemand hiebucch beftinmt werben follte, um bie Beſchädi - 
gung eines Anderen ober feine eigene hervorzubringen . . . . 

„Wie bie Acten zeigen, ift das Gericht keineswegs in den Irr⸗ 
thum über ven rechtlichen Beftand dieſer fingirten Wechſelſchuld ver- 
fegt worden, da es auf die Wechſelliage bloß eine Tagfagung an⸗ 
ordnete, und hieraus über bie Richtigkeit der eingeffagten Wechſel⸗ 
ſchuld nichts gefolgert werben Tann, es vielmehr durch bie von dem 
A herbeigebrachte Klageabſtehung und Schenfungsurkunde von bem 
ganzen Verfahren ablam, und das Gericht gar nicht in bie Lage, 
verfegt wurbe, die fragliche Wechſelforderung für richtig zu erkennen, 
und zu been Einbringung bie richterlihe Hilfe zu gewähren. 

Dagegen hat das Landesgericht bie Ausftellung des Wechſels 


über die fingirte Schuld per 3500 fl. C.M. ee 
felben an_Dr..R und bie Proteftlevirung mit Recht nur als vorbe- 


Gtrafregttige Entfgeidungen, 16 
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veitenbe , einen Verſuch des Verbrechens im & 
anrnr ; "offenbar le 
nur al8 eine Vorbereitung zu ber beabſichtigten betrü« 
gerifchen That erkannt werben; denn wer Jemanden burd; einen 
falſchen Schuldſchein betrügen will, hat durch deſſen Ausfertigung 
ebenjo wenig als derjenige, ber um einen Anberen zu ermorben, ſich 
das hiezu geeignete Werkzeug verfchafft, das beabfichtigte Verbrechen 
verſucht, jo lange der Exftere von dem falſchen Schulvfcheine, Letz⸗ 
terer von dem töbtenden Werkzeuge feinen ſolchen Gebrauch gemacht, 
der geeignet ift, das beabfichtigte Verbrechen wirklich zur Triſtenz 
zu bringen.“ 

Auch die Uebergabe des Wechſels an ven Abvocaten zur Ein- 
Magung .... Tann no nicht als eine zur wirflihen Ausübung 
des beabfihtigten Betruges führende Hanblung angenommen werben, 
denn dadurch wurbe nur bie Ueberreihung ber Klage und die gericht» 
liche Geltendmadung ber fingirten Forderung eingeleitet... . . . 
Die angebliche Irreführung des Arvocaten „ohne 
Bi Ben Hrreführung des mit feiner, Bortei.als_eine 
hie iſche Perſon anzuſehenden Advocaten, fondern jene des Gerichtes 
allein fein” jür —— des Betruges und ber beabſichtigten Beidä- 
mte. 















Nr. 381. 


Verläumbung, vorgebracht von einem Beſchuldigten zur 
eigenen Vertbeiigung. Beſchuldigung, welche zum Ans 
lafje obrigkeitlicher Unterfuhung dienen „könnte“. 
Eaffir. Eutſch. v. 27. Oct. 1858, B- aa. @. 6. Graz) ©. 3. 1853, 


1. „Daß Jemand eine, fpäter als falfch, als erbichtet befundene 
Anſchuldigung im DVerhöre zu feiner Vertheidigung vorgebracht hat, 
beninmt der That nicht die Eigenſchaft des Verbrediens der Ber- 
lãumdung. Denn es findet ſich im Geſetze kein Anhalispunkt, 
wornach eine That, die an ſich ein Verbrechen iſt, dieſe Eigenſchaft 
verliere, bloß deßwegen, weil ſich ein Angeklagter derſelben im Ver⸗ 
höre zu feiner vermeintlichen Vertheidigung bediente. 

2. Das Geſetz fordert im 8. 209 zum Verbrechen ver Berläums 
dung nicht, daß gegen den fälſchlich Beſchuldigten eine obrigkeitliche 
Unterfuhung wirflih fon gepflogen worben jei, fondern nur, daß 
die Beſchuldigung zum Anlaſſe cbrigkeitlicher Unterfuhung ober doch 
zur Nachforſchung gegen den Beſchuldigten dienen Könnte,” 
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Nr. 382. 
Diebftahl einer ftreitigen Sache. 
Ber. C. 5. Entf. v. 28. Oct. 1853, 3. 10408. (8. ©. Graz) G. 3. 
erw. S. Eutſch. De , De CE. 6. Graz) ©. 3. 


Mehrere Infaffen des Ortes N wurden wegen Diebflahl ver- 
urtheilt. Bei Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde berfelben erflärte 
der oberfte Gerichtshof: 

„Die Anhängigmadung eines Streites in der Abſicht, um da⸗ 
mit zu verſuchen, bie hierauf erfolgende Entziehungshandiung gegen 
die Anwendung des 8. 171 des ©t. ©. B. zu fichern, ſchließt den 
Diebftahl nicht aus, fondern ftämpelt ihn nur zu einem argliftigen 
gegen den fein Beſitzrecht habenden Thäter.“ 


Nr. 388. 
Unterbrechung der Verjährung: Vorladung als Zeuge? 
Saffr. Catit. v. 3. Mom. 108% 3. 11067. @. ©. Hrabilh) ©. 3. 
‚Re 3. 


A wurbe wegen Ehrenbeleidigung verurtheilt. Derſelbe war 
als Zeuge in ber Unterfuchung wider B veruommen worden, unb 
bei dieſem Anlaffe ihm die gegen ihn vorliegende Beſchuldigung vor- 
gehalten worben. Als Beſchuldigter wurde er erft nach der Verjäh- 
rungszeit vorgeforbert. — Der oberfte Gerichtshof gab feiner Nic- 
tigkeitsbeſchwerde ftatt und bemerkte hiebei: 

„gm $. 531 des St. ©. B. vom 27. Mai 1852 wird zur 
Unterbredung erfordert, daß gegen ben Thäter als Angeſchuldigien 
eine Borladung, ein Vorführungs- oder Verhaftsbefehl erlafien, oder 
ex als ſolcher bereit8 vernommen worben fi... . 


Nr. 384. 
Mebertretung der Verleitung eines Beamten (Dieners) 
zum Mißbrauch der Amtsgewalt. 
Bew. €. H. Eutſch. v. 3. Nov, 1853, 3.11224. (8. G. Roverebo.) ©. 3. 
1854, Kr. 5. 


„Das Landesgericht Hat, fowie bie erſte Iuftanz, als erwieſen 
angenonımen, daß Dr. A ven bei der Staatsanwaltſchaft angeftellten 
Amtsbiener B durch das Verſprechen eines in ver Folge auch wirk- 
lich gegebenen Geſchenkes verleitet Habe, ihm die in dem Amislocale 


‚der Staatsanwaltfcaft befindlichen Unterſuchungsacten, welde über 


die vom Bezirksgerichte gegen A erhobene Anklage aufgenommen 
16 * 
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ı waren, heimlicherweiſe ind Haus zu bringen, damit Dr. A 
4 feinem Belieben durchſehen könne. 
Im obenangeführten Thatbeftande findet auch der Cafjations- 
Ne Merkmale der Uebertrelung, von welder ver F. 311 bes 
3. 8. handelt. 
Der Begriff einer Uebertretung kann nicht aus der Randgloſſe 
Baragrafen, ev muß aus biefem ſelbſt entnommen werben.... 
nun aud in ben, befonder8 die Organifirung ber Behör- 
nd die verſchiedenen Dienftverhäftniffe betreffenden Gefegen 
eamte vom Diener unterfchieben wirb, fo kann es doch feinem 
U unterliegen, baß unter dem im. 8. 311 wie im $. 101 ge 
ten Ausorude: „Beamte“ auch das Dienftperfonale, infoferne 
Geſchäfte ver Regierung zu beforgen Bat, begriffen ift, deun ber 
erklärt, übereinftimmend mit der [on im Hofbecrete vom 9. No— 
: 1816 enthaltenen Beftimmung, ausbrüdlih, daß ald Beam- 
ber anzufehen ift, ber vermöge mittelbaren oder unmittelbaren 
ichen Auftrages, mit oder ohne Beeibigung Geſchäfte ver Re— 
3 zu beforgen verpflichtet ift. 

Es ift ferner zum Begriffe der oben erwähnten Uebertretung 
tforberlich, daß ein Beamter oder Diener zu einem Mißbrauche 
Amtsgewalt wirklich verleitet wurbe; es genügt, wenn aud 
erfucht wurde, ihn zu einer Verlegung feiner Amtspflicht, fei 
ch ein wirklich gegebenes ober auch nur verfprodenes Ge- 
zu verleiten; denn auch Derleitungen zu geringeren Ber- 
en ber Amtspflicht wollte das Geſetz Hintanhalten, und Kat 
yen die im $. 311 enthaltene Anorbnung getroffen, indem Ber- 
en zum Mißbrauche der Amtsgewalt gewöhnlich ſchon als 
chen beftraft werden müffen. Unentſcheidend iſt es dann, ob 
terleitung, ober bie durch felbe bewirkte Verlegung ber Amts- 
einen Schaben verurfacht hat ober nicht, wie dieſes ber 8. 105 
t. ©. B. beftimmt erflärt. Daß nun aber ein Amtsbiener, 
nun bei der Staatsanwaltſchaft oder einer andern Behörde 
Ut, feine Amtspflicht gröblich verlegt, wenn er im Amte ber 
e Xctenftüde eigenmächtig und auf heimliche Weife aus dem 
wegträgt und — irgend Jemand mittheilt, Tann keinem 
U unterliegen." 


Ni. 385. 
digung öffentlicher Beamten: Unhöffiche Ablehnung 
einer unberechtigten Zumuthung? 
Cat, v.3 Ron. 1859, 9, 11227. @. 6. Trek) GB. 100, 


Der Marktconmifjär wollte ein Stüd Fleiſch, welches von einer 
beanftändet worben war, auf der Wage des A, bei weldem 
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es nicht gefauft worben war, abwägen. Diefer verweigerte, feine 
Wage dazu berzugeben, wozu er auch nach der Inſtruction für die 
Marktcommifjäre nicht verpflichtet if, mit den Worten: „Wenn Sie 
Fleiſch wägen wollen, fo tragen Sie Ihre Wage mit ſich,“ und warf 
das Fleiſch von feiner (A’8) Wage. A wurbe wegen Uebertretung 
nad $. 312 des St. ©. 3. veruriheilt, feiner Nichtigkeitsbeſchwerde 
jedoch vom oberften Gerichtshofe ftattgegeben: 

„Wenn der Marktcommiffär dem Angellagten angefonnen hat, 
etwas zu thun ober zu geftatten, wozu für Lebteren feine geſetzlich 
ausgeſprochene Berpflichtung beftand, fo hat ber Angellagte dadurch, 
daß er biefes Anfinnen ablehnte, und ven Commifjär in der unwill⸗ 
Türlichen Aufregung über die ungegränbete Störung feines bringen 
den Gefchäftöbetriebes in barſchem Tone auf ven Gebrauch feiner 
eigenen Wage verwies, biefen weder an feiner Ehre, an feinem An- 
fehen verlegt, nody ihn in der Ausübung feines Amtes oder Dienftes 
verhindert, nämlich ihn nicht gehindert, das beanfländete Gewicht des 
fragliden, anderswo ausgefchrotenen und erfauften Fleiſches am zus 
ftändigen Orte zu prüfen. 

Es läßt fid) in der dem Angeklagten zur Laft gelegten That 
unter ben erwähnten Umftänden Unmwillfährigfeit und Unartigfeit, aber 
nod nicht eine ſtraſbare Handlung erkennen.“ 


Nr. 386. 
Beginn der Verjährung bei fortdauernden Delicten. 
Caffir. Entf. v. 3. Nov. 1853, 3. 11410. (2. ©. Wr.-Neuftadt.) ©. 3. 
fi il} jr gum @ euftabt.) 

1. „Da eine Handlung fo lange ftrafbar Bleibt, als das damit 
verbundene Uebel entfteht oder doch Leicht erfolgen kann, fo ergibt 
fi, daß ein gegen die Feuerlöſchordnung geführte Bau, fo lange er 
befteht, bie Uebertretung gegen bie Sicherheit des Lebens fortwährend 
begrände und biefelbe eigentlich wieberholt werde. Die Zeit ber 
Verjährung einer foldyen Uebertretung kann alfo erft von dem Zeit« 
punte beginnen, wo bie mögliche Gefährdung fremden Eigenthums 
durch den gefegiwibrigen Bau gänzlich befeitigt worden wäre, fowie 
derjenige, welcher bie Verficherung feiner Kellerftiege unterläßt oder 
befeitiget, nach 8. 335 des St. ©. B. fo lange die bort bezeichnete 
Uebertretung begeht, als er durch diefe Unterlaffung oder Handlung 
die Sicherheit des Lebens ober die Körperliche Sicherheit anderer 
Menfhen gefährdet, wenn auch von dem Tage, als er die Stiege 
unverſichert ließ, ober bie Verſicherung derſelben entfernte, der im 
8. 532 beftimmte Termin längſt verſtrichen ift. 

2. Bei Uebertretungen, bie durch Unterlaffung einer Handlung 
begangen werben, lann die Berjährungsfeift fo lange nicht beginnen, 
als die gefegliche Verpflichtung zu jener Handlung befteht.“ 
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Nr. 387. 
„Nachmachung“ öffentlicher Creditpapiere: Dolus. 
Bern. €. 5. Eutjg. ». 10. Mey, 1693, 3. 11076. R- 6. Bin) 63. 
, 8.6. 


Der wegen Verbrechen der Nachmachung öffentlicher als 
Münze geltenber Creditspapiere und ber Theilnehmung baran ſchuldig 
erfannte A machte in ber Nichtigleitsbefchwerbe geltend, es liege 
darum eine Nachmachung nicht vor, weil bie Falfificate zur Täu- 
fung nicht geeignet, fondern nur Bleiftiftkrigeleien feien, auch feien 
fie nur in der Naht an Freudenmädchen gegeben worden. Die Be- 
ſchwerde wurde verworfen: 

„Denn e8 ift in objectiver Beziehung nicht richtig, daß bie Falſt⸗ 
ficate des A und des C, wie die von ihnen in ber Vorunterſuchung 
verfertigten Stüde bewähren, ven echten. Münzſcheinen nur in ber 
Form des Papiers und darin, daß an ven Stellen, wo am Münzſcheine 
ein Drud erſichtlich if}, auf den falfificirten bloße Krigeleien mit dem 
Bleiſtifte vorfommen, ähnlich waren; vielmehr Haben die Fabricate 
nit nur den nämlihen Zuf—nitt des Papiers, wie bie echten unga« 
riſchen Münzicheine gehabt, ſondern auch im Innern die ähnliche 
Einfaffung, die nämlichen Worte und Zahlen in gleicher Ordnung 
und mit ähnlihen Schriftjügen und Zeichnungen enthalten, wie fie 
aud aus der vom Angeflagten felbft angewenveten Manipulation an 
Form und Inhalt nicht anders, als den echten ungarifchen Münz« 
ſcheinen äͤhnlich hervorgehen fonnten. Sie waren daher den unga- 
riſchen Munzſcheinen in der That und buchſtäblich nachgemachte 
Falſificate, und ihre vom Augellagten eingeſtandene Verfertigung 
bildete nach 8. 106 des St. G. B. ven Thatbeftand des Verbrechens 
der Berfälfgung öffentlicher Crebitspapiere, fowie die im Einver- 
nehmen mit C vom Angellagten unternommene Berausgabung ber 
von Letzterem verfertigten ähnlichen Falſificate nad 8. 109 des 
St. ©. B. ven Thatbeſtand der Theilnehmung am genannten Ber- 
brechen, wobei e8 in beiden Beziehungen auf die mehrere oder minbere 
Aehnlichkeit der Falfificate mit den echten Münzfcheinen nicht an⸗ 
Hmmt, da es nad 8. 106 gleichgiltig ift, ob das Falfificnt zur 
Taãuſchung geeignet fei ober nicht. Es fält dem Angeklagten aber 
auch bie zu biefem Verbrechen erforberliche böfe Abficht zur Laft, ba 
das Landesgericht als eriwiefen angenommen hat, daß jene Falſificate 
zum Behufe ber Verausgabung gemacht und auch zum Theil wirt- 
li verausgabt wurben, in welder Beziehung es abermals nicht 
darauf anfümmt, an welche Perſonen, zu welchem Zwedce, und ob fie 
bei Tag ober Nacht verausgabt zu werben beftimmt wurden.“ 
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Nr. 388. 
Majeſtätsbeleidigung: „vor mehreren Perſonen“. 
Eaffir. Eutſch. v. 10. Nov. 1853, 3, us (8. G. Jundhrud.) Hye, 


A wurbe vom oberften Gerichtöhofe des Verbrechens der Maje- 
ftätsbeleivigung mit folgender Begründung ſchuldig erkannt: „Das 
Landesgericht hat in den Aeußerungen bes A das Verbrechen ber 
Majeflätsbeleivigung nur aus bem Grunde nicht erfannt, weil die 
Anweſenheit der Ehegattin D des Angeflagten in ver eigenen Woh ⸗ 
nung gleichzeitig mit dem Revierförſter E, nicht als eine ſolche 
Mehrheit anmefender Perfonen betrachtet werben könne, welche im 
Sinne des Gefeges dem Begriffe der Oeffentlichkeit gleichlomme 
ober ſich diefem Begriffe nähere. Allein ſowenig bezweifelt werben 
tann, baß zwei Perfonen ſchon eine Mehrheit bilden und folglich 
diefe in ben zwei anmefenben Perfonen D und E vorhanden war, 
als A die Schmägungen ausgeftoßen Hatte, fowenig läßt ſich behaupten, 
daß die gleichzeitige Anwefenheit des Weibes des Angellagten nicht 
jene Mehrheit bilden kann, welche im Sinne des Geſetzes der Deffent- 
lichkeit gleihgeftellt wird, denn es wird weder nad) dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauhe nod nad dem Geſetze zwiſchen Verwandten ober 
Angehörigen und Fremden ein Unterfdieb gemacht, um das Weib 
des Angellagten, wo es fi um bie Vegrifföbeftimmung von Per- 
fonenmehrheit handelt, davon ausſchließen zu Tonnen, Eine foldhe 
Unterſcheidung Tieße ſich aber auch mit dem Geifte des Geſetzes nicht 
vereinigen, denn ber Grund und Zweck biefes Gefetzes befteht darin, 
die Ehre des Lanbesfürften als unerläßliche Bedingung bed Ber- 
trauens des Volles in feine Perfon, gegen jeden Angriff und vor 
Jedermann in Schu zu nehmen und bie nachtheiligen Folgen der 
Wbneigung, die daraus bei Anderen entftehen Tann, zu befeitigen, 
wonach es beun auch ganz gleichgültig if, ob biefe Anderen ver- 
wandte ober fremde Perfonen find. —- 


Nr. 389. 

Ehrenbeleidigung: Beſchuldigung einer ftrafbaren Hand- 
Yung, Einrede der Wahrheit. 

Bern. €. 5. Eutſa ». 10. Ro. 1088, Bm a6. Gin) 63. 


B meldete die Nichtigkeitsbeſchwerde an gegen das Urtheil, 
womit A von der Uebertretung der Ehrenbeleidigung freigefprodhen 
tourbe, weil das Landesgericht feine Beſchuldigung von Seite des A 
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in ber Thatbeſchreibung vom 3. März 1853: „La rottura dei sug- 
gelli attribuisco fatta dal Commesso stesso,“ (bie Verlegung ber 
Siegel rührt nad) einem Dafürhalten vom Veftellten ſelbſt her) nicht 
als eine Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre angefehen habe, 
obſchon fle nach dem Strafgefege 8. 487 eine folde fei. 

Allein (erklärte der oberfte Gerichtshof bei Verwerfung ber 
Beſchwerde) zu biefer Uebertretung müflen nach dieſem Paragraf 
folgende wefentlihe Exforberniffe vorhanden fein: 

1. Die Beſchuldigung eines Verbrechens außer dem Falle des 
8. 209 des St. ©. B. ober eines Bergehend ober einer Meber- 
tretung. 

2. Daß diefe Beſchuldigung falſch fei. 

Das erfte Erforderniß ift hier offenbar nicht vorhanden, weil 
die obige Behauptung des A ganz allgemein if, und die Verlegung 
des ämtlichen Berfchluffes von Seite des Nichtigleitswerbers aus 
bfoßem Zufall ober ans Berfehen in Vollziehung feines Amtes nicht 
ausſchließt. 

Auch das zweite Erforderniß iſt nicht vorhanden, weil die 
Verletzung der Siegel bei der Abhebung des blechernen Trichters von 
Seite bes Beſchwerdeführers doch immer möglich bleibt." 


Nr. 390. 

Verjährung: „kein Nuten mehr in Händen”; „fein 
Verbrechen mehr begangen": Anfangspunkt bei einem 
fortgefetsten Verbrechen. 

Berw. €. $. v. 10. Nov. 1853, 9,108. @. ©. Rovigno) ©. 3. 
1854, Fr. 10. 


„Um darzuthun, daß die zur Verjährung nöthige Zeit verlaufen 
iſt, und auch die beiden erften im 8. 229 des ©t. ©. B. aufge 
führten Erforbernife der Verjährung eingetreten find, bemerkt der Bes 
ſchwerdeführer A, daß die Schenkungsurkunde ſchon am 2. Jänner 
1846 errichtet, die Unterfuhung gegen ihn aber erft im Auguft 
1852 eingeleitet wurbe, daß er von der von ihm verübten Handlung 
nie einen Nuten gehabt habe, indem das Gericht ſelbſt anerkannt 
bat, daß das gefchenfte Bermögen in ven Händen bes Geſchenk- 
gebers geblieben und nie in feinen Befig gelangt if, weßwegen auch 
eine Wiebererftattung um fo weniger ftattfinden kann, weil jene 
Schenkungsurkunde wegen des Mangels mehrerer gefeglicher Förm« 
lichteiten ſich offenbar als nichtig und umwirkam barftelt ..... . 

Wenn ber Caffationshof ſich in die Entſcheidung der Frage, 
ob die Bedingungen zur Berjährung im vorliegenden alle einge- 
treten find, einläßt, fo muß ex ſich für bie Verneinung berfelben 
ausſprechen. Der Schenkungsact, zu befien Wertigung B, wie es 
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das Landesgericht als erwieſen annimmt, durch liſtige Vorſtellungen 
verleitet wurde, wurde wohl ſchon am 2. Jänner 1846 errichtet. 
Doch auch in der Folge hat A jene Rechte, welche er mit dem eben 
erwähnten Aete ſich zuzuwenden bemüht war, geltend zu machen ge- 
ſucht, er hat felbft noch bei Gelegenheit feiner gerichtlichen Ber- 
nehmung immer behauptet, Eigentümer des ihm mit jenem Acte 
angeblich geſchenkten, zu X liegenden Vermögens zu fein, er hat die 
Eintragung der falſchen Urkunde in die Notififenbüher noch am 
8. Juli 1852 erwirkt und fein betrügerifhes Treiben, ans welchem 
nad) Annahme des Landesgerichtes dem B ein Schade entſtehen lonnte, 
ja wirttich auch entftanden ift, fortgefegt, bis felbem durch die Strafe 
behörbe ein Ziel gejegt wurde. 

Der Angeflagte war baher bemüht, ſich einen Nugen zu er⸗ 
halten und zu ſichern, ben er durch das begangene Verbrechen ſich 
zuzuwenden wußte, es Tann deßwegen vom Cintritte ber beiden 
Hauptbebingungen ber Verjährung, d. i. der im 8. 229 bes St. G. B. 
unter a und b aufgeführten, feine Rede fein.“ 


Rr. 391. 


Betrug: Gebrauch, falſchen Gewichtes in einem ohne 
Berechtigung betriebenen Gewerbe. 
Berw. €. H. Entfd. v. 10. Run. et 11695. (2. G. Brilun.) ©. 3. 


A wurbe wegen Berbergen her Berges verurtheilt (8. 199 c 
St. ©. B.); berfelbe war Wirth und betrieb gleich feinem Bor- 
gänger da8 Fleiſchergewerbe, ohne hiezu die Bewilligung ber ange 
fuchten Behörde angefuct und erhalten zu haben. Seine Nichtig ⸗ 
leitsbeſchwerde wurde verworfen: 

„Es iſt nicht zu zweifeln, daß das Fleiſchergewerbe, wenn 
auch dasfelbe von A, ohne Bewilligung der zuſtändigen Behörde 
ausgeübt wurbe, ein Öffentliches Gewerbe fei; denn bie Deffentliczteit 
hängt vorzüglich von dem Umftanbe ab, ob der Fleiſchhader einem 
Jeden auf fein Verlangen das Fleiſch offen zumäge und verkaufe, 
und da dieß bei A wirklich der Fall war, fo muß auch dieſes Ge- 
werbe als ein öffentliches angefehen werden. Wilrde man bie 
Oeffentlichleit bloß auf die Extheilung des Befugniſſes beſchränken, 
fo Time man auf die Inconfequenz, daß nur der mit biefem Be⸗ 
fugniffe verfehene, mithin ver lohale Gewerbsmann, nicht aber auch 
der Pfufcher, der fid) um Erlangung des Befugnifjes nicht kümmert, und 
daher ſchon deßhaib ſtrafwürdig ift, das fraglice Verbrechen des 
Betruged begehen Tönne. Wird mun ber Betrug ald Verbrechen 
angefehen, fo fann er nicht weiter eine Uebertretung bilden, befonber® 
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als in bem hier erörterten Falle ein unechtes (geringhäftiges) Ge- 
wicht gebraucht wurde, während bie Uebertretung bed Betruges im 
ähnlichen Falle ein echtes Gewicht, ber deſſen Gebrauche aber doch 
der Käufer übervortheilt wird, vorausfegt.“ 


nn Her 
Mac. men en 
” Kindesmord duch Unterlaffung des bei der Geburt ? 02 


nöthigen Beiftandes — oder — Kindesweglegung? Con⸗ 
currenz?. Dolus indirectus. 


Caſſir. Entf. v. 10. Nov. 1889, 3 Arron. (8. ©. Graz) ©. 3.1854, 
rt. 11. 


A wurde von der Anklage wegen des Verbrechens des Kinbes- 
mordes durch abfichtliche Unterlaffung des bei der Geburt nöthigen 
Beiftandes freigefprohen und des Verbrechens der Weglegung eines 
Kindes fhuldig erklärt. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft wurde 
dieſes Urteil vom Caffationshof aufgehoben und A des Kindes- 
mordes ſchuldig erkannt. 

„Das Landesgericht Hat als erwiefen angenommen, daß bie Ange⸗ 
Hagte A ihrem lebendig gebornen, außer ber Ehe erzeugten Kinde den 
bei der Geburt nöthigen Beiftand zu leiften unterlaffen, das Kind 
ſodann in einen wafjerleeren Graben gelegt, mit Steinen bevedt und 
in eine folde Lage gebracht habe, daß ber Tod desſelben an Er- 
ſchöpfung der Lebenskräfte Hätte erfolgen müflen, wenn es der Dienft- 
net D nicht aufgefunden hätte. 

Das Landesgericht hat aber in biefem Thatbeftanbe nicht das 
Berbrechen des verſuchten Kindesmordes durch abſichtliche Unter 
laſſung des bei der Geburt möthigen Beiftandes, ſondern nur das 
Verbrechen ber Weglegung eines Kindes nad 88. 149 und 150 
des St. ©. B. gefunden, weil es die Abſicht der Angeklagten, ihr 
Kind auf dieſe Pe umlommen zu laffen, nicht als erwiefen ammahm, 
fondern nur, daß fle das Kind, um basfelbe der Gefahr des Todes 
auszufegen, unter ſolchen Umftänden weggelegt habe, daß die balbige 
Wahrnehmung und Rettung desfelben nicht leicht möglich war." 

Ueber den vom der Siaatsanwaltſchaft geltend gemachten 
Nichtigkeitsgrund, daß bie ber Angellagten zur Laft gelegte That 
nicht den 88. 149 und 150, fonbern dem $. 139 bes St. ©. B. 
hätte unterzogen werben follen, bemerkte der oberfte Gerichtshof: Es 
ftehen zwar die beiden Verbrechen des Kindesmordes durch abficht« 
liche Unterlaffung des bei der Geburt nöthigen Beiftandes und ber 
Kindesweglegung einander nahe, fie kommen nämlich rüdfichtlid des 
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das eine und das andere Verbrechen bedingenden Thatbeftandes darin 
überein, daß dem Kinde die ihm noch unentbehrliche Hilfe entzogen 
oder vorenthalten werde. 

Bei dem Verbrechen des Kindesmordes (ß. 139) durch Unter⸗ 
laſſung des bei der Geburt nöthigen Beiftandes ift jedoch ein eben 
erſt geborenes Kind vorausgefegt, hinſichtlich beffen die Bedürftigkeit, 
die unerläßlihe Nothwendigkeit pofitiver Hiffeleiftung zu feinem 
Auffommen von der Mutter, die zunächft dazu verpflichtet ift, nicht 
verfannt werben kann und rn. verfäumt werben barf. 

Wenn nun das Gericht im vorliegenden Yale einmal ange 
nommen hat, daß die Angellagte ihrem Kinde den bei der Geburt 
nöthigen Beiftand zu leiten, gänzlich unterlaffen, ja vielmehr dieſes 
neugeborne Kind in eine ſolche Lage geſetzt hat, daß es nothwenbig 
umlommen mußte, wenn es nicht durch einen ganz unvorhergefehenen 
Zufall gerettet worden wäre, und ba fein im $. 2 bes ©t. ©. 8. 
aufgeführter Umſtand, welder bie Buredinungsfähigtelt der Ange⸗ 
klagten ausfchliegt, als vorhanden erfannt ift, fo ift in. diefer ange» 
nemmenen Handlungsweife der das Verbrechen des verſuchten Kinbes- 
mordes durch abftchtliche Unterlaffung des bei der Geburt nöthigen 
Beiftandes (8. 139 des St. ©. 8.) begründende Thatbeftand voll- 
kommen gegeben, und es Tann biefe That durch die Aufftellung, 
daß die Angeklagte nicht geradezu bedacht und befcloffen habe, 
ihr Rind umlommen zu laffen, und burd bie Rückſicht auf ben 
Nebenumftand, daß fie ihr Kind, dem fie den bei ver Geburt 
nöthigen Beiſtand gänzlich ermangeln ließ, ſodann verlaffen hat, 
nicht in das Verbrechen der bloßen Weglegung eines Kindes umger 
ändert werben. Es ift überflüffig, hier erft nad dent Vorhanbenfein 
des directen böfen Vorſatzes zu forjchen, wo der böſe Vorſatz ſchon 
in ber von ber Angeklagten mit dem Bewußtſein der nothwenbigen 
Folge unternommenen Handlung liegt und nad dem $. 1 bes 
&t. ©. B. als vorhanden zu betrachten ift.“ 


Nr. 393. . 

Berfähthung der Getränfe auf eine der Gefunbheit ſchäd⸗ 
liche Art. Verantwortlichfeit moralifcher Perſonen? 
Berw. C. H. Entid. v. 17. Non. Ian B 11281. CE. 6. Klagenſurt) G. 3. 


„Das Geſetz fordert in den 88. 403 und 404 St. ©. B. 
zur Strafbarkeit der darin normirten Üebertretung nicht und kann es 
als Polizeimaßregel nicht fordern, daß das Getränle eine ſchädliche Wir- 
tung auf bie Geſundheit bereits hervorgebracht hat, es genügt, daß 
es eine folhe Wirkung Haben könne... .. Das Strafgejeg hat 
in ben $. 403, 404 nicht den Arbeiter beim Gewerbe, fondern ben 
Gewerböbefiger zur Ueberwachung des erfteren verpflichtet. 
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„Daß aber moraliſche Perſonen als bloße Subjectsbegriffe 
nicht, ſondern nur bie in deren Namen handelnden phyſiſchen Per- 
fonen nady allgemeinen Strafredhts - Grundfägen unterfudht und be 
ftraft werben fönnen, geftattet keine Folgerung auf einen nicht gleich“ 
‚artigen Fall, wo eine phyſiſche Perjon als Gewerbsbeſitzer einjchreis 
tet, wenngleich, fie ſelbſt keine techniſchen Keuntniſſe in dem fraglichen 
Gewerböverfahren befigt. 





Nr. 394. 
Betrug: Caufalnerus. 
Caſſit. Eutſch. v. 17. Nov. 188, 8 1100. @. 6. bradiſch) 6.3.1854, 


A wurbe wegen Verbrechen des Betruges verurtheilt. Als 
erwieſen wurde angenommen, daß berfelbe won ver B einen Betrag 
von 1000 fl. entlehnt Habe, und darauf ihr eine Urkunde unter» 
fchreiben ließ, welche die des Leſens unkundige B für einen Schuld- 
ſchein hielt, während in Wahrheit in dieſer ürkunde die B beftätigte, 
daß die Uebergabe der 1000 fl. an ihn nur bie Nüdftellung eines 
Depofitums, rüdfichtlih der dem A eigenthümlichen 1000 fl. betreffe. 
— Im der Nichtigkeitsbeſchwerde läugnete A den Thatbeftand des 
Berruges, weil nad) dem Geſetze zwilchen dem fraglichen Irrthume 
oder ber Unwiſſenheit und der benbfichtigten Beſchädigung, wie es das 
Wort „durch“ ambeute, ein folder Cauſalzuſammenhang beftehen 
mäffe, daf der Irrthum, die Unmiffenheit die Urſache und die Be: 
ſchaͤdigung die Wirkung fei. Dieß treffe nicht zu, weil die Urkunde 
erſt von ber B gefertigt worden fei, nachdem A bereits im Beſitze 

- der 1000 fl. geweſen. — Der oberfte Gerichtshof verwarf biefe 
Befhwerde, weil ber „böfe Borfag ſchon urſprunglich vor Ueber 
nahme ber 1000 fl. vorhanden war, was eben bie nach biefer Ueber- 
nahme erfolgte fragliche Beftätigung, laut welger nur ein Depofitum 
übernommen worben fein fol, beftätiget, und wornach fi die ur 
ſprüngliche Tiftige Vorftellung ein Darlehen zu übernehmen, als Urs 
ſache und bie herausgelodten 1000 fl. als Wirkung zu einander 


verhalten.“ Ger 4% \ frE 


Rr. 395. 
Majeftätsbeleivigung: Billigung einer hochverrätheri- 
ſchen Handlung gegen den Kaifer. 
Verw. €. 9. Eutſch. v. 17. Ron; 67 3. 11693. (®. ©. Prag.) Hye, 








„Billigungen ober gar Tobpreifungen ber von einem Anderen 
gegen ben Kaifer begangenen Majeftätsbeleivigung, und um fo- ger 
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wiſſer die Lobpreiſungen eines gegen bie geheiligte Perſon ıumter- 
nommenen hochverrätherifhen Attentates, — vom 18. Februar 
1853 — begründen das Verbrechen ver Majeftätöbeleivigung, weil 
je mittelbar dadurch im Fraffefter Weife zugleich eine wahrhaftige 
Verlegung der Ehrfurcht gegen ven Kaifer felbft an den Tag ger 
Tegt wird." 





Nr. 396. 
Berechnung der Berjährungszeit nad) den Maximum 
der zuläffigen Strafe. 
Bern. €. 9. Entf. v. 17. Mon, u usiꝛ @.6. zren) 6.3. 


nDer Wortlaut des 8. 532 läßt feinen Zweifel darüber 
übrig, daß bei Beftimmung bes Zeitraumes, welcher nad dem Ge- 
fee verflofien fein muß, um bie Verjährung als eingetreten an- 
nehmen zu lönnen, immer auf bie höchſte Strafe, welde das Ge- 
feß auf die Mebertretung, um welche es ſich handelt, angedroht hat, 
gefehen werben muß; baß demnach bei Entſcheidung ber oben erwähnten 
Frage weder bie geringere Strafe, auf welche das Geſetz zu erkennen 
geftattet, und noch weniger jene, auf welche der Richter erkannt hat, 
in Betracht kommen." . 


Re. 397. 
Betrügeriſche — oder — verſchuldete Crida? 
Bern. C. $. Entf). v. 17. Rob. 1853, 3. 11845. (2. ©. Wien) ©. 3. 
1854, Mr. 12. 


„Wie das Landesgericht annahm, hat der Angellagte, welcher 
im Jahre 1849 ben Handel mit Südfrüchten ohne allen Fond an- 
gefangen hatte und über fein Geſchäft weder Bücher noch fonftige 
Aufſchreibungen führte, feit October bis in die Hälfte des Monats 
December 1852, als ihm feine gänzliche Zahlungsunvermögenheit 
bereits befannt war, Colonialwaaren in bebeutenden Quantitäten ge« 
kauft, diefelben gleich darauf in der Negel unter dem Einfaufspreife 
wieber verlauft, nnd vom Erldſe theils feinen Haushalt, theils die 
Zahlung der dringendften Gläubiger 7 t 
vi jätenpärtien bezogen, wovon 
bei der Concurseröffnung weder Geld noch Waare vorgefunden 
wurde; er bat falfche umb Tiftige Borfpiegelungen angewendet, um 
Gläubiger zur Eingehung der Gefchäfte zu bewegen... . . 

Hiernad Hat ſich der Angeklagte im Bewußtfein feiner gänz- 
lichen Bermögenslofigfeit durch obige Vorfpiegelungen und Zuſiche⸗ 
rungen prompier Zahlung den faljhen Schein eine® aufrechten zah« 
Tungsfähigen Gejhäftsmannes gegeben, taburd hie genannten Ger 
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ſchaͤftsleute, um ihnen Schaden zuzufügen und ſich einen Vortheil 
zuzuwenden, in Irrtum geführt, ihnen Waaren herausgelodt, und 
buch diefe Ränfe feinen Crebit zu verlängern gefucht, in melder 
Handlungsweife die fämmtlihen Kriterien des Verbrechens des Be- 
truges nach 88. 197 und 199 des St. ©. B. vorhanden find, 
daher dieſeibe ganz richtig fir das Verbrechen des Betruges und 
nicht als das Vergehen ver verſchuldeten Crida erflärt, und ber An— 
geliagte dieſes Verbrechens ſchuldig erkannt worben iſt.“ 


Nr. 398. 
Gewaltthätigfeit gegen obrigfeitliche Perfonen: Wild⸗ 
wache? 


C. 6. v. 24. . 1 . 12021. (2.6. .) 6.3. 
Berw. €. 9. Extid. v. ee Fr 2021. (2.6. Budweis) G. 3. 


„Das Minifterialvecret vom 3. Jänner 1849, Nr. 67 
R. ©. 2., ſpricht ausprädlih nur von Forftbeamten und vom Forft- 
auſſichtsperſonale, darunter ift aber... nach dem allgemeinen Sprady 
gebraudye nur bie Forft- nicht auch die Wildwache zu verſtehen.“ 


Nr. 399. 


Betrug durch Gebrauch falſchen Gewichtes: Beſchädigung. 
Berw. €. H. Entf. v. u ar ma. CE. G. vohenmanth) 


„In der vom Landesgerichte als wahr angenommenen That 
ſache, daß der Beſchwerdeführer bei feinem Gewerbe wiſſentlich un- 
richtiges Gewicht verwendete, Tiegen alle geſetzlichen Merkmale des 
Verbrechens des Betruges nah 8. 197 und $. 199 c St. ©. 8. 
und es ift bei biefem Verbrechen nicht wefentlih, ob ein Schaden 
wirklich verurfacht, over bloß beabſichtigt wurde." - 


VEN CH 


thinderung eines 






Re. 400. % 

Mitſchuld oder Verſchubleiſtung ? 
Verbrechens, 

Berw. €. 8. Entf. d. 1. 4 3,1200. @ 6. Bin) 6.3. 


(Ergänzt und beritigt nad; den Acten.) 
Die CO, welde ihre unmünbige Schwefter B mit A, ber feine 
Luft, die B fleifhlic) zu gebrauchen, ausgeſprochen hatte, im finfteren 
Zimmer allein ließ, wurde von ber Mitfgjuld am Verbrechen ber 





N 





Nothzucht freigefprochen. Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Stantsan- set. 
waltfchaft wurde verworfen: f 
„Alle Handlungen, welche nad $. 5 des St. G. B. die Mit C 
ſchuld an einem Verbrechen begränen, find zefiiner Natur und be- 
Reben in einem activen unmittelbar auf Beranlaffung, Ermöglihung 
oder Sicherung der verbrecherifchen That gerichteten Einfchreiten, 
welches insbefondere auch ſchon nad) dem allgemeinen Sprachgebraude 
mit dem Begriffe des Vorfchubgebens verbunden ifl. Durch die 
Nichthinderung eines Verbrechens macht mau ſich demnach in der 
Üepel nicht desfelben Verbrechens mitſchuldig, ſondern nach me 
ven nur nach $. 212 des Gt. ©. B. wegen Verbrechens der Bor- 
ſchubleiſtung verantwortlich." % 


— % rel * 





Nr. 401. &yc E37! 
Zuſammenrechnung der Br coneurrivenber Betrugs⸗ 
jacta. 


Bern. €. 8. Eutfg. ». 1. 206.) oo B, 1er0. @&. ©. Prag) 6.3. 


„Es ift unzweifelhaft, daß bie aus ven einzelnen Betrügereien 
entfpringenben Beträge zufammenzurechnen find, denn diefe Zufammen- 
rechnung war auch nad) dem früheren St. ©. B. bloß im $. 153, 
1 TH. angeoronet, welche Anorbnung aber durch das Hofvecret vom 
16. Mai 1816, 3. 1243, der 9. ©. ©. auch auf ben Betrug 
und die Beruntrenung aus bem Grunde ausgebehnt wurde, weil der 
8. 135 die Hauptftelle fei, in Hinfiht auf welche der Gefetgeber 
in der Folge (nämlich bei dem in demſelben Hauptſtücke bezeichneten 
Betruge und Beruntreuung) fi kürzer faſſen konnte, welcher Grund 
daher unter gleichen Umftänden auch nad dem neuen Strafgeſetzbuch 
feine Geltung hat." 





Nr. 402. 
‚Schwere Törperliche Beſchädigung: Mitwirkung duch 
Handanlegung. Dolus indirectus. 
Caſſir. Eutſch. v. 9. Dee. 1858, ge ame. @. ©. Eger.) ©. 3.1854, 


A wurde von der Anklage des Verbrediens der ſchweren kür« 
perlihen Beſchädigung losgeſprochen und nur ber Uebertretung ber 
Rauferei ſchuldig erklärt. Der oberfte Gerichtshof gab der Nichtig« 
keitsbeſchwerde der Stantsanwaltfchaft ftatt: 

Das losſprechende Urtheil des Landesgerichtes gründet ſich auf 
die als erwiefen angenommenen factif—en Umſtände, daß bie einzige 
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dem B zugefügte ſchwere Verlegung jene am Kopfe ſei; daß dieſelbe 
mit einem ftumpffpigigen Inſtrumente verübt wurbe; daß A bei der 
ftattgehabten Rauferei den B zwar am Halſe gebroffelt, daß er ihn 
aber nicht gefchlagen habe; daß nicht fiergeftellt werben konnte, wer 
B bie Berlegimg am Kopfe zufügte, und daß ber Schlag auf den 
Kopf in demfelben Momente geſchah, als A ven B mit den Hänben 
am Halfe gepadt hatte. Es wird daraus gefolgert, daß ber erfte 
Abſatz des 8. 157 des St. ©. 2. feine Anwendung finde, weil 
diefer das Belanntjein besjenigen, der die ſchwere Verlegung zufügte, 
voraudfegt, was hier offenbar nicht der Fall fei; daß aber aud für 
bie Anwendung des zweiten Abfages dieſes Paragrafes ſich kein 
Grund finde, meil bie einzige ſchwere Verlegung B’8 nicht durch 
das Zufammenwirken Mehrerer, ſondern nur buch Einen, ver eben 
unbelannt fei, verübt wurbe, bie zweite Alternative aber wegen Ver⸗ 
urtheilung jedes Einzelnen, der an den BVerlegten Hand angelegt 
habe, ben Beweis vorausfege, daß nicht Einer, fondern Mehrere an 
den Mißhandelten Hand angelegt haben, was hier eben wieber nicht 
der Fall fei, da das Gericht bezüglich der übrigen an dieſem Rauf · 
handel betheiligten drei Perfonen nicht als erwieſen angenommen 
habe, daß fie an B Hand angelegt haben. 

Dagegen gibt die Staatsamwaltfhaft in ihrer Nichtigfeitäbe- 
ſchwerde dem in dem zweiten Abſatze bes 8. 157 des ©t. ©. 8. 
vorkommenden Sage: „ober läßt fid nicht erweifen, wer eine ſchwere 
Berlegung zugefügt habe, fo follen Alle, welche an ven Mißhanbel- 
ten Hand angelegt haben, ebenfalls des Verbrechens ver ſchmeren 
Törperlihen Beſchäͤdigung ſchuldig erkannt werden:“ die Auslegung, 
daß durch diefe Sanction, fowie durch die ähnliche in dem $. 143 
des St. ©. B. vorzugsweiſe der Erfolg geftraft werden folle, daher 
Jeder, der an den Mifhandelten Hand angelegt und dadurch zur 
figeren Bollbringung der That mitgewirkt hat, auch dafür verant- 
wortlich fei; biefer Fall trete bezüglich des A ein, und da das Lan- 
desgericht durch deſſen Losfprehung von dem Verbrechen ber ſchwe⸗ 
ven körperlichen Beſchãdigung und Verurtheilung nah 8. 412 bie 
88. 157 und 412 irrig angewendet Habe, fo trete ber Nictigfeits- 
grund des $. 352, lit. i der St. P. O. ein. 

nDiefe Anfiht der Staatsanwaltſchaft ift auch bie richtige; 
der. oben angeführte Sag des 8. 157 kann nur ben Fall im Auge 
haben, wo in einem zwifchen mehreren Perfonen ftattgefundenen 
Handgemenge eine Perfon eine ſchwere Verlegung erleibet, ohne daß 
ſich erweifen läßt, welcher der Gegner dem Verlegten dieſe ſchwere 
Verlegung zugefügt hat; in einem ſolchen Falle ftellt das Geſetz bie 
Straffanction feft, daß Jeder, welcher an den Mifhandelten Hand 
angelegt hat, des Verbrechens der ſchweren körperlichen Beſchuldig · 
ung ſchuldig erfannt werben folle. — Diefer Fall tritt nun hier 
ein; B wurde in einer Schlägerei ſchwer verlegt, es war aber nicht 
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zu ermitteln, wer demſelben dieſe ſchwere Verletzung zugefügt habe, 
und ſteht nur feſt, daß A es nicht geweſen ſei; eben aber-in dem 
Ausſpruche, daß A die ſchwere Verlegung nicht zugefügt habe, ob⸗ 
wohl er gleichzeitig an ben Mifhandelten Hand angelegt, naͤmlich 
ihn am Halfe gewürgt hatte, Liegt die Anerkennung, daß Mehrere 
ſich an dem Handgemenge betheiligten; daher Jeden die Straflanc- 
tion des 8. 157 des St. ©. B. zu treffen Hätte. Der Umftand, 
daß jene Perſonen, welde außer A an B Hand angelegt haben, 
nicht ermittelt, und daß bie dießfalls verbächtigen C, D und E von 
der Schuld losgeſprochen wurben, Tann bezüglich der Straffälligfeit 
Als, von dem als erwiefen angenommen ward, daß er an B Hand 
angelegt Habe, feinen Einfluß üben, ſondern biefer muß nach 8. 157 
des Berbrechen® ber ſchweren Körperlihen Beſchüdigung ſchuldig er- 
lannt werben,“ 


j Ankauf verbäctiger Waare. 
Berw. €. 5. Eutft. v. 9. 3 3,1208. . ©. Tabor) © 3. 


„Das Landesgericht nahm als eriwiefen an, daß A von dem 
ihm befannten Dienfilnehte C einen halben Metzen verbächtigen 
Hafers um 35 Groſchen W.-W. gelauft habe, da er willen mußte, 
daß diefer Dienfttnecht feinen Hafer als Deputat erhalte, daß ber- 
felbe, wenn er ben Hafer rechtmäßig erworben hätte, folgen am 
Markte, wo er einen Höheren Preis erlangen Könnte, und nicht in 
Privathäufern ‚verkaufen würde, endlich auch der Kanfſchilling dem 
wahren Werthe des Hafer nicht ganz entſprechend war. 

Mit Zugrumdelegung biefer factifgen Umſtände, namentlich, 
jener, daß A wußte, C diene auf einem Wirthſchaftshofe — wo 
alfo dieſer Gelegenheit zur Entwenbung des zum Kaufe angebotenen 
Hafers hatte — muß ber Ankauf dieſes Hafers allerdings als ein 
verbädtiger im Sinne des 88. 476 und 477 St. ©. 8. erlannt, 
und das Urtheil des Landesgerichtes als dem Gefege gemäß erkannt 
werben.“ 

Der von dem Beſchwerdeführer A in feiner Nichtigkeits- 
beſchwerde geltend gemachte Umftand, dag ihm C von früher als ein 
wohlverhaltenet Mann befannt war, iſt deßhalb Hier nicht entfchei- 
dend, weil durch dieſes frühere Wohlverhalten die bevenklichen Um- 
fände des Verkaufsanbotes nicht behoben werden, und es denn doch 
‚unzweifelhaft ift, daß ein Dienftlnecht, welcher Hafer zum Verkaufe 
anbietet, — da er folgen, wie das Landesgericht als erwiefen an⸗ 
nahm, nicht als Deputat erhielt — bezüglich des Bezuges verdäch- 
tig erſcheinen müffe, und dieſes dem Käufer die Pflicht auferlegt, 
fih den rechtmäßigen Bezug nachweiſen zu Iafien, um fo mehr, wenn 

Strafrechtliche Entſcheidungen. 17 
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dieſer Verlauf nicht auf dem offenen Markte, ſondern in einer 
Schänfe gefhieht, und ber Preis, wenn auch nicht bebeutend, doch 
immerhin unter bent gewöhnlichen Preiſe geftellt ift.“ 


Nr. 404. 
Mißbrauch der Amtsgewalt oder Betrug? 
Caſſit. Entfh. v. 9. Dec. 1858, Fa . Leoben) ©. B. 1854, 


Da die Verwaltung des Staatsgutes ein Zweig ber Be- 
gierungsgeſchaͤfte ift, fo miüffen auch bie bei ber E E. Innerberger 
Hauptgewerfiaft von der Staatsregierung angeflellten Beamten 
und Diener als Beamte im Sinne bes $. 101 St. ©. 2. be 
trachtet werben. 

Sowie nun die den Angeffagten A und C zur Laft gelegte 
That, vermöge welcher fie bei der Hammerverwaltung faljche An- 
melbungen von Tagwerken, bie für die Gewerklſchaft nicht verrichtet” 
waren, veranlaften (A) und ſelbſt unternahmen (B), und auf dieſe 
Art die ungebührlie Auszahlung der entfallenden Lohnbeträge aus 
der Hammerwerfs - Caffe beiwirkten, nach $. 101 und 102 b des 
St. ©. B. das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt be- 
gründet, indem fie hierburd mit ber vom Landesgerichte angenom ⸗ 
menen Abſicht, den Staat an feinen Vermögen zu benadktheiligen, 
von dem Amte, in welchem fie eidlich verpflichtet waren, einen Wiß- 
brauch machten, in Anitsſachen und zwar ber controlivende Amtd- 
ſchreiber A durch Beftätigung der die fingirten Tagwerke enthalten» 
den Rechnungen eine Unwahrheit bezeugten, ebenfo begrändet bie ben 
Mitangeflogten D, E und F zur Laft gelegte That, vermöge welcher 
dieſelben den A in feinen oben erwähnten ſtrafgeſetzwidrigen Bor- 
gängen unterftügten, zur Vollführung verfelben beitrugen, nad $. 5 
gegen diefe die Mitfchuld am Verbrechen des Mißbrauches der 
Amtsgewalt. 


Nr. 405. 
Straflofigkeit wegen thätiger Rene beim Betruge? 
Bern. €. 5. Gutih. v. 10. Der 108, A 12575. 0. Carr) GB. 
, Rt. 10. 


„Die 88. 187, 188, 466 St. ©, B. (Straflofigleit wegen 
thätiger Reue) finden bei bem Betruge eine Anwendung.“ 
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Nr. 406. 


Berführung zur „Unzucht“. 
Bern. €. 9. Cntfg. v. 15. Det. ] 10 3, 12591. E. G. Zriet) 6.3. 


„Das Wort „Unzucht“ im 8. 115 bes älteren, und folglid 
auch in dem mit biefem übereinftimmenden 8. 132 des neuen 
St. ©. B. ift nicht auf Beiſchlaf zu beſchränken, was fogar durch 
das Hofvecret vom 26. Juni 1844 bereits ausbrüdlih erklärt 
wurbe,* 


Rr. 407. 


Ehrenbeleidigung — Wahrheitsbeweis bei unbeftimmten 
Beſchuldigungen? 
Bern. C. d. Ci. ig ze, EB - @. 6. Rüniggräg.) 


A machte anläßlich der Vornahme einer Gebädsreviſion durch 
ven Gemeinbepolizeicommiffär B unter Zuziehurg ber Gensd'armen 
P und des Polizeidieners R die Aeußerung: „Die Polizeiaufficht ift 
ſchlecht. Hierüber Magte Gensb’arm P, weil dieſe Aeußerung für 
feine Perſon als beleidigend angefehen werben müffe. Die Nichtig- 
leitsbeſchwerde des ber Uebertretung der Ehrenbeleivigung ſchuldig 
erfaunten A wurde verworfen. „Die Bemerkung des A, er lönne 

beweiſen, daß dieſe Polizeiaufſicht wirklich mangelhaft fei, muß un- 
berüdfichtigt bleiben, weil der Beweis über die Wahrheit einer Be— 
ſchuldigung nach den 88. 487 —491 St. ©. B. nur in folden 
Fällen von der Strafbarkeit entſchuldigen kaun, wenn eine beftimmte 
Berfon einer beftimmten unehrenhaften Handlung beſchuldigt wird.” 


. Nr. 408. 
Falſche Angaben vor Aominiftrativbehörden. 
Gaffr. Entiä, ». 15, Der. 1859, 919000 (. 6. Buhmeil) 6. 3. 165, 


„Als eriviefen wurbe angenommen, daß A im einem bei ber 
Bezirls hauptmannſchaft N überreichten Geſuche wiffentlih die un⸗ 
wahre Angabe, daß er auch in Wien ald Schneivergefelle gearbeitet 
in ber Abſicht, das. angefuchte Schneivermeifterrecht zu erlangen, ge- 
‚macht habe, wodurch die Bezirkshauptmannſchaft irre geführt werden 
Tonnte. Diefe That begründet bie Mebertretung bed 8. 320 lit. e 
St. ©, B; denn der Abfag lit, o des $. 320 ſpricht nicht bloß 
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von Fällen, in welchen falſche Angaben vor ven Polizefbehörven vor- 
gebracht werden, fondern insbeſondere aud vor andern Staatsbehör- 
den, zu welden eben auch die Bezirkshauptmannfchaft gehört, und 
fobald dieſe durch ſolche wiſſentlich unwahre Angaten in ihrer öffent- 
lichen Aufſicht über Gewerbe und deren Verleihungen irregeführt 
werben Tann, ift an ber GStrafbarfeit des Thäters nad dem $. 320 
lit. e fein Zweifel vorhanden." 





Nr. 409. 


Berläumbung: Beſchuldigung, „melde zum Anlaſſe 
obrigkeitlicher Unterſuchung dienen könnte“. 
Berw. €. H. Eutſch. v. en © aaser. (&. 6. Hohenmanth.) 


„Bei dem Verbrechen ber Verlkumbung ift ber Umſtand, ob 
wider ben Beſchuldigten eine Unterſuchung eingeleitet worben, gleich 
giltig, weil zu dieſem Verbrechen genügt, daß die Beihulbigung zum 
Anlaffe obrigkeitlicher Unterfuhung oder Nachforſchung dienen konnie.“ 


Nr. 410. 
Diebftahl — ober Zueignung einer gefundenen Sache? 
Mental⸗, Beſitz“. „Chätige Reue” beim Diebftahle, 
Berw. €. 9. Entic. d. max 2m B; 2068 6. Wr-neuſudt) 


Das Landesgericht hat als wahr angenommen, daß ber An- 
geflagte, als es ſchon dunkel war, einen Bündel mit Kleidungsſtücken 
und einer Bürfte, welchen B bei Gelegenheit, als er mit feinen 
Weibe nad dem Bahnhof ging und in dem nächſt dem Bahnhofe 
befindlichen Kaffeehaufe ſich noch vorher nach einem Bekannten um- 
fehen wollte, einftweilen in ber offenen Vorhalle des Kaffechaufes 
auf dem dritten Tiſche Links vom Eingange .nievergelegt, fohin beim 
Fortgehen daſelbſt liegen gelaflen und nad einer Tolsen Stunde 
vergebens gefucht hatte, — in der Borhalle vom Tiſche genommen, im 
Raffeehaufe anfangs auf feinen Tifh, dann aber neben ſich auf die 
Bank gelegt, fohin nad) einen Aufenthalte von einer halben Stunde 
im Raffeehaufe mit fih auf die Eifenbahn fortgetragen, daſelbſt den 
Bindel, um ihn nad) Wien mitzunehmen, in feinem Einbindtuche 
unter ben Gig gegeben, und auf dieſe Weife den Bundel im Ge- 
fammtwerthe von 58 fl. 46 kr. C.⸗M. um feines Bortheiles willen 
aus dem Befige des B ohne befien Einwilligung entzogen habe. 

Diefer Thatbeftand, welchen aud der Eaffationshof fefthalten 
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muß, begreift nach F. 171 und 173 des St. ©. B. ſämmiliche 
Merkmale des Verbrechens bes Diebſtahles in ſich, daher bie dem 
Angeflagten zur Laft gelegte Handlung vom Landesgericht mit Recht 
als das genannte Verbrechen angefehen und als ftrafbar erklärt wor- 
den ifl, 

Der Anugeklagte wenbet ferner ein, daß das Verbrechen, deſſen 
er ſchuldig erfannt wurde, durch bie. freiwillige Zurüchſtellung bes 
Bündels, fobald viefer gefucht worden war, erlofchen ſei. Allein 
dieſe Einwenbung Tann nicht als ftatthaft betrachtet werben, weil 
der Angeklagte, wie das Landesgericht annahm, den Bündel nicht 
aus eigenem Antriebe (Ihätiger Reue), fonbern erft, nachdem ber 
Polizeifeldwebel bei dem Eintritte in den Waggon verkündet hatte, 
daß eine Nachſchau gepflogen werde, weil ein Bündel in Berluft ges 
vathen fei, umd nachdem bie Bifitation hierauf bis über die Hälfte 
des Waggons gelommen, und nur mehr zwei Site von bem bes 
Angeflagten entfernt war, folglich erft in jenem Momente zurld- 
geftellt Hat, wo er im Befige des Bundels entdedt werben mußte, 
und benjelben nicht mehr in Sicherheit bringen konnte, unter welden 
Berältniffen ihm die Begünftigung ber Straflofigfeit nad 8. 187 
und 188 des St. ©. 9. nicht zu ftatten kommen Tann.” 


Nr. 401. 
Schwere körperliche Beſchädigung. Caufalnerus, Dolus? 
Car. Entih. v. 29. Der. 18%, 3. 19740. C. ©. Tri) ©. 3. 165, 


A wurbe wegen Berbrehen ber ſchweren körperlichen Be— 
ſchädigung nad 8. 146 des alten, 8. 152 des neuen St. ©. 2. 
verurtheilt, indem das Gericht als erwiefen annahm, daß A und C 
aus Anlaß eines zwiſchen ihnen ftatthabenden Raufhandel® den B 
angefallen, und daß A benfelben, währen er von C an Halstuche feftge- 
halten wurbe, mit überlegenen Kräften vergeftalt gedrängt hat, daß 
B in Folge des Anſtoſſens an einen burd Zufall umgeftürzten Seſſel 
mit dem Rüden zuerft über dieſen Seffel fallen und ben A mit ſich 
ziehen mußte, und daß A in biefer Weife dem B in Folge viefes 
Falles und des Uebergewichtes feines (A) Körpers eine als ſchwer 
erflärte Verlegung zufügte. — Der oberfte Gerichtshof gab der Nich- 
tigkeitsbeſchwerde des A ftatt, werurtheilte denſelben aber nad den 
88. 411 und 412 ©. ©. 2. 

„Nach 8. 1 des St. ©. B. wird zu jedem Verbrechen böfer 
Borfag erfordert, diefer aber fällt nad; der gefeglichen Begriffsbeftim- 
mung nur demjenigen zu Laſt, welcher das mit dem Verbrechen ver- 
bundene Uebel gerabezu bedacht und beſchloſſen, oder aus einer an- 
deren böfen Abfiht Etwas unternommen over unterlaffen hat, woraus 
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das Uebel, welches dadurch entſtanden iſt, gemeiniglich erfolgt, eber 
doch leiht erfolgen Tann. 

Nach 8. 4 des ©t. ©. B. entficht das Verbredien aus ber 
Bosheit des Thäters, und es kann baher nach biefen gefeglichen Be⸗ 
fimmungen auch ein böfer Vorſatz nicht gebacht werben, unabhängig 
von bem Willen und der moralifchen Freiheit des Täters entweder 
in bem Bedenken und Befchließen ſelbſt, oder in dem leicht möglichen 
Borherfehen des entflandenen Uebels. 

Es genügt befhalb nicht, um eine That aus dem inbireeten 
böfen Borfage zum Verbrechen zu qualifieiven, daß aus ver Unter 
nehmung ober Unterlaffung einer Handlung nur was immer für ein 
Uebel überhaupt vorausgefehen werben kann, ſondern es wich erforbert, 
daß das Uebel, welches aus ver That gemeiniglich erfolgt, ober doch 
leicht erfolgen Tann, voransgefehen werben mußte ober fonnte. Nun 
hat das Landesgericht in facto nicht argenommen, daß A das für B— 
entftanbene Uebel vorausfehen fonnte, ſondern nur, daß A voransjehen 
Tonnte, daß B einen Nachtheil an feinem Körper erleiden könnte. Das 
Gericht Hat alfo ſelbſt in facto angenommen, daß das Uebel außer 
dem Willen des A gelegen war, und es fonnte fomit ven A nicht 
eines Verbrechens ſchuldig erflären. - Dem Exfenntniffe liegt demnach 
eine irrige Auffaffung des gefeglichen Begriffes des inbirecten Vor— 
ſatzes und eine unrichtige Gefetzesanwendung auf ben concreten Fall 
zu Orunde .... Der 8. 411 des neuen St. ©. B. unterfchei- 
det ganz beftimmt bie vorfäßlichen körperlichen Beſchädigungen von 
jenen, die bei Raufhändeln vorfommen, und weift dadurch deutlich 
auf bie Folgen Hin, die mit Raufhändeln oft zufällig verbunden find. 

Hat B babei gleichwohl ein Uebel erlitten, fo lag die Urſache 
davon in einem unglüdlichen zufälligen Zufanmentreffen von Ums 
ſtänden, nicht in bem Willen des Angellagten.“ 


Nr. 412. 
Hausdiebſtahl: unter Verwandten (nicht Verſchwägerten). 
Bero. C. 5. Gutfg. ». 2. Der, 188, 8. 1290. 6. Ci) 6.3. 


Die 88. 168 I. Th., 918 II. Th. St. ©. 2. v. 9. 1803 
in Verbindung mit bem Hofbecrete vom 16. Februar 1836 und 
ebenfo bie 88. 189, 463 und 531 des St. ©. B. beziehen ſich 
ausbrüdlid nur auf bie zwiſchen Ehegatten, Eltern, Kindern und 
Geſchwiſtern in gemeinfchaftlicher Haushaltung vorfallenden Diebftähle; 
der Befchwerbeführer A fteht aber als Schtwiegerfohn und Schwager 
der Beſchädigten B und P zu biefen in feinem ber erwähnten vom 
Geſetze bezeichneten Verwandtſchaftsverhältniſſe. Auch das Decret 
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vom 6. Auguft 1806, woburd bie vorbeftandene Hofcanzlei in 
einem fpeciellen alle erflärte, dag aud Stieflinber, wenn fie 
von einem ber bejchäbigten Citerntheile abſtammen, zu ben Ber. 
wanbten zu zählen find, welchen bie Begünftigung ver 88. 168 
1. Th., 213 II. Thl. des St. ©. B. vom Jahre 1803 zu Guten 
kommt, berechtigt nicht zur Ausdehnung biefer Begünftigung auf bie 
in ven betreffenden Paragrafen bes. ältern und bes neuen Gefetzes 
nicht genannten, mit ben Beſchädigten bloß verfhwägerten Perfonen, 
und zwar zufolge ber durch das Gofcanzleidecret vom 20. Novem- 
ber 1817, Mr. 1387, kundgemachten allerhöchften: Entſchließung and) 
nicht aus Müdficht deffen, daß die eigentliche Thäterin wegen biefes 
Diebftahles firaflos bleibt." 


ö Nr. 418. 
Betrug: Gebrauch falfcher, nicht vom Gewerbsmanne 
ſelbſt gefälfchter Gewichte. 
Berw. €. 9. Entf. v. 29. Der. 1853, 3.13064. G. Gitfhin.) ©.2. 
1854, Nr. 23. 


„Weder in dem älteren noch in bem neuen St. ©. B. wird 
zu dem Verbrechen des Betruges durch Gebrauch falſcher Gewichte 
erforbert, daß ber Gewerbsmann, welcher ſich faljcher geringhältiger 
Gewichte bebient, jelbft fie verfälſcht habe.“ 


Nr. 414. 


Ehrenbeleidigung: „Beſchimpfung.“ 
Berw. €. $. Eutſch. v. 29. Dec. 1853, 3. 13374. (R. ©. Wien.) ©. 3. 
1854, Nr. 23. 


nDie Bezeichnung einer Perfon ald „gemein, grob und nieber= 
tätig" ift mit Rückſicht auf den Sprachgebraud ohne Zweifel als 
eine Beihimpfung anzufehen.* 


Nr. 415. 
Verantwortung für „die bei Raufhändeln vorkommenden 
körperlichen Beſchädigungen“ — Culpa. 
Berw. €. 9. Entfd. v. 9. 38 3. & 13432. (8. ©. Bozen.) ©. 3. 
Im einer zwifhen dem A und dem Beſchädigten B bei Gelegen- 


heit ber Bewäfferung ihrer Wiefen entſtandenen Rauferei fielen beide 
Theile auf der Wiefe zu Boden; durch biefen Fall wurde dem B 
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der rechte Arm nahe am Ellbogen gebrochen und dieſe Beſchädigung 
Hatte für B eine Erwerbsunfähigleit in ber Dauer von wenigſtens 
dreißig Tagen zur Folge. Im diefer Thatſache erfannte das Lan- 
beögericht die Uebertretung gegen bie körperliche Sicherheit nach 
8. 411 bes St. ©. 3. und werurtheilte ven A. 

In ber nur von A ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde machte der⸗ 
felbe geltend, daß er allerdings weder nach $. 152 noch nach 8. 335 
des St. ©. B. verurtheilt wurbe, allein auch nit nah 8. 411 
St. ©. B. verurteilt werben durfte, weil biefer Paragraf eine 
Teichte Belhäbigung zu feiner nothiwenbigen Boransfegung habe, wo⸗ 
gegen bier eine ſchwere Beſchädigung vorliege. Der oberſte Gerichts · 
hof verwarf die Richtigleitsbeſchwerde: 

„Da erwieſen iſt, daß zwiſchen dem A und B eine Rauferei 
Rattfand, und daß biefe Rauferei einen Armbruch des B zur Folge 
hatte, fo ift dadurch ſchon ber gefegliche Begriff ber Uebertretung 
des $. 411 erſchöpft, indem der Grund und med biefes Geſetzes 
iſt, dem Raufhandel Überhaupt zu begegnen. 








1854. 


Nr. 416. 


Beginn der Verjährung des Verbrechens ber zweifochen 
Ehe: Tod des erften Gatten, 


C. 8. v. 4. . 18187. (8. ©. Prag) ©. 3. 
Bew. €. H. Eutſch. v. te — C. ©. Prag) ©. 3. 


„Der Staatsanwalt ... . . führt an: daß bie verbredherifche 
Abſicht bei der zweifachen Ehe mit ber lirchlichen Einfegnung bes 
zweiten Ehebandes wohl erreicht jei, allein fo lange fortvauerte, als 
das zweite ungejegliche Eheband nicht aufgelöfet wir, fomit die Ber- 
jährung erft von dem Zeitpunfte der Aufldfung des zweiten Ehe 
bandes beginne, in dem gegenwärtigen Falle aber von ber A die 
zweite Ehe noch bermal fortgefegt werde. 

Ferner wird behauptet, dag für die Angeflagte, ba fie noch 
dermal ihre Gemeinfhaft mit C fortgefegt, ein materieller Nugen 
erwachfen fein mußte, ba fie fonft nur. ald Magd angefehen würde, 
und daß das Landesgericht unter jene, deren Rechte durch das Berbres 
Gen verlegt worben, den Staat nicht aufgenommen habe. 

Allein durch den erfolgten Tod des erften Gatten ber A hat 
das durch die zweite Ehe zwifchen ihnen geftörte Rechtsverhältniß 
aufgehört, und es kann nicht behauptet werben, daß die A von jenem 
Zeitpimfte an noch einen Nuten in Händen hatte, 

Da num von jener Zeit an bis zum Beginne ber gegenwärti- 
gen Unterfuchung mehr als 5 Yahre verflofien find, fo iſt das ber 
A zur Laft gelegte Verbrechen im Sinne ber 88. 228 und 229 bes 
St. ©. B. verjährt, und fomit bie Freiſprechung ver A begründet.“ 
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Nr. 417. 


Bewerbung um faljches Zeugniß: Beftätigung von ben 
Zeugen nicht mehr erinnerlichen Thatſachen. 
Berw. €. H. Entf. v.4. sin. 1854, Nr. 13338. te ©. Iglan.) Haimerl's 
Magazin, Sb. X, N. 

„In der Berebung eines Zeugen, vor Gericht Umftände als 
wahr zu beftätigen, auf welche er ſich nad) der dem Angellagten ge- 
machten ErHärung nicht mehr erinnerte, liegt die Bewerbung um ein 
falſches gerichtliches Zeugniß. 


Nr. ais. 
Thätige Rene bei der Veruntreuung:Einziehen der 
Dienftcautien? 
Bern. C 6. Entf. ». 4 Jin, in 105 Z, m. a6. cm) 63. 


"Die Niigetskelömene u * welcher vorbrachte, daß die 
Unternehmung bei welcher er bedienſtet war, in ber gelegten Dienft- 
caution vollftändigen Erſatz fanby daher ihm die Straflofigkeit zu 
Statten komme, wurde vom oberften Gerichtöhofe verworfen: 

„In der Dedung, welche vie Betriebbirection in ber von 
dem A fon früher erlegten Dienftcaution für die ihm aus was 
immer für einem Grunde zur Laſt fallenden Erfäge 5i8 zu dem Bes 
trage von 660 fl. hat, liegt nicht der Begriff der vom Gefege er⸗ 
forderten, ans thätiger Reue geſchehenen Sutmadung des and der 
That entfpringenden Schadens.“ 





Nr. 419. 


Vorwurf wegen ausgeftandener oder erlaffener Strafe; 
Beſchuldigung anehrenhoftar „Eerolungeweile: Deffent 
lichkei 


Berw. €. $. Entfd. v. 11. a, is N 13213. (2. ©. Leipa.) G. 3. 


1. „Bei ber Beet bon $. 497 des St. ©. 8. (Bor- 
wurf einer ausgefanbenen oder erlaffenen Strafe) wird bie im 
8. 490 des St. ©. 3. für einige Falle normirte Straflofigkeit durch 
den Beweis ber Wehrheit nicht begründet ·2. Weder bei 
der Uebertretung des $. 488 noch bei jenen bes 8. 497 des St. ©. B. 
gehört es zu den gefetzlichen Kriterien, daß die Beſchuldigung oder 
der Vorwurf öffentlich ober vor mehreren Leuten geſchehe.“ 
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Re. 420. 


Verbrechen der Drängperfälfeung ober Hebertretung der 
Nachbildung von Münzen? Dolus in der Minzver- 
fälſchung: nicht bloß Abſicht zur Verausgabung, aber 
do: „Abſicht, Jemanden zu hintergehen”. 
Bern. €. 9. Eutſch. v. 11. Jän. 1854, 3. 19614. (8. 6. Trient.) ©: 3. 
1854, Nr. 31. 


„Das Urtheil..., woburd) der A von dem Verbrechen ber Miünz- 
verfälfhung nad $. 118 des St. ©. B. freigefprohen wurbe, wird 
von ber Staatsanwaltſchaft .... angefochten, weil bie dem Ange» 
klagten zur Laft gelegte Handlung nicht als Verbrechen der Münz- 
verfülſchung nad) 8. 118 des Si. ©. B., fonbern nur ald Ueber- 
tretung gegen öffentliche Auſtalten und Borleheungen durch Nachbil- 
dung von Münzen nad; $. 325 des St. ©. B., als ſolche aber für 
verjährt, fomit in keinem Falle für firafbar erfannt wurde, obwohl 
fie nach 8. 118 ſtrafbar fei. Das Landesgericht habe die Oualifi- 
cation der That zum Verbrechen ber Mänzverfälfchung aus den 
Grunde nicht angenommen, weil der A micht die Abſicht Hatte, bie 
verfertigten Münzen, beftehenb in vier oder fünf öſterreichiſchen Liren, 
auszugeben, welche Abſicht zur Conſtituirung dieſes Verbrechens nad) 
dem vereinigten. Sinne ber 88. 118 und 325 bes St. ©. B. er— 
ferbert werde... . 

Nach 8. 118 werde aber zum Verbrechen der Münzverfäl- 
fung nit die Abſicht, die verfertigten Münzen anszugeben, erfor- 
dert, ſondern das Verbrechen ſchon dadurch begangen, daß faliche 
au angefertigt werden; denn bie böfe Acſicht Liege ſchon in 
der t. 

Allein, wenn es gleich richtig if, daß das Verbrechen ber 
Münzverfälfgung nad; ber Begriffßbeftimmung des $. 118, lit. a 
fon dadurch begangen wird, daß Jemand unbefugt Münze fchlägt, 
und daß bie Abſicht ſelbe anszugeben, geradezu nicht erfordert, fon« 
dern biefelbe ſchon in ber That vorausgefegt ober vermutet wird, 
fo ift dod eben fo gewiß, baß gegen biefe Vermuthung der Beweis 
zuläffig ifl, daß ber A bei feiner Handlung gar keinen böfen Vorſatz 
gehabt habe, und daß bei gelungenen Beweis ihm bie That, da es 
ohne ‚böfen Vorſatz Aberhaupt Fein Verbrechen gibt, auch nicht als 
Berbrechen der Münzverfälfhung zugerechnet werben Tann. 

“00. Das Landesgericht hat aber aud für wahr angenom ⸗ 
men, daß der Angelagte A biefe Münzen nur zur Probe und aus 
Neugierde verfertigte, . . . . und nicht bie Abſicht hatte, dieſelben in 
Umlauf zu fegen, ba im Gegentheile fein jugendlicher Leichtſinn, bie 
Leichtigfeit ober Unbefangenbeit, mit welcher er biefe Münzen einigen 
Freunden zeigte, und bie mit dem erflen Blide erkennbare Falſchheit 
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biefer aus bloßem Blei verfertigten Münzen zur Annahme berediti- 
gen, daß er fie, wie er behauptet, aus bloßer Neugierde zur Probe 
gemacht habe. s 

If dieß der Fall, wie der Caflationshof nad; dem Erkennt» 
niffe des Landegerichtes für wahr annehmen muß, fo ift dadurch in 
der Handlung des Angeflagten offenbar ver böfe Vorſatz audge- 
ſchloſſen, und es köunte nur von der Uebertretung nad) $. 325 bie 
Rede fein, welche aber jedenfalls verjährt wäre.“ 


Veen, ad. £ 3 —— vr s0 


Betrug — oder Erpreffung durch Androhung einer ges 
richtlichen Anzeige. Betrug duch Zufage der Befrei- 
ung vom Heeresbienfte. 

Caffs. Entih. v. 11. Sin. 105%, 3.13. E. & Lader) ©. 3. 1884, 


„Nah den Entfpeivungsgründen des Landesgerichtes fol ber 
Betrug barin beftehen, daß A, inbem er ben B ber Eutmenbung 
einer Kreuzer-Semmel, fowie einer früheren ähnlichen Entfremdung be» 
ſchuldigte, und ihn ſtrafgerichtlich anzuzeigen drohte, von biefem un- 
ter Intervenirung bes Gemeindevorſtehers C die Ausftellung eines 
Schuldſcheines über 16 fl. ermirkte. 

Mein biefer ganzen Thathaudlung ‚fehlt ein Haupikriterium 

‚Jedes Betruges, nämlich eine liſtige Vorftellung oder Handlung, um 
Iemand in Irrthum zu führen, ober bie Venügung eines folden 
erthums, ba eine ſolche üſtige Handlung in ber Drohung ber ge- 
richtlichen Anzeige um fo weniger liegt, als das Laudesgericht nicht 
als eriwiefen annahm, A würde, wenn B ven Scäuleigein nicht aud« 
gefertigt hätte, die Drohung der Anzeige nicht in Vollzug gefegt 


haben, 

„Wenn nun aud biefer Vorgang von Seite des A nad) 
ethiſchen Geſetzen ſträflich erſcheint, ja gewiſſermaßen einer Erpreſ- 
fung ſehr nahe kommt, fo liegt doch darin, dem Vorausgeſchickten zu 
Folge, kein Betrug, und ba fomit das Landesgericht den 8. 197 
des St. ©. B. auf biefen Fall unrichtig angewendet hat, fo mußte... 
das Urtheil in dieſem Punkte aufgehoben werben. 

Anders verhält e8 ſich mit ber zweiten bem C unb D, "anges 
ſchuldeten Thathandlung, die darin befteht, daß biefelden von dem 
Bauer B 5 fl. E.-M. durch das Verſprechen entlodten, deſſen Sohn 
vom Militär zu befreien. 

Hier liegt in dieſem Berfprehen allerdings eine Irreführung 
und Benügung bed Unmiffenheit des B, ba es weder in ber Macht 
des C, wenn er auch Gemeinbevorftcher war, noch in jener bes 


er 
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Schankwirthes D Tag, bie Mititärbefreiung des jüngern B zu er- 
wirken, daher bie Entlodung eines Geldbetrages zu dieſem Zwecke 
betrligerifch war,“ 


Nr. 422. 
Culpoſe Tödtung durch Unterlafjung ? 
Berw. C. H. Eutſch. v. 11. din 100 3. 33..(8. 6. Citi.) ©. 3. 1854, 


„Dem A wird ald Vergehen gegen bie Sicherheit des Leben 
nad $. 335 des ©t. G. B. zur Laſt gelegt, daß er in ber 
Abenddãmmerung eine mit Pferden befpannte lange Feldwalze durch 
eine Gaffe führte, welcher der vierjährige Knabe B nadylief, der ſich 
auf dieſelbe Iegte, unter bie Balze- gerieth, und baburd; derart am 
Kopfe verlegt wurde, daß er in Folge diefer Verlegungen am neun⸗ 
ten Tage barauf ſtarb. 

Der Berurtheilte "behauptet in der ‚gegen das Urtheil des Lan—⸗ 
desgerichtes eingebrachten Beſchwerde, daß er an dem dem Knaben 
wiverfahrenen Unglüde leine Schuld trage. 

Allein das Landesgericht Hat in thatfächlicher Beziehung 
weiter8 angenommen, baß ber Aunnothwendig, nur aus Be- 
quemlichteit; die Walze dur viefe Gaffe führte, welche fo 
enge ift, daß ſelbſt die erwachſene M fi im Borübergehen 
an bad Haus drängen mußte, um von. ber langen Walze 
nicht ergriffen zu werden; baß er, in biefer Gafle fahrend, Kinder 
ohne Aufficht fliehen gefehen, und die Pferde am Zaume führend fi 
um bie nachgezogene Walze nicht befümmert habe. Mit Rüdficht auf 
die erwähnte Beſchaffenheit ver Gaſſe und des geführten Geräthes ift 
dem A mit Recht ſchon das Führen der Walze durch dieſe Gaffe über: 
haupt, und noch mehr, daß er. nicht zurüdblicte und ſich nicht be— 
tümmerte, ob ſich nicht die unbeauffihtigten Kinder ihrer Natur nah 
angelodt fänben, ſich mit bem walzenden Körper in eine Berbin- 
dung zu fegen, als eine ſchuldbare Handlung und Unterlaffung ange- 
rechnet worden, von weldyer er einzufehen vermochte, daß fie geeignet 
fei, für das Leben ober bie körperliche Sicherheit von Menden 
Gefahr herbeizuführen, und ba hieraus der Tod des Knaben B er- 
folgte, ift diefe dem A zur Laſt gelegte That in richtiger Auslegung 
und Anwendung bes Strafgefeges dem $. 335 des St. ©. B. un« 
tergogen worden.“ 
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Nr. 428. 
Curpfuſcherei — unſchädliche Mittel, 
Berw. €. H. Entſch. v. ee 2,9 E G. Königgräg.) 


„Der Beſchwerdeführer behauptet, daß feine Handlung mit 
Verlegung des Geſetes vom Lanbeögerichte als frafbar bezeichnet 
fei, da die Kranken ber bortigen Gegend ihn freiwillig zun Kath 
zur Wieberherftellung ihrer Gefunbheit fragen, er fie nie beſuche, 
nicht nach der Natur der Krankheit forſche, und ihnen nur ſolche 
Mittel verabreiche, welde für die Gefundheit unſchädlich find. 

Allein das Gefek Hatte bei der Strafſanction bes 8. 348 
des St. ©. B. nicht nur einen wirklich erfolgten, ſondern aud einen 
durch Curpfuſcherei möglichen Nachtheil der menſchlichen Geſundheit 
vor Augen, und wollte vemjelben vorbeugen. 

. In der Hanblungsweife de8 A, daß er, ohne, bie Krane 
geſehen zu haben, bloß nach dem im vorgepeigten Urin derſelben 
Heilmittel gab, liegt allerbings bie im $. 348 des St. ©. B. be 
zeichnete Uebertretung gegen. bie Sicherheit des Lebens, wenn mict 
angenommen wird, baß bie-verabreichten Mittel ganz —*5 — Waren, 
was jedoch nicht bewiefen ift; denu ein wirklich erfolgter. 
ber Gefundheit würde nur als ein erfchwerender Umſtaud gelten. 
Allein felbR die Verabreichung folder Mittel, bie an und für ſich 
unſchädlich find, kann dem Kranken nacıtheilig werben, wenn ein 
unwifiender Menfch Kranfe behandelt und deren Bertrauen dadurch 
mißbraudt, daß fie deßhalb vie Hilfe eines verſtändigen Arztes, 
und ben Gebrauch zwecimäßiger Arzneimittel verfäumen.“ 


Nr. 424. 
Beleidigung öffentlicher Beamten. 


Bew. €. En! 18. Sün. 1854, 3. 13576 ut 13605. 

® Erb Sande Magazin, % X, Mr. es 

" Die Angellagte hat an einem fetten Die und vor meh- 

reren Leuten zwei Poligeimahmännern, deren Einer ihr eine Weifung 
gab, zugerufen, „fie follten das Maul halten.“ 

„Obwohl dieſe Aeußerung Leine eigentliche Beſchimpfung ent- 
hält, fo erfcheint fie doch als eine nicht blos höchſt unanftändige, 
fondern auch als eine wahrhaft rohe, und muß als eine Beleidigung 
der Wade um fo mehr angejehen werben, als fie — ben Vorwurf 
involoirt, daß der Befehl an die Angellagte — — ein unberedhtig- 
ter geweſen fei.“ 
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Nr. 425. 
Verläumdung zur Abwehr eines unbererhtigten Forde⸗ 
rung: Nothwehr? 
Berw. €. 5. Eutſch. v. 18, Sa ia, 8 106. . ©. Zunim) ©. 8 


Aus Anlaß der Nichtigleitsbeſchwerde des wegen Verbrechens 
der Verlãumdung verurtheilien A erklärte der oberſte Gerichtöhof bei 
Verwerfuug derſelben: 

„In feiner Handlungsweiſe liegt allerdings das Verbrechen 
der Verlãumbung nach $. 209 des St. ©. B. Denn er hat bei 
ver Staatsanwaitſchaft zu. N die B einer Wechſelfälſchung beſchul- 
digt und angegeben, baß fie auf dem Wechſel dd. 24. Februar 1851 
per 291 fl., mit. welchem fie gegen ihn bie Zahlungsauflage er⸗ 
wirkte, die Worte: „Angenommen A“ beigeſetzt habe; ohne daß er 
darum wußte. Nun hat aber das Landesgericht nah dem Ergeb- 
niffe der Verhandlung als erwieſen angenommen, daß A ſelbſt bie 
erwähnten Worte auf den Wechſel geſchrieben habe; hierdurch ift alſo 
die verläumberifhe Beſchuldigung wider B eriwiefen, weil die Hand- 
fung, welche ihr zur Laſt gelegt wurde, nad} 8. 201, a des St. G. B. 
das Verbrechen des Betruges begränben wände. Die Frage, ob A 
zur Zeit, als er die Anzeige wider B erflattete, die 291 fl. noch 
ſchuldig war, gehört auf ven Rechtsweg; er war aber felbft in dem 
Falle, als diefe feine Wechſelſchuld damals nicht beitanden hätte, 
nicht berechtigt, duch eine erbichtete Anſchuldigung eines Betruges 
die Strafbehörbe zur Amtshanblung aufzufordern. - 

Auch die böfe Abſicht, durch die erbichtete Auſchuldigung der 
B an ihrer Ehre zu ſchaden, gehört zum fubjectiven Thalbeſiande, 
welchen das Landesgericht als eriwiefen annahm. Es ift hierbei ganz 
gleichgiltig, worauf feine Envabficht gerichtet war, und ob er ſich 
durch. feine lügenhafte Beſchuldigung von einer Zahlung befreien 
wollte, von ber er meinte, daß ex fie zu leiſten nicht ſchuldig fei. 
Es ift ganz gefegwibrig, unerlaubt und ftrafwürbig, ſich von ber 
Bahlung einer vermeintlichen Nichtſchuld dadurch zu Geheien, daß man 
den Oläubiger eines Verbrechens beſchuldigt, um dadurch eine firaf- 
gerichtliche Unterfuhung zu veranlaffen, und den rechtlichen Beſtand 
der Schuld durd das Gericht erheben zu laſſen.“ 
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Rr. 426. 


Ehrenbeleidigung — eder — nur unpaſſender Scherz? 
(Mittelbare Injurie? 
x C. G. € b.18. 1 ©. Trieſt imerl's 
u 77% 7 2 ee 

Angeflagter und Privatanfläger ftanden auf fehr vertrauten 
Fuße und dutzlen ſich. 

„Selbſt wenn die Yeußerung des Ungeflagten als erwiefen 
angenommen wirb: daß er die Frau bed Anflägers am Kanal mit 
einem fehönen jungen Mann begegnet habe, fo würde hierin wehl 
ein plumper unanftändiger Scherz, gewiß aber feine Abſicht liegen, 
den Anfläger an feiner Ehre zu kränlen.“ 


Nr. 487. 


Schwere Körperliche Bejhädigung duch, Verſchlimme⸗ 
zung eines vorhandenen Xeibens. Unheilbare Krank⸗ 
heit” — „immerwährende Berufsunfähigkeit". 
Caff. Entfh. v. 18. Sin. 185%, 3, 305. (& 6. Mn) ©. 2. 109, 


Das Urtheil, wodurch A des Verbrechen® ber ſchweren Törper- 
lichen Befhäbigung nah 8. 155, lit. b fdulvig erkannt worben 
war, wurde auf bie Rictigfeitsbefehwerbe der Staatsanwaltſchaft vom 
Caffationshof abgeändert, rüdfichtlih der 8. 156, lit. c St. ©. 8. 
als antehbbar erffärt. „Das Landesgericht hat. . Angenommen, 
daß A der fechzigjährigen B in feinfefiger Asfiht mit ‚dem Fuße 
einen Stoß auf den Unterleib verfegt, und daß biefer Stoß eine 
fortwwährende unheilbare Geſundheitsſtörung und für immer eine 
Berminberung ihrer Erwerbsfähigfeit durch Austreten eines Darmes 
in einem bereit entwidelten Brauche, und baher eine ſchwere Ber⸗ 
letzung zur Folge Hatte, und das Landesgericht nahin nur als nicht 
eriviefen an, daß bie Folge dieſes Stoßes eine unheilbare Krant- 
heit fei. 

Diefes Erkenntniß wird von der Staatsanwaltſchaft .... ange 
fochten, weil diefe That durch unvichtige Gefegesauslegung einen St. ©. 
unterzogen worden ift, welches hierauf Feine Anwendung findet. ... 
— Diefe Nichtigkeit iſt and vorhanden. Abgefehen nän- 
lich davon, ‚daß man unter dem Ausbrude: „Krankheit” zwar 
gewöhnlih nur innerliche Krankheiten verfteht, im weiteften Sinne 
aber darunter auch äußerlihe Krankheiten zu werftchen find, fo 
bringt e8 ſchon der grammatifhe und der gemeine Sprachgebrauch 
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mit ſich, daß man auch fortwährende unheilbare Störungen ber Ge- 
ſundheit, befonbers aber im vorliegenden Falle, wo die Verlegung 
nad) dem Ausſpruche ber Aerzte eine ſchwere und immer mit Le» 
bensgefahr verbunden if, mit dem Namen „Krankheit“ bezeichnet 
und baß bie fragliche Krankheit eine immerwährende und unheilbare 
fei, darüber läßt der ärztliche Ausſpruch ebenfalls feinen Zweifel ob- 
walten. Unter Krankheit Tann man wohl nur denjenigen Zuftand 
verftehen, in weldem der Menſch in feinen gewöhnlichen Verrichtun- 
gen geftört wirb, und biefer Zuſtand ift bei der Beſchädigten eben- 
falls vorhanden, weil fi die Letztere nach dem ärztlichen Gutachten 
zur Hinanthaltung der Lebensgefahr manchen aus ihrem Berufe her- 
vorgehenden Arbeiten entziehen muß, welcher Zuftand aber vor dem 
fraglichen Stoße nicht vorhanden geweſen ſei. Da nun das Geſetz 
weder in dem $. 156 b nod in bem ganzen St. ©. B. ziwi« 
ſchen inneren und äuferen Krankheiten unterſcheidet, fonbern viel- 
mehr dadurch, daß es an mehreren Stellen, z. B. im $. 358 von 
Heilung der Kranken durch Wundärzte, welche von ber Heilung in- 
nerliger Krankheiten ausgeſchloſſen find, fpricht, aud; äußere Störun« 
gen der Gefundheit als Krankheiten anerkennt, jo war ber vorliegende 
Fall nicht unter ven $. 155 lit. b zu reihen, fonbern unter ben im 
$. 156, lit. c bezeichneten Strafſatz zwiſchen 5—10 Jahren fchwe- 
ven Kerkers.“ 


Nr. 428. 


Majeftätsbeleivigung: „öffentlich oder vor mehreren 
Leuten.“ 
Bern. C. d. Catih. v. 25. Sn 1054, 3.211. (RG. Ringenfut) Hr, 


„Es ift zwar richtig, daß eine bie Ehrfurcht gegen den Mo- 
narchen verlegende Yeußerung, wenn fie auch nur leife gefhah, das 
Verbrechen ber Majeftätsbeleivigung begründen kann, wenn nämlich 
die betreffenden Worte dod in der Art geſprochen wurden, daß fie 
nicht bloß von dem, gegen welchen fie zunächſt ausgeſprochen wurben, 
fondern auch von andern in der Nähe befindlichen, ober möglicher 
weife in bie Nähe Tommenben Leuten vernommen werben Tonnten, 
Diefe Boransfegung Hat ſich jedoch nicht bewährt, nachdem das Lan- 
beögericht aus dem Ergebniſſe ver Berhanblung in thatſächlicher Be- 
siehung entnommen hat, daß A feine eve an ben Gensb’armen T 
nur im Geheimen und fo leife gerichtet habe, daß fie von niemand 
Anderem, felbft nicht von dem unmittelbar neben ihnen geſeſſenen 
Zeugen vernommen werben konnte. Dieß wiberftreitet geradezu dem 
Begriffe der öffentlich, oder vor mehreren Leuten gefhehenden Kund- 
gebung des Gedankens; es fällt dadurch ein nad) dem Sinne und 

Strafrechtliche Entfgeidungen. 18 
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Wortlaute des 8. 63 des St. ©, B. weſentliches Erforderniß, wor 
durch fid) eben eine ſolche Weußerung wegen ber möglichen Gefähr- 
bung ber Sicherheit im gemeinen Wefen zum Verbrechen fteigert, 
hinweg. Es konnte daher die dem A zur Laft gelegte That dem 
8. 63 des St. ©. B. nicht unterzogen werben. 


Nr. 429. 
Strafbemeffung nad) $. 202 St. ©. B. 
Verw. €. 5. Ertſch 2 Bin. — Ba. 6. Bone) 


Der 8. 202 ift folgendermaßen tertirt: 

„Die Strafe des Betruges ift insgemein Kerler von 6 Mor 
naten bis zu 1 Sabre, bei erfäwerenden Umftänden aber von einem 
bis zu 5 Jahren.“ 

Iſt nad) dem Strafrechte in ber Theorie wie in ber Praxis 
die Anficht feftgeftellt, daß nach dem Maße, als die Erſchwerungs- 
ober Milverungsgründe überwiegend erfcheinen, die Strafe innerhalb 
des gefeglichen Straffages über oder unter dem Mittelpunkte des 
Ausmaßes ber Strafvauer beftimmt werben fol, fo fann von ber 
Anwendung dieſes Grundſatzes nad; der neuen Gejegeötertirung bei 
dem erften Straffage des $. 202 von 6 Monaten bis zu einem 
Jahre, ober von einer Strafbeftimmung über den Mittelpunkt dieſes 
geſetzlichen Zwifchenraumes bei überwiegenden Erſchwerungsgründen 
gar nie die Rebe fein, weil nad dem Wortlaute des Geſetzes bei 
erſchwerenden Umftänben, wenn fie, wie ſich von felbft verfteht, über 
wiegend find, bie höhere Strafcategorie von einem bis zu 5 Jahren 
ſchon in Anwendung kömmt. 

Um daher mit bem befagten Strafprincipe nicht in Wiber- 
ſpruch zu treten, if man zur Annahme genöthigt, daß bie im $. 202 
St. ©. 8. enthaltene Steafbeftimmyng in ihrer ganzen Ausbeh- 
nung eigentlich nur Einen Straffag bildet und dem Richter nur 
einen gemiffen Spielraum geben wollte, um bei überwiegenden Er- 
ſchwerungsumſtänden die Strafdauer auch auf 5 Jahre ausbehnen 
zu Können, wie ſich in biefer Weife auch das alte Gefeg $. 181 
ausgedrüdt Hat. 
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zZ. 
M.a30. 7 TS 
Betrug durch Fälſchung eines Wechfelacceptes: Abficht 
zu beſchädigen. 
. € 8. . d. 25. Jän. 1854, 3. 548. (2. ©. Reichenberg 
Bew. €. H. Eutſch. & ii N 6 ichenberg.) 

„Das Landesgericht nimmt als erwieſen an, daß der A einen 
Wechſel über 1846 fl. ausgeſtellt, demſelben das falſche Accept des 
S beigefügt und ſodann dieſen Wechſel dem B gegen ein Disconto 
von 7 Bercent verkauft, und von dem Legteren ben hiefür entfallen- 
den Betrag per 1516 fl. empfangen und fi benfelben zugeeignet, 
und hiedurch ben B, welcher das Accept für ein echtes hielt, in 
Irrtum geführt habe. 

Es nahın dagegen nicht als erwiefen an, baß ber A bei ber 
Falſificirung des Wechſels per 1846 fl. und befien Verkauf an B 
die Abſicht gehabt habe, diefen ober fonft Jemanden zu beſchädigen, 
indem B vielmehr vollſtändig befriebigt worben fei, daher bei 
dem Agange der Böferr Abſicht auf. einen den Betrag von 25 fl. 
überfteigenden Schaben A freigefprocdhen werden mäfle. 

Die Staatsanwaltſchaft greift dieſes Erkenntniß an, indem fie 
behauptet, daß die Beſchädigung des B bei der Auszahlung des 
KRaufpreifes für das falſche Accept ſchon eingetreten fei; daß bie 
Abficht Hier in der Hanblung felbft liege. 

Es ift aber von dem Caffationshof bisher ftet8 der Grund- 
ſatz feftgehalten worben, daß bie Entſcheidung, in welcher Abficht der 
A eine Handlung begangen habe, zur Thatfrage gehöre, bezüglich 
welcher dem Caſſationshof eine- abweichende Anfiht auszufpredhen 
nicht zufteht. Nun Hat das Landesgericht in dem vorliegenden Falle 
mit voller Beftimmtheit angenommen, daß nicht erwiefen fei, e8 habe 
ver A bei der Fäljhung oder bei dem Verlaufe des falſchen Wedh- 
feld die Abſicht gehabt, den B oder fonft Jemand zu beſchädigen; 
diefer Ausſpruch ift bei dem Umftanbe, als das Landesgericht auch 
die Zahlungsfähigleit des A, als eriwiefen annahm, und ber A mite 
telft feines eigenen Giro den Wechſel an B übertragen hatte, wor - 
nad er alfo diefem wechſelrechtlich verpflichtet war, und daher nicht 
behauptet werben Tann, daß bie Abficht, den B zu befchädigen, ſchon 
in der Handlung felbft liege, auch für ven Caffationshof bindend.” 


Lr: Pr be ed aeg Years Ks, 
yr 9 . RI * _,+* 
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’ Nr. 481. 
„Gewohnheits“⸗Diebſtahl. — Nothlage? 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 3. 3 554. (8. 6. Wien) 6.3. 


Die wegen Verbrechens des Gewohnheitsdiebſtahls verurtheilte 
A machte in der Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß fie aus Noth 
den Diebftahl verübt habe. — Der oberfte Gerichtöhof vermarf die 
Beſchwerde, und führte an, daß A, melde bereits zehnmal wegen 
Diebſtahls abgeftraft und innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Jah⸗ 
ven fünf Abftrafungen wegen Verbrechens des Diebftahls erlitt, fo bag 
fie innerhalb dieſes Zeitraumes faum zwei Jahre auf freiem Fuße ge- 
Tebt habe, „durch die Wieverholung des Siehlens fid einen fort- 
dauernden Hang hiezu zugezogen habe;“ da fie ferner in einem an- 
gemefienen Dienftverhältniffe ftand, „wo fie fir die nothmendigften 
Bedürfniſſe gebedt war,” fo fei auch feine Nothlage vorhanden 
geweſen. 


Nr. 432. 


Meineid in einem Paternitätsprocefje: Abficht auf Zur 
wendung eines 300 fl. überfteigenden Betrages. Aus- 
ſchließung des höheren Strafjates des 8. 203. 


Caſſir. Eutſch. v. 25. Jän. 1854, B- Pe (8. 6. Krems.) ©. 3. 1854. 


A wurbe wegen Meineids in einem Paternitätsproceß verur- 
theilt, und die Straffanction des 8. 203 St. ©. B, angewendet. 
Der oberfte Gerichtähof hat der gegen bie Anwendung dieſes Straf 
Tages gerichteten Nichtigleitsbeſchwerde ftatt gegeben: 

Die Abficht des Angeklagten konnte nur auf die Befreiung von ber 
ihm gegen Ablegung des Haupteives auferlegten Verbindlichkeit, Teines- 
weg® aber auf einen 300 fl. überfteigenden Betrag gerichtet fein, weil der 
Grund, ber urtheilgmäßigen Verbindlichkeit nachzukommen, noch viel früher 
aufhören Tann, als ver fragliche Betrag bie Summe von 300 fl. er- 
reiht, in welchem Falle dann auch von der Abſicht, welche fi auf 
bie Zuwendung eines biefe Summe überfteigenden Betrages erfireden 
follte, keine Rebe mehr fein Tann, z. B. wenn das Find einige 
Monate nad) dem abgelegten Eive ſtirbt, oder zu einem bebeutenben 
Bermögen gelangt, ober der A gänzlich verarmt, in melden Fällen 
daher feine Berbinblichfeit zur Ernährung des Kindes auch gänz- 
lich aufhören würde; in biefen Fällen müßte dann bie YAnwen- 
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dung des Strafſatzes zwiſchen 5 und 10 Jahren als ein offenbares 
Unrecht gegen ven Angeffagten angefehen werben. 

Es geht offenbar nit an, anzunehmen, es ſei wahrſcheinlich, 
daß fich der Angellagte (nad) und nad) den Betrag über 300 fl. 
dadurch, daß er die Suftentation lange Zeit nicht leiſten werbe, zu⸗ 
wenden würde, weil nicht die Wahrſcheinlichkeit, fonbern nur bie 
juriftifhe Gewißheit dem Richter zum Anhaltspunkte bei feinen Ent 

ſcheidungen bienen darf.“ 


Nr. 488. 

Betrug: Beibringung echter [chriftlicher Angaben Dritter 
über unwahre Thatfachen? Erbiethung zu einem falſchen 
Eide: Eivilrechtliche Wirkſamkeit der Erbiethung. 
Caſſn Eutſt. d. 1. Behr. 1884, B. 613. (RG. Any) ©. 2. 109, 


A murbe bes Verbrechens des Betruges durch Anbieten eines 
falſchen Eides ſchuldig erfannt, auf feine Nichtigleitsbeſchwerde aber 
vom Caſſationshof freigefprohen. „Das Landesgericht findet das 
Berbrechen des Betruges darin begründet, daß A in einer Wider⸗ 
Hage puncto Zahlung von 55 fl. 5 fr. für bezahlte Handwerks- 
arbeiten im Haufe Nr. 1213 zur Darthuung dieſes Forderungsbe⸗ 
trages falſche Duittungen (ſechs an ber Zahl im Gefammtbetrage 
von 42 fl. 7 fr.) beibradhte, und zum Beweis ver Nichtigkeit dieſer 
Beträge auch den Erfüllungseid bot, während er den Arbeitsleuten 
nur 15 fl. 20 fr. gezahlt Hatte, fomit einen nicht ausgewiefenen 
Betrag von 26 fl. 47 fr. auf Grund biefer Quittungen und bes Er» 
fühungseives als Erfag von B ſich liftiger Weife zuzuwenden ſuchte. 

Aus diefem Ausſpruche über die Schulofrage muß nun ber 
Sag, daß A falſche Quittungen beigebracht habe, einer näheren Er 
Örterung unterzogen werden... . . . 

Nach Ausweis ber Iandesgerichtlihen Entſcheidungsgründe wirb 
biefer Sag damit motivirt, daß theils bie Arbeitsleute bei den Un- 
terfertigungen ber ihnen von A unterbreiteten Ouittungen über die 
barin vorfommenden Beträge in Unkenntniß gelafien wurden, wie 
dieſes bei K, Kr und Her Fall war, theils, wie bei der L, ihnen 
der Mehrverbienft in Ausficht geftellt, theils, wie bei S, bie Un- 
terſchrift unter dem Vorgeben, daß ſich der wirkliche Verfertiger bie- 
fer Arbeiten nicht auffinden laſſe, verlangt, theils endlich, wie bei E, 
die Unterfhrift gänzlich gefälſcht wurde, und biefe Duittungen einen 
um 26 fl. 47 tr. höheren Betrag nachweiſen, als die Ausfteller 
wirklich erhalten haben. 

Es ergibt fi) Hieraus, daß die erwähnten Zeugen mit Aus- 
nahme des E die fraglichen Ouittungen, theils ohne fih um ben 
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Betrag, auf welchen fie lauteten, und um ben Gebrauch, der bavon 
gemacht werben wolle, zu kümmern, theils felbft wiffend, daß fie auf 
höhere Beträge, als bie in’8 Verbienen gebrachten lauten, unterfer- 
tigt haben, was biefen wohl über unwahre Umſtände, oder auf hö— 
here Beträge ausgeftellten, daher unrichtigen Ouittungen ben Charal« 
ter der Faljchheit benimmt. 

Außerbem aber, daß biefe Ouittungen, mit Ausnahme jener 
des E, — nicht falf find, ift es auch unrichtig, daß A durch dieſe 
Quittungen fi den Mehrbetrag von 26 fl. 47 Tr. zuwenden wollte, 
denn die Wiberflage weiſet nach, daß er zum Beweiſe feiner Forde⸗ 
rung den Zeugenbeweis durch jene Perfonen, deren Duittungen ober 
Eonti er beibradite, und den Erfüllungseid anbot, wornach ſich bie 
Beibringung diefer ohnehin dem Gegner gegenüber im Rechtsſireite 
nicht beweishältigen Urkunden fogar als völlig überflüffig Heraus- 
ftellte, und es Tann in der Beibringung biefer Ouittungen umfowe- 
niger eine zur Srreführung eines Anbern — bier des Civilrichters 
— geeignete liſtige Handlung — dieſes wefentliche Kriterium eines 
Betruges — erkannt werben, als bie Unterfuhung, und ber von 
dem erfennenden Richter als erwiefen angenommene Thatbeftand auch 
nicht die minbefte Anbentung enthält, daß A bie Ausfteller ber 
Quittungen darauf, daß fie den Inhalt derfelben bei Gericht wür⸗ 
den beftätigen müſſen, aufmerlſam gemadt, fie in biefer Be- 
ziehung angeleitet, ober zu einer unwahren, dem Inhalte der Quit⸗ 
tungen entjprechenden Ausſage zu verleiten verfucht habe. 

Es erübrigt ſonach nur ber von A über ben Inhalt biefer 
unwahren Ouittungen angebotene Erfüllungseid, welder ſich nad) ven 
Annahmen bes erfennenden Richters allerdings als ein Über wiflent- 
lich falſche Umftände angebotener Herausftellt. 

Es Tiegt aber im Geifte und in ber Abſicht des Strafgefetes, 
das Anbieten eines falſchen Eides exft dann als Verbrechen zu ber 
handeln, wenn e8 in civilrechtlicher Beziehung eine Wirkung haben 
fann, nun ift e8 aber bei dem oben auseinanbergefegten Sachver⸗ 
halte durchaus nicht denkbar, daß bie oben genannten Zeugen bie in 
den Quittungen vorkommenden unwahren Angaben auf eigenen An- 
trieb vor Gericht hätten beftätigen follen, mit andern Worten, daß 
dem A ber angebotene Zeugenbeweis zur halben Probe gelungen 
wäre, wornach erft das Anerbieten des Erfüllungseives möglicher 
Weiſe eine Folge gehabt hätte; aud im dem Anerbieten dieſes Er— 
fülungseives Tiegt baher unter biefen Umftänden keine Liftige Vor— 
ftellung, durch welche der Richter irregeführt worden wäre. Es fehlt 
fonad) ein weſentliches Criterium zum Thatbeftande des Verbrechens 
des Betruges." 


— 270 — 


Nr. 434. 


Berläumbung: Angabe bloßer Vermuthung einer bös⸗ 
willigen Abſicht. 
Caſſit. Eutſch. v. 1. debr. 1051, B.,70. @. ©. Krems) ©. 3. 1854, 


A wurbe wegen Verbrechens der Verläumbung verurtheilt, 
erſtens weil er fäljhlih den Bezirksgerichtsadjuncten B beſchuldigt 
hatte, bag B in das Inventar einer Verlaſſenſchaftsabhandlung, die 
er in amtlicher Eigenfchaft gepflogen hatte, einen geringeren Active 
ſtand eingefegt Hat, um bie Percentualgebähr für die Erben zu ver⸗ 
minberen; und zweitens, weil er (A) im Laufe ber Unterfuhung, 
welde anläßlich dieſes Factums geführt wurde, eine Eingabe bei 
Gericht überreichte, in welcher ex die Beſorgniß ausſprach, daß D 
und E beabfihtigen, die Erben T von der Ausfage der Wahrheit 
abzuhalten, weil er biefe Bermuthung durch Thatſachen zu unterftügen 
fuchte, und bie Bitte ftellte, ven B in Haft zu nehmen, ohne daß er 
feine Anfhuldigung als wahr ermeifen Tonnte. Nur bezüglich des zweiten 
Factums wurde ber von ihm ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde ftatt 
gegeben: 

„In diefer Thathandlung (der Beſchuldigung der Zeugen D 
und E) find vie Eriterien des $. 209 des St. ©. B. nicht vor- 
handen. Das Landesgericht erkennt ja ſelbſt, daß A dieſe Anſchul- 
digung nur in Form einer Vermutung Hingeftellt habe; das Geſetz 
fordert im $. 209 die Angabe wegen eines angebichteten Verbrechens 
ober eine ſolche Beſchuldigung, die zum Anlaffe von Nachforſchungen 
gegen den Beſchuldigien dienen könnte; bie ſchriftliche Anzeige bes 
A enthält aber lediglich die Bermuthung, baß beide (morunter D 
und E gemeint fein dürften) beabfidtigen, bie Erben T von ber 
Ausfage der Wahrheit abzuhalten; wäre baher auch diefe Anſchul - 
digung fogar beftimmter und nicht als bloße Bermuthung, als welde 
fie wohl nicht das Verbrechen der Verläumbung begründen Tönnte, 
ausgeſprochen worden, fo fehlt body barin das Weſentliche ber An- 
ſchuldigung eines Verbrechens, als melde die Anſchuldigung der Ab- 
fit, ein Verbrechen zu begehen, nicht erflärt werben Tann, wenn 
nicht zugleich Handlungen angezeigt werben, melde, wären fe wahr, 
mit Zugrundelegung obiger Abfiht wenigſtens als Verſuch des an- 
gezeigten Verbrechens ſich herausftellen würden." 
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Nr. 485. 

Coneurrenz von unberechtigtem Verkauf von Heilmitteln 
und unbefugtem Gifthandel. Strafſatz für een mit 
dem Gifte duch Bejonbere Vorſchriften gleichgeſtellten 

aaren“. 


Bern. €. 8. Eutſq. v. Ben Inh, o & ©. Bit) 6. 3 


1. „Das Anſchaffen und ver Handel mit Heilmitteln und das 
Anſchaffen und der Handel mit giftartigen ober benfelben gleichge⸗ 
ftellten Stoffen find... . . . zwei abgejonberte, für ſich beſtehende 
Handlungen, deren jede im Geſetze ald eine beſondere Uebertretung 
bezeichnet ift, daher das Landesgericht .... . felbe mit vollem Grunde 
als zwei Uebertretungen behandelt... . . hat. 

2. Der Ausprud: „dem Gifte durch befondere Vorſchriften gleich 
geftellte Waare“ ift bloß in dem 8. 361 bed St. ©. B. enthalten, 
und kömmt in den 88. 362 und 363 des St. ©. B. nicht mehr 
vor, daher anzunehmen ift, daß der Gefeggeber die in biefen beiden 
letzteren Gefegesftellen verhängten firengeren Strafen bloß auf ben 
viel gefährlicheren Handel mit wirklichen eigentlichen Giften beſchränkt 
wiſſen wollte.“ 


Nr. 486. 


Tobtfchlag oder ſchwere Törperkiche Beidhädigung ? — 
Caufalnerus zwiſchen Urfachen des Todes. Berleitung 
zu falſchem Zeugniß: Anregung Mitbefchuldigter zu 
falſcher Ausſage? 

Bern. 6. 5. Cung. v. 8. Behr, u 5 806. (2. G. Trient.) ©. 3. 


A hatte dem B eine Verlegung beigebradit; anläßlich derſelben 
ftarb B. A wurde nicht wegen Tobtfehlages, jondern wegen ſchwe ⸗ 
ver körperlicher Beſchädigung verurtheilt. 

A murbe ferner beſchuldigt, den D und T verleitet zu haben, 
vor Gericht falſch auszufagen, d. i. nicht anzugeben, daß er ber Urs 
heber der Vermundung des B war. D und T wurden beſchuldigt, 
vor Gericht wiſſentlich falſch ausgefagt zu haben, um bie Schuld 
be8 A zu verheimlicen. Sie wurden daher aud alle wegen bes 
Verbrechens bes Vetruges nach $. 199, lit. a des St. ©. B., in 
den Anklageftand verfeßt, jedoch freigefprodhen und zwar: 
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A, weil, wenn au für wahr angenommen wurde, daß er 
den D und T aufgefordert hatte, ihn nicht als den Thäter anzu- 
geben, obwohl er fi in der Folge ſelbſt als den Thäter befannte, 
die That ihm doch nicht als Verbrechen zugerechnet werben könne; 
benn ba fih D und T in dem Momente, als er drohend gegen B 
und feine Kameraden losging, ihm beigefellt und wenigftens durch 
ihre Gegenwart zur That der Verwundung mitgewirkt hatten, habe 
A annehmen können, daß auch, fie ſich durch ihren Beiſtand für eine 
firafbare Handlung verantwortlich machten, und habe fie daher nicht 
fo fehr als Zeugen, fondern vielmehr als Theilnehmer an der ihm 
angefhulbigten That betrachten können; es fehle demnach das zur 
falſchen Ausfage zu verleitende Subject, d. i. der Zeuge, und es 
ftelle fi} die von ihm an D und T gemachte Aufforderung als eine 
bloße Berabrevung zwiſchen mehreren an berfelben ftrafbaren That 
betbeiligten Perfonen bar. 

Was die andern Beſchuldigten, nämlich D und T betrifft, fo 
ift das Landesgericht bei ber Freiſprechung berfelben von bem 
gleichen Geſichtspunkie ausgegangen, daß fie wegen bes bem A bei 
der Berwimbung des B geleiteten Beiftandes fürchten mußten, dafür 
zur Verantwortung gezogen zu werben, daß fie fomit durch Ber- 
ſchweigung ber zunächſt ben A betreffenden Handlungen und durch 
Entftellung der wahren Thatfachen nit nur ben A zu begünftigen, 
fondern auch ſich felbft von jener Verantwortlichkeit, welcher fie ſich 
ausgeſetzt fehen Tonnten, zu befreien fuchten.. . . . 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde ber Staats- 
anwaltſchaft und zwar rücfichtlid des von biefer behaupteten Tobt- - 
ſchlages, weil als ertwiefen angenommen wurbe, daß ber Tob bed 
B „vielmehr ber vernadjläffigten Cur und von dem Verwundeten im 
Berlauf feiner Krankheit begangenen Unorbnungen, als der Natur 
der Wunde zuzufchreiben iſt . . . Da biefe, nad) Verwundung das 
zwiſchen gefommenen Zufälle nicht aus der Handlung bes Angeklag- 
ten hervorgegangen feien, könne ihm auch nicht deren Folge, fomit 
aud die That nicht als das Verbrechen des Todtſchlages im Sinne 
des $. 140 zugerechnet werben." 

Ruckſichtlich des Verbrechens der Bewerbung um falſches Zeugniß 
erflärte ber oberfte Gerichtshof: „Da das Landesgericht angenommen 
bat, daß A den D und T, weil fte fi ihm im Momente ber Ber- 
wunbung bes B beigefellt und wenigftens durch ihre Gegenwart zur 
That mitgewirkt Hatten, nicht als Zeugen, fonbern vielmehr als 
Theilnehmer an ber That betrachten mußte, fo hat e8 damit bie 
objective und fubjective Vebingung zum Verbrechen des Betruges 
nad) den 88. 197 und 199 lit. a ausgefchloffen. Dasfelbe ift der 
get rüdfihtlid des D und T, in deren Ausfage das Landesgericht 
ein Beugniß, fondern nur eine Selbſtvertheidigung erfannte, weil 
fie wegen des dem A bei ber Verwunbung bes B geleifteten 
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Beiſtandes beſorgen mußten, dafür zur Verantwortung gezogen zu 
werben." 

Bei diefen Annahmen des Landesgerichtes ...., kann baher meber 
dem A nod den Übrigen Beſchuldigten D und T ihre Handlung als 
das Verbrechen des Betruges im Sinne ber 85. 197 und 199, 
lit. a des St. ©. B., zugerechnet werben." 


Nr. 487. 


Bedeutung der Entſcheidungen des Caſſationshofes für 
andere Fälle. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 8. Fehr. 1854, 3. 848. (2. ©. Graz) Haimerl's 
9. ui — v 6 

“on „Die Staatsanwaltſchaft bezieht fih zwar zur Be 
gränbung ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde auf frühere Entſcheidungen des 
Eaffationshofes; da jedoch einzelne Fälle unter fi mehr oder mer 
niger verſchieden find, fo geht es nicht an, ſich auf Präjubicate zu 
berufen, wenn in benfelben nicht geradezu allgemeine Grundſätze mit 
unzweifelhofter Beftimmtheit ausgeſprochen wurden, was jedoch bei 
den bezogenen brei Entſcheidungen nicht der Ball ift....* 


Nr. 438. 
Nullum erimen sine lege poenali. Bedeutung des $. 500 


St. ©. B. „Deffentliches Aergerniß“ als Thatbeſtands⸗ 


moment in den 88. 509 und 516. Kuppelei: „Unter 
ſchleifgeben.“ 
Caſſir. Eutſch. v. 8. Fehr. 1,3 125 @ 6. Bien) 6.3. 1854, 


1. „Der 8.500 St. 6.2. ift nur eine Einläitung zu den nachfol⸗ 
genden Strafgefegen; e8 geht daher nicht an, irgend eine unfittliche Hand» 
fung, die ſich unter die folgenden Paragrafe nicht einreihen läßt, aus 
dem $. 500 als Uebertretung zu exflären, ſowie ber $. 525 nur im Innern 
der Familie vorgefallene und ausnahmsweife ber gerichtlichen Ahndung 
zu unterziehenbe Unfittlihleiten behandelt. . 

2. Die Anwendung eine® Strafgefetzes per analogiam ift 
nicht zuläffig. 

3. Grobe Unfittligkeiten find in den 88. 509 und 516 bes 
St. ©. B. als Uebertretungen nur dann mit Strafe bebroht, wenn 
fie ein öffentliches Aergerniß gegeben haben. 

4. Der $. 512 St. ©. 2. befpriht in den Abfägen a und b 
nicht zwei verſchiedene Arten biefer Webertretung, fonbern beide ver- 
einen fi in dem gemeinfhaftlichen Kriterium: „Unterfiägung ber 
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Schanddirnen in ihrem unerlaubten Gewerbe durch Unterſchleifgebung,“ 
fo daß die in a aufgeführten Thathandlungen oft einen minberen 
Grab von Thätigfeit feiten® der Kupplerin, auch ein bloßes Geftatten, 
als genügend erfennen, während ber Abſatz b eine fpecielle Thätig- 
keit, das Zuführen, erfordert. 

5. Bei einem ſolchen Unterfähleife, als welcher ſich die zu dieſem 
Ende geſtattete Benützung ber Wohnung zweifelsohne barftellt, iſt es 
bezüglich ber Straffälligfeit überhaupt gleichgiltig, ob dieſer Unter- 
fhleif ein ober mehrere Male umd ob er mit ober ohne gewinn⸗ 
füchtige Abficht gegeben wurde.“ 


Nr. ass GA KITIF2n. 


Erzwungener Tauſch: Raub ober Erpreffing? 


Berw. €. H. Entf. v. 15. Febr.1954, 3. 1215. (2. ©, Linz.) Haimerl's 
? eniie ae 8. — —* 96 

Nach Annahme des Landesgerichtes Kat die Angellagte A ber 
B Gewalt angetan, um ben vorgehabten Tauſch ihres eigenen Bor- 
tuches mit bem ber Letzteren durchzuſetzen. Die Staatsanwaltſchaft 
wollte dieſe Handlung nit, wie das Landesgericht gethan, nad 
$. 98 lit, a, fonbern als Raub nad) $$. 190 und 194 St. G. B. 
geſtraft wiſſen. 

Der oberſte Gerichthof erkannte: 

„Da bie Anwendung der Gewalt, um eine Leiſtung zu erpreſſen, 
im 8. 98 lit. a St. ©. B. als das Verbrechen der öffentlichen Gewalt» 
thätigkeit bezeichnet ifl, — — fo Tann der Caflationshof in ber 
That der Ungeflagten — — um fo weniger das Verbrechen des 
Raubes nad 8. 190 des St. ©. B. erkennen, als die auf bloße 
Entziehung des Vortuches gerichtete Abſicht vom Landesgerichte aus: 
druclich ausgeſchloſſen worden if.“ 


Nr. 440. 
„Beſchimpfung“ durch Verhöhnung ober Verſpottung. 
Berw. € d. Eutſg. v. 15. Behr, u 2,29 8 © Hari) 6.3. 


(Ergänzt und berictigt nach den Acten.) 


„Dem Beichwerbeführer A wird zur Laſt gelegt, daß er in 
Gegenwart mehrerer Berfonen dem Gemeinderathe B. . . ... mit 
ben Worten begegnete: „Im Amte achte er ihn als feinen Borge- 
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ſetzten, außer dem Amte achte er auf ihn, wie auf ſeinen Koth; 
ferner: die Gemeinberäthe figen am Freßtroge und thuen, was ihnen 
beliebt.“ A machte in feiner Beſchwerde geltend, er habe fih nur 
eines gemeinhin üblichen Ausorudes und feines Schimpfwortes ber 
dient, und zwar, ohne die Abficht zu beleidigen u. f. w. . . . . 
„Allein zu ver in 8. 496 St. ©. B. bezeichneten Uebertretung ift 
es nicht erforberlich, daß man Jemanden öffentlich oder vor mehreren 
Leuten mit gemeinhin üblihen Schimpfnamen belege, fonbern es 
genügt, daß überhaupt beſchimpfende Worte gegen Jemanden gebraucht 
werben, worunter nad) dem Sprachgebrauche auch Berhöhnungen, 
Berfpottungen ober ehrenrührige Worte verftanden werben, bie ger 
eignet find, Jemanden in ben Augen Anderer herabzufegen, ihn an 
feiner Ehre zu verlegen.“ 


Nr. 441. 


Betrug oder Uebertretung der Punzirungsvorſchriften? 
Dolus oder Culpa. 


Berw. €, 8. Entf. v. 22. ee 1567. (@. ©. Wien) ©. 3. 


A murbe wegen Uebertretung des Betruges verurtheilt, weil 
er in ber böfen Abſicht, das fehlende Gewicht der von ihm über Ber 
ftellung des B verfertigten filbernen Leuchter zu ergänzen, in bie 
Leuchter Schlagloth eingelöthet Habe, woburd dem B ein Schaden 
von 3 fl. 12 fr. zugefügt worben fei. — A behauptete in der Nich- 
tigkeitsbeſchwerde, daß auf feine Handlungsweiſe lediglich die Be- 
ftimmungen der 88. 19 und 22 des Punzirungspatentes vom 1. April 
1824 anzuwenden feien. Der oberfte Gerichtshof verwarf die 
Beſchwerde: 

“2. „Der 8. 19 des Punzirungspatentes vom 1. April 
1824, ebenfo bie faiferlihe Verorbnung vom 26. Mai 1866 St. ©. 
BI. Nr. 75 verhängt zwar bie Confiscation eines Golb- ober Silberge⸗ 
räthes, in meldyes ein frembartiger Körper eingefchloffen ift, beftimmt aber 
weiter ausbrüdlic), daß, inmwieferne hiebei der Gewerböverluft und 
die weitere Beftrafung bes Gewerbsmannes einzutreten habe, bie 
politifhen Anorbnungen und das Geſetzbuch über Verbrechen und 
ſchwere Bolizeiübertretungen beftimmen. 

Da nun das Landesgericht als erwiefen annimmt, daß der A 
in böſer Abficht die Einlöthung des Schlaglothes bewerkftelligt habe, 
ift der $. 197 und 461 des St. ©. B. richtig auf die dem A zur . 
Laft gelegte That angewendet worben, und bie befondere Beftrafung 
diefer That nad) dem allgenteinen Strafgeſetzbuche würde nur banır 
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entfallen ſein, wenn das Einſchließen des Schlaglothes nicht in 
böfer Abſicht, ſondern nur aus Mangel der nöthigen Aufmerkſambkeit 
ſtattgefunden Hätte.” 


Nr. 442. 

Verſuch der Verleitung zum Mißbrauche der Amts⸗ 
gewalt. Verurtheilung wegen Beihilfe bei Unkenntniß 
des Hauptſchuldigen. 

Berw. €. H. Entſch. v. 22. er 3 1m. @. 6. Bilfen.) ©. 3. 


nDas Bezirksgericht und das Landesgericht Haben erfannt: A feider 
Mitfhuld an dem Verbrechen ver Berleitung zum Mißbrauche der Amts- 
gewalt ſchuldig, begangen dadurch, daß derſelbe im Einverftänbniffe mit 
einem unbefannten Urheber, den von einem Unbelfannten dem Landes- 
gerichts-Präfinenten B überbrachten, an dieſen gerichteten, mit dem 
Namen L unterzeichneten Brief, worin demſelben für die Losſprech- 
ung be8 D von ber wider biefen wegen des Verbrechens ber ſchweren 
Verwundung erhobenen, zu jener Zeit bei dem Landesgericht anhän- 
gigen Anklage ein Geſchenk von 200 fl. E.-M. und mehr angeboten 
wird, eigenhändig zu dem Zwecke gefchrieben habe, um ben Lanbes- 
gericht8-Präfiventen B als Vorfigenden zu einer Parteilichfeit zu 
verleiten. 

Es wird in der Beſchwerde bemerkt, der erwähnte Brief fei 
weder ein wirkliches Geſchenk, nod der Antrag eines folhen; er fei 
kein geeignetes Mittel zur Verleitung ber Verlegung ber Amtspflicht, 
und bieß um fo weniger, als ver A der Mitſchuld am Verbrechen 
ſchuldig erkannt wurbe, wo der Urheber nicht geftraft wirb, während 
doch der Brief einen andern Namen enthält und vem A nur durch 
Bermuthungen ein Intereſſe und daher ein böfer Vorſatz angefonnen 
werben will, der nicht vorhanden ift.... 

Diefe Beſchwerde wird jedoch verworfen, denn bie Thatjache 
ift vollftändig unter den 8. 105 des St. ©. B. gereiht, weil ber 
A durch den erwähnten Brief, als deſſen Verfaſſer er anerkannt wurde, 
den Landeögerichts- Präfiventen B offenbar zur Verlegung feiner 
Anntspflicht zu verleiten geſucht hat, und ber Umftanb, daß ber un- 
mittelbare Urheber biefer Verleitung nicht ausgeforſcht und beſtraft 
werden Tann, ändert Nichts an dem Begriffe der Mitſchuld an biefer 
Berleitung, fowie e8 auch feinem Zweifel unterliegen kann, daß bie 
briefliche Verleitung zur Verlegung der Amtspfliht ein eben fo ge= 
eignetes Mittel ift, als wenn diefe Berleitung mindlich zu bewerk- 
ftelligen verſucht worden wäre." 
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Nr. 448. 
Beleidigung öffentlicher Beamten: Gemeindewächter. 
Bern. €. 5. Ent. ». 20. Gebe, 109, 3. 1715. (6. Win) 6.8 


„Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, daß ber 
Ortswädter B von dem Ortsvorftande zur Verhütung von Exeeſſen 
beauftragt war. Da num in Orten, wo keine eigenen Polizeibehör- 
den beftehen, die Polizeiaufſicht dem Ortsvorſtande anvertraut if, fo 
war B in Vollziehung eines obrigfeitlichen Auftrages begriffen und 
die an ihm von A und C wörtlich, von D aber auch thätlich ver- 
übte Beleidigung ift daher unter den $. 312 St. ©. B. zu fub- 
ſumiren ... . .* 


Nr. 444. 


Eoneurrenz des Verbrechens des Betruges durch faljches 
Gewicht und der Mebertretung des Cimentirungs- 
geſetzes ? 

Gaffs. Entf. ». 22. Gebr. 1089, 3. 1TTI. E. & Met) 6. 3. 1054, 


A wurbe des Verbrechens des Betruges ſchuldig erkannt, weil 
ex fih in Ausübung feine® Öffentlichen Gewerbes als Fleifhhauer 
zum offenbaren Nachtheile feiner Abnehmer einer unechten Wage, bei 
welcher die Schalen gegeneinander um neun Loth bifferirten, dann 
eines unechten eifernen Einpfundgemichtes, welches "/, Loth zu leicht 
befunden wurbe, bedient hatte, und gegen dieſes Erkenntniß wurde 
von Seite des Angellagten nichts eingewenbet. . 

Derfelbe wurbe aber gleichzeitig der Uebertretung ber Cimen- 
tirungsvorſchriften ſchuldig exflärt, weil Wage und Gewicht nicht 
eimentirt waren, unb gegen dieſe Verurtheilung hat A das Rechts- 
mittel der Nichtigkeitsbeſchwerde ergriffen, und dieſes mit allem 
Grunde, denn nachdem bie Eimentirung bie Unterfuhung bes ridhti- 
gen Mafes und Gewichtes, die Aufdrüdung des Cimentirunge- 
zeichen® aber bie dießfällige Amtliche Beftätigung ift, fo liegt e8 am 
Tage, daß eine unechte Wage, ein unechtes Gewicht von dem Ci- 
mentirungsbeamten nit mit ben ämtlihen Probezeihen verſehen 
werben bürfe, baß fomit A nicht in ter Lage war, auf feine un- 
ehte Wage, auf fein unechtes Gewicht im vechtlihen Wege das 
Eimentirungszeichen aufgedrückt zu erhalten, wornach beren Vorlage 
bei dem Cimentirungsamte ein völlig fruchtlofes Bemühen geweſen 
wäre." 
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Nr. 445. 
Abtreibung ber Reibesfeuit: 2 Verſuch mit ungenügenden 
eln, 
Bew, C. 9. . d. 1. Mürz 1854, 1330. (&. &. Roviguo) Hai⸗ 
® Br? mes Ragaıin, 5 um) 6 
nDas Landesgericht hat für wahr angenommen, daß ver An- 
geffagte die B, welche er von ihm ſchwanger wußte, verleitet habe, 
eine ihr gegebene Tinctur einzunehmen, die nad) ihrer Befchaffen- 
heit und Quantität geeignet war, bie bon Beiden beabfichtigte Ab- 
treibung der Leibesfrucht zu bewirken, welche jedoch unterblieben ift, 
weil B fi ſchon duch bie zum Theile eingenommene Tinctur ein 
Uebelbefinden in bem Grade zugezogen Hatte, baß fie ben Aibrigen 
Theil einzunehmen nicht vermochte. Diefe That enthält offenbar 
alle Merkmale des nad) 88. 144, 146 und 8 des St. ©. B. firaf- 
baren Verſuches des Verbrechens ber Abtreibung der Leibesfrudt.“ 


Kr. 446. E 332 
Einfluß des Irrthums auf die Strafbarkeit einer 
Webertretung. 
Berw. C. d. Eutſq. v. 1. ig na 2,1409. G. Roviuno) 6.3. 


A wurde von ber Anklage des $. 354 des St. ©. B., ob⸗ 
gleich er nicht Apotheker und nadgewiefen war, daß er an verſchie - 
dene Perfonen Oleum Ricinum, Rhabarber und Chinin abgegeben 
hatte, freigefproden, weil er indbefonbere das Chinin nicht verfaufte, 
fondern nur, ba in bem betreffenden Orte eine Apotheke ſich nich 
befand, und das Wechſelfieber herrſchte, aus Humanität abgab. 
Der oberſte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staats- 
anwaltfchaft, und erflärte Hiebei: „es laſſe ſich auch mit den in ben 
88. 233, 335 bes St. ©. B. ausgeſprochenen Grundſätzen nicht 
vereinigen, ben Angeflagten ſtraffällig zu finden, da die aus Menſch- 
lichkeit gefchehene Ueberlafjung einer unbeveutenden Quanlität bes 
gegen das Wechſelfieber allgemein gebrauchten Heilmitteld an biefem 
Drte und zu jener Zeit... . . eine Handlung nicht genannt werben 
Tann, bie ber Angellagte als unerlaubt, als geeignet, eine Gefahr 
herbeizuführen ober zu vergrößern, erkennen konnte.“ 


WITT 2 Mal 5 plus n ge 
hc nn Dh e dla rar Argakhin 
AWE. " 
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Nr. 447. 

Geſchenkannahme, „um ſein Amt auszuüben“. Dolus. 

* v. 1. März 1854, 3. 1455 und 1280. (8. ©. .) 
a kann, De er oo ee) 

„Es ift zwar nicht nothwendig, baß ein fürmlicher Vertrag 
zwiſchen dem Geſchenkgeber und dem Richter abgeſchloſſen werben 
möfle; auch ift es nicht nothwendig, daß ber Nichter ausdrücklich 
die Amtshandlung verweigere, bis ihm ein Geſchenk gegeben wird, 
fondern es genügt ein paffives derartiges Verhalten des Richters, 
daß er ein ihm zur gefeglicien Amtshandlung zulommendes Exhibit 
abſichtlich unerledigt läßt, bis bie Partei, um die Erlebigung zu er« 
Iangen, ſich zur Verabreichung eines Geſchenkes herbeilägt. — Dem 
angeklagien Richter wird aber in bem Vermeifungserfenntniffe nicht 
zur Laſi gelegt, daß er bie Vortheile und Geſchenke angenommen 
habe, um fein Amt auszuüben, und aud in dem Appellurtheil des 
Landesgerichtes wird er beffen nicht ſchuldig erfannt. In den Ent 
ſcheidungsgründen wird die Annahme und Anführung des weſent- 
lien thatjählihen Momentes und des zum fubjectiven Theile des 
Thatbeſiandes gehörigen böfen Borfages, daß der Angeklagte, um 
fein Amt auszuüben, Geſchenke angenommen, baß er das Geſuch 
abſichtlich unerledigt gelaflen und erft aus Anlaß ver ihm darge 
brachten Gefchente der Erledigung zugeführt habe, gänzlich ver- 
mißt. Im dem angefchtenen Appellurtheil find demnach in thatſäch- 
licher Beziehung jene unerläßlihen Bedingungen, bei deren Eintritte 
vie Geſchenlannahme in Amtsjachen erft zum Verbrechen wirb, nicht 
enthalten.“ 


Nr. 448. 
Drohung mit „Mord“ Kptenden Handlungen): höherer 


trafſatz. 
Bern. €. 5. Entth. ». 1. Mit, 1a, 3, 1055. 8 6. Rrems) 6.3. 


A wurde des Verbrechens ber öffentlichen Gewaltthätigkeit durch 
gefährliche Drohung ſchuldig erkannt, begangen dadurch, daß er in ber 
Äbſicht, feine Gattin in Angft und Unruhe zu verjegen, auf eine 
Beſorgniß erregende Weife diefelbe bebroht Habe, fie an die Mauer 
anzuſchlagen, daß das Gehirn picken bleibe, und daß er auch ſchon 
vorher ihr drohte, ihr ein Meffer in ven Leib zu vennen und bie 
Adern aufzufcneiden. 

Das Bezivtscollegialgericht nahm aber nicht an, daß die Drohung 
mit Mord gefehehen fei, weßhalb vasfelbe nur ven im 8. 100, Ab- 
fag 1 des St. ©. B. bezeichneten Strafjag zwiſchen 6 Monaten und 
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1 Yahre bei der Strafbemeſſung zum Grunde legte, wogegen das 
Landesgericht nad) dem zweiten Äbſatze des $. 100 den Strafſatz 
zwifhen 1 und 5 Jahren angenommen bat, weil die Drohung mit 
Mord erfolgt fei. 

Nur wegen biefes höheren Strafſatzes wird bie Nichtigfeits- 
beſchwerde ergriffen. Der oberfte Gerichtshof verwarf biefelbe: 

„Die Anfiht, daß die Drohworte bes A: „er werbe feine 
Gattin an die Mauer anſchlagen, daß das Gehirn piden bleibe, daß 
er ihr ein Meſſer in ben Leib rennen und bie Adern aufjchneiden 
werde“ — feine Drohung mit Mord enthalte, ift offenbar unvichtig, 
denn wenn biefe Handlungen unternommen würden, Jo wäre ja ber 
Tod die unmittelbare Folge davon. Das im $. 100 bezeichnete 
Bort: „Morb“ ift nur der Gattungsbegriff, zu beflen Arten auch bie 
eben bezeichneten Drohungen gehören, und wenn ber Drohenbe die 
Art des Mordes angibt, fo erregt die Drohung mehr Unruhe und 
Bucht bei dem Bebrohten, als wenn er fi bloß des Wortes: 
„Mord“ bebient. Der Begriff der Drohung mit Mord fest nicht 
weſentlich woraus, daß ber Bebrohte überzeugt fein müfle, der Thäter 
werbe biefe Drohung wirklich ausführen, ſondern es genügt nad) 
8. 99, wenn bie Drohung geeignet ift, den Bedrohten in Furcht 
und Unruhe zu verfegen, in welchem Zuſtande fi die bedrohte 
Gattin des A auch wirklich befand. Sie gab an: ber A könne 
in feinem aufgeregten Zuftande Alles thun, und wenn er ihr das 
Leben genommen, fünne er e8 ihr nicht mehr geben; auf die mei- 
tere Frage: ob fie glaube, daß er ihr abſichtlich das Leben nehmen 
könne, gab fie zwar an, baf fie dieſes gerade nicht glaube, allein 
A wird als ein Mann von heftigen Gemüthsbewegungen gefchilvert 
und feine Gattin mußte nach ihrer Angabe, um ben Mißhand- 
lungen zu entgehen, bereit8 aus ihrer Wohnung flüchten; daher fann 
nicht gezweifelt werben, daß feine erwähnten Drohungen die Gattin 
in Sucht und Unruhe zu verfegen geeignet waren. Der Strafſatz 
zwiſchen 1 und 5 Jahren war baher richtig angewendet.“ 





Nr. 449. 
Eoneurrenz des Verbrechens des Betruges und ber 
Webertretung des Cimentirungspatentes? 
Caffr, Entf, v. 9. Märy 1880, 3,2209. (R 6. Bil) ©. 3. 16%, 


Der Gebraud eines unechten, uncimentirten Gewichtes be— 
gründet nur einen Betrug, nicht aber auch eine Uebertretung der Ci⸗ 
mentirungsvorfchriften: „denn der Schulvige läßt die betreffenden Ge- 
genftände eben aus dem Grunde nicht cimentixen, weil er diefelben zum 
. Strofreggfice Entſcheidungeu. 19 
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Nachtheile feiner Kunden gebrauchen will, wornach er bereits auf 
der unterften Stufe des Betruges fteht und biefen dann duch ben 
wirklichen Gebrauch ausführt.“ 





Nr. 450. 


Mitſchuld an der verſchuldeten Crida: Falſcher Fonds⸗ 
ausweis. 
Verw. €. H. Enid. v. 8. min a, g 7 86. Bin) 6.3. 


„Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß der A 
zum Vehufe des Fondsausmweifes des C, um das Handelsbefugniß 
zu erlangen, eine fingirte Schenfungsurfunde über 4000 fl. ausftellen 
ließ, und daß diefe Urkunde nur zum Scheine auögeftellt wurde und 
daher nur fingirt war, hat der A felbft auch eingeftanden. Durch 
diefe von einem Notar ausgefertigte Urkunde follte nun der Hand» 
lungsfond des C Iegal ausgewieſen werben, und ba hiernach durch 
Behänpigung von Geldern zum ſcheinbaren Ausweife über den Be⸗ 
fig und die Erwerbungsart derſelben mitgewirkt worden ift, fo fällt 
diefe Handlungsweife unter den Maren Wortlaut des legten Abſatzes 
de 8. 486 des St. ©. B. als Mitſchuld an den erwähnten Ber 
gehen, wornach es alſo nicht richtig ift, daß die Handlungsweiſe des 
A unter ein Strafgefeg gereiht worben fei, welches darauf Teine An- 
wenbung findet.“ 


. Nr. 451. 
Unterſchied der Theilnehmung am Diebftahle von ber 
Theilnahme. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 15. mia 1000 $ 159. (2. ©. Gr.) ©. 3. 


„Die Anfiht, daß zur Diebſtahlstheilnehmung ein vorläufiges 
Einverftänbniß mit dem Entwender ‚erforderlich ſei, ift nicht richtig; 
denn der $. 5 de8 St. ©. B. betrifft mur jene Theilnehmer, welche 
im vorläufigen Einverftänbniffe gehandelt haben, während ver $. 6 
des St. ©. B. von den Theilnehmern ohne vorläufiges Einverftänbnig 
handelt, die eines befonderen Verbredens ſchuldig werben (8. 185, 
186, 460—464 des St. ©. B.) Der Diebftahlöhehler ohne vor 
läufiges Einverftändniß ift nicht des Diebſtahls, fondern ber Theil« 
nehmung ſchuldig. Daß zur Theilnehmung (8$. 185, 464 des St. G. 8.) 
fein vorläufiges Einverftänbniß erfordert werde, zeigt die Hare Be— 
ſtimmung des analogen $. 196 des St. ©. B., und daß ber Hehler 
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nicht nad} den 88. 473—476 des St. ©. B. wegen Anfihhringung 
bloß verbächtigen Gutes behandelt werben könne, folgt auch daraus 
daß ber Zwed dieſer Gefegesftellen, als einer Präventivmaßregel, 
Hintanhaltung der Fahrläffigkeit beim Verkehre Berdacht erregender 
Gegenſiãnde Äft; von Ienem aber, ber eine Sache an ſich bringt, 
von ber er weiß, daß fie geraubt, geftohlen ober veruntreut if, 
Mann nicht mehr gefagt werben, daß ex blos culpoje gehandelt habe, 
da er ja abfichtlid eine derlei Sache an fid brachte.“ 


Nr. 452. 


Mitſchuld am Vergehen der ſchuldbaren Erida bei einer 
nicht protofoflirten Handlungsgeſellſchaft. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 15. März 1854, 3. 2189. (2. ©. Trieſt) Haimer? 4 
u Magazin, ». ® Nr. EN ud 
„Die in dem Wortlaute und Sinne bes 8. 486 St. ©. 8. 
(Mitſchuld am Vergehen der verfchuldeten Crida) liegende Strafbar- 
keit des dem Vefchwerbeführer CO zur Laſt gelegten gewmeinſchaftlichen 
Handelns mit A wird durch ben Umſtand nicht aufgehoben, daß 
bie zwifchen ihnen (dem Beſchwerdeführer C und A) beftanbene Ge- 
ſellſchaft feine öffentlich fundgemadyte Hanblungsgefellihaft mit pro- 
tofollirter Firma war; daß ſich Befchwerbeführer, nachdem ihnen ihre 
Zahlungsunfähigfeit befannt war, (mit einem Theil ver Waaren) .... 
aus ber Gefellichaft zog und daß fohin A bie Eröffnung des Con- 
eurfes nur auf feinen Namen veranlafte." 


Nr. 458. 
Berfuc der Nothzucht. 
C. 9. . d. 15. März 1859, 3. 2286. (R. ©. Wien.) Hai⸗ 
a FR 23 Be eh J 
Der Angeblagte A hatte bie B in der Abſicht, wider ihren Willen 
ihr beizuwohnen, zu Boden geworfen, ſich auf fie niebergelegt, es 
ihre unmöglich gemacht, fi von ihm zu befreien, und hatte im dieſem 
Zuftande verfuht, den Beiſchlaf zu vollziehen; uur die Gegenwehr 
der B verhinderte die Vereinigung ber Geſchlechtetheile. — Der 
Angeklagte behauptet: zum Begriff der Nothzucht gehöre es, daß bie 
Genothzuchtigie außer Stand gefegt fei, Widerſiand zu leiften. 
Diefes Moment bürfe daher auch nicht fehlen, wenn von einem Vers 
ſuch die Rebe fein folle. 
Der oberfte Gerichtshof erkannte: 
„Die Anficht des VBejchwerbeführers A, daß, da bie B noch bie 
u 19* 





a 
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nöthige Widerſtandskraft behielt, um die Vollendung ber beabſichtigten 
Nothzucht zu verhindern, hier dieſes Verbrechen nicht einmal im 
Stadium des Verſuches angenommen werben könne, ift nicht richtig; 
denn das Verbrechen hat bereits begonnen, als der Angeflagte die B 
durch Gewaltanwenbung außer Stand fette, feinem Beftreben — .. . . 
Widerftand zu leiſten; mit biefer. Handlung war baher ber Verſuch 
bes Verbrechens bereitö verübt. Der Umftand aber, daß fie noch 
die möthige Kraft behielt, um das Gelingen jenes Strebens zu 
verhindern, hat wohl auf bie Zurechnung der That ald vollendeten 
Verbrechens, nicht aber auf die Zurechnung berjelben als verübten 
Berfuhes einen Einfluß.“ 


Nr. 454. 


Betrug buch Erbietung zur Ablegung eines falfchen 
ides. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 15. März 1854, 3. 2290. (2. G. Zunim.) Hai- 
ein c. ð 6. Bere Wagein, —* Nr. an‘ 3 ys 

Der von der Angeklagten angebotene Eid, durch melden fie 

das Darlehen von 80 fl. C. M. gänzlich in Abrede ftellt, wäre 

ſchon dann falſch, wenn als erwiefen angenommen wird, daß ber 

Betrag von 50 fl. EM... .. (wirklich) dargelichen worden und 

daß dieß der Angellagten befannt geweſen fei. 


Nr. 455. 


Uebertretung der Verleitung eines Beamten zum Miß- 
braudje der Amtsgewalt: Geſchenkgebung zum Behufe 
der Bejäleunigung? 

Saffr. Eutih. u. 6. Mrz 1954, 3,2208. (&. ©.510[6) 6.3. 169, 


n Das Landesgericht Hat für enwiefen gehalten, daß bie A ber 
B ein Geſchenk von 60 fl. zu dem Ende aufgebrungen habe, damit 
fie auf ihren Ehegatten, den Bezirksgerichtsaſſeſſor C dahin einwirke, 
daß er die gegen ihre Tochter P wegen Meuhelmorbes anhängige 
Unterfuhung beſchleunige, damit dieſelbe entweber ihren Kindern 
zurückgegeben, ober aber für bie Lebteren eine Vorſorge getroffen 
werben möge. Daß die A das Geſchenk in böfer Abficht verabreicht 
und fi gegen ben $. 105 bes St. ©. B. vergangen habe, hat 
weder die erfte mod) die zweite Inſtanz angenommen. Über aud) 
der Verſuch, den Aſſeſſor C durch Einwirkung von Seite feiner 
Ehegattin zu einer Parteilichleit oder zur Verlegung feiner Amts- 
pfliht, wie dieß ber F. 311 des St. ©. B. vorausfegt, zu verleiten, 


— 203 — 


laßt fich bei der erwähnten Geſchenkverabreichung nicht mit Verläß ⸗ 
lichteit annehmen; denn bie A hat durch das Geſchenk nur bie Be— 
ſchleunigung der wider ihre Tochter anhängigen Unterſuchung bezielet, 
eine ſolche Beſchleunigung aber mußte nicht nothwendig mit einer 
pflichtwidrigen Verzögerung oder Hintanfegung der Geſchaͤfte anderer 
Parteien verbunden fein, fondern konnte aud ohne allen Nachtheil 
für andere Amtsgeſchäſie durch ungewöhnliche Anftrengung von 
Seite des Aſſeſſors oder durch Verwendung von Stunden außer der 
für die Amtsgeſchäfte vorgefchriebenen Zeit, zur ſchnelleren Beförderung 
jener Unterfuhung bewirkt werben. Wenn aber die duch das Geſchent 
bezweckte Beſchleunigung der Unterfuchung auch ohne allen Nachtheil für 
andere Amtsgefchäfte erreichbar war, fo kann nicht mit Gewißheit be 
hauptet werben, daß bie A gefucht habe, durch das Gefchent den Affeffor 
C in der Art zur Beſchleunigung jener Unterfuchung zu verleiten, daß 
er andere Amtsgeſchäfte hintanfege und zu Gunſten der Tochter der 
A und zum Nachtheile Anderer Parteilichleit übe und feine Amts- 
pfliht verlege. Es find ſonach in der Hanblungsweife der A die 
Merkmale der Mebertretung gegen öffentliche Anftalten und Borkeh- 
tungen nad) 8. 311 des St. ©. 8. nicht vorhanden.“ 


” Nr. 456. 


„Tätige Neue" beim Diebftahl: Erfaganerbieten bei 
der Hausburchjuhung? 
Berw. €. H. Eutſch. v. 29. min ah, a, @ 8 Tu) 63. 


„Das Bezirlscollegialgericht . . . nimmt in thatſächlicher Be- 
ziehung an, daß der Angeflagte bei der vorgenommenen Hansunter« 
ſuchung anfänglich die Entwendung der Eichenftämme geläugnet habe, 
baß bie Gattin des Angeklagten erft zwei ober brei Tage nach biefer 
Hausdurchſuchung bei dem Waldamte erjchienen fei, die entwenbeten 
Eichenſtämme bezahlen wollte, und daß ber Ingenieur K die Ueber 
nahme mit dem verweigerte, daß tie Gensb’armerie hierüber bereits 
die weitere Anzeige erftattet habe. 

Dur diefe angenommenen thatſächlichen Berhäftniffe zerfallen 
alle in ber Nichtigkeilsbeſchwerde rüdfihtlid der Straflofigfeit auf⸗ 
geftellten Behauptungen und Folgerungen, abgefehen davon, daß ber 
von dem Beihulvigten erft dann, nachdem das entwendete Gut bei 
ihm vorgefunden worben ift,. und ber Beſchädigte den Befig desſelben 
wieber erlangt Hat, gemachte Anbot, ven Werth zu bezahlen, nicht 
als eine Gutmadung im Sinne ber 8$. 187 und 188 des St. ©. B. 
angefehen werben Tann, und der zur Vornahme bes Amtsactes ber 
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Hausdurchſuchung beigezogene Gensd'arm immerhin als ein Organ 


der Obrigteit zu betrachten ift, welche buch ihn Kenntniß von der 
Uebelthat erlangt hat." 


Nr. 457. 


Diebftahl: Zur Hereinbringung einer angeblichen 
Forderung. “ 

Berw. €. H. Eutſch. v. 29. März 1854, 3. 2984. Trieſt.) G. 3. 

$. Eutſqh ae @. G. Trieſt.) G. 3. 
239 In der Beſchwerde ver Angellagten A wird geltend zu machen 
geſucht, daß die derſelben zur Laft gelegte That nicht für einen Dieb- 
ftahl, fondern nur für eigenmächtige Selbfthilfe zu erflären war, da 
fie ihrer Dienftgeberin ein Kleid im Werthe von 6 fl. nicht ihres 
Vortheiles willen enttragen habe, ſondern fi) dadurch nur für ven 
ihr ungerechterweife vorenthaltenen Lohn per 5 fl. entſchädigen wollte, 
Hierdurch if der im $. 352 lit. i der St. P. O. bezeichnete Nich- 
B tigleitögrund geltend gemacht. Diefer Nichtigkeitsgrund kann jedoch 
. nicht al8 beftehend erkannt werben, "weil ſchon darin, baß ber Ger 
‘ richtshof die objectiv alle in den 88. 171 und 176 IL. b des 
St. ©. B. aufgeftellten Merkmale in ſich fliegende That der An- 
geflagten ohne Rüdficht auf ihre ſchon bei der Hauptverhandlung 
vorgebrachte Entſchuldigung, daß fle fi) nur für den ihr vorenthal- 
tenen Lohn entjhädigen wollte, ald das Verbrechen des Diebftahles 
zurechnete, an und für fi auch ver zum Verbrechen erforberliche böfe 

Vorſatz als vorhanden angenommen iſt. 

An dieſem von dem erkennenden Richter angenommenen ſub⸗ 
jectiven Thatbeftande kann im Wege der Nichtigkeitsbefchwerbe nichts 
geändert werben. Es verliert aber aud das Entziehen einer frem- 
den beweglichen Sache aus eines Anbern Befly, ohne befien Ein- 
milligung, dadurch, daß ber Vortheil, um deßwilien der Thäter dieß 
unternimmt, nur barin befteht, ſich für eine angebliche Forderung be= 
zahlt zu machen, welde übrigens im gegenwärtigen Falle die Dienft- 
geberin der Ungeflagten nicht zugegeben hat, nicht bie Eigenfhaft 
eines Diebftahles. 
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Nr. 458. 


Betrug durch Verhehlung von Cridagütern und Bei⸗ 
hilfe hiezu. Verjährungsbedingung: „keinen Nutzen mehr 
in Händen”, 

Berw. €. 9. Entih. v. 5 3. €. 6. Wi Menſtadt) 


(Ergänzt und berichtigt nad} den Acten.) 

Bei Verwerfung der Nichtigkeitöbefegmerden mehrerer wegen 
Mitſchuld am Verbrechen des Betruges Verurtheilten, bemerkte ber 
oberfte Gerichtähof: ‚ 
„Der Ungellagte O meint, die Handlung des Hauptſchuldigen 

A, nämlich die Verhehlung eines Theiles feines in Concurs verfal- 
Ienen Vermögens fei in dem Augenblide vollbracht und beendet ge 
weſen, als das Güterabtretungsgefuh mit dem trügerifchen Activ- 
und Baffivftande überreicht war, es fei die That des Verhehlens von 
dem Zuftande des Verhehltfeind zu unterſcheiden. Da nun nicht 
al erwiefen angenommen wurde, daß O mit A vor und bei ber 
Eoncurseröffnung zum Behufe der Berhehlung eines Cridavermögens 
ein Einverftänbniß getroffen habe, fo können in dem, wie angenom« 
men, erſt fpäter eingetretenen Einfluffe des Angeflagten auf das be» 
reits verhehlte Vermögen, die Merkmale der Mitfhuld an bem Ber 
brechen des A nah 8. 5 des St. ©. B. nicht gefunden werben. 
1. Allein das Verhehlen eines Vermögens ift ſowohl nad; dem 
allgemeinen Sprachgebrauche als auch nach dem gefeglichen Begriffe, 
wie folder im $. 214 des St. ©. B. angebeutet wird, ein Ver- 
heimlichen der Spuren desſelben, d. i. ein Streben, das Belannt- 
werben ber Spuren bes Vermögens abfichtlich zu hindern, ober 
wenigſtens zu erſchweren; es iſt daher ein fo lange fortgefegtes Han- 
dein (factum continuum), als ein foldes Streben fortvanert.... 
Hieraus folgt, daß bie Thätigkeit in Verhehlung des verſchwiegenen 
Vermögens mit ber Ueberreichung des unrichtigen Activſtandes keines- 
wegs abgeſchloſſen war, fonbern durch die nachgefolgten Handlungen 
nod weiter fortgefegt wurde. Es folgt meiter, daß das Einver« 
ſtändniß des Angellagten O mit A (dem Eribatar), welches vom Landes- 
gerichte angenommen worben ift, und in weichem fich Exfterer bei 
ben ber Ueberreihung bes falſchen Activſtandes nachgefolgten, zur 
Berhehlung des verſchwiegenen Vermögens in ber auf die Beſchadi⸗ 
gung ber Eoncnrögläubiger gerichteten Abficht weiters unternommenen 
Handlungen betheiligte, und dadurch zur verbrecheriſchen That bes 
Cridatars beitrug, fein ber letzteren nachgefolgtes, fondern ein, bee 
siehungsweife auf dieſe Handlung derſelben vorausgegangenes Ein- 
verftänbniß geweſen ift. Es wurde baher dem Ungeflagten C feine 





— 200 — 


That mit Recht nad) 88. 5, 197 und 199 lit. f des St. G. B. 
als Mitfhuld am Verbrechen de⸗ Betruges zugerechnet . 

2. (Bon der) „Zurechnung der Mitlſchuid zur Strafe, iann ſich 
D durch bie angebrachte Verjährungseinwendung nicht befreien; denn 
er hat jene Hilfeleiftung zu der wom Cridatar A beabſichtigten Aus- 
gleihung nicht unentgeltlich auf fi genommen, ſondern gegen eine 
auch wirklich an ihn geleiftete Zahlung... . . Es ift auch gleich 
gültig, ob der Angeklagte gerabe die damals empfangenen 200 fl. 
noch in Händen habe ober nicht; denn ber 8. 229 lit. a bes 
&.©.B. ſpricht nicht von ber durch das Verbrechen erworbenen ſpe ⸗ 
ciellen Sache, fondern ganz allgemein von dem aus dem Verbrechen bezo- 
genen Nugen; ein folder fann aber, wenn aud) der erhaltene fpecielle 
Betrag verausgabt wurde, im Aequivalente noch immer vorhanden 
fein, und muß hier, als vom Landesgericht ausdrüclich angenommen, 
auch als noch in Händen des A befinblich angefehen werden. Bei 
dem hieraus ſich zeigenden Mangel bes bemerkten gejeglihen Er- 
forberniffes der Verjährung kann der Caffationshof die bemerkte Ein- 
werbung nicht ale ftatthaft erkennen." 

Tape „Die gegen den Mitſchuldigen E verhängte Strafe 
efgeint weiters dadurch gerechtfertigt, daß den Mitſchuldigen geſetzlich 
die gleiche Strafe wie ben unmittelbaren Thäter trifft, ohne Unterfchieb, 
ob der Mitſchuldige einen Vortheil aus feiner That bezog oder nicht." 


Nr. 459. 


Dolus bei der Störung der Öffentlichen Ruhe. Schmäh- 
ung ber Geſetze ober Aufforderung zum Ungehorfame 
und eg 
Caſſtr. Eutſch. v. 5. —E dx sm. G. Prag.) Haimerl's 


Vom A war ein WB wie es ſcheint mit unrichtiger 
Berufung auf ein Geſetz, durch Militärerecution eingetrieben worden 
und derfelbe erlaubte ſich gegen ven Militärsmann, als dieſer ſich 
zur Rechtfertigung ſeines Vorganges auf die Geſetze berief, rohe 
Aeußerungen. 

Er wurde deßhalb wegen Verbrechens der Störung ber öffent- 
lichen Ruhe in den Anklageftand verſetzt, dieſes Exfenntnig aber vom 
Caſſationshofe aufgehoben. 

nDie dem Beſchuldigten ſchuldgegebene Aeußerung ift aller- 
dings roh, pöbelhaft und, wenn felbe auf die Gefege im Allgemeinen 
bezogen wird, herabwürdigend. lm felbe jedoch ale das im 8. 65 
it. b des St. ©. B. normirte Verbrechen der Störung ber öffent» 
lichen Ruhe erklären zu können, müßte thatſächlich feftgeftellt fein, 


i 
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daß ber Beſchuldigte ven gebrauchten unehrerbietigen Ausdrud wirk- 
lid) auf die Geſetze bezogen und hiebei die Abſicht gehabt habe, zum 
Ungehorfan, Auflehnung oder Wiverftande gegen die Gefege over 

. zur Verweigerung von Stenern und Abgaben aufzuforbern, anzueifern 
ober zu verleiten. 

In Ermanglung dieſer Abfiht kann der Beſchuldigte wegen 
biefes Verbrechens um fo minder in Anklageftand verfegt werben, 
als Derjenige, welcher Patente herabreißt und befubelt, in ber Ab» 
fiht, die Bekanntmachung und Befolgung derfelben zu hindern, ge- 
wiß firafbarer erſcheint und dennoch nicht dieſes Verbrechens, fonbern 
der im 8. 315 des St. ©. B. bezeichneten Uebertretung ſchuldig ift. 

Gleichwohl ift in ber dem Augeſchuldigten zur Laft gelegten 
Handlung bie Uebertretung gegen öffentliche Anftalten und Vorkeh⸗ 
zungen nad) $. 312 des St. G. B. vorhanden.” 


Nr. 460. 


Salice Angabe des Namens von Seite eines von den 
ensd’armen bei Webertretung einer Polizeivorfchrift 
Betretenen, 

Gaffr. Entf. ». 5. Melt 1859, 3. 2206. (© Moveredo) ©. 3. 1854, 


A wurde ber Uebertretung des. 320 lit. e des St. ©. B. 
angeklagt, weil er von Gensb’armen auf feinem Wagen fehlafend bes 
teoffen, um feinen Namen gefragt, venfelben einen falſchen Namen 
angegeben hatte. — A murbe von ber Anklage entbunden, weil er, 
wegen Uebertretung des 8. 430 St. ©. B. angehalten, durch das 
Borfhigen eines faljhen Namens als im Beginne feiner Unter- 
fuhung nur die eigene Vertheidigung beabfichtigt habe. 

Der oberfte Gerichtshof gab der Nichtigkeitsbeſchwerde ver 
Staatsanwaltſchaft ftatt: 

„Die Uebertretung nad 8. 320 lit. e St. ©. B. wird bes 
gangen nicht nur, wenn Jemand in dem Meldungszettel ſich einen 
falſchen Namen beilegt, ſondern audy von bemjenigen, welder über 
haupt die Polizei- ober fonft eine Staats- ober Gemeindebehörbe 
außer bem Falle ſtrafgerichtlicher Unterſuchungen, wofür befondere Ge- 
fee beftehen, mit falfchen Angaben über feinen Namen auf eine 
Weife Hintergeht, wodurch bie öffentliche Aufſicht irre geführt wer- 
den Tann. 

Da nun diefe Aufficht allen Vehörben oder Negierungsorganen, 
welche über Ruhe, Orbnung und Sicherheit zu wachen haben, fomit 
zweifellos auch der Gensb’armerie zulommt, und ber Angeklagte, von 
den zwei Gensb’armen in einer firafbaren Handlung betreten, und in 
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der Ausübung ihres Dienſtes um feinen Namen befragt, durch die 
Ungabe eines faiſchen Namens ſie irre zu führen und dadurch ben 
Zwed ihrer Amtshandlung zu vereiteln fuchte, fo ftellt ſich in 
diefer feiner Handlung offenbar bie Webertretung gegen bie öffent 
lichen Anftalten und Vorkehrungen nad 8. 320 lit. e bar, und es 
tann ihm ber geltend gemachte Umftand, als habe er nur feine 
eigene Vertheibigung beabfichtigt, zu feiner Entſchuldigung dienen; 
denn es handelte fih um feine Bertheidigung über eine Anklage 
oder in einer frafgerichtlichen Unterfugung im Sinne des 8. 320 
lit. e, fondern es handelt fi überhaupt um ben Fall, wo der An- 
geffagte, wie jeber Andere, um nicht die öffentliche Aufficht irre zu 
führen, zur Angabe feines wahren Namens verpflichtet war, und 
durch die Angabe eines falſchen Namens das Geſetz um fo ge- 
wiffer verlegte, als felbe geeignet gewefen wäre, bie Behörde zu 
falſchen Schritten zu bewegen . . . .* 


Nr. 461. 


Betrug: Erwirkung einer Grundbuchseinverleibung auf 
Grund eines wieder aufgehobenen Vertrages. 
Berw. €. 6. . dv. 5. April 1854, 3. 3974. (2. ©. Wien.) Hais 

re —X ee 6 

„Das Landesgericht hat als ertviefen angenommen, daß A ſich 
unter Borfpiegelung ber Giltigfeit der Schenkungsurkunde feiner 
Mutter dd. u. f. w. allein an die Gemähre eines gerichtlich auf 
420 fl. C.⸗M. geſchätzten Weingartens bringen ließ, während es 
dod mit feiner Zuftimmung von biefer bloß ihm gemachten Schen- 
tung abgefommen und fohin der fragliche Weingarten von feiner 
Mutter ihm und feiner Chegattin, B zu gleichen Xheilen ge- 
fchenkt worben war, wodurch B um bie Hälfte dieſes Weingartens 
kam. Es hat angenommen, daß Angellagter über bie Ungiltigkeit 
der erfien Schenkung in feinem Zweifel war, und im Bewußtjein 
ihrer Ungiltigfeit zum Schaden feiner Chegattin hievon Gebrauch 
gemacht hat. 

Es liegt in dieſem Vorgange allerbings eine liſtige Handlung, 
wodurch das Grundbuchsamt zum Schaden ber B in einem Betrage 
über 25 fl, C.⸗M. irregeführt wurbe, und dieſe Handlung wurde 
daher ganz richtig nach den 88. 197 und 200 des St. ©. B. als 
Verbrechen des Betruges erklärt.” 
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Nr. 462. 
Beleidigung verſtorbener Mitglieder des kaiſerlichen 
Hauſes. 

Caſſir. Eutſch. v. 5. April 1854, 3. 3390. (2. ©. Graz.) Hye, ©. 774. 

„Das Landesgericht erfennt an, daß bie von bem Angellagten 
in einem Öffentlichen Amte und in Gegenwart mehrerer Perfonen 
über weiland Se. Majeftät Kaifer Franz ausgeftoßene Schmährebe 
eine Beleidigung enthalte, erachtet aber darin den Thatbeftand des 
im 8. 64 bes St. ©. B. bezeichneten Verbrechens ber Beleidigung 
eines Mitgliedes des Taiferlihen Hauſes nicht erkennen zu können, 
weil dieſer Paragraf in Verbindung mit dem 8. 4 des ©t. ©. B. 
nur lebende Perjonen zum Gegenftande habe, Verftorbene hingegen, 
da fie weder Rechte noch Pflichten haben, der menſchlichen Gejell- 
ſchaft entriffen feien, nuc-mehr der Geſchichte angehören, daher an 
denfelben ein derlei Verbrechen gar nicht begangen werben könne. 

Allein e8 lautet weder ber 8. 64 des St. ©. B. dahin, daß das 
barin bezeichnete Verbrechen nur durch Beleidigungen noch Iebender Mit⸗ 
glieder des kaiſerlichen Hauſes begangen werde, noch bietet hiefür 
ber 8. 4 einen entfcheibenben Anhaltsgrund. Das Wefentlihe der 
Beftimmung des letzteren Paragrafes befteht darin, daß das Ber- 
brechen aus ber Bosheit des Thäters eniſtehe. Im $. 56 werben 
die Verbrechen eingetheilt in ſolche, welche bie gemeinſchaftliche Sicher- 
heit unmittelbar im Bande des Staates, in den äffentlichen Vor— 
tehrungen ober dem öffentlichen Zutrauen angreifen, und in felde, 
welche die Sicherheit einzelner Menſchen an der Berfon, dem Ber 
mögen, der Freiheit ober anderen echten verlegen. Zu erfterer 
Gattung gehört aud das Verbrechen ver Majeftätöbeleivigung, und 
das diefem nächftgeftellte Verbrechen ver Beleidigung der Mitglieder 
des laiſerlichen Haufes, daher, fie auch in das Hauptftäd von dem 
Verbrechen bes Hochverrathes und der Störung ber öffentlichen Ruhe 
eingereiht find. Es handelt fid) nämlich in vielen, ja in den meiften 
Fällen diefer Verbrechen nicht um bie unmittelbare Berührung und 
individuelle Gefühlsverlegung der allerhöchſten, oder ver hohen Per⸗ 
fonen, gegen die bie Beleidigung begangen wird, und welde 
bavon meiften® gar feine Kenntniß erlangen, fondern um bie Ber- 
Tegung der ſchuldigen Ehrfurcht gegen den Monarchen und das Kaiſer⸗ 
haus, bie aus Nüdficht der gemeinfhaftlihen Sicherheit in dem 
Bande bes Staates und bes öffentlichen Zutrauens, wenigſtens öffent» 
lich oder vor mehreren Leuten, nicht verlegt werben barf, und melde 
Berlegung unter biefen Umftänden als ein Verbrechen erklärt ift. 

Es ift nicht bloß die gegen das einzelne Mitglien, ſondern 
gegen das Kaiferhaus überhaupt ſchuldige Ehrfurcht, melde durch die 
im 8. 64 mit Bezug auf ben 8. 63 angebeuteten Schmähungen 
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ober Läfterungen verlegt wird. Die Ehrfurcht gegen das Taiferliche 
Haus wird aber unbeftreitbar eben fomohl durch Schmähungen, 
Läfterungen ober Verfpottungen verftorbener, wie lebender Mitglieder 
desſelben verlegt. Dieß muß bier um fo beutlicher in bie Augen 
fallen, da es fih um ein Mitglied des kaiſerlichen Haufes hanbelt, 
das in ber ehrerbietigen, dankfühlenden Erinnerung. feiner vielen noch 
lebenden Zeitgenoffen, und in ben vielen während feiner langen 
Regierungsperiove gejchaffenen Werken noch fortlebt. 

Das Landesgericht bezieht ſich in der Begründung feiner Anficht 
aud auf ben 8. 495 des St. ©. B., welcher eine Ausnahme von 
der Regel aufftelle, vie daher auf den daſelbſt beſprochenen Fall ber 
ſchränkt werben müfle. Allein viefer Paragraf ftellt keine Ausnahme 
von einer Regel auf, fondern er enthält vielmehr nur einen wort- 
deutlichen Beleg, daß das allgemeine Strafgefeg auch das Andenken 
der Berftorbenen ſchutzen wolle; es beburfte jedoch hinſichtlich der in 
den 88. 487—494 bezeichneten Ehrenbeleivigungen gegen Privat- 
perfonen, da eine Unterfuhung und Beſtrafung berjelben nur auf 
Berlangen des betheiligten Theiles ftattfindet, der ausbrüdlihen Er- 
wähnung, daß das Hecht, diefes Verlangen zu ftellen, welches von 
dem Berftorbenen nicht ausgeht werden kann, auf deſſen hinter- 
bliebene Angehörige übergehe, mas bei dem von Amtswegen zu 
unterfuchenden und zu beftrafenden Verbrechen des $. 64 ausbrüd- . 
lich zu erwähnen nicht erforderlich war. Daß das Gefeg nur bas 
Andenken verftorbener Privatperfonen, nicht aber auch das Anbenfen 
verftorbener Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes, an deſſen Unver- 
letzbarkeit ſich das öffentliche Intereſſe Müpft, in Schug genommen 
habe, laͤßt ſich mit haltbarem Grunde nicht behaupten. 

Die dem Angeflagten zur Laft gelegten, vor mehreren Per» 
fonen gegen weiland Se. Majeftät den Kaifer Franz ausgeſtoßenen 
Schmähreben begründen daher allerdings das im 8. 64 des St. ©. B. 
bezeichnete Verbrechen ber Beleidigung eines Mitgliedes des Taifer- 
lichen Haufes ... . ." 


Nr. 463. 

Nothwehr? Ausſchließung der Zurechnung durch Affect? 

Berw. €. 9. Entid. v. 12. April 1 . 3201. (2. G. Wr.-Reuftadt. 
“ 6 mente —R x, Mi 39, vReufabt) j 
Der Angellagte hatte einen Knaben, ben er bei einer Ent- 
wendung zum Nadhtheile feines (des Angeklagten) Dienftherren ertappt 
zu haben feheint, zu Boden geflogen und ihn mit ber Fauft anf 
den Kopf geihlagen. Ex beruft ſich darauf, dag er bie Handlung 
als eine den Erforberniffen des 8. 385 des St. ©. B. entſprechende 
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nicht erkannte, und daß er ſich in Ausübung gerechter Nothwehr, 
nänlich Bertheidigung bes Eigenthums feines Herrn, befunden habe. 

Er wurde nad) 8. 431 des St. ©. B. verurtheilt, und feine 
Nichtigkeitsbefchwerbe verworfen: . 

„Es tommen dem Angellagten die Entſchuldigungsgünde bes 
8. 2, lit. f und g des St. ©. B. nicht zu Statten, denn es liegt 
nirgends eriwiefen vor, und wurde auch vom Lanbeögerichte nicht 
angenommen, daß der Angellagte bei Verübung ver Mißhanblung 
ſich in einer die Einfiht der Folgen ausfchliegenden Furcht und 
Aufregung befunden habe, fo wie aud von ber Ausübung einer 
gerechten Nothwehr keine Nebe fein Lonnte.“ 


Nr. 464. 


Unbefugte Einfchränfung der perföntichen Freiheit: Vers 
baftung, verfügt von Mitgliedern des Gemeindenus- 
ſchuſſes wegen einer ihnen zugefügten Beleidigung; 
dirg beleidigte Gemeindeausfehtffe Unwiſſenheit des 

eſetzes. — Dolus. Rechts oder Thatirrthum? 
Ber. €. H. Entfd. v. 12. April 1854, 3. 3580. (2. ©. Iglan.) Hai« 

v ers ara, ®. & Nr. * 3 s 

Die Angeklagten waren in einen Wortwechfel mit einem 
Dritten von biefem im Wirthshauſe beſchimpft worben, ließen dem⸗ 
ſelben ſogleich Eifen anlegen und ihn zum Ortsvorfteher führen, 
und behaupten nunmehr, fie hätten ihn für dem Strafgefeß durch 
jene Schimpfworte verfallen, fi, aber ald Mitglieder des Gemeinde 
ausſchuſſes in Abweſenheit des Bürgermeifters für ermächtigt ge- 
halten, ihn zu verhaften. 

Diefelben wurden wegen Verbrechens nad $. 93 des St. G. B. 
ſchuldig erklärt und ihre Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen: 

mDie Angellagten als Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes 
haben nad ver Gemeinveorbnung bloß auf die ölonomifhen Ange 
legenheiten der Gemeinde, nicht aber aud auf ben berfelben über- 
tragenen Wirkungsfreis Einfluß, und hatten ſolchen in dem concreten 
Tale um fo minder, als ihnen, ben vermeintlich Beleidigten, 
lediglich die Bejchwerbeführung bei, dem Ortsvorftande zugeftanden ift. 

Der böfe Borfag gehört zum fubjectiven Theile des Thatbe- 
ſtandes, und ba das Landesgericht folhen mit Grund, als in ber 
That felbft Tiegend, anerkannt, muß folder auch von dem Caffationd- 
bofe angenommen werben; wornach aud von einem Irrthume, welcher 
in ber That ein Verbrechen nicht erkennen Tieß, mit Rückſicht auf 
die Beftimmung des 8. 3 des St. ©. 2. feine Rede fein fann,“ 
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Nr. 465. 
Strafe des Gewohnheitsdiebſtahles. 
Caffr. Entih. v. 12. April 185%, 3, 070. 8. ©. Sing) G. 3. 1084, 


„Das Landesgericht hat die A wegen Entwendung eines 
Rodes per 2 fl. E.-M. ſchuldig erfannt und als erwiefen angenom- 
men, daß fih bie Angeflagte das Stehlen zur Gewohnheit gemacht 
habe, wornach biefelbe wegen dieſes verbrecheriſchen Gewohnheits- 
biebſiahles nach dem 8. 178 St. ©. B. zu ſchwerem Kerker in der 
Dauer eines Jahres verurtheilt worben iſt . . . Nach Anfidt 
der Staatsanwaliſchaft hätte die Strafe nicht nach F. 178, fondern 
nah 8. 179 des St. ©. B. zur Anwendung gebracht werben 
ſollen. Diefe Anfiht ift auch die richtige; denn im 8. 178 
ſpricht das Gefeg die Strafe nur für andere im 8. 179 
nicht normirte Fälle des Diebftahles aus, und fegt im $. 179 
für die darin bezeichneten Fälle eine Ausnahme in ber Art 
feft, daß es auf alle diefe ausgenommenen Fälle, mithin auch auf 
den aus Gewohnheit begangenen Diebftahl die Strafe des ſchweren 
Kerkers in der Dauer von 5—10 Jahren beftimmt, welde Aus- 
nahme insbeſondere durch das im Cingange bes 8. 179 bezeichnete 
Bindewort „aber”, das fih auf alle bie in biefem Paragrafe er« 
wähnten Ausnahmsfälle bezieht, deutlich genug angebeutet erſcheint.“ 


Nr. 466. 


Mebervortheilung gegen Tarordnungen, Erforderniß bes 
Dolus bei Hebertretungen ? 
Ber. €. $. Entih. v. 19. ya, BE 6. Cm) 63. 


A wurde nach 8. 478 des St. ©. B. verurtheilt, weil bei einer 
commiffionellen Unterfuhung 14 Stüd Semmeln um ein halb Loth 
geringer als im vorgeſchriebenen Gewichte vorgefunden wurden. Die 
Nichtigfeitsbefchwerbe, in welcher A geltend machte, daß er die Ge: 
ringhaltigfeit nicht beabfichtigt habe und daß nicht jeve Semmel 
gleihgewichtig gemacht, oder nachgewogen werben fünne, wurbe vom 
oberften Gerichishofe verworfen: 

.. .. „Bei Vergehen ober Uebertretungen ift nad) 8. 238 bes 
&t. ©, B. das Borhanbenfein einer böfen Abficht nicht erforderlich, 
fondern es genügt zur Steaffälligkeit auch bloßes Verſchulden duch 
Unterlaffung der gehörigen Aufmerkfamteit, oder dee Fleißes, die 
dem Angellagten eben zur Laſt gelegt iſt ..... 
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Nr. 467. 


Störung des Hausfriedens durch unbewaffnetes Ein⸗ 
dringen Mehrerer. Rechts⸗ oder Thatirrthum? 
Berw. €. H. Entſch. v. 19. 4 3640. (8. G. Graz) ©. 3. 


‚A drang mit aufgenommenen vier Taglöhnern in eine Woh- 
nung ein, und ließ einige Einrihtungsftüde und das Werkzeug 
der Eheleute B auf die Gaffe ftellen. A mwurbe nicht ſchuldig ges 
fproden. Der oberfte Gerichtshof verwarf die dagegen ergriffene 
Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft, indem ex erklärte: 

„Inſofern das Landesgericht in der Handlung des Angeklagten 
den Thatbeftand des im 8. 83 St. ©. B. bezeichneten Verbrechens 
deßhalb nicht zu erkennen vermochte, weil A mit feinen (vier) Ber 
gleitern nicht bewaffnet in die Wohnung gebrungen war, Tann der 
Caffationshof die Anficht des Landesgerichts nicht gegründet finden. 
Nichts berechtigt zu der Annahme oder Schluffolgerung, daß das 
Geſetz dem ruhigen Befige irgend eines offen liegenden unbewohn- 
ten Orunbftüdes einen ausgiebigeren Schuß gewähren wollte, denſelben 
firenger zu fichern beabfichtigt habe, als den ruhigen Befig eines mit 
dem runde verbundenen Haufes; vielmehr ift dadurch, dag im 
8. 83 des St. ©. B. aud ſchon das Eindringen eines einzelnen 
Menſchen, wenn er bewaffnet in das Haus oder bie Wohnung eines 
Andern einbringt und bafelbft Gewalt übt, als Verbrechen bezeic) 
net, deutlich zu erkennen gegeben, daß das Gefe bie häusliche Ruhe 
und Sicherheit nur noch firenger gewahrt wiſſen will, als ben ruhis 
gen Beſitz eines unbemohnten Grunde. Es fprechen ſowohl bie 
Worte des 8. 83, als bie aus berfelben in ihrem Zufammenhange 
hervorleuchtende Abſicht des Gefeges dafür, daß fomie das Stören 
des ruhigen Befies von Grund und Boden überhaupt durch einen 
gewaltfamen Einfall mit gefammelten mehreren Leuten, nicht minder 
ein ſolches Einfallen oder Einbringen in ein den Beſtandtheil bes 
Grundes bilvendes Haus das Verbrechen ber öffentlichen Gewalt« 
thätigfeit begründe.“ 

Demungeachtet wurde die Nichtigkeitsbeſchwerde der Stants- 
anwaltfhaft werworfen, weil nad Annahme des Landesgerichtes bie 
Wohnung, in welde A einbrang, nicht bie des B, fonbern feine, als 
Erbe feiner Mutter war. „Möge auch dieſe Annahme von civil 
rechtlicher Seite betrachtet, beftritten werben Können, fo fteht doch 
feft, daß das Landesgericht annahm, A habe die Wohnung für feine 
gehalten... . ., daß ſich alfo A doc wenigftens in einem Irrthume 
befand, der ihn im feiner Handlung ein Verbrechen nicht erfennen 
ließ, wodurch nad) 8. 2 ©t. ©. B. der zum Verbrechen erforber- 
liche böfe Borfag ausgefchlofien ift . . ...” 
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Nr. 468. 


Unbefugte Ausübung der Geburtshilfe: entgeltlich und 
gewerbsmäßig. 
Caffir. Entfd. v. 19. April 13 g @. ©. Graz.) ©. 3. 1854, 


.... 0... . beiden Fällen des von ber Angeflagten A 
den... .. von Ber Geburt überrafchten Frauensperfonen B und B 
unentgeltlich und wie felbft das Landesgericht annimmt, auf deren 
Zubringen geleifteten Beiſtandes läßt ſich die im 8. 348 St. ©. B. 
bezeichnete Webertretung ber unberedhtigten gewerbömäßigen, nämlich 
entgeltlichen Ausübung ärzliher — oder Geburtshilfe, und über- 
haupt eine ſtrafbare Handlung nicht erkennen.“ 





Nr. 469. 
Unterſchied zwifchen rtfenle und Theilnehmung am 
Diebftahle. 
Bew. €, v. 19. April 1854, 3820, 6, Olmii 
v HR — Bd. xSi 45. ” 
nDa das Landesgericht als erwiefen annimmt, daß ber Ange- 
Hagte mit den zwei Dieben hinſichtlich der Weberlafjung und Ueber- 
nahme der geftohfenen Kuh ſchon vor Ausübung des Diebftahles 
einverftanden war, ift die bemfelben zur Laft gelegte That gejeb- 
mäßig nad) 88. 5 und 171 des St. ©. B. als Mitfehulo unb 
nicht als Theilnehmung am Diebftahl erklärt worden.“ 


Nr. 470. 
Münzverfälfhung: „das ziehen echten Geldes geben“. 
Caffir. Entf. v. 19. Aprit 1854, 3. 3891. (8. G. Cilli.) Saimerl's 
affır. Eutſch. uk re N be 

Der Angellagte hatte geſchmolzenes Blei zwiſchen zwei filberne 
Schöfrenzerftücde gebracht, dadurch einen Abdruck derſelben derart 
hergeftellt, daß Krone, Abler und Infhrift nicht erhaben, und daß 
die arabifhe Ziffer 6, das Wort „Krenzer” und bie Jahreszahl 
verkehrt erſcheinen. Sovann hat er das Bleiftüd geglättet und für 
6 Kreuzer ausgegeben. — Das losſprechende Erlenntniß des Landes- 
gerichtes ftügte ſich darauf, daß ber Hergeftellte Abbrud Fein gangbares 
Gepräge trage, daß das Falfificat mit der echten Minze keine Aehn- 
lichkeit habe. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte den Angeflagten wegen 
Münzverfälfchung. 
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„Das Geſetz fordert bei dem Verbrechen gegen das Münz- 
tegale fo wenig als bei der Erebitöpapierverfälfhung eine vollkom - 
mene Achnlichfeit des Falſificates mit der echten Münze oder dem 
echten Papiergelve, fo daß biefe Verbrechen nicht mehr vorhanden 
wären, wenn Worte ober aud Zeilen des echten Geldes mangeln, 
verfegt, verkehrt oder undeutlich ausgebrüdt find, oder wenn bas 
nachgemachte von dem echten leicht zu unterſcheiden ift.“ 


Ar. 471. 


Betrug duch Gebrauch faljchen Gewichtes in einer 
Tabaktrafik; Verringerung der ämtlichen Tabakpakete. 


Berw. €. H. Eutſch. v. 19. Ana rn 4086. (2. ©. Bifel.) ©. 3. 
, Nr. 64. 


Die A wurde wegen Verbrechens des Betruges verurtheilt, weil 
fie in ihrem öffentlichen Tabakverſchleiße eine falfche Wage gebrauchte. 
Ueber ihre Nichtigkeitsbeſchwerde erflärte der oberfte Gerichtshof: 

Daß der Gebrauch einer falſchen Wage eine liftige Handlung 
fei, woburd die Käufer irregeführt werden, kann mit Hinblid auf 
den 8. 199 lit. e St. ©. B., wo biefelbe fpeciel angeführt er- 
ſcheint, nicht zweifelhaft fein; bie Abſicht der Irreführung und Be— 
ſchädigung dritter Perfonen Tiegt in dem wiffentlihen Gebraude 
felbft, und es tönnte fi nur darum handeln... . . ob biefer Ge— 
brauch in einem öffentlichen Gewerbe geſchehen fei. 

Iſt auch der behörblich concefftonirte öffentliche Tabakverſchleiß 
kein Gewerbe im engeren Sinne bes Wortes, fo muß doch bie 
Strenge des 8. 199 lit. c. des St. ©. B. bezüglich des Gebrauches 
folfhen Maßes und Gewichtes in einem öffentlichen Gewerbe auch 
auf den Verſchleiß von Monopolögegenfländen um fo mehr ausger 
dehnt werben, als der Begriff der Oeffentlichkeit des Gewerbes von 
dem Umftande, ob basfelbe ein zünftiges ober unzünftiges Ge- 
werbe ober aud nur eine freie Beichäftigung fei, und ob basfelbe 
mit ober ohne behördliche Genehmigung betrieben wird, wie ber 
Saffationshof ſchon wiederholt ausſprach, unabhängig ift, daher ge- 
wiß aud) einem Verſchleiße zufommt, welder unter fpecieller Auf: 
fit des Staates und gewiſſermaßen von einem Beftellten desſelben 
mit Gegenftänben, bie bem allgemeinen Berfehre entzogen find, ge⸗ 
werbsmäßig betrieben wird. 

Ferner lag der A die Herausnahme eines Theiles Tabak aus 
den mit dem Nettogewichte von 32 Roth vom Staaie den Verſchlei-⸗ 
Bern zum Berfaufe übergebenen Schnupftabafpateten zur Laſt. Der 

Sirafrechtliche Entſcheidungen. 20 
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oberfte Gerichtshof erklärte dieß „als eine Liftige Hanblung, wodurch 
die Käufer, die ein Pfund zu Laufen wähnen und weniger erhalten, 
in Irrthum geführt und in Schaden gebracht werben." 


Nr. 472. 
Anwendung des im $. 178 des St. ©. B. normirten 
Strafſatzes. 

Berw. €. H. Entfd. v. 19. April 1854, 3. 4048. Eœ. . 
a& 9 Paar —X 8, 3 Nr. Pa ©. Klagenfurt) 
Die Staatsanwaltfhaft begründete ihre Nichtigkeitsbeſchwerde 
bamit, daß ber 8. 178 St. ©. B. zur Anwendung des höheren 
Straffages von 1—5 Jahren Teineswegs wenigftens zwei zum Ber- 
brechen qualificirende Umftänbe ber 88. 173—176 St. ©. B. er- 
heifche, fonbern daß hierbei nur das Ueberwiegen erſchwerender Um- 
flände, fle mögen zum Verbrechen qualificirende oder allgemeine Ex- 
ſchwerungsgründe fein, entſcheidend fei, weßhalb fie, ba ver 
Teßtere Ball bei dem Angellagten, für den fein Milverungs- 
grund fpricht, eintritt, in ber von Geite des Landesgericht er- 
folgten Anwendung des niebrigeren Straffages von 6 Monaten bis 
zu 1 Dahr den Nictigfeitsgrund der Anwendung eines unrichtigen 
Straffages fand. Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde 
und erflärte: „So richtig aud die Rechtsanficht der Staatsanwalt 
ſchaft über den Sinn des $. 178 St. ©. 2. ift, fo kann dennoch 
aus der abweichenden Anficht des Landesgerichts der worerwähnte 
Nichtigfeitögrund nicht gefolgert werden, weil ver 8. 178 als Grän- 

zen des Strafſatzes 6 Monate und 5 Jahre normirt.“ 


Nr. 473. 
Betrug durch unrichtige Berufung auf ausdrücklich an- 
geführte Gefegesftellen? 
Gaffir. Eutſch. v. 26. April 1% 3,2006. @ 6. ig) ©. 3. 1664, 


(Ergänzt und berichtigt nad) ben Acten.) 

„Das Landesgericht hat in thatſächlicher Beziehung als er- 
wiefen angenommen, baß der Angellagte, ven befannt war, daß B 
mit den gefeglihen Beltimmungen über den Bevollmächtigungsver- 
trag nicht berart vertraut fei, um die einfchlägigen Gejegeäftellen 
gehörig beurtheilen zu Können, und ber nad) feinem eigenen Geftänb- 
niffe nicht berechtigt war, neben ben übrigen Aufrechnungen aud 
nod ein 5°%/, Honorar mit 64 fl. 52 &. C. M. zu fordern — 
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* von ber B im Schreiben vom 28. November 1852 unter Citation 
7 " ber 88. 1010 und 1020 des a. b. ©. B., worauf er den An- 
eo. ſpruch auf das Honorar gründete, die Zahlung desfelben begehrt habe. 
In dieſer Hanblungsweife des Angeffagten Tann aber ver 

Caſſationshof den Thatbeftand des Verbrechens des Betruges nad 

8. 197 nicht erkennen, denn bie bloße Berufung auf Gefegesftellen, 

die im einem gegebenen Falle feine Anwendung finden, begründet 
keineswegs eine Liftige Vorftellung oder Handlung im Sinne bes 
8.197.de8 St. ©. B., ta ja B jeden Augenblid in ber Page war, 

durch das Nachleſen der von dem Angellugten offen und unzweibeutig 
bezeichneten Gefegesftellen ſich zu überzeugen, daß der Anſpruch bes 
"Angellagten jn den citirten Paragrafen feine Begründung nich... 


finbe.* IL. 70 FEys 








Nr. 474. 


Uebertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit: uner- 
laubtes, zum ergerniſſe der Nachbarſchaft dienendes 
erhältniß. 

Bern. €. 9. Eutſg. v. 3. Ari 1894, 3. 305. CG. Gem) 6. 3 


Das Landesgericht nahm als wahr an, daß bie häufigen Beſuche 
des A, verehelichter Magiſter der Chirurgie, bei der Frau des B 
nicht der Ausühung der ärztlichen Hilfe, fonbern dem zwiſchen ihnen 
beftehenben, von der Nachbarſchaft mit Aergerniß und Abſcheu aufs 
genommenen unerlaubten Berhältnifje gegolten haben. — Beide 
wurden nah 8. 525 bes St. ©. B. verurtbeill. In ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde wurde angeführt, daß die Frau des B 
von ihrem Gatten geſchieden ſei und daß weder Dieſer, noch die 
Gattin des A bei Gericht klagbar geworden ſeien, und daß das im 
8. 525 St. ©. B. vorausgefetzte Zuchtverhältniß nicht vorhanden 
fei. — Der sberfte GerichtShof verwarf die Beſchwerde: 

nDiefe Nichtigfeit befteht nicht, denn ver $. 525 des St. G. B. 
fett zu feiner Anwendbarkeit nicht ein häusliches Zuchtverhäftnig als 
Bedingung voraus. Das Verhältniß zwifchen den beiden Berurtheilten 
erregte in der Nachbarſchaft Aergerniß, kam zur Kenntniß der Polizei- 
behörde und der Staatsanmwaltihaft, welche ſich zur Einſchreitung 
berufen und verpflichtet ſah. Uebrigens hat aber auch das Landes- 
gericht in factifcher Beziehung,‘ fomit unantaftbar angenommen, baß 
ſowohl von ber Gattin bes A als auch von B Abhilfe gegen das 
anftößige Verhältnig angefucht worden fei.“ 


20* 
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Nr. 475. 
Erpreffung: Drohung, welche feine Beforgniß einge 
flößt Hat? 


Eaffir. Entf. v. 26. April sh 2,318. (6. Graz.) G. 3. 1854, 


A wurde wegen Verbrechens ver Erpreſſung verurtheilt, weil 
er den B mit Erſchießen bebrohte, wenn er nod einmal ben Weg 
befahre, auf welchem er ihn betreten hatte; obwohl B angab, daß 
ihm biefe Drohung Feine Furcht eingeflöft habe. — Der oberfte Ge- 
richtshof gab der Nichtigkeitsbeſchwerde des A ftatt: 

in. ++. Denn wenn die Drohung bem Bebrohten nicht irgend eine 

Beforgniß eingeflößt hat, fo war fie nach ven fpeciellen Verhäliniſſen 
des Falles an und für ſich auch nicht geeignet, vem Bedrohten, um 
den es fi allein handelt, gegründete Beforgniß einzuflößen. 
" Es ift unrichtig, daß das Geſetz es als nicht entſcheidend 
hinſtelle, ob die Drohung dem Bedrohten Beſorgniß einzuflößen ver- 
mochte ober nicht, ſondern die Eignung oder Nichteignung der Dro⸗ 
hung zur Einflößung einer Beſorgniß ift im $, 98 eben nur von 
dem Eindrude abhängig gemadt, ven fie auf den Bedrohten zu üben 
vermochte, foferne ſich deſſen geäußerte Beſorgniß nicht als offenbar 
ungegränbet herausftellt. Es mangelt alfo der dem Angellagten zur 
Laft gelegten That, damit fie dad Verbrechen der Bffentlichen de 
waltthätigfeit durch Erpreſſung nach 8. 98 des St. ©. B. begründe, 
das weſentliche Erforderniß, daß bie Drohung geeignet war, dem 
Bedrohten gegründete Beforgniß einzuflößen . . . ." 


Nr. 476. 


Uebertretung des Betruges: Verleitung zu faljchen 
Ausfagen vor Adminiftrativbehörden. 


Berw. €. H. Entf. v. 26. April 1854, 3. 3895. (R. ©. . 
erw. H. Eutſch. F En &88® CE. &. Nentitfein.) 


„Das Landesgeriht nimmt .... als erwiefen an, daß ber An- 
gellagte den B zu verleiten ſuchte, bei feiner Einvernehmung vor ber 
Bezirkshauptmannſchaft M eine faljche Angabe bezüglich des unbe- 
fugten Schnittwaarenhandels von Seite des P zu machen. 

Durch diefe Ausfage follte die Bezirlshauptmannſchaft irrege- 
führt und zu einer den P begänftigenden Entſcheidung verleitet 
werben; es liegt hierin unverkenndar das Bewerben um eine Liftige 
Borftellung, durch welche der Staat in feinem Rechte, von Jever 
mann in allen vor den Öffentlichen Behörben zu verhandelnden An- 
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gelegenheiten, die Ausſage der reinen Wahrheit zu fordern, beein⸗ 
trädjtiget wird. 

Der böſe Vorſatz liegt in ber Handlung ſelbſt, es ſind ſomit 
alle in dem 8. 197 des St. ©. B. zum Begriffe des Betruges 
vorgezeichneten Erforderniſſe vorhanden, und ba die That, weil das 
Zeugniß nicht vor Gericht abgelegt werben follte, nicht nach 8. 199 
a des St. ©. B. als Verbrechen erklärt wurbe, ift felbe mit vollem 
Grunde als Uebertretung firafbar anerfannt worben, zumal es nicht 
angehen Tann und auch gewiß nicht im Geifte des Geſetzes Liegt, zu 
geftatten, daß man politifche oder anbere öffentliche Behörden ftraf« 
108 mit Zügen hintergehen bürfe.“ 


Nr. 497. 


Diebftahl: Selgentwenbung, begangen von Gemeinde» 
gliedern im Gemeindewalde. 
Berw. €. H. Entid. v. 26. April 1854, 3. 4128. (2. G. Et. Pölten, 
A © ©. Pillen) 
A, welcher Holz aus dem Gemeindewalde ſich zugeeignet hatte, 
wurde wegen Diebftahls verurtheilt. Bei Verwerfung der Nichtige 
keitsbeſchwerde besfelben erflärte ber oberſte Gerichtshof: „Das 
Landesgericht hat .... als wahr angenommen, baß ber fragliche Ges 
meinbewalb nicht ein gemeinfchaftliches Eigenthum ber einzelnen Ge- 
meindeglieber, fonbern Eigentyum ber Gemeinde als einer mora- 
liſchen Perſon fei, und hieraus ganz richtig gefolgert, daß berfelbe 
als Gemeindegut den einzelnen Gemeindegliedern gegenüber aller- 
dings ein fremdes Gut fei, wornach ben einzelnen Gemeindegliedern 
die Entziehung von Holz aus biefem Walde um ihres Vortheiles 
willen al Diebftahl angerechnet werben müfle.“ 


Nr. 478. 


Ideale Coneurrenz von faljcher Beſchuldigung und 
Beſchimpfung. 
Caſſt. Entig. v. 3. Mai 1694, & 21. . G. Wien) ©. 3. 109, 


Der nad 8. 488 unb 8. 496 St. ©. B. verurtheilte A 
ergriff bie Nichtigkeitsbeſchwerde, welcher ber oberfte Gerichtshof da⸗ 
bin ftattgab, daß bie Verurtheilung nur nad) $. 488 St. ©. B. 
aufrecht erhalten wurde. 
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mDie vom Angeklagten A gegen B öffentlih ausgeſtoßenen 
befeibigenven Worte: Dieb, Räuber, Schuft, und der Vorwurf, daß 
B Holz aus dem Theatermagazine zu feinem Privatzwede verwendet 
and nicht wieder erfetst habe, folgten nnmittelbar auf einander, jene 
Worte bezogen ſich offenbar auf diefen Vorwurf, bilveten mit biefem 
ein Ganzes und waren nichts Anderes als Ausdrücke, mit welchen 
Leute aus der Klaſſe des Angeflagten jene, denen eine Enttragung 
fremden Eigenthumes zur Laft fält, zu bezeichnen pflegen; ſie fallen 
mit dem erwähnten Vorwurfe zufammen und können daher nicht als 
eine befonbere Uebertretung angefehen werben, ... . . es mußte ſo⸗ 
nad... . A von ber Ünflage wegen ber Uebertretung ber Ehren- 
beleibigung nach $. 496 des St. ©. B. freigefprodhen werben." 


Re. 479. 


Beleidigung eines Öffentlichen Beamten: begangen von 

einem gleichfalls in Ausübung feines öffentlichen Amtes 
Begriffenen. . 

Caſſir. Eutſch. v. 3. Mai ——— 2988. (2. G. Cilli) ©. 3. 1854, 


Das Landesgerit Hat... . . angenommen, daß ber Ange- 
Hagte A dem Virgermeifter B in Gegenwart ber Gemeindeausſchüſſe 
bei Gelegenheit der Orbnung und ertigung ver Gemeinberedinungen 
eine betrügerifche Handlungsweiſe zur Laft legt habe. „Da biefer Bor: 
wurf unftreitig als eine wörtliche Beleivigung des B erfcheint, welcher 
als Bürgermeifter ein Beamter ber Gemeindebehörbe und in biefer 
Eigenfchaft eben in Ausübung feines Amtes begriffen war, fo bildet 
jene Beleibigung eine Uebertretung ..... nad 8. 312 des Si. G. 3. 

Diefer Zurehnung fteht nicht entgegen, daß der Angeklagte 
bei ber erwähnten Berfammlung gleichfalls als Gemeindebeamier, 
nämlich als Gemeinverath anweſend war, ba das Geſetz in biefer 
Beziehung feinen Unterſchied macht, und feine Amtliche Stellung ihm 
keinesfalls geftatten könnte, dem Vorſtande in feiner ämtlichen Func- 
tion ungeftraft eine Beleidigung zugufügen.“ 
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Nr. 480. 

Verjährung der durch nach dem Strafgeſetzbuche er⸗ 
laſſene Gelege als Uebertretungen erklärten ſtrafbaren 
Handlungen. 

Caffir. Eutſch. v. 3. Mai 1834, 3. 4515. (A. G. Hohenmanth.) ©. 3. 
affir. Eutjſch. —X — J ‚Hopenmanth.) ©. 3. 

„Das Landesgericht hat... . . als erwiefen angenommen, daß 
A im Befige einer verbotenen Waffe „Winbbüchfe” betreten worben 
fei und daß er fi hiedurch der im 8. 2 bes Faiferlichen Patentes 
vom 24. October 1852 bezeichneten Uebertretung ſchuldig ge⸗ 
macht habe. 

Das Landesgericht hat aber ben Angellagten von biefer Ueber- 
teetung deßhalb freigefprochen, weil bie Strafbarkeit derſelben bereits 
durch bie Verjährung erloſchen fei; denn bie Verjährung Lönne bei 
biefer Uebertretung nad dem allgemeinen Strafgeſetzbuche vom 
27. Mai 1852, da fie darin nicht ausdrücllich nornürt wurde, nach 
Artitel IV des Kımbmachungspatentes und nah den 88. 526 und 
532 des St. ©. B. nicht beurtheilt werden. If dieß der Fall, fo 
müſſe bei dem Umſtande, de das kaiſerliche Patent vom 24. Octo- 
ber 1852 feine befonbere Berjährungsfrift beftimmt, rüdfichtlih ber 
Verjährung biefer firafbaren Handlung nur das Hoffanzleidecret vom 
19. März 1838, 5. 3. 6474, angewendet werben, weldes zur 
Berjährung politifher umb polizeiliher Vergehen Teime Tängere ale 
breimonatlicde Frift feftfegt, und da bie verbotene Waffe dem An—⸗ 
gellagten am 29. Auguft 1853 abgenommen, bie Unterfuhung wider 
ihn aber erft am 7. December 1853 eingeleitet wurbe, mithin ein 
Zeitraum von 3 Monaten bereits verſtrichen ift, fo fei bie Berjäh- 
rung eingetreten. 

Die Staatsanwaltſchaft ftägt Dagegen die Nichtigkeitsbeſchwerde 
auf ben 8. 352 lit. h der St. P. O, indem fie behauptet, daß bie 
Verjährung noch nicht eingetreten fei. 

Diefer Nichtigkeitsgrund ift nun wirklich vorhanden. Denn 
beide Inſtanzen nehmen an, daß bie Handlungsweiſe des Angeklagten 
eine Uebertretung bilve, was aueh nicht beftritten werben Tann, weil 
das Patent vom 24. Dectober 1852 bie bemfelben zumwiberlaufenben 
Hanplımgen im $. 34 felbft als Uebertretungen bezeichnet, die Strafen 
vafür in den $$. 32, 33 und 35 6i8 auf Ein Jahr und auf 500 fl. 
erhöht, und biefe Handlungen mit Gewerböverluft bedroht, melde 
Strafen alfo im Vergleiche mit jenen im 8. 247 des St. ©. B. 
für die in dem Letzteren vorkommenden Webertretungen feftgefetsten, 
fogar firenger bemefien find. Sobald aber bie gegen das Waffen⸗ 
patent unternommenen Sanblungen als Mebertretungen angefehen 
werben, barf für deren Verjährung bie Frift nicht aus bem Hofe 
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langleidecrete vom 19. März 1833 hergeleitet werden, weil dieſe 
w für bie Verjährung fogenannter politifher ober polizei= 
gehen, als für minder ftrafbare Handlungen beftimmt ift, 
dieſe Frift if, wie für jede andere Uebertretung nad dem 
etzbuche von Yahre 1852 zu beftimmen, und bie Anſicht 
esgerichtes, daß bieß aus dem Grunde nicht gefchehen bürfe, 
dh dem Artikel IV des Kundmachungspatentes zum Straf- 
re vom Yahre 1852 nur dasjenige als Uebertretung behan- 
ven Könne, was in biefen Gefetzbuche ausdrüclich als Ueber 
erklärt wird, ift offenbar unrichtig, weil fonft jede in dem 
etzbuche nicht als Verbrechen, Vergehen ober Uebertretung 
dandlung als ſolche nicht behandelt werben könnte, wenn erit 
Folge einzelne ftrafbare Handlungen durch befonbere Bor- 
für Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen ausdrüclich 
‚erben follten, wie dieß insbeſondere auch hinſichtlich der in 
ehenden Uebertretung geſchehen ift. 
uf diefe Uebertretung, beziehungsweife auf ben unbefugten 
m Waffen ift im 8.32 des Waffenpatentes eine Geldſtrafe 
bis 100 fl. beftimmt, folglich Tann die Verjährung nad, dem 
in Verbindung mit dem $. 532 des St. G. B. erft in 
ıten eintreten, und ba bie Windbüchſe dem Angeklagten am 
uft 1853 abgenommen, berjelbe aber ſchon am 7. Decem- 
3 zur Verantwortung gezogen wurbe, wodurch die Berjäh- 
iãß $. 531 ©t. ©. B. unterbrochen worden, und wornach aljo 
von 6 Monaten noch nicht abgelaufen ift, fo Tann auch von 
ährung ber fraglichen Webertretung Teine Rebe fein, wobei 
von felbft verfteht, daß die Verjährungsfrift nicht eiwa von 
tpunfte an beredinet wird, wo der Angeflagte in ben unbes 
Jefig ber Windbüchſe gekommen ift." 


Nr. 481. 
möftörung: Erfepwerungsumftand des öffentlichen 
Yergernifee. 
8. @utid. wi. Di —D EG. St. Pölten.) 


ie Staatsanwaltſchaft behauptete, die Annahme des Lanbes- 
der Angeklagte habe die Religionsſtörung an einem öffent 
ste und vor Berfonen, bie hieran Aergerniß nahmen, verübt, 
reinbar mit der weiteren Annahme, baß ber Erfejwerunges 
s Öffentlichen Aergerniſſes nicht vorhanden fei. Der oberſte 
hof wies biefe Anficht zurück: 

++ „Daß im 8.123 St. ©. B. unter einem öffentlichen Aerger- 
allgemeines verftanden werben. milſſe, zu welchem die bloße 
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Deffentlichfeit des Ortes, und bie bloße Anweſenheit von 2 oder 3 Per- 
fonen, bie Aergerniß nahmen, nicht hinreicht, geht ſchon daraus her⸗ 
vor, baß ſich der Erſchwerungsgrund des öffentlichen Aergerniffes auch 
auf ven 8. 122 lit. b, nämlich auf den Fall der Religionsftörung 
bezieht, two der Religion öffentlich, d. i. an einem öffentlichen Orte 
ober vor mehreren Leuten Verachtung bezeuget wird; wenn aber in 
dieſem Falle der Religionsftörung die Oeffentlichkeit des Drtes ober 
die Anwefenheit mehrerer Perfonen fon zu ben weſentlichen Merk- 
malen des Verbrechens ber Religionsftörung felbft gehört, fo kann 
zum Hinzulommen des Erſchwerungsgrundes des öffentlichen Werger- 
niſſes die Deffentlihkeit des Ortes und die Anmwefenheit von ein 
Paar Perſonen offenbar nicht genügen, weil fonft ver erwähnte Fall 
der Religionsftörung nad) $. 122 lit b aud ſchon an und für ſich zu- 
glei mit dem Erjhmwerungsgrunde bes öffentlichen Yergerniffes be 
gleitet wäre, was body nad} einer gehörigen Gefegesauslegung nicht 
angenommen werben Tann." 


Nr. 482. 

Auflauf: Aufforderung mehrerer Perfonen zur Mit 
Hilfe gegen eine von der Finanzwache vorgenommene 
Verhaftung. 

Ber. €. H. Eutſch. v. io 1, — 4151. (2. ©. Trieft.) Hye, 


„Die Aufforderung mehrerer Perfonen zur Mithilfe gegen bie 
Finanzwache, um einige ihrer von ber Finanzwache arretirten Ra» 
meraben aus ben Händen ber letzteren zu befreien, begründet das 
Bergehen des Auflaufes nad $. 279 des St. ©. B., indem bie 
Finanzwache es ihres Dienftes befunden hatte, die Kameraden zu 
verhaften und es den Angellagten nicht zuftend, ſich in eine ent- 
ſcheidende Beurteilung ver Berechtigung ber Finanzwache zu biefer 
ihres Dienftes befundenen Maßregel einzulaffen und zur Wiberfeg- 
ung ober Hinderung berfelben aufzufordern.“ 


Nr. 488. . 
Todtſchlag: Caufalnerus. Dolus indirectus. 
3 . . d. 10. Mat 1854, 3. 4339. (8. ©. Wien.) ©. 3. 
Berw. C. H. Eutſch. v. 10. — en.) ©. 3. 
„. ... Das Landesgericht hat in thatſächlicher Beziehung an- 


genommen, daß ber Angefiagte A feiner Mutter B in feindſeliger 
Abſicht einen fo heftigen Stoß auf ven Unterleib verfegt habe, daß 
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fie dadurch eine Zerreißung bes Dünndarms erlitt und in Folge der 
daraus entftandenen Bauchfellentzündung ftarb . . . . Diefe Hand- 
lungsweiſe enthält alle Erforderniſſe des Verbrechens des Tote 
ſchlages... Nah 8. 140 des St. ©. B. ift zum Verbrechen 
des Todtſchlages nicht erforberlih, daß bie Handlung, melde ven Tod 
zur Folge hatte, in einer beftimmten, allenfalls auf criminelle Ber- 
Tegung gerichteten böfen Abſicht begangen wurbe, fondern es genügt 
hiezu eine feinbfelige Abſicht überhaupt. 

“0. Mebrigens iſt es auch für Jedermann, der ſich im zu- 
vecjnungsfähigen Zuftande befindet, an und für fich einleuchtend, daß 
aus einem auf ben Unterleib gegebenen heftigen Stoße eine töbtliche 
Berlegung leicht erfolgen Künme.” 


Nr. 484. 

Diebftahl, begangen vom Tabularbeſitzer eines Grund» 
ſtückes an deſſen Erzengniffen zum Nachtheile des fac- 
ice eſitzers. 

Vern €. d. Eatſt. v. 10. Mai,1854, 3.4401. (8.6. Ri) 6.3.1854, 


A wurde be Verbrechens des Diebftahls ſchuldig erfannt. Da- 
gegen ergriff berfelbe bie Nichtigfeitsbefchwerbe, worin er unter An 
berem behauptet, daß über den Grund, aus welchem er Reiſig, Heu 
und Holz bezogen hatte, wirklich in befter Form ein Kaufvertrag 
abgeſchloſſen, und daß ihm durch vielfache, vielleicht richtige, vielleicht 
unrichtige Angaben glaublid gemacht worben fei, er könne ven frag- 
lichen Grund, ohne mit irgend einem fremben Rechte in Colliſion zu 
kommen, benügen, zumal als im Grundbuche keine Trennung biefes 
zu feinem Haufe Nr. 18 gehörigen Grundes erſcheine, und er mit ben 
Steuern für die übrigen Gründe dieſer erfauften Realität auch bie 
Steuern für den Grund, genannt: „Streitluft,“ entrichtet, fomit bie 
Meinung gehabt habe, daß er Eigenthlimer dieſes rundes war. 

Diefe Nichtigkeitsbeſchwerde wurde jedoch vont Caſſationhof 
verworfen: 

Das Landesgericht hat... . . bie Ueberzeugung gewonnen, 
daß der Angeflagte fehr wohl, zweifellos und beftimmt wußte, ver 
fraglihe Grund, genannt: „Streitiuft,“ fei von einem feiner Befig- 
vorfahrer ſchon vor mehreren Jahren an B verlauft worden, B be- 
finde fid) im Befige dieſes Grundes, benüge und bewirthſchafte ihn, 
und fei dieß aud im "Jahre 1852 der Fall geweſen. Es entfällt 
daher auch der weiters geltend gemachte Nichtigfeitögrund, daß näm- 
fi das Moment: „feines Vortheiles willen" wegfall da ber Grund 
„Steeitluft" grundbücherlich noch mit feinem Haufe Nr. 18 einver- 
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leibt, ſomit er auch redlicher und rechtmäßiger Beſitzer desſelben ſei; 
denn es wurde, wie ſchon bemerkt, für wahr angenommen, daß B 
ſich im Beſitze und Genuſſe des Grundes: „Streilluſt“ genannt, be— 
funden, und daß der Angeklagte dieſes gewußt habe, er aus dem 
Umſtande aber, daß dieſer Grund noch grundbücherlich dem von ihm 
erlauften Hauſe Nr. 18 einverleibt erſcheint, kein Recht weder auf 
Beſitz noch auf Genuß ableiten kann, da es nach ber geſetzlichen Be- 
grifföbeftimmung bei dem Diebftahle nicht auf ben civilrechtlichen, 
ſondern nur auf ben phyſiſchen Befig ankommt.“ 


Nr. 485. 


Thätliche Beleidigung”, zugefügt durch ein von einem 
"Beamten exlaffenes” ungere tfertigtes Verbot. 


Berw. €. H. Eutſch. v. 10. mi ER EN 4549. (8. ®. Rovigno.) G. 3. 


. Der im 8. 381 des St. ©. B. gebrauchte Aus- 
vrud: " „thätlihe Beleidigung“ Hat nicht die beſchränkte Bedeu— 
tung einer unmittelbaren phyſiſchen Berührung oder mechaniſchen 
Handanlegung, fonbern ſowie darunter nach der ausdrücklichen Er- 
Härung bes Gefeges insbeſondere ungefeglihe Verhaftnehmungen be= 
griffen finb, welche in den meiften Fällen ohne phyſiſche Berührung 
der Perſon bloß dadurch erfolgen, daß der Betreffende dem an ihn 
ergebenden Befehle Folge leiftet, und an dem ihm angemiefenen 
Orte verbleibt; ebenfo muß unter einer thätlichen Beleidigung jede 
andere Beſchränkung in ber freiheit des im Allgemeinen erlaubten 
Thuns und Lafjens, welche fi eine Amtsperfon als ſolche unberech- 
tigt und ohne hinreichenden Grund anmaßt, verftanden werben. 

Eine folhe Beſchränkung liegt aud im dem von dem Ange» 
Hagten A in feiner Eigenſchaft als Gemeinbevorftand unberehtigt und 
ohne hinreihenden Grund an bie Wache enthaltenen Auftrage, ven brei 
Perfonen B, P und R, wo fie immer beifammen angetroffen werben, 
das Sprechen mit einander zu verbieten und fie anzumeifen fid von 
einander zu trennen, 

Nicht in den Worten bes an fie ergangenen Befehles, fondern 
in dem ihnen dadurch angethanenen thatfädjlid wirkenden Zwange, das 
zu unterlaffen, was gemeiniglid) Jedermann zu thun frei fteht, Tiegt 
das fie vor ihren Mitbürgern Herabfegenbe, fomit die thätlihe Ber 
Teibigung. Es ift demnach dadurch, ob, die dem A zur Laft gelegte 
That als die nad 8. 331 des St. ©. B. ſtrafbare Uebertretung 
erflärt wurbe, das Geſetz nicht verlegt... . ." 
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Nr. 486. 


Uebertretung ber Verleitung eines Beamten. (Thier⸗ 


arztes) zur Verlegung feiner Amtspflicht. 
Bern. €. 9. Entf. ». 10. Mai 1854, 3,4609. (©. Zeit) 6.3. 


A wurde nach 8. 311 des St. ©. B. veruetheilt, weil er 
dem Thierarzte B ein Geſchenk anbot, damit er ihn das Fleiſch eines 
umgeftanbenen Ochfen verfaufen laſſe. Die Nichtigfeitöbefchwerbe des A 
wurde vom oberften Gericht&hof verworfen: . „War B fein Beam» 
ter, welcher Geſchäfte der Regierung zu beforgen hatte, fo war er doch 
ein Beamter ber Gemeinde, und als Tierarzt im öffentlichen Iuter⸗ 
eſſe dazu beſtellt, ven Fleiſchverlauf zur Abwendung eines ſchädlichen 
Gebrauches für die gemeine Sicherheit des Lebens zu überwachen, 
fo daß eine Verlegung biefes ihm geſchenkten Vertrauens allerdings 
ein Mißbrauch des ihm "übertragenen Amtes wäre, und bie Berlei- 
tung bazu zur Uebertretung nad; F. 311 des St. G. B. ſich eignet." 





Nr. 487. ;α 
el 


Beſchimpfung durch Vorausfage künftiger crimineller 
ober polizeilicher Behandlung. 
Caffr. Entf. v. 10. Mei 189%, 8,4773. @. ©. Pit) ©. 3. 169, 


„Wer fi die Aeußerung gegen einen Andern erlaubt: Diefer 
werbe in das Zuchthaus, auf den Spielberg, auf ven Galgen kom⸗ 
men ober mit Schub von einem Orte in ben andern befördert wer⸗ 
den, ber verlegt fiher bald mehr bald weniger die Ehre des Anbern, 
weil in allen biefen und ähnlichen Aeußerungen etwas Schimpfliches 
liegt, indem man ſich folder Aeußerungen gegen wohlverhaltene 
Menſchen nicht bebient, daher denn auch die im gemeinen Leben 
vorfommenven Ausbrüde: „Spielberger," „Schübling," u. dgl. immer 
als ehrenverlegenn angefehen werben. 

Hiernad mußte die Hanblungsweife bes Angenagten unter den 
8.496 bes St. ©. B. gereihet werden ....“ 
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Nr. 488. 
Uebertretung der Verſtellung der Straße zur Nachtzeit: 
Haftung des Herrn für die Unterlaſſung des Knechtes. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 10. Mai 1854, 3.4912. (2. G. Wien.) Haimerl's 
a 4 N u 

Der Angeklagte, ein Gaftwirth, welchem zur Laft fällt, die 
vor feinem Haufe aufgeftellten Laſtwagen nicht mit den vorgefchrie- 
benen Warnungszeihen verfehen zu haben, beruft fi darauf, daß 
er den Auftrag zur Beforgung dieſes Geſchäftes dem Hausknecht 
ertheilt habe, und daß daher nur biefer für die Unterlafjung ver- 
antwertlid) fei. ö 

Seine Nichtigkeitsbeſchwerde wurde jebod verworfen: „Die 
That, wie fie vie beiden Inſtanzen annehmen, wurbe ganz richtig 
unter die 88. 335 und 422 mit Beziehung auf ven $. 423 bes 
St. ©. B., nad welchem aud der Angeklagte als Gaftwirth für 
bie Unterlafjung von Seite des Hausknechtes ſtrafbar bleibt, gereihet, 
eben weil vorzugsweiſe und eigentlih nur er für die richtige Auf- 
ſtellung von Warnungszeichen zu forgen verpflichtet ift, und daher 
auch dinſichtlich ber dießfälligen Außerachtlaſſung von Seite bes 
dazu Beauftragten gleich dieſem ftrafbar bleibt.“ 


Nr. 489. 
Verjährung. des Ehebruchs: Unterſchied zwifchen ber 
Verjährung und dem Erlöſchen der Klage wegen Ablaufes 
+ der hiefür offenftehenden Friſt; Wiedererftattung? 
Bern. €. 5. Cntih- ». 17. Mal 10, 2, 405. (R 6. Arme) ©. 3. 
, Re 78. 


„Dex Befchwerbeführer behanptet....., baß bei ber Uebertretung 
des Ehebruches die Berjährungsfrift nicht nad) 8. 532 des St. G. B. mit 
drei Monaten nad} verübter That, ſondern nach 8. 503 mit ſechs Wo- 
Gen, nachdem ber Beleidigte von der That Kenntniß erhielt, zu 
berechnen fei, weil ber $. 532 bie breimonatliche Verjährungsfrift 
nur für jene Fälle feſtſetzt, wo feine kürzere Friſt zur Geltenb- 
madung bes Klagerechtes beftimmt ift, beim Ehebruch aber nach 
8. 503 allerdings bie kürzere Frift von ſechs Wochen von ber Zeit 
an, als bem Beleivigten der Ehebruch befannt wurde, befteht; 
weil ferner bie Strafbehörbe nicht früher als auf Anſuchen des Be- 
leibigten eine Unterfuchung einleiten, dieſer aber nicht früher um 
eine ſolche Einleitung anfuchen kann, als bis ihm bie Beleidigung befannt 
geworben ift. Diefe Einwenbung findet jedoch in ber Anorbnung des 
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8.530be8 St. ©. B. bie vollftänbigfte Wiberlegung, da in demſelben be» 
ſtimmt ift, daß in allen Fällen, wo die Verfolgung einer Uebertretung, alfo 
aud des Ehebrudes, nur auf Verlangen eines Betheiligten Statt 
finden darf, derjenige, welcher diefes Verlangen zu ftellen hat, bazu 
nicht mehr berechtigt fein fol, wenn er die ihm befannt gemorbene 
" Uebertretung ausdrücklich verziehen, ober darüber durch ſechẽ Wochen, 
nachdem ihm bie firafbare Handlung befannt geworben ift, nicht 
Rage geführt hat, oder wenn vie ſtrafbare Handlung bereit durch 
Verjährung erloſchen iſt. Es beiteht daher die Erlbſchungsart der 
Uebertretung durch den Ablauf ver für Uebertretungen allgemein be» 
fimmten Verjährungsfrift ganz unabhängig von ben für bie Mlage- 
führung der Beleivigten feitgefegten Sriften und es ift das Recht 
zu einer folchen Klageführung ausdrüdlich ausgeſchloſſen, wenn die 
allgemeine Verjährungsfriſt einmal abgelaufen war... . . 

Weiters meint der Beſchwerdeführer B, daß fiir bie Ueber 
tretumg des Ehebruches nicht die dreimonatlidhe, fondern eine längere 
BVerjährungsfrift beftehe, weil nad) 8. 502 bed St. ©. 8. ſchon ber 
Ehebruch einer verheiratheten Perſon mit Arreſt bis zu 6 Monaten, 
eine Fran aber alsdann ftrenger zu beftrafen ift, wenn burd den 
Ehebruch über die Rechtmäßigkeit der nachfolgenden Geburt ein 
Zweifel entftehen kann, dieſe firengere Veftrafung aber nur duch 
Berfhärfung des Arreſtes bewirkt werben kann. — Allein nad 
8.532,&t. ©. 8. ift die Berjährungsfrift für alleebertretungen, worauf 
im Geſetze als höchſte Strafe Arreſt des erften Grabes ohne Ber- 
ſchärfung beftimmt ift, mit 3 Monaten beftimmt, num ift aber nad 
8. 502 auf ben Ehebrud; nur Arreft des erften Grabes ohne Ber 
ſchärfung gefegt, folglich muß derſelbe als ber breimonatlichen Ber- 
jährung unterliegend angefehen werben. 

Ferner findet der Beſchwerdeführer B bie Bedingung ber Ber- 
jährung nad) $. 531 lit. b bier nicht vorhanden, weil ihm durch 
den Ehebruch ein vielfältiger Schaben, insbeſondere auch dadurch, 
daß das Kind auf feinen Namen und als ehelich 'erzeugt, im Tauf- 
buche eingetragen ift, zugefügt wurbe, die Angeflagte aber nichts ge- 
than hat, um Erſtattung zu leiften und ven Schaden gut zu machen. 
Allein er jagt nicht, worin der ihm zugefügte Schaben befteht und 
ob dieſer feiner Natur nad; eine Gutmachung zulafie; was aber die 
Eintragung des Kindes auf feinen Namen und als ehelich betrifft, 
fo war biefelbe feine nothwendige Folge des Ehebruchs, fondern eine 
Handlung, die berjenige zu verantworten Hat, ber jene Eintragung 
veranlaßte. 

Endlich bemerkt der Vefchwerbeführer, daß bei Uebertretungen 
auf die Verjährung nicht von Amtswegen, wie bei Verbrechen, fon- 
dern nur dann, wenn ber Angebklagte ſich auf dieſelbe berufen und 
die Verjährung angefprochen hat, Rüdfict zu nehmen fei, welches 
aus ber verfchiebenen Tertirung ber 88. 229 und 531, bann aus 
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der Verſchiedenheit der Wirkung der Verjährung nad 8. 230 und 
532 des St. ©. B. erhelle. Dagegen muf jedoch erinnert werden, 
daß der Richter nah 8. 3 der St. P. O. ganz allgemein ange 
wiefen ift, bie zur Ueberführung und bie zur Bertheibigung des An- 
gefäuldigten dienenden Umſtände mit gleicher Sorgfalt zu berid- 
fihtigen, woraus erhellet, daß er ſchon von Amtswegen, mithin auch 
ohne ausbrüdliche Berufung des Angeflagten aud bie Verjährung, 
dieſes wichtige Bertheidigungsmittel des Ungellagten, zu beachten habe." 


Rr. 490. 


Verführung einer zur Aufficht anvertranten Perfon — 
unmänbigen Dienftmagd. Rechts⸗ oder Thatirrthum? 
Berw. € v. 17. Mai 1854, 130. (R. lau.) Hais 
em. 6. De Magazin, ER x, Nr. Ai © Aa) 5 

Der A hatte ein bei ihm bienenbes junges Mädchen verführt 
und wurde deßhalb des Verbrechens der Verführung zur Unzucht 
ſchuldig erkaunt. 

Dagegen ergriff er die Nichtigkeitsbeſchwerde, worin er be— 
hauptet, das Mädchen fei als Dienftbote feiner Aufficht nicht an⸗ 
vertraut gewefen, wenigſtens habe er ſich darüber in einem Irrtum be 
funden, welcher ihn ein Verbrechen in feiner That nicht erkennen ließ. 

Die Nichtigkeitsbefchwerbe wurde verworfen: „Es liegt ſchon 
in ber Natur der Sache, daß Eltern, welche ein noch in ben Jahren 
der Unmünbigfeit ftehendes Kind in Dienfte zu geben gezwungen find, 
den Dienftgeber als denjenigen betrachten, ber fatt ihrer die Auf- 
fit über diefes nunmehr in feinen Haushalt tretende Kind führen 
wird, Das Landesgericht nimmt nun... . als erwieſen an, daß der 
Bater des Mädchens den Angellagten und vefien Ehegattin gebeten 
habe, fie mögen ein achtſames Auge auf das Verhalten feines Kindes 
haben, und daß dieß von dem Angeffagten auch zugefagt wurde, mo- 
durch die Uebernahme und Mebergabe der Aufſicht vargethan erfcheint. 
Mebrigens gibt der Angeflagte in der Nichtigkeitsbeſchwerde felbft zu, 
daß er von dem Vater des Mädchens erfucht worben fei, auf felbes 
ein obachtſames Auge zu Haben, bamit fie Feine fchlechten Gejellichaf- 
ten beſuche, welchem durch bie Uebernahme in ven Dienft und nad 
den thatfächlichen Annahmen bes Landesgerichtes ausdrücklich ange 
nommenen Erſuchen ver Angeklagte ſchlecht entſprochen hat, indem er 
ſelbſt den ſchlechien Geſellſchafter gemacht, und auf eine ſchändliche 
Weiſe ven Keim zu dem phhfifchen und moralifchen Verderben diefes 
jugendlichen Seſchopfes gelegt hat, daher auch von einem Irrthum 
keine Rede ſein kann.“ 
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Nr. 491. 

Verläumdung durch unrichtige Unterordnung vorgewor⸗ 
fener Handlungen unter den Begriff eines Verbrechens, 
Betrug: Vorlage falſcher Rechnung zur Prüfung? 
Berw. €. $. . d. 17. Mai 1854, 3. 4395. (2. 6. ) Baimerl's 
b ante Magazin, Bd. 3 Nr. EN ai) 6 

„Iſt bei dem Begriffe des Verbrechens der Verläumdung .... 
die Vorausfegung, daß Iemanben ein Verbrechen angebidhtet werbe, 
richtig, fo kommt es eben darauf an, ob behauptet werben kann, daß 
ver Ängeklagte A burd feine Befchuldigungen dem B wirklich das 
Verbrechen des Betruges angebichtet habe, eine Frage, die nicht be— 
jaht werben Tann; denn es genügt nicht von Betrug überhaupt oder 
Betrogenhaben zu reden, Jondern es müffen die Thatſachen, die Je— 
menden ald Verbrechen, 3. B. als Betrug, angeſchuldigt werben, ſich 
auch wirklich zum Verbrechen des Betruges eignen. 

Es müllen baher die von dem Angellagten A dem B- ange- 
ſchuldeten Handlungen ſich auch wirklich zum Verbrechen des Be- 
truges eignen; dieß ift aber nicht ber Fall, denn wenn ber Ange» 
Magte A den Bebeſchuldigt, daß er unrichtige Rechnungen gelegt, 
Empfärige nicht in Rechnung gebracht, dagegen höhere und umrich⸗ 
tige Ausgaben angefegt, daß er endlich ihn, ben Angeffagten ver- 
leitet habe, den fingirten Schuldſchein über die Summe von 
4265 fl. &.-M. auszuftellen, fo liegt in diefen Behauptungen Teine 
liſtige Vorfpiegfung des B, um ben Angeflagten A in Irrthum zu 
führen, nod die Venägung eines Irrthumes auf Geite des Ange» 
Hagten A, venn es ſtand je dem Angeflagten A, dem bie Rechnun- 
gen zur Einfiht und Anerkennung mitgetheilt worden waren, frei, 
viefelben zu pröfen umd zu bemängeln. Umfoweniger kann die An— 
ſchuldigung wegen des fingirten Schuldſcheines per 4265 fl. C.-M. 
als eine Anſchuldigung des Verbrechens bes Vetruges zur Geltung 
gebracht werben, als das Landesgericht erflärte, es fehle an ber er- 
» ‚forberlichen böfen Abſicht, indem A nicht behauptet habe, daß B ba- 
Imit ihm oder Anderen Schaden zufügen wollte.“ 


Nr. 492. 

Gröbliches und öffentliches Aergerniß verurfachende Ver⸗ 
letzung der Sittlichfeit: Unverholenes Concubinat. 
Bern. C. 5. Entf. v. 17. Mat 1654, 3, 4091. (8. G. Renten) 6.3. 
1854, Nr. 77. 


„Den Bejchwerbeführern ift als Webertretung gegen bie öffentliche 
Sittlichkeit nad 8. 516 des St. ©. B. zur Laſt gelegt, daß A, verehe- 
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lichter Bräumeifter und, Wirth, mit ver ſeit at Jahren in feinem 
Haufe befindlichen Kellnerin C fünf Kinder erzeugt habe, welche ſich 
aud; im Haufe bes A befanden, und dag O mit dem fechiten Kinde 
von ihm ſchwanger ging, welches offen zur Schau getragene Ber- 
hältniß bei ber fittlichen Bevölferung im Orte Yergerniß erregt habe. 

Die erwähnte That fol nad; den Ausführungen ber Be— 
ſchwerdeführer nicht ſtrafbar fein. Diefes wird dadurch zu begrün- 
ben gefudt, daß fi in dem von ben Gerichten angenommenen 
Thatbeftande die Merkmale der im $. 516 bes St. ©. B. ber 
zeichneten Mebertretung nicht: vorfänben, weil ſich ein Aergerniß, 
nämlich die lebhafte Empfindung eines Unwillens über die Verlegung 
des GSittengefeges, nicht laut und öffentlich ausgefproden habe, auch 
feine das Sittlichkeits- und Schambaftigfeitögefühl unmittelbar ftörende, 
bemerkbare, unzüchtige Handlung als geſchehen anerkannt fei. 

Es könnten aber aud bie $$. 502 und 525 des St. ©. 2. 
nicht angewendet werben, weil bie Klage ober Anzeige ber dadurch 
Betheiligten mangle, und für biefe beiden Fälle bereits die Berjäh- 
rung eingetreten wäre. 

Unzucht bebeutet nad} der Etymologie des Wortes den unrecht» 
mäßigen Gebrauch des Geſchlechtstriebes überhaupt. Im dieſer all- 
gemeinen Bebeutung wird dad Wort ,Unzucht“ auch in ben 88. 125, 
126, 501, 505 de8 St. ©. B. gebraucht. Die ven Beſchwerdeführern 
zur Laft gelegte Handlung ift alſo eine unzüchtige. Daß aber dieſes 
fortgefegte unzüchtige Treiben der beiven, A und C, gegen die Sitt- 
Tichkeit im hohen Grabe verftoße, das Sittlichkeitsgefühl verletze, 
mithin Unwillen, d. i. Aergerniß, erregen kann und muß, läßt fi 
nicht beftreiten. Daß es bei den Bewohnern des Drtes wirklich 
Uergerniß erregt habe, ift ein von den Gerichten angenommener 
Thatumfland, mwelder durch eine Nichtigkeitöbefchwerde nicht ange 
fohten werben Tann. Das Strafgefeß forbert im $. 516 nicht, 
daß bie unzüdptige Handlung felbft und unmittelbar in Gegenwart 
und vor den Augen Anderer verübt wird, fondern es genügt, daß bie 
das unzüchtige Treiben an den Tag legenden Ergebniffe und Folgen 
durch das Verbleiben der beinahe von Jahr zu Jahr von dem Haus- 
vater geſchwängerten Magd O mit biefen ihren Kindern im Haufe 
und neben der Ehegattin des Erſteren unverholen zur Schau getra- 
gen wird. 

Es ift dieß nicht bloß eine größere Unfittlickeit, die im In- 
nern ber Familie verfchlofien geblieben und lediglich der häuslichen 
Zucht überlaffen ift, wovon ber $. 525 Handelt, und melde häus— 
liche Zucht Hier, wo das Haupt der Familie felbft ver Verſchuldende 
ift, gar nicht in Anwendung kommen Tann, fonbern das die Gitt- 
lichteit gröblich verletzende umzüdhtige Handeln der beiden Angeklag- 
ten wurbe in feinen in bie Augen fallenden Beweiſen im Haufe, 
welches ein Jedermann zugänglices Wirths- und. Bräuhaus ift, 

Strafrechtliche Entſcheidungen. 21 








— 322 — 


vielen Leuten tagtäglich zur Schau geſtellt und dadurch ein öffent» 
liches Aergerniß gegeben. 

Es finden fih demnach in biefer That alle Merkmale der 
nah & 516 des ©t. ©. B. ſtrafbaren Uebertretung gegen bie öffent» 
liche Sittlichkeit.“ 


Nr. 498. 
Verſuch des Wilddiebſtahls: Vorpaſſen mit geladenem 
Gewehre am Stande, 
Bern. C. 9. Entih. v. 17. Dal, 1 gem 6 0m) 63. 


„Es läßt fi... mit Grund nicht in Abrede ftellen, daß auch 
das Vorpaflen mit einem geladenen Gewehre in der Abfiht, um im 
fremden Jagbreviere ohne Einwilligung des Eigenthümers ober Päd» 
ters Wildenlen zu ſchießen und ſich zuzueignen, an einem fogenannten 
Wilventenftande, alſo an einem Orte, wo ſich dieſes Wild gewöhn- 
lich einzufinden pflegt, eine zur wirklichen Ansitbung dieſes Wild⸗ 
viebftahles führende Handlung, mithin ein werm glei noch etwas 
entfernter Verſuch fei, den Wilddiebſtahl zu vollbringen. Es wirb 
dabei vorausgeſetzt, daß das Gewehr, welches der Beſchwerdeführer 
A in Händen hatte, als er unter ben angenommenen Verhältniffen 
betreten ward, zwedvienlih geladen war... . 

Diefe dem Befcwerbeführer A zur Laft gelegte That ift da- 
her mit Recht den SS. 460 und 468 des St. ©. B. unterzogen 
worben. 

Dem fteht die Jagdordnung vom 28. Februar 1786 nicht 
entgegen, vielmehr beftimmte fehon biefe im 8. 20, daß das Wangen 
und Schießen fremten Wildes wie bie Entfremdung jedes anderen 
Eigenthums ein Diebftahl fei, und Wildſchützen wie andere Diebe 
von den Gerichten nad; den Geſetzen behandelt und beftraft werden 
follen; dann im $. 26, daß Diejenigen, welche unbefugt einem Wilde 
nachſtellen, auszuforſchen, als Diebe einzuziehen und dem Gerichte 
zu Übergeben ſeien.“ 


" Nr. 494. 
aljche Zeugenausfage: Abſichtliches Verheimlichen bes 
Ba hatſachen. Mitſchuid: Anftiftung — Rath 
über Befragen. 
Bern. €. 5. Entfh. v. 17. Mei — 3,5060. 2. 6. Guiſcia) ©. B- 


A wurde wegen Verbrechens ber Mitſchuld am Betruge verur- 
theilt. Im der Nichtigleitsbeſchwerde machte er geltend, es fehle ber 
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Thatbeſtand, weil er dem B nur fagte, er ſolle bei Gericht angeben, 
daß er von dem Vorfalle (eine wider A anhängige Strafunterſuch- 
ung betreffend) Nichts wife, und dann barum, weil er ven B nicht 
verleitet habe, biefer vielmehr an ihn bie Frage geftellt Habe, 
was er bei Gericht ausfagen folle. — Der oberfte Gerichtshof ver- 
warf die Beſchwerde: „LES unterliegt Yeinem Zweifel, daß bie nega- 
tive Zeugenaußfage des B in der früheren Sirafſache des A, da fie 
auf Unwahrheit beruhte, ganz richtig als das Verbrechen des Betru- 
ges durch Ablegung eines falſchen Zeugniffes wor Gericht erkannt 
wurde, da ein falſches Zeugniß nicht mur durch das Ungeben erbich- 
teter Umftände, fondern auch durch das abſichtliche Verheimlichen be- 
kannter abgelegt werben Tann. 

Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß A feis 
nen Lehrjungen B zu der Ablegung diefes falſchen Zeugnifles vor 
Gericht angeftiftet habe, und daher das von Erfterem hiedurch ber 
gangene Trugsverbrechen durch feinen Unterricht vorfäglic veranlaßte, 

Diefe Thätigfeit des A begründet nach 8. 5 des St. ©. B. 
bie Mitfhuld an obigem Verbrechen, und es ift dießfalls nicht ent⸗ 
ſcheidend, ob B zu dieſem Unterrichte oder Mathe durch feine Frage 
Anlaß gegeben, und ob er fhon früher zur Ablegung einer gerichtlichen 
Ausſage, wenn fie aud) der Wahrheit nicht getreu wäre, entſchloſſen 
geweſen fei ober nicht (obwohl ein folder Entſchluß aus der gedach-⸗ 
ten Frage nicht folgt), weil felbft eine ſolche Hinneigung des A zur 
Ablegung eines falihen gerichtlichen Zeugniffe® angenommen, dieſe 
doch noch nicht den gefaßten Beſchluß der Verübung felbft in ſich 
faßt, und daher allerdings die Mitſchuld eines Zweiten, die ſeibſt 
durch Lob ſchon begangen werben Kann, zuläßt.“ 


u - Nr. 495. ” 
Meineid in einem Paternitätsprocefje. Berechnung des 
Schadens. Ausſchließung des höhern Strafſatzes des 

$. 208 ©t. ©. 8. 


Caſſir. Eutſch. v. 17. Mai 14 3- ‚ss. &. ©. Prag.) ©. 3. 1854, 
. RE. 79. 


Der oberfte Gerichtöhof gab der Nichtigkeitsbeſchwerde des A 
ftatt, gegen weldien aus Anlap bes Meineives über bie Beimoh- 
nung ber höhere Strafſatz des $. 203 bes St. ©. B. zur An- 
wendung gebracht wurde, „denn felbft die Abficht des Angeklagten 
tonnte nicht auf eine den Betrag von 300 fl. überfteigenne Summe 
gerichtet gewefen fein, fonbern ging einzig und allein bahin, ſich bie 
tägliche Alimentation von 6 fr. nur fo lange zuzuwenben, als feine 
Verpflichtung zu der dießfälligen Entrichtung fortbauern were, und 
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nachdem dieſe Verpflichtung am 20. Februar 1854 als dem Sterbe- 
tage des Kindes aufgehört hat, der Alinientationsbetrag aber bis 
dahin nach ber eigenen richtigen Berechnung des Landesgerichtes nur 
77.48 ir. EM, ausmacht, dieſer Betrag mit Einfhluß ber 
übrigen Koften nicht einmal die Summe von 100 fl. €.-M. erreicht, 
fo kann man unmöglid annehmen, daß dik Abſicht des Angeklagten 
fogar auf ven Betrag von 300 fl. E.-M. gerichtet geweſen fei...“ 


Nr. 496. 


Gröobliche und öffentliches Aergerniß verurfachende Ver⸗ 
letzung der Sittlichfeit; Unfittlichkeiten im Innern der 
Familie. 

€. 9. Entf. v. 17. Mai 1854, Nr. 5239. (2. G. Wien.) Haimerl's 
Bern. €. 9. Cutfä, » 17, Mei 1a, mr Sn. I 

Der Angellagte A wurde von der Anflage wegen der Ueber- 
tretung nach 88. 516 oder 525, begangen dadurch, daß er bie B, 
als er mit ihr in ihrer Wohnung allein war, unzüchtig berührt und 
feinen Hoſenſchlitz aufgemacht Habe, freigefprohen und die Nidtig- 
keitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft verworfen: „Daß die Be— 
griffsbeſtimmung des 8. 516 des St. ©. 8. hier nicht vorhanden fei, 
ertennet die Staatsanwaltſchaft ſelbſt an, denn biefe Handlung ift 
in der Wohnung der B und bloß im ihrer Gegenwart vorgefallen, 
Tonnte alfo ein Öffentliches Wergerniß gar nicht erregen. Eben fo 
wenig Tann die Handlung unter den $. 525 des St. ©. B. gereihet 
werben, weil diefer Paragraf ſowohl nad) deſſen deutlichen Inhalte 
als aud nad) der Randnote nur von ſolchen Unfittlicleiten fpricht, 
welhe im Innern der Familie und zwiſchen den Familiengliedern 
vorfallen, und welche foweit fortſchreiten, daß fie auf Verlangen ber 
Eltern, Bormünder, Erzieher u. f. w. zu unterfuhen und zu beftrafen 
find, welcher Fall aber Hier nicht vorhanden iſt, weil ber Thäter 
nicht zur Familie ber B gehört." 


Nr. 497. 
Mißhandlung bei Ausübung häuslicher Zucht. 
Berw. €. 9. Entf. v. 24. Mai 1854, 3. 5014. (8. 6. Ai) G. 3. 
1854, Nr. 78. 


Bon A wurde bie Magb B berart behandelt, daß fie am Arme 

und Kopfe blaue Flede erhielt. Ex wurde nad) 8. 413 des St. ©. 8. 
verurtheilt, und feine Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen: 

„Eine folde Mißhandlung erſcheint allerdings als eine bie 

Steigen der bloßen häuslichen Bucht Überjchreitende Mißhaudlung, da 
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die Beleidigte B verinöge dieſer ſichtbaren Spuren am Körper und ſogar 
am Kopfe, einem der wichtigſten Theile des menſchlichen Körpers, 
Schaden litt. Diefe Mißhandlung bildet daher, wenn ſie auch Feine 
weitere Störung in ben köorperlichen ober geiftigen Functionen ber 
Magd zur Folge hatte, unftreitig die Uebertretung gegen die körper- 
liche Sicherheit nad} 8. 413 des St. ©. B.“ 


Nr. 498. 


Irreführung der Militäraffentirungsbehörben. Beftech- 
ung der Aerzte: Betrug oder Verleitung zum Miß—⸗ 
brauche der Amtsgewalt? 


Caſſir. Eutſch. v. 24. Mai 10,3. Zio . G. pilſen) ©. 3. 1854, 


A, welcher von mehreren Parteien Geldbeträge gegen das 
Berfpreden in Empfang genommen hatte, ihre affentirten Angehöri- 
gen im fogenannten „Spitalswege” vom Militärbienfte zu befreien, 
bie erhaltenen Beträge aber, obſchon die Militärbefreiung nicht ein= 
trat, nur zum Theile zurüderftattet hatte, wurbe wegen Verbrechens 
bes Betruges verurtheilt. Im der Nichtigkeitsbefchwerde machte A 
auch geltend, daß er Niemanben getäuſcht habe, weil die Geldgeber 
wußten, daß er die Veftehung ber Militärärzte unternahm, daß 
ihm das Geld zur freien Verfügung gegeben wurbe, daß er das 
Gelb zum größten Theile in der bemerkten Weife verwendet habe, 
und daß ſchließlich mir darum die Affentirten nicht vom Militär 
dienfte befreit wurben, weil fie ſelbſt weiter im Militärverbande ver- 
bleiben wollten; ex fei gebungen und bevollmächtigt geweſen zu 
einem unerlaubten Zwede, aber diejenigen, bie ihn gebungen und be 
zahlt Haben, feien nicht betrogen worden. — Der oberfte Gerichts- 
bof behandelte die dem Angeklagten zur Laft gelegte That als das 
Verbrechen der Verleitung zum Mißbrauch der Amtsgewalt, „weil 
bie Handlung, wie fie Angellagter felbft gefteht, jevenfalls eine ſtraf- 
bare ift. Die eigenen Verantwortungen des Angellagten laſſen entneh - 
men, daß nad) feiner Abſicht die Befreiung des D und T, beide zum 
Militärdienfte geeignete Männer, ba fie noch mwährenb ber Unter- 
fuchung fi) im Militärſtande befanden, unb feine Andeutung einer 
Dienftuntauglicleit vorlömmt, in ver Art erfolgen ſollte, daß die⸗ 
felben unter irgend einem Vorwande fi in das Spital melden foll- 
ten, wo dann buch Mithilfe der durch die Intervention bes Ange 
Hagten beſtochenen Aerzte, ihre fernere Dienftuntauglichleit ausge 
ſprochen werben follte. Es war daher nad; dem eigenen Geftänbnifie 
des Angellagten, wenn man hieraus bie ſich nothwendig ergebenden 
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Conſequenzen zieht, eine Irreführung der über die Militärdienſt- 
befreiung competenten Behörde durch ummwahre ärztliche Befunde, eine 
Beeintraͤchtigung des Rechtes des Staates auf die Leiſtung der ge- 
jeglichen Mititärpfliht von Seite des D und T, fomit ein Betrug 
im Sinne des $. 197 des St. ©. B. beabfihtigt, welcher nad 
Umftänben bezüglic; der hierbei intervenirenden Aerzte, nah $. 101 
und 102 bes St. ©. B, fi als Mifbraud) der Amtsgewalt, und 
bezüglich des Verleiters hierzu, als welcher Angeflogter angefehen 
werben müßte, nad $. 105 als Berleitung zu dieſem Verbrechen 
ſich herausſtellt.“ 





Nr. 499. 
Mißhandlung bei Ausübung häuslicher Zucht? 
Caſſir. Eutſch. v. 24. Mai 1854, 8 396. (2. ©. Roviguo.) ©. 3.1854, 


A wurde nad) $. 431 bes St. ©. B. verurtheilt, weil er 
feinem Sohne mit dem Meffer in der Hand entgegentrat und ihm 
Fauſtſchläge verſetzte, welde keine Merkmale oder Folgen zu- 
rüdließen. — Der oberfte Gerichtshof gab feiner Nichtigfeits- 
beſchwerde ftatt: 

. . . „Es läßt fi) in dem bloßen Entgegenhalten des bald wieber 
Hinweggelegten Meſſers von Seite eines 68jährigen Greifes, ver ſich 
noch nie eine Gemwaltthätigfeit zu Schulden kommen ließ, und in dem, 
daß ein folder alter Mann und Bater feinem ſich gegen ihn auf- 
lehnenden Sohne, einem Fräftigen Manne, einige Fauſtſchläge verſetzt, 
keine fo beſchaffene Handlung erkennen, von welcher der Beſchwerde⸗ 
führer nach ihren natürlichen, für Jedermann leicht erkennbaren Fol- 
gen einfehen mußte oder Fonnte, daß fle eine Gefahr für das Leben, 
bie Gefunbheit oder körperliche Sicherheit des Sohnes herbeizuführen 
geeignet fei, wie dieß zu ber nad) 8. 431 mit Bezug auf ven 8. 335 
des St. ©. B. bezeichneten Uebertretung gegen bie förperliche Sicher- 
heit erforderlich ift. Es ift alfo die dem Beſchwerdeführer zur Laſt 
gelegte That in unrichtiger Anwendung des Gefeges als eine firaf- 
bare erflärt worden, dieß um fo mehr, da ber Vefchwerbeführer ge- 
gen den fid wider ihn auffehnenben, zu Gewaltthätigkeiten geneigten 
Sohn in Ausübung der ihm zuftehenben häuslichen Züchtigung ge- 
handelt hat, in welchem Falle Mifhandlungen nad 8. 413 des 
&t. ©. B. ald Uebertretungen nur bann beftraft werden, menn ber 
Gezüctigte am Körper Schaden nimmt, was hier nad ber Annahme 
der beiden Gerichte nicht eingetreten iſi.“ 
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Ar. 500. 
Herbeiſchaffung von Werkzeugen zur falſchen Münzung 
als vollbrachtes Verbrechen ver Münzverfälfchung. 
Ber. €. H. Entf. v. 4. Bu u B 5422. (2. ©. piſet) ©. 3. 


Das Landesgericht Hat als eriwiefen angenommen, baß ber 
Ungellogte Werkzeuge, die zur falſchen Münzung dienen, als: Preffen, 
mit Abbrüden echter Minzen verfehene Stahlftempel, geringihägige, 
dem Silber ähnliche Metalle, dann Metallringe zum Fefthalten bein 
Graviren, in ber Abfiht, mit benfelben nad; gangbaren Geprägen 
aus geringfhägigerem Metalle königl. ſächſiſche Thaler und E. E 
Zwanziger zu ſchlagen, herbeigeſchafft, und dadurch das im 8. 118 
lit. d des St. ©. B. bezeichnete, nad) $. 119 des St. ©. B. ſtraf- 
bare Verbrechen der Munzverfälſchung begangen habe. 

In der Nichtigfeitöbefchwerbe brachte A unter Anderm vor: das 
Object ber Münzverfälihung fei gar nicht vorhanden, meil Ange: 
MHagter Yeine Münzen geflogen und keine zu ſchlagen beabfichtigt 
babe, und doch fei er des vollbrachten Verbrechens der Münzver- 
fälfepung ſchuldig erkannt worden. Das bloße Herbeifhaffen der 
Werkzeuge zur falſchen Münzung fei aber an und für fic fein Ver- 
brechen, infolange als man nicht den Verſuch macht, damit wirkliche 
Münzen zu ſchlagen, weil nach $. 118 lit. d nur derjenige das Ver- 
brechen ver Münzverfälfgung begeht, welcher Werkzeuge zur falfchen 
Münzung berbeifhafft oder auf was fonft immer für eine Art zur 
Verfälfhung mitwirit. Es müſſe demnach eine wirkliche Münzfäl- 
ſchung vorhanden fein, oder wenigſtens die falſche Münzung begon⸗ 
nen haben, da ſonſt der Nachſatz: „oder wer auf was ſonſt immer 

- für eine Art zur Verfälſchung mitwirkt“, überflüſſig wäre, wenn das 
bloße Herbeiſchaffen der Werkzeuge ein Verbrechen der Münzver- 
fälſchung fein ſollte; denn man könne auch derlei Werkzeuge fi an⸗ 
ſchaffen, und fie dennoch zu einer Münzverfaälſchung nit verwenden, 
auch gebe e8 Werkzeuge, welche zur Munzverfälſchung fowohl als 
auch zu anderen Sachen dienen fünnen. 

Bei Verwerfung ver Nichtigkeitsbeſchwerde erflärte der oberfte 


Gerichtshof: 

. „Nach dem 8.118 lit. d ift das Verbrechen der Münzvers 
fälſchung ... . ſchon dann als vollbracht anzufehen, wenn ver Thäter die 
Werkzeuge zur falſchen Münzung auch bloß herbeigefchafft hat, ohne daß 
das Gejeg zu biefer Vollbringung auch das Ausprägen falſcher Mün- 
zen ober wenigſtens das Beginnen dieſer Ausprägung fordert, und 
baß die Werkzeuge in der Abficht herbeigefchafft wurden, um durch 
deren Anwenbung falfche Münzen zu prägen, bat das erfennende 
Gericht aud angenommen, an welder Annahme etwas zu ändern 
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dieſer Caſſationshof nicht berufen iſt. Uebrigens iſt ver Beiſatz im 
8. 118 lit. d: „ober auf was ſonſt immer für eine Art zur Ver— 
fälſchung mitwirkt“, ſelbſt in dem Falle nicht überflüffig, wenn dem 
Angeflagten ſchon die Herbeifhaffung der fraglichen Werkzeuge als 
Verbrechen zugeredjnet wird, weil beffenungendtet ein Dritter, wenn 
der Angeklagte die falſchen Münzen zu prägen begonnen hätte, ihm 
bei diefer Fälfchung mit Rath und That hätte behilflich fein und 
daher auf biefe Art zur Verfälſchung hätte mitwirfen Können,” 


Nr. 501. 


Theilnehmung an der Veruntreuung: Verhehlung einer 
veruntrenten Sache ohne Einverftänduig mit dem 
Thäter, 

Verw. €. H. Entid. v. 31. Mai 1851, 3. 3423. (2. ©. Wr.-Renftadt,) 
u a Je — Rate) 


2.0. „Dadurch, daß der Angeklagte nad) ber Annahme bes 
Landesgerichtes von ben Conducteurs veruntrente und von feiner 
Frau an fid) gebrachte Gegenftände, wiſſend, daß ſolche veruntrenet 
worden waren, nachdem er gehört hatte, daß die Conducteurs wegen 
Entwendung von Frachtgütern eingefperrt wurden, in ein Padet 
padtte, verfiegelte, aus feiner Wohnung im Wirthshauſe im Höhren- 
walbe in bie Wohnung zu X fortfchaffte und bort verbarg, hat er 
fi nad} 8. 185 des St. ©. B. der Theilnehmung an ber Ber- 
untreuung durch Verhehlung ſchuldig gemacht, da es Hierzu nicht 
nöthig war, daß er dabei im Einverftändniffe mit den Conducteuren 
handelte ober ihnen Hilfe Leiftete, ſondern es nad) den Haren Wor- 
ten des bezogenen Paragrafes und bes $. 186 lit. a vollfommen 
genügte, daß ihm bie Eigenſchaft jener Gegenftänbe, als eines ver- 
untreuten Gutes befannt war. Uebrigens hat er durch feine Hand» 
fung ſelbſt im Sinne des $. 5 des St. ©. B. bie Thäter info- 
ferne begünftigt, als er das von ihnen veruntreute Gut verbarg und 
dadurch die Entdeckung zu erſchweren fuchte . . . ." ' 


Re. 502. 

Mitſchuld an dem Verbrechen der Amtsveruntrenung: 
Rückwirkung der Beamtenqualität des Hauptſchuldigen 
auf den Anftifter. 

Caffr. Enid. 9. 31. Mai 1854, 3. 4910. R. © giens) ©. 3. 16%, 


„Nach der Ianbesgerichtlihen Annahme hat CO ven A um bie 
Zurüczahlung eines dargeliehenen Betrages von 30 fl. C.⸗M. an⸗ 
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gegangen und auf bie Rüchzahlung gebrungen, ungeachtet A ihm die- 
jelbe mit der Bemerkung verweigert hatte, daß er nur fremde Gelber 
babe, über bie er nicht verfügen könne; C ift weiters auch in bie 
Tochter des A, ungeachtet er von ihr erfahren hatte, daß ihr Vater 
nur Steuergelder habe, von welden er nichts meggeben könne, ge— 
drungen, ihren Vater zur Herausgabe der 30 fl. E.-M. zu bereven, 
mit ber Zuficherung, ihr Vater brauche nur nad) X zu gehen, wo 
er das Geld jevesmal befommen und zurüdzahlen werbe, auf welche 
Zufierung C vom A die 30 fl. E.-M. in mehreren Heineven Be- 
trägen und zwar ben legten Reſt mit dem vom letzteren gemachten 
Beilage erhielt, daß dieß Steuergeld fei, O ift endlich jener Zu⸗ 
ſicherung nicht nachgefommen, indem er, ald A wegen der GSteuern- 
abfuhr in Verlegenheit gerieth, ihm nur 10 fl. T.M. zurüdver- 
gütete, ben fehlenden Betrag per 20 fl. C.-M. aber erft im Laufe 
der Borunterfuhung erlegte. 

Durch diefe Handlungsweife hat C den A vorfäglid. weran- 
laßt, die ihm als Bürgermeifter, folglich vermöge feines öffentlichen 
Amtes anvertrauten Gelver im Betrage von 30 fl. E.-M. ſich zu- 
zueiguen, um bamit feine Privatſchund an ihn, C, abzutvagen. Er 
hat ſich daher der vom A verübten Veruntrenung und zivar, da 
diefe bei dem 5 fl. C.⸗M. überfteigenden Betrage des veruntrenten 
Gutes nad) $. 181 des St. ©. B. ein Verbrechen bildet, nad 
8. 5 des St. ©. B. biefer Veruntreuung als Verbrechen mitfchul- 
dig gemacht. Die vom Lanbesgerichte zur Begründung feines Ur— 
theiles, wornach C an der Beruntrenung nur als Uebertretung mit- 
ſchuldig erfannt wurde, Berufenen- 88. 186 lit. a und 177 des 
St. ©. B. können auf vorliegenden Fall nicht angewendet werben, 
weil erfterer nur von ber Theilnehmung an ber Veruntreuung und 
feßterer nur vom Diebftahle, Teiner daher von ber hier fraglichen 
Mitſchuld an einer Beruntrenung handelt. Ebenſo Tann deßhalb 
allein, weil ber Gefeggeber ven Diebftahl und die Veruntreuung in 
demſelben Capitel behandelt und beide Verbrechen, aud was bie 
Straflofigfeit durch eingetretene thätige Neue betrifft, ganz gleich ge— 
halten bat, noch nicht angenommen werben, daß bie gejegliche Be— 
ſtimmung hinſichtlich der Mitſchuld an dem, lediglich aus der per- 
ſönlichen Eigenſchaft des Thäters ſich zum Verbrechen geſtaltenden 
Diebſtahle auch auf die Mitſchuld an einer gleichgearteten Verun⸗ 
treuung anzuwenden fein, weil zu dieſer Annahme alle pofitive nähere 
Anbentung im Strafgeſetze mangelt, und daher vielmehr vorausgeſetzt 
werden muß, daß der Geſetzgeber die erwähnte Beſtimmung auf die 
Mitſchuld an einer Veruntreuung nicht ausdehnen wollte, da derſelbe 
ſich ſonſt über eine ſolche ſo nahe gelegene Ausdehnung näher aus- 
geſprochen haben würde.“ 
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Re. 508. 

Falſche gerichtliche Ausfage zur Bekräftigung einer 
fälſchlichen Befi ulbigung wegen einer Uebertretung: 
Falſches Zeugnig? Fortgeſetztes Delict. 
erw. €. 9. . d. 31, Mai 1854, 3. 4959. (2. ©. Iglau.) Hais 

De Magazin, 8b. X, Ar. a d 

Die Angeklagte hat erft vor bem Gemeindevorſtande, fobann 
vor dem Bezirksgerichte erbichtete Thatfachen zu Protokoll angegeben, 
und dadurch mehrere Perfonen fälſchlich einer Handlung beſchuldiget, 
welche als Uebertretung. angefehen werben müßte. Die Stantsan- 
waltſchaft behauptet, in dieſer Handlung liege, da die falſche Aus- 
fage vor Gericht gemacht fei, das Verbrechen des Betruges. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde derſelben wurde jedoch verworfen. 
„Im diefer der Angelagten zur Laft gelegten That vereinigen fi) 
alle geſetzlichen Erforderniſſe einer Verläumdung, welche nad 8. 209 
des Si. ©. B. ais Berbrechen zu behandeln und zu beftrafen iſt, 
wenn die Beſchuldigten von der Thäterin wegen eines Verbrechens 
angezeigt wurben, bagegen aber nad) 8. 487 des St. ©. B. bie 
Uebertretung gegen bie Sicherheit der Ehre bildet, wenn die Belei- 
digten eine® Vergehens oder einer Webertretung beſchuldigt wor 
den find. 

Die von der Angeklagten in ihrer Bernehmung bei dem Ge- 
meinbeorftand vorgebrachte und fünf Tage fpäter bei dem Bezirks- 
gerichte wieberholte Beſchuldigung bildet eine fortgefegte Handlung, 
und wenn auch auf biefe bem fpeciellen Strafgefege richtig unter- 
zogene That die allgemeinen Beftimmungen bed Verbrechens des Be- 
truges Anwendung finden, fo erſcheint es doch nicht zuläffig, von 
den fpeciellen auf bie That ganz richtig angewenbeten gefeglichen 
Beftimmungen zu abftrahiren und zum Nachteil der Angeflagten ber 
Entſcheidung eine generelle, geſetzlihe Anorbnung zum Grunde 
zu legen. 


Ar. 504. 
Betrug: Ausfertigung einer mit der mündlichen Ab⸗ 
machung nicht übereinftimmenden Vertragsurkunde. 
Bern. T. d. Catif, v.31. Mai ii 3. 5205. (8. 6. Ci) GB. 


(Ergänzt und berichtigt nad} den Acten.) 
A ſchloß mit B einen mündlichen Vertrag über den Kauf einer 
Realität; in die ſchriftliche Urkunde wurbe, gegen bie mündliche Ber- 
abrebung, bie Verpflichtung des Verläufers B aufgenommen zur Ent 
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richtung der Entſchädigung an bie-vormalige Grundobrigkeit für bie 

Grundentlaſtung (im Betrage von 20 fl). — A murbe biekfalls 
wegen Betrug verurtheilt, und feine Nichtigkeitsbeſchwerde vom ober» 
fen Gerichtshofe verworfen: 

„In der Nichtigkeitsbeſchwerde wird geltend zu machen ge- 
ſucht, daß aus der bei den mündlichen Vertragsabſchluſſe unterblie- 
benen Beſprechung ver Grundentlaſtungs - Entfhädigung nicht folge, 
daß bie Leiftung berfelben dem Angeklagten A und nicht dem Ber- 
täufer B obliege, vielmehr fei das Gegentheil anzunehmen, und min- 
deſtens fei dieß eine zweifelhafte Frage, bie nur vom Civilrichter 
bei ber Auslegung des mündlichen Vertrages mit Berüdfichtigung 
ber demfelben zu Grunde liegenden Berhättniffe entſchieden werben 
Tonne. Wo es fid) um bie bloße Auslegung eines Vertrages han- 
delt, Yönne von einer abfichtlihen Irreführung fo wenig bie Rebe 
fein, als der bei dem mündlichen Bertrage nicht beſprochene Zuſatz 
ber Bewilligung der Einverleibung zur Sicherftellung der Kaufrechte 
und des Kauſſchillinges einen Betrug begründen Tann. Allein 
durch die erwähnte fälſchliche Ausfertigung des ſchriftlichen Vertrages 
bat der Angellagte: allerbings etwas unternommen, wodurch er An- 
dere in Irrthum zu führen ſuchte. Daß bie Irreführung bewirkt 
und ber dadurch bezielte Zwed wirklich erreicht wird, ift zur Weſen⸗ 
beit des Betruges ober body deſſen Verſuches nicht erforderlich; ein 
durchaus ungeeignetes Mittel zur Verſetzung Anderer in Irrthum 
iſt bie vorliegende fälſchliche Urkunde nicht.“ 


Nr. 505. 


Mißbrauch der Amtsgewalt durch widerrechtliche Ver⸗ 

baftung in eigener Sache? Erftattung als Bedingung 

der Verjährung der durch widerrechtliche Verhaftung 
begangenen Uebertretung. 

Berw. €. 9. Entf. d. 2, Mei Ha 8 @ 6 Bülm.- depa) 


Der Bezirksrichter A wurde fowohl vom Verbrechen des Miß- 
braudjes der Amtsgewalt nad) $. 101 als auch von ber Webertre- 
tung nad $. 331 des St. ©. B. wegen geſetzwidriger Gefangenhaltung 
ber B freigefproden und bie Nichtigfeitsbefhwerde der Staatsan- 
waltſchaft verworfen. „Es muß . . . . im dem vorliegenden Falle 
berüdfichtigt werben, daß wie auch das Landesgericht als erwieſen 
annimmt, B ven Vezirförichter A öffentlich beſchimpft, ſich fohin 
nad) 88. 488 und 496 des St. ©. B. firafbar gemacht habe, 
gleichwie fle auch wegen einer gleichen im Monate December 1853 
begangenen Ehrenbeleivigung diefes Bezirlsrichters von dem VBezirke- 
gerichte zu einer einmonatlichen Arrefiſtrafe werurtheilt worden ift, 
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Das Landesgericht nimmt ferner als wahr an, daß B, als fie 
dießfalls in der Amtslanzlei von dem VBezirkörichter zur Rede ges 
ſtellt wurde, fih ungefläm und unanftändig benommen habe. 

Bei biefen obwaltenden thatfädlichen Berhältnifien muß der 
von dem Angeflagten angeorbneten Berhaftnahme und Gefangenhal- 
tung der B nicht nothwendig bie Mbficht, derſelben Schaden zuzu- 
fügen, unterlegt werben, und bie von bem Lanbeögerichte ausgeſpro⸗ 
chene Anſicht, daß ber Angeffagte nicht im der Abficht, zu ſchaden, 
fondern zur Wahrung des durch bie Beſchimpfung feiner Perſon und 
das erwähnte Benehmen der B bebrohten Amtsanfehens fih zur 
Anorbnung der Gefangenhaltung beflimmen ließ, erſcheint nicht un. 
gegründet, zumal bei jeder Gefangenhaltung die perfönliche Freiheit 
des Verhafteten befchränft wird, ſonach, wenn derſelben unbebingt im · 
mer ber böfe Borfag, dem Angehaltenen an feiner Freiheit Schaden 
zuzufügen, unterlegt werben müßte, jeve berlei Verhaftung als Ber- 
brechen bes Mißbrauches der Amtögewalt zu beſtrafen wäre, während 
ver 8. 331 des St. ©. B. Verhaftungen in anderen als durch die 
GSefege beftimmten Fällen als Uebertretungen erflärt . . . . 

Die Nichtigfeitsbefchwerbe ift auch unbegründet bezüglich des Er- 

kenntniſſes, daß bie Strafbarkeit der dem Angellagten als Uebertretung ge- 
en die Pflichten eines öffentlichen Amtes nach $.331 des St. ©. 2. zur 
dar gelegten That durch Verjährung erloſchen fei, „benn bie dem 
A zur Laft fallende That ift mit Arreft von brei Tagen bis zu einem 
Monate zu beftrafen, wornad gemäß 8. 532 des St. ©. B. vie 
gefegliche Verjährungsfrift drei Monate beträgt. Die Gefangen- 
haltung der B hat am 10. Auguft 1853 ihr Enbe erreicht, fie ſelbſt 
hat hierüber gar Yeine Bejchwerbe eingebracht, und erft auf bie von 
ihr im Monate December 1863 verübte neuerliche Beſchimpfung und 
bie dießfällige Verhandlung ift biefer Gegenftanb in dem erwähnten 
Monate, fomit nach Verlauf der gefeglihen Berjährungsfrift zur 
Kenntniß der vorgefegten Behörben und weiteren Amtshandlung ge- 
langt. Der $. 531 lit. b des St. ©. B. beftimmt zwar als Bebin- 
gung ber Verjährung die Erflattung, jebod mit der ausdrüdlichen 
Beſchränkung: foweit es bie Natur der Handlung geflattet. Die 
Freiheit ift aber ein unfhägbares Gut, deſſen Entziehung eine Er- 
ftattung nicht zuläßt. 

Die Beftimmungen ber Minifterialverorbnung vom 5. Novem- 
ber 1852 über Subftituirung der Arrefte flatt ber uneinbringlichen 
Gelöftrafe können als ein Maßſtab zur Schägung ber Freiheit, und 
als eine Erklärung, daß die Freiheit ein im Gelde zu berechnendes 
ſchaͤtzbares Gut fei, nicht angefehen werden; B hat in der Bor- 
unterfuchung und bei ber Hauptverhanblung erffärt, daß fie aus ihrer 
©efangenhaltung feinen Schaden erlitten habe, und bloß bemerkt, 
daß bie Verhaftung für fle eine Schande gewefen fei, wodurch fie 
demnach bie Verlegung ihrer Ehre- anbeutete, welche aber, wie es 
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bie im $. 351 lit.b des St. ©. B. enthaltene beifpielsweife aufge 
führte ausprüdfiche Erklärung bewährt, eine Erſtattung ihrer Natur 
aa nit zugibt. Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde demnach ver⸗ 
worfen.“ 


Nr. 506. 
Erpreſſung: Eigenmächtige Delogirung. 
Berw. €, H. Eutſch.v. 31. Mat 1 5646, (2. G. Laibaı ai⸗ 
ne aagntn, Boa, Dr J 
„Es iſt dem Angeklagten A als — ber öffentlichen Ge- 
waltthätigleit durch Erprefjung zur Laſt gelegt, daß er feine In— 
wohnerin B in ihrer Wohnftube, in welde er unverfehens einge- 
drungen, mit ven Händen feftgehalten habe, während er durch feinen 
Knecht C die Fenfter ausheben und forttragen ließ, Hierauf bie Thüre, 
melde C nicht auszugeben vermochte, felöft aushob und forttrug, 
wodurch B, wie er es beabfichtigte, gezwungen warb, die durch die 
einbringenbe Kälte unbewohnbare Stube mit ihren‘; ‘zwei Heinen Kin⸗ 
bern zu verlaffen und anderswo gegen Entgeld eine Unterkunft zu 
ſuchen, obgleich fie, wie in den Entſcheidungsgründen weiters ange 
nommen wird, die flatt des Miethzinfes bedungenen zwölf‘ Arbeits- 
tage dem Ungellagten geleiftet hatte. 
Diefe dem Angellagten zur Laft gelegte That ift den 88. 98 
lit. a und 100 des St. ©. B. ganz richtig unterzogen." 


Nr. 507. 
Seuergefährliche Handlungen und Unterlaffungen: Haf- 
tung des Hauseigenthümers ? 
Caſſit. Extfh. v. 31. Mat von, Ste @. G. Vöhm-Leipa) ©. 3. 


„Der 8. 459 des St. ©. B. fest keineswegs für den Haus- 
inhaber, in deſſen Behaufung eine feuergefährlihe Handlung verübt 
wird, ſchon deßhalb eine Straffanction feft, fondern will uur bie 
feuergefährliche Handlung oder Unterlafjung ſelbſt, d. i. den unmit · 
telbaren Thäter, der gefeglichen Strafe unterzogen wiſſen. Es wäre 
daher allerdings eine unrichtige Auslegung und unftatthafte Aus- 
dehnung des $. 459 des ©t. ©. B., wenn deßhalb, weil in einem 
Haufe eine feuergefährliche Handlung vorfiel und Niemand anderer 
als ſchuldtragend bezeichnet werben fonnte, der Hausinhaber zur 
Strafe gezogen würde.“ 
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Rr. 508. 

Oeffentliche Gewaltthätigkeit ge Forſt⸗ oder Jagd⸗ 
perſonale. Kenntniß von der Beeidigung der Letzteren? 
Bern. €. 5. Catſc. ». 31. Mai 1ast, 3.5690. (&. ©. Wien) GB. 

, Re 8. 


Bei Berwerfung der Nishtigfeitöbefchwerbe bes wegen Ber- 
brechens ber öffentlichen Gewaltthätigleit nach $.81 verurtheilten A 
erklärte ber oberfte Gerichtähof, daß zum Verbrechen ber öffentlichen 
Gewaltthätigkeit gegen das Forſt- oder Jagdperſonal nur die Beei⸗ 
digung des Letzteren geforbert werbe, nicht aber aud) der Umſtand, 
daß der Thäter auch von dieſer Beeidigung wiſſen müfle; ferner: 
„Die Bereitlung des Auftrages wirb nad) $. 81 des St. ©. B. nicht 
zum Begriff der Gewaltthätigfeit geforbert, fondern nur die auf dieſe 
Bereitlung gerichtete Abſicht.“ 


Ar. 509. 
Veruntreuung durch Verpfändung anvertrauter Sachen: 
erthberechnung. 
Bern. € 9. Entfd. v7. Il, 1 GR 6 Bin) 6.3. 


A hatte ihm anvertraute Uhren, im Werthe von mehr als 
400 fl., um beiläufig 200 fl. im Berfagamte verpfänbet und befand 
ſich im Beſitze der Pfandfceine. Es wurde mur ber letztere Betrat 
der GStrafbeftimmung zu Orunde gelegt. Der oberfte Gerihteßet 
verwarf die dagegen von der Staatsanwaltſchaft eingebrachte Nich- 
tigleitsbeſchwerde: 

„Bei dieſen obwaltenden Verhältnifſen und da das Landesge⸗ 
richt in Bezug auf den zum fubjectiven Theile des Thatbeſtandes ge- 
hörigen böfen Borfag ausfpricht, daß der A fi bloß den entlehnten 
Betrag zuwenden wollte, fann nicht der ganze Werth ber Uhren, 
ſondern nur jener Theilbetrag besfelben, welchen ver A als Dar- 
Iehen hierauf genommen hat, und welden die Beſchädigten, um zum 
Befige ber in deposito befindlichen Uhren zu gelangen, verwenden 
mußten, als veruntreut angefehen werben, daher ver richtige Strafe 
Sag in Anwendung gebracht worben iſt.“ 
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Ar. 510. 
Kindesmord: „bei der Geburt“, 
Berw. €. $. Entſch. v. 7. Sunt I 3, 5a. 8. 6. hradiſch) ©. 3. 


Da das Gefeg im $. 139 dee St. ©. 2. ſich nicht des Aus- 


brudes® „während ber Geburt‘ bedient, fo unterliegt e8 ..... feinem 
Zweifel, daß bie von einer Mutter auch kurze Zeit nad; der Geburt 
— im conereten Falle breißig Stunden nad derſelben — unter- 


nommene Tötung ihres Kindes als Kindesmord zu behandeln fei. 

Ein Zeitraum iſt in dem Geſetze nicht feftgefegt, e8 muß da⸗ 
her auf den Grund, aus welchem das Geſetz die von einer Mutter 
bei der Geburt vollbrachte Tödtung ihres Kindes als die mit ge- 
vingerer Strafe belegte Gattung des Mordes, nämlich Kindesmord, 
erklärt, zurlüdgefehen werben. 

Diefer Grund ift vorzugsweiſe in der durch die Nieberkunft 
verurfachten Gemüthszerrättung der Mutter zu fndhen. Ob ein 
folder, bie Anwendung ber gelineren Strafbeftimmung bebingender 
Gemüths- und Geifteszuftend bei der Mutter zur Zeit der voll» 
brachten Tödtung vorhanden gewefen fei, muß, da hierüber eine po⸗ 
ſitive geſetzliche Zeitbeſtimmung mangelt, von dem Richter von Fall 
zu Ball nad} der perfünlichen Beſchaffenheit der Angellagten und ben 
obwaltenden Sachverhältniffen beurtheilt und entſchieden werben. Es 
bleibt in jevem ſolchen fpeciellen zweifelhaften Falle wünfchensmwerth, 
daß die Bezug nehmenden Erhebungen ſachverſtändigen Aerzten mit« 
getheilt, und ihr Gutachten eingeholt werde, ob bei ben vorwalten- 
den Berhältniffen nad) mebicinifch - pfychologifchen Grunbfägen anzu« 
nehmen fei, daß die Beſchuldigte ſich zur Zeit ver That noch in dem 
erwähnten abnormen Gemüth®- und Geifteszuftande befunden habe." 


Rr. 51. 
Unterſchied zwifchen der Mebertretung nach $. 411 und 
—* nach 8. 431 St. ©. 3 
Berw. C. H. Eutſch. v. 7. Juni 1854, 3.5820. (2. G. Teſchen) Haimerl'n 
erw. €. 9. Eutſch. Aal 163 om. & eſchen) Haimerl’s 
nDas Bezirksgericht hat, indem es den vorliegenden Fall ber 
Borfhrift des 8. 431 des St. ©. 8. unterjegen hat, den Ange 
Hagten bloß einer culpofen Webertretung des Gefeges ſchuldig er» 
Yannt, während ihm bei Anwendung des $. 411 des St. ©. B. 
eine vorfäglihe Mißhandlung zur Laft gelegt würde.“ 


* 
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Rr. 512. 

Straflofigfeit des Diebſtahls wegen thätiger Reue: 
Vergleih mit dem Befchädigten ohne Feitfegung eines 
Leiftungstermines. 

Berw. €. H. Eutſch. v. a ‚3850. 1,8 ©. Girz) Haimerls 

Magazin, BD. 

„Das Strafrecht des Staates Tann un ein Uebereinlommen 
der Parteien außer ben im Gefege bezeichneten Fällen nicht aufge- 
hoben oder befchränft werben. Ein Diebftahl hört nur dann auf 
ftrafbar zu fein, wenn ber Thäter aus thätiger Reue eher, ald das 
Gericht oder eine andere Obrigkeit fein Verſchulden erfährt, den gan- 
zen aus feiner That entfpringenden Schaben wieder gutmacht (8. 187), 
oder wenn ex ſich verpflichtet, dem Beſchädigten binnen einer be- 
fimmten Zeit Vergütung zu leiften und er biefen Vergleich auch zu⸗ 
gehalten hat ($. 188 St. ©. B.).“ 


Ar. 518. 
Beihimpfung durch Gebrauch ehrenrühriger Worte. 
Ber. €, D. Entf. v. 7. Iuni 1091, 3, 5072. @.O, Gilain) 3. 


„Der von dem Beſchwerdefllhrer A in der Eultus-Gemeinde- 
verfammlung ansgefprodene Vorwurf, der Cultus-Gemeindevorſtand 
fei ſchmutzig, war eine Ehrenverlegung im Sinne des 8. 496, in- 
dem bier biefer Vorſtand in feinen Eigenfhaften durch Aeußerungen 
angegriffen wurde, welde geeignet waren, ihn in ber guten Mei- 
nung Anderer herabzufegen, 'indem zu den Criterien dieſer Uebertre- 
tung nicht nothwendig die Belegung mit Schimpfnamen gehört, fon- 
dern überhaupt ber Gebrauch beſchimpfender oder ehrenrühriger Worte 
genügt, bei deren Würdigung jedenfalls auf die gegebenen Berhält- 
niffe gejehen werden muß. 

jerabe in dem vorliegenben Falle waren num bie Verhältniſſe 
fo geartet, daß bie verlegenden Ausbrüde erhöhte Bedeutung er- 
hielten, indem in einer Verfammlung ber Euitus- Gemeinde beren 
Borftand mit Beziehung auf feine Verfügungen und Anträge ale 
ſchmutzig, d. i. ald von Eigennug und Habgierve geleitet, bezeichnet 
wurbe, was wohl als eine Beſchimpfung nicht verfannt werben kann; 
es war baher firenge genommen, auf biefe That ber 8. 496 bed 
St. ©. 8. anzuwenden, und es war eine milde Subjumtion des 
Falles unter das Geſetz, daß ber 8. 1339 des a. b. ©. B. und 
das Hofvecret vom 30. September 1806 als Norm angenommen 
wurde... ." 
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Rr. 514. 


Entführung eines Kindes durch den unehelichen Vater 
aus dem Häufe der Verſorger: Perſonen, gegen welche 
Gewalt geübt wird. 

Verw. €. 9. Eutſch. v. 14. ya & 6162. (8. ©. Graz) ©. 3. 


A brachte feine außer der Ehe erzeugte Tochter aus dem Haufe 
der Eheleute B, welden das Kind von dem Vormunde in bie Ob- 
forge übergeben war, ohne deren Wiffen und Zuftimmung; von C 
eingeholt, welcher das Kind von ihm abverlangte, gebraudte er Ge- 
walt gegen benfelben. A wurde von der Anklage nad 8. 96 bes 
St. ©. B. freigefprochen. 

Das Landesgericht erfannte nicht an, daß der Angeflagte das 
Kind mit Gewalt entführt Habe, da diefe im Sinne des $. 96 des 
St. ©: 8. gegen die entführte Perfon felbft, oder gegen eine foldye, 
deren Aufficht das Kind anvertraut ift, ober gegen anbere, bem 
Thäter auf eine erfennbare Weife damit beauftragte Perſonen aus- 
gebt werden muß, dieſes aber bei A nicht der Fall war, ba er 
nicht wußte, da C, der ihm ſchon ziemlich entfernt vom Haufe auf 
feinem Wege mit dem Kinde, mit der Aufforberung entgegen ge- 
treten war, zu warten, bis bie Frau nachkomme, und an dem er mit 
dem Schlage an den Kopf und mit dem Werfen des Salzes in das 
Geſicht Gewalt übte, von der Berforgerin des Kindes, B, zur Ber- 
folgung des Angeliagten aufgefordert war, baher ihm C vielmehr 
als ein unberufener Einbringling erfcheinen konnte, welche Meinung 
das Landesgericht bei dem Angeklagten auch annahın, und abgefehen 
hiervon, weil ber Angellagte nicht im Momente der Entführung, 
fondern exft, als er das Kind aus dem Haufe ver B fon entführt 
hatte, gegen O gewaltthätig auftrat. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbefchwerde ber 
Staatsanwaltſchaft imd bemerkte: ... ... „Nachdem bie Staatsan⸗ 
waltſchaft felbft in der dem A zur Laft gelegten That eine nur 
nad dem 8. 96 des St. ©. 2. frafbare Handlung erfannt, mas 
fie aber nicht ift, weil nämlich das Landesgericht angenommen hat, 
daß der Angeflagte bei dem Wegführen des Kindes meber eine Lift 
angewendet, noch bie Gewaltthätigfeit gegen CO in Abficht auf bie 
Entführung des Kindes, oder in unmittelbarem Zufammenhange mit 
derſelben geübt Habe; fo ift durch die Freifprehung des Angeflagten 
A von dem Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Ent- 
führung der Nichtigkeitsgrund lit. h des $. 352 der Gt. P. O. 
nicht gegeben.“ 


Strafrechtliche Entfheibungen. 22 
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Nr. 515. 
Diebſtahl ober Beruntreuung? Anvertrantes Gut, 
Bern. €. 9. Eutſch. d. 14. u & 3, 000. @ zieh) 63. 


. Für eine Beruntreuumg Tann eine Handlung nur 
dann erffärt werben, wenn das Gut, weldes der Beſchuldigte ſich 
zueignete, demſelben anvertraut, daher feiner Obhut übergeben worden 
war. Nun aber haben die Gerichte nur als erwiefen angenommen, 
daß es bem A geftattet war, in bem Verfaufögemölbe, in welchem 
nebft anbern Waaren auch die Leinwand, deren Entwendung ihm zur 
Laſt gelegt wir, fid, befand, zu arbeiten; daraus folgt nicht, daß 
ihm bie im Gewölbe vorfindigen Gegenftände übergeben und anver- 
traut worben find, was man felbft dann noch nicht annehmen Könnte, 
wenn man aud ben Umſtand bericfichtigen wollte, daß A ben Auf- 
trag hatte, dem B beim Verkaufe jener Gegenftänbe beizuſtehen .... 
— Im der Handlung des A finden fi fomit alle Merkmale des 
Diebſtahls.“ 


Nr. 516. 
Verübung des Diebſtahls „mit beſonderer Verwegenheit“. 
Caſit. Euiſh ». 14. Imi IEB8, B- 029. (& G. Zunsbrnd) ©. 3. 
, Nr. 89. 


nDer Begriff von befonderer Verwegenheit Tann nad; ber 
eigenthümlichen Bedeutung der Worte und im Geifte des Geſetzes, 
nad) welchem biefer Erſchwerungsgrund gemäß $. 179 des St. ©. ©. 
bie ſchwere Kerlerſtrafe von 5—10 Jahren nach fidh zieht, nur in dem 
Sinne aufgefaßt werden, daß ber Dieb ohne auf Hinderniffe oder 
auf Widerſiand zu achten und troß augenſcheinlicher Gefahr entdeckt, 
betreten ober angehalten zu werben, die That dennoch verübt. Bon 
dieſer Beſchaffenheit aber ift der von dem Angellagten begangene 
Diebftahl nicht. Den Angellagten begünftigten zur ungeſcheuten Ber- 
übung der That alle Umftänve, namentlih das Dunkel der Nacht, 
bie Einfamfeit des Ortes und die körperliche Schwädlichleit des 
Beſchädigten gegenüber feiner phyſiſchen Meberlegenheit vergeftalt, daß 
er, zumal bei der gleich einem Taſchendieb fo ſchnell verübten That 
und hierauf glei ergriffenen Flucht kein Hinderniß zu befeitigen, 
noch fonft etwas zu bejorgen Hatte, weber einen Wiberftand, noch 
eine Anhaltung, oder eine Entvedung, auch nicht von Seite des Be- 
ſchädigten, der ihn im Bräuhaufe das erfte Mal gefehen Hatte, und 
mit ihm in Feine nähere Berührung gelommen war, um beforgen 
zu dürfen, von dem Beſchädigten erkannt zu werben, wie auch das 
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Landesgericht ſelbſt zugeſtanden hat. Es entfällt demnach in der That 
jedenfalls das Merkmal ver beſonderen Verwegenheit, es ändert auch 
nichts an der Sache, wenn bie That auch an Raub ſtreift, ſobald 
nur von Diebftahl vie Rebe ift, und es kann höchſtens gejagt wer⸗ 
den, daß ber Angellagte ein Teder ober fredher Dieb fei. Von dem 
Landesgerichte ift demnach auf ben concreten Fall unrichtig der 
Straffag des 8. 179 von 5—10 Jahren ſchweren Kerkers ange 
wendet worden.“ 


Nr. 517. 


Uebertretung gegen bie öffentliche Sittlichkeit nach 8. 525 
St. ©. B.: Verlegung der ehelichen a 


Bern. C. 5. Cnfiß,» 10. au ion gone ©. Krenis) 6. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten,) 


mDie A (melde duch Deffnung des Fenſters ihres abgefon- 
berten Schlafjimmerd um Mitternacht das Einfteigen des C, mit 
welchem fie ein unerlaubtes Verhältniß pflegte, veranlaßt hat) wurde 
von dem Appelfenate ver Uebertretung gegen bie öffentliche Sittlich- 
teit gemäß 88. 500 f und 525 bes St. 8. B. durch Verlegung ver 
ehelichen Treue ſchuldig, C an diefer Uebertretung mitſchuldig erkannt, 
und erftere zu einwochentlicher, letzterer zu vierzehntägiger Arreftftrafe 
verurtheilt. Die in biefer Beziehung von dem Appellfenate als erwieſen 
angenommenen Thatſachen find allerdings von der Art, daß fie als 
große Unfittlichleit im Sinne des $. 500 des St. ©. B. als offen- 
bare Verlegung der ehelichen Treue, welde nicht bloß in dem ehe⸗ 
brecheriſchen Beifchlafe gefunden werben kann, im Sinme des $. 525 
von jedem fittlihen Menfchen anerkannt werden muß. Nachdem der 
beleivigte Ehegatte B bie Veftrafung feiner Ehegattin und ihres Mit- 
ſchuldigen ausdrücklich verlangte, fo hat das Landesgericht diefe That 
ganz richtig als Uebertretung gegen die öffentliche Sittlichfeit für 
ſtrafbar erklärt, und es Tann daher von einer Verlegung bes Ge⸗ 
feges . . . . feine Rede fein.“ 


22* 
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Nr. 518. 


Betrug durch Gebrauch minderhältigen Gewichtes bei 
nicht unter Taxe ſtehender Waare. 
Bern. €. 5. Euiſch d. 1 Innl 189, 3, 620. (2 ©. Gral) ©. 3, 
1854, Nr. 87. 


„Der Umftand, daß für eine Waare — Schöpſenfleiſch — 
eine Tare nicht befteht, bereditigt den Angeflagten bloß, ven Preis, 
um melden er das Fleiſch verkaufen will, zu beftimmen, hieraus 
aber folgt Yeineswegs, daß er burd ben Gebraud eines minber- 
hältigen Gewichtes die Käufer im Gewichte zu übervortheilen be— 
fügt fei.“ 





Nr. 519. 
Anwendung des Strafſatzes des $. 178 St. G. B. 
Bero. €. 9. Ent. ».1-Iunl 05, 2,09. (6. Ränigrih) 0.3. 


nDas —*8* hat angenommen, daß ber Dieb⸗ 
ſtahl i im "Beirage, von 23 fl. 38 fr. a) an verfperrtem Gute, b) in 
Geſellſchaft, c) von Perfonen, Bie bereits mehrmals wegen Dieb- 
ſtahls abgeftraft worben find, verübt wurde; da ſchon einer biefer 
Umftände hinreichte, um bie That zum Verbrechen zu qualificiren, 
fo miüfjen die beiden Anderen nothwendig als Erſchwerungsgründe 
erkannt werben, und nur Unkenntniß bes Gefeges ober abfichtlihe 
Verdrehung beöfelben Tann behaupten wollen, daß Umſtände, bie 
für genügend erfannt wurben, um ſelbſt Diebftähle in dem Betrage 
von nur über 5 fl. als Berbredjen zu erflären, nicht als erſchwerende 
angeſehen werden ſollten.“ 


Nr. 520. 


Beurtheilung der relativen Strenge zweier Strafbeſtim⸗ 
mungen. 
Caff. Entjh. v. 21. Juni 1894, 358 SS, R. 6. dohennantz) G. 3. 


„Der $. PR pe * r B., welden das Landes- 
gericht ais Berufungäbehötde auf die nur von dem Angellagten er⸗ 
griffene Berufung der Strafbeftimmung zum Grunde gelegt bat, ver= 
hängt Arreſtſtrafe von 3 "Tagen bis zu 6 Monaten, während ver 
von dem erſten Richter angemendete 8. 419 des St. ©. B. Arreft- 
ſtrafe von einer Woche bis zu 3 Monaten beflimmt, Die gefeß- 
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lichen Strafbeftimmungen find hier demnach nicht gleich, und wenn 
aud im 8. 419 des St. ©. B. als geringfte gefeglihe Strafdauer 
ein längerer Zeitraum feftgefegt if, fo muß doch die im $. 412 des 
St. ©. B. enthaltene Strafbeftimmung als ftrenger angefehen mer» 
den, weil ber Richter nach dieſer Gefegesftelle auf Arreft in ver 
Dauer von 6 Monaten erkennen kann, während er in feinem Er— 
kenntniſſe nad) 8. 419 des St. ©. B. auf die Zeitbauer von 3 Mo- 
naten beſchränkt iſt ....“ 


Ar. 521. 
Curpfuſcherei: Gewerbsmãßigkeit. 
Caſſir. Eutſch. v. 21. Juni 100, 3. GR. (R. ©. Roviguo.) &. 3. 1854, 
r. 91, 


.. . mE laßt ſich .... in biefem einzigen feit Jahren 
ermittelten Einſchreiten des Angeklagten (in Abwefenheit des Arztes 
und nur eindringliher Bitte nachgebend), welches Einſchreiten bloß 
in bem Gutheißen eines ärztlichen Receptes und in bem Berfchreiben 
des ihn befannten allgemeinen Heilmittel für einen mit dem Wechſel- 
fieber Behafteten beftand, und in der Annahme der ihm freiwillig 
angebotenen 2 fl. 40 fr. und 30 fr., wobei dod der fir frembe 
Leute gemachte Weg, der Zeitaufwand und die Verwendung feines 
wenngleich eigenen Pferdes nicht außer Anfchlag gelaflen werden 
Yan, eine gewerbsmäßige Ausübung unberedhtigter ärztlicher Kranfen- 
behandlung nicht erkennen, und zwar insbeſondere nicht eine gewerbs⸗ 
mäßige, da hierunter nur ein fortgefeßtes, ſich wiederholendes Aus- 
üben ber Kunft oder Fertigfeit gegen Entgelt verftanden werben kann. 

Es ift dadurch, daß die dem Angellagten zur Laft liegende 
That, welche das wefentliche Erforderniß ber in dem $. 343 des 
St. ©. B. bezeichneten Uebertretung nicht enthält, nach dieſem Para- 
grafe ſtrafbar erflärt wurbe, ein Nichtigfeitsgrund gegeben.“ 


Ne. 522. 
Sfentiges Aergerniß verurfachende_Verlegung der 
ittlichkeit oder Säemfaftigtet: Offenes Con- 
eubinat. 


Ber. €. $. Entf. v. 21. Juni 1854, 3. 6675. (2. ©. Feldkirch.) is 
v — agazin, 8 z, Rt. & s 9) Hai 

„Das Landeögeriht hat .... als erwieſen angenommen, daß 

A bie C ſchon durch eine Reihe von Jahren bei ſich im Haufe gehal- 
ten, und daß fie mit einander wie Eheleute gelebt haben, daß dieſes 
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Zufammenleben ſchon längft allgemeines Aergerniß gegeben, daß fie 
ſich der größften und alle Schambaftigkeit verlegenden Ausdrücke 
und eben bebient haben, und daß es fogar bahin gefommen fei, 
daß andere ſchlechte Leute in ver Gemeinde als Dedmantel ber eige- 
nen Fehler auf diefes Aergerniß erregende Zufammenleben der An- 
gellagten fic bezogen haben, 

Die Thalſachen find offenbar von einer fr bie äffentliche 
Sittlichkeit verlegenden Art, indem das ſchamloſe Benehmen der An« 
geflagten. in Handlungen und Aeußerungen das öffentliche Aergerniß 
in dem Maße erregt hat, daß ſich bie geiftliche und weltliche Bor« 
ftehung bewogen fühlte, die Hilfe des Strafgerichtes anzurufen. Sie 
eignen fi aber nicht fo faft zur Mebertretung nad F. 525 des 
St. ©. 3., als vielmehr zur Uebertretung im Sinne bes 8. 516..." 


Nr. 528. 
Münzyverfälſchung — oder — Betrug? 
Verw. €. 9. Entf. v. 2. Zul, gg TR R 6 Win) 6.3. 


„Das Landesgericht Hat bezüglich bes dem A angeſchuldeten 
Verbrechens ber Münzverfälihung als erwieſen angenommen, daß 
derſelbe einige bereit außer Umlauf gefegte frühere Viertel-Rupfer« 
kreuzerſtücke mit Zinn » Amalgam zu dem Ende weiß gemacht habe, 
um biefelben in feiner Geloverlegenheit anſtatt Gilber-Schätrenzer- 
ftüde anzubringen, was ihm auch mit Einem bei einem Hauſirer ge 
lang, während ein Greißler ein berlei Stüd ale Zahlungsmittel 
zurücdtwies. Es erkannte in viefem Thatbeftande nicht bie Kriterien 
bes $. 118 lit. c bes St. ©. B., fanb die zu dem Verbrechen 
der Münzverfälfhung erforberlihe böfe Abficht nicht für erwieſen, 
und erklärte diefe That mit Beziehung auf das Hoflanzleivecret vom 
21. October 1813 nad) den 88. 197 und 461 des St. ©. 2. 
nur als die Uebertretung des Betruges. 

Die Staatsanwaltſchaft ſicht diefes Erkenntniß .... an, und 
Hält daflir, daß in der von A eingeftanbenen Thathandlung die Begriffs- 
merkmale des Verbrechens der Münzverfälfcyung vorhanden feien, ba 
A offenbar echten Geloftüden vie Geftalt von Stüden höheren 
Werthes zu geben fuchte, die Weife, auf welche dieß geſchah, gleich“ 
giltig fei, das Verfahren jedenfalls ein geeignetes war, da fogar bie 
Berausgabung eines ſolchen Falſificates gelang, und es auch darauf 
nicht ankomme, baf- die gebrauchten Vierielkreuzer ſchon außer Curs 
gefegt waren... . . 

Allein das Geſetz forbert zu dem Verbrechen ber Münzver- 
fälſchung nad) 8. 118 lit. c ausbrüdlich eine Handlung, durch melde 
echten Stüden Geldes bie Geftalt von Stüden höheren Werthes 
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zu geben verſucht werde; nun lann man aber nicht behaupten, daß 
durch das bloße Anreiben der außer Curs geſetzten Kupfer-Viertel- 
kreujer mit Zinn-Amalgam denſelben ſchon die Geſtalt von Stücken 
höheren Werthes, bier von Sechskreuzer-Silberſtüclen, gegeben wor⸗ 
ben fei, indem hiezu nicht bloß die Nachbildung der den Silber— 
ftüden ähnliche glänzende Farbe, fondern aud) noch die Nachbildung 
ber weiteren äußeren Form — ber Prägung — was Alles zu dem 
Begriffe der’ „Geftalt“ einer Silbermünze gehört — erforderlich ger 
wefen wäre. Der Ungellagte bat aber ven fraglichen Kupfer-Viertel- 
kreuzerftüden bloß die Farbe, Feineswegs aber bie Geftalt von gang- 
baren Silbermünzen zu geben geſucht.“ 


Nr. 524: 


Bewerbung des Beihuldigten um ein faljches Zeugnif 
zuu feinen Gunften. 


Bew, €, H. Entid. v. 2 A. Pa (&. ©. Iunsbrud.) 


Die wegen Diebftahl in Unterfuchung befindlichen A und C 
hatten ſich bei B um ein faljches, zu feinen Gunften abzulegendes 
Zeugniß beworben. Wegen Verbrechens des Betruges angeklagt, 
wurden fie von der Anklage entbunden. Die Staatsanwaltfchaft ergriff 
bie Nichtigkeitsbeſchwerde. Der oberfte Gerichtshof vermarf biefelbe, 
indem er erflärte: 

nDer Caffationshof Tann fi) zwar mit dem Landesgerichte 
in der Anfiht, als könnte das Recht der Selbftvertheivigung eines 
Angeklagten durch Irrefügrung des Richters auch auf die Verlei- 
tung dritter Perfonen zu falſchen Zeugniſſen vor Gericht, ohne dafür 
wegen eines befonberen Verbrechens verantwortlich zu werben, ausgedehnt 
werben, nicht vereinigen. Die Anficht entfpricht weder ven Worten noch 
dem Geifte des Gefeßes; benn wenn das Geſetz die falſche Berantwor- 
tung im 8.45 St. ©. B. bloß als einen erfhwerenden Umftand erklärt, fo 
enthält gerade dieſe Beſtimmung deutlich genug die Beſchränkung auf 
die eigenen Ausfagen eines Angeklagten zur Selbftvertheidigung und 
es kann daher eine Ausbehnung im Sinne des Ianbeögerichtlichen 
Erfenntniffes um fo minder zugeftanden werben, als das Verbrechen 
des Betruges durch Bewerbung um ein falſches Zeugniß, welches 
- vor Gericht abgelegt werben foll, nad 8. 199 lit. a ſchon in der 
That der Bewerbung felbft unabhängig von ihrem Erfolge liegt, 
unb das Steafbare ber Handlung nicht Bloß in ber beabſichtigten 
Irreführung des Gerichtes, fonbern auch in dem Verſuche, Andere 
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zu Verbrechern zu machen, beſteht. Es kann ſomit auch nicht be- 
hauptet werben, daß das Geſetz einen ſolchen Verſuch der Irrefüh⸗ 
rung bes Gerichtes nicht als eine Beſchädigung des Staates an- 
fehe, und daß in bem concreten Falle die zum Betruge erforderliche 
fpecielle Abficht, daß Jemand Schaden leiden foll, fehle, denn das 
Recht des Staates auf Wahrheit zum Schuge ver Rechtspflege bleibt 
dadurch ſtets bebroht. Das Landesgericht hat aber bie Angellagten 
A und C von bem böfen Borfage überhaupt freigefproden unb die 
Zurehnung bes Verbrechens im Sinne ber 88. 1 und. 2 lit c, e 
und g bes St. ©. B. ausgeſchloſſen, weil ſich beide Angellagten 
in bem Momente, als fie fih um das falſche Zeugniß der B bewar- 
ben, in einer pſychiſchen Zwangslage befanden, wo fie ohne Ueber- 
legung ven legten Nettungsbalfen ergriffen, ohne in biefer Handlung 
ein Berbrechen zu erkennen. Mit der Annahme eines folhen Zu- 
ſtandes ift daher auch die Steafbarkeit der ben Ungellagten zur Laft 
gelegten Handlung ausgeſchloſſen“ .. . . 


Re. 525. 

Beleidigung der Taiferlichen Iemitie: Eoneurrenz von 
Majeftätsbeleidigung und Beleidigung von Mitgliedern 
des kaiſerlichen Hauſes. 

Bern. €. 9. Entih. v. 28 Juni 185, 3.00. ©. Gr) Oi, 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

Die A wurde wegen einer injuridfen Aeußerung über bie 
taiferliche Familie ver Verbrechen ber Majeftätsbeleivigung und der 
Beleidigung der Mitglieber des kaiſerlichen Haufes (88. 63 und 64 
des St. ©. 2.) ſchuldig erkannt. Die Nichtigkeitsbeſchwerde führte 
aus: Die kaiferlihe Familie fei nicht ber Kaifer, infoferne Diefer 
als Mitglied der kaiſerlichen Familie angefehen wird, weil in bem 
Collectiobegriffe der Familie außer der Perſönlichkeit des Kaiſers als 
einzelnen Mitgliedes auch noch die Perfönligkeiten der anderen Mit- 
gliever des kaiſerlichen Haufes inbegriffen find, die Augeklagte könne 
daher nicht das Verbrechen bes 8. 63 bes St. ©. B. begangen 
haben. In dem Collectivbegriffe ber kaiſerlichen Familie fei aber 
außer ven im $. 64 erwähnten Mitglievern des Taiferlihen Haufes 
auch nod bie in biefem Paragrafen nicht erwähnte Perfünlichleit des 
Kaifers enthalten, daher die Ungellagte das Verbrechen des 8. 64 
bes St. ©. B. ebenfalls nicht begangen haben könne. Der Ge- 
richtshof habe den Collectiobegriff der Familie in feine Einzeln- 
begriffe aufgelöft, nämlich in ven Kaifer als Haupt ber Familie und 
in bie anberen Mitgliever bes kaiſerlichen Haufe; eine ſolche 
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Analyſe widerſtreite dem Artikel IV des Kundmachungspatentes zum 
Strafgeſetzbuche .. Der oberſte Gerichtshof verwarf dieſe Be— 
ſchwerde und bemerkte: 

„Das Geſetz wollte die Ehre nicht nur einzelner phyſiſcher 
Perſonen, ſondern auch der Familien ſchützen, wie ſich dieß aus der 
Beſtimmung des F. 492 St. G. B. unzweideutig ergibt, nach welcher 
die Angriffe auf die Ehre ver Familie als ſtrafbar erklärt werden. Wenn 
nun das Geſetz Schmähungen der Familien von Privatperfonen dem 
Strafgefege unterwirft, fo muß bieß nothwendig um fo mehr bei 
Schmähungen ber Taiferlihen Familie der Fall fein, gegen welche 
Jedermann zu einer befonderen vorzugsweiſen Chrerbietung ver- 
pflichtet if. Das Landesgericht hat nun in Uebereinftimmung mit 
dem vechtöfräftigen Berweilungserkenntniffe . . . . angenommen, daß 
die Angeflagte die dem Kaifer als Haupt der Familie und ber 
laiſerlichen Familie ſchuldige Ehrfurcht durch ihre Schmähreden ver- 
letzt habe, daher der $. 63 des St. G. B. ut jene‘ Aeußerung 
ber A ebenfall® richtig angewendet wurbe . 





Nr. 526. 


Unzucht seiten Verſchwägerten: mit der unehelichen 
ochter der verftorbenen Ehefrau. 

Bern. €. H. € 5. Juli 1854, 3. 6929 und ſtrafrechtl. Iudicat, 

naeh Subint, 

A hatte außerehelichen Beifchlaf mit ver unehelihen Tochter 
feiner verfiorbenen Ehefrau gepflogen. Er wurde nad 8. 501 
St. ©. B. verurtheilt, der oberfte Gerichtshof vermarf feine Nich- 
tigkeitsbeſchwerde und beſchloß die Aufnahme des nachſtehenden 
Satzes in das ſtrafrechtliche Judicatenbuch: „Die im $. 501 
St. ©. B. bezeichnete Webertretung gegen die öffentliche Suͤtlichleit 
durch Unzucht zwifchen Berfchwägerten ift au dann vorhanden, wenn 
bie Ehe, durch melde das Schwägerſchafts-Verhältniß begründet 
wurde, zur Zeit ber verübten Unzucht durch den Tod Eines ber 
Ehegenofien bereit8 aufgelöft war.” 

Der oberfte Gerichtshof ging Hierbei von nachſtehenden Be- 
trachtungen aus: „Der Ungellagte A hat .... mit bem Finde 
feiner Gattin, folglich mit einer ihm nad $. 41 des a. 6. ©. 2. 
im erften Grade ber auffteigenben Linie verſchwägerten Perfon die 
Unzudt getrieben, und da dieſes Schwägerſchafts - Berhältnig beiden 
Angellagten befannt war, fo haben ſich beide nad; dem Maren Wort» 
laute bes $. 501 bes St. ©. B. der barin bezeichneten Uebertre» 
tung gegen bie öffentliche Sittlichkeit ſchuldig gemacht, indem bas 
Geſetz nicht unterfcheivet, ob die Schwägerfchaft aus einer ehelichen 
over unehelichen Abſtammung herrühre. Daß die Ehegattin des A 
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bereits geftorben ift und baher als fein Ehegenoffe desfelben mehr 
erſcheint, ändert nicht an dem Begriffe dieſer Unzucht, denn bas 
Schwägerfchafts - VBerhältnig befteht ungeachtet des Todes der Ehe— 
gattin noch immer, und zwar fo lange, als beide Angeflagte am 
Reben bleiben, und nicht einzig und allein zum Schutze des Chege- 
noffen, ſondern und vorzüglich wegen des Schwägerfchafts-Berhält- 
47 nifſes wird die erwähnte Unzucht als Uebertretung beftraft, weil der 
v höhere Gefeggeber dieſe Unſittlichkeit zwiſchen Verwandten und ver- 
Tifiongerten Perſonen mit Recht nicht dulden will. Hätte dagegen 
bie Chegattin des A zur Zeit der Begehung ber Unzucht gelebt, fo 
Ya Hal y müßte diefe Unzucht ftrenger, nämlid; al8 Uebertretung bes Che- 
„bruches nad) $. 502 bed St. ©. B. beſtraft werben. Ob es im 
"ar Geſebe heißt: „Ehegenoß“ oder „Ehegatte“ iſt ebenfalls gleichgiltig, 
* denn Hört bie Ehẽgenoſſenſchaft durch den Tod des einen Ehegenoſſen 
auf, fo ift dieß ja berfelbe Tal, wenn einer von ben Ehegatten 
Ip f ſtirbt; gleichwohl bleiben die Übrigen durch bie Ehe begründeten Ber- 
— 2* und Schwägerfhafts-Berhältniffe aufrecht ‚ftehen.” 
1 ge "TO OT E30, nr —— 


Ne. 527. 


Nichterfüllung eines Vertrages und Ueberliftung, um 
die vorzeitige Zahlung einer Schuld zu erlangen: 
Betrug? 


” 





Gaffr. Eutfg. v. 5. Juli 1894,.9, 7055. C. 6. Bien) 6. 3. 107, 


„Aus den Urtheilen und Entſcheidungsgründen beider Inftanzen 
ergibt ſich, daß biefelben als ertwiefen angenommen haben: daß A dem 
B vorgefchlagen habe, ihm, B, neue Waaren im Betrage von 1300 fl. 
unter ber Bebingung zu crebitiven, wenn B den für früher dem A ab- 
gefaufte Waaren zu feinen Gunften acceptirten Wechſel per 500 fl., 
ber noch drei Monate zu laufen hatte, bevor er fällig geweſen wäre, 
ſogleich anslöfe, ferner, daß biefes neue Geſchäft zwifchen Beiden 
wirflich abgefhloflen wurde, bag B ven Wedel per 500 fl, wirt: 
lich auslöfte, diefen Betrag dem A übergab, daß aber A die neue 
Waare nicht ausfolgte, das Geſchäft rüdgängig machte, und ſich da- 
mit entſchuldigte, B fei ihm nicht mehr ſicher geweſen; endlich haben 
beide Gerichtöhöfe als erwieſen angenommen, daß A biejes in ber 
Tiftigen Abficht zum Nachtheile des B und um fi einen Vortheil 
zuzumenben, gethan habe, und daß ber Schade mindeftend ben von 
B angegebenen Betrag von 13 fl. 30 fr. erreiche, mithin biefe 
Handlungsweife die Uebertretung des Betruges nach 88. 197 und 
461 des St. ©. ©. begründe... . 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des A erfcheint gegründet; denn nad) 
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8. 197 des St. ©. B. wird zum Begriffe bes Betruges erforbert: 

a) eine liftige Handlung ober Vorftellung, wodurch Jemand in einen 

Irrthum geführt werben fol, und b) daß durch diefen Irrthum Je— 

manb an feinen Eigenthum ober an anberen Rechten einen Schaden 

leiden fol. In der dem Angeflagten zur Laft gelegten That kann aber ee ce 

der oberfte Gerichtshof feines dieſer Merkmale erkennen; denn hätte 5 

Ä bie verabredeten Waaren im Werthe vom circa 1300 fl. dem B 

gegen einen neuen. Werhfel übergeben, fo würde wohl Niemand in 

diefer Hanblungsweife auch nur den entfernteften Schein einer durch 

das Strafgeſetz verpönten Handlung erbfiden; bie Handlungsweiſe Y 16 we 

des Angeflagten fol erſt dadurch eine frafare geworben fein, daß⸗⸗ _ 

derſelbe die Ausfolgung der Waare, nachdem er die Zahlung für den - «I T- 

Wechſel per 500 fl. noch vor deſſen Verfallszeit erhalten hatte, ver- 

weigerte, b. i. den mit B über jene Waaren gefchloffenen Vertrag nicht er⸗ fi, & I 

füllen wollte. Die bloße Berweigerung ber Erfüllung eines Vertrages be- ” 

gründet aber an und für fi nod nicht eine firafbare Handlung, e⸗ 

ſondern aig lediglich dem Gegentheile das Recht, nad $. 919 des are 
ab. B. auf Erfüllung des Vertrages im orbentlichen Civil- # 

Tectenege zu bringen. ber auch ber Umftand, daß der Angellagte ( 103 * € 

dem Bneue Waaren im Werte von circa 1300 fl. bloß deßhalb 

zu creditiren verſprach, um Lehteren zu bewegen, ben erft Enbe 

Februar 1854 fälligen Wechfel per 500 fl. ſchon im December 1853 

au bezahlen, macht die Handlungsweiſe des Angeklagten noch nicht 

au einer firafbaren, indem dadurch das Geſchäft lediglich die Natur 

eines Escomptegeſchaftes annahm, bei welchem das Verſprechen, neue 

Waaren zu creditiren, den Disconto bildet, deſſen Verweigerung jedoch 

ebenfalls nur vor dem ordentlichen Eivitrichter geltend zu machen ift, ef 

keineswegs aber eine durch das Strafgefe verpönte Handlung bildet. . 

Mlein aud das weitere Merkmal des Betruges, daß nämlich, 

B einen Schaben durch feinen Sertfum erleiden follte, läßt ſich im 

vorliegenden Falle nicht erkennen; denn A wollte nicht dem B 

einen Schaven zufügen, fondern Iebiglich ſich felbft vor Schaden be- 

wahren, zubem Tönnte ber Schade, felbft abgefehen davon, daß das | 

Geſetz Hier nur einen durch eine unerlaubte Handlung verurfachten 

Schaden gemeint haben konnte, bloß im bem Nachtheile beftehen, 

ben B dadurch erleidet, daß er einen erft im Monate Februar 1854 

fälligen Wechſel fon im Monate December 1853 bezahlt hat, 

und hierdurch die Intereſſen vom Tage ber geleifteten Zahlung bis 

zum Verfallstage des Wechſels verliert. Allein von einem folden 

Schaden Tann feine Rebe fein, indem biefe Zinfen eben burd das u 

neue Gefcäft vergütet werben follten, über befien Giltigfeit ober oe 

Ungiltigfeit, wie bereits gezeigt wurbe, nur im orbentlichen Rechts- 

wege abgefprochen werben iann. Uebrigens Könnte B nad) $. 1434 

des a. b. ©. B. nicht einmal die Zurüchzahlung des Kapitals per 

500 fl, umfoweniger alfo bie Vergütung ber Zinfen für ben vor⸗ 


* Da 
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bezeichneten Zeitraum fordern, -und ber Entgang beffen, was man 
nah dem Geſetze zu fordern nicht berechtigt ift, kann aud fein 
Schade genannt werben. Hieraus folgt, daß die von dem Lanbes- 
gerichte als Uebertretung bes Betruges nad 88. 197 und 461 bed 
St. ©. B. qualificite That des Angellagten eine ftrafbare Hand- 
kung nicht ift, und Iebiglich zu einer Procedur vor dem Civilrichter 
Anlaß bietet.” 


Nr. 528. 
Verführung unter der nicht erfüllten Zufage der Ehe. 
Bern. C. 5. Eutſq. ». 5. Jull 1054, 3,7062. C G. Trient) ©. 3. 


mDer Beichwerbeführer fagt, die ihm zur Laſt gelegte That 
beftehe darin, daß er ver B verfprochen habe, fie zu ehelihen, und 
daß fie ſich mit dieſem Verſprechen geſchmeichelt feiner Sinnenluft 
bingab. Dieß genüge jedoch nicht zum Begriffe von Verführung. 
Berführen bebeute nach dem gemeinen Sprachgebrauche, und ficher 
aud nach dem juridiſchen Begriffe, Jemanden zu einer Handlung 
verleiten, durch Anwendung argliftiiger Mittel (artifici e rag- 
giri), welde feinen Willen vernünftigerweife zu beflimmen vermögen. 
Eine Weibsperfon unter dem Verſprechen der Ehe verführen bedeute 
demnach folde Künfte und Kniffe gebrauchen, in Folge welcher bier 
felbe vernünftigerweife vorausfegen könne, daß das Verſprechen 
werbe erfüllt werben. Sie könne fi nur dann verführt nennen, 
wenn fie ſich zum fleiſchlichen Umgange einzig nur buch das ihr 
gemachte Verfprechen verleiten laſſe. Sollte Einem aud im Momente, 
wo er eine Weibsperfon zu feinem fleiſchlichen Gebrauche zu ver- 
Teiten ſucht, ein allfälliger auf eine künſtige Che anfpielender Aus- 
druck entſchlüpfen, fo Könne man deßhalb nod nicht fagen, daß eine 
Verführung ftattgehabt habe, fowie man auch nicht von einer Ber- 
führung veben Tönne, wenn das Eheverſprechen unter Umftänden 
erfolgt fei, aus welchen die Weibsperfon leicht exfennen Tonnte, das 
Verſprechen werde nicht erfüllt werden. Solche Umftände aber fein 
im concreten Falle in Menge vorhanden. Die B, ein Banern- 
mäbden, arme Magd im Haufe feines Bruders, habe füglich nicht 
vorausſetzen können, daß ein Mann an Alter und Stand von ihr 
fo verſchieden, wirküch die Abficht Habe, ſich mit ihr zw verehe- 
lichen. Die ohne vorausgegangenes Fiebesverhältniß zumal in einem 
Momente, wo es fih um einen ſinnlichen Genuß handelte, unüber - 
legt hingeworfenen Ausbrüde von Ehe, und bie Vorweifung einer 
ganz unförmlichen Schrift, um bie ſich die B gar nicht befümmerte, 
habe “fie nur für eine Erfindung des Angenblides anfehen müflen, 
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und die Aufforberungen an fie, die Sache aud ihren nächſten Ber- 
wandten verborgen zu halten, haben fie überzeugen müſſen, daß es 
ſich um feinen ernftgefaßten Entſchluß handelte, fondern daß die Ab» 
fit nur auf einen momentanen Genuß gerichtet war, ohne beftimm« 
ten Willen zu heirathen. Der concrete Fall gehöre zu den gemöhn- 
lien Fehltritten, die wohl tadelnswerth feien; wobei aber beibe 
Theile mehr oder weniger Schuld haben, ohne daß deßhalb ber eine 
als das unglüdfiche Opfer der Verführung des anderen betrachtet 
werben Könne. Der Begriff von Verführung fei daher in feiner That 
ausgefchloffen. Der 8. 506 forbere aber nicht nur Verführung, fon- 
dern auch Entehrung, bie mit Verführung nicht nothwenbig verbun ⸗ 
den, und baher auch ein wefentliches Merkmal zur Begründung ber 
Mebertretung nad} $. 506 fei. Won ber zugefügten Entehrung Liege 
fein Beweis vor, man möge fle in dem Verluſte der Jungfrauſchaft, 
ober in ber Herabjegung in ber öffentlichen Achtung ſuchen. Die 
B habe in Folge des fleifchlihen Umganges ein Kind geboren; es 
fei aber nicht bargethan, daß fie babei ihre Unſchuld verloren, ober 
an ihrer Ehre Nachtheil erlitten habe... . . 

— Mein viefe ganze Ausführung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
entbehrt jedes haltbaren Grundes, und findet ihre Widerlegung ein- 
fach in vem Thatbeftande, wie er von bem Landesgerichte ... . angenom- 
men wurbe, daß nämlic} der Angellagte die B zur Gattin begehrte, und 
ihr eine Schrift vorzeigte, mit welder er ihr eine Summe von 
2000 fl. für den Fall verſicherte, wenn er vor der Erfüllung feines 
Eheverſprechens fterben milde, daß er fie biefe® Document zu unter- 
ſchreiben veranlaßte, und mit allem Veftreben darauf drang, fie fleifch- 
üich zu gebrauden, daß fie endlich feinem wieberholten Verlangen 
unter dem Verfprechen der Ehe nachgab, daß fohin der fleifchliche 
Umgang den Anfang nahm, wovon dann bie Schwangerfhaft und 
Kindesgeburt die Folge war. Auch wird erklärt, daß bie B ein 
Mädchen von guten Sitten ift. 

In diefen Thatſachen erhalten denn doch bie Begriffe von 
Berführung und Entehrung ihren volllommenften Ausbrud, da das 
Strafbare der Handlung weſentlich darin befteht, daß das Ehener- 
ſprechen als ein leichtes und übliches Mittel zur Erreichung bes 
Zwedes finnlicher Luſtbefriedigung mißbraucht wird.“ 
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Nr. 529. 


Beleidigung öffentlicher Beamten. 
Caffr. Entf. ». 5. Iufi 185%, 3. 7092. 6. Plfen) 6. 3. 1004, 


Das Schulverfenntniß gegen A und C wegen Mebertretung ber 
Beleidigung öffentlicher Beamten wurde vom oberften Gerichtshofe 
aufgehoben, „denn abgefehen bavon, daß das bloße Zurüdwerfen der 
gerichilichen Intimate auf den Tiſch mit Rückſicht auf die mindere 
Bildungsftufe der Angeklagten und insbeſondere mit Rüdſicht auf 
deren Außerft ſchwankende Begriffe vom Schicklichen, füglich nicht ale 
eine das Anfehen des Gerichtes verlegenbe Handlung, fonbern viel- 
mehr als bie rohe Kundgebung des Willens, bie gerichtlichen Inti— 
mate nicht behalten zu wollen, angefehen werden muß, fo verorbnet 
der Minifterialerlag vom 14. Auguft 1853, Nr. 163 des R. ©. Bl., 
ausdrücklich, daß diejenigen, welde ſich gegen eine Behörde oder 
deren abgeorbnete Diener. auf eine unanftändige, beleidigende Weife 
benehmen, im Disciplinarwege von der landesfürſtlichen Polizei- 
behörde, und wenn eine ſolche fi am Orte ver That nicht befindet, 
von ber Ianbesfärftlihen politiſchen Bezirksbehörde zu beftrafen fink.* 


Nr. 530. 
Meineid in einer Paternitätsſache: Bemeſſung des 
Schadens. 
Caff. Entf6. ». 5. Zul 1884, 8.7216. (8. 6. Sünlggräh) 6. 3.1004, 


A wurde verurtheilt, weil er ſich in einem Paternitätsproceß 
zu einem falſchen Eide erboten hat. Der Strafbeftimmung wurde 
ber 8. 203 St. ©. B. zu Grunde gelegt, weil die Klage auf Zah— 
kung täglicher Ak. bis zum zurüdgelegten vierzehnten Lebensjahre 
bes Kindes gerichtet war, und die Zuſammenrechnungen biefer Einzel- 
beträge mit Bulegung ber ebenfalls eingeflagten Entbindungs- und 
Wochenbettloſten die Summe von mehr als 300 fl. ergibt. — Der 
oberfte Gerichtöhof erklärte, der Nichtigleitsbeſchwerde ſtaltgebend, daß 
der mindere Strafſatz bes $. 202 St. ©. B. anzuwenden fei. 

„Eben fo wenig als bie unterfaffene Anbietung bes 
Haupteibes und fomit bie formell beftehende Verpflichtung des A zu 
den im civilgerichtlichen Urtheile ausgeſprochenen Leiſtungen, der B 
und ihrem Kinde unbedingt die Alimentation mit täglich 4 kr. durch 
vierzehn Jahre, Wochenbett-, Entbindungs-, dann Proceßloſten geſichert 
hätte, weil namentlich die Pflicht zur Leiſtung der Alimentation von 
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dem Leben des Kindes, ber Zahlungsvermögenheit des Vaters, ja 
ſelbſt von der Erlangung eines anbermweitigen Vermögens von Seite 
bes Kindes abhängt, eben fo wenig läßt fid fügen, daß durch bie 
Anbietung oder Ablegung biefes falfchen Haupteides bie Zufügung 
eines Schadens über 300 fl. beabfichtigt worden fei, ſondern biefer 
Schade läßt fi mit Beftimmtheit gar nicht, annäherungsweife aber 
nur mit dem zur Zeit des angebotenen falſchen Haupteides oder 
des ergangenen Strafurtheiles liquiden Betrage beziffern. In dem 
vorliegenden Falle wärbe nun bis zu dem erfteren Zeitpunkte diefer 
Schade 54 fl. 54 kr., Bis zu dem Tage bes Strafurtheils 80 fl. 
42 fr. betragen, eine Summe, die noch weit von dem Betrage von 
300 fl. entfernt iſt ....“ 


Nr. 531. . 
Klageführung bei Ehrenbeleivigungen: Beſchwerde bei 
einer Polizeibehörbe. 
Berw. €, H. Eutſch. v. 12. Juli 1854, 3. 6074. (2. ©. Wien.) ©. 3. 
ee 5 7 Aussee 

„Der Ungellagte . . . . behauptet, baß bie bei ihm einquar⸗ 
tirte Mannſchaft eines Uhlanenregiments, die er am 27. September 
v. 9. vor mehreren Leuten im Hofe des Haufes mit Schimpfnamen 
belegte, und ber Eorporal B, melden er damals und zwar ebenba- 
felöft und vor mehreren Leuten mit Mißhandlung mit einer deßhalb 
ergriffenen Miftgabel bebrohte, ihm dieſe Beleidigung dadurch, daß 
fie durch 6 Wochen, nämlich bis 7. November v. Jdeßhalb nicht 
Klage führten und feine Beſtrafung verlangten, ſtillſchweigend ver- 
ziehen haben, daß bie Mebertretung des $. 496 des Gt. ©. B. 
daher nach 8. 530 des St. ©. B. erlofchen fei, und daß in dem 
bemerkten Urtheile, wodurch er wegen ber gedachten Handlung ber 
BVeftrafung unterzogen wurbe, bie Verlegung ber 88. 496 und 530 
des ©t. ©. B. vorliege. 

Allein diefe Beſchwerde Tann nicht als gegründet angejehen 
werben. Denn der Corporal B hat mit 2 Mann ber nebft ihm be- 
Teidigten Mannſchaft, wie das Landesgericht annahm, allſogleich ben 
Borfall bei dem Polizeicommiſſariate beſchwerſam zu Protocol ge- 
geben, fomit feinen und ber Mannſchaft Willen, ven Beleiviger be- 
ſtraft zu wiſſen, erffärt, daher deſſen Beſtrafung verlangt; ferner hat 
das Commando bes Regimentes in ber Note vom 1. October v. J. 
an ba8 Polizei-Bezirkscommiffariat für ven Fall, als ſich eine Gefeg- 
übertretung an Seite ber betheiligten Civilperfonen herausſtellt, die 
Erwirlung der Satisfaction, folglich gleichfalls die Beſtrafung ber 
tegteren in Anfprud genommen. Es Tiegt daher, wenn man in ber 
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Handlung des Angellagten aud nicht eine Beleivigung ber Ehre des 
Militärſtandes felbft finden wollte, jedenfalls ein rechtzeitiges Ein- 
ſchreiten und Verlangen ver beleivigten Militärs felbft, fowie ber fie 
vepräfentirenden Militärbehörde um Beſtrafung des Beleidigers vor, 
daher nicht gefagt werben kann, daß bie beleidigten Militärs durch 
Unterlaffung der rechtzeitigen Klageführung bie ihnen vom Angellag- 
ten zugefügte Beleivigung ſtillſchweigend verziehen haben, und baß 
deßhalb die von ihm verübte Mebertretung und deren Strafe er- 
loſchen fei. Dem fteht nicht entgegen, daß das erwähnte Verlangen um 
Einleitung der Beftrafung nicht ſogleich bei dem competenten Bezirks- 
gerichte, fondern bei der Polizeibehörde geftellt, und daß die Änge— 
legenheit erft am 31. December v. I. vom Armeecommando an das 
competente Bezirksgericht geleitet worden ift; denn es ift weder im 
8. 496 nod im $. 530 bes St. ©. B. verorbnet, daß eine ſolche 
Anzeige und Beſchwerde fogleich bei der competenten Gerichtsbehörde 
eingebracht werben müffe.“ 


Nr. 532. . 


Ehrenbeleidigung gegen eine Behörde, beziehungsweife 
gegen einen nicht bezeichneten Beamten dieler Behörde, 
Verw. €. 9. Entfh. v. 12. au, gg 71 CG. Cm) 6. 3. 


A murbe nah 8. 487 St. ©. B. verurteilt, weil er der 
minderjährigen B, welche ex ehelichen wollte, gefagt Hatte, er habe 
einem Beamten des Bezirksgerichts zur Erlangung der Ehebewilligung 
bereits 80 fl. jpendirt. — In der Nichtigleitsbefchwerde machte A 
geltend, da ber Beamte, dem er das Geſchenk gemacht haben fol, 
nicht genannt wurde, fo fei Niemand vorhanden, der zur Erhebung 
einer Beſchwerde bereditiget wäre, und eben weil das Geſchenk nur 
einem einzelnen nicht genannten Beamten gemacht worden fein fol, 
fei auch nicht das Bezirksgericht im Ganzen compromittirt, daher 
aud) biefes zur Erhebung einer Beſchwerde nicht berufen. Da nun 
im Falle der Frage eine ftrafgerichtliche Verfolgung nad) $. 495 des 
St. ©. B. nur auf Verlangen des beleivigten Theiles ftattfinden 
Eönnte, ein folder aber hier nicht vorhanben ift, jo fei auch die Be— 
fiimmung ver 88. 487 und 492 bes St. ©. B. hier nicht an— 
wenbbar. — Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde: 

0. „ai Recht läßt ſich entgegen behaupten, daß eben 
dann, wenn der Beamte, der das Geſchenk angenommen haben ſoll, 
nicht genannt oder beſtimmt bezeichnet iſt, ſomit dieſes von jedem der 
dem Bezirlsgerichte angehörigen Beamten gedacht werden kann, das 
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Berirlogericht im Ganzen in ſeiner Ehre herabgeſetzt bleibt, welches 
durch ſeinen Vorſtand den Vorfall der Staatsanwaltſchaft zur ſtraf ⸗ 
gerichtlichen Amtshandlung wider ben Angeklagten auch angezeigt hat.“ 


Nr. 538. 


Beſchimpfung: ne Unzufäffigfeit der 
etorfion. 
Bern. €, H. Eutſch. v. 12. u zel 7804. (2. ©. Roviguo.) G. Z. 


mA erachtet, daß bie ihm zur Laſt gelegte That nach dem Ger 
fege nicht ftrafbar fei, daß felbe dem $. 496 bes St. ©. B., 
welcher auf fie angewendet wurbe, nicht unterzogen werben könne, 
weil die Gemeindeverſammlung, in der ber Vorfall ſich ereignete, 
nicht als eine öffentliche Verſammlung angefehen werben kann, ba 
der Zutritt zu felber nicht Jedermann frei fteht, weil bie von ihm 
gebrauchten Ausprüde keine Beleivigung enthalten, weil der Ange 
kllagte mit felben fi nur gegen bie ihm früher von B zugefügten 
Beleidigungen fügen, und Einſprache gegen bie von jelbem ge= 
ſtellten Anträge machen wollte, um fo bie Rechte ver Gemeinde» 
glieder zu wahren. 

Dod daraus. was von Seite des Caſſationshofes fo oft ſchon 
über ven geſetzlichen Begriff des Ausprudes: „öffentlicher Ort“ ger 
fagt wurbe, ergibt fi, daß ber Ort, wo eine Gemeinbeverfomm« 
lung abgehalten wird, als ein Öffentlicher anzufehen if, und es auch 
dann bleibt, wenn auch nicht Jedermann ber Zutritt zur felben ge 
flattet iſt. Auch wurde vom Landesgerichte als erwieſen angenom- 
men, baß bie Beſchimpfung vor mehreren Leuten geſchah, wodurch 
jedenfalls ſchon die Anwendung bes $. 496 auf ben vorliegenben 
Gall geredhtfertiget erfcheint. 

+. . Der Gebrauch ähnlicher Ansbrüde und Beſchuldigun- 
gen wäre fetoft dann nicht gerechtfertigt, wenn es auch wahr wäre, 
daß A von B früher beleidigt wurde... .“ 





Nr. 584. 
Gewohnheitsdiebſtahl. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 12. At ale ı 5,790. CE. ©. Roveredo.) G. 3. 


„Nach den u Acten unterliegt es wohl fei- 

nem Bieifel, baß ber Angellagte A das Stehlen IN zur Gewohn · 

heit gemacht und bie Strafe nad) 8. 179 St. ©. B. verwirkt habe. 
Sirafrechiliche Entſcheidungen. 28 
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A, eıft 36 Jahre alt und Iebig, betrat diefe Bahn ſchon im 
Jahre 1834, als er Taum das Alter der Mundigkeit überſchritten 
Hatte, und ift im Laufe von 19—20 Jahren, d. i. in den Jahren 
1835, 1836, 1837, 1838, 1840, 1843, 1845, 1849, 1950, 
1851 und 1852 fünfzehn Male wegen Diebftahls, und unter dieſen 
fieben Male wegen des Verbrechens des Diebftahls mit 6, 10, 12 
und 18 Monaten ſchweren Kerkers abgeftraft und brei Mal bie 
Unterfuchung aus Abgang rechtlicher Beweife für aufgehoben erflärt 
worden. Bom April 1847 bis April 1849 mar er im Zwangd- 
arbeitshaufe zu Schwaz und im März 1852 wurde er wegen fehr 
ſchlechter Aufführung und Gefährlichkeit fr das fremde Eigenthum 
zum zweiten Male an das Arbeitshaus zu Schwaz abgegeben, und 
am 21. Yuli 1853 daraus entlaffen. Kaum in bie Freiheit gefegt, 
kehrte er auf die alte Bahn zurüd, und verübte die Diebftähle, 
welche den Gegenftanb des gegenwärtigen Strafprocefles bilden ... « 
Diefe Diebftähle, aus mehrfahen Nüdfichten nah $. 173 und 

174 IL, c und d, $. 175 I. a und $. 176 I zum Verbrechen 
qualifteirt, und verübt nach fo vielen fruchtloſen Wöftrafungen, ftellen 
den Angeklagten als ein unverbefierlihes und dem fremden Cigen- 
thume böchft gefährliches Individuum bar, und rechtfertigen die Be— 
ſirafung desfelben als Gewohnheitsdieb nad $. 179 in mehr als 
genügenver Weiſe.“ 


Nr. 585. 
Verſchulden an der Crida: Beweislaſt. 


Berw. €. 9. Eutſch. v. 19, za a 6999. R. G. Linz) ©. 3. 
tr. 103. 

„Es ift zum Bergen "der verſchuldeten Crida nad) $. 486 
des St. ©. B. gar nicht nothwendig, daß ber Angeflagte mit Leicht 
finn gehandelt habe, ſondern es genügt, daß er’ den Beweis nicht 
geliefert habe, nur buch Unglüdsfäle und ohne fein Verſchulden in 
die Unmöglichkeit, feine Gläubiger zu befrieigen, gerathen zu fein.“ 


Ar. 538. 
Mebervortheilung gegen bie ogorbuung: Gewichts: 
abgang bei © 
Saff. Ctig. v. 19. Juli 1654, 3, 7190. ©. Eher) ©. 3. 1064, 


nDer Caffationshof ei die Anſicht der Staatsan- 
waliſchaft, daß bei ber Entſcheidung über bie Strafbarkeit des 
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Bäders wegen eines Gewichtsabganges bei dem veräußerten Ges 
bäde auf ben Umſtand, ob das beanſtändete Erzeugniß friſch gebacken 
ober ſchon durch einige Zeit gelegen iſt, allerdings Bedacht zu nehmen, 
imd daß ber Bäder, welcher das Brod in gehöriger Qualität und 
im geſetzlich vorgefchriebenen Gewichte ausgebaden hat, für einen 
im Beitverlaufe nach unabänderlichen Naturgefegen entftandenen Ges 
wichtsabgang nicht verantwortlich fei, weil nur die Ausbadung des 
Brodes im gejeglihen Gewichte von feinem freien Willen abhängt, 
die Gewichtsverminderung aber im Verlaufe ver Zeit dem Gefege 
ber Natur folgt. 

Der Entſcheidung des Strafrichters kann daher auch nur das 
Gewicht des ausgebadenen und nicht des erſt nach einem weiteren 
Zeitverlaufe verfauften Brobes zu Grunde gelegt werben“... . 


Nr. 587. 


Gewalt, um fih im Befige der geftohlenen Sache 
' zu erhalten — oder — — 
Caffr. Eutiq. u. 10. Juli 1854, 3. TIIR. . ©. ir) ©. 3. 100, 


„Das Landesgericht Hat in bem angefochtenen Urtheile als er- 
wiefen angenommen, daß A und O, als fie das von ihnen im Walde 
erlegte Reh im Werthe von 4 fl. C.⸗M. bei ihrer Betretung von 
Seite des Forſthegers zurädlaflen mußten, nah N geeilt, und von 
dort mit ihrem Vater D, mit Stöden verfehen, ben rückehrenden 
Forftgegern entgegengetreten feien, baß ferner A die Nüdftelung feines 
(qurüdgelafjenen) Gewehres und die Herausgabe des Rehes mit ber 
Drohung, daß fonft nichts Gutes geſchehen werde, und unter brohenben 
Geberden, worin er durch bie brohende Haltung feines Vaters und 
Bruder unterftügt wurde, begehrte “0... daß endlich D, Vater, 
das Reh dem Walbheger B mit ben Worten: „Her mit dem unge⸗ 
rechten Gut“, wirklich entriß, was der Heger, der Uebermacht weichend 
und im Falle einer Gegenwehr Mißhandlungen befücchtend, geſchehen 
laſſen mußte, daß ſohin bei ber. Betretung auf dem Diebftahle 
wirkliche Gewalt und Drohung gegen bie Forſtwache angewenbet 
worben fei, um ſich in bem Vefige des geftohlenen Gutes zu erhalten. 

Diefes von dem Landesgerichte als erwiefen angenommene 
Factum begreift ſowohl nad Fi 169 des ©t. ©. 8. vom Jahre 
1803, als auch nach $. 190 bes neuen St. ©. B. alle Merkmale 
in fid), welche zu dem Verbrechen bes Raubes erforbert werben... 
Das Landesgericht erkennt felbft an, daß biefe Thathandlung nad) 
dem St. ©. B. vom Jahre 1803 beurtheilt, das Verbrechen des 
Raubes begründen würde, meint aber, daß hier ber $. 174 des 

23* 
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Neuen St. ©. B., da bie Gewalt nur zu dem Ende angewendet 
wurde, um fi in bem Beſitze des geftohlenen Gutes zu erhalten, 
als eine milvere Beftimmung nad Art. IX bed neuen St. ©. 8. 
zur Anwendung kommen möüffe, und fohin die Strafe nad 8. 179 
zu bemeffen fei. Allein dieſe gefeglichen Beftimmungen ſetzen voraus, daß 
ber Dieb bei feiner Betretung ſich in dem Beſitze der geftohlenen Sache 
befunden, und baß er zur Wahrung dieſes Beſitzes die gefährliche 
Drohung oder Gewalt gebt habe. Dieß jedoch trat im vorliegenben 
Falle nit ein, denn A und C haben bei ihrer Betretung am Diebe 
ſtahle das erlegte Reh von ſich geworfen; fie hatten fi des Be⸗ 
ſitzes desſelben entäußert, und faßten dann, als fe bie Hilfe zu 
dem gemaltfamen Ueberfalle ver Forſtpartei herbeiholten, ven Ent» 
ſchluß, fi des Nehes, — einer in bem Beflge des Bevollmächtigten 
des Gutseigenthümer® bereits befindlichen Sache, auf gewaltfamem 
Wege zu bemädtigen. Es mar daher ſowohl bei ihnen, als auch 
bei ihrem Bater D jene Abfiht vorhanden, bie aud der $. 190 
des St. ©. 2. zur Conflatirung des Verbrechens des Raubes 
erfordert, wozu weiters nod kommt, daß es ſich bei demſelben nicht 
mehr um die Erhaltung bes Vefiges einer in ihrer Innehabung 
noch befindlichen Sache, fondern um bie Befigergreifung eines in 
dem Beſitze des Beſchädigten bereits befindlichen Gegenſtandes handelte. 

Diefe Unterſchiede müſſen bei der Anwendung bes $. 174, L., 
bes St. ©. B. ftrenge im Auge behalten werben, da fonft in An 
fehung des Zeitpunftes, wann bie Drohung oder Gewalt ausgeübt 
fein mäüffe, um bloß das Verbrechen des Diebftahls zu begründen, 
jeder Maßſtab fehlen, und auf dieſe Weife bei einem mißlungenen 
Diebftahle, der felbft nad} einiger Zeit ausgeführte gewaltfame Ueber- 
fall, um ſich desfelben beweglichen Gutes zu bemächtigen, immer nur 
als Diebftahl und nicht als das Verbrechen des Raubes angefehen 
werben müßte, was bem Wortlaute und aud dem Geifte bes Ge— 
fees gerabezu entgegen wäre ; denn das Geſetz faßt bie bei einem 
Diebftahle geübte Drohung oder Gewalt, um fid) in dem Beſitze des 
geftohlenen Gutes zu erhalten, darum milder auf, weil ver Thäter 
bie fir die Sicherheit des Eigenthums und aud der Perfon bedeutend 
gefährlichere Abſicht, fi der fremben beweglichen Sache mit dem 
Angriffe auf die Perfon des Beſitzers zu bemächtigen, nicht Hatte, 
ſondern feine Abſicht lediglich auf die Wahrung bes ſchon erhal- 
tenen Beſitzes richtete... ." 
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Nr. 538. 
Mebervortheilung gegen die Tarordnung. Haftung für 
das Dienftperfonale. 
Bern. €. 5. Entih. . 10. Jul, 1 BT. 6. Aut) 6.3. 


„Dem Angellagten A ift zur Laft gelegt, daß bei ver Brod⸗ 
reviſion bei ihm 24 Stüd orbinäre Semmeln zu 1 fr. um '/, bis 
2%, Loth unter dem durch bie Sagung vorgeſchriebenen Gewichte be- 
funden wurben. Das Landesgericht hat ihm dieſes als bie nach 

. 478 des St. ©. B. ſtrafbare Uebertretung zugerechnet, meil er 
über bereit8 vier Mal wegen Ueberfchreitung der Satzungsvorſchrif- 
ten von der politiichen Behörde beftraft worden war... . 

Das Lanbeögericht gibt zu, daß dem Angeflagten feine vor- 
ſãtzliche, bie Weberwortheilung ber Abnehmer des Brodes bezielende 
Handlung zur Laft falle; es Iegt ihm aber zur Laft, daß er feine 
Geſellen nicht gehörig überwacht, und daß er nicht Sorge getragen 
babe, daß das ungewichtig ausgefallene Brod ausgeſchieden und nicht 
zum gewöhnlichen Verkaufe ausgelegt werde. Nach dieſem angenom- 
menen Thatbeftande, an welchem im Wege der Nichtigkeitsbeſchwerde 
nichts geändert werben kann, fällt dem Angeflagten immerhin ein 
Verſchulden zur Laft, welches ſchon allein mit Rücblick auf bie frühe 
ven mehrfältigen Abftrafungen des Angeflagten die Anwendung des 
8, 478 des St. ©. B. rechtfertigt, da nad 8. 238 zu den im 
St. ©. B. als Vergehen ober Uebertretungen bezeichneten Hanblun- 
gen ober Unterlaffungen, bier dem aus Mangel ber jedem Bäder- 
meifter obliegenden Aufficht und Obforge entftandenen, bereit8 mehr 
als zwei Mal politiſch beftraften Ueberſchreiten der Satzungsvorſchrif- 
ten das Unterlaufen einer böfen Abficht, d. i. Vorſätzlichkeit, nicht erforber- 
lich if. Es müßte in den meiften Fällen des ſich ergebenden Ueber 
ſchreitens der Satzungsvorſchriften, fobald nämlich nicht der größere, 
fondern nur ber geringere Theil bes Gebädes das jagungsmäßige 
Gewicht nicht hat, die Anwendung des $. 478 des St. ©. B. 
entfallen, und bie Handlung ober Unterlafjung des verantwortlichen 
Gewerbsmannes ungeahndet bleiben, wenn der Entſchuldigung, daß 
baran nur die bie Arbeit verrichtenden Gefellen oder von bem 
Willen des Meifters unabhängige Zufälligfeiten Schuld tragen, un- 
bedingt Giltigfeit zugeftanden wilde, mas im Sinne und in ber Ab⸗ 
ſicht des vießfälligen Geſetzes gewiß nicht liegt, und fi auch aus 
dem Wortlaute nicht rechifertigen Tat.“ 
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Re. 589. 
Verbotenes Spiel? 
Caffr. Entih. v. 19. Juli 185%, 3, TE. (&. ©. Hein) 3. 1054, 


„Aus den vorliegenden Erhebungen geht hervor, daß bie An- 
geflagten das Zwidpiel am Feſttage ber heiligen drei Könige, im 
Gaſthauſe des B zu N bloß um Nüffe und in einer Urt gefpielt 
haben, melde doch gewiß weber am ſich Abſcheu ober öffentliches 
Aergerniß zu erregen noch ein Sittenverderbniß zu verbreiten ober 
Unorbnungen und Ausſchweifungen nach fid zu ziehen geeignet war, 
um ihnen die Mebertretung gegen bie öffentliche Sittlicfeit nach ben 
allgemeinen Beſtimmungen des 8. 500 des St. ©. 8. zur Lafl 
legen zu können. 

. Wenn aud, wie das Landesgericht bemerkt, bie Nüffe einen 
Werth haben, fohin auch mit benjelben ein Hazardſpiel gefpielt 
‚ werben Könnte, kann body im vorliegenden Yale nicht behauptet 
werben, daß bie Angeflagten in der Abficht, einen erheblichen Ge 
winn zu machen, welde ber Begriff des Hazard- ober Glüdsfpieles 
exforbert, gefpielt haben, weil nicht vorliegt, daß fie gegen die allge- 
meine Uebung um einen fo großen Einfag von Nüſſen gefpielt 
Haben, daß ber geſetzliche Begriff eines Hnzarbfpieles vorhanden wäre, 
daher auch nicht behauptet werben Tann, daß fie durch ihr Spiel bie 
- Öffentliche Sittlichfeit auf irgend eine Weiſe verlegt Haben, vielmehr 
ſtellt fi dasſelbe als ein bloßes Spiel zur Ergöplicfeit und zur 
Unterhaltung dar, wofür fid eine Verantwortlichkeit vor dem Straf- 
gefege nicht annehmen läßt, daher dasſelbe vom Lanbesgerichte mit 
Berletgung des Geſetzes als eine ſtrafbare Handlung erflärt worben ift.“ 


Nr. 540. 

Einmengung in die Vollziehung öffentlicher Dienfte: 
Amtshandlungen des Forftanffichtsperfonales außerhalb 
des Reviers. 

Bern. €. 9. Eutſch. v. 19. Bi 1ER & 7632. (R. ©. Jicin) &. 3. 


Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, daß ber 
beeivete Walbheger B in dem Walde einen Fremden auf Holzbieb- 
ſtahl betreten und bis zu ber Mühle des A verfolgt hatte, wo 
er ihn anhielt, daß jeboh A aus der Mühle herbeilam und 
den Fremden dadurch, daß er ben Heger beim Halstuche faßte 
und zu würgen anfing, aus feinen Hänben zu befreien ſuchte, daß 
endlich A ungeaditet deflen, daß ver Waldheger ihm eröffnete, wer 
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er ſei und daß er im Walde einen Dieb angehalten habe, ihn ben» 
nod weiter würgte, wodurch er gezwungen war, ben Fremden, ben 
er zu dem Wirthſchaftsamte führen wollte, laufen zu laſſen. In der 
Nichtigfeitöbefchwerbe wird unter Anderem hervorgehoben, daß es außer 
den Dienftobliegenheiten eines Waldhegers gelegen fei, verdächtige 
Berfonen außerhalb feines Walbreviered anzuhalten, daher aud die 
dem A zur Laft gelegte Handlung, baß er ben mit einem Zweiten 
im Handgemenge befindlichen Waldheger von bemfelben zu trennen 
fuchte, die in dem 8. 314 des St. ©. B. enthaltene Uebertretung nicht ber 
gründen önne, Allein in bem oben angeführten Thatbeftande ... . . find 
alle Merkmale enthalten, welche ber 8. 314 des St. ©. B. zur Begrün« 
bung ber Uebertretung gegen bie öffentlichen Anftalten und Vorkehrungen 
erheiſcht; denn ba die beeiveten Waldheger die Forſtpolizei handhaben, 
fo unterliegt es keinem Zweifel, daß fie ein in ber Beſchädigung be 
tretenes Individuum aud) außerhalb des Forftrevieres verfolgen und an⸗ 
halten können. Da nun Beſchwerdeführer A nad) dem als ermiefen ange» 
nommenen Thatbeftande mußte, daß der Waldheger B den Fremden mer 
gen eines Waldſchadens angehalten hatte, da ferner die gegen ben 
Walbheger gelibte Gewalt offenbar nur ben Zwed verfolgte, um ven 
fremden Holzdieb aus feinen Händen und fohin auch von der Vere 
antwortung zu befreien, da endlich die außgeübte Gewalt wirklich bie 
Flucht des Ungehaltenen zur Folge hatte, und ver Waldheger B auf 
dieſe Weife in der Ausübung feines Dienftes verhindert wurde, fo 
iſt auch ganz richtig von dem Randeögerichte ber 8. 314 des St. ©. 8, 
auf die dem Beſchwerdeführer zur Laft fallende Handlung angemwen: 
bet worden. 





Nr. 541. 


Auflauf: Aufforderung zur Widerfegung gegen. bie 
Arretivung; Abſicht der Vereitlung der Amtshand⸗ 
Yung; Coneurrenz mit Wachebeleidigung. 


Berw. €: H. Eutſch. v. 19. Juli 3 7644. (8. ©. Königgrätz) Hye, 


„Das Landesgericht hat als erwiefen angenommen, baß ber A, 
als bei ihm von den Gensd'armen und ben Forſtadjuncten — wegen 
Verdacht des Wilddiebſtahles — bie Hausfuhung nach dem Gewehre 
vorgenommen wurbe, ben Gensb’armen einen Dieb geſcholten, und 
daß er, um feiner Arretirung vorzubengen, nad Hilfe geſchrieen 
babe, in Folge deſſen ſich wirllich eine größere Menge Menſchen ver⸗ 
fanmelte, Im diefem Thatbeftande ift fowohldas Vergehen des Auflau« 
fes, als auch die Uebertretung des 8. 312 des St. ©. B. enthalten, 





— 30 — 


indem der Gensbarm in Bollzug eines dffentlichen Auftrages bes 

griffen war, und der von bem A erfolgte Aufruf offenbar feinen 

anderen Zweck verfolgte, als die Einleitung feiner Haft durch 
ficjteit zu vereiteln; enblih bie Beſchimpfung bes Gend- 
daß er ein Dieb fei, eine wörtliche Beleibigung einer in ber 
g ihres Amtes begriffenen Perſon in ſich enthält.“ 





Nr. 542. 
etung der Sagungsvorfchriften: Schlechte Qua⸗ 
litat der Waare. 
9. Entſch.v. 19. Wlehn A,7672. . et Pölten) 6.3. 


dach dem Sinne und Wortlaute des 8. 478 des St. G. B. 
tnicht nur die Geringhältigkeit, ſondern auch die ſchlechte 
ift des der Satzung ımterliegenben Gebädes“ (z. B. wenn 
nicht gehörig ausgebacken und von ſo ſchlechter Befchaffen- 
daß es als ungenießbar und geſundheitsſchädlich erkannt 
ie Uebertretung der Satzungsvorſchriften, welche durch Ueber 
ng des Publicums entweder in dem Gebrauche von Maß 
sich ober in der Eigenſchaft, ober in dem Preife der Wan- 
t wird.” 





Rr. 543. 
se körperliche Beſchädigung: Leichte Verlegung 
mit Iebensgefährlichem Werkzeuge. 
9. Eutſch. v. 19. Sul,lay, 3, ma. @. 6. veldlirch) ©. 3. 


wurde ſchuldig erfannt, das Verbrechen ver ſchweren kör⸗ 
Beſchädigung nach 8. 152, ſtrafbar nach $. 155 lit. a bes 
B., dadurch begangen zu haben, daß er im Wortwechſel 
ıegen biefen zuerft ein Trinfglas ſchleuderte und dadurch ihn 
chel des Mittelfinger® ver rechten Hand leicht verlegte, daun 
vor ihm Tiegenbes ſcharf geſpitztes Tiſchmeſſer in einer Ent- 
von 3—4 Schuhen gegen ihn warf, fo daß es durch das 
und ben Hemblragen an ber rechten Halsgegend brei Linien 
tang und bie äußere Droffelaber verlegte. Gegen biefes Ur⸗ 
ıt ber Angellagte die Nichtigleitebeſchwerde angemelbet und 
nt, baß bie Verlegung nur eine leichte fei. Der oberſte 
hof verwarf bie Nichtigleitsbeſchwerde: 
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„Das Landesgericht hat... . . erkannt, daß bie Verwundung 
an ber rechten Halögegenb durch den Wurf eines ſcharf gefpigten 
Tiſchmeſſers in der Entfernung von 3— 4 Schuh zugefügt wurde, 
und nicht nur duch das vierfach zufammengelegte Halstuch und durch 
den boppelten Hemdkragen, fenbern noch drei Linien tief in ben Hals 
ſelbſt einbrang, und bie äußere Droffelaver verlegte, daß eine ſolche 
Berlegung an ber erwähnten Halsgegend, wo in ber Entfernung 
von wenigen Linien die wichtigften Nerven und Gefähe liegen, immer 
mit Lebensgefahr verbunden ift, und biefe nur durch bie Verhütung 
des Einbringens ber Luft von britter Hand befeitiget wurde. 

Da nun nad $. 155 lit. a bes St. ©. B. auch eine an fih 
leichte Verlegung zum Verbrechen ber ſchweren körperlichen Beſchädi⸗ 
gung wirb, wenn fle mit einem ſolchen Werkzeuge und auf ſolche 
Art unternommen wird, womit gemeiniglich Lebensgefahr verbunden 
ift, und diefer Fall hier nad obigem Thatbeftande offenbar vorhan- 
ven ift, fo kann bie Anwendung bes $. 155 lit a auf biefen Fall 
in keiner Weife angefochten werben.” 


, Nr. 544. 

Ehrenbeleidigung: Bedrohung mit Mißhandlung, „laut 
und um gehört zu werben“. 

Bero, C 9. Entih. u. 10. Jul) 1 AT 6. Trien) 6.3. 


„Wer überwiefen ift, daß er, ungeachtet er wußte, daß feine 
Drohungen mit Mißhandlungen von Anderen werben gehört werben, 
felbe dennoch ausfprady, wird auch für übertwiefen gehalten, daß er biefe 
Drohungen mit der Abſicht, um gehört zu werben, ausgeſprochen hat.“ 


Nr. 545. 
Ereeß der Nothwehr. 
Caſſt. Eatig. v. 19. Juli 1054, 3. 7750. 6. Graz) ©. 8. 105, 


„Der vom Landesgerichte angenommene objective Thatbefland 
befteht darin, daß der Angellagte A eines Abends bei dem R'ſchen 
Haufe war, um mit ben Töchtern des Haufes beim Fenſter zu fpre- 
en, daß er, nachdem ſich die Burſchen W und B mäherten, und W 
rief: „ich lenne dich fon," bie Flucht ergriff und während biefem Ent- 
fliehen den ihn verfolgenven Riſchen Sohn B, einen fechzehnjährigen 
Burſchen, durch einen mit der linken Hand nach rüdwärts geführten 
Schlag auf die Nafe derart verlegt habe, daß hierdurch zunüchſi ein 


| 
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complicirter Bruch des Naſenknochens, verbunden mit Entzündung, 
Eiterung und theilweiſer Abſtoßung einzelner Knochenſtücke und fohin 
eine auffallende Verſtümmlung ver Nafe eintrat. Das Landesgericht 
vermochte in dieſer Handlung des Angeklagten einen Act der Noth- 
wehr nicht zu erfennen, weil er im Dunkel der Nacht feinen Ver⸗ 
folger nicht gelannt habe, er daher nicht bie Ueberzeugung hatte, daß 
ihn eine überlegene Kraft verfolge, er felbft nicht angefallen, auch fonft 
nicht gehindert war, feine Flucht fortzufegen und fid fo der Berfol- 
gung zu entziehen, baher bie Abſicht des Angeflagten darauf gerichtet 
geweſen fei, gegen Jeben, der ba komme, feindfelig einzufhreiten. 

Allein faßt man diefen vom Gerichtshofe angenommenen Sad- 
verhalt genau in's Auge, fo läßt fi in ber Handlung bes Ange 
Hagten, ber nichts Schlechtes, nichts Geſetzwidriges gethan hatte, .... 
doch offenbar nur ein aus Furcht unternommener natürlicher und 
untilllirlier Act erfennen, wodurch ber Angellagte ven ihm von 
dem fchon nahe. kommenden Berfolger bevorftehenden vedhtöwibrigen 
Angriff abzuwehren ſuchte, mithin nah 8. 2 lit. g des St. ©. B. 
ein Act bloßer Nothwehr, welche bie Zurehnung ber That als 
Verbrechen, was fie, objectin betrachtet, nach ven 88. 152 und 156 
des St. ©. B. allerdings wäre, ausfhließt. Dan Kann nämlich 
nad gewöhnlicher Dent- und Handlungsweiſe des Menſchen nicht 
fordern, daß ein von Furcht vor Mißhandlung im Dunkel ber 
Nacht zur Flucht Ungetriebener abwarte, daß ihn der Verfolger er- 
reihe und wirklich anfalle, und daß er fid in diefem Momente ver 
Furt vorerft durch forgfältige Prüfung die Meberzeugung verſchaffte, 
ob ihm der Verfolger an lörperlicher Kraft überlegen fei. 

Es läßt ſich aber dennoch andererſeits nicht verfennen, baf ber 
Angellagte, ein fünfundzwanzigjähriger und, wie es ſchon der Erfolg 
des mit der bloßen Hand rüdlings geführten Schlages bewährt, kräf- 
tiger Menſch, ſich von einer nicht vollends gegründeten Furcht über- 
eilen, ſich zw einer unter ben gegebenen Umftänben nicht nothwendi ⸗ 
gen zu großen Gewaltäbung hinreißen ließ, er daher die Grenzen 
der nöthigen Vertheidigung überſchritten habe. 

Der Angelisgte Tann baher nicht von jevem Verſchulden frei« 
geſprochen werben, fondern er bleibt für dieſes, wenn gleich aus 
Furcht geſchehene Ueberſchreiten der nöthigen Vertheidigung zu Folge 
des 8.2 lit. g bed St. ©. B. immerhin verantwortlich, und er ift 
dafür nad $. 335 bes St. ©. B. ſtraffällig.“ 
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Ne. 546. 
Mordverſuch: Ungenügendes Mittel — oder — frei⸗ 
willige Bejchräntung? 
Berw. €. 5. Entſch.v. 26. an 3, 7798. @. ©. 8togenfurt) 6.3. 


A wurde bed verſuchten Gattenmordes ſchuldig erfannt, wos 
gegen er bie Nichtigkeitsbeſchwerde wegen unrichtiger Auslegung des 
Geſetzes einbrachte, weil bie Tödtung feiner Ehegattin nicht wegen 
feiner Unvermögenheit, wegen Dazwiſchenkunft eines fremden Hinder- 
niffes ober durch Zufall unterblieb, ſondern meil er ihr, obwohl er 
fie ganz in feiner Gewalt hatte und ungehindert nach feinem Be- 
Tieben mit ihr verfahren konnte, doch Feine töbtlichen Stiche beige- 
bracht, alfo feine zur wirklichen Verübung eines Mordes führende 
Handlung unternommen habe. 

Die Beſchwerde wurde verworfen: 

„Dem A ift vom Gerichte zur Laft gelegt, daß er feiner Ehe- 
gattin B, in der Abſicht fie zu töbten, mit einem Mefjer, fogenannten 
Wagnerfchniger, drei Stichwunden, eine in bie Bruft, eine in die Tine 
Lenbenfeite, eine in das Knie beigebracht‘ habe, von denen bie Bruft- 
wunde ſchon an und für ſich Iebensgefährli war, und baß biefe 
Stiche nur gegen bie Abſicht des Thäters ben Tod der Ehegattin her- 
beizuführen nicht vermögend waren. Diefer vom Gerichte angenom- 
mene Thatbeftand enthält alle Merkmale des verjuchten Mordes nad) 
88. 8, 124 und 138 des St. ©. B..... Wenn diefe Handlung bes 
Angeflagten den Tod feiner Gattin nicht zur Folge hatte, die ihr bei- 
gebrachten Wunden nämlich ſich nicht als töbtliche ergaben, fo kann 
dieß, da man am feiner vom Gerichte angenommenen Abſicht zu 
töbten fefthalten muß, nur dem von feiner Willensrihtung unabhäns 
gigen Zufalle beigemeffen werben, daß die mit dem Meffer verjegten 
Stöße, fei e8 wegen ber durch feine Aufgeregtheit veranlaßten Un- 
ſicherheit der Hand, ober wegen ber gegenfeitigen Stellung, ober we 
gen der Bekleidung der Angefallenen mißlangen“ . . . . 


Re. 547. 
Ehrenbeleidigung: Unberechtigte Züchtigung eines Kindes, 
Bew. €. 9. Eutſch. v. 26. se di TIR. . 6. Cilli) ©. 3. 
„Das Landesgericht Iegt dem Beſchwerdeführer in thatfäch- 
licher Beziehung zur Laft, daß er ben Knaben B auf öffentlicher 


Strafge bei den Haaren gerifien und gebeutelt, ſomit unbefugt thät« 
lich mißhanbelt Habe. Damit ift zugleich die Abſicht des Angellagten 
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angenommen, ben Knaben zu beleidigen, welche Abſicht in ber bie 
Merkmale der 8. 496 bezeichneten Uebertretung enthaltenden That ſelbſt 
liegt. Das Landesgericht Hat fich in eine Prüfung des Anlafjes dieſer 
That und der fie begleitenden Nebenumftände nicht eingelaffen. Wenn 
man aber auch ber in ber Beſchwerde aufgeftellten Behauptung, daß 
eine nicht unangemeffene Zuchtigung eines unbeaufſichtigt auf ber 
Strafe in Verübung eines boshaften oder muthiwilligen Streiches 
betretenen Buben nicht wohl eine Ehrenbeleidigung bilden könne, 
nicht unbebingt jede Giltigkeit abfprechen will, und wenn man auch auf 
das, was Hinfichtlic des Anlaſſes der That und der fie begleitenden 
Nebenumftände durch die Ausfagen ver vernommenen Zeugen hervor 
gefommen ift, zurüdfieht, fo ergibt fi daraus doch fein Anhalts- 
grund, um in ber dem Angeflagten zur Laft gelegten That bie im 
8.496 des St. ©. B. bezeichnete Webertretung nicht erfenmen zu 
Tonnen. Unter ben vorliegenden Umftänden Tann bie Nothwendig ⸗ 
feit und fomit eine Berechtigung des Angellagten, eine Züchtigung 
bes Knaben vorzunehmen, nicht anerkannt werben, fonbern es ftellt 
ſich diefe unbefugte Mißhandlung des Knaben an einem öffentlichen 
Orte ald die im 8. 496 des St. ©. B. bezeichnete Uebertre- 


tung bar." 
Ra M. 397. 


Betrug: DVerleitung eines des Lejens Unkundigen zum 
Unterfchreiben einer Unwahres beftätigenden Urkunde. 
Bere. 5. Entf. v. 2. Jul 1a, 3,7840. @- ©. Dimih) 6.3. 


A wurde wegen Verbrechens des Betruges verurtheilt, indem 
das Gericht folgenden Thatbeftand als erwiejen annahm: A war 
mit den Cheleuten B in einer geſchäftlichen Verbindung geftanden, 
aus welcher ihm jebod ein Rechtsanſpruch an biefelben nicht zufam. 
Um jedoch ein Beweismittel gegen fie zu ſchaffen, ließ er von ihnen, 
bie des Leſens unkundig waren, eine Urkunde unter der Borfpiegelung 
unterfohreiben, daß er biefe Urkunde in einem Proceffe gegen D be— 
nöthige (ohne daß die B den Inhalt Fannten); in berfelben anerklannten 
aber die Eheleute B, daß fie bem A aus ihrer gefchäftlichen Ber- 
binbung 70 fl. ſchulben. — Der oberfte Gerichtshof verwarf bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde des A mit der Bemerkung: „Subfumirt man 
dieſen Thatbeſtand, den aud der Caſſationshof als erwieſen anneh- 
men muß, unter bie 88. 197, 200, 204 lit. a des St. ©. B., 
+ fo, unterliegt e8 feinem Zweifel, daß das Landesgericht diefe That 
mit richtiger Anwendung des Geſetzes als das Verbrechen bes Be- 
truges anerfannt habe.“ 
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Ne. 549. 


Verjahrungsunterbrechung: Unterfuchungsac 
nicht gegen den Beſchuldigten richt: 
Berw. €. 9. Entfg. d. 2 Ten @ 6. 


„Die Verjährung wirb nach ven 88. 227 und 531 
ausfchliegend nur durch bie Erlaſſung einer Vorlabung, 
rungs· oder Berhaftöbefehles an ben Beſchuldigten, obı 
Berfolgung mittelft Nacheile oder durch Stedbriefe, 
durch Anzeige, nod durch bie Einvernehmung des Yı 
durch anderweitige Erhebung unterbrochen." 


Nr. 550. 


Betrug durch Gebrauch unechter Wage: 2 

des Fehlers durch Anhängung von Aus; 
gegenftänben. 

erw. €. 9. Eutſch. v. 26, a RG. 


„Der Staatsanwalt führt in der Nichtigkeitsbeſch 
Geſetz fordere in einem öffentlichen Gewerbe den Get 
Gewichte und Wagen, und es könne dem Willen des E 
nicht anheimgeftellt bleiben, eine unechte Wage durch A 
Ausgleihungsgegenftänden richtig zu ftellen; die unecht 
durch Anhängen won berlei Gegenftänden nicht echt. 
liegenden Falle fei durch bie Borunterfuhung und bie 
lungen der Verdacht begründet, daß die Augeklagten 
ungögegenftände bei ihren unechten Wagen nicht ftets « 
ten, Fordern mit großer Wahrſcheinlichleit erſt zur Z 
fundenen Revifion befeftigt haben... .. Der Caffatic 
zwar nicht die Nüdfichtswärbigkeit der von der Staats 
ftellten Anfichten und Gründe, doch ift er nicht in ber £ 
tigfeitöbefchwerbe ftattzugeben, venn nad $. 197 des S 
zum Verbrechen des Betruges ausdrücklich die böfe Abft 
Schaden zuzufügen, erfordert; — und im Eingange di 
St. ©. 8., welder mit dem Abfage lit. c anf ben von 
Anwendung findet, wird auf bie Vebingungen bes 
St. ©. 8. Hingewiefen . . . . 

Das Sanpesgeriht erflärt aber in feinen Entſchei 
daß durch die von bem Angeklagten getroffene Ausgleic 
dur an ben Tag gelegte Bemühung, das Public 








Bevortheilung zu verwahren, ber böfe Vorſatz geradezu aufgeho- 
ben werde. 

Bei dem hiernad) von dem Landesgerichte mit voller Beftimmt- 
heit ausgefprocenen Entfallen des böfen Vorfages Tann die ‚dem 
Angeklagten zur Laſt gelegte That demſelben nicht als Verbrechen 
zuͤgerechnet werben,“ 


Re. 551. 


Schwere körperliche Beſchädigung durch das verabrebete 
Zujammenwirken Mehrerer: Verhältni der Sprint 
beftimmung des $. 157 St. ©. 8. zu dem Strafr 
verfchärfungsgrunde des S. 155 lit. d. - 
Caffr. Ent. v. 2. Anguf 105% 3.7250. R. ©. Wien) ©. 2.100, 


„Das Landesgericht hat angenommen, es fei nicht erwieſen, 
ob bie Thätigfeit des A für ſich allein ober jene ver O für ſich allein, 
ober ob nur Beibe zufammen bie ſchwere Verlegung ver B bewirkt 
haben. Iſt aber nicht erwieſen, welcher der beiden Ungeflagten ver 
B die ſchwere Verlegung beigebracht habe ober ift diefe nur durch 
das Zuſammenwirken ber Berlegungen ober Mißhandlungen von beie 
den Ungeflagten erfolgt, jo liegt der Fall des zweiten Abfages des 
8. 157 des ©t. ©. B. vor, und da bie Beftimmung besjelben 
ganz allgemein lautet, fo muß in biefer Beftimmung auch der Fall 
des 8. 155 lit. d des St. ©. B., menn nämlid,, wie hier, ber 
Angriff in verabrebeter Verbindung geſchah, als begriffen erfannt 
werben, wonach fobann auf die That der Angellagten nicht die im 
8. 155 beftimmte Strafe des ſchweren Kerkers von ein bi zu fünf 
Jahren, ſondern bie im $. 157 verhängte Strafe bes Kerkers von 
ſechs Monaten bis zu einem Jahre in Anwendung zu bringen if.“ 


Nr. 552. 
Unzucht mit den Ehegenofjen der Geſchwiſter — Eoncur- 
renz mit Ehebruch. 
Berw. C. H. Eutſch. v. 2. Auguſ 1854, 3. 7060. (2. G. Wien) ©. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nad} den Acten.) 

A wurbe ber Uebertretung gegen bie öffentliche Sittlichkeit 
nad 8. 501 des St. ©. B. ſchuldig erkannt, weil er die kaum 
fünfzehnjährige einbändige Schweſter feiner Gattin zum außerehe- 
lichen Beifchlafe verleitete und benfelben fohin öfter mit ihr vollzog. 
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Bei Verwerfung feiner Nichtigkeitsbeſchwerde erkläͤrte der oberſte 
Gerichtshof: .. . . „Der völlige Ungrund der Ausführung, welche 
dem Geſetze bie widerfinnige und das Sittlichkeitsgefühl gröblich ver- 
Iegende Auslegung geben will, daß ber 8. 501 bloß die Straf- 
barfeit britter Perſonen beftimme, welche mit ben Chegenofien 
der Eltern, der Kinder ober der Geſchwiſier Unzucht treiben, nicht 
aber audy die Strafbarkeit ber Ehegenoffen felbft, wenn ber beleis 
digte Theil nicht bie Beftrafung wegen Ehebruches verlangt, tritt bei 
Zufammenhaltung der 88. 500—502 St. ©. B. ımd der Marginalien 
grell hervor. Das Gefeg will den geſchlechtlichen Verkehr jener Perfonen 
ohne Unterſcheidung zwiſchen verehelichten oder unverehelichten Theis 
Ien aus weifen Gründen hintanhalten und ftraft jede derlei Unzucht 
als Uebertretung und zwar firenger an bem Berführer, fei biefer ver 
verehelichte ober der ambere Theil; nicht die Berpflihtung, welde 
die Ehe auferlegt, fondern das Band der Berwanbtfhaft over Schwä- 
gerſchaft fol die Unzucht zunächſt als fträflich erfcheinen laſſen.“ 


Nr. 558. 


Falſcher Eid; Eidliche Negation einer zum Theile un 
wahren Thatſache? Eid über eine Rechtsfrage. 
Caſſir. Entf. v. 2. Auguft 1sst, 3,8008. @. 6. Trient.) G. 3. 1854, 

A wurbe wegen Verbrechens des Betruges, begangen durch Ab- 
Tegung eines falſchen Eides, ſchuldig geſprochen, feiner Nichtigkeits- 
beſchwerde aber vom oberften Gerichtshofe ſtatt gegeben: 

„Das Landesgericht hat zwar als eriwiefen angenommen, baß 
zwiſchen A und B ein Gefellfchaftsvertrag überhaupt beftanben habe, 
es vermochte aber nicht für erwiefen zu erflären, daß ber Gefell- 
ſchaftsvertrag in dem Sinne gefchloffen wurde, als folle ber 
Gewinn zur gleichen Hälfte zwiſchen A und B geteilt werben. 
Da nun die Eivesformel in ber Verbindung biefer beiden Säge 
ein zufammenhängendes untheilbares Ganze bilvet, und der Schwer- 
punt hauptſaͤchlich auf dem zweiten Satze im ber Bebingung 
der Theilung des Gewinnes zur gleichen Hälfte gelegen ift, wie 
auch das von B in ber Mlage darauf gerichtete Begehren erkennen 
läßt, jo Tann nicht behauptet werben, daß der Angeklagte, wenn er 
verneinte, daß ein Gefelfchaftövertrag unter der Bedingung ber Thei · 
lung des Gewinnes zur gleichen Hälfte geſchloſſen wurbe, falſch ger 
ſchworen habe, weil nicht für erwieſen anerkannt wurbe, daß biefe 
Bedingung verabredet worben fei. 
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Betrachtet man aber aud) das von A und B gegen D über- 
nommene Holzlieferungsgefääft, auf weldes ſich das Landesgericht 
beruft, und in der Weiſe, wie fie dieſes Gefhäft in Vollzug fegten, 

t ſich daraus auch nicht der Schluß ziehen, daß zwifchen A und B wirk« 
n Geſellſchaftsvertrag nach der gefetlichen Begriffsbeftimmung ge- 
fen wurbe. Es gehört zur Wefenheit eines Geſellſchaftsvertrages im 
e ber 88. 1175, 1187 und 1193 des a. b. ©. B. daß ſich zwei 
mehrere Berfonen zu einem Erwerbe vereinigen, um einen ge= 
chaftlichen Nugen zu erzielen, daß fle dazu mittelft ihrer per- 
hen Kräfte und eigenthümlichen Sachen zugleich ober bloß mit- 
ihrer Kräfte beizutragen haben, und baß ber Gewinn verhält- 
ißig ober nad einem beftimmten Maßftabe vertheilt werde. 

Daß diefe Punkte zwiſchen A und B verabrebet wurden, ift 
conftatirt; im Gegentheile aus dem erwähnten Contracte er- 
„daß A und B ſich bloß gegen D folivarifch verpflichtet haben, 
das Holz zu liefern, ohne zu beftimmen, welches Rechtsverhält ⸗ 
inter ihnen zu beftehen habe. Es ergibt ſich weiter, daß Jeder 
ich abgefonbert dem D Holz zugeführt und bafür bie Zahlung 
ten bat. Dadurch aber wird noch keineswegs eine Gefelichaft 
ndet. 

Es fehlen daher in der That auch die weſentlichen Merkmale 
gefeglihen Begriffe eines Geſellſchaftsvertrages, es genügt nicht, 
zu jagen, es habe ein Geſellſchaftsvertrag beftanben..... Somit 
aud, die Sade von biefem Geſichtspunkte aus betrachtet, nicht 
tommen werben, daß ber Angeklagte einen falſchen Eid abge- 
habe.“ ” 


Nr. 554. 
ſchuldete Crida: Unkenntniß des Handlungsgefchäftes. 
ẽ. 6. Entfg. m 2, one 14, 2,5100. 0. 6. Röniggrä,) 


Der oberfte Gerichtshof —* en Veweſun der Nichtig ·⸗ 
eſchwerde des nach $. 486 St. ©. B. verurtheilten A: 

„Den Eintritt eines Unglüdsfalles hat Beſchwerdeführer nad 
Nusfpruche des Landesgerichtes nicht erwieſen; dagegen aber laſſen 
8 erwiefen angenommenen Thatſachen fein Verſchulden Mar heroors 

„ benn ba er bie Handlung ohne einen Hanblungsfond begon- 
fo waren die Gläubiger, welche ihm die Waaren crebitirten, 
htlich der Befriebigung ihrer Forderungen nur auf den Erlös 
te verfauften Waaren gewieſen, dieſen Befriebigungsfond aber 
Ingeflagter nicht nur durch unnöthige Beiſchaffung Toftfpieliger 
chtungsſtücke, ſondern auch dadurch vermindert, daß er aus 
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dieſem Fonde Baulichkeiten in dem Hauſe ſeiner Gattin beſtritt, und 
fo den Glaubigern den hierauf entfallenden Betrag gänzlich entzog. 

Zu diefen zum offenen Nachtheile feiner Gläubiger gereichen- 
ten Vorgange gejellte fi feine Unkenntniß und Unerfahrenheit im 
Hanblungsgefhäfte, de er viele ben Localverhältniffen nicht ange- 
mefjene Waaren auf Erebit bezog, und hierdurch feinen Schuldenſtand 
unnöthiger Weife vermehrte, ferners Tein Hauptbuch, bie übrigen 
Handelebücyer aber unorbentlich führte, und auf biefe Weife bie ge- 
börige Prüfung feines Geſchäftsbetriebes vereitelte. Hatten num auch 
biefe Mängel in feiner Unfenntniß ihren Grund, fo müßten ihm 
felbe dennoch als ein feine Gläubiger benachtheiligendes Verſchulden 
angerechnet werben, ba ber Antritt eines Gejhäftes überhaupt bie 
Pflicht der genauen Kenntniß besfelben in ſich ſchließt, und ber 
$. 486 lit. c die gänzlich unterlaffene oder mangelhafte Führung 
ber Hanbelsbücher in Cridafällen ohne Unterſchied, ob dieß aus Un- 
tenntniß ober abſichtlich erfolgte, als ſtrafbar erklärt." 








nu Ahr 


Coneurrenz einer Drohung mit der Ausführung: Vers 
brechen der gefährlichen Drohung ? 
Ber. €. H. Entf. v. uk Io, 2,0008 @ G. Nentitfgein.) 


A ta in das Gaſthaus des B, und weil Letzterer ſich weigerte, 
ihm Getränke zu geben, jo zerfhlug A unter fortwährenden Aus- 
zufungen, er werde Alles zerſchlagen, Gegenftände im Werthe von 
6 fl. und entfernte fi mit der Drohung, B werbe noch unter fei- 
nen Händen crepiven. — 

A iwurbe nur wegen ber Uebertretung ber boshaften Beſchädi- 
gung fremden Eigentums verurtheilt, und ber oberfte Gerichtshof ver- 
warf bie Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft: 

00. „Wenn mit einer That gedroht ımb biefelbe unter Einem 
ausgeführt wird, fo kann nicht mehr die Drohung für fid, allein, 
fondern nur die ausgeübte That felbft in Anbetracht genommen und 
zugerechnet werben. Das Landesgericht hat daher mit allem Rechte 
die von bem Angeflagten gegen B ausgefloßene Drohung der Be— 
ſchädigung feines Eigenthumes nit, ſondern nur bie unter Einen 
verüßte Beſchädigung felbft in Erwägung gezogen, melde, ba ber 
angerichtete Schaben nur 6 fl. 36 fr. C.M beträgt, kein Verbrechen, 
fondern nur die im $. 468 des St. ©. B. bezeichnete Uebertretung 
begründet, Uebrigens müßte aud im Falle des $. 99 des St. ©. B. 
bie Drohung geeignet fein, bem Bedrohten gegründete Beſorgniſſe 
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einzuflößen, was von dem Landesgerichte mit Grund verneint wurde, 
weil B die Herbeiholung der Gensb’armerie ablehnte, und ſelbſt bei 
der Öffentlichen Verhandlung erflärte, ba er bie Drohung nicht 
fürditete, 





Nr. 556. 
Falſches Zeugnif: Recht des Staates auf Wahrheit. 
Bern. €. 5. Entf. b. 9. Mngık 1854, 8, 5519. @. ©. daten) ©. 3. 


„Daß ein Schade wirklich zugefügt wurbe, wird nad ber 
Tertirung des F. 197 des ©t. ©. B. nicht erfordert, indem ſchon 
die intendirte Schabenszuflgung zu dem Beftande diefes Verbrechens 
ausreicht, insbefondere aber ift es bei dem Verbrechen des Betruges 
durch Ablegung einer falſchen Zeugenſchaft nicht erforderlich, daß Hier- 
durch ein Vermögensnachtheil herbeigeführt werben foll, fonbern es 
genügt nad) dem deutlichen Wortlaute bes 8. 197, daß ber Staat 
in feinem Rechte auf die Wahrhaftigkeit der Zeugen beeinträditiget 
werbe,” 





Rr. 557. 
„Gewohnheits!⸗Diebſtahl. 
Gaff, Entih. v. 9. Kg 1654, 3. 8504. (&. ©. Rcoben) G. B-1054, 


„Das Landesgericht redjnet die dem Angeflagten A zur Laft ges 
legte That als Gewohnheitsdiebſtahl zu, ba er, erft in einem Alter 
von 25 Yahren, wegen Diebftahles bereits einmal mit fünfmonats 
lichem, zweimal mit achtmonatlichem, das legte Mal mit zwei« und 
einhalbjährigem ſchweren Kerler abgeftraft wurde, nad erhaltener 
Freiheit jedesmal in kurzen Zwiſchenräumen wieber in benfelben 
Fehler verfiel, und obwohl Ende 1853 aus feiner legten empfind- 
lien Strafe entlaffen, ſchon am 2. Februar 1854 einen neuen an 
fi) verbrecheriſchen Diebftahl beging; ba weiters erhoben vorliegt, 
daß er keineswegs aus Noth zur Berübung von Diebftählen veran- 
laßt wurbe, indem er im Haufe oder Dienfte feines Vaters ein zu- 
reichendes Ausfommen hatte, dieſes Verhältnig aber ohne anderen 
Anlaß verließ, daher der vorliegende Diebſtahl nur feinem unver⸗ 
befferlichen Hange zum Stehlen zugeſchrieben werben Yann . . . . 

Bon einem Menſchen nım, der wie der Ungeflagte in dem Zeit« 
raume von neun Jahren fünf Diebftähle, und zwar bie erften vier 
in dem noch unreifen ter von 16 bis 21 Jahren begeht, und 
zwar in fo raſcher Folge, daß von ben Zeitpunkten der wieder er« 
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langten freiheit bis zum nächſten Angriffe Zwiſchenräume von nur 
14, 4, 12 und 3 Monaten liegen, in welden ihm Nichts zur Laft 
fiel: von diefem läßt ſich doch noch nicht behaupten, daß er jede Ge- 
legenheit zum Diebftahle benüge, daß er bloß aus Hang zum Dieb- 
ſtahle ftehle, und ſich demnach entſchieden als unverbefierliher Ges 
wohnheitsdieb barftelle, wornad die ihm gegenwärtig zur Laft gelegte 
That durch unrichtige Gefegedauslegung den 88. 176 I und 179 
des St. ©. B. unterzogen erſcheint.“ 


Ne. 558. 


Hilfeleiftung des Waldhegers zur Entwendung von Holz 
aus dem Walde: PVerumtrenung oder Mitfchuld am 
Diebftahle? Vergütung des dur einen Diebitahl zu- 
gefügten Schadens, nachdem die Gensb’armerie in 
Kenntniß gejeßt war. 
Berw. €. 9. Entf. v. 16. “pr 1854, 3.8708. . 6. Oimi) 6. 8 


„Da der Gensb’armerie nach dem organifchen Geſetze für bie- 
felbe vom 18. Januar 1850, Nr. 19 R. ©. Bi. eben jene Rechte 
wie obrigfeitlichen Perfonen erteilt werben, und die Aufgabe biefes 
Sicerheitsinftitutes vorzüglich in ber Entvedung von Gefegesüber- 
tretungen und Ausforfhung ber Thäter befteht (8. 12), fo ift es 
auch Har, daß ber Befcwerbeführer A (welcher Holz entwendet hatte) 
ben $. 187 St. ©. 2. für ſich nicht in Anfprud nehmen Tann, 
indem bie Erfagleiftung erft dann eintrat, als feine firafbare Hand- 
lung zur Renntnig ber Gensd'armerie, d. i. jener aufgeftellten öffent 
lichen Autorität gelangte, welde für die Aufrechthaltung der Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit Sorge zu_tragen hat. 

Im Betreff ber dem C zur Schuld gelegten That wirb ale 
erwiefen angenommen, baß berfelbe dem A umb D vorläufig zuge- 
fand, fi einige Fichten aus dem unter feiner Beauffihtigung ftehen- 
ben, zum Reviere gehörigen Walbantheile zugueignen, daß er fih im 
Voraus mit benfelben über feinen Gewinn babei verftändigte und 
ſich diefen Gewinn auch zueignete, daß er ferner benfelben die Zeit 
zur Ausführung der That bekannt gab, und zu deren fiheren Voll» 
firedung durch abſichtliche Vernahläffigung der ihm obliegenven Be- 
wachung des Waldbeſtandes beitrug, wodurch dem Gutsbeſitzer 
ein Schade von 55 fl. 46 kr. C.⸗M. zugegangen war. Im 
dieſem Thatbeftande hat das Landesgericht mit vollkommen richtiger 
Anwendung bed Geſetzes das Verbrechen der Mitſchuld am Diebftahle 
nad 88. 171, 173 und 174 lit. b, dann $. 176 lit.b St. G. B. 
als beftehend angenommen, da ex fein bienflliches Verhältniß des 
eigenen Vortheils willen bazu benügte, um feiner Dienſtherrſchaft 
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durch die eingeleitete und begünſtigte Entfremdung der Fichtenſtämme 
einen, ven Betrag von 25 fl. E.-M. überſteigenden Schaden zuzu- 
fügen. Seine Handlung aber kann keineswegs als das minder ver- 
pönte Verbrechen der Veruntreuung angefehen werben, denn wenn 
gleich dieſer Walvantheil feiner Obhut anvertraut war, fo folgt bar- 
aus nur, baß er jeve Schabenszufügung in biefem Walotheile fern 
zu halten hatte; übrigens ſetzt der Begriff von Veruntreuung vor— 
aus, daß eine Art von Webergabe zur Gewahrfam eingetreten und 
daß daher der Thäter ſich in dem Beſitze der anvertrauten Sache 
befunden habe, was ſich in dem vorliegenden Falle nicht fagen läßt, 
da bie Herrſchaft fortan im Beſitze der in dem Walde befindlichen 
Stämme geblieben iſt.“ 


Nr. 559. 
Erpreſſung eines Geftändniffes. 
Berw. €. H. Entfd. v. 16. Anguft 1854, 3. 8798. 609 .) Hals 
er —X —X et —— 

„In dem vom Landesgerichte als erwieſen angenommenen That« 
beſtande, daß der herrſchaftliche Revierjäger A gegen ven im... . 
Reviere und zwar in bem dazu gehörigen Walde betretenen B mit 
in ber linken Hand gehaltenem Doppelgewehre, wovon ber eine Lauf 
geladen war, während in bem zweiten ungeladenen fich der Labftod 
befand, bie Drohung vorbradte, daß er Luft Hätte, ihn zu durchboh - 
ven, wenn er nicht ben Ort anzeige, wo er bie Schlingen gelegt 
habe, und daß er dann, als B fi nicht hiezu bequemen wollte, 
bie weitere Drohung beifügte, daß er ihn mit dem aufgehobenen 
Steine vor dem Kopf fehlagen werbe, wenn er dieſes Geſtändniß 
nicht leiſte, — find alle Merkmale enthalten, welhe das Geſetz 
(8. 98 St. ©. 8.) zur Begründung bes Verbrechens ber öffent 
lichen Gewaltthätigkeit durch Erpreſſung erfordert. Es enthielt dieſe 
Drohung die deutlich ausgeſprochene Abficht, von dem Bedrohten ein 
Geſtaͤndniß und eine Leiftung zw erpreffen, wobei in bie von bem A 
vorgebrachte Entſchuldigung, daß er nur ben Ort der gelegten Wild- - 
ſchlingen erfahren und auf diefe Weife einen Jagdfrevel hintanhalten 
wollte, nicht eingegangen werben fann, ba Angellagter, wenn er B 
eines beabfihtigten Wilbviebftahles für verbächtig hielt, venfelben an 
das zuftänbige Gericht hätte abftellen, nicht aber in eine fo peinliche 
Lage verfegen follen. 

Es mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde um fo mehr verworfen 
werben, als die Behauptung bes Angeflagten, daß bei biefem Ver— 
brechen bie Zufligung eines dem Gelde nad) ermittelbaren Schadens 
erforbert werbe, durch ben, Wortlaut des 8. 98 des St. ©. B. 
widerlegt und im 8. 100 des St. ©. B. nur als erſchwerender 
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Umſtand angeflihrt wird: „wenn die angedrohte Beſchädigung den 
Betrag von 1000 fl. oder der Schade, der aus der zu erzwingenden 
Leiſtung, Duldung ober Unterlaſſung hervorgehen würde, den Betrag 
von 300 fl. überſteigt,“ welches ſich offenbar nur auf Drohungen, 
bie eine Eigenthumsbeſchädigung betreffen, bezieht.“ 


Rr. 560. 
Berleitung zu falſcher Zeugenausfage, verübt vom 
Beſchuldigten. 
Verw. €. H. Eutſch. v. 16. Panne, Dyson. & 6. Troppau) ©.3. 


„Das Landesgericht hat . . al8 eriiefen angenommen, daß 
in ber Straffahe der Beſchwerdeführerin C wegen der den Ehe 
leuten B zugefügten Chrenbeleivigung A bei feiner Vernehmung vor 
dem Bezivkögerichte fälſchlich das Zeugniß ... abgelegt habe,.... 
daß ferner A zu diefer falfchen Ausfage von der Bejchwerbeführerin C 
in der Abficht, um das Gericht in der anhängigen Unterfuhung we 
gen ber Ehrenbeleidigung irre zu führen, dadurch verleitet wurde, 
daß fie ihm durch bie Verabreihung von 1 fl. E.-M. und das Bere 
ſprechen des Gefchenkes von einem Paar Hofen zu überreden mußte, 
die falſche Ausfage vor Gericht zu leiften..... . 

Wird diefer Thatbeftand . . .. . den 88. 197 und 199 lit. a 
unterftellt, fo zeigt es fi, daß von dem Landesgerichte ganz richtig 
das Geſetz auf die ihr zur Laft fallende That angewendet worden 
ift, da von ihrer Seite die Bewerbung, reſp. Verleitung zu einem 
vor Gericht abgelegten falſchen Zeugniffe in der Abficht, um ſich der 
ihr drohenden Veſtrafung wegen ver Ehrenbeleidigung zu entziehen, 
eintrat, worin, da das Recht des Staates auf Wahrhaftigkeit der 
gerichtlichen Zeugenausfage verlegt wurde, das Verbrechen des Be— 
truges enthalten ift.“ 





Re. 561. 
Falſches Zeugniß: Abſicht, zu ſchaden? — Recht des 
tantes auf Wahrheit. 
Berw. €. H. Eutſch. 33 a 3 8869. (2. ©. Königgrätz.) 
„Zum Verbrechen des Betruges durch ein falfches gerichtliches 
Zeugniß ift nach ven 88. 197 und 199 a des St. ©. B. nidt 


nothivenbig, daß durch basfelbe für Jemanden ein Schade wirklich 
entftanben fei, fonbern es genügt, wenn hieraus ein Schade entftehen 
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konnte .... — Abgeſehen davon, daß hierdurch das dem Staate 
den Zeugen gegenüber zuſtehende Recht auf Wahrheit jedenfalls 
verlegt wurde.“ 





Rr. 562. 
etretung der Amtspflicht: Unberechtigte Verhaftung. 
C. $. Eutſch. v. 16. 1854, 3. 8870. (8: ©. Kouiggrätz) 
— —— 

„Das Landesgericht hat.... als erwieſen angenommen, daß Be- 
rdeführer A, als feine Schwiegertochter B in fein Haus kam, um 
och übrigen Effecten ihres verftorbenen Ehemannes abzuholen, 
ı Gefellen D um ven Polizeimann P geſendet und ihm, da er 
Pofizeirevifor in BR beftellt war, bie Verhaftnahme derſelben 
ug, worauf B in bie Gemeindelanzlei abgeführt und von dem 
werbeführer, ohne die Ankunft des Bürgermeifters abzuwarten, 
n für Schüblinge beftimmten Arreſt, wo ſich gerade ein männ- 

Satsting befand, eingefperrt wide, unb durch zwei Stun- 
verblieb. 

Im diefem Thatbeftande . . . . find alle Merkmale enthalten, 
e der 8. 331 des St. ©. 2. erheiſcht; denn zur Vornahme ber 
firungen war A als Polizeivevifor nur in ben von bem Ger 
beftimmten Fällen bereditiget; da mun feine Schwiegertochter 
ch, daß fie nad) dem Tode ihres Mannes deſſen Mleivungs- 

mitzunehmen ſuchte, noch feine ftrafbare Handlung beging, fo 

ihm keineswegs das Recht zu, wider biefelbe mit der Verhaft« 
ie vorzugehen, vielmehr Hätte derſelbe, wenn er glaubte, daß 
ı ben Vorgang feiner Schwiegertochter feine ober ber Nachlaß. 
jiger Nechte beeinträchtiget werben, bie Hilfe des zur Berlaffen- 
sabhandlung berufenen Richter anſprechen ſollen. Nachdem nım 
widergeſetzuche Arretirung eine in feinem Amte ber B zuge- 
thätliche Veleivigung in ſich begreift, fo wurde... . vom 
esgerichte ganz richtig ber $. 331 bes St. ©. B. wider ben- 
n in Anwendung gebracht.“ 





Ne. 563. 
enbeleidigung: Beſchurung in einer „verbreiteten“ 
ingabe? 
».€. d. Cntih. u. 16 Ba, BE . 6. Rosignn, 


A wurde nach $. 496 St. ©. B. verurteilt, weil er in 
ebrachten Recurfen den Bezirlsgerichtsadjuncten B beſchimpft hatte. 
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— Der oberfte Gerichtshof hat der Nichtigkeitsbeſchwerde des A ſtatt 
gegeben: ... ... „Aus ben 88. 300, 489, 491, 492 St. ©. 2, 
läßt fi entnehmen, daß das Gefeg eine in einer Schrift vorge» 
brachte Beſchimpfung ober Beleidigung einer mündlich äff--* --- 
gebrachten nur dann gleichftellt, wenn biefe Schrift verbı 

eine Berbreitung - einer Schrift im Sinne des Geſetzes 

durch beren Ueberreichung bei einer Behörde noch nicht ſta 

Umftand, ob über eine folhe Eingabe nur von Einem 9 

von einem Collegium entſchieden wird, Tann hier nicht ve 

fein. Der 8. 496 des St. ©. B. findet demnach, da | 

des B nicht weiter verbreitet wurben, feine Anmenbung, 

ferne die Nichtigkeitebeſchwerde dahin gerichtet ift, daß bi 

gellagten zur Laft gelegte That einem Strafgefee unterzo 

das darauf Feine Anwendung finbet, mußte felber ftattgegebe 

Der oberfte Gerichtshof erflärte weiter auf die Handlung 

8. 1839 a. b. ©. B. und die Hofvecrete vom 30. Dece 

und 21. Yänner 1808 für anwendbar. 


Rr. 564. 
Betrug: Liftige Vorftellungen und Ränke zu 
gung einer Verlängerung von Erebit. 
Berw. €. 9. Entih. v. 28. "ga Ion, 3. To02. 868 


Der Ungellagte bewarb fi, um befto leichter Er 
langen, um ein Anlehen im Betrage von 80,000 bis 100,001 
und verbreitete Befchreibungen der Güter, welde er bafll 
den wollte, über bie er aber nicht völlig frei verfügen 1 
wohnte und Iebte auf bie koſtſpieligſte Weife in einem the 
hof, behielt Fiaker und Lohnbebiente den ganzen Tag zu 
fügung, und machte fo bei völliger Zahlungsunfähigkeit 
fiherung prompter Zahlung bedeutende Einkäufe; das ( 
verfaufte er wieder, um ſich Gelb zu verfhaffen. Bei 2 
der Nichtigleitsbeſchwerde des wegen Verbrechens des Bet 
urtheilten A bemerkte ver oberfte Gerichtshof: 

. .. . „Diefe Handlungen ftehen, vermöge der gemein 
Tendenz, unter ſich in Zufammenhang, müffen daher auch in 2 
und al8 Ganzes beurtheilt werben... Wird aber bie Hand 
des Angellagten in biefer Richtung in Betracht gezogen, 
fih, daß ber Angeklagte, nachdem er ſich durch Anhäu 
Schulden, durch ungeregelte Geldgebahrung, Hinausgabe 
füllter Accepte, Mangel an aller Evidenz und dergleichen 
lungsunvermögenheit geftärzt hatte, wegen bes Ynbrär 
Gläubiger und um bie häuslichen Bebürfniffe beftreiten 4 
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auf das Eifrigſte bemüht war, auf jede Art ſich Geldmittel zu ver- 
ſchaffen, daß er zu biefem Ende und um feinen Credit zu verlän⸗ 
gern, in vollem Bewußtſein feiner Vermögensloſigkeit, fih dennoch 
duch Worte und Handlungen den falſchen Schein eines vermög— 
Then Mannes gab, und hierdurch, fo wie durch Vorfpiegelung ber 
Fähigkeit und des Willens für Warren und Dienfte prompte oder 
baldige Zahlung zu leiften, obwohl er wußte, daß ihm die Fähig - 
keit hierzu gänzlich mangle, die — (Beihäbigten) — täufchte uud 
um namhafte Summen verkürzte, welde Handlungsweiſe nad bem 
Geſetze nicht anders als für betrügerifch angefehen werben Tann.“ 


Re. 565. 


Verfiihung, öffentlicher Sretipapiee : : mWerkzeuge, 
welche die Vervielfältigung diefer Papiere erleichtern.# 


. €. H. Entid. v. 23. Auguſt 1854, 3.8851. (8. 6. Tı ) 6.3. 
Berw. €. H. Entſch. — EN R. 6. Troppau) ©. 3. 


Der wegen Verbrechen der Nachmachung öffentlicher als 
Münze geltender Erebitpapiere verurtheilte A machte in der Nich- 
tigfeitöbefchwerbe geltend, daß das Gericht ben minberen Strafjag 
des 8. 108 St. ©. B. hätte zur Anwendung bringen follen, in» 
dem ber Drudjag, die Maſchine zu einem wieberholten Gebrauch 
nicht tauglich waren, da die Mafchine fon nach dem erſten Drude 
flumpf wurde, und auch ber Drudjak wegen ſchlechter Löthung gleich- 
falls nach dem erſten Gebrauche reparirt werben mußte. Der oberfte 
Gerichtshof verwarf die Beſchwerde und bemerkle hierbei: 

„Das Landesgericht hat ben erften Strafſatz des $. 108 
des Si. 6. vS. mit vollem Rechte hier angewendet, weil dasſelbe 
auf Grund des Befundes des Finanzminiſteriums angenommen hat, 
daß bie Nachmachung mittelſt Plattendruds erfolgte, Platten aber 
Werkzeuge find, melde die Vervielfältigung erleichtern und es, ſo⸗ 


bald dieſes Werkzeug angenommen wurde, nicht mehr darauf an⸗ 


tömmt, ob bie angewandte Platte mehr ober minder brauchbar fei, 
ober baldigen Neparaturen unterliege, zumal, wo letztere auch wirk- 
lich in's Werk gefegt wurden.“ 
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Nr. 566. 
Ankauf verdächtiger Waare: Silbergeld ohne Agio, 
Berw. €. H. Eutſch. v. 2 ee 2,50. &. ©. Nentitfpein.) 


„Das Landesgericht hat als erwiefen angenommen, daß ber 
Angellagte A, Kaufmann in X, bie ihm von C zum Einwechſeln 
angebotenen, von dem bei B entmenbeten Gelde herrührenben Silber⸗ 
zwanziger und Thaler im Betrage über 500 fl. ohne Agio gegen 
Banknoten an ſich brachte, obwohl ihm das eingewechſelte Silbergeld 
theils aus dem Umftande, dag C Fein Agio verlangte und basfelbe 
mehrmalen und das erfte Mal in ärmlicher Kleidung zum Verwech- 
feln brachte, jo mie aud aus der Eigenfhaft des Geldes zu dem 
Anbietenden höchft verdächtig erſcheinen mußte. In biefem Thatbe- 
ftande, welchen auch der Caſſationshof als erwiejen annehmen muß, 
finden ſich alle Merkmale vereinigt, welde der 8. 477 des St. ©. 2. 
zu ber Uebertretung gegen bie Sicherheit des Eigenthumes durch An- 
kauf verbächtiger Waare erheiſcht; denn durch die Herabminderung 
des Werthes ber Baluta ift eine Erhöhung bed Werthes des Silber 
geldes in der Art herbeigeführt worden, daß felbes nur gegen Be— 
zahlung des börfenmäßigen Agio’8 erworben werben kann. Cs läßt 
fih daher mit Rückſicht auf ben gegenwärtigen Fall nicht fagen, daß 
in ber dem Befchwerbeführer zur Laft fallenden That bloß eine cin- 
fache Geldverwechslung enthalten fei, ſondern es Liegt in berfelßen 
der Ankauf des Silbergeldes.“ 


Nr. 567. 
Mebertretung gegen die Taxordnung: öffentliches Gewerbe. 
Berw. C. H. Entf. v. 30. Anput or, no 9088. (2. ©. Trient.) ©. 3. 


A, von dem Magiftrate in T als Bäder des Brobes aus 
dem ftäbtifchen Kornhaufe beftellt, wurde wegen ber Uebertretung 
nad $. 478 des St. ©. B. zur Verantwortung gezogen, weil bei 
der von ber Gensd'armerie unter Intervenirung eines Magiftrats- 
abgeorbneten vorgenommenen Unterfuchung ber öffentlichen Brodver- 
Taufsbänte in jener ber B Brod in mangelhaften Gewichte, welches 
A gebaden hatte, angetroffen wurbe. 

A wurbe freigefproden, und zwar vorzüglid; aus dem Grunde, 
weil er, wie fi aus der Verhandlung ergebe, in ber Eigenfchaft 
als Bäder des ftäptifchen Kornhauſes unter Androhung bedeutender 
Strafen, und ber Confiscirung des Brodes das firenge Verbot 
hatte, Brod an wen immer zu verkaufen, im Gegentheile alles von 








wer 


— 318 — 


ihm bereitete Vrob dem Magiſtrate ober feinen zum Verkaufe Be- 
ftellten übergeben mußte, welcher dann für Rechnung des Magiftrates 
in ven Localen der ſiädtiſchen Brodhausbank beforgt wurde, woraus 
folge, daß, da A kein Öffentlicher oder Privatbrobverkäufer, fondern 
nur ein Diener des Magiftrates fei, wider ihn für den concretem 
Fall der 8. 478 des St. ©. B. nicht angemenbet werben könne, 
indem biefer Paragraf einzig nur jene Perfonen angehe, welde einen 
öffentlichen Handel ober ein Gewerbe mit beftimmten Gegenftänben 
gegenüber bem Publicum ausüben. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft wurde vom 
oberften Gerichtöhofe verworfen: 

2... „In ber Erwägung, baf A nur in einem Privatverhältniffe 
zum Magiftvate fteht, und fein öffentliches Gewerbe dem Publicum 
gegenüber ausübt, daß er Feine andere —A hat, als das 
gebadene Brod dem Magiſtrate ober feinen Beſtellten zu übergeben, 
und ber Controlirung des Magiſtrates unterliegt, daß e8 Obliegen- 
beit des Magiftrates ift, das Brod bei ber Uebergabe, und bevor 
es zum Berfaufe an das Publicum gebracht wird, zu unterſuchen, 
und baß, wenn bieß gar nicht, ober nicht gehörig geſchehen ift, die 
Schuld und Berantwortlichteit gegen das Publicum nicht auf A, 
fondern auf ven Magiftrat ſelbſt ober feine Beftellten zurückfälli.“ 


Nr. 568. 


Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt: Ent- 
ſcheidung öffentlicher Angelegenheiten. 

Ber. €. 9. Eutſch. v. 30. Auguſt 1854, 3. 9205. (2. ©. Neutitſchein 
9 3er, Be Me) 

„Die beiden Inftanzen haben die Abficht des Ungeflagten, ben 
Bezirkshauptmann durch ein Geſchenk zur Verlegung feiner Amts- 
pflicht verleiten zu wollen, als erwiefen angenommen . . . . 

Der, an dem die Beſtechung verſucht wirb, ift ein Ber 
amter, und ba es fi um Verleihung des Bierſchankes, alſo eines 
zu verfteuernben Gewerbes handelt, fo wurbe das Geſchenk auch in 
Beziehung auf die Entſcheidung einer öffentlichen Angelegenheit ge- 
geben, und wenn auch bie Verleihung biefes Gewerbes zunächſt von 
dem Propinationsberechtigten abhängt, fo barf dasſelbe, jo wie ein 
anderes Gewerbe überhaupt, vor erfolgter politifcher Genehmigung 
nad) den Gewerbsvorſchriften nicht ausgeübt werben.“ 

Im der Nichtigeitsbefhwerbe, welche hiermit verworfen wor- 
den, war ausgeführt worben, daß bermalen ber Exhalt des Schant - 
befugniffes auf Bier von den Propinationsberedtigten derart ab⸗ 
hängig gemacht ift, daß bie bezirlshauptmannſchaftliche Beftätigung 
eine leere Form ift. 
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Rr. 569. 


Ankauf geftrandeter Güter vom Finder: Mitſchuld am 
Betruge. 
Berw. €. $. Entf. v. 30. Sugar ds, 9. 92. @ 6 Bien) 6.3. 


A wurde wegen Betrugs verurtheilt, weil ex zwei in Folge 
des Eisganges von O am Donauufer gefundene Zillen bes B im 
Bewußtfein der Art der Erwerbung gefauft hatte. — Seine Nich- 
tigleitsbeſchwerde wurde verworfen: 

„Unſere Geſetze, mit deren Unwiſſenheit ſich Niemand entſchul⸗ 
digen Tamm, laſſen keinen Zweifel, daß ein Strandrecht, wie es vom 
Angeklagten vorausgeſetzt wurde, nicht beftehe (8. 389 a. b. G. B., 
8. 201 lit. e bes St. ©. B.), und daß bie Zueignung einer wife 
ſentlich gefundenen Sache auch im Wege ber Käuflihen Anfihbrin- 
gung im Sinne des 8. 5 St. ©. B. den eben durch bie Ber- 
laffung des gefeglichen Weges ber Anzeige und Cntziehung bes 
Gutes für den Eigentümer entftehenden Betrug vollbringen helfe.” 


Nr. 570. 


Beruntrenung: Verkauf gepfändeter, in Verwahrung 
des Schuldners belafjener Sachen bei anderweitiger 
Dedung des Gläubigers. 

Berw. €. 5. Entih. v. 30. Ay gesn, B. 972. (& 6. Trient) &.3. 


A wurde wegen Verbrechens der Veruntreuung wegen Berfauf 
gepfänbeter Gegenftänbe verurtheilt. Im der Nichligleitsbeſchwerde 
führte er aus, daß der Gläubiger keinen Schaden erleive, weil die— 
ſelbe Forderung, für melde bie Effecten gepfänbet worben find, auch 
auf feinem Reale pfandrechtlich und zwar in vollfommen befrie- 
digender Priorität fichergeftellt ift. Der oberfte Gerichtshof verwarf 
die Befchwerbe: 

„Die B ift dadurch, daß der Angellagte die ihm in Berwah- 
ung belafjenen gepfänbeten Gegenftände ſich zueignete und fir ſich 
verwenbete, um ihr Pfand gebramt und dadurch an ihren Rechten 
beſchädigt worben, abgejehen von ber Trage, ob fie gleichwohl aus 
dem Haufe, auf welches fie ebenfalls das Pfandrecht hatte, bie volle 
Bezahlung erlangen konnte ober nicht. Sie war darüber wenigftens 
in Ungewißeit, und jedenfall mit der Realiſirung ihrer Forderung 
mehr in die Länge gezogen ....“ 
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Re on 
Amtsveruntreuung: neigmuung anbertrauter öffentlicher 
Gelber zur Deckung früherer Abgänge; „Gutmachung“ 
durch bie Dienftcaution? 
Berw. €. H. Entid. v. 6. Te, 18 813. (2. G. Linz) ©. 3. 


Der wegen Amtsveruntreuung verurtheilte Steueramtsbeamte A 
bringt in feiner Nichtigteitsbefegerbe vor, baß er die (abgängigen) Gelder 
nicht für fi, fondern nur zur Deckung früherer Abgänge, die von 
einer in Folge unzureichender Beſetzung des Amtes veranlaßten Ge- 
ihäftsüberbürbung herrührten, verwendet; ferner daß Straflefigkeit 
vorliege, weil feine Kaution den Abgang überfteige. — Der oberfte 
Gerichtshof verwarf die Beſchwerde, und führte aus, daß auch ange- 
nommen, Angeklagter habe die fraglichen Gelver zur Dedung früherer 
Abgänge verwendet, immerhin eine Beruntreuung vorliege; „denn da 
dieſe Erſätze vom Angeffagten ober einem Andern aus Eigenem zu 
feiften waren, fo ift bie Verwendung ber ihm zugefloffenen amtlichen 
Gelder zur Tilgung ber eigenen ober fremben Erſatzpflicht immer- 
hin eine eigenmädhtige Handiung gewefen, woburd er jene Gelber 
wiffentlich ihrer eigentlichen Beftimmung vorenthielt." — Aüdfichtlich 
ver behaupteten Steaflofigfeit wurde bemerkt: 

Nach $. 187 des St. ©. B. hört bie Vermtreuung nur 
dann auf, ſtrafbar zu fein, wenn ber Thäter ans thätiger Reue 
nad} verübter Veruntreuung eher als das Gericht ober eine Obrig- 
teit fein Verſchulden erfährt, ben ganzen aus feiner That entflan« 
denen Schaden wieder gut macht. Allein gelegte Cautionen müflen 
nad) dem Geſetze bis zum Austritte des Beamten aus der Dienft- 
Teiftung unverändert bleiben; es dürfen daher die den Beamten wäh- 
vend ber Dienftleiftung treffenden Erfäge nicht aus ber Caution, 
fondern fie müffen in anderem Wege gutgemacht werben; zubem wurde 
der veruntrente Betrag vom Lanbeögerichte mit 521 fl. 12 fr. E.-M., 
folglich mit einem Betrage beziffert, welcher mit der Caution 
nidt einmal ganz, wie es ber 8. 187 forbert, bebedt wäre. 
An diefer Anſicht Tann durch die Bemerkung, daß fonft ein Be— 
amter, ber zur Gutmadung von Erfägen fein anderes Vermögen, 
als die gelegte Eaution bieten Tann, von der Wohlthat des 8. 187 
St. ©. B. ausgeſchloſſen wäre — nichts geändert werben, weil bie 
Geſetze ganz allgemein lauten und bei ven angeführten Verhältniſſen 
feinen Unterſchied maden. J 

Ferner ſtellt der Angeflagte noch die Abſicht der Beſchädigung 
des Aerars, ja ſogar deren Möglichteit in Abrede, weil bis zum 
Ziffer ver Caution jeder Abgang im Voraus gut gemacht erſcheine. 
Allein diefer Widerſpruch Tann nicht berüdfichtigt werden, weil er 
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auf einer, wie oben gezeigt, umrichtigen Anfiht von der Natur und 
dem Zwede der Dienftcautionen beruht, und weil das Landesgericht 
die in Abrede geftellte Abficht angenommen hat.“ 


Nr. 572. 
Falſcher Eid: Eid über eine Rechtsfrage? 
Bew. C. H. va 6. Sept.1854, 3 800 . .) Haii 
ee 9. Eat Gage ». Er —X— Bien.) deimerbe 

A wurde des Verbrechens des Betruges durch Ablegung eines 
falſchen Eides ſchuldig erkannt, wogegen er die Nichtigkeitsbeſchwerde 
einbrachte, und behauptete, es habe ſich im fraglichen Civilproceſſe 
eben darum gehandelt, ob eine bloße Verrechnung ober eine Uner- 
tennung eines Schuldreſtes durch Einigung über ven Betrag flatt- 
gefunden habe; die Eibesformel Hätte alfo ihm bie Beantwortung 
einer Rechtsfrage auferlegt. . 

Diefe Nichtigkeitsbeſchwerde wurde jedoch verworfen: 

„Es kann in der .... feſtgeſetzten Eivesformel ſowohl dem 
Wortlaute nach, als im Sinne der Beweggründe unmöglich eine andere 
als die entſcheidende Bedeutung beigelegt werben: Er, der heute An- 
geflagte und damalige Bellagte, follte duch feinen Eid bekräftigen, 
daß er fid) nicht auf einen von ihm anerfannten Schuldreſt mit ber 
Klãgerin geeinigt habe. Hierin liegt nicht die Entſcheidung eines 
Rechtsbegriffes, ob eine bloße Berrehnung oder ein verbindlicher 
Bertrag zu Stande gelommen fei, fondern die Ablehnung oder Be- 
kräftigung der Thatfache der Schulvanerfennung des A, melde eben 
der Richter als ſolche erkannte, die die Zahlungspflicht nad 
ich 909." 


Nr. 573. 
Exceß der Nothwehr. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 6. — BR 9521. (2. ©. Wien.) ©. 3. 


A, welcyer im Berufungswege von dem Verbrechen der ſchweren 
körperlichen Verlegung nach 8.152 und ber Uebertretung bes 8.411 des 
St. ©. 8. freigeſprochen, und ber Uebertretung gegen die Sicherheit 
des Lebens und die Förperliche Sicherheit nach ven 88. 335 und 431 
des St. ©. B. ſchuldig befunden wurde (dadurch begangen, daß 
ex bei einem auf der Gaſſe mit B umb feinem Genofien D 
flattgefundenen Haudgemenge die Grenzen ber gerechten Notwehr 
überjchritten Hat, indem er hierbei mit einem fpigigen, fehneibigen 
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Meſſer dem B eine ſchwere körperliche Beſchädigung am Kopfe beis 
brachte, und einſehen mußte, daß das Stechen mit dieſem Meſſer 
auf ben Kopf des B eine große Gefahr für das Leben und 
vie Geſundheit herbeiführen Tonnte, und daß er mit bemfelben 
Mefier dem B eine leichte und dem D zwei leichte Berlegungen 
beibrachte) — Hat die Nichtigkeitsbeſchwerde angemelvet. 

Diefe Nichtigleitsbeſchwerde wurde verworfen: 

22. „Die Örenzen der gerechten Nothwehr, deren Ueberfchrei- 
tung nach $. 2 des St. ©. B. allerdings nad} den ausbrüdlic darin 
berufenen 88. 335 und 431 verantwortlich macht, müſſen, wie der 
Caſſationshof anderwärts auch ausgeſprochen hat, in der Befchrän- 
kung auf bie nöthige Vertheidigung, zu welder das angewenbete 
Mittel als einzige nothiwendige Abwehr dient, gefunden werben... 

Diefes ift aber in ber vorliegenden Straffadje nicht der Fall. Es 
ift nicht angenommen, baß bie vom Angellagten durch blindes Herum- 
hauen und Stoßen mit dem fharfen Federmeſſer theils ſchwer, theils 
Teicht verlegten Angreifer bewaffnet waren und ihn ſelbſt verwunbeten; 
“0. . ber Vorfall ereignete ſich auf der Gaffe, in einer belebten 
Borftadt, nicht in tiefer Nacht, fondern un 9 Uhr Abends, und es 
find feine Umftände behauptet oder als nachgewiefen angenommen, 
welde die gewählte und vorausfichtlic gefährliche Art der Abwehr 
von Seite des Angellagten als nothwendig darſtellen.“ 


Ne. 574. 


Beleibigung öffentlicher Beamten. Thätliche Beleidigung: 
Drohung durch Geberden. 
Bern. €. 5. Eatſ. ». 6. Ort, 16, 3,002. e. 6. Bien) ©, 3. 


00. „Wenn ber Angeflagte A Öffentlich und auf eine be- 
Teidigenbe Weife gegen den Marktcommifjär B äußerte: „Sie gehen 
mid nichts an, Sie jagen mir nichts, trauen Sie mir nicht,“ und 
wenn ber Angeflagte A hierbei bem B mit ber Fauſt in's Geſicht 
drohte, indem er ben Arm gegen ihn B) aufpob und ausrief: 
„Schauens, daß Sie weiter Tommen, fol Sie der ....“ fo ift 
dieß allerdings eine Beleidigung im Sinne bes $. 312 bes 
St. ©. B., denn B hatte als Marktcommillär das Recht, ven An« 
geflagten wegen bes von biefem verbreiteten Gerüchtes, als hätte 
das hohe Aerar den Pferbeeinkauf eingeftellt, zur Rede zu ftellen 
und ihn von ber weiteren Verbreitung dieſes Gerüchte abzuhalten, 
und wenn ber Angellagte hierauf dem Marktcommiffär fagte: „Sie 
gehen mic, gar nichts an, trauen Sie mir nicht, ſchauens, daß Sie 
weiter Tommen. Sol Sie der ....“ fo ſpricht er buch biefe 
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Worte dem Marktcommiffär das fragliche Recht ab und fagt im 
Grunde, daß mit ihm der Marktcommiffär gar nichts zu ſchaffen 
habe unb daher weiter gehen folle, wodurch ſich der Letztere in fei- 
nem Rechte und an feiner Ehre allerdings gefränft, beziehungsweiſe 
beleibiget fühlen muß, daher aud an einer wörtlichen Beleidigung 
nicht gezweifelt werden Tann. 

Das Drohen mit der Fauſt in's Geſicht des Marktcommife 
fürs aber ift eine thätliche Veleivigung, ohne daß es nöthig wäre, daß 
eine folche Beleidigung ein unmittelbares Einwirken auf ben Körper des 
Beamten haben müßte, weil fonft eine große Zahl von Beleidigungen 
ſtraflos bleiben müßte, wie 3. B. fogenannte Katzenmuſiken, Spott- 
bilder, das mit verachtenden Mienen begleitete Ausfpuden vor einer 
Perſon u. dgl. m., welche Handlungen nad Umftänven allerdings 
Beleidigungen bilden können, ohne daß ber Beleivigte dadurch an 
feinem Körper auf irgend eine Art berührt wird. Da ferner die 
Beleidigung in ganz kurzer Zeit, nachdem ber Marktcommifjär den 
Angeflagten zur Rebe ftellte, erfolgte, und feine Auffiht auf dem 
Markte überbieß noch nicht aufgehört hat, fo Tann aud nicht gefagt 
werben, daß fich bie Beleidigung nicht auf ben B, als er nod in 
Ausübung feines Öffentlichen Dienftes begriffen war, bezogen Habe.“ 


Nr. 575. 


Beleivigung öffentlicher Beamten — ohne Hinderung 
ihrer Amtshandlung. 


. €. H. Eutſch. v. 6. Sept. 1854, 3. 9648. (2. G. Wien.) ©. 3. 
Berw. €. H. Eutſch. v. a @. 6. Wien) ©. 3. 


„Daß dem Bollzuge des gerichtlichen Auftrages durch bie 
wörtfihe ober thätliche Beleidigung des Gerichtsabgeordneten ein 
Hinderniß gelegt ober diefer hierin beirrt wurde, ift nach dem Wort- 
laute des $. 312 zum Thatbeftande ber bort erwähnten Uebertretung 
nicht erforderlich, dieſer Umſtand mürbe vielmehr die That zu einer 
anderen Kategorie ftrafbarer Handlungen qualificiren.“ 
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Nr. 576. 


Entführung, begangen duch die zur Rückerlangung 
f ihres Kindes berechtigte Mutter? 


Berw. €. H. Eutſch. v. 1 en 18. (2. G. Graz) 6.3. 


Die Angeklagte A hatte ihr eigenes Kind feiner Pflegemutter 
P, welder e8 die Finbelanftalt mit dem Auftrage überlaffen hatte, es 
nur auf einen von ihr ausgehenden Auftrag herauszugeben, entführt. 
Gegen das freiſprechende Erkenntniß brachte die Staatsanwaltiſchaft 
die Nichtigkeitsbeſchwerde en und berief ſich auf die Caſſationshofs- 
entfcheidung vom 11. November 1852, 3. 11654 (sub. 210 biefer 
Sammlung). Der oberfte Gerichtshof verwarf diefe Beſchwerde und 
bemerkte: 

„Der heutige Fall ift von dem am 11. Nov. 1852, 3. 11654, 
behandelten weſentlich verſchieden, denn hier war das Find ber un« 
ehelichen Mutter wegen verwahrlofter Erziehung gerichtlich abge- 
nommen und ber Großmutter bis zur anderweitigen Unterbringung 
einftweilen in bie Obforge gegeben. Hier hatte die Mutter gar fein 
Dispofitionsrecht über ihr Kind mehr, die Großmutter war bie einft- 
weilige Verforgerin; die gegen diefe und zur Vereitlung des gericht« 
lichen Auftrages unternommene gewaltthätige Entziehung bes Kindes 
hatte alfo alle Merfnale des $. 96 des St. ©. B. an fih. Im 
heutigen Falle konnte P nicht mehr Rechte gegen bie uneheliche 
Mutter und deren Kind als die Findelanſtalt felbft haben; bie 
Mutter hätte aber, wie auch der $. 8 und 11 des Pflegevertrages 
anbeutet, ihr Kind, das fie freiwillig und ohne Verzicht auf die Rüd« 
nahme in die Findelanftalt brachte, von diefer rücknehmen und biefe 
ihr die Müctellung nicht verweigern Können, da nicht vorfommt, daß 
das Kind in Folge gerichtlichen Auftrages in die Anftalt gekommen 
fei; damit Hätte aud die Vornmundſchaft des Findelhausverwalters 
über diefes Kind von felbft und in Folge des Willens ver Mutter 
aufgehört, und es hätte bem Kinde ein anderer Vormund beftellt 
werden müflen. Ein anderer Vormund hätte der Mutter nad) 
88. 168, 169 des St. ©. B. ohne befondere Gründe und ohne 
gerichtliche Entſcheidung, die eigene Erziehung und Verpflegung bes 
Kindes nicht vermehren Tonnen. Das muß wohl aud von bem ins 
terimiftifchen Vormunde in der Perfon des Findelhausverwalters 
gelten. Eine aus Vertragsverhältniſſen Hervorgehende Verfügung bes 
Findelhauſes als Humanitätsanftalt, kann auch nicht mit einer ähn- 
lichen einer Gerichtsbehörde auf gleicher Linie ſtehend angefehen 
werben. Der Pflegevertvng mit P muß daher wohl als auch im 
Namen der Mutter mit P gefchloffen angefehen werben. Der 
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beutige Tall paßt daher nicht auf bie Beſtimmung des 8. 96 bes 
t. ©. B., der nad) dem Wortlaute und nad) feinem Geifte vor- 
af, daß das Subject dieſes Geſetzes ganz unberechtigt fei.“ 





Rr. 577. 


Diebſtahl, begangen von Taglöhnern an den Arbeit⸗ 
gebern: von Holzarbeitern an dem Gutsbeſitzer. 
Bern. C. 9. Entih. »- 18. Sep. 1654, 2, 9020. R. ©. guian) GB. 


A, welder wegen Diebſtahls von Holz im Werthe von 6 fl. in 
exfter Zuſtanz wegen Uebertretung, in zweiter Inftanz wegen Verbrechen 
des Diebftahl® verurtheilt wurde, —ãA die Nichtigleitsbeſchwerde, 
welche der oberſte Gerichtshof verwarf 

„Die Outsinhabung . .. . hat den Ungellagten zum Holzſchlagen 
in dem Revier gegen Bezahlung aufgenommen, und ber Angeklagte 
hat bei Gelegenheit, als er das Holz geſchlagen, anderes, ihm nicht 
zum Schlagen zugemwiefenes Holz im Werthe über 5 fl. aus biefem 
Nevier entwendet, ſich baher eines Diebftahles ſchuldig gemacht. 

Der Ungeflagte lebt von ber Handarbeit, alfo von dem, was 
er von Tag zu Tag bloß durch feine Hände erwirbt, ohne übrigens 
bierbei zu dem Arbeitögeber in ein regelmäßiges Dienftverhältnig 
getreten zu fein, mithin war derſelbe bei dem bebungenen Holzfchlagen 
gegen Arbeitslohn allerdings als Taglöhner zu betradten, wobei 
es gleihgiltig ift, nad weldem Maßſtabe er für feine Arbeit be 
lohnt wurde, nämlich ob täglich, oder wochentlich, over für jede 
Klafter geſchlagenen Holzes, einzeln, ober für mehrere Klafter auf 
einmal, bann ob er in bie Arbeit nad Belieben gehen, ober aus 
berfelben treten Konnte ober nicht, inbem alle dieſe zufälligen Ums- 
fände den Begriff eines Taglöhners nicht aufheben können. 

Hiernach Tann der Angeflagte einem Gewerbömanne ober 
Fabricanten durchaus nicht gleihgeftellt, und etwa für einen folden 
angejehen werben, benn zwiſchen biefen unb einem Holzſchläger (over 
Taglöhner) befteht der wejentliche Unterſchied ſchon darin, daß bie 
Erfteren ihr Gewerbe nad Erlangung beftimmter Sachkenntniffe in 
längerer Zeit auszuüben im Stande und beredtiget find, was bei 
einem Setaiätäger nicht der Fall ift. 

Auf den leßteren, beziehungsweife den Angellagten, paßt au 
volllommen ber Grund des 8. 176, IL. lit. c, denn ber von Taglöh- 
nern an ihren Arbeitsgebern verübte Diesftafl wird nur aus dem Grunde 
firenger beftraft, und daher ſchon bei dem Betrage über 5 fl. als 
Verbrechen behanbelt, weil ver in bie Arbeit aufgenommene Taglöhner 
bei Verrichtung berfelben fehr leicht Gelegenheit erhält, fi an dem 

Strafrechtliche Entfgeibungen, 25 
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Eigenthume des Arbeitsgebers zu vergreifen, was auch bei dem An 
gellagten der Fall war, weßhalb derſeibe als Verbrecher zu ber 
ſtrafen ift,“ 


Nr. 578. f? 
Betrug: „Ereditverlängerung duch Ränke;“ Auffaffung 
der Gefammthandlungsweife. 
Berw. €. H. Entſch. v. 2. en 100, 3.000. G Wien) 6.3. 


„Nach der thatſächlichen Annahme des Landesgerichtes hat ber 
Angellagte erſt Heinere Einkäufe gemacht und bie Preiſe contant be 
zahlt oder bie dafür ausgeftellten Meinen Wechſel eingelöft, fohin 
aber im erwähnten Zeitraume bei verſchiedenen Geſchäftsleuten unter 
Borweifung bezahlter Rechnungen und eingelöfter Wechſel größere 
Einkäufe von Waaren gegen Wechſel im Betrage von circa 6000 fl. 
EM. contrahirt, und bei mehreren Parteien fälſchlich vorgegeben, 
daß die Waaren ſchon beftellt und bereits bezahlt fein. Durch feine 
Handlungsweife hat er die Haltung eines aufrechten, tüchtigen und 
redlichen Gefchäftsmannes angenommen, obwohl er in ber That in- 
folvent und fid feiner Infolvenz bewußt war, aud mit den Wanren 
keineswegs gefhäftsmäßig gebahrte, fondern dieſelben weiter verfegte 
oder unter dem Preife verſchleuderte, ja nicht einmal über feine Ge- 
ſchafte Bücher führte; er Hat durch die Annahme jener Haltung, bie 
ſich mit feinem ihm wohlbelannten Bermögenszuftande und mit fei- 
nem Wanrenverlehre im Wiberfpruche befand und eine falſche Vor- 
fpiegelung war, bie im landesgerichtlichen Urtheile benannten Par⸗ 
teien in Irrthum geführt und fie verleitet, ihm bie Waaren auf 
Borg zu geben und rüdfitlid darauf Vorſchüſſe zu leiften, wie fie 
auch ausdrücklich erklärten, daß ſie nicht crebitirt Haben würden, 
wenn fie gewußt hätten, daß er mit ben Waaren auf die erwähnte 
Art verfahre; er hat dieß Alles nach ber landesgerichtlichen weiteren 
Annahme in ber Abſicht gethan, feinen Credit zu verlängern, bie 
auf obige Weife heransgelodten Wanren zu verlaufen, das erhaltene 
Geld feinen Gläubigern zu verhehlen und ſich zuzueignen, fomit bie 
erwähnten Parteien zu feinem Bortheile in Schaben zu bringen, wie 
auch wirklich die ausgeftellten Wechſel unbezahlt blieben und bie 
Parteien um bie im Urtheile bemerften, weit bie Summe von 
300 fl. C.⸗M. überfteigenden Beträge gebracht: worden find. Im 
biefen Momenten find unfteeitig alle Merkmale vorhanden, bie das 
Strafgefeg in den 88. 197, 198 und 199 lit. f zum Verbrechen 
des Betruges erfordert. Wenn ber Angeflagte dagegen meint, daß 
in den angenommenen thatſäͤchlichen Umftänden, als in der ten 
Bezahlung der Wanren, in ber Einlöfung der Wedel, in ver vor⸗ 
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\d 
weifung falbirter Rechnungen und eingelöfter mr ni une 40 R 
Borfpiegelungen liegen, dann daß bie Verw 

Waare von Seite bes Käufers auf bie Rechte 

Einfluß nehme find daß bie Nichtbezahlung 

noch keinen Betrug bilde, fonbern nur bie 9 

machten Berfpredhens jei, fo mag bieß infe 

dieſe Umftände einzeln und von einander unal 

ben; allein im Zufammenhange unter fi ım! 

erwähnten Daten, in welhem Zufammenhang 

faßt und beurtheift werben muß, bilden ſie 

fubjectiven Thatbeftand des Betruges, mie ı 

worben if. Es Tann baher in der Subfum 

die bemerkten gejeglichen Beftimmungen eine 

gefunden, folglich aud der angeregte Nichtigk 

ftehend anerkannt werben.“ ne 





R.579. - 

Verkauf des Fleiſches von einem ni 
beſchauten Vieh. 

Verw. €. $. Eutſch. v. 20. u [3 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des ber Uel 
des St. ©. B. ſchuldig erfannten A wurd 
worfen, „ba ber Biehbefchauer verpflichtet ift, 
zu Überzeugen, ob es gefumb ifl, und nad i 
neren Theile desſelben zu unterſuchen; eine 2 
beſchauers zur fogleihen Beſichtigung ben J 
das Vieh ohne Beſchau zu ſchlachten ....* 





Nr. 580. 
Verſtellung der Sub, zur Nacht 
ührbung. 
Berw. €. 5. Entſch. m a, 


„Das Landesgericht Hat in thatſächlich 
angenommen, baß bie Aufftellung der Wägen 
A in Ausübung feines Gewerbes vor feiner 
in folder Weife geſchah, baf fi Niemant 
Tonnte, Diefe auch für ven Eaffationshof bin 
aber die Anwendung des 8. 422 bes St 
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das Uebel, welches durch biefe gefegliche Anordnung verhindert 
werben fol, befteht in einer körperlichen Verlegung, welche Vor⸗ 
übergehenbe buch Anſtoßen an was immer für einen auf ihrem 
freien Wege unvorfichtig aufgeftellten Gegenfland oder durch Fallen 
über benfelben erleiden Könnten; bie Ausſchließung ber Möglichkeit 
einer ſolchen Gefahr behebt auch die Straffälligkeit der biekfälligen 
Hanbkungsweife; es beftcht daher in bem von bem Landesgerichte 
angenommenen Sachverhalte bie Uebertretung des $. 422 bes 
St. ©. B. nidt... .* 


Nr. 581. 
Oeffentliche Gewaltthätigkeit gegen obrigfeitfiche Per- 
fonen: Gemeindebeamte in Vollziehung einer die Ver⸗ 
waltung bes Gemeindevermögens bezweckenden Amts 
handlung. Zufammentreffen von Belhimpfungen mit 
Drohungen: Fortgeſetztes Verbrechen. 
Coffir. Entf. v. 20. Sept. I, PH @. ©. Hohenmanth.) ©. 3. 


„D, Sohn bes Angeffagten A, füllte auf dem Gemeinbegrumbe 
neben bem Bache Pappeln, welche fein Vater, ber Angeflagte A, 
bereit8 vor mehreren Jahren bort gepflanzt hatte. Der Gemeinde 
vorfteher B, der dieſes fah, verbot e8 dem D, worüber aber A, ber 
Bater, den Sohn D im Fällen der Bäume fortfahren hieß, und auf 
B's Zurebeftellung entgegnete, daß er ihm nichts zu befehlen habe. 
Der Ortsvorfteher B holte aun drei Gemeindeausſchüſſe und begab 
fi mit biefen an ben Thatort, im ber Abſicht, um bie gefällten 
Bäume zu vermefien. 

Während aber D im Fällen der Bäume fortfuhr, Tief A, bie 
Hade ſchwingend, den Glievern ber Gemeinbevertretung entgegen mit 
dem Rufe, daß er ben, welcher barauf (auf bie Bäume) greifen 
wollte, baden werde, fo daß fih B mit ben Gemeinbeausfhüfien 
entfernen mußte. Die Staatsanwaltſchaft, anerfennend, daß das 
Eigentum dieſer Bäume zweifelhaft fei, und daß bie beiden A unb 
D Jolche wenigftens für ihr Eigenthum hielten, Hat ihre Anklage 
anf bie Wiverfegfichfeit gegen den Gemeindevorfieher beſchränkt und 
in ber erften Erwiederung Als, baf ihm biefer nichts zu befehlen 
Ei die Uebertretung des 8. 312, in ber bei deſſen wieberholten 

ſcheinung ausgeftogenen Drohung das Verbrechen bes 8. 81 des 
St. ©. B. gefunden, während das Landesgericht von ber Anficht 
ansging, daß B bei diefem ganzen Vorfalle nicht als öffentlicher Be⸗ 
amter, ſondern bloß als Verwalter des Gemeinbevermögens fungirte, 
als folder den im 8. 68 des St. ©. B. bezeichneten Perfonen 
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nicht beigezäßlt werben önme, baher auch auf die That des A nicht 
vie 88. 81 und 312 bes St. ©. B., fondern Iebiglid der $. 98 
lit. b bes St. ©. B. Anwendung habe, welder auch beflen Ab- 
urtheilung zum Grunde gelegt wurbe. In biefer Auffafiung nun 
fieht die Siaatsanwaltſchaft eine irrige Auslegung des 8. 68 bes 
&t. ©. B. um fo mehr, als das Gefeg einen folden Unterſchied 
nicht kennt, nad ven 88. 71, 72, 107 ber Gemeindeorbnung und 
der Gtatthaltereiverorbnung vom 20. Februar 1850 es zu ben 
Pflichten des Gemeinbevorftehers gehört, das Vermögen ber Ge 
meinde zu erhalten, unb nad ber Taiferlihen Verordnung vom 
11. Mai 1851, 8. 1, bie fungivenden Gemeinbevorftcher fonft auch 
als Amtsperfonen zu betrachten feien. Diefe Auffaffung der Stantd- 
anwaltſchaft nun ift allerdings bie richtige: 

Unter ven im 8. 68 des St. ©. B. unter dem Begriffe Obrig- 
keit einbezogenen Perfonen erſcheinen auch Beftellte oder Diener einer 
Gemeindebehbrde aufgezählt, infoferne ſie in Vollziehung eines obrig · 
keitlichen Auftrages oder in Ausübung ihres Amtes ober Dienftes 
begriffen find. Die Gemeinbevertretung hat nach dem Gemeinde 
gefege einen natürlichen und eimen übertragenen Wirkungskreis. 
Das Gefeg hat, als es die Veftellten ober Diener der Gemeinde» 
behörbe unter diejenigen Organe in ben 88. 68, 81, 279 und 312 
des St. ©. B. aufnahm, gegen welche im Vollzuge eines obrige 
teitlichen Auftrages, ober in Ausübung ihres Amtes ober Dienftes, 
Widerſtand als eine beſonders ſtrafbare Handlung erflärt wirb, 
nicht unterfhieben, ob biefer Auftrag oder biefe Amtshandlung aus 
dem natürlichen ober übertragenen Wirkungskreiſe fließe; eine folde 
Abgrenzung Tonnte mit Berldfihtigung des Umftanbes, daß bie fo 
wichtige Localpolizei nach 8. 119 umb 120 des Gem. Gef. in ben 
natürlichen Wirkungskreis ber Gemeinbevertretung gehört, deren uns 
gehinderter Vollzug oft den Schutz der Regierung bedarf, gar nicht 
in ber Abſicht der Geſetzgebung gelegen fein, und felbft das Lanbes- 
gericht ſcheint nach feinen Entſcheidungsgründen nur in jenen Fällen, 
wo ein Gemeindebeamter ober Diener eine lediglich bie Verwaltung 
ober Sicherung des Gemeinbevermögens bezwedende Amtehantlung 
unternimmt, biefen nicht in bie Kategorie ber in dem $. 68 
des St. ©. B. angeführten Regierungsorgane mitzählen zu wollen. 
Allein diefe Auffaffung, einer beflimmten gejeglichen Balle entbehrend, 
erſcheint noch weniger haltbar, als obige Abgrenzung, zumal ſich der 
Zweck und Grund ber Amtshandlung nicht immer anſchaulich heraus⸗ 
fellt, und oft eine verſchiedene Deutung zuläßt. Sie hätte ben 
Uebelftanb zur Folge, daß Oemeinbebeamte bei einer Amtshandlung 
ven Parteien jedesmal die Motive und ben Enbzwed ihrer Amts- 
handlung erläutern müßten, bamit biefe beurtheilen Könnten, ob ihr 
allfälliger Widerſtand dagegen ihnen ſirafrechtlich zugerechnet werben 
Tönme, und bieß beſonders in ſolchen Fällen, bie eine doppelte Deutung 
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aulaffen, wie 3. B. der Hier in Frage flehende ...... Man 
muß daher annehmen, daß in dem $. 68 des St. ©. B. rüdfiht- 
lich der Gemeindebeamten und Diener in Ausübung ihres Amtes 
oder Dienftes kein Unterſchied in ber Gattung dieſer Amtshanplun- 
gen beftehe, was auch gewiſſermaßen durch die kaiſerliche Berorbnung 
vom 11. Mai 1851, Nr. 127 des R. ©. B. unterftägt wird. 
Das Landesgericht Hat daher, als es biefen Unterſchied annahm, ven 
8. 68 des St. ©. B. irrthümlich ausgelegt und in Folge biefer 
terigen Auslegung die That des A irrig, ftatt dem 8. 81, flatt bes 
8. 98 lit. d des St. ©. ®. unterzogen... In bie Haupt 
face eingehend, wurde A bes Berbrechens ber öffentlichen Gewalt- 
thätigleit . . . . nad 8. 81 des St. ©. 2. ſchuldig erfannt. 








Nr. 582. 
Kauf „verbächtiger" Waaren. 
Berw. €. H. Eutſch. v. E a @. ©. Alagenfurt) 


Das Landesgericht hat in Conformität mit dem Bezirks -Col- 
Tegialgerichte als erwiefen angenommen, daß ber Angeklagte A jene 
90 Pfund 10 Loth Bleiweis, welche O als Arbeiter in ber Fabrik 
des B geftohlen Hatte und durch feine Concubine K verkaufen ließ, 
in verſchiedenen Partien, angeblich pfunbweife, von eben biefer Per- 
fon übernahm und dann verkaufte, und zwar unter Umftänben, melde 
die richterliche Ueberzeugung begründen, daß er biefe Wanre, wenn 

auch nicht geradezu für eine geftohlene, doch jebenfalls für eine ver- 
dachtige halten mußte, d. 1. fir eine ſolche, melde nad; ihrer Eigen« 
ſchaft in ihm den Verdacht gegen den Anbieter erweden mußte, daß 
fie nur duch Diebftahl, Veruntrenung, Betrug ober eine andere ftrafe 
bare Handlung in bie Hände besfelben gelangte. Hierin liegen alle 
Momente der im 8. 477 des St. ©. B. bezeichneten Uebertretung, 
und aud) ber oberfte Gerichts- und Caſſationshof muß die von dem 
Bezirls - Collegialgerichte als erwiefen angenommenen Umftände für 
ſolche erlennen, welche vollkommen geeignet waren, bem Angellagten 
biefe ihm angebotene Waare als verbächtig barzuftellen, und den Ber» 
dacht in ihm erwecken mußten, baß bie K folde nur auf eine uns 
redliche Art erworben habe,“ 
. Zur Begründung der Verdächtigkeit wird vom oberften Ge- 
richtshofe auf die Eigenfchaft der Wanre, ven Preis derſelben wird 
die Perfönlichleit der Verkäuferin hingewieſen. 
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Nr. 583. 

Betrug: Gebrauch geringhältiger Trinkgläſer in einem 
Gaſthauſe. 

Bam. €. 5. Catg ». 3. 3,1008. @ 6. Tran) 


mDie erſte und zweite Inftanz haben... . . . als erwiefen 
angenommen, baf ber AÄugeklagte A den Schank in ber Arrenda zu 
% gepachtet und biefes Gewerbe öffentlich ausgeübt habe. Beide Ge- 
richte haben ferner als eriwiefen angenommen, daß, nachdem ſchon 
früher Beſchwerden über von dem Angellagten verwenbetes gering- 
hältigere® Maß vorgelommen find, bei der vorgenommenen Re— 
vifton geringhältigere‘ Gläfer vorgefunben worben find, und beide 
Gerichte haben in Beachtung der vorliegenden Zengenausfagen bie 
Ueberzengung ausgefprochen, daß der Angeflagte in feinem Schant- 
gemwerbe biefe geringhältigen Gläfer wirklich gebraudt, und baß er 
dieß gewinnſüchtiger Abſicht zum Schaden ſemer Gäfte ge- 
than habe. 

Unter Vorausſetzung dieſer ſubjectiven und objectiven thatſäch- 
lichen Momente iſt die dem Augeklagten zur Laſt fallende That mit 
vollem Grunde als ſtrafbar erklärt und den Beſtimmungen bes 
8. 199 lit. c des ©t. ©. B. unterzogen worben. Der Umftand, 
daß Angellagter ein richtiges Cimentmaß befeffen habe, fohin bie 
Abnehmer die Zumefjung ber Getränfe nad biefem Maße fordern 
kounten, ift gar feiner Verüdfihtigung würdig, da ber Betrug ſchon 
durch ben Gebrauch geringhältigen Maßes und bie hierdurch begrün« 
dete Berabreihung einer geringeren Getränföquantität verübt, und 
dadurch, daß fih ber Käufer von der Geringhältigfeit leicht überzen- 
gen Tann, nicht aufgehoben wirb.“ 


Nr. 584. 
Ehrenbeleidigung: Imputirung eigennüßiger Abfichten; 
Abſprechen der nöthigen Fachkenntniſſe. 
Berw. €. 9. Eutſq. v. — I Ex 51. (R. ©. Wien) 6. 3. 


A, Hanblungsagent, wurbe fſchuldig erfaunt, bie Mebertretung 
gegen die Sicherheit der Ehre nad $. 488 dadurch begangen zu 
haben, daß er in mehreren an Ganbelsleute in Wien geichriebenen 
Briefen den B, Kaufmann, wegen Leitung eines von Handelsleuten 
gegründeten Unternehmens bes Eigennutzes und ber Unterfdiebung 
der Unterfchrift des Herrn H in dem wegen ber Gründung bes be- 
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abſichtigten Erportgeſchäftes in Umlauf geſetzten Originalſchreiben 
faãlſchlich beſchuldiget habe, welche Beſchuldigung einer unehrenhaften 
Handlung geeignet ſei, den B in ber öffentlichen Meinung verächt - 
uch zu machen und feinen Credit zu vermindern, 

Die dagegen vom Angelagten ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde 
wurde verworfen. 

ur Da jeder Gefhäftsmann des Credites des andern bebarf, 
da e8 an bem war, daß bem Kaufmanne B bie Vermittlung und 
Leitung des nad; dem vorliegenden Programme projectirten Unter 
nehmens anvertraut werben follte, und da ber Angeflagte in ven 
erwähnten Briefen ven B nicht nur eigennüßiger Wbfichten bei bie- 
ſem Unternehmen beſchuldigte, ſondern ihm zugleich jede Fachkenntniß 
abſprach und ihn der Unterfdiebung ber Unterfcrift des H in dem 
befagten Programme verbächtigte, obwohl er felbft des Gegentheiles 
überzeugt war, fo liegt in dieſen brieflichen Mittheilungen allerbings 
eine beftimmte, die Ehrenhaftigkeit des B angreifende Beſchuldigung, 
vie beſonders mit Beziehung auf das fpeciell benannte Unternehmen 
geeignet war, ben B in ber Meinung ver Geſchäftsleute, an welche 
bie Briefe gerichtet find, herabzuſetzen und ihm das in ihn gefegte 
Bertrauen zu entziehen ober felbes zu vermindern, und es tritt bie 
Qualification und Strafbarleit biefer Handlung nad 8. 488 bes 
&t. ©. 3. um fo entſchiedener hervor, als es dabei nach der An« 
nahme der Unterbehörden von dem Angellagten abſichtlich unb hin- 
terliftig darauf angelegt war. Die dem Angeklagten A zur Laſt ges 
legte Handlung ift daher richtig unter den 8. 488 des St. ©. 2. 
fubfumirt worden... . .* 





Ar. 585. 


Beruntreuung: Alternative Feſtſtellung von „Zueig 
nen“ ober „Vorenthalten”. 
Ber. €. H. Entſch. v. 5. Oct. 1854, 3. 10318. (2. ©. Klagenfurt. 
» Can⸗ ©. 3. 1854, pn @ aseafurt) 
(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

A wmurbe wegen Verbrechens ber Veruntreuung verurtheilt. " 
Erwieſen war, daß A in feiner Eigenfchaft als Vermögensverwalter 
und Erbenbevollmädtigter aus der B’fhen Verlaſſenſchafi einen nam⸗ 
haften Betrag eingehoben hatte, daß er Hiervon Paffiven und Legate 
berichtigte, und baß zur Hinausgabe an die Erben ein Betrag von 
mehr als 60,000 fl. in feinen Händen verbleiben follte; bei ber 
Beſchlagnahme feines Vermögens fanden ſich nur Beiläufig 200 fl. 

vor, fo daß ſich ein Deficit von Beiläufig 60,000 fl. ergab. Diefer 
Betrag wurde als veruntrent dem A zur Laft gelegt. — Im ber 
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Nichtigkeitsbeſchwerde machte A geltend, das Gericht habe ihn nur 
bes. Abganges ſchuldig befunden und in feinen Grünben bemerkt, 
man wilfe nicht, ob ber Angellagte bie Gelber ſich zugeeignet, ver- 
wenbet, ober fie bloß vorenthalten habe; es feien fomit weder für bie 
eine noch fie bie andere Annahme thatſächliche Umſtände vorhanden, 
und fomit konnte eine Verurtheilung nicht erfolgen. — ‚Der oberfte 
Gerichtshof verwarf die Beſchwerde; hierbei erffärte er: Es bleibe 
immer das im 8. 183 bes St. ©. B. bezeichnete und gemäß $. 184 
des St. G. B. zu beftrafende Verbrechen ber Veruntreuung, A möge 
die ihm amvertraute und num nicht mehr vorhandene Summe ſich zus 
geeignet, d. i. für fid zu eigenen ober fremben Sweden verwendet 
ober nur vorenthalten haben, da das Weſen ber Veruntreuung in 
der rechtswidrigen Vorenthaltung ber anvertrauten Sache befteht, 
welde auch im ber Zueignung berfelben Tiegt. 

„Zueignen und Borenthalten find in Beziehung auf das Ver⸗ 
brechen ber Veruntreuung feine entgegengefetten Begriffe, welche ſich 
gegenfeitig ausfhließen; . . . es ift zum Thatbeftanbe bes Verbrechens 
der Bernntrenung ber Beweis nicht nothwendig, daß ber Thäter die 
anvertraute Sache ſich zugeeignet, fondern daß er folde zur Zeit, 
da er fie herausgeben foll, nicht herausgibt, fomit widerrechtlich vor⸗ 
enthält, es fei nım, daß er fie im feiner Macht behält, ihre In- 
habung verläugnet ober verheimlicht ober bereits barüber Dispo» 
nirt hat.“ 





Nr. 586. 


Beſchimpfung: Haushof als öffentlicher Ort. 
Bern. €. 5. Eutſch. v. 5. Bu 1, 310788. @. 6. Bien) G. 3. 


„Die Beſchimpfung in einem Haushofe, ber Jedermann zu- 
gängig ift, muß als eine an einem öffentlichen Orte vorgebrachte 
Beihimpfung angefehen werben, wobei nach $. 496 nicht geforbert 
wirb, daß mehrere Lente gegenwärtig ſeien.“ 





Nr. 587. 
Unberechtigter Verlauf von Heilmitteln: Nichthaftung 
für das Perfonale, 
Ber. €. 9. Extiä. v. 5, = oh, % or. & 8. Gm) 63. 


„Die in dem 8. 345 des St. ©. B. enthaltene Beftimmung, 
nach welder aud ber Cigenthimer einer Apothefe für bie von 
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feinen Dienſtleuten geſchehene Berabfolgung von Arzueien verantwort · 
üch und fraffällig erklärt wird, iſt in dem 8. 354 des St. G. B. 
nicht aufgenommen, und kann ſomit auf einen Materialwaarenhäud- 
ler, welcher biefen Artikel in feiner Handlung zu führen berechtigt 
ift, nicht ansgebehnt werben, wenn er bie Veräußerung desſelben fei- 
nem Dienftperfonale ansbrüclich unterfagt bat.“ 


Nr. 588. 


Veruntreuung der Valuta eines anvertrauten Wechſels. 
Berw. €. 5. Entf. v. 5. Oct. 1834, 3. 10738. (&. ©. Gr) ©. 3. 
1854, Re. 151. 


mB Hat ven Wechſel per 500 fl. dem Angellagten A zu bem 
Ende anvertraut, damit biefer auf Grund beöfelben ihm (B) ein 
Darlehen per 500 fl. verfchaffe, und da der Angeklagte biefes Ver⸗ 
trauen in ber Art mißbrauchte, daß er ben Betrag von 500 fl, 
melden er in Folge des Giro von dem Giratar H erhielt, anftatt 
ſolchen der Verabredung gemäß dem B zu übergeben, zur Dedung 
eigener Bedürfniſſe verwendet, fi daher biefen Betrag zugeeignet 
bat, zu deſſen Zahlung num B als Acceptant verurtheilt ift, fo ift 
biefe Thathanblung zweifellos unter ven $. 183 des St. ©. B. zu 
reihen, und wenn aud H bie 500 fl. dem Yrgeflagten nicht für 
ben B übergab, To Hat ber jeflagte dieſen Betrag bo nur 
ben_B zufolge ber ziwifchen Beiden geftoffenen Uiebereim über- 
nommen, und baß bier von einer wechlelfeitigen, aus einer Bevoil- 











Tachtigũng entfpringenden Verrechnung feine Rebe fein "Tann, ver- 


wen 


fteht fi von felbft, weil der Angeflagte nur den erhobenen 
Betrag dem B zu übergeben, fonft aber nichts zu verrechnen hatte. 
Anftatt Geldes hat zwar B den Wechſel dem Angellagten nicht 
übergeben; allein genug baran, baß dem Angeklagten zum erwähnten 
Zwede ver Wechſel als ein laufinänniſches Papiergeld im Betrage 
von 500 fl. anvertraut wurde, weldes Papiergeld derſelbe nach Be- 
lieben, wie 3. B. eine Banknote, auch in Hingende Münze unfelen 
Tonnte, weßhalb ſogar Sparlafſebüchel, wenn fie Jemanden zur Er— 
N Aiverkraut 


hebung bes Gelbe aut worden, das Trhobene aber dann 
img wird, nad Umfländen bie Grundlage einer Verumtren- 
ung bilden fünnen.* . 
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Nr. 589. 

Verbrechen ober Mebertretung der Verleitung zum Miß⸗ 
brauche der Amtsgewalt? Entſcheidungsberechtigung des 
beftochenen Beamten. 

Abaad. Extfä. v.11. —— Hi mus B.& 6. Prehtung) Peimstas 


A, Geſchaftsführer einer Branntweinbrenmerei, verſprach dem 
Finanzbezirlscommiſſar B bei Gelegenheit, als verfelbe in der Brannt« 
weinbrennerei eine Gefällsdefraudation entdeckte und fie zu erheben 
fih anfdidte, für Ablafjung von jeder Erhebung 50 fl. und ftedte 
bald darauf dem Commiflär einen Reichsſchatzſchein per 50 fl. in 
die Rodtafche. 

Die erſte Inſtanz erfannte den Thatbeſtand ber Webertretung 
des 8. 311 de8 St. ©. B. als vorhanden, weil dem fungivenden Eom- 
miflär in ber vorliegenden Gefällsübertretung die Entſcheidung nicht 
zugeftanden umb befhalb ver Thatbeftanb des Verbrechens des 
8. 105 des St. ©. B., welcher von der Verleitung eines Beamten 
ſpricht, dem bie Entſcheidung in ber betreffenden Bffentlichen Unger 
legenheit zufteht, ausgefchlofien fe. 

Das Dbergericht erfannte auf die Berufung ber Stantsanwalt- 
haft wegen irriger Auslegung der Geſetze, den A des Verbrechens 
der Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt nad 8. 105 des 
St. ©. B. ſchuidig. 

Der oberfte Gerichts und Caflationshof beftätigte das erft- 
richterliche Erkenntniß. 


Nr. 590. 
Uebertretung der Tarordnung im öffentlichen Gewerbe. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 11. Oct. 1854, 3. 10472. (2. ©. Roveredo.) ©. 3. 
d Eure 1854, en 63. 

A ſtand vermöge bes vorliegenden Licitationsactes nur in 
einem Privatverhälmniffe zur Gemeinde M, und übte fein öffentliches 
Gewerbe dem Publicum gegenüber aus. Er hatte baher keine an- 
dere Verpflichtung, als das gebadene Brod dem Pächter zu übergeben; 
das Brod unterliegt der Eontrolirung ber Gemeindeaufftht und re- 
fpective des Pächters, welcher allen für befien Vollgewicht verant- 
wortlich iſt. Es lag baher biefen Perfonen ob, das Brod bei ber 
Uebergabe, bevor 8 zum Berfaufe an dns Publicum gelangte, zu 
unterfuchen, und werm bieß umterblieb, fo liegt bie Schuld in ber 
Unanfmerffamteit bei der Uebernahme, nicht aber auf dem Bäder A. 
Es ift daher der 8.478 bes St. ©. B. auf ven vorliegenden Hal 
nicht anwendbar.“ J 
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Nr. 591. 
Schwere Törperliche Beſchädigung: Dolus indirectus; 
Caufalnerus. 
Berw, €. H. Entfd. v. 11. Sa 7 3,,10965. (2. ©. Lalbach.) ©. 3. 


A wurde wegen Verbrechens ber ſchweren Körperlichen Beſchädi - 
gung, begangen dadurch, daß er in feinbfeliger Abſicht bie B mit folcher 
Gewalt, und zwar mit ber Hand in ven Rüden fließ, baß biefelbe 
auf die Tantige Schwelle ber Hausthär mit dem Knie des rechten 
Fußes auffiel und dadurch eine Verlegung erhielt, in Folge welcher 
fie durch mehr als 30 Tage krank und erwerbsunfähig war, ſchuldig 
erkannt, wogegen er bie Richtigkeitsbeſchwerde ergriff, weil bie Ber- 
Tegung bloß zufällig erfolgt fei. Der Caflationshof verwarf bie 
Nichtigfeitsbefhwerbe: 

„Daß A gegen feine Magd B feinbfelig gehanbelt habe, Liegt 
in ber thatfächlichen Annahme bes Gerichtes, und bie Behauptung, 
daß bei beflen Hanblung ber böfe Borfag mangle, entfällt im Caſſa- 
tionsverfahren von felbft, um fo mehr, als bei dem Verbrechen ber 
ſchweren körperlichen Beſchädigung bie Abficht auf den im Geſetze bezeich- 
neten ſchlimmen Erfolg nicht erforberlich ift; vielmehr wird dieſes Ber- 
bredjen durch ven Exfolg allein ſchon begrünbet, fobalb nur eine feind⸗ 
felige Abficht bei dem Thäter vorhanden war, und eine folde Abſicht 
Tiegt gewiß in dem Träftigen Stoße, welchen A feiner Dienfimagb 
verjeßte, da nad) 8. 413 des St. ©. B. das Recht der häuslichen 
Zucht nie in Mifhanblungen ausarten darf. Es ift daher, wenn 
eine feinbfelige Abficht einmal vorausgefeit wird, auch gleichgiltig, 
ob bie Verlegung ber B nad bem Stoße zufällig ober vermöge 
ihrer krãnklichen Leibesbeſchaffenheit erfolgte; denn hätte A ben fchlim- 
men Erfolg wirklich beabfichtigt, fo würde er nah 8. 155 bes 
St. ©. 2. in eine weit firengere Strafe verfallen fein. Daß bas 
Landesgericht das Geſetz richtig angemenbet habe, zeigt aud ber 
8. 134 des St. ©. B., welcher das Verbrechen bes Morbes, bei 
der vorhandenen Abſicht zu töbten, felbft dann annimmt, wenn ber 
Erfolg, d. i. der Tod eines Menſchen nur vermöge ber perjönlichen 
Beſchaffenheit des Verletzten, ober vermöge ber zufälligen Umftänbe, 
unter welden bie Handlung verübt wurbe, ober nur bloß vermöge 
der zufällig Hinzugelommenen Zwiſchenurſachen eingetreten iſt. Dieß 
muß alfo um fo mehr bei dem Verbrechen ber ſchweren Lörperlichen 
Beſchãdigung gelten.“ 





' m 
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Nr. 592. 
Verſchulden an der Crida: Beweislaſt. 
Berw. €. 8. Entfg. v. 11. ER ®. 6. Hradiſch) ©. 3. 


„Wenn eine Strafverhanplung die Meberzeugung liefert, daß 
der Eribatar nicht durch Unglidsfälle in bie Unmöglichkeit gerieth, 
feine Verpflichtungen gegen bie Gläubiger zu erfällen, und aus biefem 
Grunde fein Oüterabtretungsgefuh einbrachte, fo fält fein Bench 
men allerdings unter den 8. 486 des St. ©. B, um fo mehr, 
wenn nicht nachgewieſen ift, daß bie Gläubiger vollftänbig befriebigt 
wurben. Die bloße einverftänbliche Aufhebung des Concurjes ift 
noch fein Beweis für die volle Bezahlung ver Gläubiger.“ 


Nr. 598. 


Berfuchte Verleitung zu einem Verbrechen. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 18. Oct. 1054, 310856. (R. ©. Königgräb.) ©. 3. 
1855, Nr. 7. 


nDer im 8.9 des St. ©. B. enthaltene Ausdruck, daß bie 
Einwirkung ohne Erfolg geblieben war, kann deßfalls nur bahin verftan- 
den werben, baß ber Angellagte A feinen Zwed, den Aufgeforderten B 
zur Unternehmung (ber Branblegung) zu bewegen, nicht erreicht habe, 
indem in biefer Geſetzesſtelle vorausgefegt wird, daß bie Thätigfeit bes 
Angeklagten in nichts anderem, als in der Aufforderung, Aueiferung 
unb Verleitung desjenigen beftanden habe, den er hierdurch zur Volle 
bringung des Verbrechens beflimmen wollt. Wäre B in die An- 
f&läge des Angeklagten eingegangen, umb Hätte er eine zur wirk- 
lien Ausübung führende weitere Handlung unternommen, fo würbe 
ihm der Verſuch des Verbrechens ber Braudlegung zur Laft fallen, 
wenn bie Bollbringung aus einem ber im 8. 8 des St. ©. B. auf- 
geführten Umftänbe unterblieben wäre; der Angeklagte wäre in biefem 
Valle als derjenige, welder ihn hierzu verleitet Hat, nah 8. 5 
des St. ©. B. als deſſen Mitſchuldiger ftrafbar. Wenn demnach, 
wie ber Augeflagte, bezugsweiſe ber Beſchwerdeverſafſer vermeint, um 
bie ihm ſchuldgegebene Verleitung als Verbrechen erklären zu Können, 
erforberlic wäre, daß ber Aufgeforderte eine zur wirklichen Ausübung 
führende Handlung unternommen habe, fo wäre bie Vorſchrift des 
8. 9 des ©t. ©. B. ganz überflüffig, welche aber gerade deßhalb 
in das neue Strafgefe aufgenommen murbe, bamit berlei höchſt 
ſtrafbare und gefahrbrohende Verleitungen zu Verbrechen nicht unges 
ahndet bleiben.“ 








— 9 — 


Nr. 594. 
Beſchimpfung vor Gericht zur Begründung einer Anklage, 
Berw. €. 9. Eutſch. d. TE Bi: 3.1073. . 6. Reifenbeng) 


A, welder eine Klage gegen B wegen Mißhanblung führte und 
von B wegen Ehrenbeleibigung geklagt worden war, wurde nad 
8.496 des St. ©. B. verurtheilt, meil er (als Angellagter) bei 
der Schlußverhanblung ven B einen Lügner, Betrüger, ber feine 
Schulden nicht zahlt, und einen Majeftätöbeleiviger geſchimpft hatte. 
— Im der Nichtigkeitsbeſchwerde behauptete A, daß er bie Beſchul- 
bigung gegen B nicht als Schmähung, fonbern bloß zur Begründung 
feiner gegen venfelben wegen Mifhanblung erhobenen Beſchwerde 
angebracht habe. 

Der oberfte Gerichtshof gab ber Nichtigkeitsbeſchwerde nicht ftatt: 
„Diefe Behauptung ift unrichtig, weil A bie Beihimpfung nicht in 
ver Eigenfhaft als Anfläger, fondern als Angeflagter vorgebracht hat. 
Es fände übrigens felbft dem Anfläger bloß zu, bie feine Anklage 
begrinbenden Umftänbe anzuführen, keineswegs jedoch Beſchimpfungen 
auszuftoßen oder durch das Geſetz verbotene Vorwürfe zu maden. 
Die That des A ift alfo ganz richtig bem 8. 496 bes St. ©. B. 
fubfumirt worben.* 


Nr. 595. 


Beleidigung öffentlicher Beamten in der Dienſtes⸗ 
ausübung. 


Bew. €. H. . d. 24. Oct. 1854, 3. 11173. . Brlun.) 
erw. €. H. Entſch. v. Fa E 6. Brünn.) Hye, 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


Der Polizeiſoldat B erfcjien zur Zeit ber an ihm verübten Miß- 
handlung in voller Dienftlleivung, war alfo als ein Polizeimahmann 
auffallend und für Jedermann erkennbar. Es Iag daher auch ben 
beiden Angeklagten A und C ob, venfelben als ein zur Aufredht- 
haltung ber Ruhe und ber Sicherheit ber Perſonen und bes Eigen- 
thumes beſtelltes öffentliches Organ anzufehen und zu beachten, kein 
neswegs aber fland es in ihrem Ermeſſen, vorerſt zu unterfudhen 
und zu beurtbeilen, ob dieſer Polizeifolbat damals fi wirklich im 
Dienfte befand. Daraus ergibt ih... . . au, ba buch das 
Ianbeögerichtlihe Urtheil ver $. 233 bes St. ©. B nicht verlegt 
worden fei, denn eben darum, weil B nach feiner Dienftfleivung als 
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Polizeiwachmann auffallend und für Jebermann erkennbar 
Fr Unnen fih die Angeflagten nicht mit ber Untennt- 
niß des Gejeges, welches bie thätliche Beleibigung eines folden 
öffentlichen Sicherheitsorganes als eine ftrafbare Webertretung be- 
zeichnet, entſchuldigen, befonders ba B baburd, daß er erflärte, ben 
A arretiven zu wollen, deutlich kundgab, daß er in einer Dienftes- 
ansübung wirklich begriffen fei.... . 


Nr. 596. 
Veruntreuung: Eigenmächtiger Verkauf der Pfandſtücke 
durch den Pfandgläubiger? 
Caſſir. Entfä. ©. 2. Det. 13, „aae2. (RG. Möniggrih) ©. 3. 


„Rad Art. IV des Kunbmachungspatentes kann nur bas« 
jenige als eine Uebertretung behandelt und beftraft werben, mas in 
dem kundgemachten Strafgefege ausbrüdlich als eine Uebertretung 
erflärt wird. Es ift von bem Appellhofe al erwiefen angenommen, 
baß A die ihr von B, P und R als Pfand gegebenen Kleider ohne 
Einwilligung biefer Perfonen verfauft habe, Allein biefe That an 
ſich bildet keineswegs den Thatbeftand einer Veruntreuung; benn 
dem Pfanpgläubiger fteht ein bingliches Recht auf das Pfand 
zu, kraft defien er nad $. 454 bes. b. ©. B. dasſelbe einem 
Dritten wieber verpfänden, aus bemfelben feine volle Befriebigung 
fuchen und zu biefem Ende die Beilbietung des Pfandes verlangen \ 
Yan. Wenn nun der Pfandinhaber das Pfanbftüd ohne Einver- 
fänoniß des Pfandgebers veräußert, fo fällt ihm nur eine Verletzung 
des Pfandvertrages zur Laſt, wegen welcher er im eivilrechtlichen Wege 
zur Zuruckverſchaffung des Bianbftüdes oder zum Sanbenerfag ver⸗ 
halten werben kann; allein dieſe eigenmächtige Veräußerum 
j als eine nad, bem 























8 EI benn, daß babei eine ab- 
fihtliche Bessrkfeifung bes biepfäfligen — tattgefunden, be= 
Gchmgeie elle, daß der Pfanbinhaber, falls für da® ch fück mehr 

worben wäre, al ben 


Heben uß augewenbet, und ſonach dem Schuloner einen Scha- 
ven an jeine gen verurſacht hätte, Im vorliegenden Falle 
haben aber bie beiden Unterbehörben laut ihrer Entſcheidungsgründe 
nicht angenommen , daß bie A den nach Bezahlung ihrer Forderung 
aus bem für bie fraglichen Kleivungsftüde gelöften Betrage etwa ſich 
ergebenen Ueberſchuß ſich zugeeignet, und fonach durch dieſen eigen 
mächtigen Verkauf ver Pfanbftüde bie betreffenden Schuloner bevor- 
theilt, und fie an ihrem Vermögen abſichtlich beſchädiget habe. Es 
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it daher der F. 461 des St. G. B. offenbar unrichtig auf bie in 
Frage ſtehende That angewenbet, und felbe mit Verlegung bes Ge- 
ſebes für eine Webertretung erklärt worben. Das angefochtene Ur- 
theil mußte daher in viefem Punkte aufgehoben, und A von ber ihr 
zur Laſt gelegten Uebertretung ber Beruntreuung losgeſprochen werben,“ 





Rr. 597. 


Betrug durch Gebrauch unechter Gewichte in einem 
öffentlichen Gewerbe: in der Be e. 


Berw. €. O. Entiä. v. 24. Bd 11385. (2. 6. Wien) G. 3: 


Das Landesgericht Hat ven A des Verbrechens des Betruges nach 
den 88. 197 und 199 lit. e des St. ©. B. ſchuldig erfannt, weil in 
deſſen Badfube eine Schalenwage und zwei eiferne Gewichte beanftänbet 
wurben, unb nad) bem Befunbsprotofolle an der Wage die eine Schale, 
worin ber Teich gewogen wirb, um 1'/, Loth zu ſchwer, bagegen von 
ben zwei eifernen Gewichten das eine zu 1 Pfund um */, Loth und das 
andere zu 2 Pfund um */, Loth zu gering und alle drei Stüde nicht 
recimentirt waren. Die Wage und Gewichte waren im Gebraude, 
unb aud im Verkaufsladen ift nicht vollwichtiges Brod, wohl aber 
richtige Wage und Gewichte vorgefunden worben. In ber dagegen 
eingebrachten Nichtigleitsbeſchwerde führt A an, daß bie Merkmale 
bes 8. 199 lit. e bes St. ©. B. nicht vorhanden feien,.. .. . - 
denn das Geſetz forbere zum Weſen des im 8.199 lit. c bezeid- 
neten Verbrechens, daß in einem öffentlichen Gewerbe unechtes ober 
geringhältiged Maß und Gewicht gebraudt wird. Das bem Auge 
Hagten verliehene Gewerbe fei zwar ein Bffentliches, bas Bäderge- 
werbe werbe aber erft dadurch Öffentlich, ba der Gewerbsmann mit 
dem Publieum in Berührung kommt, und Angeffagter habe alfo 
dadurch, daß er eine unechte Wage in ver Badftube (aljo bloß im 
Betriebe des Gewerbes im Innern) gebraud;te, Teineswegs noch eine 
unechte Wage in einem öffentlichen Gewerbe gebraudt.... „Diele Be- 
ſchwerde ift ungegründet, denn abgefehen davon, daß fih aud in dem 
Verkaufsgewölbe des Angeklagten nicht vollwichtiges Brod befand, fo 
forbert ber 8. 199 lit. c (in Verbindung mit dem 8. 197 des St. G. B.), 
daß in einem öffentlichen Gewerbe, wohin auch das Bädergewerbe 
gehört, unechtes ober geringhältiges Maß oder Gewicht gebraucht 
wird, und ba das Landesgericht dieſen Thatbeftand und bie Abſicht 
des Ungellagten, das Publicum zu bevortheilen, angenommen hat,. ... 
+... jo kommt es weiter nicht noch darauf an, ob ber Angellagte das 
nicht vollwichtige Gebäd an das Publicum bereits verkauft ober zu 
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verlaufen verſucht Hat, weil überhaupt nach F. 197 bes St. ©. B. 
zum Verbrechen des Betruges eine Schadenszufügung nicht weſent ⸗ 
lich gefordert wird.“ 





Nr. 598. 
Gewerbsverluft als Strafe der Tarüberfchreitung : 
Dolus? 


Bew. €. 9. . d. 24. Oct. 1854, 3. 11418. (2. ©. Königgräg.) 
erw. S. Eutſch. v. vd ER @. G. Königgrät.) 


A wurde ber Uebertretung nad} $. 478 des St. G. B. ſchuldig er- 
kannt, wogegen er vie Nichtigleitsbefchwerbe einbrachte, und felbe dahin 
ausführte: Auf den Gewerböverluft könne nur dann erkannt werben, 
wenn ber Thäter wegen betrügerifhen Tarliberfchreitungen, bei denen er 
die böfe Abficht, Schaden zuzufügen, gehabt hat, ſchon zweimal beſtraft 
worben ift. Dieß ergebe ſich aus ver Randgloſſe zu dem 8. 478 des 
St. G. B., in welchem dieſe Uebertretungen als Betrug bezeichnet 
werben, fomit ver böfe Vorſatz, fi mit dem Schaben Anderer einen 
Vortheil zu verſchaffen, vorausgefegt wire. Dieſe Vorſchrift könne 
ſomit auf Uebertretungen, welche bloß auf Sorgloſigkeit und Mangel 
am gehöriger Aufmerffamfeit beruhen, nicht ausgedehnt werben, und 
da bem AÄngebllagten eine in beträgerifher Abſicht vollbrachte Ueber⸗ 
tretung nicht zur Laſt falle, finde ver 8.478 des St. ©. B. hier 
teine Anwendung. 

Diefe Beſchwerde wurde verworfen: „Die in der Randrubrik 
zu bem 8.478 bes St. ©. B. außgefprochene Bezeihnung: „Strafe 
des Betruges durch Webervortheilung gegen Satzungen over Taroıd- 
nungen,” iſt nicht geeignet, bie von bem Ungeflagten aufgeftellte Ans 
fit zu rechtfertigen. Das Geſetz behandelt die Ueberſchreitungen 
der Satzungen ober Tarorbnumgen im $. 478, daher auch mur 
die bafelbft enthaltenen Normen bei ben Strafbeftimmungen be— 
züglih dieſer Tarüberſchreitungen maßgebend fein Tönnen. Nach 
8. 233 des St. ©. B. foll jeder Gemwerbtreibende bie für ſei— 
nen Gewerböbetrieb beſtehenden beſonderen Vorſchriften kennen und 
befolgen und nad) $. 238 des St. ©. B. iſt ſchon die gegen ein 
Berbot vollbrachte Handlung’ eine Uebertretung, obgleich weber eine 
böfe Abſicht dabei mit unterlaufen, noch Schaben oder Nachtheil daraus 





erfolgt if. Da nun ber 8.478 des Gt. G. B. ausnahmslos feit-.  - 


fegt, daß bie dritte Ueberſchreitung der Sagungsvorfchriften als Ueber- 
tretung mit dem Gemerböverlufte zu beftvafen fei, fo kann in eine 
Unterſcheidung, ob bie früheren Webertretungen in einer wirklich ge» 
winnfüchtigen- betrügerifchen Abſicht vollbracht wurden, oder in an—⸗ 
Gtrafreigtlige Entfeidungen. 26 
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deren Umſtänden ihren Grund haben, nicht eingegangen werden, und 
es genügt, daß erwieſen vorliegt, der Angeklagte ſei früher ſchon 
zweimal wegen folder Ueberſchreitungen beſtraft worden. Der An- 
geklagte ftelt felbft nicht im Abrebe, daß er ſchon zweimal, was auch 
actenmäßig nachgewiefen vorliegt, wegen Webertretung der Satzungs-⸗ 
vorſchriften beftraft worden fei, daher in bem gegenwärtigen alle, 
wo bei ihm 128 und 36 GStüd Gebäde als minbergemichtig bean- 
fländet wurden, der Gewerböverluft, ber übrigens mit Rüchſicht auf 
bie Minifterialveroronung vom 29. Mai 1854 nicht auf eine Zeit 
zu beſchraͤnken war, gefegmäßig verhängt worben ift, und von einer 
Gefegverlegung Teine Rebe fein Tann.“ 


Nr. 599. 
Raub: Drohung. 
Bew. €. 9. . 8. 25. Oct. 1854, 3. 11412. (2. ©. Rlogen| 
5. Entſch ee @ genfurt.) 

A wurbe des Verbrechens des Naubes für ſchuldig erfannt, 
begangen dadurch, daß er in ber Nacht in Geſellſchaft des C, D 
und E nad) vorläufiger Verabredung Geld, nöthigenfalls auch mit 
Gewaltausübung gegen bie zwei Weiböperfonen, zu nehmen, vie fie 
allein anzutreffen glaubten, fi in die Sagelkeiſche in der Eindbe 
begeben habe, in biefelbe um Mitternacht eingebrungen fei, ſich mit 
einem Lichte zuerft in das Zimmer, in welden ber Hausvaier B 
und befien Eheweib im Bette lagen, dann in bie obere Kammer, mit 
der bier zur Hand genommenen Hacke wieber in das untere Zimmer 
begeben, und vem inzwifchen vom Bette aufgeftandenen B in ber 
Abſicht, um ſich feines Geldes zu bemädtigen, Gewalt dadurch 
angethan Habe, daß er in Gegenwart ber auf feine Aufforderung 
unter bie Thüre in das Zimmer getretenen, mit Stöden verfehenen 
Genofien C und D dem zwei Schritte vor ihm flehenden B mit er- 
hobener Hade in barfhem Tone wieverholt zurief: „Niederlegen!“ 
Als weiterer Verlauf des Thatbeftandes wurde angenommen, daß 
B, dem es aus ver wiederholten Aufforderung bes A Mar ge 
worben fei, um was es ſich handle, dem Letzteren raſch entgegenge- 
treten fei, ihm die Hade entriffen Habe, wobei das Licht, welches A 
nes andern Hand hielt, erloſch und A mit feinen vier Genoflen 
entfloh. 

Die von A eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde wurde were 
worfen: „Daß der Gerichtshof diefe That als das Verbrechen bes 
Raubes betrachtete und ben 88. 190 und 192 bes Gt. ©. B. un⸗ 
terzog, Tann nicht als eine unrichtige Auslegung bes Geſetzes ange- 
fehen werben, ba das Vorgehen des A gegen B, nämlih bie in 
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barſchem Tone wieverholte Aufforderung, ſich niederzulegen, unter ben 
Nebenumftänden ber emporgehaltenen Hade, in Gegenwart ver in 
das Zimmer gerufenen zwei mit Stöden verfehenen Genoſſen, und 
mit Rüdfiht auf den Zeitpunkt ber Mitternacht, in melder dieſe 
Männer in bie verfperrt geweſene Keifche eingebrungen waren, ſich 
Jedermann als eine durch Drohung unternommene Gewaltausübung 
offenbart, melden Einbrud dieſer Act auch auf B gemacht hatte, ber 
fi und fein Eigenthum gefährbet ſah und ſich dadurch beftimmt 
fand, dieſer Gefahr durch den Angriff des ihn unmittelbar drohenden 
Mannes zu begegnen.“ 


Nr. 600. 


Suceeffive Aufforderung zu Goderrätperifejen Hand» 
lungen mehrerer Leute, 


Bern. €. 6. Entid, m. 25. Dek 1854, 3. 11885. (. 6. Ai)’ Se, 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


Der wegen Hochverraths verurtheilte A machte in feiner Nic- 
tigleitsbeſchwerde geltend, baß er bie ihm zur Laſt gelegten Aeuße- 
rungen gegen bie Zeugen einzeln umb nicht in Gefellſchaft, daher 
nicht „vor mehreren Leuten” vorgebracht habe, daß baher ber That- 
beftand des Verbrechens des Hochverrathes nad 8. 59 lit. c des 
St. ©. B. nicht vorliege. Der oberfte Gerichtshof verwarf biefe 
Beſchwerde und bemerkte: 

nDer Eriftenz diefes Verbrechens (des Hochverrathes) kann es 
nicht abträglic fein, daß bie erwähnten Zeugen bei den von dem 
Angellagten geführten Reben nicht gleichzeitig anwefenb waren, und 
daß er gegen jeden ber Zeugen einzeln bie incriminirten Aeußerun- 
gen vorgebracht habe, ba es fo wie es ber $. 59, lit c erheifcht, doch im- 
mer wahr bleibt, daß er vor mehreren Leuten, gleichviel ob biefe 
gleichzeitig anweſend waren, ober ob er gegen biefelben einzeln 
biefe Neben führte, bie ihm zur Schuld gegebenen Aeußerungen 
vorbrachte.“ 


pre re —öfer yon — 7 
may {ya dev pero — 
27 


26* 
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Re. 601. 


Thätige Neue beim Diebflahle: Verweigerung der An- 
nahme der Vergütung von Geite des Vertreters bes 
Befhädigten. 

Bern. C. 5. Entf. »-31. Od, 1, g; 20015. 8 6. Ringgit.) 63. 


A unb C wurben ber Uebertretung bes Holzdiebſtahles ſchuldig 
erfannt, Dagegen ergriffen biefelben die NichtigkeitSbefhwerbe und bes 
gründeten felbe mit der Anführung, daß fie ben Schaben gut machen, 
der Förfter aber diefe Entſchädigung nicht anmehmen wollte, indem 
er fi) auf ein Verbot berief, eine Gchabensvergütung anzunehmen, 
wenn ber Schabe 5 fl. überfteige, daß derſelbe bei dem Umftanbe, als 
der Werth des Fichtenftammes nur 3 fl. betrug, die Vergütung je- 
denfalls hätte annehmen follen, daher fie wegen ihrer Bereitwilligfeit 
zum Schabenerfage um fo mehr bie Steaflofigfeit nah $. 187 bes 
St. ©. B. anſprechen Könnten, als bie gerichtliche Anzeige erſt nah 
vier Wochen erfolgte. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde wurbe aber verworfen: „Das Ge- 
fe forbert zur Straflofigkeit, daß der Thäter, bevor das Gericht oder 
eine andere Obrigkeit fein Verſchulden erfährt, den ganzen aus feiner 
That entfpringenden Schaden wieder gut made, ſomit die wirkliche 
Entfhäbigung, nicht bloß die Willensäußerung des Thäters, ſolche 
leiften zu wollen. In dem vorliegenden Falle wer nicht der Forſter, 
fondern ber Eigenthümer des Waldes ber Beſchädigte, und Hatte Er- 
fterer erflärt, auf die Annahme einer Entfhäpigumg nicht eingehen 
zu Können, weil bie Höhe des Schavens fein Befugniß zur Aus- 
gleihung überftieg, er auch ſchon feinem vorgefegten Amte bie An- 
zeige gemacht hätte, fo wäre es Sache ver Thäter gewefen, um ber 
Wohlthat des $. 187 des St. ©. B. theilhaftig zu werben, fih 
mit ihrem Anerbieten wegen Schabloshaltung an das Forſtamt zu 
wenden, ober ben Schadensbetrag gerichtlich zu erlegen. Das bloße 
Anerbieten gegenüber bem zur Verhandlung ſich nicht berechtigt er- 
Härenven Förfter, ben Schaden erfetzen zu wollen, begründet fein 
Recht auf Straflofigkeit, und die Beſchwerde ift daher ungegründet.“ 
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B Nr. 602. 

Gewaltthätigfeit gegen obrigfeitliche Perfonen tar. 
figfeit der Berufung auf Nothweh 

Bern. €. 6. v. 31. Oct, a 305: @. 6. Sini, 


Das Landesgericht Hat als rechtlich fichergeftellt 
daß der Angeklagte A in der Nacht mit dem Genst 
Eonflict kam, fid feiner Arretirung unter werfchiebene 
durch die Flucht entziehen wollte, und zulegt mit beider 
Gewehr diefes im Dienfte befinvlichen Gensbarmen ex; 
mit ihm fo herumgerrte, daß Lebterer genöthigt war, 
Seitengewehre Gebrauch zu maden, und dem Angel 
Hiebe zu verfegen. Das Landesgericht nahm bie bief 
gaben des Angeffagten, daß er biefes nur ans Noth 
vollteunfenen Zuftande verübt habe, als Ausflüchte, 
Handlung als das, im $. 81 des St. ©. B. normir 
der öffentlichen Gewaltthätigleit erklärt. 

„Was nun bie factifen Umftände ber bem Ar 
Laft gelegten That, was weiters ben Geifteszuftand, in 
geffagter damals befand, betrifft, fo gehören fie zur TI 
der Caffationshof Tann nur dieſen Thatbeftand fein 
Beurtheilung zu Grunde legen; allein aud was bie ı 
geflagten behauptete Nothwehr betrifft, muß der Caffati 
dem Lanbesgerichte das Vorhandenſein dieſes Zuftande 
weil gegen das Einfchreiten der Organe ber Regierung 
fegung, außer dem Halle eines offenbaren Mißbraucht 
gewalt, durch welchen ein unerfegliher Schade, ein 
machendes Webel zugefügt wilrbe, nie mit Nothwehr 
werben Tann, biefe eben erwähnten Bebingungen einer ge 
wehr in bem vorliegenben Falle aber offenbar nicht vor! 


Rr. 603. 
Maßſtab bei Ummandlung der Arreft- in 
in höherer Inftanz. 
Verw. €. 9. Eutſch. v. 8. ar 1726. (8.6.2 


Das Urtheil des Bezirfögerichtes, woburh A 
tungen nad; ven 88. 411 und 496 des St. ©. B. 
fannt und zum Arrefte von einer Woche verurteilt worbı 
von dem Landesgerichte als Berufungsbehörbe in DB 
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Schuld beftätigt, in Bezug auf die Strafe aber abgeändert, und 
anftatt der Arreſtſtrafe eine Geidſtrafe von 50 fl. C.M. gegen ben 
Angellagten verhängt. 

Gegen das Urtheil hat der Angellagte die Nichtigkeitsbeſchwerde 
eingebracht, und in folgender Weife ausgeführt: Die Strafproceh- 
ordnung ftelle ven Grunbfag fett, daß über bie Berufung bes An- 
geflagten gegen benfelben keine ſchwerere Strafe verhängt werben 
lönne, als in erſter Inftanz ausgefprochen wurde. Dem Richter in 
zweiter Inftanz fei dadurch eine Gränze in ber Strafbeſtimmung 
vorgezeichnet, deren Ueberſchreitung eine Nichtigfeit begränbe. Die 
Strafumwandlung des Arreftes in eine Geldſtrafe könne in keinem 
Falle das Berhältniß überfchreiten, welches an einem anberen Orte 
des Geſetzes bezeichnet fei, inbem fonft eine ſolche Umwandlung zu 
nichts Anderem bienen wilrbe, ald gegen ben Recurrenten eine ſchwe⸗ 
rere Strafe zu unterftellen, als welde gegen ihm erkannt wurde. 
Der 8. 260 des St. ©. B. beſtimme ausbrädfid, die Norm einer 
folgen Strafummanblung, indem er für jeven Tag Arreft die Strafe 
von 5 fl. E.-M. feftjege. Wenn mm biefes Princip beobachtet 
werbe, ergebe ſich Mar, daß bie in zweiter Imftanz wider A ausge 
ſprochene Geldftrafe von 50 fl. C.⸗M. einem Arrefte von zehn Ta 
gen gleihläme, fomit bie in erfter Inftanz verhängte Strafe über 
i&reite, indem ber Arreſtſtrafe von einer Woche eine Gefoftrafe nur 
von 35 fl. &.-M. entſpreche. Diefe Beſchwerde wurde verworfen: 

„Nach $. 260 bed St. ©. B. ift e8 dem Ermeſſen des Rich- 
ters in zweiter wie in erfler Inſtanz überlaflen, nad Umftänden eine 
Geld⸗ ober eine Arreſtſtrafe zu beftimmen, und wenn ber 8. 260 
verorbnet, daß, wenn bie Geloſtrafe ven Bermögensumfländen ober 
dem Nahrungsbetriebe bed Angeklagten ober feiner Familie zum 
empfindlichen Abbruche gereihen würde, anftatt ber Geldſtrafe eine 
verhältnigmäßige Arreſtſtrafe, umb biefe von einem Tage für 5 fl. 
zu beftimmen fei, fo ift dieſe gefegliche Beſtimmung nur von bem 
Falle zu verftehen, auf welden fie beſchränkt ift, von dem Falle 
nãmlich, wenn ver zu beftimmenben Arreſtſtrafe eine Geloftrafe, bie 
jene erfegen foll, fubflituirt wirb, fie kann aber nicht dahin ausgedehnt 
werben, baß, wenn ber erſte Richter auf eine Arrefiftrafe erkannte, 
der Richter in zweiter Inftanz aber nach ben obwaltenden Umftänben 
auf eine Geldſtrafe zu erkennen findet, dem Lepteren bie in erſter 
Inſtanz verhängte Arreftftrafe zum Maßſtabe der Gelpftrafe in dem 
Berhälniffe nach 8. 260 des St. ©. B. dienen müfle, im Gegen- 
theile hat der Richter die Geldſtrafe mabhängig als ſelbſtſtändige 
Strafe nad) bem für dieſe beſonders bezeichneten geſetzlichen Straf- 
fage den Umftänden gemäß zu beftimmien.“ 
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Nr. 604. 


Gewerbsverluſt als Strafe der Ueberſchreitung 

ordnung. Vorausgegangene Verurtheilung zu 
tionalſtrafen. 

Berw. €. $. Eutſch. v. 8. Ba 5 37: @. 6. Tı 


„Die Strafen, welche ber Angellagte wegen Ueberfc 
Saxtzvorſchriften vorher ſchon in Folge ber gegenüber b 
mittelft eines Privatvertrages übernommenen unb ni 
Verbindlichkeiten, fomit nur als Conventionalftafen er 
und nicht im Wege ber noch nicht geregelten Gemeindepol 
konnte, Können nicht als Beſtrafungen anerfannt werben, 
ben britten Fall der Ueberſchreit nad) $. 478 erft eine | 
begründen und den Verluſt des Gewerbes zur Folge hab 
als ſolche Beftrafungen innen im Sinne des erwähnten 
nur diejenigen betrachtet werben, welche im gerichtlichen 
tifhen Wege nad gefegmäßigem Strafverfahren verhä 
find, wie es den Grundfätzen bes Strafrechtes überhaup 
fit auf ben Zweck der Abſchreckung, insbeſondere abeı 
Principe entſpricht, daß dem Gefege zum Nachtheile des 
feine ausdehnende Bedeutung beigelegt werben fol.“ 


Nr. 605. 


Beihimpfung: Gaſthausvorhalle als öffentl 
Bern. €. d. Entfü. v. 8. Mob, 1084, 3. 1190. 6! 


Der Ungellagte A fit das Urtheil bes Lanbesı 
erſt deßhalb an, weil er bie ihm zur Laft gelegte Bele 
in der Borhalle eines Gafthaufes, bie ganz leer gewefen 
bracht und nicht bie Abſicht, ben Ankläger vor ben Le 
ſchimpfen, gehabt habe, wornach feiner Handlung ver C. 
Deffentlichleit mangle, baher der 8. 496 bes St. ©. 
felbe nicht anwendbar fei. — Allein diefe Beſchwerde ift 
denn abgefehen, daß bie in erſter Inſtanz vernommenen 
Beſchimpfung gehört, biefe ſomit wor mehreren Leuten | 
bat, fo muß andy bie Vorhalle eines Gafthaufes ober ( 
als Bffentlicher Ort angefehen werben, da folde Vorhalle 
ausfhliegenden Privatgebraude des Hauseigenthümers,, 
Jedermanns Zutritt beftimmt find; bie Beſchimpfung 
allerdings und zwar in boppelter Beziehung eine öffentki 
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Unftanb, ſowie die jelbft während der Appelverhandlung ausgeftogene 
abermalige Beſchimpfung des Anklägers bie Anwendung bes ge- 
nannten Strafgefetzes vollfommen vedhtfertiget. 





Nr. 606. 


Uebertretungen gegen die öffentliche Sittlichleit. Gem 
feitiges Verhäliniß der SS. 516 und 525 St. G. 2. 
Ben. €. 5. Euiſch »- 16 nn 3, 7ST. &. ©. Iunssent) 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 

„Das Landesgericht hat zwar angenommen, baß bie von A 
mit der B unternommene unzüchtige Handlung bie Sitilichkeit gröb- 
lich verlegte; es hat jedoch nicht auch ſolche Thatſachen als wahr 
angenommen, wodurch öffentliches Aergerniß erregt worben ifl. Da 
der oberfie Gerichts⸗ und Caflationshof feinem Erkenntniſſe nur die 
vom Lanbeögerichte als wahr angenommenen factifhen Umftänbe zu 
Grunde legen Tann und fomit das wefentlihe Erforderniß des 
8. 516 des St. ©. B. bes öffentlichen Aergerniſſes nicht vorhanden 
ift, fo muß man annehmen, daß ber $. 516 des St. G. B. auf ben 
vorliegenden Fall Feine Anwendung finde. Aber auch die SS. 500 und 
525 des St. ©. B. finden hier feine Anwendung, denn erfterer han⸗ 
delt nur von ben Vergehen und Webertretungen gegen bie öffentliche 
Sittlichteit im Allgemeinen und legterer von ven Fällen, welde in 
ber Regel nur der häuslichen Zucht unterliegen und nur dann als 
Uebertretungen zu beſtrafen find, wenn bie barin bezeichneten Unorb- 
nungen fo weit gehen, daß Eltern u. f. w. fi} bemüßigt fehen, bie 
Hilfe der Behörden anzurufen, was bier nicht der Fall war.“ 


Coneurrenz von Verbrechen und von mit Geloftrafen 
belegten Meberteehungen, a nönrtiteit der Geld- 
aß 


Berw. €. $. Entid. v. 21. ee 2, 11600. E. 6. Hradiſch) G. 3. 


A waurde des Verbrechens des Betruges und des Vergehens 
des Wuchers ſchuldig erkannt. Seine gegen die Beſtrafungsart er- 
geiffene Nichtigkeitsbeſchwerde mwurbe verworfen und vom oberften 
Gerichtshof hierbei bemerkt: 

„Das Vergehen des Wuchers ift mad; dem Wucherpatente 
vom 2. December 1803 mit Gelbftvafen bedroht, auf die Gelbftxafe 
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haben baher beide Inſtanzen erkannt, zugleich aber gemäß Verord⸗ 
nung bes Yuftizminifteriums vom 5. November 1852, 8. 1, Nr. 236 
des R. ©. Bli, in Verbindung mit dem $. 260 bes St. ©. 8. 
für den Fall der Uneinbringlicfeit der zuerfannten Geldſtrafe bie der 
letzteren entſprechende Arreſtſtrafe ausgeſprochen. Die Anficht des 
Angeklagten, daß auf bie Arreſtſtrafe nicht zu erfennen war, weil bie 
Umwandlung ver Geld⸗ in eine Arreſtſtrafe nad 8. 260 des 
St. ©. 3. nur dort flattzufinden Habe, wo das Geſetz nicht etwas 
Anderes insbefonbere vorſchreibt, biefe befondere Vorſchrift aber ber 
8. 35 bes St. ©. B. enthalte, gemäß welder, wenn Verbredien 
mit Vergehen zufammentreffen, nach $. 34 des St. ©. B. nur auf 
vie fehärfere Strafe, jedoch mit Bedacht auf das Vergehen zu er- 
Kennen fei, wornach alfo bloß auf die Kerkerftrafe zu erkennen war, 
ift offenbar irrig; denn unter ben befonderen Vorfehriften, von welden 
ver $. 260 bes St. ©. 2. ſpricht, find bloß jene gefeglihen Be- 
ſtimmungen zu verftehen, wo 3. B. eine Arreft- ober eine Geldſtrafe 
auf das Vergehen gebroht ift (8. 431 u. m. a. des St. ©. B.), 
während das Wucherpatent nur won Gelbftrafen ſpricht, umb ber 
$. 35 des St. ©. B. Tann ſchon aus dem einzigen Grunde hier 
nicht angewenbet, folglich nicht auf bie Kerkerſtrafe allein erkannt 
werben, weil fonft bie für jeven Fall zu verhängenbe Geldſtrafe nicht 
in eine Arreft«, fonbern in eine Kerkerſtrafe umwandeln müßte, was 
offenbar geſetzwidrig fein würbe, weßhalb ber 8. 35- des St. ©. 8. 
nur in folgen Fällen Anwendung findet, wo Verbrechen mit Ber- 
a auf welch letztere eine Geldſtrafen feftgejegt find, zufammen- 
treffen.“ 


Rr. 608. 
Diebftahl im Dienftverhältnig oder Veruntreuung? 
Berw. €. H. Entfä. d. 21. nn. 104, & 11897. (2. ©. Wien) ©. 3. 
, Re. I. 


Beide Inftanzen haben als erwiefen angenommen, daß Ange- 
Hagter O daß eilfjährige Mädchen A verleitete, der Fragnerswittwe B, 
in beren Berfaufsgewölbe A verwendet wurbe, verſchiedene Artikel 
und auch Meine Geldbeträge (im Ganzen aber unter 25 fl. E.-M.) 
zu entwenben und ber Angellagten zu übergeben, weßhalb die An- 
geflagte wegen Mitſchuld an der Uebertretung des Diebftahls zum 
Arrefte in der Dauer von drei Monaten verurtheilt worden iſt. 

Gegen dieſe Berurtheilung iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde ge⸗ 
richtet. Darin wird angeführt: a) die fragliche That begründe kei⸗ 
nen Diebſtahl, denn A ſei im Dienfte der B geweſen, ſie war von 
ihr betraut, die Waaren ihrer Bictualienhanblung zu verkaufen; fie 
mar baher im Beſitze ber Waaren und bevollmächtiget, biefelben zu 


v 
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veräußern, und es könne daher hier nur von einem Betruge bie 
Rede fein. Allein dieſer Nichtigkeitsgrund ft durch bie Bemerkung 
hinweg, daß B die A, weiche fie in ihre Pflege übernahm, nicht 
ausfgließend mit dem Waarenverkaufe betraute, fonbern nur zeit» 
meife, wenn fie hieran gehinbert war, und daß bie B beflenunge- 
achtet genaue Aufſicht und Controlle über ven Waarenverfauf und 
die Berechnung über die eingegangenen Gelder führte, wornach alfo 
weder von einem Betruge noch von einer Veruntreuung bie Rede 
fein Tann, 5 


Rr. 609. 


Verläumdung: „zum Anlaſſe obrigfeitlicher Unter- 
fucdung”, 
Berw. €. 5. Eutſch. v. 21. a 3,1208. @. 6.00weit) 6.3. 


(Erdänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

Der wegen Verbrechens ber Berläumbung, begangen an bem 
Bezirlsrichter B, ſchuldig erfannte A machte in der Nichtigkeitäbe- 
ſchwerde geltend, daß flatt bes $. 209 ber 8. 487 des St. G. B. 
anzuwenden gewefen wäre, weil gegen B keine Unterfuchung einge 
leitet, Teine Rachforſchung gepflogen wurde. Der oberfte Gerichtshof 
verwarf bie Beſchwerde und bemerkte: 

nZu dem Thatbeftande des Verbrechens der Berläumbung 
genügt nad; 8. 209 des St. ©. B., daß bie Beſchuldigung zum 
Anlaffe obrigkeitlier Unterſuchung oder doch zur Nachforſchung ger 
gen ben Beſchuldigten dienen Tonnte, es ift aber nicht nothwendig, 
daß fie wirklich zu Nachforſchungen ober obrigkeitlihen Unterfuchun« 
gen gebient Habe.“ ß 


Nr. 610. 

Ankauf verbächtiger Wanren: Nichthaftung des Gewerbs⸗ 
mannes für Ankäufe feiner — Strafloſigkeit 
wegen thätiger Reue. 

Eaffir. Entfä. v. 21. Nov. 1854, AR pam. @. 6. Wien) ©. 3. 188, 


Der oberfte Gerichtshof gab ber Mictigtetabefmerbe der 
nad 8. 473 und 474 des St. ©. B. verurtheilten Golbarbeiterin 
A ftatt, weil nicht fie, fondern ihr Gatte Goldarbeiter fei und das 
Geſchaäft betreibe, und baher obige 88. (wenn auch fie bie Golb- 
faͤden gefauft hatte) ierig auf fie angewendet worben feien. Aber 
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auch die 88. 476 und 477 des St. ©. B. Können nach dem oberſt⸗ 
gerichtlichen Ausſpruch nicht angewendet werben, denn zum weſent⸗ 
lichen Merkmale dieſer Uebertrelung wird erfordert, daß bie ange- 
botene Sache nach ihrer Eigenſchaft den Verdacht, daß fle entwendet 
ſei, erwede, und daß eine auf dieſe Art verdaͤchtige Sache gelauft 
werde, Aus dem von dem Landesgerichte als erwieſen angenom- 
menen Thatbeſtande gehen aber weber aus ber Eigenjchaft der an- 
gebotenen Sache, noch aus ihrem Preife, noch aus der Perfönlichleit 
bes Anbieters ſolche Umftände hervor, welde in der Angeklagten den 
Berbadit erregen mußten, baß die ihr angebotenen Goldfäden eine 
entwendete Sache feien, weil ihr bie Angabe des S, daß er dieſe 
Abfälle mit Bewilligung feines Lehrheren zufammengelaubt und ver- 
laufen bürfe, um fo weniger unglaubwärbig erfcheinen mußte, als die 
Fäden bereits zerſchnitten waren, mithin wirklich als Abfälle ſich 
darftellten und nur den unbebeutenden Werth von 40 kr. hatten, es 
daher immerhin glaubwilrbig erfchien, daß ihm biefe Abfälle wirklich 
zum eigenen Vortheile überlaffen wurden, ober daß er von feinem 
Lehrherrn zu deren Verlaufe tecto nomine beauftragt war. Zudem 
geſchah der Kauf öffentlich am hellen Tage und zu einem Preiſe, 
welcher dem wahren Werthe der Sache entſprach. Es kann baher 
dieſer Verkauf nicht für bedenllich angefehen und Hierin die Nebertretung 
des 88.476 und 477 des St. ©. B. um fo weniger erfannt werben, als 
die Angeffagte, da ihr fohin dennoch Zweifel aufftiegen, fogleich des 
anderen Tages bie Ausforfhung und Anhaltung bes Thäters ver- 
anlafte, und das Gräg dem Beſchädigten zurüdftellte, woburd fie 
bie ihr im 8. 476 auferlegte Verpflichtung erfüllte, 

Im der Handlung der Angeflagten Tönnen daher bie gefeß- 
lien Merkmale ver in dem 88. 476 und 477 bezeichneten Ueber- 
tretung um fo weniger erfafınt werben, als bie vor gerichtlicher Ent- 
bedung aus freiem Antriebe von ihr veranlaßte Ausforſchung und 
Anhaltung des Verkäufers und bie von ihr gefchehene Rüdftellung 
ver Sache an den Beſchädigten fte jebenfalls ſtraflos barftellen 
müßte, wie bie Bergleihung ber SS. 187 und 188 des St. ©. B. 
ztiget, deren Anwwenvbarkeit auf bie erwähnte Mebertretung keinem 
Zweifel unterliegen Tann, 
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Nr. GM. 


Gefährliche Drofung: Zufammentreffen der Drohung 
mit ber merflichen Zufügung bes Webels. 
Gef. Cutg. ». 21. Man. 1, 3. 120. (6. Wien) 0. 3. 168, 


„Die beiden Untergerichte haben als ertwiefen angenommen, 
daß ber Angellagte A auf freiem Felde gegen ven Halblehner B 
die Drohung ausftieß: „Wenn Du nicht gehft, erſchieße ih Dich!“ 
fein Gewehr zu gleicher Zeit in einer Entfernung von beiläufig 
120 Schritten auf ihn abfeuerte und ihn am reiten Arme mit 
zwei Hafenſchrotten leicht verwunbete, und daß er babei die Abficht 
hatte, den B in Furcht und Unruhe zu verfegen. Soll diefe That 
als das Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigfeit durch gefähr- 
liche Drohung im Sinne des $. 99 des St. ©. B. erkannt werden, 
fo muß e8 bei der Drohung bleiben und diefe nicht in Ausfüh- 
rung gebracht, das gebrohte Uebel nicht wirklich zugefügt worben fein. 
Wer Iemanden mit einer Berlegung an Körper, Freiheit, Ehre 
ober Eigenthum, wenn auch auf eine zur Erregung gegründeter Be⸗ 
forgniffe geeignete Art bebroht, zugleich aber feine Drohung in’s Wert 
feßt, den Bebrohten wirklih an feinem Körper, an feinem Eigen- 
thume verlegt, Tann nicht wohl einer zweifachen ftrafbaren Hand- 
lung, ber Drohung und der Zufägung des angebrohten Uebels, ſchul⸗ 
big erfannt werben, weil die Drohung nur die geäußerte Abficht ift, 
das angebrohte Hebel hervorzubringen, und bie Drohung eben durch ihre 
Berwirklihung eine Drohung zu fein aufhört, welche eben wegen ber 
Ungewißheit ihrer Verwirklichung und des Umfanges und ber Größe 
des angebrohten Uebels, wenn bie Drohung zur That würbe, jene 
gegründeten Beſorgniſſe, Furcht, Schreden und Unruhe hervorzubrin- 
gen geeignet if, die zum ob» und fubjectiven Thatbeftande des Ber- 
brechens bes 8. 99 erfordert wird, Wird die Drohung gleichzeitig 
duch die That felbft in Ausführung gebracht, fo kann nur das 
wirklich zugefügte Uebel, nämlich die wirkliche Verlegung des Körpers, 
des Eigenthumes u. dgl, der Gegenftand ver richterlichen Beurthei- 
tung fein, weil nicht die Drohung, fondern das zugefügte Uebel ben 
Zuftend und bie Rechte des Beſchädigten verlegt Kat, und biefer 
nicht ein größeres Uebel mehr zu beforgen Urfache hat, als ihm zu= 
gefügt worben if. Wenn nun auch ber Angeffagte gegen ven B bie 
Drohung, ihn zu erſchießen, ausftieß, wenn er nicht fortgehe, fo 
war body damit gleichzeitig die Ausführung durch Abfenerung bes 
Schufſes verbunden, woburd aber B nur leicht verlegt wurde. 
Da ihm nicht zur Laſt gelegt wird, dag er den Schuß in 
ber Abſicht auf den B feuerte, um ihm zu todten ober doch ſchwer 
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zu verwunden, ſondern nur, um ihn in Furcht und Unruhe zu ver⸗ 
fetzen; und ba mit dieſer Handlung, obſchon ihre große Gefahr für 
das Leben und bie Körperliche Sicherheit des Beſchuldigten von bem 
Angeklagten vorhergefehen werden mußte, das bie Bedingung bes $. 335 
des St. ©. B. bildende Uebel nicht eintrat, fondern nur eine leichte 
Berlegung des B hervorgebracht wurbe, fo Tann bie dem Angellagten 
zu Laft gelegte That nur als bie in bem $. 411 bezeichnete und 
nach 8. 412 firafbare Webertretung gegen bie körperliche Sicherheit 
durch vorfägliche Körperliche Beſchaͤdigung erfannt werben.“ 


Nr. 612. 


Uebertretung der Kuppelei oder Unterſchleif zur Unzucht 
don Seite der Gaftwirthe? 
Bern. €. 5. Entih. v. 21. Nun. 2 A. @ 6. Win) 63. 


„Das Landesgericht hat als eriwiefen angenommen, daß ber 
Angeflagte feinem Stubenmädchen H aufteng, Männer, welde 
mit Weibsperfonen in fein Gafthaus Tommen und feparate Zim— 
mer begehren, nicht abzumeifen, daß fohin mit feinem Wiſſen 
und Willen von berfelben derlei Zimmer an folde Perfonen 
vermiethet und in biefen Zimmern von Schanddirnen das uner- 
Iaubte Gewerbe betrieben und Hierzu Unterfchleif gegeben wurde. 
Durch diefe That des Angeklagten wurde aber ben Schand- 
dienen fein ordentlicher Aufenthalt oder Unterfähleif zur Betreibung 
ihres Schandgewerbes und zwar gemerbömäßig gegeben, ſondern 
Männern Gelegenheit verfhafft, ihre unzüchtigen Gelüfte zu befrie- 
digen, wodurch nicht bie Webertretung ver Kuppelei im Sinne bes 
$. 512 lit. a, fonbern jene bes 8. 515, bie Uebertretung bes Unter- 
ſchleifes zur Unzucht begründet wird, welche fi von ber erfteren 
wefentlih dadurch unterſcheidet, daß das Subject. ber letzteren Gaſt⸗ 
und Schanlwirthe find, und daß ber Unterſchleif nicht den Schand⸗ 
dirnen, ſondern Mannsperfonen dadurch geleiftet wird, daß biefen 
die Gelegenheit zu Unzuchtsacten verſchafft wird. Die von ber 
Staatsanwaltihaft dem 8. 512 gegebene Auslegung würde zu dem 
Schluffe führen, daß felbft durch die Vermiethung eines Monatzim- 
mers an einen, Mann, von dem belannt ift, daß er feile Dirnen zu 
Unzuchtsacten dahin bringe, die Uebertretung der Kuppelei begründet 
wird, obſchon ver Vermiether dieſe Schanddirnen nicht einmal kennt, 
noch weniger ihnen einen Unterſtand ober Unterſchleif gewährt, — 
wos ſich aus ben Worten’ des Geſetzes offenbar nicht rechtferti⸗ 
gen ließe.“ 





x 9 
uf 
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Nr. 618, . 
Betrug durch Crediterſchleichung. — Auffaffung der ges 
ſammten Handlungsweife, 
Berw. €. H. Entf, v. 22. Nov. B 11661. (8. 6. ®ien.) ©. 3.1855, 


„Nach ver Annahme des Landesgerichtes kam .... ber Ange 
Hagte A im Jahre 1849 ohne einen nachgewieſenen Fond nad Wien 
und ſchloß, indem er ſich den Schein eines fehr vermöglichen Mannes 
gegeben hat, mit dem verſchuldeten Liquene- und Effigfabritanten O 
unter Vorbehalt der Geſchaͤftsleitung und Firmirung einen Gefell- 
ſchaftsvertrag, fowie auch gleiche Verträge mit den Liqueur- und 
Eſſigfabrilanten F und 8, machte unter der Firma biefer Gefell- 
fchaften im Bewußtſein feiner eigenen unb ber Geſellſchafter Zah- 
Tungsunfäßigteit,, und ohne die geſellſchaftlichen Fabriksgeſchäfte or> 
dentlich zu betreiben, beveutende Wechfelgefhäfte, und brachte dadurch 
zum Nachtheile feiner Gläubiger anfehnlihe Beträge an fi, bezog 
gegen Abgabe von ccepten der Firma CO und S vom aufs 
manne B Walbviertler Waaren um 1500 fl. C.⸗M., von P Banfa- 
zinn, Reis und Kaffee um 1500 fl. E.-M., vom Haufe Sch. Banla- 
zinn und Wachs um 1600 fl, &.-M., und vom Handelscommif- 
flonär T franzöfifhe Handſchuhe, und verkaufte dieſe Waaren größten- 
theild unter dem infaufspreife, wodurch die DVerfäufer um bie 
genannten Beträge und B ober feine Committenten um 1400 Francs 
befchädiget wurden; er nahm als Geſellſchafter des B den R und 
als Gefellihafter des F und St. ven M als Verſchleißer, dann ven 
O als Eommifflonär für das gar nicht betriebene Hemdengeſchäft 
auf, und vermochte dadurch den R zu einer Einlage von 3000 fl., 
ben M von 1500 fl. &.-M. und ven O von 300 fl. zu beſtimmen, 
welche Einlagen ihnen fohin großentheil® verloren gingen; er wußte, 
als ihm bereits die Zahlungsunfähigkeit der Firma O belannt fein 
mußte, fih dem K al8 einen aufrechten Geſchäftsmann barzuftellen, 
und ihn hierdurch und / das Verſprechen, ihn in bie Geſellſchaft auf⸗ 
zunehmen, zu beſtimmen, daß er Wechſel in Summa von 5202 fl. 
acceptirte, worauf ſich der Angellagte Geld verſchaffte, während K 
dafür nur werthloſe Wechſel von C erhielt und um jene Summe 
befchäbiget wurde; er beftimmte ben J zur Cingehung eines Gefell- 
ſchaftsvertrages zu einer Hembenfabrit, daun zu einer Creditseröff ⸗ 
nung bis zum Betrage von 8000 fl. C.-M., leiftete aber die Ein⸗ 
lage größtentheild in werthlofen Papieren ober unbejahlten Waaren 
und machte von dem eröffneten Credite einen fo ausgebehnten Ger 
brauch, daß er auf J um 27471 fl. C.M. Wechfel zog, welche J 
noch im Betrage von 13000 fl. C.-M. einzulöfen hat; der Ange 
llagte ſetzte das von Ei unternommene Promeffengefchäft, deſſen Un- 
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redlichleit ihm belannt war, nad) E’8 Entfernung fort, und hob von 
den Subferibenten zu deren Nachtheile 836 fl. 53 fr. E.-M. ein; 
er übernahm in N’8 Namen von H Atlasbänder im Betrage von 
670 fl. C.⸗M., und ftellte ihm dafür ein werthlofes Accept aus, 
verfaufte aber ‚die Waare wieder weiter unter bem Werthe; 
er entwarf zu jenem Darlehen, durch weldes bie Biſchen Che 
leute von C getäufht und um 5000 fl. &.-M. beſchädigt wur- 
den, ven Plan, und war dem CO bei deſſen Durchführung behilflich. 
Das Landesgericht hat weiters angenommen, daß obige Hanblun- 
gen vom Ungellagten mit dem Bewußtſein ver eigenen Zahlungs“ 
anfähigleit unternommen, und daß benfelben lediglich die Abficht, ſich 
zu frembem Schaben Geld zu verſchaffen, oder ben O in feinen er⸗ 
wähnten verbrecheriſchen Handlungen in Kenntniß biefer Beſchaffen⸗ 
heit zu unterftügen, zum Grunde gelegen fei. Nachdem bei obiger 
Hanblungsweife des Angellagten die genannten Parteien durch bie 
von ihm im Bewußtſein feiner Infolvenz, und in ber Abſicht, ſich 
zu ihrem Schaven Geld zu verfchaffen, gegebenen Zahlungsverfpredhen 
getäuſcht, beziehungsweife O in feiner betrligerijchen Unternehmung 
von ihm unterftägt worben ift, fo wurde ihm biefelbe mit Recht, 
bei der Höhe des verurfachten Schabens, und zwar, imfoferne er” 
dabei feinen eigenen Zwed verfolgte, nach 88. 197, 200 und 201 
des St. ©. B. des Verbrechens des Betruges, infoferne er aber 
ben C in gleicher Unternehmung unterftätgte, nad) 88. 197,200 und 201 
des St. e. B. der Mitfhuld an dem Verbrechen bes Betruges ſchuldig 
erlannt. Der Angellagte glaubt zwar, daß an mehreren ber vielen ihm 
zur Laft gelegten Handlımgen, einzeln genommen, bie Kriterien des 
Betruges, insbefondere das fpecielle Kriterium der Irreführung nicht 
vorhanden, wenigftens nicht ausdrücklich bezeichnet fei, allein da allen 
ihm als Betrug zugerechneten Hanblungen bie gemeinfame Trieb- 
feder, ſich auf fremde Koften Geld zu verſchaffen und zu gleichem 
Zwede mitzuwirken, zu Orumbe Ing, fo müſſen biefelben als ein 
Ganzes und im Zufammenhange beurtheilt werben, nach welcher Aufe 
fafſung und Beurtheilung fih ... . . in ber Hanblungsweife bed 
Angellagten allerdings die Merkmale des Verbrechens des Betruges 
begiehungsweife dev Mitſchuld hieran vereinigt vorfinden.“ 





— 46 — 


Nr. 614. 

Culpoſe Tötung: Canfalnerns. — Zuſammenwirken 
Mehrerer. 

Bern. €. 5. Cutif. u. 20. Mn. 1, g zer. 6. Win) 63 


„Das Landesgericht... . Kat als eriwiefen angenommen, daß 
ber 6 Sabre alte B, welder ſich in dem Erziehungsinftitute des Ange 
Hagten A befand, nach einer Krankheit von einigen Tagen flarh, und 
daß bie Zuchtigung durch Schläge. mit ber Hand auf ben Kopf 
(Kopfftäce), weldhe er 5 Tage vor feinem Tode erhielt, zwar nicht 
die ausſchließliche und alleinige Urfadhe der Erkrankung desſelben 
und ber Heftigfeit ber Krankheit gewefen fei, daß biefelbe aber bie 
Gelegenheitsurſache zum Ausbruche der Gehirnhöhlen-Waflerfucht 
gegeben, daß dieſe Züchtigung die Krankheit beſchleunigt und ven töht- 
lichen Ausgang ſchneller herbeigeführt habe, indem biefe Züchtigung, 
unter Concurrenz mehrfacher bei bemfelben eingetretener, dem Laien 
nicht erfennbarer Umftände die Urfache des Ausbruches einer acuten 

"und ſehr intenfiven, den Charakter der präeriftenten Tuberculofe an 
ſich tragenden Erkrankung gewefen und durch dieſe allerdings tödtlich 
geworben if. Es hat ferner für erwiefen angenommen, daß bie an 
dem Knaben an ber linken Seite des Kopfes, der Schläfe und des 
Ohres wahrgenommenen blauen Flede (Suggilfationen) bloß von ver 
dem Knaben B von ben beiden Ungellagten A und O zugefügten 
Zuchtigung durch Schläge auf den Kopf herrühren, daß bier 
bei berfelbe mit namhafter Gewaltanwendung gezüchtigt wurde, 
daß beide Angeffagten ſich hierbei thätig beiheiligten, und baß 
dieſe Zuchtigung bie veranlafiende Urſache des Ausbruches feiner 
töbtlichen Krankheit und des baburd erfolgten Todes geweſen ift. 
Es Hat für erwiefen angenommen, baß aus ber . Züchtigung 
des Knaben befien Tod erfolgte, daß die Züchtigung im ihrer Art 
und Dauer eine ſolche war, daß beide Angeliagte A und C ſie als 
eine ausartende Weberfchreitung ber häuslichen Zucht ſchon im Allge- 
meinen, insbeſondere aber bei einem Kinde erkennen konnten und 
mußten, deſſen krankhafte Körperbefhaffenheit ihnen ſchon früher genau 
befannt war, und eine Hintanhaltung aller ſchädlichen Einflüffe, eine 
größere Schonung und Beachtung der möglichen Folgen den Ange 
Hagten zur Pflicht machte, weil ihnen biefer kranke Knabe zur Pflege 
und Erziehung anvertraut worden war... Daß in dieſem Thatbeftande 
alle Merkmale des Vergehens bes 8. 335 des St. ©. B. erſchöpft 
find, beweiſt der klare Inhalt diefes Geſetzes, welches eine Handlung 
forbert, von welcher der Handelnde ſchon nach ben natürlichen, fohin 
leicht für Jedermann erfennbaren Folgen ober nach feinem Stande 
u. |. w. ober überhaupt nach feinen befonberen Verhältniſſen einzu- 
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ſehen vermag, daß ſie eine Gefahr für das Leben, die Geſundheit 
ober Lörperlihe Sicherheit eines Menſchen herbeizuführen oder zu 
vergrößern geeignet iſt und woraus ber Tod eines Menſchen erfolgte, 
ohne daß zum Thatbeftande dieſes Vergehens gefordert wird, daß 
der Tob nothwendig aus ber zugefügten Verlegung erfolgen, und 
dieſer Erfolg von dem Mebertreter vorausgefehen werben müfle. 
Der Umftanb, daß ber Anteil jedes Einzelnen an der Mifhandlung 
nicht zu ermitteln war, fteht der Anwenbung bes $. 335 nicht ent» 
gegen, weil die Züchtigung von beiden Angeklagten nicht in verfchie- 
denen Zeiträumen, fonbern continuirlich verübt wurde, weil bie... . 
Zuchtigung in ihrer Totalität den unglüclichen Erfolg verurſachte, und 


von mehreren Ber| ig_verüßten Miphanbfungen anwend-” 
baren Tore un, bi LEE da ir den Erfolg vers 
autwortlich bleibt, a Hand an ben Mißhandelten angelegt 


hat ....“ 





Nr. 615. 


Erbietung zu einem falſchem Eide: Erforderniß des 
Eidesantrittes. 


Caftt. Entf». 29,.Mm. 1554, 3. 12819. @-.Dimi) ©. 3.1086, 


.. Das Anbieten (eines falſchen Haupteides) „geſchah bloß in 
der Klage und in der ſummariſchen Civilverhanblung, mithin auf 
eine fo entfernte Art, daß biefe Anbietung im Sinne bes 8. 8 des 

tt. ©. B. nicht einmal als ein verſuchter Betrug angefehen werben 
Tann, indem fonft in ben häufigen Fällen von Civilprocefien, in 
denen es auf das Beweismittel durch Eide ankommt, und Eide 
und Gegeneide angeboten werben, gegen bie fi zu folden Eiven 
Anbietern pen eine ftrafgerichtlihe Amtshandlung eintreten "müßte. 
Eine folhe Amtshandlung könnte nur in jenen Fällen zur 
Sprade kommen, wo die Partei ven Eid, auf welchen erkannt wird, 
bereits angetreten, ober ſich zur Ablegung degſelben bei der Dein. 
eibeserinnerung bereitwillig erflärt hat... . 


Strafregttiche Entigeidungen. 97 











— 48 — 


Nr. 616. . 
Diebftahl, begangen an Frachtgütern durch Fuhrknechte. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 5. mu.ih 3,12. @. 6. Wien) ©. 3. 


Die Fabrik B ließ die erzeugte Wolle durch Fuhrleute ver- 
fragten. Die von ben Frächtern beftellten Perfonen nahmen an 
der Wolle Entwendungen vor. Diefelben wurden wegen Diebftahls 
verurtheilt. In der Nichtigkeitsbeſchwerde verfuchten die Angeflagten 
auszuführen, daß fein Diebftahl, fondern eine Veruntreuung vorliege. 
Der oberfte Gerichtehof vermarf bie Beſchwerde: 

„Der Caffationshof hat bereits in einer feiner erſten Ent- 
ſcheidungen vom 10. Yumi 1851, 3. 3455 (Nr. 27 diefer 
Sammlung), bezüglich des Unterſchiedes zwiſchen Diebftahl und Ver— 
untreuung den aud) vorben von Theorie und Praxis eingehaltenen 
Grundſatz ausgefprochen, daß, um das Anvertrauen einer beweglichen 
Sache in ber Weife zu begründen, daß durch deren Zueignung nur 
eine Beruntreuung und nicht ein Diebftahl begangen werde, eine Art 
Uebergabe zur Gewahrfame eintreten müffe, daß nicht ein allgemeines 
Vertrauen, fonbern ein fpecielles Anvertrauen, nicht die Dispoſitions- 
möglichfeit, ober bie Berechtigung zu einem beftimmten Gebraude, 
ober zu einer befonderen Verfügung das bei der Verumtreuung ge 
forberte Verhältniß bes Anvertrauens, die Gewahrfame begründen 
tönne. Diefer Grundſatz wurde feither in vielen Entſcheidungen bes 
Caffationshofes wiederholt ausgeſprochen und ſtets unverändert feft- 
gehalten; er muß aud im vorliegenden Falle angewendet werben. 
Den Fuhrknechten war die Wolle weder zum Gebrauche, noch 
zur Verwahrung, noch zu einer anbern willlürlichen Verfügung an- 
vertraut worben, fie hatten nur den Auftrag, dieſe Wolle von .einem 
beftimmten Orte auf ben andern zu überführen, b. i. eine genau be 
fimmte, in ihren gewöhnlichen Berufspflichten als Fuhrknechte ge- 
legene Dienftleiftung vorzunehmen; die Wolle ift ftets, ſelbſt wäh- 
vend des Transportes, in dem Beſitze ber Eigenthlimer geblieben 
und erft durch den Xct der unberechtigten Veräußerung um des eigenen 
Bortheiles willen von ven Fuhrleuten aus dem Beſitze entzogen wor⸗ 
den, wornach dieſe Thathandlungen ganz richtig als Diebftahl er- 
kannt wurden.” 
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Nr. 617. 
Unberechtigter Verkauf von innerlichen Heil 
Aerzte. 
Berw. €, H. Entfh. v. 13. Der. 1854, 3. 13073. (8, 


nierl's Magazin, ®b. Xil, Re 12. 
„Es ift durch das eigene Geſtändniß des an 
A rechtlich erwiefen, daß er feine fogenannte Chol 
innerliches Heilmittel ohne behördliche Bewilligung 
beſonders beſtehendes Verbot verkauft habe. Daß 
geſetzlichen Merkmale der Uebertretung gegen die © 
bens durch unberedtigten Verkauf innerlicher Heilmit: 
als ſolche nach $. 354 des St. ©. B. ftrafbar fei, 
Wortlaute dieſes Gefeges mit Rüdfiht auf das in 
11. Theil, Nr. 24, enthaltene Hoftanzleivecret vom 2' 
3. 2200, feinem Zweifel unterliegen, welches Hofta 
dings noch heute volle Giltigfeit hat, und ben Aerz 
tung und Berabfolgung von Arzneimitteln mit Hir 
beftehenden Vorſchriften als gefegwibrig verbietet, un 
Ant zu handeln vorſchreibt. Diefe Gefege waren I 
nad} feiner eigenen Behauptung befannt, und er 
feines Standes zu wiffen verpflichtet. ..... Den 
Berlegung ver beſtehenden Geſetze ungeachtet ihrer 4— 
fegung bisher der gebührenven Ahndung nicht unter 
Tonnte ber Angeflagte dadurch über die Geſetzwidrigl 
Tungsweife und beren Strafbarfeit um fo weniger in 
digenben Irrthum verfegt werben, als durch eine 
minder firenge Handhabung der beftehenden Geſetze 
gehoben und außer Kraft gefegt werben, und ein et 
über deren Beftand nur ein Rechtsirrthum wäre, ber 
nicht behebt. Ebenſowenig läßt ſich die unrichtige Anwen 
des St. ©. B. auf die dem Angeflagten zur Laft 
den von ihm angeführten Gründen behaupten. — 
auch richtig, daß bie Abſicht des Geſetzgebers dahin 
lieum vor dem Gebrauche geſundheitsſchädlicher Arze 
fo wäre feine Handlungsweiſe ſelbſt dieſer Abficht | 
gewefen, da aud einem Laien befannt unb begr 
eine in gewiſſen Fällen heilfräftige Medicin in ar 
bei andern Individuen von den nachtheiligſten Fo 
Allein es wurde bereit erwähnt, daß bei U 
BVerbotögefegen meber bie Beabſichtigung, noch bie 
Beſchädigung zum Thatbeftande erfordert wirb, baher 
Verlauf eines, wenn auch unfchäblichen ober nützli 
zum Thatbeftande ver im 8. 354 bezeichneten Uebe 
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zu welchem auch der Umſtand nicht gehört, ob dasſelbe von einem 
befugten Apotheler bereitet wird, oder nicht; da hierin nur der un⸗ 
berechtigte Verkauf innerer ober äußerer Heilmittel als eine Ueber⸗ 
tretung gegen die Sicherheit des Lebens bezeichnet wird, weßhalb 
auch bie Beeinträchtigung ber Apotheker in ihrem Gewerbe nicht zum 
Thatbeftande dieſer Uebertretung erforberlih ift. Die Verordnung 
vom 27. Jänner 1829 befteht noch berzeit in voller Giltigkeit und 
wurbe im vorliegenden Falle mit Beziehung auf ben $. 354 bes 
&t. ©. B. der Entſcheidung mit Recht zu Grunde gelegt, weil 
hierdurch den Aerzten nicht nur die eigene Zubereitung, ſondern auch 
die Berabfolgung der Arzneimittel ausnahmslos unterfagt, und nur 
die Anordnung berjelben mittelft Recepten geftattet ift.“ 





Rr. 618. 


Betrügerifcher Bankerott: „Verhehlung eines Bermd- 
genstheiles“. 

Berw. €. H. Eutſch. v. 13. — 1854, 3 13199. . ©. Wien) ©. 3. 
. I, „öl, 

Vom Landesgerichte wurde A wegen Verbrechens des Betruges 
verurtheilt, weil er fid den Schein eines aufrechten Kaufmannes gab, 
der in feiner Heimath ein großes Geſchäft habe, während er in 
Wirklichkeit vermögenslos war unb mur ein Hauſirgeſchäft beſaß, 
und durch diefe falſche Angabe, fo wie baburd Andere zum Credi- 
tiren an ihn beftimmte, baß er bie erften Waareneinkäufe pünktlich 
zahlte, und fohin größere Partien auf Borg bezog, welche er dann 
nicht mehr bezahlte. Seine Imfolvenz verfuchte er durch die Fic- 
tion eines an ihm verübten bebeutenden Diebftahls zu rechtfertigen. 
— Der oberfte Gerichtöhof verwarf feine Nichtigleitsbeſchwerde, und 
führte an, daß das Auftreten des A allerdings eine liſtige Hand- 
lung fei, wodurch er Dritte zu ihrem Schaden zum Erebitiren be» 
wog; m... . feine auf Beſchädigung gerichtete Abſicht erhellt aus fei- 
ner ganzen Hanblungsweife und aus bem Umftanbe, baf er das 
gelöfte Geld buch die Fiction eines Diebſtahls feinen Gläubigern 
entzogen habe, in welchem Umftande allein ſchon gemäß $. 199 fi. 
das Verbrechen des Betruges erkannt werben muß.“ 
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Nr. 619. 


Verfälſchung öffentlicher Crevitpapiere durch Abände 
rung: Zerftüdeln von Noten, 
Bern. C. 6. Eutſq. v. 28. Der, oo 3, un. @ 6. Bin) 68. 


„Das Landesgericht hat angenommen, daß A Mkünzfcheine zu 
10 fr. und Banknoten zu 1—2 fl. zerfchnitten und die Theile nady 
Abfonderung eines Streifens wieder zuſammengeklebt habe, um aus 
den abgefonderten Streifen mehrerer Münzicheine oder Banknoten einen 
neuen Münzfchein oder eine neue Banknote zufammenzufegen und 
auszugeben, dann, daß von ihm folde verkürzte Munzſcheine und 
‚Banknoten ausgegeben worden feien. Er Hat in geminnflchtiger 
Abſicht durch dieſen Vorgang ben Inhalt der zerfchnittenen Münzfcheine 
ober Bankoten verändert, da bie auf folde Art wieder zufammenge- 
klebten Münzfcheine nicht mehr Alles enthalten, was fie urſprüngůch 
enthalten haben und zu ihrem Inhalte gehörte. In biefer Hand- 
lungsweiſe Tiegt offenbar das im $. 114 lit, b bes St. ©. B. 
normirte Verbrechen der Verfälſchung öffentlicher Erebitpapiere.“ 


Nr. 620. 


Berläumbung: Vorlegung eines echten aber liſtig er⸗ 
ſchlichenen Beweismittel8 jur Begründung einer falſchen 
Anklage. 

Bern. €. 8: Eutig. v. 28. Der, 1 Jon, 2, 10076. & 6. Wien) 6.3. 


A wurde wegen Verbrechens des Betruges, begangen an B, ver» 
urtheilt: die Aburtheilung erfolgte auf Grund ver beſchworenen Aus- 
fage des B, welcher dem A unter ſolchen Umftänden 100 fl. gegeben 
hätte, welche als betrügerifhe Herauslodung vom erfennenden Ge- 
richte angefehen worden find. Im der Folgezeit legte A dem Ge 
richte einen von B unterfertigten Zettel vor, in welchem B erklärte, 
er fei von A nicht betrogen worden; im ber gerichtlichen Eingabe 
beſchuldigte A den B ber faiſchen Ausfage vor Gericht und der Berläum- 
dung. Auf Grund dieſes Sachverhaltes wurde A neuerlich und zwar dies- 
mal bes Verbrechens ber Verläumbung ſchuldig erklärt. In der Nichtig« 
teitöbefchwerbe führte A aus, daß von einer „Erbidtung“ von 

Thatſachen Feine Rebe fein könne, ba ber Zettel beftehe und er Iebig- 
lid) denfelben dem Gerichte vorgelegt habe. — Der oberfte Gerichts» 
hof verwarf die Beſchwerde: „benn B .... behauptet noch immer, 
daß er von A betrogen worden fei; es Tann feinem Zweifel unter- 
liegen, daß B lebiglih durch das Vorgeben des A, daß er biefe 
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Erffärung zum Ausweife ver Ausgleihung einmal brauchen könne, 
zur Unterfertigung des Zettels verleitet worden ift, ba doch nicht an⸗ 
zunehmen ift, daß B fidh ohne alle Urſache eines Verbrechens ſchul ⸗ 
dig erflären würde. Da ber Ungellagte A dieſen erſchlichenen 
Zettel in der Folge bazu benügt bat, den B bes Verbrechens der 
Berläumbung und ber Ablegung einer falſchen gerichtlichen Ausſage 
bei Gericht zu befhulbigen, fo muß im viefer Beſchuldigung das 
Vorbringen einer unwahren, erdichteten Thatſache erfannt werben.“ 


Nr. 621. 
Diebftahl: Aneignung der Früchte eines abverfauften 


Grundes durch den im bücherlichen Beſitze Stehenden. . 


Eiviles ober criminelles Unrecht? 
C. $. . db. 28. Der. 1 . 13079. (8. ©. vrag) ©. 3- 
Berw. €. H. Eutſch. v. ee &' CE ©. Prag.) ©. 3. 


A wurde bed Verbrechens bes Diebftahles ſchuldig erkannt, 
begangen dadurch, daß er um feines Vortheils millen die dem B 
gehörige Wiefe Y in Gefellichaft feines Vaters C, dann des D und 
E ohne Einwilligung des Eigenthümers abmähte, und das Grumet 
im Werthe von 144 fl. E.-M. nad} Haufe führte und ſich zueignete. 

Im der Nichtigkeitsbeſchwerde will nun geltend gemacht werben, 
daß A als Eigenthümer ver Ruſticalwirthſchaft X intabulirt fe, 
und baß bie gebachte Wiefe Y wegen nicht erfolgter politiſcher Ab⸗ 
trennungsbewilligung und geſetzlich beftehenver Untheilbarkeit der 
Ruſticalgründe zu diefer Ruſticalwirthſchaft gehöre, fowie auch A bie 
auf biefe Wieſe entfallenden Lanbeslaften trage. Die That Tünme 
fomit nicht als Diebftahl erflärt werben, zumalen felbe durch meh- 
vere Tage in Gefellihaft mehrerer Perſonen vor ber ganzen Ge- 
meinde felbft mit Wiſſen des Naturalbefigers vorgenommen wurbe, 
mindeſtens fehle den Angeklagten mit Rüdfit anf ven 8. 2 lit. e 
des St. ©. B. der böfe Vorſatz, die That ſei höchſtens eine Beſitz⸗ 
förung, als welche ſie. auch civilrechtlich behandelt wurde. 

Allein wie das Landesgericht auf Grund der vorliegenden Ver⸗ 
träge als wahr annahm, hat B bie Wiefe Y dem damaligen Be— 
figern der Ruſticalwirthſchaft X abgefauft, befinvet ſich feit biefer 
Zeit in deren Beflge, und da er wegen noch nicht erlangter politi» 
ſcher Abtrennungsbewilligung das bücherliche Eigenthum verfelben da⸗ 
mals nicht erlangen konnte, erwirkte er wenigſtens bie Primotirung 
feiner Kaufrechte. C, ber die Ruſticalwirthſchaft X kanfie, hat, wie 
das Landesgericht als erwiefen annahm, ven B, fo lange er biefe 
Wirthſchaft beſaß, in dem Beſitze der Wiefe 'Y nie gefldrt, und als 
er die Wirthſchaft feinem Sohne A; verkaufte, wurde feftgefegt, daß 
bezuglich ber dem O abverkauften Wieſe mit dieſem Besteren eine 


x 
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Ausgleichung getroffen werben ſolle, daß bie Wieſe bei der Grund- 
wirthſchaft bleibe, woraus das Landesgericht ganz richtig folgert, daß 
Bater und Sohn bie dem B auf biefe Wiefe zuftehenden Rechte 
wohl gefannt haben, und bei dem Umftande, als eine Ausgleihung 
mit B nicht zu Stande kam, fi nicht als Eigenthümer ber frag- 
lichen Wieſe anfehen, auch in feinem folgen factifhen Irrthume ſich 
befinden konnten, der nad} $. 2 lit. o des St. ©. B. ihre Unzurehnungs- 
fähigkeit zur Folge hätte. „Es fteht ſonach feſt, daß das auf diefen Wie- 
fen von ihnen abgemähte Grumet nicht ihr Eigenthum war, und als ſolches 
von ihnen auch nicht angefprochen werben konnte, daß es fremdes Eigen- 
thum war und daß fie e8 aus dem Befige eines Andern entzogen; 
es geſchah das in ber Abficht, ſich dasſelbe zugueignen, baher des 
eigenen Vortheiles willen und ohne Einwilligung des Beſitzers, da⸗ 
ber alle Kriterien des Diebftahles zufammentreffen... . . . Die 
Behandlung diefer Entwendung als Befigftörung von Geite des Be- 
ſchädigten und Rlageführung vor dem Civilrichter hebt bie Strafe 
barfeit der Handlung nad) dem Strafgeſetzbuche nicht auf.“ 


Nr. 622. . 
Unzuläffigkeit der Beſtrafung des freiwillig aufgegebenen 
Berfuches der Nothzucht als Erpreſſung. Qualifieirter 
Verſuch? 


Verw. €. H. Eutſch. v. 28. Dee. 1854, 3. 13135. (2. G. Jicin.) ©. 3. 
H. Eutſch. ee @. 6. Jicin) ©. 3 


Es wurbe als erwiefen angenommen, daß A die B nieberge- 
worfen habe, um fte gewaltfamer Weife wider ihren Willen zum 
außerehelichen Beiſchlaf zu gebrauchen. — Da jedoch weiters ange- 
nommen wurde, daß A freiwillig ven ber Ausführung zurücktrat, fo 
erfolgte feine Nichtſchuldigſprechung rückſichtlich des Verbrechens ber 
Nothzucht; dagegen wurde er wegen ber Uebertretung gegen die kör— 
perlihe Sicherheit nah $. 431 bes St. ©. B. verurtheilt. — 
In letzterer Beziehung ergriff die Staatsanwaltſchaft die Nichtigkeitd- 
beſchwerde, die Behauptung aufftellend, daß bie Verurtheilung nicht 
nad) $. 431 bes St. ©. B., fondern wegen Verbrechens der Er- 
preflung nad) $. 98 des St. ©. B. hätte erfolgen follen, meil A 
unftreitig ber B Gewalt angethan Habe, um fle zu einer Dulbung 
zu zwingen. — Der oberfte Gerichtshof vermarf bie Nichtigkeits- 
beſchwerde, „benn nad $. 98 lit. a des Gt. ©. B. begeht der— 
jenige, welcher einer Perſon Gewalt anthut, um fe zu eine Leiftung, 
Dulbung ober Unterlaffung zu zwingen, nur infofetne das hierin be— 
zeichnete Verbrechen ver öffentlichen Gewaltthätigfeit durch Expreffung, 
als ſich feine Handlung nicht als ein ſchwerer verpöntes Verbrechen 
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darſtellt. Obgleich nun in dem vorliegenden Falle das in dieſer 
Gefegesftelle aufgeführte Merkmal, daß der Angeklagte der B Ge- 
walt angethan habe, vorhanden iſt, fo beſtand doch nach dem weis 
teren thatſächlichen Sachverhalte die Duldung, welche Angellagter 
bezwedte, in der Geſtattung des außerehelichen Beiſchlafes und unter 
dieſer Vorausſetzung iſt bie That in das ſchwerer verpönte Verbrechen 
der Nothzucht übergegangen, deſſen A auch angeflagt worden iſt. 
Wenn ſich durch die Verhandlung herausgeſiellt hätte, daß ber An- 
geffagte durch die Gewaltanwenbung nicht die Geftattung des aufer- 
ehelichen Beiſchlafes, fondern eine andere Duldung bezwedt Habe, 
fo wäre wohl deſſen That unter die Beftimmung bes 8. 98 des 
St. ©. 8. zu fubfumiren gewefen. Da jeboh nad ber landes⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung noch immer feftgehalten wirb, daß ver An- 
geffagte bei feiner Gewaltanwenbung ben Vollzug bes außerehelichen 
Beiſchlafes beabftchtiget habe, fo kann diefe That nicht als das 
Berbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Erpreffung nad 
8. 98 a bes ©t. ©. B. erklärt werben, ba eine in ber Abficht, 
den auferehelichen Beiſchlaf zu vollziehen, unternommene Gewalt- 
anwenbung nicht dieſes, fondern das im 8. 125 des St. ©. 2. 
normirte Verbrechen der Nothzudt bildet. Diefemnad wurde bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen." 


Nr. 628. 
Einrede ver Wahrheit bei der Ehrenbeleibigung: For⸗ 
melle Beweislaft. 
Berw. €. H. Entid. v. 28. —E — 2,1781. &. 6. Prag) ©. 3. 


Die Angeklagten, welche nad; 8. 487 des St. ©. B. verur- 
teilt wurden, weil ihre Angabe, daß B ein Dieb fei, fih als un- 
wahr herauftellte, machten die Nichtigleitsbeſchwerde anhängig, welde 
ver oberfte Gerichtshof zurüdwieß: . ..... „Der 8. 490 bes 
St. ©. 2. fordert zur Straflofigfeit des Beichulbigten, daß er bie 
Wahrheit feiner Angabe beweiſe. Die Beſchwerdeführer hätten, 
nachdem die Staatsanwaltſchaft von meiterer Verfolgung gegen B 
wegen Diebftahl abließ, in ber-gegen fie wegen Ehrenbeleivigung 
geführten Unterfuhung obigen Beweis führen follen, was aber nicht 
geſchehen ift..... Sie wollen fi mit der Wendung ver Be— 
weifeslaft entziehen, daß fie anführen, wenn ber Unterſuchungsrichter 
ihre Anzeige orbentlic verfolgt hätte, ſich deren Wahrheit Beraus- 
geftellt haben würbe; allein... . . nicht dem Gerichte, fonbern dem 
Beſchuldigten legt das Gefe die Beweisführung auf." 
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Nr. 624. 
Haftung der Wirthe für gefälſcht „befundene“ Getränke. 
Bern. €. 8. Cangh. v. 23. Der, 1694, 3, 19780. E. 6. Tabor) 6-3. 
‘ , Rt. 38. 


nDie Mebertretung des 8. 403 bes St. ©. B. wird ſchon 
durch das bloße Borhandenfein werborben befundener Getränke ber 
wirkt, wobei e8 gleich ift, ob das beanftändete Getränt durch Zus 
thun des Erzeugers ober Verſchleißers verborben wurde ober nicht, 
und ob bie Abſicht vorhanden war, das verborbene Getränk in 
Verlehr zw bringen ober nicht; es reicht der Umſtand, daß verbor- 
benes Getränf vorgefunden wurde und bie dadurch an ben Tag ge- 
legte Fahrläffigkeit ohne irgend eine andere böfe Abſicht allein ſchon 
bei Bräuern und Schantinhabern zum Beftande dieſer Uebertre- 
tung hin,“ ö 


Nr. 625. . 
Ehrenbeleidigung: Vorwurf der Trunkenheit. Falſche 
Beſchuldigung eines Anderen zur eigenen Verantwor⸗ 
tung: Unwiderſtehlicher Zwang? 
Bern. €. b. Eutfü. ». 29. Der. 1884, 2; 18430. (©. ©. Raibat) 6.3. 


„Dem A ift als Webertretung gegen die Sicherheit der Ehre 
nad 8. 487 des St. ©. ©. zur Saft gelegt, daß er bei einer frü- 
heren . ... gegen ihn ftattgehabten Verhandlung vor den Gerichts- 
perfonen und dem Gensb’armeriecorporale B geäußert hat: es fei B 
an einem bezeichneten Tage, an welchem er im Dienfte ftand, betrun- 
ten geweſen, welder Vorwurf fih .... als falih ergab. ... Daß 
die dem Angelagten zur Laft liegende fälſchliche Beſchuldigung deß- 
wegen nicht als ſtrafbar anzufehen fei, weil er fie nur zu feiner Ver⸗ 
theibigung gegen bie frühere Anklage, aljo in einer unwiberftehlichen 
moralifgen Zwangslage vorgebracht habe, ift eine allen Grundes 
entbehrende Behauptung; ber oberfte Gerichtshof hat es bei vor- 
gefommener Gelegenheit wiederholt ausgeſprochen, daß das Recht des 
Ungeflagten ſich zu vertheivigen nicht fo weit gehe, und nicht die Bes 
ME in ſich ſchließe, Andere einer firafbaren Handlung zu 
zeihen.“ 





1855. 


Rr. 626. 


Berleitung eines Beamten (Polizeiwachmannes) zur 
Berlegung feiner Amtspflicht. (Nichtvollzug der 
Arretirung.) 

Verw. €. H. Entf. v. 3. Se 3,19990. 8. ©. Bien) 6.3. 


A wurbe nah $. 311 bes St. ©. B. veructheilt, weil er 
dem Polizeiwachmann, welcher ihn zu arretiren erklärte, ein Geſchenk 
von 20 Fr. anbot, um ihn zum Abftehen zu beftimmen. — Geine 
Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe vom oberften Gerichishofe verworfen: 

„Daß der.... Berfuh, dem Polizeiwachmann B durch bes 
Anerbieten eines Geſchenkes von 20 fr. zur Nichtvornahme ber aus- 
geſprochenen Arretirung zu verleiten, bie Uebertretung des $. 311 
des St. ©. B. begründe .... bebarf bei ber zweifellofen Ueber- 
einftimmung des factiſchen Borganges mit den Worten bes Gefeges 
und bei dem Umflande, als vie Sicherheitsorgane allerdings unter 
die im 8. 311 bes St. ©. B. bezeichneten Staatsdiener gehören 
und daß die Unterlafjung ver ſchon ausgefprodenen Arretirung eine 
Berlegung der Antöpflicht gewefen wäre, feiner weiteren. Erdr- 
terung.“ 
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Nr. 627. 


Diebftahl: Zueignen im Wohnzimmer vorgefundener 
Sachen von Seite der Dienftboten. 


Berw. €. 9. Entf. v. 10. Jän. 1858, 3. 13789. (2. ©. Graz) ©. 3. 
erw. C. H. Eutſch. ee @ ta) G. 3. 


„Das Zueignen ober Verhehlen von Gegenftänben, bie ein 
Diener ober eine Dienſtmagd im Zimmer ihrer Dienftgeber, wenn 
gleich am Fußboden liegend, vorfindet, läßt ſich nicht unter ben Be— 
geiff bes Findens einer verlornen Sache, deren Befiger nicht befannt 
ift, reihen, wovon der 8. 201 lit. c des St. ©. B. hanbelt, fon- 
bern es entzieht dadurch der Dienftbote die Sache aus tem Beſitze 
der Dienftgeber, ohne deren Einwilligung, um fi einen Vortheil 
zuzuwenden. ....“ 


Nr. 628. 


Diebſtahl: Anwendung wirklicher Gewalt ober ge- 
fährlichee Drohungen, um ſich im Beſitze der geftoh- 
Ienen Sache zu erhalten? 

Gaffe. Euf$. v. 10. Sin. 1856, 9, 18558, ( &,Honlgun.) G. 3. 1855 


(Ergänzt und berichtigt nach ben Acten.) 


mDer Gall des 8. 174 I, welder nad 8. 179 bie 
ſchwere Rerterfirafe von fünf bis zehn dahren nad ſich zieht, fett 
voraus, der Dieb fei auf frifcher That fo betreten oder überrafcht 
worben, daß er Gefahr läuft, mit der geftohlenen Sache ergriffen 
zu werben, und baß er, um ſich in deren Beſitz zu erhalten, Ted 
genug ift, dieſes Zwedces willen wirkliche Gewalt ober gefährliche 
Drohungen gegen eine Perfon zu gebrauchen ober einen gewaltfamen 
Widerſtand zu leiften, wozu jene befonbere Kühnheit gehört, welche 
bie 88. 174 I und 179 bes St. G. B. zur Berhängung ber 
ſchweren Kerkerſtrafe von fünf bis zehn Jahren erfordern.“ Co 
beſchaffen ift aber vie der Anklage zu Grunde liegende That 
nit; die beiden Thäter A und G, durd den Schrei des Be— 
ſtohlenen B: „wer ba?“ überrafcht und erſchreckt, ergriffen fogleich 
die Flucht; in dieſem Momente ver Entfliehung ſchleudert A den 
Stein gegen B, es liegt baher näher bie Vermuthung, daß A biefes 
zu feinem perfönlihen Schuge ober zuc Sicherung feiner Flucht in 
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dem Augenblide ber Ueberraſchung durch bie unvermuthete Gegen- 
wart bes B, als um das von feinem Kameraden C bereiis ergriffene 
Schaf, wovon er vielleicht gar nichts gewußt oder im Dunkel ber 
Nacht nichts wahrgenommen hatte, in feinem Beſitze zu erhalten, 
gethan Habe. — Dieß vorausgefegt und da es fi nur um einen 
Betrag von 3 fl. handelt, eignet ſich ber (vorliegende) Diebftahl nur 
zur Uebertretung nad) $. 460 bes St. ©. B.“ 


Nr. 629. 


Rückkehr eines Abgefchafften. Form der Abſchaffung; 

Beginn der Verjährung bei einem fortdauernden Delicte. 

Fortſetzung des Aufenthaltes fchließt die Verjährung 
dieſer Hebertretung aus. 


dern. C. 6. Entfä. ». 10. Sn, 1008, 2, 10072. 6. Prag) 6.3 


Bei Berwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde des ber Uebertre- 
tung des 8. 323 des St. ©. B. ſchuldig erfannten A erklärte ber 
oberfte Gerichtshof: 

„Es ift durch kein Geſetz vorgeſchrieben, daß bie Verweiſung 
— over Abſchaffung — ſchriftlich erklärt werden müfje und bie 
Wirkſamleit dieſer Maßregel iſt auch nicht von dem Umſtande ab⸗ 
bängig, daß bie Heimatsbehörde des AÄbgeſchafften hiervon verſtändigt 
werde. .... Der Zweck der Abſchaffung eines Ausländers aus dem 
Staatsgebiete Tann feiner Natur nach nur der fein, möglichft zu ver⸗ 
hindern, daß ſich der verwiefene Ausländer im Stantsgebiete aufe 
halte. Die erwähnte Webertretung wird demnach nicht bloß durch den 
Act, daß ber Ausländer die Grenze des Stantögebietes wieder über 
fchreitet, fondern nothwenbig aud durch feinen im Staatsgebiete ge- 
nommenen Aufenthalt begangen, und der Act der Rücktehr erfcheint 
bloß als das Mittel zur Erreichung biefes verbotenen, durch das 
Strafgefeg verpönten Aufenthaltes, daher von einer Verjährung, fo 
lange biefer Aufenthalt fortvauert, Teine Rede fein Tann.“ 
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Nr. 630. 
Branblegung; Dolus. 
Seffr. Entfß. v. 16. Jän. 1855, 2,146. C. ©. Tri) ©. 3. 1888, 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


Der Priefter A, welcher, um ſich aus ber Klofter-Correctiong- 
haft zu befreien, die Thüre feines Gefängniffes anzündete und hier⸗ 
durch das Klofter in Brand ftedte, wurde des Verbrechens der Brands 
legung ſchuldig erfannt. Der oberfte Gerichtshof aber gab feiner 
Nichtigkeitsbefchwerbe flatt und bemerkte bei Begründung des Frei« 
fpretjungeertenntnifee: 

.. . „Der $. 166 des St. ©. B. fordert zum Verbrechen 
ber Branblegung ausbrüdlih, daß beim Unternehmen der Handlung, 
worin bie Brandlegung befteht, der Anfchlag deſſen, der fie unter 
nahm, dahin gerichtet gewefen fein müſſe, an frembem Eigenthume 
eine Feuersbrunſt entſtehen zu machen; es genligt daher nicht, wenn 
nur erwieſen wurbe, ber Angellagte habe eine Handlung, unbetüm- 
mert um bie Folgen berfelben, gleichgiltig barüber, ob durch felbe 
ein nur unbebeutenbes ober auch ein großes bebeutenbes Uebel her- 
vorgebracht werben wird, unternommen, es muß erwiefen fein, baß 
feine Abſicht gerade auf das Entftehen einer Feuersbrunſi gerichtet 
war. Nicht jedes Verbrennen einer Sache lann eine Feuersbrunſt, 
nicht das Legen des Feuers an ſelber eine Brandlegung im Sinne 
des Geſetzes genannt werden, und ſelbſt das theilweiſe Verbrennen 
der Gefängnißthite, Könnte im vorliegenden Falle nod nit für eine 
Brandlegung erlärt werben, wenn es nicht in ber Abſicht des Thäters 
lag, hierdurch das Feuer weiter zu verhreiten, eine Feuersbrunſt da · 
durch hervorzubringen, . . . .* 





Nr. 681. 
Betrug durch Zueignen eines herrenloſen Hundes, 
Berw. €. H. Eutſch. v. 16. Jän. 1855, 3 236. (2. ©. Teen.) ©. 3. 
1855, Nr. 46. 


Bei Berwerfung ber Nichtigkeitsbefchwerbe bes bes Verbrechens 
des Betruges (buch Fundzueignung) ſchuldig erfannten A erflärte 
der oberfte Gerichtshof: 

„Wenn au der Hund mit feinem Halsbande und Maulkorbe 
verfehen ift, ſomit auch fein auf den Befiger oder Eigenthümer veu- 
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tendes Zeichen am ſich trägt, fo iſt er doch mit Nüdficht auf bie 
Beftimmung bes 8. 384 des a. b. ©. B. Teine folhe Sache, 
deren Zueignung Jedermann geftattet ift.” 





Nr. 632. 
Betrug durch Falfchung öffentlicher Urkunden: Gaben- 
büchlein, 


Berw. €. H. Eutſch. v. — —D (R. ©. Salzburg.) ©. 3. 


Der des Verbrechens des Betruges ſchuldig erkannte A machte 
in ber Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß das Concurrenzgabenbüch- 
lein, deſſen Berfälfhung ihm zur Laft gelegt wird, Teine öffentliche 
Urkunde fi .. . fonbern bloß eine einfache Zahlungsbeftätigung 
von Seite eines Steuerpercipienten auf einem Blatte Papier bilbe..... 
Bei Verwerfung diefer Nichtigkeitsbeſchwerde erklärte der oberfte Ge- 
richtshof: 

„Die Gabenbüchel ſind in der Form, wie das vorliegende, 
geſetzlich vorgeſchrieben, werben won beeideten, eigens zu ihrer Füh- 
zung beftimnten Steuerbeamten geführt, und bilden ben wejentlichften 
Beweis über Steuerſchuldigleit und Abftattung zwiſchen dem Steuer: 
amte und ben Steuerpflichtigen, fie müſſen baher in biefem Ber- 
hältniffe als öffentliche Urkunden angejehen werben, ungeachtet fie 
nicht mit allen durch die Gerichtsordnung ($. 112 a. ©. D.) 
für zu anderen Zwecken beftimmte Urkunden vorgefhriebenen Förm⸗ 
ligpfeiten verfehen find. Erfcheinen fe num als dffentlihe Urkunden, 
fo bilvet die Radirung ihres Inhaltes, welche ber Angeflagte in 
eigennügiger Abſicht zum Schaden des Concurrenzfondes nad; ber 
factiſchen Annahme des Bezirlkscollegial- und Landesgerichtes vorge- 
nommen hat, allerdings nach 88. 197 und 199 lit. d des St. G. B. 
das Verbrechen des Betruges.” 


Nr. 633. 
Gottesläfterung. 
Berw. €. . Entf. v. 24. Jau 1865, 3.13648. (2. ©. Salzburg.) ©.3. 
erw. €. H. Eutſch.v. Sins So, 318898 (2. 6. Salzburg.) G. 3. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 
„Der Ungelagte A hat... . . in ber Werkflätte bes T in 
tefien und D's Gegenwart, als Jener ihm fagte, daß Kinder ein 
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Segen Gottes find, geäußert, „er .... auf. den Gegen Gottes." 
Durch diefe vor mehreren Leuten vorgebradte, den Segen Gottes 
herabwurdigende Yeußerung wurde eine offenbare Verachtung gegen 
das höchſte Wefen felbft und zwar in den trivialften und pöbelhaf- 
teften Ausdrücken an ben Tag gelegt, mithin nad dem allgemeinen 
praqgebrauche Gott gelaſtert. Daß eine ſolche ottesläfterung, 
wie die Vertheibigung meint, nur dann eintrete, und ber $. 122 
lit. ade St. ©. B. ne dann anwendbar fei, wenn Jemand ber 
Perfönlichteit Gottes ſchlechte Eigenſchaften ober Lafter beilegt oder 
gegen biefelbe Schmähtworte vorbringt, ober daß jenes Geſetz aus- 
ſchüeßlich nur die Perfönlicteit Gottes, abgefehen von der fpeciell 
fichlichen Auffaffung des Begriffes „Gott“ vor Augen habe, Tann 
nicht zugegeben werben, weil man auch ſchon durch Herabwürdigung 
und Schmähung ver Eigenfhaften des höchſten Weſens die Ehr- 
furcht gegen deſſen Perfänlichkeit felbft gröblich verlegt und offenbare 
Beratung bezeiget, mithin eine Läfterung ausfpricht, daher auch bie« 
ſes Gefeg auf alle ſolche Fälle und zwar ohne Unterſchied der Re- 
ligionsconfeſſion der Beſchuldigten anwendbar ift, da es von Feiner 
fpeciellen Eonfeffion fpricht, fondern ganz allgemein lautet..."  ° 


Nr. 634. 


Schändung: Geſchlechtlicher Mißbrauch eines unmün⸗ 
digen Mädchens. 
Bew. €, H. Eutſch. v. 24. a g8dhed 214, (2, G. Br,:Nenftadt.) 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 

mr. .+ Das Verbrechen des $. 128 St. ©. 8. forbert zum 
objectiven Thatbeftande, daß Jemand einen Knaben ober ein Mäb- 
hen unter 14 Jahren auf eine andere als die im $. 127 St. ©. 2. 
bezeichnete Art geſchlechtlich mißbrauche. Diefe gefeglihen Merkmale 
find in der dem Angeflagten A zur Laft gelegten That allerdings 
vorhanden. Durch . .. . ift das unmündige Alter der B zur Zeit 
der am ihr verübten That außer Zweifel gefett. Als ermiefen ift 
ferner anzunehmen, daß an ben Geſchlechtstheilen bes unmilnbigen 
Kindes mit den Fingern gefpielt und gebrädt wurbe, eine Hanb- 
Kung, welde nur mit ber Abficht des Thäters, durg dieſen gefcjlecht- 
lichen Mißbrauch des Kindes feine Lüfte zu befrievigen, verbunden 
gedacht werben lann und folange gedacht werben muß, bis ber Be⸗ 
ſchuldigte das Gegentheil zu erweilen vermag. . . . - 
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Nr. 635. 


Beruntrenung durch Verpfändung anvertrauter Gegen» 
fände: Werthberechnung. 
Ber. €. 5. Entf. v. 4. ir, u 3 m. @. 6. 614) 6.3. 


A verſetzte bie ihm von ber B anvertrauten Gegenflänbe im 
Werthe von 130 fl., verpfändete fohin bie erhaltenen Verſatzſcheine 
und verwenbete das erhaltene Geld. — In ber Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen die wegen Verbrechens ber Veruntreuung geſchehene Verurthei- 
lung führte A an, daß feine Hanblungsweife nicht ftrafbar fei, weil 
die Möglichkeit offen ftanb, die Sachen auszulöfen; jebenfalls könnte 
nur bezůglich jener Effecten, die bereit verkauft find, beren Werth 
jedod nicht 50 fl. beträgt, eine Veruntrenung angenommen werben. 
— Der oberfte Gerichtshof verwarf dieſe Beſchwerde, „denn A... 
hat mit dem ihm anvertrauten Gute in einer Art widerrechtlich ver- 
fügt, daß bei feinen und ber B mißlichen Vermbgensverhältnifſen 
der daraus für Legtere durch den Berluft ber Effecten, melde fie 
nicht mehr auslöfen kann, weil fie bereits verkauft find, ober durch 
den Berluft des Geldes, welches fie zur Auslöfung der Pfandſcheine 
und bann erft der Effecten aufwenden müßte, was zufammen jeden- 
falls mehr als 50 fl. beträgt, entftanbene Schabe leicht erfolgen und 
faum außbleiben Tonnte.“ 





Nr. 636. 
Gefährliche Drohung: Dolus indirectus. 
Bern. C. d. Entff. v. 1 u 3, 1007. 0. &. 6t. Bitten) 


A wurde bes Verbrediens ber öffentlichen Gewaltthätigfeit 
durch gefährliche Drohung, begangen dadurch, daß er feine Ehegattin 
mit dem Erſtechen bedrohte, ſchuldig erkannt, und feine Nichtigkeite- 
beſchwerde verworfen, 

„Da der Ungeflagte felbft die That in objectiver Richtung 
geftanden hatte, fo ſucht deffen Vertheidiger einen Ausweg für feinen 
Tlienten darin, daß diefer, im trunfenen Zuſtande ein roher, exceffiver 
Menſch, durch die Worte: „Ich erfteche dich“ keineswegs die Abficht, 
dieſe That wirklich) auszuführen, fund geben, fonbern hierbei nur feine 
Sucht, zu lärmen und zu ſchimpfen, befriebigen mollte, daß bie 
Drohung nicht geeignet war, gegründete Beforgniffe bei der B zu 
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erregen, und auch ſolche wirklich nad) ben eigenen Angaben berfelben 
nicht erregt hätte, ba dieſe höchſtens das Ausjagen beforgt habe. — 
Ungellagter habe fi) daher durch feine Handlungsweiſe höchſtens 
der Mebertretung des 8. 431 des St. ©. B. ſchuldig gemacht. 

Allein diefe Nichtigkeitsbefchwerbe if, mag man fie nach den 
Grundſätzen der St. PB. O. vom 9. 1850 oder nad jenen ber 
St. P. O. vom 9. 1853 beurtheilen, völlig unbegründet. 

— . . .. Eben bie Drohung des Erſtechens, ohne, wie A felbft 
behauptet, dieſes zu volführen Willens gewefen zu fein, deutet im 
Zufammenhange mit dem ganzen Borgange auf den böſen Vorſatz, 
fein Eheweib in Furcht und Unruhe zw verfegen, hin, unb 
da diefe Drohung, ......., leicht Furcht und Unruhe bei 
ver Gattin erregen Tonnte und auch wirklich erregte, fo ift minbeflens 
der inbirecte böfe Vorſatz conftatirt, ber, wie ber Caſſationshof ſchon 
bei einer anderen Gelegenheit erfannte (Entſcheidung vom 13. Yän- 
ner 1853, 3. 215, (Mr. 242 diefer Sammlung), bei dem Ver- 
brechen ber öffentlichen Gewaltthätigfeit nad $. 99 des St. ©. 2. 
allerdings zur Herftellung des Schuldbeweiſes genügt. Hat aud 
Ungellagter die‘ Drohung des Erſtechens, d. i. bie Drohung bes 
Mordes, nicht vollbringen wollen, hat auch, deſſen Eheweib die Aus- 
führung biefer Drohung nicht beforgt, fo ändert biefes, wie der Caſ⸗- 
fationshof bereit® unterm 1. Mär; 1854, 3. 1955, (Nr. 448 
biefer Sammlung), erfannte, an der Sache nichts; es genügt, daß bie 
Drohung geeignet war, den Bebrohten in Furt „und Unruhe zu 
verfegen, um ben Strafſatz des zweiten Abfages des $. 100 bes 
St. ©. B. anzuwenden. Die Erwägung des ganzen Borfalles im 
Zufammenhange mit dem Vorleben bes Angeklagten Iaflen nicht 
verfennen, baß die Drohungen des Angeklagten allerbings geeignet 
waren, deſſen Eheweib in Furt und Unruhe zu verfegen, ja es ift 
durch beren und ber übrigen Zeugen Ausfagen erwiefen, daß fie bie- 
fen Erfolg wirklich hervorbrachten, was namentlich der Umftand zeigt, 
daß ſelbſt dritte Perfonen fih aufgefordert fühlten, ven Bürgermei⸗ 
fter zum Schutze der Bedrohten herbeizuholen. Ganz richtig wurde 
— dieſe That als Verbrechen der oͤffentlichen Gewaltthätigkeit 
erklärt.“ 


Straftechtliche Entſcheidungen. 28 
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Nr. 637. 


Betrug duch Mi RE öffentlicher Urkunden: Aus- 
fertigung falfcher Paſſirſcheine. Dolus. 


. Entfäj. v. 14. Febr. 1855, 3.1144. (D. 2. ©, Preßburg.) Trib. 
dent. Ent 1861, Di 156. Senkegit cat Ge * 


„Durch Ausfertigung falſcher Paflirfheine zu dem Ende, um 
mittelft derſelben falſche Päffe zu erhalten, fei es, daß fie wiſſentlich 
auf erbichtete Namen ausgeftellt wurden, ober daß hierbei bie Unter- 
ſchrift des hierzu berechtigten Beamten nachgeahmt, over das Amts- 
fiegel_unbefugter Weife begebrüct wurbe, wird das $. 199 lit. d 
des St. ©. B. bezeichnete Verbrechen des Betruges begangen, und 
es wird zu biefem Verbrechen nicht die Abſicht, daß der Staat, 
Gemeinde, ober andere Perfon am Eigenthume oder anderen materiellen 
Rechten Schaden leiden, erforbert, fondern es genügt bie Abſicht, den 
Staat hierdurch in feinem Aufſichtsrechte zu beeinträchtigen.“ 





Nr. 638. 


Weberfhreitung der Taxordnung. Vorausgehende dreis 
malige „Beſtrafung“. 
Verw. €, H. Eutfh. v. 14. gar. 8. G. Königgrätz) ©. 2. 


Das den A und C von ber Uebertretung bes 8.478 des St. G. B. 
freiſprechende landesgerichtliche Urtheil fügt fih auf die Erwägung, 
daß den beiden Angellagten wohl ſchon mehr als zweimal minder- 
gewichtiges Gebäde abgenommen und dem Armenfonbe zugewendet 
worben fei, daß jedoch dieſelben bisher der Strafamtshandlung nad 
den bießfälligen Gefegen, d. i. der Gubernialverorbnung vom 4. März 
1805 und ben Hoffanzleivecreten vom 1. December und 21. Decem- 
ber 1808, dann vom 27. April 1821 nicht unterzogen, baher biß- 
ber gar nicht geftraft, viel weniger aber mit der höchſten gefeglihen 
Strafe belegt worden feien. Die dagegen erhobene... . Nich- 
tigleitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft geht aber von der Anficht aus, 
daß die Angeffagten ſelbſt geftehen, mehrmalen wegen tarwibrigen 
Gebädes mit Confiscation desſeiben geftvaft worden zu fein, daß 
dieſe Confiscation auch wirklich eine Strafe im Sinne des 8. 478 
des St. ©. B. fei und won den Gemeinbebehörben, benen nach 
den 88. 119 und 135 bes Gemeindegeſetzes als Rocal-Bolizeibe- 


— 436 — 


hörden die dießfällige Amtshandlung zuſtehe, äußerſt ſelten eine andere 
Strafe erkannt werde. Allein alle dieſe Erörterungen zerfallen, wenn man 
den Wortlaut ber neueften Erläuterung des 8.478, nämlich die Berarh- 
nung ber f. k. Minifterien des Innern und der Juſtiz vom 18. Fi 
1855, 3. 14 des R. ©. B., in's Auge faßt, laut welder bie 
richtsbarkeit der Strafgerichte erft bann einzutreten hat, wenn 
Beſchuldigte bereits zweimal von der politiſchen Behörde redtsh 
zu einer Strafe verurtheilt worben war. In dem vorliegı 
Falle liegen Leine rechtskräftigen Strafurtheile ver politifchen Bel 
vor, ja bei dem Umftande, als die Confiscation allein, welche 
den Eingangs bezogenen Gefegen bei jeder Betretung fagungen 
gen Gebädes als Nebenfolge eintreten muß, nicht als Strafe ı 

* fehen werben ann, ift eine Verurteilung zu einer Strafe gar 
erfolgt." 


Nr. 639. 


Störung des Landfriedens: ruhiger Beſitz des J 
rechtes? 
Berw. €. 8. Eutſch. v. 21. um, 1855, 3. 076. (6. Bel) € 


Die nah 8. 83 des St. ©. B. Verurtheilten machte 
ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, daß B nicht im ruhigen B 
bes Jagdrechtes geweſen fei, weil die Verpachtung der Sagbbs 
nad) der Minifterialverorvnung vom 15. December 1852 im 2 
der öffentlichen Verfteigerung zu gefchehen habe, im vorliegenven { 
die Zuweifung der Jagd an B gegen dieſe Vorſchrift von Seit 
politijchen Behörbe geſchehen fei, daß die Gemeinde bie Bejchn 
dagegen erhoben habe und fomit der Befig angefochten fei. 
wurbe behauptet, daß eine Störung mit gefammelten Leuten 
flattgefunden habe. — Der oberfte Gerichtshof verwarf bie Nü 
keitsbeſchwerde: 

„Das Landesgericht nimmt ... als erwieſen an, bem % 
Hagten fei befannt gewejen, daß durch einen Erlaß ber Be 
hauptmannſchaft dem B bie Sagbbarkeit zugewiefen wurde. 2 
biefe von der competenten Behörbe erfolgte Zuweifung iſt .. 
der ruhige Beſitz des Jagdrechtes von Seite des B außer Zu 
gefteltt. Den Ungeffagten ſtand gegen dieſe Verfügung der Be 
hauptmannſchaft lediglich der Weg der Beſchwerde offen, unt 
hatten bie Erledigung derfelben abzuwarten ober foldhe im geeigı 
Wege zu betreiben. Durch ben vorgenommenen Gewaltact habe 
aber diefen gefeglich vorgezeichneten Weg verlaffen, und fomit e 
mächtig mit Mebergehung der Obrigkeit ben durch die nod in 

28* 
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aufrecht beſtehende Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft geſicher- 
ten ruhigen Beſitz des Jagdrechtes des B geftört. Nach ben 
von dem Landesgerichte weiter als erwieſen angenommenen that- 
ſächlichen Verhältmiſſen kann es aber auch feinem Zweifel un- 
terliegen, daß dieſer Beſitz mit geſammelten mehreren Leuten 
durch einen gewaltſamen Einfall geſtört worden ſei. Das Lan— 
desgericht hat .... bie Ueberzeugung gewonnen, daß alle ſechs 
Angeklagten in Verbindung mit mehreren unermittelten Inſaſſen ven 
ruhigen Beſitz des Jagdrechtes des B durch einen gewaltſamen Ein- 
fall nämlich dadurch ſtörten, daß fie unter Schimpfen, Lärmen'und 
Drohen mit Steinen zu werfen, der von Fürften B auf ihren Grün« 
ven beabfichtigten Jagd unter ber Aeußerung, auf ihren Gründen 
nicht jagen zu laſſen, entgegentraten, und ben B dadurch zum Auf⸗ 
geben ber beabfichtigten Jagd gezwungen haben. Unter Vorausfegung 
diefer thatſächlichen BVerhältnifie . . . . exfennt der Caffationshof in 
dem Einbringen ber Ungeffagten in die Jagdlinie und in bem bar- 
geftellten eigenmächtigen excefliven Benehmen eine Störung bes ruhi— 
gen Beſitzes des Jagdrechtes durch einen gewaltſamen Einfall mit 
gefammelten mehreren Leuten, wornach ſich in biefer That alle Er— 
forberniffe des $. 83 des St. ©. B. zum Verbrechen ber öffentlichen 
Gewaltthätigfeit vereinigen.“ 


Nr. 640. 
Berbotenes Spiel: Nüdficht auf die Höhe des Ein- 
fates? 


. €. H. Eutſch. v. 28. Febr. 1855, 3. 1729. 3 .) © 3. 
Verw. €. H. Eutſch. v ee 29. (2. 6. Gitſchin) ©, 3. 


„Zufolge des Hofdecretes vom 16. October 1840, I. ©. ©. 
Nr. 469 gehört das Zwiden unter bie namentlich unterfagten Glücks- 
fpiele und die Uebertretung dieſes Verbotes unterwirft alle Spielen- 
den der Strafe des $. 522 des St. ©. B., wobei das Gefeg nicht 
unterfcheibet, ob um einen höheren ober einen minderen Einfag ge- 
fpielt wurde... . . “ 
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Nr. 641. 


Verbrechen oder Webertretung ber Verleitung eines Be⸗ 
amten zum Mißbrauche der Amtsgewalt? „Entſcheidung 
öffentlicher Angelegenheiten.” 


Eaffir. Eutſch. v. 8. Febr. 1053, 3. 1895. @. 6. Graz) 6.3. 1855, 


A wurde bed Verbrechens der Berleitung zum Amtsmißbrauche 
durch verfuchte Beſtechung des Polizeicommifjärs B, um bie verfügte 
Ausweifung ber H wegen Unfittlichfeit und Beſchäftigungsloſigkeit rüc- 
gängig zu machen, ſchuldig erflärt, dieſes Urtheil aber auf feine 
Nichtigkeitsbeſchwerde vom Caffationshofe aufgehoben und A nur ber 
Uebertretung nad) $. 311 des St. ©, B. ſchuldig erfannt. „Das 
Landesgericht fieht . . . . bie Ausmeifung der H al8 eine Entjchei- 
dung in einer Öffentlichen Angelegenheit an, weil dieſe Ausweifung 
in Handhabung ber Sicherheits. und Sittlichkeitspolizei verfügt 
wurde, Nach biefer Auffaſſung beforgt jedes öffentliche Amt nur 
Öffentliche Angelegenheiten, denn alle Staats- oder Gemeinbebeamten 
find im weiteren Sinne Organe ber Regierung, deren Beftimmung 
ſich auf den Grundzwed zurüdführen läßt, bie perfönliche und Rechts- 
fijerheit im gemeinen Wefen zu wahren, das Wohl der Bürger im 
Intereffe des Staatsverbandes zu fördern. Es würde demnach jede 
von einem öffentlichen Beamten in dem ihm zugewiefenen ämtlichen 
Wirkungskreiſe gefällte Entſcheidung eine Entſcheidung öffentlicher 
Angelegenheiten genannt werben müflen. In biefem Sinne find die 
2... Worte im $. 105 des St. ©. 8. nicht gebraudtt. 

Eine öffentliche Angelegenheit ift die, welche das Intereſſe 
aller oder doch eines gewiſſen Kreifes der Bürger unmittelbar be 
rührt, ihre Theilnahme direct in Anfprud nimmt. Dieß war bei 
ber vorliegend in Frage ſtehenden Ausweiſung ber Dirne H aus 
dem Bolizeibezirke fiherlih nicht der Fall, und zwar um fo minder, 
da diefe Ausmeifung zunächſt nur im Intereſſe des Familienverhält- 
niffes des Beſchuldigten auf das Einſchreiten feiner Chegattin er» 
folgte, wie überhaupt bie Anwendung eines im Interefie des Ge- 
meinweſens gegebenen Geſetzes auf die einzelnen Perſonen wenig- 
Im hy der Regel keine Entſcheidung einer öffentlichen Angelegen- 

eit iſt.“ 
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Nr. 642. 


ıofe ſchwere Beſchädigung oder berechtigte Gewalt⸗ 
anmwenbung? 


©. 5. ati. v. 7. Min och, 2; 1992 0. Pf) 63 


Die Staatsanwaltſchaft ergriff die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
etheil, womit der Gemeinbeheger A von ber Anklage ver Leber- 
g des $. 335 des St. ©. 8. freigefprodhen worden war. Der 
* Gerichtshof verwarf biefelbe: „Der Thatbeſtand ... iſt, daß A 
im verbotenen Grafen auf der Gemeindewieſe, betreten hat, 
ßhalb die Sichel, wozu er berechtigt war, wegnehmen wollte, 
3 fi) widerfegte und als er Gewalt braudte, die Sichel mit 
nken Hand faßte und fid) hierbei am biefer ſchwer verletzte. 
ißt ſich nicht behaupten, daß ber Angeflagte . . . . einzufehen 
ıhte, daß die Handlung eine Gefahr für das Leben, die Ge- 
eit ober Eirperliche Sicherheit der B Biebeizuführen geeignet 
..“ „Der Bollzug eines obrigkeitlichen Auftrages und die An= 
ng ber zur Bewältigung eines widerrechtlichen Wiberftanbes hiebei 
enbigen Gewalt Tann, wenn jelöft bedauerliche Folgen hieraus 
ven, ben Erequenten nicht der Strafe des $. 335 des St, ©. B. 
iehen.“ 


Nr. 648. 


rtretung der zur „Abwendung einer Feuersgefahr 
beftehenden Vorſchriften“. 
Entf. v. 7. März 1859, 3,2000. @. 6. Brig) ©. 3. 188, 


„Der 8. 434 des St. ©. 8. erflärt die Verfäumung irgend 
der zur Abwendung einer Feuersgefahr beſtehenden Vorſchrif- 
s eine Uebertretung; eine ſolche Vorſchrift iſt zweifellos die 
n Rechtskraft beſtehende Feuerlöſchordnung für Böhinen vom 
1785. Diefe verbietet ausdrücklich das Anſchlichten der Fut- 
räthe an bie Kamine und macht hierbei Feinen Unterſchied, ob 
euersgefahr leicht vorauszufehen war oder nicht, ob zur Aufbewah- 
folder Vorräthe andere Behältniffe vorhanden feien ober nicht. 
die Verlegung biefer Vorſchrift der Feuerlöfhorbnung hat ſich 
A ber Uebertretung gegen bie Sicherheit des. Eigenthumes durch 
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Vernachläſſigung der Vorſchriften zur Verhütung der Nachl 
bei Abwendung der Feuersgefahr (8. 434 des St. ©. 3.) 
gemacht ...“ 


Nr. 644. 
Beſchimpfung: Haushof als „öffentlicher Ori 
Bern. €. 5. Entfg. v. 7. Mäty 1855, 8. 2110. @& 6. Prag) 
1855, Rr. 33. 


„Die an einem offenen Fenfter in einem Haushofe mit 
ter Stimme, daß ſie im Hofe felbft und an einem gegenübe 
den Fenfter verftanden werben fonnten, geführten Reben find 
dings fo, als wenn fie im Hofe felbft gefproden worden wär 
zuſehen; ein Haushof, ber Jedermann zugänglid ift, muß a 
ein öffentlicher Ort angefehen werben, fo daß eine in demſelb 
gebrachte Beſchimpfung als öffentlich, vorgebracht erſcheint.“ 


Nr. 645. . 
Auffichtslofes Stehenlafjen der Pferde: Nachwei 
" - Gefahr? 
Berw. C. H. Eutſch. v. 15. a C. G. Roveredo. 


„Die Anſicht, daß es zum Begriffe der Uebertretur 
8. 430 des St. G. B. nicht genüge, wenn die Pferde, die aı 
Wagen gefpannt find, ohne Auffiht gelaffen werben, fonder 
auch die Gefahr, daß die Pferde durch das Entipringen € 
zufügen Können, bewieſen fein müſſe, ift nicht richtig, ſonde 
Gefahr, daß die ohne Aufficht gelaflenen Pferde ausreißen 
fonft einen Schaden zufügen Können, ift ſchon mit ber vernac 
ten Aufſicht von ſelbſt verbunden.“ 


Nr. 646. 
Schwere Förperliche Beſchädigung: „Feindſelige Ab| 
Verw. €. H. Eutſch. v. 20, Mäi . 1973, (8. G. Linz. 
erw. €. H. Eutſch.v. aD 973. @. G. Linz.) 
„Das Landesgericht nahm an, daß der Angeklagte E 
Rauferei in feinem Gafthaufe den B bei ben Ohren padte, 


telte, zweimal an bie Mauer ſtieß, auf ven Boden warf, üb 
Heine Stiege vor das Haus zog und im Schuee liegen lief 
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weiters für B eine zwanzigtägige Geſundheitsſtörung entftand und daß 
die Haupturfache verfelben bie Handlungsmeife de8 Angellagten war. 
In diefen . . . Umftänden Liegt in ob= und fubjectiver Beziehung 
ber Tpatbeftand des Verbrechens nad 8. 152 des St. G. B.. 

Was den böſen Vorſatz betrifft, ſo liegt derſelbe ſchon in der dom 
Angeflagten veräbten rohen Mifhandlung felbft, und wenn er da⸗ 
dur mittelbar die Herftellung der geftörten Ruhe bezielt hat, fo 
war doch vermöge ber Art bed Verfahrens wider den Beſchädigten 
die nächſte Abficht des Angeklagten offenbar eine feinbfelige. . . . .* 


Nr. 647. 


Verkauf des Fleifches von einem nicht nach Vorſchrift 
befhauten Vieh: Abgang einer Fleiſchbeſchau—⸗ 
ehörde? 
Eaffir. Entf. v. 20. März Eh, 3. al. C. 6. Böhm.:Leipa.) 6. 3. 


nr. . Wenn in dem Orte X feine Behörbe befteht, welche 
ſich mit. der Viehbeſchau befaßt, fo war ber ber Uebertretung bes 
8. 399 des ©t. ©. B. angeflagte A aud nicht in der Lage, 
der geſetzlichen Vorſchrift entfprechen zu Können; er hätte fein zu 
ſchlachtendes Vieh in einem anderen Orte, wo die Beſchau ausgeibt 
wirb, unterſuchen ober von bort einen Beamten zur Vornahme ber- 
felben in feinen Aufenthaltsort fommen laſſen müflen, wozu er ger 
feglih weder verpflichtet noch berechtigt war.“ 


Rt. 648. 


Falſchung eines Lottofcheines nach der Ziehung zu 
außeramtlichem Gebrauche als Mebertretung des 8. 320 
lit. f de St. ©. 2. 

Berw. €. 5. Eutſch. v. 27. min 1,8 27238. (8. ©. Prag) ©. 8. 


A und C wurben auf Grund bes $. 320 lit. f St. ©. B. 
verurtheilt, wobei die ohne betrügeriſche Abfiht nach der Ziehung 
vorgenommene Aenderung ber auf einem Lottoſcheine als geſetzt an- 
gegebenen Zahl als Fälſchung einer „öffentlichen Urkunde“ behandelt 
wurde. Bei Verwerfung der dagegen gerichteten Nichtigkeitsbeſchwerde 
bemerkte der Caſſationshof: 

. Wenn es auch richtig ift, daß ein Lotto-Einlagfchein 
nur für bie Dauer feiner im $. 23 des Pottopatentes geſetzlich aus- 
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geſprochenen Giltigkeit (von drei Monaten) den Chara 
Öffentlihen Urkunde behält, fo folgt daraus doch nicht, 
Einlagſcheine, auf welche fein Gewinnft fiel, diefe Eigenſche 
nad) der Ziehung verlieren, weil gerade die Leichtigkeit, 

Urkunden innerhalb der gefeglichen Friſt, wenn auch nicht 
Amt, doch gegen Private einen Mißbrauch zu machen, eine 
Schuß dagegen von Seite der Gefeggebung erheiſcht.“ 


Nr. 649. 
Erbieten zu einem faljchen Eide: Eidesant 
Bern. €. 5. Eutfh. v.11.Opriltens, 3.2078. &- 6. Sünigg 
, Nr. 62. 


- Die Nichtigkeitsbeſchwerde des wegen Verbrechens t 
ges, begangen durch Anbietung eines falſchen Eives, veru 
wurde vom oberften Gerichtöhofe verworfen: 

„A hält dafür, daß biefes Verbrechen Demjenigen, n 
Eid angetreten hat, nur dann zugerechnet werben fönne, 
nad ber ihm gemachten Meineidserinnerung ſich zur Ablı 
Eides bereit erflärt. Diefe Anficht ift aber weder in dem 
nod in bem Geiſte des Geſetzes gegründet. Der 8. 1 
des St. ©. B. erllärt als Verbrechen des Betruges, ie 
eigenen Sachen vor Gericht zu einem faljchen Eide erb 
Der Ungellagte hat durch fein bei dem Bezirksgerid 
brachtes jchriftlihe® Eivesantretungsgefuh, welchem bie 
mäßige Eibesformel beigefhleffen war, und worin er um | 
einer Tagfagung zu Ablegung des Eides gebeten hat, ſich 
Ablegung wirklich erboten; damit war das Verbrechen verül 
erſt vor ber wirklichen Wblegung zu machende Meineids 
zur Conftituirung desſelben nicht erforderlich." 


Nr. 650. 
Verbotenes Spiel im Privathaufe und ledigl 
Unterhaltung. 
Ber. €. $. Entfh. v. 11. ac 1oos, B. 2136. (& 6. Bi 


Der wegen Uebertretung des $. 522 des St. ©. 
theilte A machte in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde geltend, 
auch .... als erwiefen angenommen werbe, daß „Halb; 
fpielt wurde, hierdurch doch nicht bie im 8. 522 des € 
bezeichnete Uebertretung begründet werde, weil biefe Gefet 
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Verbindung mit dem 8. 500 des St. ©. B. erklärt werben müſſe, 
da es gewiß nicht zum Sittenverberbniffe beitrage, wenn in einem . 
ehrbaren Haufe anläßlich einer Weftlichfeit von gelavenen Gäften 
teinesfalls ans Gewinnſucht, wogegen ſchon bie Oeringfügigfeit ber 
Summe bes vorgefundenen Geldes fprigt, gefpielt wird. Bei Ber- 
werfung biefer Nichtigteitöbefchwerbe ſprach ber oberfte Gerichtshof aus: 

„Der 8. 522 des St. ©. B. unterwirft alle an einem Hazarbfpiele 
Theilnehmenben den daſelbſt feftgefegten geſetzlichen Strafen, ohne zu 
unterſcheiden, ob an einem öffentlichen Orte ober in einem Privathaufe, 
ob mit einem hohen ober mindern Einfate, ob aus Gewinnfucht oder nur 
aus Unterhaltung gefpielt wird; denn Hazarbipiele, wenn ſelbe dem 
Spielenven noch nicht zur Leidenſchaft geworben, find geeignet, dieſe 
Leidenſchaft zu erzeugen, welde in ihren Folgen für das Wohl einzelner 
und ganzer Familien verberblih und das Glück derſelben vernichtend 
werben kann. Diefe Handlung muß daher auch mit Rüdficht auf ven in 
ber Beſchwerde berufenen $. 500 bes St. ©. B. als eine folde be- 
trachtet werben, welche zur Verbreitung des Sittenverderbniſſes bei- 
trägt und Unorbnungen gewöhnlich zur Folge hat... . . Da nun 
als ertviefen angenommen wird, daß das unter ben verbotenen Hazarb« 
fpielen ausdrüdlich aufgeführte Spiel „Halbzwölf“ um Geld gejpielt 
worden, das Geſetz aber bie Strafbarkeit der Handlung nit von 
der Höhe des Einfages abhängig macht, fo ift die That mit vollem 
Grunde als firafbar erflärt worden.“ — 


Nr. 651. 


Uebertretung der Tarüberſchreitung: Dolus? 
Berw. €. H. Eutſch. v. 11. April 1855, & 3307. (8. G. Laibach) ©. 3. 
1855, Nr. 68. 


„Die Uebertretung bes 8. 478 des St. ©. B. ift im Zur 
fammenhalte mit dem $. 238 des St. ©. B. durch das Borhan- 
denſein einer böfen Abficht nicht bebingt, die Strafbarkeit kann da= 
her nur dann wegfallen, wenn ber Beſchuldigte einen von ihm gänz« 
üch unabhängigen Zufall, woburd ungeachtet der von ihm angewen- 
beten, ihm obliegenden Aufmerkfamfeit und Sorgfalt ein Gewichtab⸗ 
gang bei dem erzeugten Brode unverſchuldet herbeigeführt wurde, 
bemeifen Tann." 
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Nr. 652. 


DOeffentliche Gewaltthätigfeit gegen obrigfeitliche 
Perfonen. 


Bern. €. 5. Catid. v. 18. Bus, 3, 300. @. 6. Rtagenfart) 


„Der wegen Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nad, 

8. 81 des St. ©. B. verurtheilte A behauptete in ver Nichtigfeits> 
beſchwerde, er habe das Gewehr des Polizeifolvaten, welcher auf ihn 
eindrang, lediglich ergriffen, um nicht verlegt zu werben. Bei Ber 
werfung dieſer Beſchwerde erflärte ber oberfte Gerichtshof: „Nad- 
ven als erwieſen anzufehen if, daß A ſich der ihm von dem Po— 
Iigeimanne B angefünbigten Arretirung durch gewaltfame Handan- 
Tegung mwiberfette, indem er das Gewehr bes Polizeiſoldaten ohne 
Nothwendigkeit ergriff, und es ihm zu entreißen ſuchte, ift er in 
richtiger Anwendung bes Geſetzes bes im $. 81 bes St. ©. B. 
bezeichneten Verbrechens ber öffentlichen Gewaltthätigfeit ſchuldig er« 
. Märt worden. Denn hätte der Angeklagte, welder in einer excef- 
fiven Mißhandlung des M betreten wurde, fi ber Arretirung an- 
ſtandlos und ruhig gefügt, fo wilrbe ſich die Wache nicht veranlaßt 
gefunden haben, ihm mit worgehaltenem Gewehre näher zu treten, 
und es verliert bie Hanblung bes Angellagten bie verbrecheriſche 
Eigenfchaft dadurch nicht, daß die Wache ſich durch das gemaltthätige 
Benehmen des Angeflagten und feiner Genoſſen veranlaßt fanb, von 
der Ausführung der Arretirung abzuftehen und ſich zurückzuziehen.“ 


Nr. 658. 


Webertretung der Tarüberfchreitung: Dolus? — Rück⸗ 
wirkende Kraft einer Gejeteserläuterung. 


. €. 8. Entf. v. 18. April . 3646. (R. ©. ) 6.3. 
Berw. €. $. Entfd. v. 1 My 05, 3 3006. @. 6. Beim) 6. 3 


„Das Landesgericht hat als erwieſen angenommen, baf ber Be- 
ſchwerbeführer nicht vollwichtiges Gebäde in feinem Laden zum Ver— 
Taufe hatte, und auch wirklich verkaufte, und biefes genügt nad dem 
Wortlaute des 8. 478 des St. ©. B. nicht nur zu dem objectiven, 
fondern auch zu dem fubjectiven Thatbeftande dieſer Uebertretung, zumal 
nad) dem 8. 238 des St. ©. B. zu dem Thatbeftanbe ver Uebertretung 
des 8. 478 das Unterlaufen einer böfen Abficht, d. i. Vorſätzlichkeit nicht 
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erforderlich iſt. Es wird in der Beſchwerde weiters die Geſetzlichkeit der 
ausgeſprochenen Strafe des Gewerbsverluſtes angefochten, weil Be- 
fchwerbeführer zwar ſchon mehr als zweimal wegen wermeintlicher 
Uebertretung ber Taxvorſchriften geftraft wurbe, dieſes aber auf bie 
bloße Anzeige der Gensbarmerie ohne Richtigftellung des Thatbe- 
ſtandes durch feine Einvernehmung geſchah, daher diefe Strafe ledig- 
lich als Aominiftratiomafregel, als bloße Orbnungsftrafe anzufehen, 
keineswegs aber eine ſolche fei, zu welcher Jemand verurtheilt wurbe; 
— weil ferner deßhalb noch nicht bie höchſte politifche Geldſtrafe 
gegen ihn verhängt wurbe, fomit nach Hoffanzleivecret vom 3. Oc⸗ 
tober 1822, 3. 27183, gegen ihn nicht mit Gewerbsverluſt hätte 
vorgegangen werben follen, wobei er ſich gegen die MWirffamfeit ber 
diefes Hoftanzleivecret außer Kraft fegenden Minifterialverorbnung 
vom 18. Jänner 1855, Nr. 15 des R. ©. Bl. mit dem verwahrt, 
daß biefelbe nad) Patent vom 27. December 1852, Nr. 260 des 
R. ©. BL. $. 84 erft am 12. März 1855 zur Geltung kommen, 
und auf frühere Fälle nicht zurückwirken konnte. 

Allein Beſchwerdeführer if im Jahre 1852 einmal, im Jahre 
1853 dreimal, im Jahre 1854 fehsmal wegen Uebertretung der 
Satzungsvorſchriſten politifch abgeftraft worben, feine Betretung am 
7. September 1854 war daher ber eilfte Fall; es Tann feinem 
Zweifel unterliegen, daß bie dießfälligen Entſcheidungen der politi» 
ſchen Behörden, weiche dieſe Strafen verhängten, Exfenntniffe waren, 
gegen welde eine Berufung im Rechts- oder Önabenwege Statt 
hatte; — Beſchwerdeführer hat aud in zwei Fällen den Gnadenweg 
betreten, worüber ihm im erfteren Falle eine Herabjegung ber Strafe 
zu Theil warb; da nun alle biefe Strafen ohne eine weitere Be— 
rufung gezahlt wurben, jo muß VBefhwerbeführer als rechtskräftig zu 
denſelben verurtheilt angefehen werben; und kann e8 auf bie Form 
der bießfälligen Unterfuhung, dann auf die Anficht, melde er von 
denſelben Hatte, daß es nämlich Orbnungs- oder Aominiftratioftrafen 
feien, gar nicht antommen. Wber auch das Hoflanzleivecret vom 
3. October 1822 fteht der Verhängung des Gewerbverluftes nicht 
entgegen; es wurbe durch das Kundmachungspatent zum Strafgeſetz- 
buch außer Kraft geſetzt, und völlig irrig iſt die in der Beſchwerde 
aufgeftellte Behauptung, daß es als eine für das Tarweſen gegebene 
Vorſchrift durch den 8. 478 des St. ©. B. aufrecht erhalten worden 
fei. Wie Beſchwerdeführer felbft anführt, wurde obige Auslegung 
des Geſetzes über das Erlöfhen des gedachten Hoffanzleibecretes mit 
der Wirkfamfeit des neuen Strafgeſetzbuches auch durch Minifterial- 
verorbnung vom 12. Jänner 1855, 3. 15 des R. ©. BL. beftä- 
tiget, es läßt fi) aber bie Anficht, daß eben wegen bes Erlaſſes 
dieſer Erläuterung die Wirkſamkeit des gedachten Hoflanzleivecretes 
bis 12. März 1855 ausgebehnt worben fei, weder aus dem Wort - 
laute des 8. 8 des Taiferlihen Patentes vom 27. December 1852, 
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Nr.260 des R. ©. Bl., welcher auf bloße Anslegungen « 
beftehenben Geſetzes Feine Anwendung hat, noch aus dem ( 
felben rechtfertigen, indem e8 gewiß allen Negeln ber Le 
ſpräche, deßhalb, weil die bei einigen Behörden eingetre 
Auslegung eines Geſetzes deſſen Erläuterung nothwendig ı 
richtige Anwendung desſelben hinauszufgieben, und hierdu 
bar die auf Grund der richtigen Auslegung des Gefeges ı 
Entfheidungen anderer Behörden My, ungejeglih zu erflär 
allen diefen Erwägungen ift die Nichtigkeitsbeſchwerde 
gründet zu verwerfen.“ 


Ar. 654. 
Betrug: „Gefliffentliches Verhehlen gefundener € 
Bern. €. 9. Entf. v. 25. Unit, u 3,3992. @. 6.200 


„Die des Verbrechens bes Betruges nah 8. 201 
urtheilte A führte in der Beſchwerde an: Nach den Befi 
bes 8. 389 des. a. 6. ©. DB. habe der Finder einer | 
Berpflihtung, folhe dem Eigenthümer und zwar bin 
Friſt von bierundzwanzig Stunden zurüdzuftellen. Angell 
das gefundene Geld am 31. März 1854 um die Mitte 
funden und dasſelbe fei ſchon Tags darauf in der neunten 
flunde zurüderftattet worden; daher von Verlegung ber 
eines Finders feine Rede fein könne. Das Landesgericht 
Beweis der Schuld auf den Umftand, daß Angellagte bem fie zı 
gabe des gefundenen Geldes aufforbernden Beamten anfänglid; 
vesfelben abläugnete. Das bloße Abläugnen des Beſitzes fei 
fich noch feine Zueignung, und fein Geſetz lege dem Finder bie! 
dritten Perfonen den Befig gefunbener Sachen anzugeben, 
nigften vor Verlauf von vierundzwanzig Stunden. Angekl 
gute Gründe, das Geld dem Eigenthümer perſönlich zuril 
da fie hoffen konnte, eine den gefeglichen Finberlohn üb 
Belohnung zu erhalten. €8- fehle hier ber böſe Vorſatz 
die correfponbirende Handlung, nämlich die Zueignung, 
Hogte das Geld fogleic freiwillig ohne Anwendung von 
mitteln vollftändig herausgegeben hat. 

Diefe Nichtigkeitsbeſchwerde ift jedoch ungegründet: 
dem von dem Landesgerichte als erwieſen angenommenen 
halte hat die Angellagte das gefundene Geld, deſſen Eigent 
befannt, und welches ſogleich zurüdzuftellen fie in der Lage 
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ſich verwahrt, und als am folgenden Tage der ihr wohl befannte 
Beamte der Polizeivivection ald Organ der Sicherheitsbehörbe zu ihr 
fam, und fie zur Herausgabe bes Geldes aufforberte, hat fie den 
Befig desjelben abgeläugnet, und erft über feine Drohung, eine 
ſtrenge Hausrevifion vorzunehmen, das Geld erfolgt. Die Ange 
Hagte hat demnad; offenbar das gefundene Geld verhehlt, und ob fie 
die Abficht gehabt habe, ſolches dem Eigenthümer perſoͤnlich zurück- 
zuftellen, ober ob fie die Berhehlung mit dem böfen Vorſatze, ſich 
das Geld zuzueignen, unternommen babe, ift eine Thatfrage, melde 
der Erfenntnißrichter nad Ueberlegung und Würbigung aller thüt- 
ſächlichen Momente zu entfcheiven hat, und gegen dieſen Ausſpruch 
findet eine Nichtigkeitsbeſchwerde nicht Statt.” 


Nr. 655. 


Betrug: Gebrauch unechten Mafes im öffentlichen 
Gewerbe. 


Eaffir. Entf. v. 25. Aprit 1esg, B.3672. @&. ©. Tabor.) ©. 3. 1858, 
re. 20. 


A, welder profeffionsmäßig einen Hanbel mit Gegenftänden 
aus Eifen und Zinn treibt, hatte auf. öffentlichem Markte Kleeſamen 
verkauft und fi babei eines falſchen Maßes bebient. In Folge 
Defien wurde er mit Anwendung des $. 199 lit. c des St. G. B. 
wegen bed Verbrechens des Betruges verurtheilt. 

Der oberfte Gerichtshof ſprach ihn jedoch von dem Berbrechen 
frei und erflärte ihn bloß ber Uebertretung des Betruges ſchuldig, 
indem er fi in den Motiven folgendermaßen ausſprach: 

„Wie fhon in einem ähnlichen Falle erklärt wurde, genügt es 
zur Anwendung des 8. 199 lit. c des St. ©. B. nicht, daß Iener, 
welder falſches Maß oder Gewicht gebraucht, irgend ein Gewerbe 
ausübe, fonbern es muß das faljhe Gewicht in jenem öffentlichen 
Gewerbe benügt worben fein, welches der Angeflagte betreibt. Im 
vorliegenden Falle beftcht das üffentlihe Gewerbe des Ange 
Hagten im Berfaufe von Eifen- und Zinnwaaren und mit bier 
fen fteht ber Verkauf von Kleefamen, wobei ein Holzmaß benügt 
wird, welches bei erfierem gar nicht anwendbar ift, in Feiner Verbin- 
dung. Es ift nicht einmal conftatirt, daß ber Angeklagte den Ber- 
Yauf von Kleefamen als eine freie Beihäftigung gewerbsmäßig be- 
trieben habe, indem er bie Partie, welche zur vorliegenden Verhand⸗ 
ung Anlaß gab, bloß in Folge einer won mehreren Belannten er— 
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haltenen Commiſſion verfaufte. Man kann daher nicht ſagen, daß 
der Gebrauch des falſchen Maßes in dem öffentlichen Gewerbe des 
Angeklagten ſtattgefunden habe.“ 


Nr. 656. 
Anfangspunkt der Verjährungsfrift und der Frift für 
die Erlöſchung des Klagerechtes. 
Gaffe. Entih- v. 25. Apr 1855, 3.3570. (©. Bang) G. 3. 1086, 


Der oberfte Gerichtshof, welcher ber Nichtigkeitsbeſchwerde des 
der Uebertretung ber Ehrenbeleidigung verurtheilten A flattgab, be— 
merkt: .. .. „Die Iandesgerichtlihe Auslegung ber 88. 530 und 
532, baß bie darin gefegten Termine erft von dem Augenblide zu 
zählen feien, als der Veleivigte die Beleidigung erfährt, findet eben 
in dem Wortlaute des $. 530 des St. ©. B. und den darin ge- 
ftellten Alternativen des Berluftes des Klagerechtes des Privatklä- 
gers, wenn er bie ihm befannt geworbene Webertretung ausdrüdlich 
verziehen oder darüber durch ſechs Wochen, nachdem ihm die ftraf- 
bare Hanbfung befannt geworben ift, nicht Klage geführt Hat, ober 
wenn bie firafbare Handlung bereits durch Verjährung erloſchen ift, 
ihre Wiverlegung. Dieſemnach befteht nämlich die Erlöſchungsart 
der Uebertretung durch Ablauf der für Uebertretungen allgemein be= 
ftimmten Berjährungsfrift ganz unabhängig von ven fir bie Klage— 
führung des Beleivigten feflgefegten Sriften, und es ift das Recht zu 
einer ſolchen Klageführung ausdrücklich ausgeſchloſſen, wenn die all- 
gemeine Berjährungsfrift einmal abgelaufen war, wie e8 in ber vors 
liegenden Strafſache offenbar der Fall geweſen iſt.“ 


Nr. 657. 
Anerbieten zu einem falſchen Eide: im Eivesantritts- 
gefuche. Anwendung I Seraffates des 8. 204 
t. G. B. 


. C. H. Entſch. v. 25. 1 1855, 3. 3889, (E. ©. Jicin) ©. 3. 
Berw. €. H. Entid. v. az @. 6. Jicin) ©. 3. 


„In der Rechtsſache ver Eheleute B gegen A auf Entſchädi— 
gung für das venfelben nicht geleiftete Ausgebinge wurde ber kläge- 
riſche Anſpruch von dem, durch die Kläger bem Gellagten aufgetra- 
genen veferiblen Haupteide und dem Schähungseibe berfelben abhängig 
gemacht; der Geflagte Hat biefen Beweis durch den Hanpteid mit 
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Geſuch angetreten, die Eidesformel unterſchrieben, den Eid aber nicht 

abgelegt, weil bei der hierzu angeordneten Tagſatzung die Kläger die 

Abgabe ber Acten an die Strafbehörde wegen Anerbieten eines fal- 

ſchen Eides begehrten. A Hat daher den urtheilgmäßigen Beweis 

durd; den Haupteid im Sinne der a. ©. O. angetreten, und in - 

diefer Handlung Tiegt bei dem Umſtande, als der Inhalt deſſen, 

was er beſchwoͤren wollte, nad) der Annahme des Landesgerichtes 

unwahr war, offenbar ver Thatbeftand des Verbrechens bes Betru⸗ 

ges zum Schaden der Eheleute M nad) 88. 197 und 199 lit. a 

des St. ©. B., baher der von 8 geltend gemachte, jedoch nicht 

näher ausgeführte Nichtigfeitsgrumd lit. h bes $. 352 ber St. P. O. 

nicht befteht. Ebenſo ungegrünbet ift aber auch die wegen Anwenbung 

des Strafjages des 8. 204 ftatt jenes des 8. 202 des St. ©. 2. er- 

hobene Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft, melde die Be— 

hauptung aufſtellt, daß der Ausdruck falſcher Eid im 8. 204 nur 

einen abgelegten, nicht aber auch einen angebotenen falſchen Eid in ſich 

z begreife. Daß diefe Anficht unrichtig fei, ergibt fih aus der Würdi— 

En gung des $. 183 des St. ©. B. vom Jahre 1803 im Vergleiche 

mit dem $. 204 bes St. ©. B. vom Jahre 1852, indem in er— 

ſterem Paragraf ausdrücklich der gerichtlich angebotene und der ab⸗ 

gelegte falſche Eid aufgeführt find, in dem $. 204 ber Ausdruck 

falſcher Eid als genus, fowohl den abgelegten als ven angebotenen 

in fi) begreift, und unzweifelhaft angenommen werben muß, daß im 

Falle als im 8. 204 dieſer Begriff auf den abgelegten Eid Hätte 

beſchränkt werben wollen, biefe von dem $. 183 des St. ©. 8. 

vom Jahre 1803 abweichende Beihräntung dur die Einfchaltung 

des Wortes „abgelegten“ vor ben Worten „falſcher Eid“ verdeut- 

licht worden wäre. Es mußten daher beide Nichtigkeitsbeſchwerden 
verworfen werben." 














Nr. 658. 

Thätige Rene beim Diebftahle. — Weigerung des Be- 
ſchädigten, den Erfa anzunehmen; Zahlung an einen 
Dritten behufs Uebergabe an den Beichäbigten. 
Berw. €. H. Eutſch. v. a 5, 3 DS. E 6. Hofenmanth.) 


A machte gegen feine Verurtheilung wegen Diebftahl, begangen 
durch Entwendung eines Holzſtammes, geltend, daß er ftraflos fei, 
weil er vor ber gerichtlichen Anzeige den Erſatz geleiftet habe. — 
° Der oberfte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitsbeſchwerde: „Die an⸗ 
gebliche Erfagleiftung beftand bloß darin, daß A dem Förſter D 
1 fl. (Werth des Geftohlenen) zur Aushändigung an den Beſchädigten 
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B, nicht aber dem Leßteren felbft übergab; daß D ven 
B übergeben wollte und biefer ihn nicht annahm, baher I 
trag dem A wieber zurlidftellte, weldyer ihn beizeit wieder 
hat. Die Entfhäbigung an B war alfo noch nicht geleiftı 
Gericht die Anzeige von dem Diebftahle erhielt und ift 
nicht gefeiftet. Es reicht nicht Hin, den Erfatbetrag ; 
eines Dritten zu übergeben, und jelbft wenn B benfelben 
nehmen wollte, fo hätte A nur dadurch ſich von ber wei 
tung gefegmäßig entledigen Tonnen, daß er den ganzen 
betrag bei Gericht erlegte. Der 8. 187 des Gt. ©. 
daher bei ihm, der fon mehrmals wegen Holzdiebſtahl 
wurde, feine Anwendung.“ 


Nr. 659. 


Zufammentreffen der Drohung mit wirkliche 
Tegung. 


Berw. €, H. Entf. v. 2. —S 370. @. G. Hrabi 


A, welcher feine Gattin B bedroht und mißhanl 
wurde des Verbrechens ber Öffentlichen Gewaltthätigfeit ne 
des St. ©. B., fowie der Uebertretung gegen bie Lörperliche 
ſchuldig erfannt und die Nichtigkeitsbeſchwerde desſelben ve 

„Die dem A zur Laſt gelegte That beſteht darin, 
verſchiedenen Malen gegen feine Ehegattin B die Drohr 
flieg: „Du mußt unter meinen Händen bleiben; du mußt 
nen Händen darauf gehen; bu entgehft meinen Händen nid 
Drohungen bei B gegründete Beforgniffe erregen und ' 
Furcht und Unruhe verfegen konnten und müßten... . 
biefe Drohungen feiner Ehegattin gegründete Beforgniffe 
mußten, ergibt fih aus bem vom emeinberathe 
ten Sittenzeugnifle und aus den Ausfagen ber Zeugen 
Diefe Handlungsweife trägt alle Merkmale des im $ 
St. ©. B. normirten Verbrechens der öffentlichen Gemalttk 
fih. Die Behauptung des Beſchwerdeführers, daß, wenn 
Drohung unmittelbar die angebrohte That erfolgt, nur 
nicht aber die Drohung einen Gegenftanb ber ftrafrichter 
urtheilung bilde, wie ber oberſte Gerihts- und Caffatix 
21. November 1854, (Nr. 611 biefer Sammlımg), in e 
lichen Falle eutſchieden habe, daß er daher nur wegen 
haudlungen, nicht aber wegen der Drohung ftrafbar fein 

Strafrechtliche Entſcheidungen. 20 
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ungegrändet, weil bie Drohungsworte: „Du mußt unter meinen 
Haͤnden daraufgehen“ — ein ganz anderes unb zwar größeres Uebel 
als eine bloße Mißhandlung beforgen laſſen, folglich nicht wie ange» 
drohte, fondern eine andere That erfolgte, — bann weil die Droh⸗ 
ungen nicht mit Mißhandlungen begleitet waren, fonbern die Miß- 
banblungen zu einer andern Zeit erfolgten.“ 


Nr. 660. 
Unbefugte Einſchränkung der perfönlichen Freiheit: Ver⸗ 
anlafjung öffentlicher Beamten zur Vornahme einer 
ungerechtfertigten Verhaftung. vS ädlicher oder ger 
faͤhrlicher Menſch.“ olus. 
Ber. ©. 8. Euiſch. v. 8. m 128, ® 3379. (2. 6. Cilli) G. 8. 


Es ift als eriwiefen angenommen, daß auf Veranlaflung bes 
A der Gewerlsdirector B einen halben Tag hindurch in bem Ge- 
brauche feiner Freiheit theilweife gehinbert wırde. — A wurde nad) 
8. 93 bes St. ©. B. verurtheilt. Der oberſte Gerichtshof ver- 
warf beffen Nichtigleitsbeſchwerde: „Der Umftand, daß der Beſchul⸗ 
bigte durch Entftellungen (e8 handle ſich das betrügeriſche Gebahren 
des B einzuftellen, ex, A, fei Ehef ver Gewerkſchaft, fein Recht, bie 
Drbnung aufrecht zu Halten, fei gerichtlich ansgefproen . . . . .) 
den Gendbarmen zur Einfchreitung zu verleiten und durch biefen bie 
Einſchränkung der perfünlihen Freiheit des B zu bewirken wußte, 
entbindet den Beſchuldigten nicht von der Verantwortlichkeit für ben 
von. ihm veranlaßten und geleiteten gefegwibrigen Vorgang. 

Unter dem im Gefete (8. 93 St. G. 8.) gebrauchten Ausbrud: 
„ſchädlicher oder gefährlicher Menſch“ Tann offenbar nur ein folcher 
Menſch verftanden werben, deſſen Schädlichkeit ober Gefährlichkeit für 
das gemeine Wefen oder aud nur für einzelne Perfonen derart augen- 
fällig ift, daß mit Grund worausgefegt werben kann, es würde ſich 
aud die Sicherheitsbehörde, wenn fie zur Hanb wäre, beftimmt fin- 
ven, benfelben zum Schutze der gemeinen oder Privatficherheit an« 
halten und in Gewahrſam nehmen zu müflen, nicht aber ein Menſch, 
deſſen unrechtes Thun und fomit feine Schäbligfeit oder Gefährlich“ 
keit fi erft aus der Prüfung, Entwirrung und Entſcheidung com« 
plicieter privatrechtlicher Verhältniſſe nur gegenüber einzelnen Per- . 
fonen, bie fi in ihren echten verlegt Halten, herausftellen fol... 

Dem Beſchuldigten fällt der zum Verbrechen erforberliche böſe 
Borfag zur Laft, da das dem B zugefügte Uebel ſchon in der Hand - 
lung des Beſchuldigten felbft gelegen war. Die Entſchuldigung, daß 
bei ihm ein folder Irrthum mit unterlaufen fei, ber ihn im ber 
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durch die Gefährbung feiner Rechte und feines Vermögens abgebrun. 
genen Handlung ein Verbrechen nicht erkennen ließ, Tann nicht an« 
genommen werben, benn bei aud nur gewöhnlicher Cinficht und 
Urtheilskraft Tonnte er nicht verfennen, und e8 war ihm menige Tage 
vor der That auch von dem Bezirksadjuncten verbeutlicht worden, 
daß er ala bloßer Theilhaber an der Gewerkſchaft für ſich allein 
gegen ben bereits zu erkennen gegebenen Willen ber beiden Mitge- 
ſelſchafter und ohne eine fr ihm ſprechende Entſcheidung ber zuſtaͤn⸗ 
digen Behörbe erwirkt zu haben, gegen ben gemeinfdhaftlich beftellten 
Werksdirector auf bloße Vermutungen und einfeitigen Verdacht ſich 
ftügend, mit Gewaltmaßregeln nicht vorgehen dürfe... . .* 


Nr. 661. 
Ueberſchreitung ber Tarorbnung: Art der vorausgegan⸗ 
genen Abftrafungen. 
Berw. €. 5. Entf. v. 8. Bus, „BR 6. Bil) > 


„In feiner Nichtigkeitsbeſchwerde bemerkte der Angellagte, daß 
nad) $. 478 des St. ©. B. die früheren zwei Meberfcreitungsfälle 
nach den dießfalls erlaſſenen Vorſchriften zu behandeln find, dieß aber 
immer ein fürmliches Verfahren vorausfege, während im vorliegenven 
Falle einmal das Bezirksgericht W eine Geloftafe von 8 fl. C.⸗-M. aus- 
ſprach, und das zweitemal die Gemeinde W ohne vorhergehenbes 
Verfahren und ohne dem Angeflagten das Rechismittel der Beru- 
fung befannt zu geben, ſich in eine Entſcheidung einließ. Es falle 
auf, daß fi das Bezirksgericht W das erftemal im eine Jubicatur 
einließ, während das anderemal die Gemeinde W das Amt handeln zu 
Können glaubte, beide aber in einer und berfelben Sache nicht zu- 
ſtändig fein können... .. Diefe Nichtigkeitsbeſchwerde ift jedoch 
ungegränbet; benn durch bie vorliegenden Acten und das Zugeftänd- 
niß bes Angeklagten ifl dargethan, daß berjelbe von dem Bezirks- 
gerichte W am 23. Juli 1852 wegen Ueberfhreitung ber Sagungs- 
vorfgriften mit einer Geldſtrafe von 8 fl. und am 8. Juli 1853 
von bem Stabtrathe zu W mit erfolgter Beftätigung ber Bezirks- 
hauptmannſchaft mit einer Geloftrafe von 10 fl. wegen gleicher 
Uebertretung beftraft worben fei, wornach beflen frühere zweimalige 
Beftrafung legal nachgewieſen erfcheint. Der Umftand, daß bie erfte 
Berurtheilung von dem Bezirksgerichte W erfolgte, kann nicht die 
Folge haben, daß biefe Verurtheilung als nicht gefhehen zu be— 
teachten ift, weil es in der Wefenheit nur darauf anfömmt, daß 
eine zweimalige Verurtheilung dem britten Ueberſchreitungsfalle vor⸗ 
angegangen fei, und weil die Strafgerichte auf Grund bes Artikel X, 

29* 
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der Einführungsverorbnung zur Strafproceßordnung vom 
1er 1850 und ber Competenzverorbnung vom 27. Mai 1852, 
des R. G. Bl. Artikel V, in Stellvertretung der politi« 
hörden in berlei Fällen das Amt gehandelt haben, bis ſolche 
Minifterialverorbnung vom 18. Sänner 1855, Nr. 14 des 
Bl., als ben politifhen Behörden zuftändig erflärt worben 
fpätere Verurtheilung aber mit Beftätigung der vorgefeßten 
ı Behörde und mit bem ausbrüdlichen Beiſatze erfolgt ift, 
eflagter bei einer dritten Uebertretung mit dem Gewerbs- 
beftraft werben wird.“ 


Nr. 662. 
uchte Nachmachung öffentlicher Erevitpapiere? 
16. u. 8. Mal 1889, 3,086. (D.. 6. Wien) ©. 3. 1556, 


Yaufte bei der Bäckermeiſterin B Brod ein und zahlte mit 
tück Papier, weldem er durch eine Bfeiftiftzeichnung ben 
einer Guldenbanknote gegeben hatte. Als er ein zweites 
gleicher Weife eben bort Brod einkaufen wollte, wurbe das 
erfannt. Die Fabrilationscommiffton ver öſterreichiſchen 
jan erffärte die Falſificate als ganz mißlungene Nach 
oerſuche. Mit Nüdficht auf dieſen Ausſpruch faßte die 
tanz den Anklagebeſchluß wegen Verbrechens ver verſuchten 
ung öffentlicher Creditspapiere, die zweite Inflanz wegen 
rachten Verbrechens. Der oberfte Gerichtshof beftätigte ben 
ſchluß ber zweiten Inſtanz. 
jei ber beftimmten Faffung des F. 106 St. ©. B., dem zufolge 
m darin bezeichneten Verbrechen feinen Unterſchied macht, ob 
emachte Creditspapier zur Täufchung geeignet ift ober nicht, 
Feſtſtellung des Begriffes der wollbraditen That ober des 
durchaus nicht von ber größeren ober geringeren Voll- 
it des Falſificates ab, fomit auch nicht von dem Gutachten 
werflänbigen, ... . » den Begriff des Verſuches normirt 
8. 8 des St. ©. B., und Bierbei ift bie fubjective Thä- 
Beſchuldigten faft ausfchlieglih maßgebend. — Nun hat 
Beihulbigte A alle zur wirklichen Ausübung führenden 
en nad Maß feiner perfönlichen Befähigung unternommen; 
yei Guldenbanknoten, freilich auf die unvolltommenfte Weife, 
aber fo gut er e8 im Stande war, verfertiget, und theils 
n, theils auszugeben verfucht; die Ausgabe des Falſificates 
ver legte Act der Vollendung bes Verbrechens, und es geht 
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daher nicht an, unter biefen Umftänden vie That ſelbſt, bloß 
der Unvolltoimmenheit des Falfificates, nur als Verſuch bes 
brechens zu erklären." 


Nr. 663. 
BVerhältniß der Beftimmungen über bie Verjährun 
denjenigen über das Erlöſchen des Klagerechtes; U 
fuchungsacte nach eingetretener erjährung. 
Caſſir. Eutſch. v. 16. Mai 1855, 2,16. C. ©. Reichenberg.) 
1855, ir. 77. 


„Nachdem für die ebertretung des 8. 487 des St. ©. 

gehaihe Verjährung von 3 Monaten befteht, weldhe nad} 8. 53 

St. ©. B. von dem Zeitpunfte der begangenen ftrafbaren Handli 
beginnen bat, als Zeitpunkt der MUebertretung aber... . 
3. Auguft 1854 anzunehmen ift, jo war biefelbe mit 3. N 
ber 1854 verjährt; dieſe Verjährung fonnte durch bie am 7 
venber 1854 erfolgte Vorladung für den 20. November 
nicht unterbroden werben, unb es ift Bier ganz inbifferent, bı 
vießfällige lage imnerhafs der gefeglichen Frift des $. 53 
St. ©. B. angebracht war, weil eben die 88. 530 und 53 
St. ©. 2. zwei von ſich ganz unabhängige Berjährungstermin 
ftellen. Auch der Umftand, daß A fi ſchon wegen Winkelſchr 
in Unterfuhung befand, fteht der Verjährung nicht entgegen, 
darin fein gefeglicher Unterbrehungsgrund ber Verjährung lieg 


Nr. 664. . 
Geſchenkannahme in Amtsfachen: „Parteilichkeit“ 
Gemeinderathe. 
Berw. €. 9. Entf. v. 16. al Ba (R. ©. Auttenderg.) 


„A geftand felöft, daß er von ber Bezirkshauptmannſchaſ 
dem Gemeindevorſtande als Gemeinberath ven Auftrag hatte, ; 
Recrutirung die Militärpflichtigen anzuzeigen, und namentlic 
Jene Acht zu geben, welche ſich der Recrutirung entziehen wı 
er wußte, wie er geftanb, daß K ftellungspflichtig fei, und lie— 
befhalb die Vorladung zur Stellung auf ben Affentplag zuſ 
dadurch mun, daß er, wie das Landesgericht als eriviefen an 
durch das Geſcheut von 8 fl. von K’8 Vater verleitet, denſelbe 
ftellungspflichtig anzuzeigen unterließ, ſich fomit in dem ihm alı 
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meinderath übertragenen Amtsgefhäfte eine Parteilichteit zu Schul · 
den kommen ließ, bat er fi allerdings nach dem 8. 104 des 
St. G. B. ſchuldig gemacht.“ 


Nr. 665. 


tel: Sammeln von Geſchenken mit Subferiptions« 
. bogen. - 
- E58. Eng». 16. Mei 2 wi 6 8. 


„Da der allgemeine Sprachgebrauch eine ſogeartete Samm ⸗ 
von Geſchenken — mittelſt eines Subſcriptionsbogens — als 
ilei bezeichnet, und dieſe im vorliegenden Falle von ben im 
unter vierzehn Jahren ſtehenden Kindern des A und zwar auf 

eigene Beranlaffung betrieben worden ift, jo wurde ber $. 520 
St. ©. B. ganz richtig auf die That des A angewendet. 

A Iäugnet zwar in der Appellverhanblung . . . . daß bie er- 
nen Beträge Almofen und erbettelte- Geſchenke waren, und bes 
tet, daß fie nur in freiwilligen Gaben der Patrone, melden er 
in feinen Subferiptionsbogen als Lehrer oder Prälector antıng, 
den, und baß er bie Beträge als Voranszahlungen auf bie 
e Zeit zu gewärtigenbe Anſtellung nad) Maßgabe des Antrages 
gennehmen zu bürfen geglaubt habe. 

Allein biefer Einwenbung wiberfpriht der Inhalt bes Bogens, 
elchem er zuerft um geneigte Aushilfe bittet und dann erft ſich 
Unterricht anträgt und am Schlufle ausdrücklich um Beftallung 
um Aushilfe erfucht, woraus klar erhellt, daß durch Die Neber- 
des Subferiptionsbogens und durch deſſen Inhalt die Berab- 
ang einer milden Gabe ohne notbwenbige Berbindimg mit ber 
lung zum Unterrichte, fomit eine Bettelei bezwedt und betrie- 
wurde.“ 





Nr. 666. 
Brandlegung: „Nachtzeit.“ 
. C. f. Eutſch. v. 16. — E G. Budweis) G. 3. 
Nachdem das Landesgericht als erwieſen annahm, daß der An- 


gie A vor. Tagesanbruch mit dem Anſchlage, daß an dem Eigen- 
ie bes B eine Fenersbrunſt entfiche, einen Strohbund, der mit 
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noch acht bis nem andern auf dem Grasanger knap 
lag, mittelft eines Zundhölzchens angezündet hat, 

zwar ausgebrochen, jedoch gleich bei feinem Entf 
ohne weitern Schaden gelbſcht worden ift, Tegte 

alle jene Momente zu Grunde, welche ven obje 
des im 8. 166 und 167 lit. e des St. ©. B 
brechens der Branblegung begründen... . . 

bie Bemühung bes Vertheidigers, nachzuweiſen, 

Tage und ohne befonvere Gefährlichteit unternom 
em Straffage des 8. 167 lit. g des St. ©. 

war, denn... . bier fteht bie factif—he Annah 
vißtes, daß der Thäter vor Tagesanbruch gezi 
gen, und ba bie Zeit vor Tagesanbruch ber Ne 
den muß, fo Konnte folgerecht auch nicht der St 
fit. g in Anwendung kommen.“ 


Nr. 667. 
Nichtanzeige verbächtiger Tode 
Bern. €. 5. Entfg. v. 16. Dei 1, zu. 


„Die wefentliche Bedingung zur Anwendun 
fege® (8. 359 des St. ©. 2.) ift, daß ber 9 
einer an dem Berftorbenen durch Andere verüb 
Ienne. Wenn demnach eine ärztliche Perfon zwar 
ſolchen Verdacht geſchöpft, denſelben aber durch vie 
forſchungen behoben befindet, ſomit bie Anzeige 
unterlafjen bat; fo kann eine ſolche Unterlafjung bi 
8. 359 nicht begründen.“ 


Nr. 668. 
Unbefugter Handel mit Gift: Fliegenſteir 
— des Geſchaftsherrn für ſein 
Verw. €. H. Eutſch. v. 23. m ‚5, me 
A wurde wegen Vergehens nach $$. 361, 3 


verurtheilt, weil in feinem Gefchäfte Fliegenft 
dadurch mehrere Perfonen zufällig vergiftet wurde 
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keitsbeſchwerde wurde verworfen. Hierbei führte ber oberſte Gerichts- 
hof an: 

Durch das Hofkanzleidecret vom 29. Juli 1841, 3. 8414, 
fei der bis dahin nur den Apothefern geftattete Berfauf von Flie⸗ 
genftein aud den Materialwaarenhändlern, infoferne felbe überhaupt 
zum Gifthandel befugt find, geftattet worben; umrichtig fei daher bie 
Auslegung, daß hierdurch der Handel mit Sliegenftein frei gegeben 
worben wäre, . . . . und wäre bieß auch wirklich ber Fall geweſen, 
fo müßte mit dem Erſcheinen des neuen Strafgeſetzbuches bei dem 
Umſtande, als durch obige Hofkanzleidecret Fliegenſtein — der un ⸗ 
zweifelhaft zu ven Giftkörpern gehört — nicht aufgehört hat ein 
Gift zu fein, dieſe angebliche Geftattung des freien Verkaufes wieber 
wegfallen, weil fle ſich mit ber Faſſung bes $. 361 des St. ©. B. 
nicht verträgt, und dieſer Paragraf denn dod vor Allem maßge- 
bend ift. Unentſcheidend fei für bie Verurtheilung des A, daß ber Ber- 
Yauf nicht durch A felbft, fondern durch feine Schweſter erfolgte, weil 
diefe mit feiner Genehmigung, ja in feinem Auftrage ben Verkauf 
beforgte nnd weil er (A) ale Eigenthümer der Handlung (Gemifcht- 
waarengefhäft) für bie Nichtbeobachtung ber Vorſchriften über ben 
Giftverfauf und die baburd eingetretenen Folgen verantwortlich ift. 


Nr. 669. 


Webertretung der Irreführung der Behörde: duch 
Nachmachung von Stämpeln? 
Berw. €. 5. Eng. ». 20. Mal, un, 2,88 @. ©. Tuieut) © 3. 


Die Staatsanwaltſchaft behauptet, daß, wenn auch durch bie 
Entſcheidung des Landesgerichtes in ber dem Angeklagten A zur Laft 
gelegten Handlung die nach $. 197 zum Verbrechen bed Betruges 
8. 199 lit. d erforberliche böfe Abſicht, nämlich Jemanden Schaden 
zuzufügen, ausgeſchloſſen wurde, und in biefem Punkte thatſächlicher 
Beziehung das Urtheil nicht angefochten werben könne, fo ſei doch 
eine Nichtigfeit babucdh begangen worben, baß bie Handlung nicht 
wenigſtens als eine Webertretung nad} $. 320 des St. ©. B. qualificirt 
worben fei, denn bie Nachmachung von öffentlichen Urkunden, wovon ber 
8. 320 des St. ©. B. handle, fei nicht bloß auf Reifepäffe, auf Frem⸗ 
denanzeigen und ähnliche Urkunben zu beſchränken, ba unter dem all» 
gemeinen Ausbrude von öffentlichen Urkunden füglich aud eine durch 
bie Öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung oder Stämpel verftan- 
den werben könne, wie denn auch nad dem Taiferlihen Patente vom 
17. Jänner 1850 im Art: IX., wodurch die Strafgefege einige Mo- 
bificationen erfahren hatten, beſtimmt wurbe, daß die Nachmachung 
einer Öffentlichen Uxhmbe nad $. 178 des St. ©. B. vom Jahre 
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1803 (8. 199 des neuen St. G. B.), wenn bie zum Verbrechen des 
Betruges nach $. 176 erforderliche böfe Abficht nicht vorhanden fei, 
nah $. 78 lit. e bes ©. ©. B. II. Th. vom Jahre 1803 
(8. 320 lit. f des neuen St. ©. B.) firafbar fein foll. Hieraus 
erhelle, daß ber Geſetzgeber die Handlungen des 8. 199 lit. f, wenn 
fie nicht die Criminalität erreichen, ald Uebertretungen nach 8. 320°lit. f 
betrachte. .... Allein eine fo weite Auslegung des 8. 320 St. G. B., 
wie fie die Staatsanwaltſchaft zu machen verfuchte, farm um fo min- 
der zugeftanben werben, als fie weber in ben Worten des Geſetzes 
nad ihrem grammatifalifhen Sinne und gemeinem Sprachgebraude, 
nod im Geifte des Gejeges ihre Rechtfertigung findet, benn ber 
8. 320 befchränft fid) ausdrüdlich auf öffentliche Urkunden, macht feine 
Erwähnung, wie $. 199 lit. d von einer andern Bezeichnung durch 
Stämpel und hat hauptfächlic zum Zwede, die Irreführung der öffent» 
lichen Sicherheitsbehörben in der Polizeiauffiht über Fremde und 
die Ortsbewohner zu verhindern. Es hat demnach auf bem con- 
exeten Fall aud der $. 320 des St. ©. 2. feine Anwendung. 


Rt. 670. 
Berüdfichtigung des in conereto anwendbaren Straf 
ſatzes bei Beſtimmung der Verjährungsfrift. 
Berw.’E. H. Eutſch. v. 30. miles 3.5100. (2. G. Ruttenberg.) 6.3. 


A wurbe unter Annahme, daß der Thatbeftand des $. 496 
des St. ©. B. vorliege, von der Uebertretung ber Ehrenbeleidigung 
wegen eingetretener Verjährung Iosgefprochen, und hierbei eine drei⸗ 
monatliche Friſt ver Berechnung ber Verjährungszeit zu Grunde ge- 
legt. — Der Privatlläger behauptete in ber Nichtigfeitöbefchwerbe, 
daß die Verjährungszeit ein Jahr laufe, weil nach $. 496 de8 St. G. B. 
aud auf ftrengen Arreft (von brei Monaten) erkannt werben kann. — 
Der okerfte Gerichtshof verwarf dieſe Beſchwerde, „meil jede ftraf- 
bare Handlung nad) ben fie begleitenden Umſtänden, welde bie 
firengere oder milvere Strafe bedingen, beurtheilt werben muß, in 
vorliegendem Falle aber von dem Erfenntnißrichter feine ſolchen er- 
ſchwerenden Umftände als erwiefen angenommen worben finb, melde 
die im $. 496 bed ©t. ©. B. II. Abſatz ausgeſprochene ſtrenge 
Arreſtſtrafe zur Folge haben, daher bei Nichtanwendung biefer Strafe 
auch nicht bie ihr correfponbirende längere Zeit als zur Verjährung 
ber dem Angeklagten nad) dem I. Abſatze des $.496 des St. ©. 8. 
zur Laft gelegten Beſchinipfung des B gefeglih nothwendig angenom ⸗ 
men werben Tann." — 
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Nr. 671. 

Verſchulden am der Crida: Begleichung von nad, ein- 
getretener Zahlungsun a contrahirten Schulen; 
erjährung. 
um Eutſch. v. 30. Mat 1855, ® Im. @. ©. riet) ©. 3. 1855, 


A wurde wegen —* vr ſchuldbaren Crida nach 8. 486 
des St. ©. B. veruriheilt, weil er zur Zeit ber Imfolvenz Einen 
der Gläubiger befriebigte. 

Der oberfte Gerichtshof hob biefes Urtheil auf: Erwieſen fei, 
baß A zu einer Zeit, als ihm feine Infolvenz befannt war, von B 
einen Betrag von 1000 fl. mit der Bufage auslich, ihm biefen Be 
trag zurüdzuzahlen, daß er fein Wort zubielt, und bald barauf ben 
Concurs über fein Vermögen eröffnen ließ. Durch biefen Vorgang 
fet aber Niemand gefhäbiget worben. 

„Die Handlung des neuen Schuldenmachens ober ber einfeiti« 
gen Zahlungsleifting bei bereit8 befannten Ueberfteigen des Pafliv- 
ftandes über den Activftand, ift nicht unter jene Handlungen zu zäh: 
Ien, die nad F. 238 des St. ©. 2. ſchon das bloße Ueberſchreiten 
eines Berbotes, obgleid feine böfe Abſicht dabei mit unterlaufen ift, 
zum Vergehen macht, fondern bamit eine folhe Handlung ſich zu 
dem im 8. 486 des ©t. ©. B. bezeichneten Vergehen eigne, muß 
derfelben die directe oder doch inbirecte Abfiht zum Grunde Liegen, 
wornach entweder bie bereits beftehenden Gläubiger ober der neue 
Gläubiger verkürzt werben fol, ober die Verkürzung ber Einen oder 
des Andern durch das entftandene Uebel gemeiniglich erfolgt ober doch 
leicht erfolgen Tann.“ 

Uebrigens fei mit Rüdficht auf bie inzwiſchen liegende Zeit 
tie Verjährung eingetreten, „weil bie dem Beſchuldigten zur Laft ge— 
legte That Anfangs März 1853 gefhah und er erft Ende März 
1854 zur Verantwortung gezogen wurbe, er aus dem Vergehen kei— 
nen Nugen in Händen hat, und nicht abzufehen ift, was unb wen 
er Erftattung zu leiften hätte, und auch nicht vorliegt, daß er in der 
zur Verjährung beftimmten Zeit ein Verbrechen, Vergehen ober eine 
Mebertretung begangen babe. . . ." 


— 45909 — 


Nr. 672. 


Diebftahlstheilnehmung: Benützung des Exlöfes von 
geftohlenem Gute. Verhältniß des 8. 6 des St. ©. B. 
zu dem Thatbeftande einzelner Arten der Theilnehmung. 


C. 6. . d. 30. Mai 1855, 3. 5290. (8. ©. ) 6. 3. 
Berw. €. $. Eutſch. v. 3 &. ©. Brünn.) ©. 3. 


„A verfucht zu behaupten, daß in ber ihm zur Laft gelegten 
That feine Diebftahlötheilnehmung im Sinne des Geſetzes Tiege, 
weil er nicht den von feiner Gattin der B entwenbeten Brillant- 
ſchmud verhehlt, an ſich gebracht ober verhandelt ($. 185 des St. ©. B.), 
fondern nur einen Theil des darauf entlehnten Geldbetrages verwen- 
det habe. Diefe Behauptung ift jedoch mit Rüdfiht auf den 8. 6 des 
St. ©. B. völlig ungegründet. Durd fein eigenes Geftänpniß, wel 
ches durch jenes feiner Chegattin unterftügt wird, ift ermiefen, daß 
ex von ber Summe per 500 fl., welche das ſtändiſche Leihamt auf 
den Schmud geborgt hatte, wohl wiſſend, baß das Geld aus dem 
Diebftahle des Brillantenichmudes herrühre, 138 fl. zur Zahlung 
von Zinsgelvern, und 100 fl. zur Einlöfung von Pfändern und zur 
Dedung einiger Schulden verwendete. Da mun das Geſetz über- 
haupt Denjenigen als Theilnehmer bezeichnet, welder von dem ihm 
befannt geworbenen Berbredien Gewinn und Vortheil zog, dieſer 
Hauptbegrifi der Theilnahme aber bei allen einzelnen Verbrechen 
gilt, fo Mann durch den Vorwand, daß er nicht die geftohlene Sache, 
fondern das darauf entlehnte Geld verwendet habe, nicht firaflos 
bleiben." 


Ne. 673. 


Verſuch: zur wirklichen Ausübung führende Handlung, 
quantitativ und qualitativ untaugliches Mittel ? 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 30. Mai 1855, 3,8. (8. 6. OHradiſch) ©. 3. 
1855, Rt. 84. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ber Staatsanwaltſchaft gegen das 
Urtheil, womit A von ber Anklage des verfuchten Mordes freigefpro- 
en wurde, wurde verworfen: 

„Die Staatsanwaltſchaft behauptet, daß in ben durch bie vor⸗ 
Tiegenbe Strafverhandlung fihergeftellten thatfächlichen Umftänden bie 
Merkmale des Verbrechens bes Morbes im Verfuche vorhanden feien, 
weil es nad) den 88. 8 und 134 des St. G. B. zum Morbver- 
fuche genügt, wenn ber Beſchuldigte in der Abficht, einen Menfchen 
um das Leben zu bringen, eine Handlung unternimmt, welde an 
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ſich geeignet ift, den Tod eines Menfchen zu bewirfen, wenn ber- 
felbe auch durch Zufall unterblieben ift, der Zufall aber Hier nur in 
der Unkenntniß der Angellagten, ein geeignetes Mittel zur Ausüb- 
ung ihres Vorhabens zu wählen, Liege. Allein das Landesgericht 
hat als erwiefen angenommen, daß bie Quantität ber durch Waffer 
verbünnten Schwefelfäure, welde A ihrem Kinde eingab, keinesfalls 
deſſen Tod Hätte herbeiführen Können, und daß bei dem Bededen des 
Kindes mit dem zufammengelegten Leintuche die zur Exftidung noth- 
wenbige Bebingung, nämlich die Abfperrung ber Luft gemangelt habe. 
Wenn nun gleih die des Morbverfudes angeflagte A einge 
fanden Hat; daß fie in der Abficht, ihr krankes Find von der Welt 
zu ſchaffen, demſelben zu wieverholten Malen verbiinnte Schwefel- 
fäure in den Mund go, und dasſelbe auch mit einem mehrfach zu- 
fammengelegten Leintuche bedeckt habe, um beflen Tod durch Erftid- 
ung herbeizuführen, fo ift doc vom Landesgerichte nicht ald erwieſen 
angenommen, daß die Angellagte „eine zur wirklichen Ausübung füh- 
rende Handlung unternommen habe.“ — Nur eine folhe Handlung aber 
Tann nad) 8.8 des St. ©. B. den Verſuch eines Verbrechens begründen.“ 


Nr. 674. 


Selbftverftümmlung: „Erftattung“ als Bedingung der 
Berjährung? 
Caffir. Eutſch. v. 13. Juni 1055, 3 3 Fe (X ©. Pilfen.) G. 3. 1855, 


„Der Grund, aus — von ben erlennenden Ge⸗ 
richten der Verjährung ber Mebertretung des $. 409 bes St. ©. B. 
nicht ftattgegeben wurbe, ift, daß bie Angellagten aus ber Weber 
tretung nod einen Nuten in Händen haben, ba fie noch im militär- 
pflichtigen Alter von der Militärbienftleiftung befreit find. 

„Die Selbfiverftümmlung ift . . . eine Uebertretung, welde 
ihrer Natur nach eine Erſtattung nicht zuläßt, und es kann nicht an- 
genommen werben, daß bie Selbfiverftümmler deßhalb, weil fie noch 
im militärpflictigen Alter von der Militärbienftleiftung befreit find, 
aus ber Uebertretung noch einen Nugen in Hänben haben, denn fie 
haben fi burd bie Selbſtverſtümmlung — Verlrümmung des Zeige: 
finger — in einen für ihre ganze Lebenszeit dauernden minder 
volltommenen körperlichen Zuftand verfegt, und find deßhalb von ber 
Militärbienftleiftung keineswegs befreit, da ber 8. 410 des St. G. B. 
und bie dießfalls beftehenden beſonderen Vorjhriften anoronen, daß 
der Thäter zu demjenigen Militärbienfte abzugeben fei, zu welchem 
er noch tauglich befunden wird, wonach gerabe die Verkrümmung bes 
Zeigefingers und bie hierdurch bedingte Untauglichkeit zu manchen mili- 
tärifhen Dienftleiftungen für das Fortlommen der Selbftverftümmler 
von nachtheiligem Einfluſſe fein Tann." 


— 41 — 


Nr. 675. 
Mißhandlung bei häuslicher Züd 
Caſſir. Entf. v. 27. Juni 1655, 8 ge. 86% 


A, welche ihr ſechsjähriges Kind oftmals mit R 
tigte, wurde, da das ärztliche Parere das Vorha 
verlei Streichen beigebrachten Verlegungen conftati: 
tretung bed 8. 411 bes St. ©. B. verurtheilt. 
richtshof gab ihrer Nichtigleitsbeſchwerde ftatt: 

ner. Gm biefen Züchtigungen liegt (ſelb 
nehmen bes Kindes hierzu Anlaß gegeben hätte, t 
Fall war), eine grelle Ueberſchreitung ber der Ang 
ter nah 8. 145 des a. 6. ©. DB. eingeräumte 
daß fie ihr allerdings ale boshafte und vorfägl 
gen zur Laft fallen. Diefe Mißhandlungen tönne 
tradht, daß fie von einer Mutter gegen ihr Kind, l 
das Recht der häuslichen Zucht zuftand, durch deſſe 
übt wurden, nicht nad) den Normen bes 8. 411, 
jenen des 8.413 des St. ©. B. beurtheilt werb 
die wegen unrichtiger Anmwenbung des $. 411 bei 
griffene Nichtigkeitsbeſchwerde gegründet, indem 
der Uebertretung bed 8. 413 des St. ©. B. 
nen war.“ 


Nr. 676. 


Schwere Körperliche Beihäbigung: Dolı 
Berseifi führung eines Abortus als ſchwe 
bjective Concurrenz des Verbrechens 
beſchädigung und der Heberfchreitung des 
rechtes. Alternative © era anbrohung 


Berw. €. 5. Entih. dv. 4, Jull 1855, 3. 5724. @. 
5. Eu Se, Re & ® 


A wurbe wegen Verbrechens der fchweren 
legung, begangen durch bie Beſchädigung der Die 
deſſen Ehefrau O, wegen Uebertretung ber Mißhandl 
des St. ©. B. verurtheilt. Deren Nichtigkeitsl 
vom oberften Gerichtshofe verworfen: ....„T 
nehme an, baß A feine Dienftmagb B im Haushof 
delte, daß diefelbe ein unzeitiges tobtes Kind zur X 
denn bod unzweifelhaft eine ſchwere Körperliche Bi 

> welde fie auch von den Kunſtverſtändigen erklä 
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Kenntniß des Zuftandes der Schwangerſchaft fei durchaus nicht ent 
fcheidenb bei der Frage, ob bie Hanblungsweife des A das Ver— 
brechen des $. 152 des St. ©. 3. begründe; die Folgen ber 
Handlung fallen dem Thäter zur Laſt, möge er biefe "Folgen beab- 
fitigt oder aud nur worausgefehen haben oder nicht, wie dieß aus 
dem $. 152 und deſſen Beziehung auf den 8. 134 des St. ©. B. 
klar hervorgeht. A habe daher des Verbrechens ber ſchweren kör⸗ 
perlichen Beſchädigung ſchuldig erkannt werben müſſen. — Rüdficht- 
lid) der O fei erwieſen, daß A bie B noch vor der Mißhandlung 
am Hofe fhon im Zimmer zu Boden geworfen, auf ben Leib und 
Kopf geſchlagen und mit ven Füßen getreten Habe, und daß hierbei 
die CO ebenfall® mit ven Händen bie B auf ven Kopf und ben Leib 
geſchlagen habe. Der O fallen unter biefen Umfänben nicht bloß 
die felbft verübten Mißhanblungen, fondern auch jene ihres Gatten 
nad den Grundfägen über Mitſchuid und namentlich bei korperlichen 
Mifhandlungen zur Laft, und wenn aud nicht ermiefen werben 
tönne, daß ihre Handlung zu bem Abortus is) beigetragen babe, 
fo fei fie doch ficher ver Art geweſen, daß B in’ ihrem damaligen 
Zuftande an ihrem Körper Schaden nehmen mußte; es habe auf 
Seite der O eine Ueberſchreitung der häuslichen Zuchtgewalt gröbe 
fter Art ſtattgefunden, welche nah 8. 413 des St. ©. 2. als 
Uebertretung zu beftrafen ift. — Daß (mie die C behauptet) im 
8. 421 des St. G. B. in erfler Linie eine Geld- und erft in 
zweiter Linie Arreſtſtrafe angedroht fei, woraus folge, daß ber 
Richter nicht die Macht habe, Arreft als primäre Strafe zu verhängen, 
fei eine willtürliche Auslegung. Der 8.421 des St. ©. B. läßt ber 
Beurtheilung des Richters die freie Wahl nach Maß ber Umftände, 
worunter ſowohl die objectiden Umftände- ber That felbft, als auch 
die perſönlichen Verhaltniſſe bes Thäters inbegriffen find, auf eine 
oder bie andere Strafert zu erkennen, unb ber Gebrauch dieſes dem 
Richter zuſtehenden Rechtes kann nicht als ein ueberſchreiten des 
geſetzlichen Strafausmaßes angeſehen werben ....“ 











— 408 — 


Nr. 677. 


Aufforderung zu grundloſen Beſchwerden: Unterlafjung 
des Abrathens? 
Eaffir. Eutſch. v. 4. Juli 185,8: gg. (X. ©. Prag.) G. 3. 1855, 
nDas Landesgericht hat aus dem Grunde, weil A, welchem 
der ber nöthigen Tinſicht ermangelnde B die Beforgung feiner 
Rechtsgeſchäfte überlieh, für dieſen in einer bereits abgethanen Rechts⸗ 
face einen grundloſen Recurs gegen Bezahlung einbrachte, denſelben 
der Webertretung bes $. 301 des St. ©. B. ſchuldig erklärt, indem 
es deffen Pflicht gewefen wäre, bem B von fernern Schritten hierin 
abzurathen, was er nicht gethan, vielmehr außerdem für die Verfaſ⸗ 
fung des Recurfes Geld genommen hat. 

Allein diefer Thatbeftand umfaßt nicht bie Kriterien der in 
dem 8. 301 des St. ©. B. normirten Uebertretung, welche in einer 
Aufforderung und Verleitung, baher nicht lediglich in der Unterlaf- 
fung des Abrathens, ober endlich in Gelverpreflungen in biefer Be— 
ziehung beftehen, als welde bie Forberung eines Honorard von 
30 fr. für eine, wenn auch noch fo unnütze Schrift nicht angefehen 
werben Tann.“ 


Ne. 678. 


Todtſchlag ober Vergehen der culpofen Tödtung? Dolus 
indirectus oder Culpa? Cauſalnexus. 


Abänd. Eutſch. v. A. Juli 1855, F3 a ©. 2%. ©. Prag.) 6.3. 1855, 


m Nach Ausfage ver Zeugen hat A (vierzehn Jahre ſechs Monate 
alt) am 7. Mai 1854 dem vierzehn Jahre alten B in einem zwifchen ihnen 
entftanbenen Streite eine ftarke, fallende Ohrfeige auf bie rechte 
Wange verfegt. Am 9. Mai fühlte B große Schmerzen, am 10. 
war das rechte Auge ganz gefhwollen und es zeigte fid ein Ge- 
ſichtsrothlauf, zu dem fi eine Gehirnentzündung gejellt hatte, welche 
einen fo üblen Verlauf nahm, daß B in der Naht vom 20. auf ben 
21. Mai ſtarb. Nach vem Gutachten der Prager mebicinifchen Facultät 
ift B an einer Entzündung ber Lungen» und Gehirnhäute geftorben, 
welche ſich im Verlaufe und als Folge eines mit Verjauchung ver Weich» 
theile verbundenen Geſichtsrothlaufes entwidelt hatten, der als eine 
Folge des in das Gefiht erhaltenen Schlages angenommen werben 
muß, weil B vor Empfang desſelben volllommen gefunb war, in 
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fehr kurzer Zeit darauf erkrankte, und bereit am zweiten Tage eine 
Entzündung und Anſchwellung des getroffenen Theiles wahrgenommen 
wurde. Da aber Gefihtsrothlaufe der Erfahrung zu Folge auch bei 
dem zwedmäßigften Verhalten und unter den günftigften Umftänden 
bisweilen einen üblen, ja felbft Iethalen Ausgang nehmen, jo müflen 
bei dem Abgange eines nachgewiefenen Momenles, dem eine Ver 
ſchlimmerung des Kranfheitsprocefies zugefchrieben werben könnte, die 
erwähnten Entzündungen ber inneren Organe. bloß allein als bie 
Folge des Geſichtsrothlaufes und der eingetretene Tod ald bie Folge 
der flattgefundenen mechaniſchen Einwirkung betrachtet werben, wobei 
jedoch bemerkt werben muß, baß eine mechaniſche Einwirkung, wie fie 
bier flattgefunben, nämlich eine Ohrfeige, nur im ben feltenften 
Fällen derlei üble Folgen herbeiführt und ben Tod bedingt. Nach 
8. 140 bes St. ©. B. wird bie Handlung, woburd ein Menſch 
um ba8 Leben kommt (8.134 des St. G. B.), zwar nicht in der Abficht, 
ihn zu töbten, aber body in anderer feinbfeliger Abficht ausgeübt, für 
das Verbrechen des Todtſchlages erklärt. Nach 8. 2, Abſatz f des 
Strafgeſetzbuches wird eine Handlung ald Verbrechen nicht zugerech- 
net, wenn das Uebel aus Zufall, Nachläffigkeit oder Unmifjenheit 
ber Folgen der Handlung entftanden iſt. Bei dem Verbrechen bes 
Todtſchlages iſt nach dem Begriffe desſelben jede auf Tödtung ge— 
richtete directe und indirecte Abſicht wohl nothwendig ausgeſchloſſen, 
deſſenungeachtet muß mit Rüdſicht auf obige Beſtimmung des 8.2 
f des St. ©. B. zwiſchen der in feinbfeliger Abſicht ausgelbten 
Handlung und dem durch biefelbe herbeigeführten Tode ein folder 
Zufammenhang beftehen, daß dem Handelnden die Möglichkeit 
eines folhen Nefultates feiner Handlung vorgeſchwebt haben fonnte, 
weil fonft der zu jedem Verbrechen unumgänglid; erforberliche böfe 
Borfag ausgefchloffen if. Daß aber viejes bei einer von einem 
vierzehnjährigen Knaben einem anderen Knaben gleichen Alters mit 
der bloßen Hand verfegten Ohrfeige nicht der Fall fei, erhellt nicht 
nur aus der täglichen Erfahrung, fondern aud aus dem Gutachten 
der Facultät ſeloſt, nach weichem eine Ohrfeige nur in ven feltenften 
Fällen derlei üble Folgen herbeiführt und ben Tod bebingt, weß— 
bald folder als ein ganz unwahrſcheinliches Reſultat aud dem An- 
geſchuldigten nicht als Verbrechen, fondern, ba er aus feiner Hand» 
lung höchſtens eine Gefahr für die Geſundheit des Gefchlagenen ent- 
nehmen Tonnte, nur als ein Vergehen nach $. 335 des St. ©. B. 
angerechnet werben Tann.“ 
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Nr. 679. 
Bergehen der culpofen Tödtung. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 18. Alles, A, Wo @ 6. Tabor) 6. 3. 


nDer 8. 335 des St. ©. B. erflärt jede Hanblung, von 
welcher der Handelnde ſchon nad ihren natürlihen, für Sedermann 
leicht erkennbaren Folgen einzufehen vermag, daß fie eine Gefahr 
füc das Leben, die Gefundheit ober Törperlihe Sicherheit der 
Menſchen herbeizuführen geeignet fei, für ftrafbar. Es mag ba- 
bingeftellt bfeiben, ob A ober deren Ehegatte überhaupt be= 
rechtiget waren, ihre Bretter an dem öffentlihen Orte gegen- 
über ihrem Haufe aufzuſchichten; es ift aber gewiß, baß A dieſe 
Aufſchichtung ber Bretter in ber heftigften Aufregung unter ben pöbel- 
hafteften Schimpfworten und Geberben und ohne bie nöthige Bor- 
fiht und Befeftigung vornahm. Letzteres zeigt vor Allem bie traurige 
Kataftrophe, welche erfolgte; denn wären bie Bretter gehörig befe- 
ftiget geweſen, fo hätten fie von Heinen Rindern mit ihren ſchwachen 
Kräften nicht umgeſtürzt werben können. Es zeigt fid die ftrafbare 
Handlung ber A aber auch aus ber Ausfage ihrer Mag C, welche 
ihr beim Auffchichten der Bretter Hilfe leiften mußte; benn dieſelbe 
gibt an, daß bie Bretter fo hoch gelegt wurden, als ihre Hände 
reichten, und daß fle ihre Dienftfrau fogar aufmerffam gemacht habe, 
daß die Bretter ſchwankten, worauf diefelde Steine untergelegt und 
gefagt Habe, die Bretter werben nicht umfallen. Der Erfolg zeigte 
jedoch das Gegentheil, und ift der volle Beweis für die Außer- 
achtlaſſung der nöthigen Vorficht, melde eben ber $. 335 bes 
St. ©. 8. als ftrafbar erffärt. Nach der Ausfage des Zeugen D 
wurbe ſchon vor dem Unglädsfalle von anderen Perfonen bemerkt, 
daß die nahläffige Aufſchichtung der Bretter gefahrdrohend fei, und 
A mußte dieß auch bei geringem Verſtande leicht einfehen Tönnen, 
da fie öfters bie Kinder bei ven Brettern vor dem Haufe fpielen 
fah. Sie trägt daher allerdings Schuld an der Berunglüdung ber 
Kinder B umb P, und das Geſetz ($. 335 des St. ©. 8.) wurde 
nicht unrichtig gegen fie angewendet.“ 


Strafrechtliche Entſcheidungen. . 30 
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Nr. 680. 


„ Weiterverbreitung einer Beſchuldi⸗ 
it Nennung des Urhebers. 


8. 1855, 3. 7033. (8r. ©. .3. 
1 a 55 Fr &r. 6. Zuaim) 6.3. 


}. 487 des St. ©. B. verurtheilt, weil er im 
ıRert hatte, daß C ben B der Branblegung 
Nichtigkeitsbeſchwerde des A wurde verwor- 
n and... .. zu Ounften des Angellag- 
', baß CO ber Urheber jener Beſchuldigung 
ieß die Strafloſigkeit des Angeflagten A 
198 des ©t. ©. B. nicht bloß der erſte Ur- 
ber, der eine Ehrenbeleidigung weiter zu ver- 
ichen Strafe unterliegt, und ber Umftand, daß 
leußerung den Urheber der von ihm verbrei— 
ıannt hat, berfelben den ftrafbaren Charakter 
m fo weniger benimmt, als das nad ber 
ngeffagten A bamals geführte Geſpräch feinen 
: biefer Beſchuldigung geboten hat und hier- 
ilb, weil der Angeklagte ſchon früher wegen 
Ben gegen ben Bürgermeifter B mit Arveft 
h deſſen Abfiht, ven B an feiner Ehre zu- 


Nr. 681. 


fälfchung: Verſuch oder vollbrachtes 
erbrechen? 
mi 1b, TOOL, Br. 6. Bühm-Leipn) ©. 3. 


3 von den Untergerichten des verfuchten, — 
oberften Gerichtöhofes aber des vollbrachten 
älſchung öffentlicher Crebitspapiere ſchuidig 


wohl richtig, daß bie Fabrilationscommiſſion 
falfificate für einen mißlungenen Verſuch er- 
ichtigt werben, daß nad) bem von ben Ange 
it ben Erhebungen übereinftinmenden Ge 
cate & 1 fl. bereits ausgegeben worben 
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find, und ein weiteres Falfificat & 5 fl. auszugeben v 
Bei diefem .. ... Berhältniffe muß die Verfälich 
bracht anerkannt werben, da es nach 8. 106 des St. 
giltig ift, ob das Falfificat zur Täuſchung geeignet 
ſohin die ſchlechte Beſchaffenheit desſelben feinen Grur 
durch Verfertigung der Falſificate und Verausgabung 
gangene Verbrechen bloß als verſucht zu erklären.“ 


Nr. 682. 


Einmengung in die Vollziehung öffentliche 
. Verjährung: Nugen in Händen, 
Berw. €. 9. Eutſch. v. 25. gut, gras 


A unb Genoſſen wurben wegen Uebertretung na 
St. ©. B. verurtheilt, weil fie fih in die Amtshandl 
germeifters einmifchten, welder in Folge Ermächtigung 
Behörde bie Verpachtung und Parcellirung einer Hut 
Licitation vornehmen wollte und zwar indem fie erflärten, 
tionsbewilligung erfchlichen fei und einen eingeſchlagen 
der Erbe riffen. — Der oberfte Gerichtshof vermarf 
keitsbeſchwerde: ... „Wenn glei die Beſchwerdefü— 
zu fein glauben, daß auch fie ein Recht auf die zı 
Hutweide hatten, und daß deren Verpachtung durch bi 
fter unrechtmäßig geihah, fo Tann es ihnen doch a 
geftattet fein, auf ſoich ungeflüme Art eine Amtshan 
hindern, ba es ihnen freiftand, die Hilfe der Behörben « 
Diefe flrafbaren Handlungen find (ungeachtet des ge 
verlaufes) keineswegs durch Verjährung erlofchen; den: 
welden fie beabfichtigten, ift durch ihre Hanblung w 
nämlid) die Verhinderung der Verpachtung, die Hutı 
ber gemeinfcaftlihen Benügung und bie Berjährung 
nur dann zu Statten kommen, wenn fie die Erneueru 
tionsactes jeither veranlagt und den Nachtheil gut ger 
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Nr. 688. 
t — oder — Diebftahl? 
5. Bus E19 r. & Brir) © 3. 


macht unter Anberm geltend, daß bad Ab- 
inem Teichdamme, in beflen factifhem Beſitze 
ıttin F erwiefenermaßen befinde, feine ftraf- 
die Entſcheidung ber Frage, wen bad von 
ig gemachte Befig- und Genußrecht an bem 
je, ausſchließlich vor das Forum bes Eivil- 
lrichtig, daß bie Entſcheidung, wen das Befig- 
fraglichen Teihdamm zuftehe, zur civilge- 
ehöre, und es bleibt dem Angeklagten be- 
immerhin überlaffen, ihre Anfprüde im Ci- 
machen. Da jevod ohne Rüdfiht, ob der- 
entzogen wirb, igenthümer berfelben fei, 
. B. ein Diebftahl begangen wird, wenn 
Sache aus dem Befige eines Andern ent- 
dem vorliegenden Falle berüdfichtiget wer⸗ 
m im Jahre 1853 wider ben Angellagten 
he Unterſuchung dargethan wurbe, daß bie 
tage ſtehenden Teichdamm befeflen und be- 
ter ift, weil er fi) damals eine Abmähung 
diefem Teichdamme gewachſenen Graſes zu 
urch rechtskräftige Urtheile der Uebertretung 
fannt, und zu ſiebentägigem Arreſte verurtheilt 
eine ſtrafbare Vermeſſenheit, daß der Ange- 
führung feiner vermeintlichen Anſprüche im 
Bege etwas zu veranlaflen, neuerlich wie⸗ 
idlung ſchuldig gemacht hat, zumal er in 
er den vorliegenden Straffall eingeftanden 
ung die Steuer von dieſem Teichdamme 


— 19 —. 


Nr. 684. 
Todtſchlag: Caufalnerus. 
Berw. €. 9. Entf. v. 25. u 2 7302. (8. ©. 


„A ift für ſchuldig erffärt, daß fie ihrem Ehegatt 
laß eines Wortwechſels in feinbfeliger Abfiht einen S 
Kopf mit einem irdenen Topfe verfeßte, woraus eiı 
ſchüiterung, fofort eine Entzündung ber weichen und 
haut, wie aud) des Gehirnes felbft, im weiteren Verl 
mung des legteren und ber Tod des Berlegten erfolgte, 
hierdurch das im $. 140 des St. ©. B. bezeichnete fi 
brechen des Todtſchlages begangen habe. In der gegen 
des Kreisgerichtes eingebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde w 
daß das Verbrechen des Todtſchlages weder in objectiven 
jectiver Beziehung richtig geftellt fei, und daß daher bie 
Strafgefege unterzogen murbe, melches darauf feine 
findet. Objectiv nicht, weil der Tod des Mannes n 
That, fondern durch andere hinzugefommene Umftände, 
wibrige ärztliche Behandlung, durch deſſen befondere T 
Entzundungskranlheiten, durch die beftänbige Aufregung 
mit fortwährender Wiebererzählung des Vorfall, durch 
nöthigen Ruhe erfolgt fei. Diefe Gründe find aber ni 
genug, um bie Nichtigkeit des kreisgerichtlichen Urthe 
führen. Die Gerichtsärzte haben ihr Gutachten dahin ab 
der Tod des B gewaltfam erfolgt fei, nämlich in Folge 
ung, melde er am Kopfe erlitt, daß die der Verlegung 
zufälligen Umftände zwar fteigernd, aber nicht tödtlih 
ſich nicht behaupten Taffe, daß der unglüdlihe Ausgar 
mieben werben können, wenn bie nadhgefolgten Umftänbe ı 
ten wären. Ueberbieß gilt beim Verbrechen des Todtſchla 
Morde die Regel, daß es feinen Unterfchied macht, w 
aud nur vermöge ver perſönlichen Beichaffenheit des V 
vermöge ber zufälligen Umftänbe, unter welchen die Han 
wurbe, oder auch nur vermöge ber zufällig hinzugekon 
ſchenurſachen eingetreten ift, infoferne biefe legteren burı 
Tung felöft veranlaßt wurden. Dieſes ergibt fih Mar 
der $. 140 des St. ©. 2. fi auf ven 8. 134 be 
Beftimmungen fohin aud als integrirenden Beſtandthe 
men bat und daß ber Grund bes Geſetzes bei beiben Be 
ſelbe it...“ 
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Nr. 685. 


lichfeit de8 Bräuers für verdorben befun⸗ 
denes Getränfe, 
ntfg. v1. Maga 1956, 3, TaIS. @. ©. Tabet) G. 3. 


die Erhebungen ift fichergeftellt, daß ein Theil des im 
:äuer8 A vorgefundenen, und ebenjo ein Theil bes 
:n C und D fon befindlich gewefenen Bieres verbor- 
> von bem fadverflänbigen Arzte wurde das Bier 
tande als gefunpheitsfhänlih anerkannt. Diefe er- 
ände find zureichend, die Uebertretung des $. 403 
B. zu begründen, denn biefe ift nicht bloß Bei 
ung, fonbern auch ſchon bei dem bloßen Vorhanbenfein 
ndener Getränke begangen. Die Abfiht, das verbor- 
Getränke in Verkehr zu bringen, wird zu biefer Ueber- 
‚fordert: und e8 genügt, baß in dem vorliegenden Falle 
n Getränke nicht bloß in dem Bräuhauskeller bes 
fondern aud bei den Wirthen, denen folde zum 
geben twurben, vorgefunden worben find, zumal Ans 
eingefteht, durch Verwendung alten Hopfens die ſchlech⸗ 
heit der Getränke herbeigeführt zu haben.“ 


Nr. 686. 


r Ankauf einer von ihrem Finder verhehlten 
trücfftellung derfelben an den Eigenthüner. 
ati. v. 1. u 15, & 7439. (2. ©. Prag) ©. 3. 


her eine Uhr von CO, wiffend, daß dieſer fie gefunden 
ıtte, und deßhalb wegen Betrugs verurtheilt wurde, ftügte 
ve auf die Behauptung, daß der $. 201 des St. ©. 8. 
mittelbaren Finder Anwendung finde, er daher höchſtens 
:77 des St. ©. B. behandelt werden Tonnte — aber 
bt, weil er bie fragliche, am 19. September 1854 ge> 
nubr ſchon am 26. September 1854, fomit noch in- 
ı 8. 389 des a. b. ©. B. zur Anmeldung beftimmten 
ellt habe. Bei Berwerfung biefer Nichtigleitsbeſchwerde 
erfte Gerichtshof, 1. daß der 8. 201 c) des St. ©. B. 

ber Arten des Betruges ganz allgemein die geflif- 
hlung und Zueignung gefundener Sachen für Betrug 
felgen auf den unmittelbaren Finder einzuſchränken, 
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ober bie Anwendbarkeit bes 8. 5 bes Gt. ©. B. au 
Nun habe aber A, wie er felbft geftehe, vie Uhr voı 
Finder, wiffend, daß folhe bloß gefunden und der Fund 
melvet fei, um 36 fl. C.⸗M. gefauft, indem er badhte, d 
er fie nicht kaufe, ein Anderer fie kaufen würde, mithir 
« fliffentlichen Berhehlung und Zueignung berfelben beigetci 
fomit nad 8. 5 des St. ©. 2. des Betruges gleichjalli 
gemacht. 2. Daß der vom Nichtigfeitsbewerber A berufen 
des St. ©. B. bloß von verbädtigen Sachen ſpreche, bi 
Uhr dem A aber nicht als bloß verbädhtig, fondern ala C 
eines Verbrechens befannt geweſen fei, da A mußte, daß 
gefunden und ber Fund nicht gemelbet worben. 3. Dal 
8. 389 des a. b. ©. B. beftimmte adhttägige Frift zur 
barung des Fundes nur dem Finder laufe — A aud) die 
um fie zu verlautbaren, fonbern um fie zu erwerben gef 
und bie Nüdftellung ver Uhr vie Schuld desſelben nicht b 
dem diefe Art der Erlöfhung bes Verbrechens nad 8. 
St. ©, B. nur beim Diebftahle und der Veruntrenung ei 


Nr. 687. 


Gewaltthätigkeit gegen obrigkeitliche Perſonen: 
einer Gemeinde, die deren eigenes beſtrittene 
mögensrecht wahren, 


C. 8. v. J. 1855, 3. 7456. (Kr. ©. 
Bew. €. H. Eutſch. R eh FA (er. ©. 


A unb Genoffen wurben von ber Anklage des Verbre 
öffentlichen Gewaltthätigleit nad F. 81 bes St. ©. 2 
ſprochen und die Nichtigfeitöbefhwerde der Staatsanwalt 
worfen. Gegen biefelben war als erwiefen angenommen, ba 
gewaltthätig den Walbhütern widerſetzten, welche fie im Wi 
Holzfällen betreten Haben. Der Wald zu N war zwiſchen 
meinde C, welcher bie Angeflagten angehörten, und ber 
Gemeinde B ftreitig; ein bezirkshauptmannſchaftlicher Erlak ı 
bis auf Weiteres den Gemeinden das Holzfällen; in demſelb 
mehrere ſtreitige Walbobjecte genannt, ber fragliche Wald zu 
nicht erwähnt. ..... . „Es ift alfo nicht bis zur vechtlicheı 
heit feftgeftellt, daß bie Angeflagten wußten ober wiflen mı 
fei das Holzfällen au in den Walbungen N unterfagt, um 
als ihre von fo vielen abgehörten Zeugen beftätigte Ang: 





— Mm — 


aud bie Infaflen von B im dieſen Walbungen fortan willkürlich 
Holz gefällt Haben, in ber gegenwärtigen Unterfuchung durchaus nicht 
widerlegt ift. Zubem liegt vor, daß bei dem am nämlihen Tage 
zwiſchen den Infaflen von C (barumter den Angellagten) und ben 
Infaflen von B fon Vormittags Rattgefändenen Zuſammenſtoße 
einer der Walohäter von B, nämlich E, fein Gewehr abgefeuert hat, 
durch welden Schuß ein Infafle von CO ... . . leicht verlegt wurde. 
Unter folgen Umftänden entbehrt die Entſchuldigung der Angellag- 
ten... . . nicht aller Glaubwürbigfeit, einerſeits, daß fie Feine durch 
das Strafgeſetz verbotene Handlung zu begehen glaubten, wenn fie 
fi von den Inſaſſen ver Gemeinde B... . . das Holzfällen nicht 
verbieten ließen, daß fie daher auch ven bloß von ber mit ihnen 
ftreitenden Gemeinde aufgeftellten Walohütern, wenn fie auch bie- 
felben als Solche gefannt Haben, ... . . . nicht Folge leiften zu 
mäüffen glaubten.“ 


Re. 688. 


Brandlegung: „an einem ſolchen Orte, wo e8 fich leicht 
hätte verbreiten können“. 


Eaffir. Eutſch. v. 7. Anguft 15, 3. TIBt. (%. ©. Teen.) ©. 3. 1855, 


A wurde wegen Verbrechens ber Branblegung nad $. 167 

- lit. g des St. ©. B. verurtheilt. Die Staatsanwaltfhaft ftrebte 

in ber Nichtigkeitsbeſchwerde bie Anwendung des höheren Strafſatzes 

nad $. 167 lit. f des St. ©. B. an, weil, wenn das Feuer auch 

ohne auszubrechen, gelöfcht wurde, dasſelbe an einem Orte gelegt 

war, wo es fich leicht verbreiten Tonnte. Diefer Beſchwerde murbe 
vom oberften Gerichtshofe flattgegeben: 

„Es ift fowohl aus der Ausfage des Beſchädigten B als auch 
des. Beſchuldigten A entnehmbar, daß Letzterer den Brandftoff, als 
B mit Rüdlaffung feiner Kinder und einer Dienftmagd in den Wald 
fuhr, in der Abficht, damit das ganze Gehöfte in Flammen auf 
gehe, in das Stroh feines Nachtlagers im Stalle geftedt, daß hier- 
duch das Stroh zu glimmen anfing, und ver Rauch bereits heftig 
aus dem Stalle drang, uud baß nur ein geringer Verzug erforber- 
lich gewefen fein würde, um bie Flamme zum Ausbruche zu bringen, 
wodurch ſicherlich das ganze Gebäude eingeäſchert worden wäre. Es 
iſt ferners durch ben Localaugenſchein bargethan, daß in einem ein⸗ 
zigen Gebäude bie Wohnung des Beſchädigten, ber Kuhſtall, in 
welchem gehäuftes frifches Stroh ſich befand, nebft einer Kammer 
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untergebracht war, während die Scheuer, gegen welche nach Ausſage 
des Beſchädigten ber Windzug gerichtet war, nur vierzehn Klafter 
entfernt liegt. Aus dem Orte, wo fohin bie Legung bes Brandes 
ſtattfand, und aus ber Befchaffenheit ver Wohn. und Wirthichafts- 
gebäube, welche bloß mit Schindeln gevedff waren, geht demnach Har 
hervor, daß das Feuer an einem nicht leicht bemerfharen Orte, wo 
nothiwendiger Weile beffen Verbreitung über die gefammte Habe des 
Beſchädigten flättfinden mußte, gelegt wurde. Es ift daher von dem 
Landesgerichte ber Gtraffag des $. 167 lit. g bes St. ©. B. une 
richtig angewenbet worben, weßtwegen auch ber Nichtigleitsbeſchwerde 
ftattgegeben und auf Bemeffung ver Strafe nad dem ftrengeren 
Straffage des 8. 167 lit. f de8 St. G. B. erkannt werben mußte.“ 


Nr. 689. 


Kauf verbächtiger Waaren: Nachweis der Provenienz? 
Berw. €. $. Eutſch. v. 7. Fu 15, & 7960. (2. ©. Troppan.) ©. 3. 


A wurde nach 88. 476 und 477 des St. G. B. verurtheilt; es 
waren nämlich einem Zwirnfabrilanten durch fein Hilfsperſonale Garn 
und Zwirn veruntreut, und ein namhafter Theil verfelben bei 
A vorgefunden worden. — Bei Zuridweifung der Nichtigkeits- 
beſchwerde erflärte ber oberfte Gerichtshof: „Daß es keinen Unter 
ſchied mache, daß bie Berfäufer nicht eruirt und die an ben Ziwirn- 
fabrifanten verübten Beruntrenungen nicht fpeciell fichergeftellt werden 
tonnten, ba es zur Conftatirung dieſer Uebertretung genüge, daß 
Gegenſtände, denen nad) ihrer Beſchaffenheit ſchon der Charakter der 
Verdächtigung anklebt, an ſich gebracht wurben.“ 


Nr. 690. 

Bewaffnetes Eindringen in eine fremde Wohnung. 
Stock als Waffe. 

Bern. €. 5. Entih. v.7. Mnguß 1655, 3, 76. ©. Zeigen) 6.3. 


„Das Landesgericht hat als fichergeftellt angenommen, daß A 
mit Uebergehung der Obrigkeit in die zur Wohnung des B gehörigen 
Localitäten mit Gehilfen, und mit einem Stode bewaffnet, gewalt« 
fam eingebrungen, und bafelöft an ber Perfon des B Gewalt aus- 
geübt habe, 
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ugeklagte A will in dieſem Eindringen lediglich bie 
ver boshaften Beſchädigung fremden Eigenthums nad} 
St. ©. B. und in dem, dem B mit dem Stode 
age bloß bie ebertretung gegen bie körperliche Gicher- 
31 des St. G. B. finden. Alein mit Unrecht; denn 
1e Eindringen in bie verſperrte Wohnung, mit meh⸗ 
, und mit einem Stocke, einem ber körperlichen Sicher- 
en, fomit in biefer Richtung einer Waffe gleich zu 
euge und ber bem B mit eben biefem Stocke ver- 
als eine wirklich ausgeübte Gewalt, begründet das 
8 St. ©. B. bezeichnete Verbrechen ber öffentlichen 
it, weßhalb biefer Paragraf von den Unterbehörben 
© angewenbet wurde, zumal es nicht angeht, eine aus 
n, welde zufammengenommen ein Ganzes bilden, be— 
fung in die einzelnen Acte abzufonbern, und jeden Act 
dein, ohne Zufammenhang mit den Übrigen, dem Ge— 
ellen.“ 


Nr. 691. 
Culpoſe Tödtung. — Zufall, 
intfd. v. 8. vu 1258, 9, TOI2. (Ar. G. Dim) 63. 


ıe des Vergehens nad; 8. 335 des St. ©. 8. fhul- 
id feine Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen: „A ift für 
it, baß er, als er mit B und mehreren andern Ge \ 
e agb aurüchtehrte,, die nöthige Vorſicht gegen das 
s geladenen und in ben Batterien mit Zündhütchen 
wehres unterließ, in Folge deſſen der rechte Lauf des 
ging und ben B, als ſich berfelbe aus ver Wagenflechte 
verlegte, daß der Tod desfelben aus der Verlegung 
folgte. A verfucht zu behaupten, daß auf feine Hand- 
r 8. 335 des ©t. ©. B. nicht angewendet werben 
das Abnehmen der Züundhütchen vom Gewehre nicht 
das unglüdliche Ereigniß ohne fein Verfhulven nur 
eingetreten fei (8. 2 lit. f des ©t. ©. 8). Es ift 
tig,_baß das bloße Mitnehmen eines geladenen Ge- 
em Wagen, wo fid noch andere Perjonen befinden, 
abnahme der Zünphütchen vom Cylinder für fi allein 
ıfbare Handlung fei; fie wird es nach ber deutlichen 
ve8 8. 335 des St. ©. B. erſt dadurch, daß eine 
ſchädigung ober der Tod eines Menfchen baraus er- 
leider im vorliegenden Falle geſchah. Jedermaun, um 
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ſo mehr aber ein geübter Schütze, muß einſehen, daß es 
lich ſei, geladene Gewehre in einem Wagen mitzunehmen 
die Kupferhütchen barauf zu laffen, weil irgend ein Zufe 
vorherzufehen und ganz unverf—hulbet ift, die Entlabung 
Kann. Auch A hat daher eben dadurch, und dadurch, daß er 
feines geladenen Gewehres die nöthige Vorſicht vernachlt 
Handlung begangen, welche er ſchon nad ihren natürlich 
dermann leicht erfennbaren Folgen, und vermöge ber t 
wählten Befhäftigung als gefährlich für die körperlich 
der im Wagen befinblichen Perfonen erfennen mußte, und 
dieß nad} beendigter Jagd durchaus feinen Grund hatte 
wehr gelaben und bie Zündhütchen darauf zu laſſen, fo ift 
des St. ©. B. vollfommen auf ihn anwendbar und feine 
ungegränbet. ....“ 





Nr. 692. 
Culpoſe Tödtung: Ausfegen eines hilfloſen 
Bern. €. $. Eutfg. d. 16. Yyın 1858, 3.7619. (Ar. ©. 
, Nr. 114. 


A und beren Ehemann wurden des Vergehens n 
des St. ©. 2. ſchulbig erkannt, und deren Nichtigkei 
verworfen: „Der A ift zur Lafl gelegt, daß fie ihren 
ven altersſchwachen, äußerſt mühfeligen B, welder na 
fügung des Gemeinbevorftandes in ihr Haus gebradt ı 
um ihm bafelbft eine zeitweilige Unterkunft zu verſchaffen, 
Biehhirten C, einen fünfzehnjährigen Knaben, auf einen 
aufladen, aus ihrer Behaufung, welche genug Räumlichte 
worin B vor ber Kälte einigermaßen gejhügt, aufer ih 
zimmer untergebracht werben Tonnte, weg, unb unter 
Streuhütte im Drte bringen ließ, was ber Knabe C fogfeic 
ber ben B in bie offene Streu unter einem Dachvorſprunge 
des G legte, ohne daß ſich A und ihr anweſender Chem 
alten B weiterd belümmerten, welcher in Folge deffen a 
Morgen auf dem erwähnten Streulager, von ber Kä 
tobt gefunden wurde. Auf diefe That treffen die Bebir 
im 8. 335 des St. ©. B. bezeichneten Bergehens gegen 
beit des Lebens genau zu.“ 
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Nr. 693. 


ver Meldungsvorfchriften von Seite des 
Nichtvorlage des Fremdenbuches an den 
ftand in Folge der Difpens desſelben. 


. d. 21. Auguſt 1855, 3. 8257. (2. ©. Köriggrüt 
ve ©. En 74 A @ u 


r Uebertretung nach $. 320, lit. c, ſchuldig erkannt 
leitsbeſchwerde verworfen: „Beſchwerdeführer, wel⸗ 
rbergung von Fremden berechtigter Gaſtwirth iſt, 
urch, daß er das Frembenbud dem Gemeinderathe 
t vorzulegen unterließ, fi) ber im $. 320 bes 
euteten Uebertretung gegen bie öffentlichen Anftalten 
nicht ſchuldig gemacht habe, da äuferft felten 
— ferners weil er von dem Gemeinderathe von ber 
enbuche® befreit wurbe, wozu bem Gemeinverathe aller- 
fand, da nad) ven 88. 119 und 134 des Gemeinde- 
rabung der Fremdenpolizei dem Gemeinderathe zu- 
her Nichtigleitsgrund lann aber nicht als vorhan- 
eben, beun mit ber Gtatthaltereiverorbnung vom 
3. 3212, wurde verfügt, daß jeder Gaflwirth ein 
enen Art gehörig ausgefülltes Fremidenbuch läng- 
des lommenden Tages dem Gemeinbevorflande wor- 
> daß von biefer Verpflichtung nur bie politifche 
Ipenficen Tann. Wenn nun aud nad den von 
rer citirten Paragrafen des Gemeinvegefeges dem 
Handhabung der Ortöpolizei zufteht, fo war ben- 
cath nicht befugt, den A von ber Vorlage des Frem- 
nfiren, ſondern es lag dem Befchwerbeführer A ob, 
der politifchen Bezirksbehörde einzuholen, — welche 
chtigt erfcheint. Nachdem A nun zugefteht, das 
Gemeinbevorftande zur Einſicht nicht vorgelegt zu 
‚ eine Difpens von diefer Verpflichtung von Seite 
nicht nadweift, fo wurde von dem Freisgerichte 
htig der $. 320, Abf. c des St. ©. B. ange 
} die unterlaffene Vorlage des Fremdenbuches bie 
lung der Fremden unterblieben ift.“ 
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Nr. 694. 
Raub ⸗Verſuch. 
. dv. 21. 3. . DR 6. ) 8.3. 
Beft. Entf. v. 21. Anguft Er Pe 6 ©. Venedig) ©. 3 


Die A verband ſich mit C, D und E, um bie greife, im Bette 
befindliche B zu berauben. A hatte den Zugang in das Zimmer zu 
ermöglichen, C an der Eingangöthär zu verbleiben, D und E bie B 
mit Striden zu binden, und fohin bie Baarſchaft zu fih zu nehmen. 
Diefem Plane entfprehend gelangten auch D und E in das Zim- 
mer, wo bie B fi) befand, beide traten an das Bett heran und D 
überreihte ber B ein als Brief zufammengelegtes Blatt Papier, 
welches ihre Aufmerkfamfeit in Anfprud nehmen folte. In dieſem 
Augenblide trat bie Polizeiwache, welche durch B von dem Raub» 
anfalle unterrichtet worben war, aus dem Nebenzimmer heraus und 
arretirte ben D, C und bie A. C Hatte in feiner Rocktaſche Stride 
bei fi. — Die erfte Inftanz verfegte A, C und D wegen verfud- 
ten Diebſtahls, die zweite Inftanz wegen verfuhten Raubes in den 
Anklageftand. — Der oberfte Gerichtshof beftätigte letzteren Beſchluß, 
„in Erwägung, daß durch die gemachten Erhebungen bie Verabredung 
zur Berübung eines Raubes außer Zweifel geftellt ift und daß hier- 
von abgefehen, bie Umftänbe, welche die That begleiteten, für fi) allein 
ſchon gegen bie Angeflagten bie rechtliche Inzicht eines nicht auf Dieb- 
ſtahl, fondern auf Raub gerichteten Anſchlages begründet haben wilrben ; 
in Erwägung, daß CO und D folcher Handlungen beſchuldigt find, 
die zur Vollbringung des von ihnen mit ber A verabrebeten Raubes 
führen mußten, und daß fie an der Vollendung nur durch Unver- 
mögenheit verhindert wurben, indem im Augenblide, als fie bie That 
auszuführen im Begriffe fanden, ihre Verhaftung erfolgte; — in 
Erwägung, baß, weil es zu einer Bedrohung der B no nicht ge= 
kommen war, bie Handlungsweiſe der Beſchuldigten zwar nicht das 
im 8. 190 des St. ©. B. vorgefehene vollendete Verbredien des 
Raubes, immerhin aber Einen nad 8. 8 des St. ©. B. ſtrafbaren 
Verſuch diefes Verbrechens begründet." 


Nr. 695. 
Betrug: Dolus subsequens? 


Caſſit. Entf. v. 21. Auguſt 1855, 3. 8303. (r. ©. Olmütz) ©. 3. 
aiſt. Eat ar ee | —W 
Das Kreisgericht Hat als erwieſen angenommen, daß in ben 
erſten Tagen des Monats Juli 1850 zwiſchen B als Verkäufer, und 
A al Käufer ber mündliche Kaufvertrag über die Mühle Nr. 22 
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und das Hänfel Nr. 21 in Littau, wobei der Kaufpreis auf 
26,000 fl. &.-M. ausbrürktich feftgefegt, und gleich ein An- 
geld von 400 fl, C.-M. erlegt wurde, förmlich abgefehlofien, und 
die Giftigfeit dieſes Kaufe, reſp. Verkaufsgeſchäftes von ber 
Ausfertigung eines ſchriftlichen Contractes nicht abhängig gemacht 
wurde; baf ferner, als einige Tage nach Abſchluß des Kaufes über 
dieſes Geſchäft ein fehriftlicher Vertrag verfaßt, und von ven Pacis- 
centen gefertiget wurbe, A ben B um feine hierbei betheiligten Kin- 
ber unter dem Vorwande an Stämpel und an geilen zu erfparen, 
dann durch die Berfiherung freundſchaftlicher Ge innungen, und baß 
er felbe duraus nicht; en en vermochte, daß 
in dem Kaufcontracte ber Kaufpreis für die oberwähnten Realitäten 
bloß mit 22,000 fl. &.-M. angefegt wurbe, wobei fid) jedoch A aus- 
drücklich verpflichtete, den Neft des Kaufpreifes per 4000 fl. E.-M., 
welcher für ben fogenannten Beilaß gelten fol, no vor Nebernahme 
der Mühle an die Verkäufer zu bezahlen, ober aber, falls er biefes 
nidt im Stande fein follte, hierüber einen Schuldſchein auszuftellen, 
und biefen auf fein fehulvenfreies Haus in Olmüt intabuliren zu laſ⸗ 
fen, und wobei ferner ausdrüdlich bevungen wurde, der Kaufcontract 
über die Mühle fammt Zugehör werde dem A erft dann ausgehän- 
bigt, wenn er ben in denſelben nicht einbezogenen Kaufſchilling per 
4000 fl. C.⸗M. baar bezahlt, oder über dieſe Summe einen Schulo- 
ſchein ansgeftellt haben werde; daß weiterd nad dem am 11. Yuli 
1850 erfolgten Tode des B, A an beflen Erben 3540 fl. E.-M. 
wirklich gezahlt habe, worauf ihm dann auch, da biefe Erben gar 
nicht zweifelten, A werde feiner Berfiherung nad ebenfo pünktlich 
den Reft pr. 460 fl. E.-M. zahlen, ver Kaufcontract über die Mühle, 
ohne daß von ihm über die Reſtſchuld von 460 fl. eine Obligation 
gefordert wurde, verabfolgt ward; daß enblih A ven Reſt ber 
4000 fl. C.⸗M. nicht bloß nicht zahlte, fondern von dem Beftehen 
dieſer Schuld gar nicht8 willen wollte, und die Zahlungen pr. 3540 fl. 
auf Abſchlag ber im ſchriftlichen Kaufcontracte vom 8. Juli 1850 
bedungenen Kaufſchillingeſumme von 22,000 fl. geleiftet zu Haben 
behauptete: Das Kreisgericht nimmt endlich als erwiefen an, daß A 
gleich beim Beginn des von ihm mit B gefchloffenen Kaufes biefen 
und beflen Erben durch obermähnte Berfiherungen vorfäglic in Irr- 
thum geführt habe, um fi unrechtmäßigen Gewinn, nämlich die 
4000 fl. &.-M. zuzueignen, und fi aud wirklich durch biefe liftigen 
Borfpieglungen gemeinſchaftlich mit feiner hierbei ohne böfen Borfag 
handelnden Ehegattin 460 fl., fomit für feine Berfon 230 fl. C.-M. 
zum Nachtheile ber B'ſchen Erben zugewenbet habe. Diefe Thathand- 
Tung enthält alle im $. 197 und 200 bes ©t. ©. B. aufgeftellten 
Kriterien des Verbrechens des Betruges, indem fie fi als die unter 
liſtigen Vorſtellungen unternommene Herauslodung eines auf einen 
minderen als den bebungenen Kaufſchillingsbetrag lautenden Ber- 
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tages Genau fellt, A bie ee um Fin KR biefes L J 
Kaufſchillings Schaden leiden follen...... Es find nun zwar alle zum £ der fi F 
objectiven Thatbeſtande des Betruges gehörigen obangeſührten Umftände 4 


rechtlich ertwiefen. Nicht das Gleiche läßt ſich aber von dem fubjectiven de * — 
Erforderniſſe des böſen Vorſatzes ſchon zur Zeit ver Ausfertigung des 
ſchriftlichen Vertrages, oder mindeſtens zur Zeit ſeiner Ausfolgung 
an ben Käufer behaupten. Sprechen auch gewichtige Gründe dafür, 
.. fo ift es dod) immer möglich, daß A erft fpäter, erft nach Ueber- 
tommung bes Kaufvertrages den böfen Vorſatz fahte, das Vertranen 
der B'ſchen Erben zu mißbrauchen, und die von B auf feinen Vor— 
ſchlag in dem ſchriftlichen Kaufcontracte zur Beeinträchtigung des 
Stantsgefälles zugelaffene Herabfegung des Kaufſchillings widerrecht- 
licherweiſe zu benügen, um beflen Erben um einen Theil des be— 
dungenen Kauſſchillings zu bringen. Nachdem nun das Vorhanden- 
fein dieſes böſen Borfages ſchon bei der Ausfertigung des Vertra⸗ 
ges ein weſentliches Kriterium des Verbrechens des Betruges ift, der 
Beweis desſelben aber ebenfo wenig vorliegt, als der biekfällige 
Verdacht entkräftet ift, fo muß A von der Anlage (ver Strafproceh- 
ordnung wegen Unzulänglijkeit der Beweismittel freigeſprochen werden.“ 





- Nr. 696. 
Unzuläffigfeit der Compenfation gegenfeitiger Be- 
ſchimpfungen. 
Bern. C. d. Eutſc. ». 4. Gent, 1855, 9,8352, (Rt. ©. Jolan) G. 3. 
1855, Nr. 1: 


„Nach 8. 496 des St. ©. B. wird die Strafbarkeit einer 
Ehrenbeleibigung dadurch nicht aufgehoben, daß von Geite des Be- 
leidigten eine ähnliche Beleidigung vorangegangen und an ihm aud 
beftraft worben ift, fo daß die ©egenfeitigfeit der Beleidigung eine 
Erlöfhung der Strafbarkeit nicht begründet." 


Nr. 697. 
Diebftahl: an in der Wohnung der Familie des Ent 
weuders befindlichem fremdem Eigenthume? 
Bet. Eatſh. v. 5. Seht. 1856, 3,8915. (D. 8. ©. Zari) G. 3. 1556, 


B gab ihrer Schwefter O Garn im Werthe von 26 fl., um 
daraus Leinwand zu machen, Als die Leinwand fertig, und noch im 
Hanfe ber C war, entwendete fie A, Sohn der C, welder mit 
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feinen Eltern in gemeinſchaftlicher Haushaltung lebte. — Bei ver 
Schlußverhandlung wider A Fam bie entſcheidende Frage zur Sprache, 
ob hierin ein Hausdiebſtahl vorliege oder nicht. Die erſte Inſtanz 
bejahte, das Obergericht verneinte fie. Der oberfte Gerichtshof 
beftätigte ben obergerichtlichen Ausſpruch „in Erwägung, daß ber 
Begriff des Hausdiebſtahls im Sinne des $. 463 des St. ©. B. 
auf Sachen, die ber Familie des Diebes ober ihrem Oberhaupte 
zu Eigen gehören, einzuſchränken ift und fremdes, wenn gleich) in der 
Wohnung ber Familie des Entwenders befinbliches Eigenthum aus- 
ſchließt; in Erwägung, daß bie geftohlene Leinwand Eigenthum einer 
britten Perfon war, worüber das Familienhaupt durchaus Fein Ber- 
fügungsrecht Hatte, in Erwägung endlich, daß der Angellagte ſelbſt 
nicht behauptete, bie entwenbete Sache für ein Eigenthum feines Ba- 
ters gehalten zu haben. 


Nr. 698. 
Nachmachung Öffentlicher Creditspapiere? 
Be. Entſch v. 12. Eeht. 1855, 3,8962. (D.2.0. Bien) ©. 3. 16, 


In dem Nr. 666 diefer Sammlung dargeftellten Falle tau— 
teten bie von einander abweichenden Urtheile der Untergerichte fowie 
deren Anuklagebeſchlüſſe, nämlich das Urtheil der erſten Iuftanz auf 
Verbrechen der verfuhten, — das Urtheil zweiter Inftanz auf Ber- 
brechen ber vollbrachten Nachmachung öffentliher Ereditspapiere. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte wider die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz mit Bezugnahme auf die Motive feiner früheren Entfchei- 
dung vom 8. Mai 1855, 3. 4166 (Mr. 666 dieſer Sammlung). 


Nr. 699. 

Erftottung als Bedingung der Verjährung einer Körper 
verletzung. 

Caſſit. Eutſch. v. 12. Sept. 2 1 Mr. ©. Königgräh.) ©. 3. 


„Amwirb gemeinſchaftlich mit feinem BruberC beſchuldigt, am 14. No» 

“ venber 1851 im Wirthshauſe den B im Raufhandel verlegt, fohin 
aber auch mündlich bejhimpft zu haben. Nach Ausweis bes ber 
Anzeige beiliegenben ärztlichen Zeugniffes find bie bießfälligen Ber- 
letzungen leicht und werben bald heilen, ohne eine üble Folge nad 
ſich zurüchzulaſſen. Weber die erft im Auguft 1853 begonnene Bor« 
unterſuchung, noch bie Hauptverhanblung vom 20. November 1854 
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enthält den Nachweis irgend eines dem Mißhandelten zugegangenen 
Schadens; es iſt daher zur Verjährung der Üebertretung des 8. 431 
des St. ©. B. das Erforderniß des $. 531 sub b des St. ©. B., 
welches bei ver Uebertretung des 8. 496 des St. ©. B. gleichfalls 
entfält, nicht nothwendig. Da nun von dem Zeitpunfte der Bere 
übung biefer Uebertretungen bis dahin, wo ber Angellagte in Unter- 
ſuchung gezogen wurbe, der längfte gefetliche Zeitraum zur Verjährung 
verftrichen ift, und auch Feine der Bedingungen des $. 531 S. 6.8. 
a—c mangelt, fo ift bezüglich; beider Webertretungen bie Verjährung 
eingetreten, und ber Angeflagte muß, obwohl der von dem Kreis— 
gerihte als wahr angenommene Sachverhalt alle Kriterien der in 
den 88. 431 und 496 des St. ©. B. bezeichneten Uebertretungen 
enthält, freigefprogen, und fomit das Appellurtheil, durch welches 
deſſen Berurtheilung mit Verlegung des Gefeges erfolgte, aufge: 
hoben werben.“ 


Nr. 700. 


Beleidigung eines öffentlichen Beamten. Berechtigung 
des Widerftandes. BVerfolgungsrecht des Forſt⸗ 
perſonales. 

Berw. C. 5. Eutſch. v. 25. 1:3 1056, B, Ser. R. 6. Tabor) ©. 3. 


Die Angeflagten wurden nad $. 312 des St. ©. B. ver 
urtheilt, weil fie fih mit dem Walbjäger herumbalgten, welcher ihnen 
zum Beweiſe ihrer Betretung beim Fahren über eine eingehegte junge 
Waldftrede eine Kette als Pfand abnehmen wollte. Bei Verwerfung 
der Nichtigkeitsbeſchwerde erklärte der oberfte Gerichtshof: „ES än- 
dert nichts an der Sache, daß bie Angeflagten ven Graben, worliber 
zu fahren verboten war, ſchon überfahren hatten, denn da fie eben 
duch dieſes Fahren ein Verbot übertreten hatten, fo war ber zur 
Handhabung ver Forſtpolizei aufgeftellte Heger auch berechtigt, ein 
in der Beſchädigung des Forſtes betretenes Individuum felbft außer- 
halb vesfelben zu verfolgen und anzuhalten. Ebenfo wenig kann es 
die Beſchwerdeführer fhügen, daß fie das Pfänden ver Fette für 
ungefeglih Hielten, weil es ven Parteien nicht zufommt, mit den Or- 
ganen der Erecutivgewalt über ihr Befugniß zu ihrem Einſchreiten 
zu vechten, fondern fie, den Fall der Nothwehr ausgenommen, unbe 
Dingt Folge zu leiften haben, vorbehaltlich der Beſchwerde an bie 
vorgefegte Behörbe." 


Strafrechtliche Entfgeidungen. 3 
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Nr. 701. 


itlicher Beamten: Vorwurf pflichtwi⸗ 
drigen Betragens. 
ꝛept. 1858, 3.5970. (Br. ©. Filet) ©. 2.1886, 


bt hat als erwiefen angenommen, daß A, ale 
und P in bem Gafthaufe nad) bereits ver- 
erſchienen und den Wirth aufforberten, feine 
ich in einem brutalen und unanftändigen Tone 
ensbarnen hier im Wirthshauſe feines Bruders 
fe bereits das Fremdenbuch viſirt haben, das 
fie ſollen lieber gehen und Dieben und Räu— 
als Bürger laſſe ſich nicht abſchaffen, und bie 
ihm nichts zu befehlen.“ Wird nun erwogen, 
ı Gensbarmen damals in einer Dienftverrich- 
daß unter biefen Umftänden der Vorwurf ber 
atur, die Weifung, lieber Dieben und Räubern 
lärung, den Anorbnungen derſelben nicht Folge 
lerdings eine wörtliche Beleivigung gegen die⸗ 
ein ber Vorwurf eines pflichtwidrigen Betragens 
ven lag, daß jene Aeußerung überbieß in einem 
ale vorgebracht wurde, fo miüflen in biefem 
äterien ber Webertretung des $. 312 des 
werben, und das Kreisgericht hat daher, als 
Uebertretung freiſprach, und in. der That nur 
ung vom 20. April 1854, R. ©. Ol. Nr. 96 
3 erfannte, das Geſetz unrichtig ausgelegt, und 
8 ſelbſt im Falle, als die erwähnten Aeußerun - 
Strafjanction des 8. 312 des St. ©. B. ver- 
ı 8. 314 des Si. ©. 3. als ftraffällig er- 


Nr. 702. 
Holz durch den Waldheger: Dieb- 
W oder Veruntrenung ? 
13 get, ie SH 812. (2. ©. Königgräg.) 
n, aus dem ihm zur Auffiht als Heger anver- 


ı Thiergarten vier Kieferflöge ſich zugeeignet 
zerth biefer Mlöge ift mit 31 fl. C.⸗M. recht⸗ 
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lich ſichergeſtellt. Die mwahrfheinlih aus feinem Dienftverhältniffe 
als Waldheger Hergeholte Behauptung, daß ihm bie Zueignung biefer 
vier Holzfldge nur als Veruntreuung zuzurechnen fei, entfällt bei ver 
Erwägung, daß dem A wohl die Auffiht über den Wald übertragen, 
und bas Klafterholz zum Verkaufe an Parteien anvertraut war, nicht 
aber ein ähnliches Anvertrauen bei bem Ban- und Gerätheholze, 
wozu auch bie Klötze gehören, flattfand, über meld, letzteres er ohne 
forftämtlihe Anmweifung nicht verfügen durfte, da er es nur fo wie 
dad noch am Stamme ftehende Holz zu überwachen hatte. Es fehlen 
fomit bie Kriterien des Anvertrauens im Sinne des $. 181 bes 
St. ©. B., die That wurde vielmehr ganz richtig als Diebftahl 
bezeichnet." 


Nr. 708. 
Raufhandel, der Leine Verlegung zur Folge hatte; Uns 
zufäffigfeit der Anwendung des 8. 431 St. G. B. 
Bern. €. 5. Entfh. v. 10. Det um 3,0003. Ar. 6. Gifäin) 6.3. 


A und O wurden von ber Uebertretung des 8. 431 bes 
St. ©. 2. freigefprochen, die Unterfuhung gegen felbe wegen poli- 
zeilichen Raufhandels zur politifchen Amtshandlung abgetreten und 
die Nichtigkeitöbefchwerde der Staatsanwaltſchaft verworfen: 

„Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltihaft.. . . fucht 
umftändlic barzuthun, daß, wenn bie beiden ‚Angeffagten auch nad) 
ven factifchen Annahmen des Kreisgerichtes nach 8. 411 de8 St. ©. 2. 
nicht ftraffällig zu erkennen waren, fie jedenfalls nad 8. 431 des 
St. ©. B. zu verurtheilen gewefen feien, baher bei der Annahme, 
daß fih A und C auf bem Wege aus dem Wirthshauſe nach Haufe 
gebalgt, und daß fie fi, nachdem fie ſich früher mit Schimpfworten 
belegt hatten, geſchlagen haben, wie auch, daß A gleichfalls den C 
flug, welder wäͤhrenddem fiel, daß jedoch am feinem Körper keine 
ſichtlichen Merkmale der erlittenen Berlegungen wahrzunehmen waren, 
daher bie Exforberniffe des 8. 411 bes St. ©. B. nicht eintreten, 
das Kreisgericht durch die Strafloserflärung dieſes Actes nad dem 
Steafgefeßbuche vom Yahre 1852 und durch bie Abtretung der Un- 
terfuchung zur pelitifhen Amtshandlung das Geſetz verlett habe. 

Allein daß ein Raufhandel zwiſchen den genannten Perjonen 
flattfand, der nad; ber Hier maßgebenden Annahme bes Kreis— 
gerichtes bei O feine fihtbaren Merkmale und Folgen nad) ſich 309, 
ftellt felbft die Staatsanwaltſchaft nicht in Abrede; die Beſtrafung 
dieſer Gefegübertvetung normirt, mit Ausnahme ber Fälle, wo fie in 
eine ſchwerer verpönte Handlung überging (88. 152 und 153 des 
St. ©. B.), wenn fie mwenigftens ſichtbare Merkmale und Folgen 

31* 
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308, ber 8. 411 des St. ©. B.; alle geringeren Fälle 

fhändeln verfallen ver Amtswirkſamleit ber politifhen Be- 
id es geht nicht an, die im zehnten Hauptftüde bes Straf» 
und zwar im $. 411 ausdrüdlich angeführte Uebertretung 
rlichen Beſchädigung im Raufpandel, werm fie ſich hier nicht 
läßt, nach dem 8. 431, welder nur die im Gefege nicht aufs 
Uebertrefungen, wodurch die Förperliche Sicherheit verlegt 
ann, behanbelt, ftraffällig zu erklären,“ 


Nr. 704. 


zung zur Unzucht: Dienftmäbchen ber Aufficht 
des Dienftherrn anvertraut? 
ntfg. v. 10. Det. 1889, 3,.10129. ©. 8. ©. Bien) 6: 
1864, Fer. 70. 


gen A wurde bie Anklage wegen Verbrechens der Noth- 
angen an feinem fechzehnjährigen Kindsmädchen, erhoben. 

e erfte Iuftanz ſprach ihm won diefer Anlage wegen Un- 
feit der Beweismittel frei, verurtheilte ihn aber wegen Ber» 
er Verführung zur Unzucht nad} 88. 132 und 133 des St. G. B. 
tlandesgericht erkannle dagegen auf das Verbrechen ber Noth- 
r oberſte Gerichtshof änderte beide Urtheile dahin ab, daß A von 
brechen wegen Unzulänglicfeit der Beweiſe freigeſprochen 
18 das Verbrechen der Verführung zur Unzucht, im Sinne 
32 bes St. ©. B., kann dem Angeflagten die That nicht 
t werben, weil das Mädchen von Niemanden feiner Auf 
Erziehung, oder feinem Unterrichte anvertraut war, fondern 
in feinen Dienft getreten, und zu ihm, wie eine Dienft- 
jerhaupt, nur im gewöhnlichen Dienftverhältnifie geftan- 


Nr. 705. 
jtigte Einhebung von Gebühren: Mifbraud der 
Amisgewalt oder Betrug? 
16. v. 10. Det. 18, 3,1020. @- 8. 6. Beaig) 6. 3. 


Steueramtöbiener, hatte in biefer Eigenſchaft Anıtserläffe 
en zuzuftellen. Bon vielen verfelben nahm er Beträge für 
npfang, melde er entweber ausbrüdlich als gefegliche Taxen 
ober welche als ſolche ohne vorausgegangene Aufforderung 
irden. — Die erfte und zweite Inflanz verurtheilte den A 
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nach 8. 101 des St. ©. B. wegen Verbrechens bes Mißbrauches ber 
Amtsgewalt, ver oberſte Gerichishof jedoch wegen Betruges. „Denn 
A würde fi allerdings eines verbrecheriſchen Mißbrauches feines 
Amtes ſchuldig gemacht haben, wenn er, um bie Entrichtung ungefeg- 
licher Gebühren zu erzwingen, die Zuftellungen verzögert ober ver- 
weigert, ober wenn er allenfalls nad orbnungsmäßig beforgter Zur 
ftellung zur Einbringung ungefegliher Gebühren fi ver ihm zu- 
ſtehenden Executivgewalt bedient hätte. Allein ein ſolcher Mißbrauch 
fälit ihm nicht zur Laſt. Er hat vielmehr die ihm obliegende Amts- 
hanblung felbft jederzeit dem Geſetze gemäß vollzogen. Dagegen er- 
laubte ſich A, die Parteien, um ihnen an ihrem Eigenthume Schaden 
zuzufügen, durch bie Behauptung, daß ihm Zuftellungstaren gebühr- 
ten, in Irrthum zu führen ober ben in biefer Richtung bei ihnen 


bereits beftehenden Irrthum zu benützen.“ ⸗ * 38, 72 vi 


Nr. 706. 
Gewaltthätigkeit gegen obrigkeitliche Berfonen: Gemeinde- 
vorfteher. Senſe als Waffe. 
Berw. €. H. Eutſch. v. 17. Oct. 1855, 3. 10232. (Rt. ©. Chrudim.) ©. 3. 
d un ea Gin) 6.3 
Awurde nad} 8. 81 de8 St. ©. B. verurtheilt, weil er den Bür- 
germeifter bebrohte, al8 diefer ihm das Abmähen des Graſes auf einem 
zwifhen A und B fireitigen Grundes unterfagte. Die Nichtigkeits- 
beſchwerde, in welcher A anführte, daß der Bürgermeifter zu ben 
Einſchreiten nicht berechtigt gewefen fei, wurde zurüdgemiefen: 
m = +. » Der Öemeinbevorfteher ift eine der im $. 68 des Si. ©. 2. 
genannten Perfonen und als folder nicht mur berechtigt, fondern auch 
verpflichtet, innerhalb feiner Gemeinde Ruhe und Orbnung aufrecht 
zu erhalten und alle Störungen zu befeitigen. Dur; bie von A 
gegen ein gerichtliches Erkenniniß begangene Eigenmächtigkeit ift die 
Ordnung geftört worben, B hat, indem er dem A das eigenmädhtige 
Abmähen bis auf weitere behördliche Entſcheidung unterfagte, in fei- 
nem Amte und feiner Pflicht gemäß gehandelt. Der von A diefem 
Auftrage entgegengefeßgte, init einer gefährlichen Drohung verbundene 
Wiberftand begründet daher... . . das im 8. 81 des ©t. ©. 8. 
bezeichnete Verbrechen ver Öffentlichen Gewaltthätigkeit, ſtrafbar nach 
8. 82 des ©. G. B. ... da bie Senfe einer Waffe gleich zu 
achten ift." 


Rr. 707. 
Beleidigung öffentlicher Beamten: Gemeindeausſchuß⸗ 
verfammlung. 


€. 9. Extid. v. v . 8 19. (Kr. G. Filet) ©. 3. 


Der oberſte Gerichtshof verwarf die Nichtigleitsbeſchwerde des 
Mebertretung des 8. 312 bes St. ©. B. ſchuldig erfannten A, 
eil das Eindringen in ben berathenbden Bürgeransjhuß, und bie 
in gemachte befhimpfende Aeußerung jebenfalld eine Beleidigung 
en biefe Gemeindebehörbe, von welcher bie getabelte Berfügung 
'gegangen war, enthielt, welde, da ber Bürgerausſchuß unter die 
8. 68 bes St. ©. B. genannten Perfonen gehört und in Aus- 
ng feines Amtes begriffen war, nach $. 312 des St. ©. B. zu 
rafen Tommt.“ 


Rr. 708. 


randlegung: Berüdfichtigung des Milverungsumftan« 
des der vernachläffigten Erziehung? 


ind. . 9. 23. Det. 1855, 3. 1 2.6. ) G. 3. 
ind. Eutſch. v. Dt a O6 Bien) 3 


A wurde wegen Verbrechens der Branblegung verurtheilt; bie 
den erften Imftanzen wenbeten ben Straflag bes 8. 167 c bes 
. G. 8. an, weil durch das Feuer 29 Gebäude und 13 Schen- 
ı in Afche gelegt wurden. — Der oberfte Gerichtshof, welcher bie 
heile beftätigte, erhöhte die won der zweiten Inſtanz ausgemef- 
e Strafe „in der Erwägung, . . . . daß ber obergerichtlich an⸗ 
iommene Milderungsgrund der vernadjläfligten Erziehung bei einem 
ebrechen, deſſen Strafbarfeit Jedermann einleuchten und deſſen Ge- 
rlichkeit mit feinen unabfehbaren ſchrecllichen Folgen auch dem rohe- 
ı Menfchen Har werben muß, keine beſondere Rüdficht verbient.“ 
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Rr. 709. 


Schwere körperliche Beihäbigung: Daner der Gefund- 
heitsftörung, beredjnet nach der Dauer der ärztlichen 
Behandlung. 

Berw. €. 9. Entf. v. 6. nn, 3,3070. E 6. Brlmn) @.3. 


Bei Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde des wegen Berbre- 
chens ber ſchweren Körperlichen Beſchädigung verurtheilten A erflärte 
der oberfte Gerichtshof: „... Der beſchädigte B hat bei der Haupt- 
verhandlung beſchworen, daß er durch 5 Woden, fohin durch 35 
Tage in ärztlicher Behandlung geftanden fei, und es Tann wohl 
feinem Zweifel unterliegen, daß, jo lange Jemand genöthigt ift, ſich 
einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, eine Gefunbheitsftörung 
vorhanden fei. Diefer Umftand ift für erwiefen zu halten, und hier— 
durch bie Anwenbung bes Straffages des 8. 155 bes St. ©. 8. 
um fo mehr gerechtfertiget, als das Schlagen mit einer Steine auf 
ben Kopf eines Menſchen an fi ſchon eine Handlung ift, womit 
gemeiniglid) Lebensgefahr verbunden ift, was aud, wie erwähnt, von 
den Yerzten anerfannt worben.“ 


Rr. 710. 

Abfchneiden der Stränge am Suhemerte zur Verbin 
derung der Fahrt: Boshafte Sachbeſchädigung. 
Bern. €. 5. Entfg.v. 20.Run, 1985, 3, 10777. (Ar. ©. Bei) 6. 3. 
1855, Nr. 156. 


A wurde ber Uebertretung ber boshaften Beſchädigung frem- 
den Eigenthums ſchuldig erkannt und feine Nichligkeitsbeſchwerde 
verworfen. A ſtellt die Anſchuldigung der B, daß er, als ſie von 
ihrem Felde Steine wegfüßrte, und weil A ben ordentlichen Feldweg 
mit Steinen und Dornen verſchlichtet hatte, einige Schritte neben 
der Berfchränfung über beflen Feld fuhr, mit einem Meffer die vier 
Stränge der angefpannten zwei Ochſen abgeſchnitten habe, nicht in 
Abrede, er glaubt nur, baß darin feine fträflihe Handlung Liege, 
weil er dadurch nur das unrechtmäßige Fahren über fein Feld Hin- 
bern mollte, was eine erlaubte Handlung fei ($. 344 des a. b. 
St. ©. B.), jedenfalls aber liege hierin keine Bosheit. Es be 
darf aber mit Müdfiht auf ven 8. 468 des St. ©. B. feiner 
weitläufigen Begründung, um in dieſer Beſchädigung fremden Cigen« 
thums auch das Krilerium der Bosheit herauszufinden. Der 
Beſchwerdeführer, welder ans Anlaß ver Verweigerung bes obigen 
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ſchon wegen bes Verbrechens des Betruges durd Weg. 
er Markungen in Unterfuhung gezogen und beftraft 
ſohin, weil er die B, als diefe wegen einer ähnlichen 
bes Weges mit Steinen biefe wegräumen wollte, miß- 
:e, nad) 8. 412 des St. ©. B. abgeftraft ward, hat offenbar 
Weife, um eigenmädhtig der B das Fahren auf biefem 
tleiden, nachdem er felben wieder wermadt hatte, und 
eſes nicht zu dem erwünſchten Zwede führe, da bie B 
inen anftoßenden Ader fuhr, die Stränge an ihrem Fahr- 
titten, un ift hiernach ganz bem Gefege entſprechend ber 
n des $. 468 des St. ©. B. verfallen.“ 


Nr. 7U. > 


ete Erida als fortgefetstes Vergehen: Unzu— 

der Behandlung einer Mehrheit von das 

begrünbenden Umftänden als Wieberholung 
deſſelben. 

v. 20. Nov. = — und 11272. (D.2. ©. Brian) 


Schafwollwaarenerzeuger A wurde megen Vergehens ber 
Crida nach 8. 486 des St. ©. B. verurtheilt. Die 
ınz beftätigte dieſes Urtheil, obwohl nicht nachgewieſen 
ıte, daß dem A feine Zahlungsunvermögenheit vor dem 
Toncurseröffuung befannt war, weil ber Thatbeftand des 
3 &t. ©. B. ſchon dann vorhanden ift, wenn ein in 
tfallener Schuldner nicht ausweiſen Tann, daß er nur 
idsfälle und unverſchuldet in die Unmöglichkeit gerathen 
Häubiger zu befriedigen. Der oberfle Gerichtshof verwarf 
eitsbeſchwerde, und erfannte bezüglich der Strafbemeflung, 
gleich noch nicht volltommen fichergeftellt werden Tonnte, 
aden bie einzelnen Gäubiger erleiden wären, indem eine 
des Concursvermögens noch nicht flattgefunden hatte, 
der eigenen Angabe des Cridatars, daß fi fein Deficit 
fl. 3 &. C.-M. belaufe, der Schabe der Gläubiger als 
hen werben müffe, weßhalb aud ber im $. 236 sub d 
BD. bezeichnete Erfhwerungsumftand vorhanden fei. Da- 
: ber vom Gerichte erfter Inftanz angenommene Erſchwe⸗ 
id bes $. 263 b bes St. ©. B. dem Angebllagten 
aſt gelegt werben, weil barin, daß er feinen Ausweis 
chulbete Unglücksfälle geliefert, und bag er einem Gläubi- 
md verſchafft hat, Teine Wieberholung desſelben Verge⸗ 
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Rr. 712. 


Ideale Eoncurrenz von Notbzucht und Blutſchande. 
Beh. Entfß. v. 20. Nov. 1083, 3, 11876. (0.2. ©. rief) 6.9. 1800, 


B hatte feine Tochter genothzüchtigt. Die erfte Inftanz fegte 
ihn fowohl wegen Nothzucht als auch wegen Blutſchande in Anklage 
fand. Die zweite Inflanz änderte in Erwägung, daß es ſich nur 
um Eine That handelt umd daß baher bie Anklage nur das ſchwerere 
Verbrechen berüdfitigen kann, das erſtrichterliche Erkenntniß ab, 
und gab nur der Anklage auf Nothzucht ſtatt. Auf die von der 
Staatsanwaltſchaft, welche bie Zuläſſigkeit der idealen Concurrenz 
behauptete, ergriffene Berufung beftätigte ber oberſte Gerichtshof 
den erftrichterfihen Beihluß, ..... - - „in Erwägung, daß 
wenn auch bei bem Zufammentreffen mehrerer Verbrechen 8. 34 
des St. ©. B. die Beftrafung nad) jenem, auf weldes bie ſchärfere 
Strafe gefett ift (d. i. im vorliegenden Falle das Verbrechen ber 
Nothzucht), zu erfolgen hat, dennoch bieß mit Bedacht auf die übri- 
gen Verbrechen zu gefchehen hat, welche ber 8.44 des St. G. B. als beſon⸗ 
bere Erfchwerungsgrünbe bezeichnet; in Erwägung, daß e8 nicht unbedingt 
richtig ift, dag ein und basfelbe Factum als verfdiedene Verbrechen 
nicht angerechnet werben könne, was insbeſondere dort ſich zeigt, wo 
in bem Mittel, um das als Zwed angeftvebte Verbrechen zu voll- 
bringen, ein ſelbſtſtändiges Verbrechen liegt, wobei es gleichgiltig ift, 
ob das vermittelnbe ober das eigentlich bezwedte Verbrechen als das 
ſchwerere erfceint ; in Erwägung, daß eben deßhalb, gleichwie der⸗ 
jenige, welder in ber erreichten Abficht zu töbten, Brand angelegt 
hat, des Verbrechens des Mordes und ber Branblegung anzuflagen 
fein würde, ber unnatürliche Vater, welcher, um feine Luſt mit ber 
eigenen Tochter zu befriebigen, worin nad $. 131 bes ©t. ©. 2. 
allein ſchon ein Verbrechen liegt, gegen felbe auf eine Weife vorgeht, 
welche an und für fih, umb gegen jebe britte Perfon angemenbet, 
das Verbrechen ber Nothzucht 8. 126 und 127 des St. ©. B. 
begründet, mit Recht der Blutfhande und der Nothzucht beſchuldigt 
wird .... 
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Re. 713. 
Ehrenbeleidigung: Eingabe bei einer Behörde. 
Berw. €. 9. Eutſch. va! on, AT. (Mr. 6. Drmih.) 


Der wegen Ehrenbeleibigung verurtheilte A brachte in ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde vor, bag zum Begriffe einer Ehrenbeleibigung 
eine öffentliche Mitteilung an andere Perfonen gehöre, während er 
nur unter bem Siegel des Amtsgeheimniffes eine Anzeige gemacht 
babe. Der oberfte Gerichtshof verwarf die Beſchwerde, „weil bei 
der im 8. 487 des St. ©. B. erwähnten Uebertretung nicht noth« 
wendig ift, baß bie Beſchuldigung öffentlich vorgebracht werde, und 
weil bie erwähnte Anzeige wirklich öffentlich, nämlich bei einer Be— 
hörbe (im Gegenfage von Privaten) geſchah.“ 


Re. 714. 


Berläumbung: Im Eivilprocefje vorgebrachte Beſchul⸗ 
digung des Betruges. 
Ber. €. 9. Entf. v. zn 1a, 3116. @. 6. Troppan) G. 3. 


A hatte feinem Bertreter Dr. H bie Information gegeben, ben 
B, weldjer ihn wegen eines Darlehens won fiebenhundert Gulden be» 
Tangte, eine® Betruges in ber Art zu beſchuldigen, er habe von dem 
ihm ausgeftellten Schuldſcheine Gebraud gemacht, ohne daß ber 
Darlehendvertrag wirklich zu Stande kam, und ohne daß bie Valuta 
zugezählt wurde. Im Folge deſſen kam es zur Unterfuchung gegen 
B, und es hat A bie auf fein Anfiften bereits von feinem Vertreter 
vorgebrachte Beſchuldigung bei feiner gerichtlichen Vernehmung als 
wahr beftätiget, welche Beſchuldigung ſich jedoch als ganz ungegrün- 
det und erbichtet zeigte. Bon ber Unterfuchung wider B wegen Ber 
truges wurde abgelaffen, dagegen A in erfler und zweiter Inſtanz 
wegen Berläumdung verurtheilt. Der oberfte Gerichtshof fand „in 
Erwägung des Umſtandes, daß A ben B, ſtatt fid gegen befien 
Mage auf gefegmäßigem Wege zu vertheibigen, eines Betruges be» 
ſchuldigte, den Thatbeſtand des Verbrechens der Berläumbung nad 
8. 209 des St. ©. B. vollfommen begrünbet und verwarf bie 
Nichtigleitsbeſchwerde. 








| 
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Nr. 715. 


Entlodung von Gaben unter dem Vorwande des 
Sammelns für Dritte: Betrug. 


Ven. Eatſs. v. 4. Der. 189, 3. .11520. ©. 2. ©. Bien.) 6.3. 1856, 


A hat geftändigermaßen, um ſich ſelbſt aus einer Gelpver- 
fegenheit zu veißen, mittelft eines auf ben Geſchlechtsnamen feiner 
Gattin Iautenden Subfcriptionsbegens „für eine durch Cholera und 
Eiſenbahuunfälle verunglüdte Familie“ Almofen im Betrage von mehr 
als 25 fl. gefammelt und für fi verwendet. — Die erfte Inſtanz 
beſchloß die Unterfuhung wegen Mangels des Thatbeftandes einzu 
ftellen, die zweite Inftanz verfügte bie Einleitung der Specialunter- 
ſuchung: „bie im Vermögen ber Srregeführten eingetretene Berän- 
derung fei ein wahrer Schaden, den fie an ihrem Cigenthume erlit- 
ten, obſchon fie fih der gefpendeten Gaben aus bloßer Liberalität 
entäußerten. Die von A gehegte Abſicht, welche er auch erreichte, 
fei daher auf Beſchädigung Anderer im Sinne des 8. 197. des 
St. ©. B. gerichtet geweſen. . .” Der oberfte Gerichtshof be— 
flätigte dieſen Beſchluß des Obergerichtes aus befien Gründen. 





Re. 716. 
Anwendung des Straffates des 8. 179 St. ©. 3. 
Abänd. Entf. v. A. Dec, 2 Pu ©. L. 6. Mailen.) G. 3. 


Segen A war ertwiefen, daß er, bei Verübung des Diebftahls 
betreten, Gewalt angewendet habe, um fih im Beſitze des Ge- 
fiohlenen zu erhalten. — Die erfle Imflanz verurtheilie ihn nach 
8. 179 des St. ©, B. und wendete den Straffatz von fünf bis 
sehn Jahren ſchwerem Kerker an. — Die zweite Juſtanz unterzog, 
da das Berbredien nicht weiter beſchwert war, basfelbe nad) 8. 178 
des St. G. B. dem Straffage von ſechs Monaten bis ein Jahr. — 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte bie Anficht ber erſten Inſtanz in 
Erwägung, „baß die 88. 178 und 179 des St. ©. B., worin die 
abgeftuften Strafen bed Berbrechens des Diebſtahls beſtimmt find, 
fich zu einander wie Regel und Ausnahme verhalten, daß alfo bie 
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im $. 179 des St. ©. B. bezeichneten Fälle des Verbrechens bes 
Diebftahles ausnahmsweife mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn 
Jahren felbft dann zu beftrafen feien, wenn fie außerdem (nämlich 
außer der Gewohnheit des Stehlens u. ſ. w.) aus feinem anderen 
ber in ven 88. 173 — 176 des St. ©. B. aufgeführten Gründe 
ſich zum Verbrechen eignen, wo hingegen fie, nad der Regel des 
8. 178, als einfach qualificirte Diebftähle allerbings nur der Strafe 
von ſechs Monaten 5i8 zu einem Jahr unterliegen. würden.“ 


Nr. 717. 


Bali Ausfage des als Serbächtig und unter Vorent⸗ 
altung der Rechtswohlthat der Befreiung vom Zeugs 
niß Vernommenen. 


Abänd. Eutſch. d. 12. Der. 18,8, —8 ©. 8. G. Mailand) ©. 3. 


Der Fuhrmann A übernahm eine Partie Waare als Fracht- 
gut und veruntrente einen Theil derfelben. Deßhalb angezeigt gab 
ev an, er habe bie Kifte feinem Bruder C übergeben, um fie an ben 
Befimmungsort zu bringen, biefem fei jebod während ber Reife bie 
fehlende Partie Waare aus der Kifte von Unbefannten entwendet 
worden. O wurde vorgelaben, jedoch, ba bie Angaben bes A nicht 
glaubwürbig waren, vom Gerichte als verdächtiger Zeuge vernommen 
und ihm die Rechtswohlthat des $. 113 der St. P. D. nicht ber 
lannt gegeben. C, mit weldem A bie zu machenden Angaben ver» 
abrebet hatte, hieit bie Ausfage feines Bruders aufrecht; erft bei 
einer fpäteren Bernehmung geftand er den wahren Sachverhalt. In 
erfter Inflanz wurbe A nebft der Veruntreuung auch bes Verbrechens 
des Betruges nach den 88. 5 und 199 des St. G. B. mitfhulbig er- 
fannt, © wegen des Verbrechens bes Betruges verurtheilt — bie zweite 
Inſtanz verurtheilte den A wegen Verbrechens des Betruges, ba er 
als Bewerber um ein falſches Zengniß biefes Verbrechens ſchuldig 
und nicht mitſchuldig fei, den C ſprach fie wegen Unzulänglichfeit der 
Beweiſe frei, da er nicht wiſſen konnte, ob er als Bejchulbigter ober 
als Zeuge vernommen werde. — Der oberſte Gerichtshof beftätigte 
rüdſichtlich des C den Schuldſpruch: „ES fei zwar mit Recht vom 
Richter dem C die Wohlthat des $. 113 der St. P. O. vorent- 
halten ımb er als der That verdächtig verhört worben, nachdem fein 
Bruder A die Berantworilichteit für biefelbe von fich abzulehnen 
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und auf ihn zu wãlzen verſucht Hatte. Da jedoch ſchon vorher dieſe 
Art der Vertheidigung von beiden verabredet und von O die Täu- 
ſchung des Richters befchlofien war, fo könne feine demgemäß vor 
Gericht abgelegte falſche Ausfage nicht mehr als ein zur eigenen 
Bertheidigung angewanbtes Mittel angejehen werben, fonbern erſcheine 
vielmehr als die Ausführung feines direct auf Srreführung bes 
Richters zu Gunſten eines Dritten zielenden Borfages, mithin als 
das Verbrechen bes Betruges durch faljches Zeugniß, zumal feine 
Lage, falſch ausfagen zu müffen, um nicht ven Bruder einer Unmahr- 
heit zu befejulbigen, von ihm ſelbſt freiwillig und mit Vorbedacht her- 
beigeführt wurde.“ 


1856. 


Nr. 718. 
zerechnung der Verjährungszeit nach der 
firirten Qualification; Wiedererftattnng 
dinder des Getöbteten, ferner an einen 
der Unterfuchung mit feinem Erſatz⸗ 
anfpruche Auftretenden. 
Jänner 3 4,137. O©.8%.6, Wien) 6.3. 


er 1849 wurde im Wale zu N bie Leiche des 
hügen B aufgefunden. Die Erhebungen führten 
: bes Thäterd und erft im Mai 1854 wurde eine 
und C eingebracht; vie gegen biefelben geführte 
e au auf die Erhebungen rüdjichtlich ber ſchwe⸗ 
usgebehnt, welche A ebenfalls im Jahre 1849 dem 
. Beide Beſchuldigte wurden, nachdem am 17. Yän- 
hluß auf Specialunterfuchung wegen Mordverſuchs 
am 7. Februar 1855 das erfte Mal verhört und 
5 wegen verfuchten Mordes und ſchwerer Förper- 
in ben Anflageftand verfegt. A und C_geftan- 
Wilofhügen B und deffen Genofjen die Gewehre 
1, wollen jebod im Zuftande ver Notwehr ge— 
hatte mehrere aufereheliche Kinder hinterlaſſen, 
jalten worden waren. A geftanb auch, einen Stich 
anläßlich eines Ueberfalles geführt zu haben, er- 
nicht gefannt zu haben, obgleich er bie von bier 
rwundung zugeftand; er habe darum dem E aud 
idenerſatz geleiftet. Da E bei der Schlußverhand- 
begehrte, ſicherte A die Bezahlung desſelben zu. 
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— Die erſte Inſtanz nahm den Thatbeſtand des $. 143 des 
St. ©. B. (Tödtung) und des $. 152 des ©t. ©. B. (ſchwere 
Törperlihe Beſchädigung) als erwiefen an und verurtheilte A und C 
demzufolge. Die zweite Inftanz faßte wegen eingetretener Verjährung 
einen Ablaſſungsbeſchluß und der oberfte Gerichtshof beftätigte den- 
felben aus folgenden Gründen: 

mBei der Frage nad) der Berjährbarkeit eines Verbrechens ift 
veffen Gattung und Art weder nach dem Beſchluſſe auf Einleitung 
der Unterſuchung, nod nach dem Anklagebefchluffe, fonbern einzig nad) 
den Ergebniffen ber Unterfuhung und der Schlußverhandlung zu be- 
flimmen, weil nur aus biefen Quellen bie fänmtlihen auf die Qua— 
Üfication Einfluß habenden ob- und fubjectiven Momente der That 
entnommen werben Können. Nun bat das Gericht .erfter Inftanz bei 
Erledigung der Schlußverhandlung mit Recht beide frafbaren Hand» 
lungen als Verbrechen der ſchweren Berwundung. erflärt, weßhalb bie 
Berjährungsfrage mit Zugrundelegung dieſer Qualification zu erör- 
tern iſt. Die geſetzliche Verjährungszeit von fünf Jahren war ver- 
ſtrichen, ehe bie Beſchuldigten am 17. Jänner 1855 in Unterfuhung 
gezogen wurben; . . . . bie von ber Staatsanwaltſchaft an das Ge- 
richt im Mai 1855 ergangene und von biefem berüdfichtigte Auf- 
forderung zur Erforfhung der gegen A und O angeregten Verdachts- 
gründe, eventuell Führung der Vorunterfuhung fann nit als eine 
Unterbrehung der Verjährung angefehen werben, weil dadurch bie 
Thäter felbft noch nicht in Unterfuhung gezogen wurden und biefelbe 
ebenfomenig einem Beſchluſſe auf Einleitung der Unterfuhung gleich— 
geftellt werben Tann. Was die Wievererftattung ... . nad) $. 229 
des St. ©. B. betrifft, fo fett dieſe einen Schaben voraus, ber 
durch das Verbrechen felbft veranlaßt worden ift, unb ſich als uns 
mittelbare und nothiwendige Folge desſelben barftellt. Da mun ber 
Schabe, melden bie Kinder des B durch feinen Tod erleiden, mit ber 
verübten That in einem folhen caufalen Zufammenhang nicht fteht, 
fo fällt bei dieſem Verbrechen, foferne es fid) um deſſen Verjährung 
handelt, die Bebingung der Wiebererftattung ganz hinweg. Dagegen 
wurbe ber Schade, ben E an feinem Vermögen erlitt, allerdings 
dich feine Verwundung unmittelbar und nothwenbig herbeigeführt. 
Da jedoch der Urheber der That, fo Lange ihm die Perfon des Be— 
ſchädigten und der Betrag des Schadens unbelannt war, ohne fein 
Verſchulden außer Stand blieb, ven Schaden gutzumachen, bei, ber 
Schlußverhandlung . . . aber zur Erfagleiftung fi bereit erffärte 
und der Beſchädigte ſich damit zufrieden ſtellte, fo kann wohl nicht 
in Abrede geftellt werben, daß der Beſchuldigte die Wiebererftattung 
nad; Kräften geleiftet und folglich; die in Rede ftehende Berjährungs» 
bebingung erfüllt Habe. 
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Rr. 719. 


zuletung von Gas mit Umgehung bes Gasmeſſers: 

iebftahl oder Betrug? Unterbrechung der Ausfüh— 

rung eines fortgefeßten Diebftahle: Concurrenz von 
Verſuch und vollbrachtem Verbrechen? 


änb. . 0. 2. Mi . 12707. (9.8. ©. Benedig.) ©. 3. 
Abänd. Eutſch. v. % vimer 1886, 3, 121 @ eeuedig) ©. 3. 


An dem Beleuhtungsapparate einer Schänfe war durd eine 
Vorkehrung bewirkt worben, daß das Gas aus ber Vertheilungs · 
röhre, welche noch Sentgun der Beleuchtungsanſtalt iſt, nicht durch 
den damit verbundenen Gasmeſſer, welcher die Menge bes burd- 
firömenben Gafes genau anzeigt, fondern unmittelbar, fomit ohne 
gemeffen worben zu fein, in bie Zweigröhre, welde ſchon Eigentum 
des Confumenten ift, gelangte. Die erfte und zweite Inftanz erkannte 
in biefer Hanblungsweife nicht den Thatbeftand des Betruges, fon- 
bern des Diebſtahis. Was bie Veurtheilung der Strafbarleit der 
That betrifft, fo erflärte das Landesgericht biefelbe bloß als voll- 
brachten Diebftahl, nachdem das beabfichtigte Ereignig, nämlich das 
unvermittelte Einftrömen von Gas aus der Bertheilungs- in die an« 
gebrachte Verbindungsröhre, die augenblidlihe und nothwendige Folge 
der Handlung war. „Es unterliege zwar keinem Zweifel, daß der 
Thäter die Abficht Hatte, eine viel größere Gasmenge nach und nach 
zu entwenden. Allein trogbem gehe es nicht an, die That als Ber- 
brechen des theils vollbrachten, theils verſuchten Diebftahles zu qua⸗ 
lificiren. Denn eine und dieſelbe Handlung fünne nur entweder 
vollbrachter ober verfuchter Diebftahl, nicht aber beides zugleich fein, 
und bie vorliegende, welche wegen ber nothwenbig bamit verbundenen 
Gasentziehung nun einmal vollbradter Diebftahl ift, laſſe ſich bef- 
halb nicht nebenher auch noch als Vorbereitung Münftiger Entwendun⸗ 
gen, als Verſuch venten.“ Das Oberlandesgericht fah in der That 
den Thatbeftand des theils verſuchten, theils vollbrachten Diebſtahls. 
Der oberfte Gerichtshof erllärte, daß bie Handlung des A nicht Ber 
teug, fondern Diebftahl fei, entſchied ſich aber für bie Anficht der 
erſten Inftanz, nad welder ber Angellagte nur des vollbrachten 
Diebftahles, nicht auch des verſuchten ſchuldig wurde. . . 


— nn 
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Nr. 720. 

Gewaltthätigfeit gegen eine obrigkeitliche Berfon: gegen 
den Erecutionsmann felbft nad der Zahlung des 
Stenerrüditandes, 

Bet. Entf. v. 22. Sinner 1856, 3. gt ©.2. 6. Brünn.) ©, 3. 1856, 


Die Eheleute A wurben in erfter Inftanz des Verbrechens ber 
öffentlichen Gewaltthätigkeit nad $. 81 des St. ©. B. ſchuldig er⸗ 
taunt, weil fie den Solbaten, welcher zu ihnen wegen eines Steuer- 
rüdftandes als Erecutionsmann beordert war, am Halſe padten 
und gewaltfam zur Thüre binauswarfen. Die zweite Inſtanz be 
flätigte diefes Erfenntniß auf bie wegen zu gering bemefiener Strafe 
geführte Berufung der Staatsanwaltſchaft. — Der oberfte Gerichtshof 
veriwarf biefe Berufung des A aus folgenden Gründen: „Bor Allen ift 
zu bemerfen, daß die Behauptung bes A, in ber Zwiſchenzeit nach dem 
erften Erſcheinen des Crecutionsmannes Vormittag und vor beflen 
Wiederkehr zu Mittag (wo bie Gewaltthätigkeit geſchah) den Steuer 
rüdftand bezahlt zu haben, nicht bewieſen ift . . .; biefer von A 
vorgebrachte Umftand ift aber auch unentfcheivend. Die Militärere- 
eution gegen fäumige Steuerpflichtige befteht darin, dag ihnen Mili- 
tãrmannſchaft eingelegt wird, der fie Obdach und Mittagstoft geben 
mäfjen und daß fie außerbem eine beftimmte tägliche Gebühr zu 
zahlen Haben. Durch dieſen Zwang fol der Steuerſchuldner ver- 
mocht werben, feine Schulbigfeit zu erfüllen. Die Abſicht eines fol- 
Gen Zwangdgefeges und ber öffentliche Charakter desſelben bringen 
nothiwenbig mit fd, daß der abgeorbnete Erecutionsmann das Recht 
und zugleich bie Pflicht hat, von dem Erequirten Obdach und Mit 
tagsloſt zu fordern. Unb weil biefe, Recht und Pflicht in ſich ver- 
einigenbe Amtsbefugniß des Erecutionsmannes für ihn nme auf dem 
erhaltenen obrigkeitlihen Auftrage beruht, fo dauert fie fo lange fort, 
als der Auftrag befteht, nämlich bis zur Abberufung des Erecutions- 
mannes von Seite feines Vorgefegten, wenn aud der Exequirte mitt- 
Ierweile den Steuerrüdftand bezahlt Hätte, Hat er dieß gethan, fo 
ift es feine Sache, die Abberufung des Erecutionsmannes zu bewir« 
ten, bis bahin aber ift die Geltendmachung des Anfpruches auf Ob- 
dach und Mittagskoft won Seite des Executionsmannes Ausübung 
feiner Dienſtpflicht. Folglich begründet der mit gemwaltfamer Hand» 
anlegung begleitete, auf Verhinderung ber Vollziehung des Dienftes 
abzielende Wiverftand bes A das im 8. 81 bes St. ©. B. bezeich-⸗ 
nete Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigkeit, . . ." 
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Rr. 721. 
Unterbrechung der Verjährung: Vernehmung des Bes 
ſchuldigten über eine Selbftanzeige. 
Belt. Eutſch. v. 5. Febr. 1856, 3,93, 9- 2. ©. Benebig.) ©. 3. 1856, 


A überreichte im Monate Mai 1853 bei der Brätur ein Ge⸗ 
ſuch, worin er erflärte, zahlungsunfähig zu fein und feine Güter ven 
Glãubigern abzutreten, und um Einräumung der Rechtswohlthaten der 
Güterabtretung bat. SHierüber wurde von ber Prätur fofort der 
Concurs eröffnet und der Crivatar behufs feiner Vernehmung vor- 
geladen, welche im Mai und dann im December 1853 flattfand. 
Nachdem die Erhebung bes Thatbeftandes durch Aufnahme vieler 
Zeugenverhöre und andere Nachforſchungen vollendet war, Üüberfenbete 
die Prätur die Acten bem Lanbesgerichte, welches won berfelben be» 
reits eine vorläufige Anzeige bed Falles erhalten und demgemäß ſchon 
mehrmals die Vorlage der Thatbeftanbe-Erhebungen urgirt Hatte, 
Im März 1855 wurde wider A die Specialunterfuhung wegen des 
Bergehen® ber leichtfinnigen Crida eingeleitet und berfelbe förmlich 
zum Berhöre beim Landesgericht vorgeladen und verhört. 

Die entjheidende Frage, ob durch die Verhöre des Cridatars 
bei ber Prätur bie Verjährung unterbrochen worben fei, wurde gegen 
die Anſicht der erſten Richter vom Oberlandesgerichte bejaht, und 
auch der oberfte Gerichtshof trat der Rechtsanſicht des letzteren bei, 
welche in nachftehenber Weife begründet worden war: „A habe, indem er 
ſich inſolvent erflärte, gegen ſich felbft eine Beſchulbigung vorgebracht 
und dadurch eine ficafgerichtliche Unterfuchung veranlaßt, welche aller- 
dings mit feiner Freifprehung enbigen könne, allein nad) bem ge» 
wöhnlichen Gange ber Ereigniffe viel wahrſcheinlicher feine Berur- 
theilung wegen einer (als Verbrechen over ald Vergehen) firafbaren 
Handlung zur Folge haben dürfte. Daher habe fein durch biefe 
Selbftanklage herbeigeführtes Berhör bei der Prätur nur zu dem 
Ende ftattgefunden, damit fih der Cridatar wegen bes Fallimentes 
verantworte, deſſen er fid) felbft beſchuldigt Hatte, wie denn aud in 
der That alle feine Angaben lediglich auf die Begründung bes Ban- 
kerotts durch zufällige Ereigniffe, alfo auf feine Entlaftung abzielen. 
Die gefegliche Beftimmung, daß, nm bie Verjährung zu unterbrechen, 
der Thäter als Angeſchuldigter vorgeladen oder verhörf worden fein 
müffe ($. 531 des St. ©. 8.), könne nicht im ſtrengen Wortfinne genom- 
men werben, nad) welchem allerdings der Begriff „Ihäter* ein Schulder⸗ 
Tenntniß, und der Begriff: „Angefäulvigter” wenigftens einen‘ Be- 
ſchluß auf Einleitung der Specialunterfuhung vorausfegen würde, 
fondern e8 feien jene Ausbrüde im weiteren Sinne zu deuten unb 
darunter überhaupt eine als ber Thäter bezeichnete Perfon zu ver» 
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ſtehen. Im dieſer weiteren Bedeutung werde das Wort: „Befchule 
digter“ auch in der Strafproceßordnung gebraucht, namentlich in den 
88. 39, 41, 42, 43 u. ff. bis F. 134, mit welchem das Hanpt- 
ftüd von ber Specialunterfuhung beginnt, und bie engere Bebeutung 
des Ausbrudes an bie Stelle ver bis dahin gebraudten tritt. Es 
müffe daher nad} dem richtigen Berftänbnifie des 8. 531 des St. G. B. den 
bei ber Prätur aufgenommenen Verhören des Cridatars die Wirkung 
ber Verjährungsunterbrecjung beigelegt werden. — Gefegt, A wäre 
über eine andere ftrafbare Handlung als Zeuge vernommen worben, 
und es hätte während ber Vernehmung fich gezeigt, daß er ſelbſt 
diefer Haublung beſchuldigt fei, jo würbe allerdings die Verjährung 
ihm gegenüber dadurch nicht unterbrochen worben fein, meil er als 
Zeuge vorgeladen worben war. Der exceptionelle Charakter bes 
Banterotts hingegen bringe es nothwendig mit fi, daß feinetwegen 
der Fallit nur als Beſchuldigter verhört werden könne.“ 


Nr. 722. 
Diebftahl an verfperrtem Gut. 
Beh. Entih. v. 26. ehr. 1850, 3,16. (D.R.. Bencig.) ©. 3. 1856, 


Im der Küche der B fland ein Kaften mit brei Schublaben. 
Die beiden oberen Laden waren offen, bie unterfte verfperrt und ber 
Schluſſel abgezogen. Die A entwenbete dadurch aus ber unterflen 
Lade mehrere Gegenftänbe, daß fie die mittlere Lade herauszog. — 
Die erfte Inftanz nahm einen Diebftahl an verfperrtem Gut nicht 
an, wohl aber bie zweite Inſtanz. Der oberfte Gerichtshof beftä- 
tigte letzieres Erlenniniß „in der Ermägung, daß, um ben Diebftahl 
zu vollbringen, bie Dberlabe ganz herausgezogen, aus bem Kaſten 
entfernt, aljo biefer theilweife zerlegt werben mußte, wodurch aller- 
dings nicht das Schloß der Unterlade verlegt ober geöffnet, wohl 
aber der Zweck dieſer zum Schub des Inhaltes der — dienenden 
Vorrichtung vereitelt wurde, und daß das öſterreichiſche Strafgeſetz, 
indem es nicht gleich andern Geſetzgebungen ben Einbruchediebſiahl 
allein, ſondern vielmehr den Diebſtahl an verſperrten Sachen im 
Allgemeinen als einen ausgezeichneten behandelt, deutlich genug er⸗ 
Hört, daß zum Thatbeſtand eines ſolchen in höherem Grabe ſtraf⸗ 
baren Diebftahls die Anwendung von Gewalt nicht wefentlich fei.“ 


32* 








— 50 — 


Nr. 723. 
Berfuch: quantitativ untaugliches Mittel, 
Beh. Entff. d- 26. ehr. 1856, 8, 1075. (D.2. ©. Wien) ©. B. 1856, 
re. 60. 


A wurde übertwiefen, baß er feinem wenige Monate alten 
Kinde zweimal fogenanntes regulinifches Quedfilber beigebracht habe. 
Die Sahverftändigen erklärten, das reguliniſche Quedſilber fei an 
fid fein iaugliches Mittel, um ben Tod herbeizuführen, immerhin 
aber geeignet, lebenslängliches Siechthum berbeizuführen. Später 
ergänzten bie Kunftverftänbigen dieſes Gutachten dahin, daß durch 
das Siechthum, alfo mittelbar, aud der Tod erfolgen könne, daß 
vom Standpunkte der Willenfhaft aus ſich aud nicht annäherungs- 
weife beftimmen laffe, in welder Zeit das Sind bes Angeflagten 
durch Veibringung von Quedfilber getöbtet worden fein würde, und 
welche Dofen hierzu nöthig gewefen wären; ferner daß es mit Con» 
fequenz und fteter Steigerung der Dofis fo lange hätte gegeben 
werben möüffen, bis der Tod eingetreten wäre, daß übrigens zu lang- 
ſamer Tödtung nicht allein wirkliches Gift, fondern diese Bussans 
anwendbar fei; enblih daß biefe Wirkung bei jevem Menſchen, nicht 
nur bei dem im zarteften Alter fi befindenden Kinde eintreten 
könne. Die erfte Inftanz fprah den A vom Verbrechen bes ver- 
fuchten Mordes los und verurtheilte ihn wegen Verbrechens ber 
ſchweren förperlichen Beſchädigung; bie zweite Inftanz fprad ihn des 
Verbrechens des verſuchten Mordes ſchuldig und der oberfte Gerichts» 
hof beftätigte dieſes Urtheil. „Denn, gleichwie es zweifellos fei, daß 
A, wenn er bie Beibringung von Duedfilber mit der Abficht, das 
Kind zu töbten, bis zum Eintritte des Außerften Siechthums und 
endlich des Todes besfelben fortgefeßt hätte (was ihm bei etwas 
größerer Borfiht gegenüber feinem Dienftgefinde und in feinem fon- 
ftigen Benehmen, ohne Gefahr der Entvedung wohl möglich gemejen 
wäre), nad) 8. 134 des St. ©. B. ſich des Verbrechens des voll« 
brachten Morbes ſchuldig gemacht haben würde, — gleichwie der⸗ 
jenige, welcher in mörderiſcher Abſicht einem ſchwächlichen Kinde 
fortwährend Purgirmittel beibringt (die an ſich, und im ben geeig« 
neten Fällen angewendet, ganz unſchädlich, vielmehr heilend wirken), 
bis endlich deren Wirkung ben Tod des Kindes herbeiführt, ber 


Strafe des vollbrachten Mordes verfiele, fo ftehe aud im gegenwär- ' 


tigen Falle die Befchaffenheit des vom Angellagten gewählten Mit- 
tels ber Annahme eines verbrecheriſchen Verſuches nad) den 88. 134, 
8 und 1 des St. ©. 2. nicht entgegen." 
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Nr. 724. 
Diebftahl an vom Arbeitsgeber verwahrtem fremden Gut. 
Def. Entf. . 4. Mär 1856, 2, 1910. (©. 2. ©. Wien) ©. 3. 1856 


A entwenbete aus ber Küche des B, während er bei ihm als 
gebungener Taglöhner in Arbeit ſtand, eine Spedfeite im Werthe 
von 6 fl. Diefelbe war nicht Eigenthum des B, fonbern ber P, 
welche mit B nicht in demfelben Haufe wohnte, und von welder B ven 
Sped aus Gefälligfeit zum Räuchern übernommen hatte. — Die 
erfte Inftanz erfannte in biefer Handlung nicht den Thatbeftand des 
Verbrechens, weil der Diebftahl nicht zum Nachtheile des Arbeits- 
gebers verübt worden ift. — Die zweite Inſtanz faßte wider A 
einen Anklagebeſchluß wegen Verbrechens und ber oberfte Gerichts- 
hof beftätigte benfelben, weil im Sinne des $. 171 des ©. ©. 8. 
unter Beſitz das einfache Detentionsverhältnig und aud der durch 
einen Stellvertreter ausgeübte Beſitz zu verftehen, und ber Begriff 
fremde Sache“ nur auf ven Dieb zu beziehen fei, gleichviel ob der 
Gegenftand der Entwenbung dem Detentor oder einem Dritten 
angehöre.* 


Nr. 725. 


Vorenthaltung des dem Grundherrn gebührenden Theis 
les der Früchte duch den Colonen: Veruntrenung — 
oder — bloßes Eivilunrecht? 

Bel. Eutfg. 6.5. März 180, 3, 1991. O. ©. Burn) G. 3. 1850, 


A, Colone des B, übernahm als folder ein dem B gehöriges 
Grundſtück; er hatte vertragsmäßig bie Verpflichtung eingegangen, 
den vierten Theil der Nutzungen in natura dem B zu liefern, und 
zu biefem Ende vor der Ernte den B zu verftänbigen, welder im 
Einverftänpniffe mit ihm die Menge der Früchte am Halme und 
Boden ausmittelte, wornach A dieſe beftimmte Quantität an B 
abzuführen Hatte. A wurde befchulbigt, bie Anzeige unterlaffen und 
ſich aud) die dem B gebührenden Früchte zugeeignet zu haben. — 
Die erfte Inftanz erkannte in biefem Vergehen den Thatbeftand ber 
Veruntreuung; bie zweite Inſtanz ſprach den A 108; ber oberfte 
Gerichtshof beftätigte letzteres Erkenntniß: Allerdings werde ver- 
möge des Colonenvertrages das Grundſtück vom Eigenthümer dem 
Eolonen übergeben, ihm anvertraut und ihm bie Pflicht auferlegt, 
Geld und Arbeit zur Fruchterzeugung aufzuwenden umb bie gewon⸗ 
nenen Früchte mit dem Grundheren nach dem im Vertrage fellge- 
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fegten Verhältniffe zu theilen. Allein hierdurch fei für den Grund- 
herrn nur das perfönlice Recht auf (Real ·) Theilung der Früchte 
und auf Uebergabe des feiner Quote entſprechenden Quantums be» 
gründet, fo wie auf Sicherſtellung dieſes Auſpruchs vor Berluft- 
aefahr: keineswegs aber eriftive vor der wirklichen Theilung für 
Eigenthum an irgend welchem Theile der Nugungen; dieſes 
ex eben erſt durch die Uebergabe ber als Herrngabe auszu- 
ben Früchte. Bis dahin Könme alfo fein Theil derfelben dem 
t gegenüber als frembe Sache angefehen werben und es 
emnach eine ber weſentlichen Boransfegungen ber Berun- 


Rr. 726. 
aß durch den Barbier auf ärztliche Anordnung: 
Eurpfufcherei? 
atſch. v. 11. März 1856, .. 33. (©. 2. G. Zara.) ©. 3. 1856, 


Der erkrankten B wurbe von ihrem Arzte ein Aderlaß ver- 
und fie von ihm dem Barbier A zugewiefen. Diefer nahm 
laß gegen Bezahlung yon 20 kr. E.-M. vor. — Darüber in 
dung gezogen, geftand A ein, feit einer Neihe von Jahren 
mäßig auf Ärztliche Anorbnung dieſe Verrichtung vorzuneh- 
id wies nad), daß diefe Uebung mit Wiflen ber politischen 
e beftehe und daß zur Zeit von Epivemien er und andere 
se behördlich Aerzten zu folhen Functionen beigegeben worden 
— Die erſte Inſtanz verurtheilte den A wegen Uebertretung 
. 343 des St. ©. B.; bie zweite Inſtanz ſprach ihn los; 
erſte Gerichtshof beftätigte letzteres Erkenntniß, in Ermägung, 
ver Befhulbigte eriwiefenermaßen niemals einen Kranken in 
ndige Behandlung übernommen, und auch in bem Falle ber 
auf Verordnung und Anweifung ihres Arztes ben Aderlaß 
m habe, wozu er in feiner Eigenfhaft als berechtigter Bar- 
ch altherlömmlichem örtlichen Gebraude, dem keine neue Ber- 
entgegenwirkte, um fo mehr. fi für befugt Halten kounte, 
erfeit8 nad) dem erwähnten Ortsöbrauche Fein Wundarzt zu 
Berrihtungen auf dem Gebiete ber niederen Chirurgie ſich 
ıflen würbe, andererſeits aber das Bedürſniß ber Parteien 
lcher Hilfe denn body nicht unbefriebigt bleiben darf." 
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Nr. 727. 

Brandftiftung an der eigenen ⸗Sache: Gefahr der An⸗ 
ſteckung. 

Bei. Euiſ u. 18. März 1856, &; 2396. O. 2.6. Wien) G. 3. 18, 


A ftedte fein Preßhaus in eigennügiger, auf Verkürzung ber 
Feuerverſicherungsgeſellſchaft gerichteten Abſicht in Brand. Andere 
Dbjecte blieben vom Feuer verfhont. Die Unterfuhung ergab, daß 
bei der herrſchenden Windſtille der Nacht und der Richtung des 
Luftzuges kein anderes Gebäude Gefahr lief, vom Feuer ergriffen 
zu werben, daß jedoch bie umliegenden Preßhäufer dann, wenn der 
Luftzug eine andere Richtung genommen hätte, diefer Gefahr aus— 
gejegt geweſen wären. — Die erfte Inſtanz fegte den A nicht wegen 
Verbrechens ber Branblegung, fondern des Betruges in den Anflage- 
fand; die zweite Inftanz entſchied fih für Brandlegung und der 
oberſie Gerichtshof beftätigte dieſes Erfenntniß in der Erwägung, 
„daß im Sinne ver 88. 169 und 170 des St. ©. B. jede bös— 
willige Anftedung des Eigenthums, wodurch auch frembes Eigen- 
thum der Feuerögefahr ansgefegt wird, das Verbrechen ber Brand» 
Tegung begründet . . „,. daß die nur durch einen Zufall erfolgende 
Abwendung einer ſolchen Gefahr den Charakter ver That nicht än- 
dert, widrigens jede, ſelbſt die gefährlichfte Anftedung in der Mitte 
fremden Eigentbums, wenn irgend ein günftiger Umſtand (3. B. die 
Windrichtung, ein Regenguß u. vgl.) basfelbe vor dem Braude be- 
wahrt, der gefeglihen Strafe entzogen würde.“ 


. Nr. 728. 

Ideale Concurren en des Verbrechens ber Gewaltthätig- 
keit gegen öffentliche Beamte mit dem ber ſchweren 
Törperlichen Beſchädigung. 

Abänd. €ı 27. März 1856, zu. (D-8 ©. burg.) Pe⸗ 
äl utſch. v. —E Brefiburg.) Pe: 

Ein Eifenbahnwächter ſuchte ven h, u den wegen bed 
bereits herannahenben Trains gefperrten Begfchranten öffnen wollte, 
daran zu hindern, Da fprang A auf ben abwehrenden Wächter zu, 
flieg ihn zurüd, und, als ſich biefer gegen ven Angreifer wehrte, 
wurde er von bemfelben wieberholt mit großer Kraft gegen den 
Schranken geworfen, fo baß er in Folge befien mit Seitenſtechen 
behaftet, am 22. Yuli dienſtuntauglich, und erft am 9. September 
wieder zur Verrichtung feines Dienſtes fähig wurde. Das ärztliche 
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Gutachten betätigte, daß bie Verufsunfähigfeit jedenfalls durch brei 
Wochen angebauert habe. Alle brei Inftanzen fanden A ber Ueber- 
tretung bed $. 431 des St. ©. B. und des im $. 81 des St. ©. B. 
vorgejehenen Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit ſchuldig; 
eine Meinungsverfchiebenheit beftand nur darüber, daß bie exfte 
Inftanz den erften Abſatz des 8. 82 des St. ©. B. anwandte und 
Coneurrenz des Verbrechens der ſchweren körperlichen Beſchädigung an- 
nahm, die zweite bagegen letztere ausſchloß und den zweiten Äbſatz 
des 8. 82 des St. ©. B. anwandte. Der oberfte Gerichtshof nahm 
ebenfalls oncurrenz an: „Wenngleich 8.82 des St. G. B. auf das Ber- 
brechen ber öffentlichen Gewaltthätigteit, falls es von einer Beſchädigung 
ober Verwundung begleitet ift, eine höhere Strafe fegt und mithin 
die mit öffentlicher Gewaltthätigfeit gepaarte Verwundung ober Bes 
ſchädigung bei dem Straffage zur berüdfichtigen anorbnet, fo liegt 
doch hierin nicht die Abficht des Geſetzgebers, daß Jemand für eine 
ftrafbare Handlung, welche durch bie fie begleitenden Umſtände and) 
dann, wenn fie nicht mit einer anderen ftrafbaren Handlung zuſam⸗ 
menfält, an und für ſich zum Verbrechen wird (mie z. B. im gegen- 
wärtigen alle bie ſchwere körperliche Beſchädigung des Bahnwäc- 
ters), für ſchuldlos erflärt werde, weil er zugleich eine andere firafe 
bare Handlung begangen hat. Denn biefe Annahme wird ſchon 
durch bie allgemeine Bezeichnung des 8. 82: „Beſchädigung ober 
Verwundung“ im Gegenfage zu ber befonberen Bezeichnung bes 
8. 152: Ichwere Körperliche Beſchädigung“, dann durch bie befon- 
deren Berfügungen ber 88. 155 und 156 unb bes 8. 34 bes 
&t. ©. B. ausgefälofien.“ 


Re. 729. 


Thätige Reue beim Diebftahl: Gensdarm als 
„Obrigfeit". 


Beſt. Eutſch. v. 8. April 1886, er Fa ©. 2. ©. Junsbruch) ©. 3. 
, Rt. 59. 


A unb B übernadjteten in Einem Zimmer eines Gafthaufes ; 
während B fi aus dem Zimmer entfernte, entwendete A befien 
Brieftaſche und verließ damit das Haus. B nahm bei feiner bal- 
digen Rücklehr in das Zimmer ven Abgang fogleih wahr, und ba 
er ben A bes Diebftahls verbädtigte, fo verftänbigte er bie 
Gensdarmen. Diefe, ber Beſchädigte und zwei Arbeiter verfolgten 
in verfchiebener Richtung ben flüchtigen A. — B und einer ber Ars 
beiter holten ven A ein, ftellten ihn zur Rede und biefer gab bie 
Brieftaſche dem Eigentümer zurüd. — Die erfte Inftanz erkannte, 
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daß bie Straflofigteit nach 8. 187 bes St. ©, B. eingetreten fei, 
bie zweite Inftanz verfegte den A wegen Diebftahls in den Auflage 
ftand und ber oberfte Gerichtshof beftätigte dieſen Beſchluß aus 
deſſen Gründen. Diefe lauten: „Jeder Zweifel an bem obrigfeite 
lichen Charakter ber in Dienſtverrichtung begriffenen Gensbarmerie 
werde befeitigt durch die Beftimmungen ber 88. 12, 44 und 47 bes 
organifchen Geſetzes über bie Gensbarmerie, Nr. 19 des R. ©. B. 
vom Jahre 1850, und ber 88. 68 und 81 bes St. ©. B. Da 
mm aber bie Gensbarmen nod vor ber Zurüdftellung ber Briefe 
taſche von ber Entwendung und von ben Gründen, welche ben nahen 
Verdacht des Diebftahle auf A Teiteten, Kenntniß erhielten und bei» 
Halb zu deſſen Verfolgung ſich beftimmen ließen, fo müffe nad rich 
tiger Auslegung des 8. 187 bes St. ©. B. und beſonders in Be— 
rüdfihtigung feines Zufammenhanges mit dem Eingangefate des 
nädjftfolgenben 8. 188 des St. ©. B. gefagt werben, daß im ge 
gebenen Falle die Gensdarmerie als Obrigfeit das Verſchulden bes 
Diebes bereit vor ber Bethätigung feiner Reue durch Herausgabe 
des geftohlenen Gutes erfahren habe.“ 


Nr. 730. 
Münzverfälihung: „für Iedermann erkennbar”? 
Bei. Eutſch. v. 15. April 1 2 ©. 2.6. Beiedig) ©. 3. 


Mehrere Perfonen hatten 250 falſche öſterr. Fire ausgeprägt 
und im Kleinverkehre anögegeben. Der Befund des Münzamtes 
lautete bahin, daß die Stüde aus oberflächlich verfülbertem Meffing 
beftehen, falſch und werthlos und vorzüglich durch bie an ben er- 
habenen Stellen ſichtbar hervortretende gelbe Meffingfarbe ſehr 
leicht als falſch erkennbar feien. — Mit Rüdficht auf diefen Befund 
nahm die erfte Inftanz an, daß die Verfälſchung ſich für Jedermann 
kennbar barftelle und Iegte ber Strafausmeflung ben niedrigeren Strafs 
fag (von ein bis fünf Jahren) des 8. 119 des St. ©. 8. zu Grunde, 
— Die ‚zweite Inflanz wendete ben höheren Strafſatz von fünf 
bis zehn Jahren an. Der oberfte Gerichtshof beftätigte letzteres 
Erkenntniß in der Erwägung, „daß bie leichte Erlennbarleit der 
Falſchung, die nach dem Äusſpruche der Experten auf dem fichtbaren 
Hervortreten des uneblen Metalles (Meffing) an ven erhabenen Thei» 
len ber Münzen beruht, zumächft nicht dem Fälſcher und ben erften 
Ansgebern zu Gute Tommen könne, weil die Münzen aus ihren 
Händen verfilbert in den Verkehr gelangten, und das theilweife Ber- 
ſchwinden des Silber nur bie fpäter eingetretene Folge der Ab» 
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nügung durch ben Verkehr fei, und daß ber erwähnte Ausfprudh der 
Runftverftänbigen durch die Thatſache der Ausgabe einer bebeuten- 
den Menge falſcher Stücke an verfchievene Perfonen entkräftet werbe, 
worumter noch dazu foldye ſich befanden, bei denen die Möglichkeit, 
durch falſche Munze leicht getäufcht zu werben, nicht angenommen 
werben Lönne, J 





Rı. 731. /- . 
Ueberſchreitung de8 geſetzlichen dl bei Abforderung 
von Zuftellungsgebühren: Amtsmißbrauch — oder — 
Betrug? 
Abänd, Entſch. v. 22. April 1050, 3. 3305. (D.8. G. Graz.) 6.3.1856, 


Der Amtsdienersgehilfe eines Bezirlsgerichtes hatte bei Zu⸗ 
ftellungen von Amtserläffen in Civilangelegenheiten gegen die Bor» 
jchrift der Miniſterialberorduung vom 3. Yuli 1854 (R. ©. Bl. 
Nr. 169), melde bie Zuftellungsgebühr ohne Unterfdie der Ent- 
fernung auf 10 fr. für jedes Stüd feftjegt, von den Parteien höhere 
Gebühren begehrt und bezogen. Diefe leifteten die Ueberzahlungen 
(im Gefanntbetrage von 6 fl. 5 kr.) in ber Meinung, daß fie das 
Geſetz hierzu verpflichte, de oberfte Gerichtshof erkannte Hierin 
nicht den Thatbeftand des Verbrechens des Mifbrauches ver Amts- 
gewalt, wohl aber jenen ber Uebertretung bes Betruges, und zwar 
aus folgenden Gründen: „Die Zuftellung gerichtlicher Erläſſe ift ein, 
wenn auch untergeorbneter Zweig ber Gerichtöverwaltung, bie bamit 
betrauten, verpflichteten Diener des Gerichtes find daher in dem im 
8.101 be8 St. G. B. angebeuteten weiteren Sinne als Beamte anzufehen, 
und fie können Hierbei durch einen, in ber Abſicht, Andere zu beſchädigen, 
von ihrer Amtsbefugniß gemachten ungeſetzlichen Gebrauch ſich aller- 
dings bes Verbrechens des Mißbrauches ber Amtsgewalt ſchuldig 
machen. Bon ber Zuftellung der gerichtlichen Exläffe iſt jedoch 
die Einhebung der Zuftelungsgebühr zu unterfcheiven und zu tren» 
nen. Denn vu bie vom Gefetze den Gexichts und Amtödienern 

nn 


eftattefe TEiuhebung eines beftimmten Gelbbetrages, als Entlohnung 
———— ——— — Zrtlegung ziögeter Wegfreden, beforgen 
fie nicht Gefhäfte der Regierung, fondern befriedigen nur — im 
faße — ihr perſonliches Intereffe. Sie können 
Bezahlung t Saite t Ye een ohne "Baburdh ihre 
legen, unb aus dem namlichen Grunde liegt eben 
fo wenig eine Berlegung ber Amtspfliht, ein Amtsmißbrauch in dem 
Abfordern und Annehmen von Zuftelungsgebühren, bie das gejeg- 
in_ben Bereich 


liche Maß überfchreiten. Damit ſolche at ü 
des Strafgefeges fallen, mäfl fe fat Thatbeſtande 
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dahin enthalten, daß entweder die Partei durch die Abforderung 
Vdherer "Gebühren über das geſetzliche Maximum getäuſcht, ober daß 
der bei der Partei ſchon vorhandene Irrthum zur Erlangung höherer 
Gebühren benütt worben fei. Unter biefen Vorausfegungen, welche im 
gegebenen Straffalle eben eingetreten find, nimmt bann bie Handlungs» 
weiſe des Amtsdieners ben Charakter eines firafbaren Betruges an.“ 


Rrı. 732. . 
Diebſtahlsverſuch: Betrag von mehr als 300 fl.; be 
ſondere Verwegenheit? 
Beft. Entſch. v. 22. April 10, BT, ©. 2. ©. Iunöbend) ©. 3. 


In einer Sommernacht, während B ausgegangen war, um 
Luft zu ſchöpfen, flieg A im diebiſcher Abſicht von ber Straßenfeite 
bei bem neun Fuß hohen Fenſter bes erſien Stodwerfes in bie 
Wohnung bes B, welder zu Haufe mehrere 1000 fl. und Silber- 
geräthe verwahrte, ein. Durch die im Haufe befindliche Magd wurde 
ex verſcheucht, und es gelang ihm, zu entfliehen. — Die erfte In- 
ftanz wendete ven $. 179 bed St. ©. B. an, mit Nüdfiht darauf, 
daß A’S Abſicht auf einen 300 fl. überfteigenden Betrag gerichtet 
war und auf bie befonbere Verwegenheit bei Berübung ber. That. 
— Die zweite Inſtanz nahm dieſe Oualificationen nicht an und 
brachte das Strafausmaß bes $. 178 des St. ©. B. zur Anwen ⸗ 
dung. Der oberfte Gerichtshof erklärte, daß ſich mit Zuver- 
ficht nicht annehmen laſſe, daß Abeabſichtigt habe, mehr als 300 fl. 
zu ſtehlen; auch Habe bie Annahme befonberer Berwegenheit von 
Seite des Angeflagten Teinen Grund. Denn dad Lauern in ber 
Nähe bes Haufes, bis B e& verlafien hatte, bekundet feine Vorſicht 
bei ber Wahl ver Zeit zur Ausführung bes gefaßten Entſchluſſes, 
— bie unbebeutende Höhe bes Fenſters machte ihm Feine Schwierig« 
keit beim Einfteigen, je das unter vemfelben angebrachte Fenſterchen 
erleichterte es ihm fogar weſentlich; — bei der vorgerückten Nacht- 
flunde war es ihm auch nicht ſchwer, zum Einfteigen einen Augen 
blick zu finden und zu benügen, in weldem bie Strafe leer war, 
und daher Niemand ihn beobachten konnie, — und wenn aud die 
Trage, ob A befürdten konnte oder mußte, im Innern des Haufes 
von Zemanden betreten ober angehalten zu werben, ſich mit Zuver« 
fit weder bejahen noch verneinen läßt, fo fteht body anbererfeits 
feft, daß er auf das Hilferufen der Mag, um nicht ergriffen zu 
werben, eiligft durch das nämliche Fenſter entflohen ift, welches ihm 
auch ven Rüdzug wahrte. 
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Nr. 788. 


Gebrauch falſchen Mafes außerhalb des öffentlichen 
Gewerbes: Betrug? 


Abänd. Entid. v. 235. 11856, 3.3872. (DO. 2. ©. Venedig.) Eco d. Ir. 
utſch. v. 25. April Be ® G. Benedig,) r. 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 


Der Eifenhänbler A war von ben Untergerichten bes Ber- 
brediens des Betrugs nad) $. 199 lit. c des St. ©. B. ſchuldig 
erfannt worden, weil er bei einem Verlauf von Kleeſamen faljhes 
Maß gebraudt hatte. Der oberfte Gerichtshof erfannte A bes 
Verbrechens des Betruges nad 8. 199 lit. e des St. ©. B. ſchuld- 
108 und nur ber Webertretung des Betruges nah 8. 461 bes 
St. ©. 2. ſchuldig, „weil zur Anwendung bes $. 199 lit. c bes 
St. G. B. nicht genügt, daß berjenige, welder ein falſches Maß ge- 
brauchte, überhaupt ein Gewerbe ausübe, fonbern es nöthig ift, 
daß das falſche Maß ober Gewicht in dem von bem Angellagten 
felöft betriebenen öffentlichen Gewerbe gebraudt worben fei. Diefer 
nun ift feinem Gewerbe nach Eifenhänbler, fein Gewerbe, in wel- 
chem Holzmaß nicht üblich und anwendbar ift, ſieht aber mit dem Ver- 
Kaufe von Kleeſamen in gar feinem Zufammenhange; gleichwohl 
fteht feft, daß A, welder eine große Partie von Heefemen bon 
Belannten zum Verlaufe in Commilfton genommen hatte, allerdings 
den Rleefamenverfauf als Gewerbe ausübte, da ja biefer ein freies 
Gewerbe ift — aber man Tann nicht behaupten, daß er das falſche 
Maß in dem Öffentlichen Gewerbe gebraucht habe und feine Hand- 
lung ift nit nad 8. 197 lit. c, fondern nah 8. A461 bes 
&t. ©. 3. ſtrafbar.“ 


Nr. 734. 
Raub: Ueberwältigung? 
Abänd. Entf. d. 14. Mat 1856, 3. 4669. (D. 2. ©. Meilen) ©. 3. 
1856, Nr. 86. . 


Das Bauernweib B wanderte zur Mittagszeit im Winter auf 
der Straße einem Gehöfte zu. Sie bemerkte, daß ein junger Burfche 
fie heranfommen ließ, aber, obwohl beforgt durch bie vereinfante 
Lage der Straße, mußte fie fi doch entſchließen, an ihm vorbeizu⸗ 
Tommen. Als fie mit dem Burſchen A zufammengetroffen mar, 
ſprach er fie an und fegte mit ihr, gleichgiltige Dinge beſprechend, 
den Weg fort. Zu einem Seitenweg gelangt, der zu dem Gehöfte 
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führte, mußte B bie Strafe überſchreiten; fie bemühte ſich, den A 
vorangehen zu Iaflen, ohne daß es ihr gelingen konnte. Diejer ging 
Hinter ihr her, padte fie plöglidh bei ihren Armen und verfeßte ihr 
einen Stoß, welcher fte faft zu Boden brachte. Obgleich B ihrer 
überlegenen Körperftärke ſich bewußt war, bat fie dennoch um ihr 
Leben und gab auf Verlangen des A demſelben ihre Baarſchaft. — 
Die erſte Inftanz verurtheilte den A wegen Raub, bie zweite wegen 
Diebftahls. Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Urs 
theil in der Erwägung, „daß der Angellagte nad feinem eigenen 
Geſtändniſſe den Entſchluß gefaßt babe, der B Furcht einzujagen, 
bamit er zum Befige ihres Geldes gelange; — daß er in biefer 
Abſicht fie. unverſehens von rückwärts überfallen und umfchlungen 
habe und ihre Arme feftzuhalten bemüht gewefen fei, um mit feiner 
Hand in ihre Rocktaſche mit dem Gele zu gelangen; — baf er 
offenbar, um feinen Zmwed defto ſicherer zu erreichen, verfucht Habe, 
durch einen Stoß fie auf die Erde zu bringen; — baß die B, obs 
ſchon fie (ein rüftiges junges Landweib) ſich ihm (einem neunzehn- 
jährigen Burfchen von zartem Körperbau) mit Leichtigkeit entwand 
unb ſich von feiner nicht großen Körperſtärke überzeugte, dennoch und 
zwar aus Furcht zur Herausgabe des Geldes ſich herbeigelafien habe; 
— baß biefe Zucht mit Rüdfiht auf alle mit einander zufammen- 
hängenden und im Zuſammenhange aufzufaflenden Umſtaͤnde auch 
volllommen gerechtfertigt geweſen ſei, namlich mit Rüdfiht auf das 
Geſchlecht ber B, auf den vorausgegangenen Anfall, auf, ben befehlen- 
den Ton, in weldien A feine fiberhaite Forderung ihres Geldes 
kleidete, und auf bie Hilflofigfeit der Rage, worin fie fih an- einem 
augenblicklich vereinfamten, durch frühere Gewaltthaten berüchtigten 
Orte einem Menſchen gegenüber befand, ber ihr unbefannt und ſchon 
vom Anbeginne ber durch fein ganzes Benehmen bedenklich gewwor- 
ben war; — baß alfo nad) dem Gefagten ber Beweis einer an der 
Perſon der B verübten, auf die Erlangung ihrer Baarſchaft abzie- 
lenden Gewalt vorliege, welche, obfhon an ſich nicht bebeutend, 
nichtöbeftoweniger das im 8. 190 bes St. ©. B. bezeichnete Ber 
brechen des Raubes begrünbe, zu befien Thatbefland nad diefent 
Paragrafe weder ein hoher Grab von Gewaltthätigkeit, noch eine 
gefährliche Drohung gehöre.“ 
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Nr. 735. 
Mißbrauch amtlicher Stellung zur Vornahme von bie 
Competenz bes Thäter® überjchreitenden Acten: Miß- 
brauch der Amtsgewalt, (Veruntrenung) oder Betrug? 
Aband. Eutſch. v. 14. Mai 1856, 3. 4606. (D. 2. G. Mailand.) ©. 3. 
1856, Wr, 74, 


Der Angellagte A war als beeideter Kanzleipraktitant eines 
Bezirlscommiſſariates von dem Leiter beöfelben mit ver Fuh— 
vung bes Grundſteuerbuches betraut worben. Bufolge dieſes Auf- 
trages lagen ihm bie nachſtehenden Amtsverrichtungen ob: Ex hatte 
von ben Parteien, welche die Umfhreibung eines Grundſtückes im 
Stenerregifter auf den Namen eines Andern nachſuchten, das für 
das Geſuch vorgefchriebene Stempelpapier, fowie jenes fir bie aus- 
zufertigenden Umfchreibungäbeftätigungen abzuforbern, bie begehrten 
Umfcreibungen vorzunehmen, die gefeglichen Gebühren Hiefür einzu- 
heben, endlich bie den Parteien auszufertigenden Umfcreibungsbeftä- 
tigungen und Bolleten über die geleifteten Gebührenzahlungen vor« 
ubereiten, welde Urkunden und Zeugniffe vom Amtsvorftande mit 
Keiner Unterfhrift und mit dem Amtsfiegel verfehen werben mußten, unb 
dann ben Parteien zugeftellt wırden. — A ließ fih nun von PBar- 
teien, welche Umfchreibungen im Steuerregifter begehrten, bie Ges 
fuchsftempel geben umd bie Gebühren bezahlen, unterließ jedoch bie 
Umſchreibungen, indem er das Eingenommene fir ſich behielt, und 
ſtellte dennoch den Parteien bie Umfdreibungsbeftätigungen und bie 
Bolleten über bie bezahlten Gebühren aus. Da alle berlei Urkunden 
mit der Unterfchrift des Amtsvorſtandes verfehen fein mußten, fo 
machte A beffen Unterſchrift darauf nach, und brüdte auch das Amts- 
fiegel darauf. Der Gerichtshof erfler Inſtanz erfannte A bes 
Mißbrauches der Amtögeiwalt, dagegen das Oberlandesgericht des 
Verbrechens des Betruges buch fäljhliche Ausfertigung öffentlicher 
Urkunden nad 8. 197 und 8.199 lit. d und zwar vorzüglich be« 
Halb bloß dieſes Verbrechens ſchuldig, weil ihm bie Befugniß zur 
Ausfertigung von Amtsurkunden ber fraglichen Art ganz und gar 
gefehlt habe, da nur der Amtsvorftand berufen war, derlei Docu- 
mente zu unterfchreiben und “ihnen dadurch bie Eigenſchaft dffent- 
licher Urkunden zu geben. War es aber nicht feines Amtes, die Ur« 
kunden auszuftellen, fondern nur fie vorzubereiten, fo könne darin, 
daß er eigenmächtig unwahre Zeugnifle von Umfchreibungen, bie 
nicht vorgenommen wurden, außftellte, auch kein Amtsmißbrauch von 
feiner Seite liegen. Der oberfte Gerichtshof beftätigte jevod das 
erſtrichterliche Erkenntniß und zwar „in Erwägung, daß ber Ange 
Magte durch den Auftrag zur Führung des Steuerbudes von feinem 
Borjtande mit einer Amisgewalt bekleidet wurde, welde er unter 
feinem Dienfteive auszuüben hatte, daß ein Mißbrauch diefer Amts- 
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gewalt ſchon in ber von ihm vorſätzlich unterlaſſenen Vornahme ber 
Umfcreibungen Tiege, welche mehrere Parteien bei ihm nachgeſucht 
hatten, daß alfo das im $. 101 des St. ©. B. bezeichnete Ber- 
brechen bes Mißbrauches ver Amtsgewalt bereits vollendet war, che 
noch der Angeflagte zu jenen: betrügeriſchen Handlungen (Ausftellung 
unwahrer und gefalſchter Urkunden) ſchritt, wodurch er ſich bes bes 
zwedten Geldgewinnes verfidern wollte, weßhalb dieſe fpäteren 
Handlungen weder die Natur des ſchon vorher eriftent gewordenen 
ſchwereren Verbrechens ändern, noch felbftftändig und für fi, fon- 
dern nur als acceflorifche Umftänbe desſelben in Betrachtung kom⸗ 
men Können.“ 


Re. 736. 
Diebftahl: „mit Waffen verfehen". Berückſichtigung 
ber Webertretung des Verbotes des Waffentragens. 

h . dv. 21. Mai 1886, 3.4729. (D. 2. ©. Venedig.) ©. 3. 
Bet. Entf. v. 21. Mi Te 90, ©. Benebig) ©. 3. 
Die Angelfagten A und C riffen aus einem Orumbftüde zwölf 
junge Weivenbäume im Werthe von 50 fr. heraus und trugen fie 
fort. A hatte bei Verübung der That eine mit Schrott gelavene 
Flinte bei fih. Ob die Flinte fein ober B's Eigenthum gewefen 
fei, ob er wegen des Diebftahles ſich bewaffnet, ob er die Flinte 
für die Jagd mitgenommen ober fie ganz zufällig bei fid gehabt 
babe, Konnte im Proceffe nicht ermittelt werden. Das Oberlandes- 
gericht erflärte die That als das Verbrechen des Diebftahles, und 
bemerkte, daß bie von ber erften Inſtanz behauptete Beſchraͤnkung 
der Anwendbarleit bes 8. 174 I des ©t. ©. B. auf den Fall, 
daß ber Dieb fi} eigens zur That mit einem ber perfönlihen Sicher⸗ 
heit gefährlichen Werkzeuge verjehen habe, — weder aus bem vom 
Geſehe gebrauchten allgemeinen Ausbrüden hervorgehe, noch im Geifte 
desfelben liege. Nicht die Abſicht, im ber der. Dieb fich bewaffnen 
mag, fei hier entſcheidend, fonbern bie gräßere Gefahr, womit aud 
der nur zufällig mit Waffen verfehene Dieb im Gegenfage zum Uns 
bewehrten bie Sicherheit des Eigenthumes und der Perfon bedrohe, 
fowie ver Umftand, daß im Falle ver Vetretung auf friſcher That 
die Verhinderung ber Vollendung des Diebftahles einem Bewaffneten 
gegenüber um fo ſchwieriger und gefahrvoller fei. Der oberſte Ge- 
richtshof beftätigte dieſes Erklenntniß aus gleihen Gründen und mit 
der Zufagbemertung, daß in dem hier vorliegenben fpeciellen Falle 
der entgegengefegten Auſicht ber erſten Inftanz um fo weniger bei- 
gepflichtet werben tönne, da die Angellagten aud nicht bie gefegliche 

Erlaubnig zum Tragen von Waffen hatten. 








Ar. 737. 


Diebftahl an verfperrtem Gute: Eintritt in den verſchloſ⸗ 
jenen Raum mittels Durchwatens eines Fluſſes. 
Bet. Eutſch. v. 27. Mai 1856, 3. 3917. (0.2. G. Mailand.) ©. 3. 
eft. Eutſch. —E 8 O. 2. 6. 63 

Dem B wurde aus dem Hofraume feines Banernhaufes ein 
dort frei liegender Wafchkeffel im Werthe von mehr als 5 fl. ent 
wendet. Da diefes Haus von drei Seiten von Mauern eingefaßt, 
und die Zugänge verfchloflen waren, fo konnte der Thäter, A, in 
den Hofraum nur durch Durchwaten des Flüßchens kommen, welches 
die vierte Geite des Hofes begrenzte. — Die erfte Inftanz nahm 
die Qualification des Sperrverhäliniſſes nach $. 174 II lit. d des 
&t.©.B. niht an; bie zweite Inftanz erkannte jedod den A wegen 
dieſes Oualificationsumftandes des Verbrechens bes Diebftahls ſchul- 
dig und ber oberſte Gerichtshof beftätigte dieſes Erkenntniß, weil 
bie Schwierigkeiten, welhe A zu überwinden hatte, um auf bie 
einzig mögliche Art in den Hoframm zu kommen, viefelben der Er- 
Metterung und Ueberfteigung einer Mauer gleich ftellen.* 


Nr. 788. 


Culpoſe Tödtung: Verantwortlichkeit für einen vom 
Unternehmer beftellten fachkundigen Gejchäftsleiter? 
Abuud. Entiß- v. 28. Mei 1856, fr. ATI2 (D. 8. 6. Bien) 6.3. 


„A, der angeflagte Unternehmer des Steinbruch, welchem es 
in biefem Fache am befonveren Kenntniffen umd Erfahrungen fehlte, 
übertrug bie Vornahme und Leitung ber Arbeiten ganz und gar ſei— 
nem Bruder, einem hierin volllommen bewanberten und vorfihtigen 
DManne, welder überbieß mit den dießfalls beftehenden Verhaltungs- 
vorfhriften durch bie von ber Verwaltungsbehörde ausgegangene 
Republication derſelben volftändig bekannt gemacht wurbe. Unter 
viefen Verhältniſſen läßt fich nicht behaupten, daß bie Folgen ver 
Bearbeitung des Steinbruchs, wie folde eben flattfand, für ben 
Unternehmer A leicht erkennbar waren, ober daß er vermöge befon« 
ders bekannt gemachter Vorſchriften, nach feinem Stand, Beruf, Ge- 
werbe, Beichäftigung ober überhaupt nach feinen beſondern Berhält- 
niffen einzufehen vermochte, daß bie Art, in der ber Steinbruch be» 
arbeitet wurbe, eine Gefahr für die körperliche Sicherheit von Men- 
ſchen herbeizuführen oder zu vergrößern geeignet war. Es fann ihm 
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aber auch nicht zur Laſt gelegt werden, daß er, anſtatt ſelbſt mit 
den Arbeiten ſich zu befaſſen, dieſelben feinem Bruder anvertraute, 
und dieſen zum Leiter und Vorarbeiter beſtellte; denn einerſeits iſt nicht 
vorgeſchrieben, daß der Unternehmer eines Steinbruchs denſelben ſtets 
ſelbſt bearbeiten, daß er perſönlich die Arbeiten anordnen und beauf- 
fichtigen müſſe, andererfeit8 Tann aber dem Angeflagten A wegen ber 
Wahl des Leiters bei ber erwähnten allgemein anerkannten Befähi- 
gung feines Bruders ein gegräinbeter Vorwurf nicht gemacht werben. 
Zwar wird dem Unternehmer eines Steinbruch durch die politiſchen 
Berorbnungen allerdings die Ueberwachung zur Pflicht gemacht, und 
ex für jede Abweichung von ber vorgefhriebenen Verfahrungsweiſe 
verantwortlich erflärt; allein bavon abgefehen, daß hier wohl nur ein 
Unternehmer gemeint "fein lann, der den Steinbruch felbft bearbeitet, 
weil fonft jeder, der in feinen oft ſehr entlegenen Befigungen Stein- 
bruche bearbeiten läßt, für alle dabei vorfallenden Gefegwibrigteiten 
zur Verantwortung zu ziehen wäre, fo barf bie Verantwortlichfeit des 
Unternehners in ſtrafrechtlicher Beziehung doch immer nur nad) dem 
jeweilig beftehenden Strafgefege beurtheilt werben, und es würde ba- 
ber der Angeflagte nad) 8. 335 des St. ©. B. nur dann ſtraf- 
fälig fein, wenn ihm eine der im befagten Paragrafe bezeichneten 
Handlungen oder Unterlafiungen zur Laft fiele, was aber unter den 
bier obwaltenden Umftänben eben nicht der Fall iſt.“ 


Re. 780. 1, 0 FEN, 
Einſchließung ber Ehegattinn: unbefugte —& 
ber perjönlichen Freiheit? 
Ber. Eutſc v. 23. Mai 1856, 4, 0707. (D-8. 0. Bien) ©. 3. 1056, 


— Der Angellagte A Hatte feine Gattin in einem Zeitraume von 
etwa zwei Jahren, einmal durch einen Nachmittag auf zwei ober 
Elb Stunden in einem Wohnzimmer, worin Brod und Wein 
fland, einmal eben dort, wo aber ein Bett befinblid war, durch 
die Nacht, das britte Mal bei Tag auf dreiviertel Stumben und end⸗ 
lich auf eine halbe Stunde in demſelben Zimmer eingefpertt. Im 
erſter Inſtanz wurde A des Berbretiens der öffentlichen Gemalt- 
thätigfeit nach $. 93 des St. ©. B. (unbefugte Einfchränkung ver 
perfönlichen Freiheit) ſchuldig erklärt. Der oberfte Gerichtshof fand in 
dem Sadjverhalte, gleich der zweiten Inftanz, nicht ven Thatbeſtand des 
obigen Verbrechens und zwar .... „in Erwägung, baf nach ver Faſſung 
und bem Seife des Strafgeſetzes die Anmaßung einer nicht zuſtehenden 
Gewalt und die Abſicht, die perſönliche Freiheit eines Menſchen einzu⸗ 
ſchränken, vorausgefegt werbe, deſſen Willensthätigleit man zu be 
Strafrechtliche Eutjcheidungen. 33 
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ſchränken nicht befugt iſt, wobei vorzugsweiſe bie gefängliche Ver— 
ſchließung, fei es zur Prävention oder Strafe, im Auge gehalten 
wurde, fowie in Erwägung, baß bie Ehegattin nach ben 88. 91 
und 92 und insbefondere nah $. 175 des a. 5. ©. 3. in Rüd- 
fit ihrer Perfon unter die Gewalt des Mannes komme und ihm 
in feinen Wohnfig zu folgen verpflichtet fei, daß baher im ber Ve- 
hinderung ihrer Entweihung vom Haufe, welche, ſowie die Beforg- 
niß, „daß fie Alles forttrage,” vom Ungellagten ald Grund der 
Streitigkeiten, fo wie jener Vorfälle angegeben wird, durch fo vor- 
übergehende Berfperrung für kurze Zeiträume im eigenen Wohnzim- 
mer, eine unbefugte Einſchränkung ver perfönlichen Freiheit einer 
Berfon, über welche dem Beſchuidigten vermöge. der Gejege feine 
Gewalt zuftand, nicht zu erkennen fei, obſchon übrigens Weber 
ſchreitungen in ber Dauer und Art der Verſchließung, fowie der häus- 
lichen Zucht überhaupt (88. 413 und 419 des St. ©. 8.) aller- 
dings in ein Verbrechen ausarten können,” 


Nr. 740. 
Todtſchlag an Schwiegerltern: „Verlegung befonderer 
” Pflichtend«" 


2et. Entf. v. 3.Zunl 1856, 3. 1588, (D- 2. .Benebig) G. 3. 1856, 
x. 88. 


A wurde wegen be an feiner Schwiegermutter verübten Tobt- 
ſchlages verurtheilt. Die erfte Inftanz wendete den höheren Straf 
ſatz bes 8. 142 des St. ©. B. an, weil das Verhältnig des An- 
geflagten als Eidam zu feiner Schwiegermutter an ſich ſchon eine 
befondere Verpflichtung desſelben gegen bie Entleibte begründet habe. 
Die zweite Inftanz fand, daß der niebere Straffag von fünf bis 
zehn Jahren anwendbar ſei. Die beſchwerdeführende Staatsanwalt- 
ſchaft machte gegen das obergerichtlihe Erkenntniß unter Anderem 
aud Folgendes geltend: weil das Gefet bei Statuirung des höhern 
Straffages neben des Berwandtſchaft auch die Verlegung befonberer 
Pflichten berüdfichtigt Habe, falle der von einem Vormunde, Cura- 
tor, Erzieher an feinem Pflegebefohlenen begangene Todtſchlag un⸗ 
zweifelhaft unter bie höhere Strafjauction; dann aber feheine es ab- 
furd, dieſelbe Straffanction nicht auch auf die Täbtung der Schwieger- 
mutter, der dem Thäter nächſtverſchwägerten Perſon, der Großmutter 
feiner Kinder anzumenden, zumal wenn fie, wie es hier ber Fall fei, bei 
ihnen die Stelle ihrer ſchon verftorbenen Mutter zu vertreten habe, 
Der oberfte Gerichtöhof beftätigte aber das obergerichtliche Erkenntniß 
in der Erwägung, „daß $. 142 des St. ©. B. die höhere Strafe von 
sehn bis zwanzig Jahren nur für jene Fälle ausſpreche, in welchen ber 
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Thäter nicht einmal durch die Bande naher Verwandtſchaft ober be» 
fonberer Pflichten vom Verbrechen ſich zurüchalten ließ, ferner daß fein 
entſcheidender Grund vorliege, um bem Worte „Verwandtſchaft“ in 
dieſer Geſetzesſtelle eine andere, als bie engere Bedeutung beizulegen, 
welde ihm in ben 88. 40 umb 41 des a. 6. ©. B. ausdrücklich 
garden werbe, weil es fih eben um eine Ausnahme von dem als 

egel geltenden niebrigeren Straffage handle, und weil das Straf- 
gefeß felbft dort, wo es beftimmt, wer zur Claſſe der nahen Ber- 
wandten gehöre, als ſolche nur Blutsverwandte bezeichne ($. 463 
Tert und Rubrik), daß enblih bei ver oben gedachten Ausnahms- 
beftimmung bes 8. 142 St. ©. 3. zwar eben jo, wie in den 88. 360, 96, 
132 u. a. des St. ©. B., ven natürlichen, aus dem Familienver⸗ 
häftniffe entfpringenden Verpflichtungen aud) bie freiwillig übernom⸗ 
menen Pflichten, 3. B. bed Vormundes, Erziehers u. |. w. beige: 
orbnet und gleiähgeftellt werben, daß aber eben baburd mit genii- 
gender Beftimmtheit ausgebrüdt fei, daß biefe anderen Verpflichtungen 
auf einem von der Familienverbindung ganz verſchiedenen Verhält- 
niffe beruhen müfjen und folglich das Verhaͤltniß ber Schwägerfhaft 
darunter nicht gemeint ſei.“ 


Nr. 741. 


Berläumdung — unter Umſtänden, welche die Glaub» 
würdigfeit des Unzeigers weſentlich beeinträchtigen. 
Abänd. Eutich. v. 3. Juni 1 A ©. 8 6. Zum) 6.3. 


A wurde von dem Finanzwachmanne B auf einem Salzſchmuggel 
ertappt. Darüber zur Rebe geftellt, fuchte er fich dadurch zu recht ⸗ 
fertigen, daß er den B beſchuldigte, das wenige Salz, welches ſich 
in dem beanftandeten Sade vorfanb, heimliher Weife in denſelben 
geſchüttet zu haben; es fei dieß von B's Seite aus Rache gefchehen, 
weil der Antrag, welchen B vor einiger Zeit ihm und anderen Sa- 
Imenarbeitern gemacht Habe, nämlich, daß er ihnen gegen Entgelb von 
einem Gulden von Jedem geftatten wolle, regelmäßig nach vollende- 
ter Arbeit ein Säckchen Salz mitzunehmen, von ihnen abgelehnt wor⸗ 
den fei. B verlangte die Unterfuhung wider A wegen Ehrenbelei 
digung, bei welcher A feine Beſchuldigung aufrecht hielt und auch die 
erwähnten Salinenarbeiter namhaft machte, melde jedoch bei ihrer 
Einvernahme der Behauptung des A widerſprachen. In der wiber 
A wegen Berläumbung geführten Unterfuhung geftand A bie Uns 
wahrheit feiner Angabe ein. Die erfte Inftanz fette ihn wegen bie- 
fes Verbrechens in den Anklageftand, die zweite Inftanz ſchöpfte einen 
Ablaßungsbeſchluß, weil bie Angabe des beim Schmuggel betretenen 

38* 


— 516 — 


Teich als unglaubwürbig barftellte und nicht geeignet war, 
je Nachforſchungen zu veranlaffen. Der oberfie Gerichts: 
ste den erſtrichterlichen Beſchluß „in der Erwägung, ba 
ver Namhaftmachung von Zeugen, auf welche ſich A zum 
eſſen berief, was er gegen ben Finanzwachmann vorge: 
e, die Vernehmung derfelben unvermeiblic geworben ſei, 
te Angabe Nachforſchungen gegen den fälſchlich Beſchuldig- 
aſſen mußte und folglich der vorliegende Thatbeſtand auch 

. Iette Erforderniß des Verbrechens der Verläumdung 


Nr. 742. 
eidigung durch Schlagen: Animus injuriandi. 
tb. v. 3. Juni ut, 3,5121 511. 0.2 6 Mail.) ©. 3. 


erſetzte feinem Begleiter Bi — Straße, ohne daß 
deſſen verſah, einen ſo kräftigen Stoß, daß er gegen die 
dert wurde, welche dadurch an bie Mauer anpralltee B 
ch wegen ihres Schwangerſchaftszuſtandes eine mehrtägige 
ihigkeit. — Die erfte Inftanz verurtheilte dem A wegen Ehren- 
‚bie zweite Inftanz ſprach ihn los, weil A's Vorſatz nicht auf 
ung gerichtet war, fonbern bloß jugendlicher Muthwille die 
nes Handelns gewefen fei. — Der oberfte Gerichtshof be- 
3 erftrichterliche Urtheil „in Erwägung, baß bei ber frag- 
etretung ein böfer Vorſatz nicht erforbert werde, ba im $. 233 
als Uebertretungen alle Hanblungen und Unterlaffungen er- 
bie Jeder als unerlaubt von felbft erkennen Tann, — daß 
objective Erkennbarkeit der Unerlaubtheit ber Handlung 
agten allerdings beigelegt werben müfle, welde an ſich 
Beſchimpfung ber Perfon ver B enthalten habe, — md 
& die (richtige) Annahme, es fei A durch Muthwillen 
eitet worben, anftatt die Strafbarkeit ber im Sinne bes 
rhandenen WeBertretung auszuſchließen, dieſelbe vielmehr 
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Nr. 748. 

Veruntreuung durch Plünderung anvertrauter verfiegelter 
Briefe. 

Bet. Eutſch. v. 3. Juni —— 5208, (O0. 2. 6. Junstruch ©. 3. 


A, feines Gewerbes ein hr —S erhielt von B 
drei verſiegelte Geldbriefe mit dem Auftrage, fie dem an einem an— 
dern Orte wohnhaften Aoreffaten einzuhändigen. Anftatt feines Auf: 
trages ſich zu entlebigen, öffnete A eigenmächtig die Briefe, nahm 
den größeren Theil des Geldes heraus unb behielt ihn für fi. Die 
erfte Inftanz fette ihm wegen Diebſtahls, bie zweite wegen Berun- 
treuung in Anklageftand; ber oberfte Gerichtshof beftätigte letzteren 
Beſchluß in ber Erwägung, „daß B dem A bie Gelbbriefe zur Ueber- 
bringung an ben Ort ihrer Beſtimmung und mit bem Vertrauen 
auf bie ihm namentlich in ber Eigenfhaft eines Yahrboten zuge 
muthete Treue in die Gewahrſame übergeben habe, fomit das Geld 
zweifellos als ein ihm anvertrautes Gut zu betrachten fei, deſſen 
Vorenthaltung oder Zueignung fi als Beruntreuung im Sinne bes 
$. 183 des St. ©. B. und nicht als Diebftapl nad) 8. 171 des 
&t. ©. B. darſtelle.“ 


Ne. 744. 
Nothwehr: Möglichkeit der Flucht? 
Beſt. Entf. v. 18. Juni 3 01, (D 2%. G. Mailand.) Eco d. Tr. 


Der oberfte Gerichtshof erkannte den des Verbrechens ber 
ſchweren körperlichen Beſchädigung beſchuldigten A ſchuldlos aus fol- 
genden Gründen: „Schon das Obergericht hat angenommen, daß 
der Beſchuldigte innerhalb der Grenzen gerechter Nothwehr gehandelt 
habe, und wirklich gibt der Beſchädigte B felbft zu, daß er, mit einer 
Senſe bewaffnet, den A bamit probocirte, baß er ihm zurief, er ver- 
diene über den Kopf gefchlagen zu werben, daß A trogdem fortfuhr, 
die ihm amvertraute Heerbe zu bewachen, unwerſt als er ben B fih 
nähern ſah, ben Hirtenftod vor ſich ſchwenkte, daß trogbem er, B, 
ſich zurnend und die Sichel ſchwingend, dem Beſchuldiglen A immer 
mehr genähert Habe, und baß biefer jegt mit dem Stode ihn, B, auf 
den Arm fo flug, baf ein Beinbruch erfolgte. Dasfelbe ift auch 
dich Zeugen conftatirt. Aus Allem dem ergibt fi, daß A wegen 
des drohenden Benehmens des B Grund zu beforgen hatte, daß er 
felöft von biefem ſchwer verlegt werben werde; er war nun nicht 
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verpflichtet, zu fliehen und bie feiner Obhut anvertraute Heerde zu 
verlafien — und führte ven Streih mit dem Stode gegen B nur 
zur Abwehr eines ungerechten Angriffes gegen feine Perſon.“ 


Nr. 745. 
tthätigfeit gegen obrigfeitliche Perfonen: Waffe. 
fd. v. 18. Juni a ©. 2. &. Mailand) G. 3. 


a8 Vieh des A wurde, weil e8 auf fremder Weide betreten- 
son dem Feldhüter gepfänbet; ber Eigenthümer, welcher zu⸗ 
ızu lam, feßte der Amtshandlung gewaltthätigen Wiberftand 

Der Wiverftand war mit einer im zwei fpigige Baden 
nden Rabhaue von Eifen geleiftet worben. Das Oberlandes- 
für deſſen Rechtsanſicht fi auch der oberſte Gerichtähof er- 
rtannte, daß ber Widerftand als ein mit einer Waffe gelei- 
nzufehen fei; denn bei der entſchiedenen Gefährlichleit ber 
e fei es zweifellos, ba fie als Waffe im eigentlichen Sinne 
rtes gebraucht werben könne, und vom Angeblagten wirklich 
he gebraucht worben fei, — ber Umftand aber, daß fie ztt= 
in Werkzeug friebliher Arbeit und vom Angeklagten auch nur 
m Zwede mitgenonmen und anfänglich gebraucht wurde, fei 
eidend, weil vom Gejege nicht gewürdiget. 


Nr. 746. 


uf verdorbenen Weines durch den Urprobucenten. 
Entfä. v. 18. Juni 3 ©. 8 Bm) 3. 


Die Beftger von Weinbergen im Orte N pflegen ben gelefenen 
m Kleinverſchleiße zu verkaufen, wozu fie von ber Gemeinde 
ng eine Licenz erhalten. Auf bie Anzeige, daß A gefund- 
üblichen Wein verkaufe, murbe berfelbe der Unterfuchung 
gen. Die SaMerftänbigen erflärten den Wein als der Ge- 
E naditräglic, ein Ausfprud, der vielfeitigen Widerſpruch von 
ver vernommenen fiebzehn Zeugen erfuhr. Die erfte Inftanz 
eilte den A, bie zweite Inſtanz ſprach ihm los, weil nur ein 
osmann, nicht ein Urprobucent Subject der Webertretung ber 
)3 und 404 des St. ©. 2. fein könne. Der oberfte Gerits- 
elcher den Sachbefund nicht als beweismachend annahm, ſprach 
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den A nur aus Unzulänglichkeit ber Beweismittel frei, in ver Er- 
wägung, „daß ber Ungeflagte A, indem er mit bem af sinonem 
Grunde und Boden erzeugten Weine einen Kleinverſchl 

fi} jenen Perfonen gleichgeftellt Habe, bie ben Wein! 

werbömäßig betreiben, daß fih A folglich durch ben 

verborbenen Getränken im Kleinen allerdings ber im 

St. ©. B. bezeichneten Uebertretung ſchuldig gemacht 

daß aber anderſeits ber Beweis einer folhen Handlun 

von Hari Zeugen angefochtenen Sachbefund nicht hei 

den fei.“ 


Nr. 747. 
Verpfändung amvertrauter Sachen: Bere 
Werthes. 


Abund. Entf. v. 29. Iufi 1858, 3. 7388. O. 2. ©. © 
aus. v9. Jul 1856, de m hi 


Der Juwelier B ſtand mit dem Golvarbeiter A 
verbindung; B überfhidte an A Waare und A hatt 
beftimmten Termin ben Erlös an B abzugeben oder 
zurädzuftellen. Bon Noth gebrängt, verpfändete B Goll 
da er fie nicht zurlchlöfen konnte, ehe B ihn auf Zurü 
felben mahnen ließ, geftand er dem B fein Gebahren ei 
ihm die Pfanbfcheine aus. — Der Werth der verpfän 
war über 300 fl., der Auslöfungsbetrag unter 300 fl 
Inſtanz nahm ben niebrigeren Straffag bes $. 184 be 
an, bie zweite Inflanz jebod; ben höheren, indem fie de 
Waaren als Grundlage annahm. Der oberfte Gerichts 
das erſtrichterliche Urtheil und zwar in Erwägung, „ 
8. 183 des St. ©. B. nebſt der Unterfchlagung ge 
Abficht des Thäters darauf gerichtet fein müſſe, entweve 
thümer des anvertrauten Gutes außer Stanb zu fegen, 
bemfelben verfügen Yönne, ober ihn um ben Bermögı 
Gutes zu bringen, daß aber der Angeffagte, indem er 
Berkaufe anvertrauten Waaren anftatt deſſen verſetzte, h 
dem Eigenthümer aus freien Stüden die Pfandſcheine 
ihm fo die Einlöfung ber verpfändeten Sachen ermöglic 
dem Eigentümer nicht die Verfügung über fein Gut eı 
tern ihn vielmehr nur um bie zur Wiebereinlöfung nött 
alfo um einen Theilwerth verjelben gebracht habe, und 
biefer Theil- und nicht der volle Werth ber verſetzten 
den Thatbeftand der Veruntreuung falle, zumal ba bie 
der That nad 8. 187 des St. ©. B. vollends erlofe 
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wäre, wenn der Thäter dem Eigenthümer wor ber gerichtlichen An⸗ 


je nebft den Verſatzſcheinen auch noch die zur Einlöfung nöthige 
ne übergeben hätte,“ 


Re. 748. 
Brandftiftung: erheblicher Schade? 

. Entfd. v. 30. Juli 1856, 3. 6548. O. 2. ©. Oedenburg) ©. 3. 
uſch 3 he, 12,0 SQ 19) ©. 3. 

A. legte aus Rachſucht Feuer, welches ſechs Scheunen ſammt 
ganzen barin befindlichen, für die Durchwinterung bes Viehes 
Irte8 aufbewahrten Futtervorrath verzehrte. Mit Rüdtficht auf ven 
amtbefigftand der Ortsbewohner maren 5per Cent des Werthes 
jet; nach Abzug ber von ber Affecurranzanftalten geleifteten 
ngen erübrigte ein Schadensbetrag von nur mehr als 2'/, Per- 
auf deſſen Erfag die Beſchädigten verzichteten. — Die erſte 
3 nahm an, daß die Strafe nicht nah dem 8. 167 
bes &t. ©. B. (erheblicher Schade) ausgemeſſen fei und 

te bie lit. e (gehn bis zwanzig Dahre Kerker) an. Die 
Inſtanz unterlegte der Strafausmeflung bie ftrengere Straf: 

m bes $. 167 lit. c. Auf Berufung des Angeklagten beftätigte 
jerfte Gerichtshof das Urtheil ber erſten Inſtanz. Die Ent 
mgsgrünbe enthalten Folgendes: „Bei ber Schlußverhandlung 
fämmtlihe Beſchädigte erflärt, daß fie ihren durch die Brand» 
| erlittenen Schaben nicht erheblich nennen können. Da nun 
Erklärung der Beſchädigten durch ihre freiwillige Verzichtleiftung 
tigt wirb, fo entfällt hiermit der einzige Grund, welder das 
andesgericht zur Annahme des höheren Strafjages beftimmte.“ 


Nr. 749. 


ches Zeugniß oder Vorfepubleiftung durch Verheim⸗ 
lichung der Anzeigungen eines Verbrechens? 
1. Eutſch. v. 30. Juli 1850, 8. 7915. ©.2%. ©. Zara.) ©. 3. 1856, 


Im einer wegen Diebftahls geführten Unterfuhung fagten brei 
:n übereinftimmend aus, A babe ihnen mitgetheilt, daß er den 
x kenne. A, zu Gericht gelaben, gab an, er wife vom Thäter 
‚ babe übrigens die erwähnte Angabe der Zeugen nicht gemacht. 
irde, da biefe bei Gericht abgelegte Ausfage ermielenermaßen 
jalfede war, in erfter Inflanz wegen Verbrechens des Betruges 
8. 199 lit. a des St, ©. B. verurtheilt. Die zweite Inſtanz 
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verurtheilte ihn wegen Verbrechens der Vorſchubleiſtung, weil er der 
Obrigkeit abſichtlich Anzeigungen verheimlicht habe, die zur Eruirung 
bes Thaters dienlich geweſen wären. Der oberfte Gerichtshof be 
flätigte das erftrichterliche Urtheil aus folgenden Gründen: „Wenn 
die Beftimmungen ber 88. 6, 197, 199 lit. a, 204, 214 und 215 
und des Art. IV des Kundmachungspatentes in ihrem Zufammen- 
hange einer forgfältigen Prüfung unterzogen werben, fo ftellt ſich als 
zweifellos dar, baß, ſobald bie Verheimlihung ber zur Entdedung 
eines Verbrechens ober bes Thäterd dienlichen Anzeigungen (melde 
an fi das Verbrechen ver Vorſchubleiſtung durch Berhehlung begrün- 
ben würbe) durch ein gerichtlich abgelegtes falfches Zeugnig in das 
Berk gefegt wurde, bie 8$. 197 und 199 lit. a, und in Folge 
deſſen nach Befchaffenheit der Umftände aud) bie höheren Straffanc- 
tionen ber 88. 202 und 204 ihre volle Anwendung finden,“ und in 
fernerer Erwägung, „daß im gegebenen Falle die Merkmale des Ber- 
brechens der Vorſchubleiſtung um fo weniger als vorhanden ange 
nonımen werben können, al® durchaus nicht bewiefen ift, daß bie 
außergerichtlichen Eröffnungen bes Angeflagten an bie brei Zeugen 
auf wahren Thatſachen beruhen.” 


Nr. 750. 


Meineid: Formel „meines Wiffens und Erinuerns“. 
Abänd. Eutſch. v. 6. 1856, 3. 7491. (D.2. ©. Junöbrud.) Eco d. Tr. 
10) Auguſt x Ya m —8 Junsbrud) Eco 


(Ergänzt und berichtigt nach den Acten.) 
A wurde von dem oberſten Gerichtshofe des Verbrechens des 
Betruges durch Ablegung eines falſchen Eides ſchuldlos erlannt aus 
folgenden Gründen: „Beide Inſtanzen haben zwar als erwieſen an- 
genommen und von dem Angellagien wurbe auch nicht in Abrede ge- 
ftelt, daß die in der Eibesformel enthaltenen Lieferungen von 
Waaren und Geld wirklich gemadt wurden. Allein das Object des 
ihm angeſchuldeten Verbrechens des Betruges durch falſchen Eid liegt 
nit in ber Frage, ob biefe Pieferungen gemadt murben ober 
nicht, fonbern in dem Umftande, ob er im Momente ver Eidesab- 
legung gewußt oder fich erinnert habe, ober nicht, daß die Lieferun- 
gen gemadyt worben feien, weil fein Eid aud nur dahin geht, 
er wiſſe und erinnere no nit, daß Waaren und Geld übergeben 
worden feien ...“ u. f. w. 


— ——— 


— 


nie, 


PR 
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Nr. 751. 
Einrede der Wahrheit der beleidigenden Behauptung: 
Buchftäbliche Wahrheit? 
Abänd. Eutſch. v. 7. Auguft 18 3,78 ©. 2. ©. Prag) ©. 9. 


Es wurde A überwiefen, von B gefagt zu haben: „B hat 
mir ein Seibel Läufe in's Haus gebracht”. — Der von A berufene 
Zeuge O fagte aus, es habe ihn B dur ein Geldgeſchenk gewon- 
nen, einen Segen Tuch zu A zu tragen, welcher wie eine Müge zu- 
fammengewidelt war, und worin bie Läufe herumkrochen. — Im 
erfter Inftanz wurde A aus Unzulängligteit der Beweismittel von der 
Uebertretung ber Ehrenbeleibigung freigeſprochen. — Die zweite Inftanz 
ſprach ihm ſchuldig, weil die Yeußerung des A bie verächtliche Eigenſchaft 
des B in fich ſchließe, daß er mit feiner Perfon die Läuſe in das Haus bes 
Angeſchuldigten gebracht, dag B mit dem Ungeziefer behaftet jei. Die 
fei jebod nicht der Fall gewefen, fondern C abe nur auf Anftiften 
des B das Ungeziefer zu A gebracht. — Der oberſte Gerichtshof 
erklärte den A ſchuldlos. „Die dem A zur Laft gelegte Aeußerung, 
„B habe ihm ein Seidel Ungeziefer in’s Haus gebradt," fei, wenn 
die obwaltenden Verhältniſſe, fo wie ſich ſolche durch die Erhebung 
herausgeftellt, in Erwägung gezogen werben, mit jenen: „B habe 
ihm ein Seidel Ungeziefer in’® Haus gefchidt,“ gleichlautend. Werbe 
nun erivogen, baß O bei der Berhanblung beftätigte, das Ungeziefer 
nad Aufforderung des B gegen von diefem erhaltene Bezahlung dem 
A in’ Haus gebracht zu haben, bag... . . aus ben Ausſagen bes 
D und E hervorgeht, das Ungeziefer fei wirklich in das Haus des 
A gelommen ..... fo liege e8 am Tage, daß A ſich bei biefer 
Aeußerung in einer Lage befunden habe, melde mit Rüdficht auf 
bie Beftimmungen des $. 2 ad e und bes 8. 491 ber St. P. O. 
die Anrechnung biefer Yeußerung als einer ſtrafbaren Ehrenbeleibi- 
gung ausfchliegt." 


Rr. 752. 
Einrede der Wahrheit der beleidigenden nicht öffentlich 
vorgebrachten Behanphung: Schwanfendes Ergebniß ber 
eweisführung. 
Belt. Entf. v. 19. Auouf 186, ® Trs. ©. 28.6. Trieſt) ©. 3. 
Gegen A wurde von berB und ihrem StieffohneP eineRlage wegen 


Ehreubeleivigung erhoben, weil er fie beſchuldigt Habe, daß fie in einem 
vertrauten Liebesverhältniſſe ftänden. A, in erſter Inſtanz verurtheilt, 
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machte zu ſeiner Entlaſtung geltend, daß er die Beſchuldigung für 
wahr gehalten Habe, da ex hierüber die beſtimmte Meittheilung von 
ber unverdächtigen D erhalten habe, welde von einem biekfälligen 
Borgange als Augenzeuge erzählte; dieſe Erzählung fei beftärkt wor⸗ 
ben durch bie eigene Wahrnehmung auffallend liebevoller Annäherung 
zwifchen B und P. Bei ver Verhandlung ftellte die D wohl in 
Abrebe, davon etwas zu wiſſen ober geäußert zu haben, war jedoch 
in ihren Angaben fehr ſchwankend. — Dann machte A geltend, daß 
er die Beihulbigung nur einzelnen Perfonen und nie Öffentlich ge- 
macht, nur einmal habe er darüber zu einem Belannten im Gafthaufe 
gefprochen, fo daß möglicher Weile auch andere Perfonen es hören 
Tonnten, damals aber ‚habe er Teinen Namen genannt. — Die 
zweite Inftanz fprad den A aus Unzulänglichkeit ver Beweismittel 
frei, und ber oberfte Gerichtshof beftätigte diefes Erkenntniß „in ber 
Erwägung, daß bie bem Angeflagten zur Laft gelegte Ehrenbelei- 
digung in der Beſchuldigung ber B und des P wegen ber in $. 501 
und 502 des St. ©. B. bezeichneten Uebertretungen befteht, wovon 
zwar ber Ehebruch, nicht aber auch der im 8. 501 vorhergefehene 
Fall nur auf Verlangen tes beleidigten Theil in Unterfuhung ge 
zogen und beftcaft werben kann; in Erwägung, bat fomit bie nad) 
8.487 de8 St. G. B. dem A zur Laft gelegte Ehrenbeleidigung vermöge 
8. 490 des St. ©. B. ven Beweis der Wahrheit feiner Angabe oder doch 
folde Umftände, woraus ſich hinreichende Gründe ergaben, um bie 
Beſchuldigung für wahr zu halten, nicht ausſchloß, zumal jene Be— 
ſchuldigung feinesivegs im Sinne des $. 489 des St. ©. B. öffentlich vor« 
gebracht worden war; in Erwägung, daß in dieſer Beziehung das Ergebniß 
der Unterſuchung ſelbſt bei der Angabe ber D, uie dem Angeklagten 
die von ihm vorgebrachte Erzählung gemacht zu haben, mit Küchicht 
auf bie fonftigen erwähnten Umftände die Entſchuldigung feines Da- 
fürhaltens nicht völlig zu entkräften und ben Beweis, daß gerabe von 
ihm die Erfindung jener Befchulbigung ausgegangen fei, nicht zu Tie- 
fern vermodte.“ 


Nr. 758. 
Execeß der Nothwehr? 


Mbänd. Entſch. v. 19. Auguft 4 A738, ©.8. Veurhig) EdT. 


(Ergänzt und berichtigt nad den Acten.) 

A, welder feine Gattin C gegen bie B und D vertheibigend, 
die B durch Ummerfen ſchwer verlegte, wurde von dem Obergerichte 
ber Uebertretung des $. 335 des St. ©. B., begangen durch Ueber 
freitung geredhter Nothwehr, ſchuldig — dagegen von bem oberften 


— 524 — 


Gerichtshof ſchuldlos erlannt „in Erwägung, daß ber Beſchul- 
digte A bloß feiner Gattin C zur Hilfe eilte, welche von 
B und C bei den Haaren gezerrt wurde, daß er an dem Gtreite 
ſelbſt feinen Antyeil Hatte und nahm und daher auch für bie einge- 
tretenen Folgen nur infoweit verantwortlich fein Könnte, als er bie 
Grenzen gerechter Notwehr überſchritten haben wilrde; in Erwägung, 
daß nım, wenn auch einerfeits feftfteht, daß A um feine Gattin C 
von der B zu befreien, einige Gewalt angewendet habe, es body an ⸗ 
derſeits feineswegs Har gemacht ift, ob A in jenem Stabium ber 
Aufregung die Größe der angemenbeten Gewalt bemeffen und mit 
genügender Wahrfcheinlichfeit den Exfolg vorausfehen konnte.“ 


Nr. 754. 

Raub — oder — Diebſtahl mit nachfolgender Ge 
waltthat? 

Beh. Cutfä. ». 19-Mnguf 1856, 3.0095. (D-8. ©. Aalen) G. 3. 1090, 


A und O begaben ſich zur Nachtzeit zum verfperrten Haufe der 
Wittwe B und gruben eine Deffnung unter ber Schwelle ver Haus- 
thüre aus; fo gelangten fie in die Flur, und von ba in bie Wohn- 
flube, deren verfchloffene Thür fie mit Gewalt erbradien. Dort 
ftand an ber Krippe angebunden bie Kuh ver B fammt bem Kalbe, 
worauf fie es abgefehen hatten. Trog bes Bittens und ber Bor- 
ftellungen der B, welche in derfelben Stube mit ihren Kindern fchlief 
und über den Lärm erwacht war, ſchnitt O den Strid entzwei, und 
trennte fo die Kuh von ver Krippe. Da erfahte die B das zurüd- 
gebliebene Ende des Strides, verſuchte damit ben O, welder vie 
Kuh an der Hand Hatte, am Wegführen derſelben zu hindern, und 
tief zugleich ihrer breigehmjährigen Tochter, daß fie ihr die Art reihe. 
In diefem Augenblide erhielt fie von A einen Fauſtſchlag in das 
Geſicht fo, daß fie blutete und ben Wiberftand aufgab; die mit ber 
Art Herbeigeeilte Tochter wurde in ähnlicher Weiſe mißhanbelt und 
fo gelang es endlich jenen Beiden, die Kuh und das Kalb aus vem 
Haufe zu ſchaffen. Die erfte Inftanz fah in biefer Hanblungsweife den 
Thatbeftand des gewaltthätigen Diebftahls nad; 8. 174 I des St. G. B. 
Der oberfte Gerichtshof erklärte bie That Übereinftimmend mit bem 
Dberlandesgerichte al Raub, und zwar „in ber Erwägung, baß bie 
Entfernung der Kuh aus der Wohnung ber Eigentümerin erſt durch 
die Mißhandlung erzwungen wurde, welde fie von Seite ver Ein 
dringlinge erlitt, als fie ſich der Wegführung wiberfegte, — daß von 
einem Befige, in welchen ſich bie Angreifer bereit gejegt und zu 
defien Erhaltung fie Gewalt angewendet haben follen (8. 174, 3.1), 
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um fo weniger bie Rebe fein könne, als vie Beſchädigte eben erft 
durch ihre Bemuhung, ſich die Kuh von ihnen nicht entreißen zu 
laſſen, die fofort ftattgefundene Gewaltthätigkeit veranlafte, — daß 
alfo die Gewalt an ihr verübt wurde, um ſich ihres beweglichen 
Gutes zu bemädhtigen." 


Nr. 755. 

Gutmachung des Schadens beim Diebftahl: Heraus: 
gabe des Geftohlenen duch den auf der That 
Betretenen. 

Beſt. Euntſch. d. 20. Anguft 1 2, ‚O-8. 6. Venedig) Bo d. Tr. 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das über ven bed Ver- 
brechens bes Diebftahles angeflagten A von dem Obergerichte ge- 
ſchöpfte Schufblofigfeitserkenntniß, „denn obgleich A in der Wohnung 
des B eine Tafchenuhr ſich zugeeignet hatte, habe er fie doch in Folge 
ber Aufforderung des B ohne Wiberftand, wenn glei allerdings 
leineswegs aus thätiger Reue, zurücgeftellt; ver begangene Diebftahl 
fei Hierdurch, da jeder Schaden gutgemacht wurde — ſtraflos ge- 
worden.“ 


Nr. 756. 

Berechnung des Werthes bes Geftohlenen bei gleich 
zeitiger Entwendung verfperrter und unverfperrter 
Sadıen. 

Belt. Eutſch. v. 20. Anguft Io, ze ©. L. 6. Venedig) ©. 3. 


A hatte aus einer Wohnung Gegenftände im Werthe von 
36 fl. 15 fr. entwenbet und zwar Pretiofen aus verfperrtem Be— 
häftniffe im Werthe von 20 fl. 50 fr. und Wäſche im Werthe von 
15 fl. 25 fr, welch’ letztere an umverfperrtem Drte Ing. — Der 
oberfte Gerichtshof nahm an, daß fi) der Diebftahl aus dem dop⸗ 
pelten Grunde des höheren Betrages und ber Befchaffenheit ber 
That zum Verbrechen eigne. Denn „zur Annahme ver aus dem Sperr- 
verhältniffe hergeleiteten Oualification genüge ein bie Summe von 
5 fl. um einen noch fo geringen Betrag überfleigenber Werth. Die- 
fer Werth; müfje nun nad) dem Orundfage, daß Ein Umftand auch 
nur Einmal in Anſchlag zu bringen fei, ‚bei ber Frage nad} ber 
zweiten Qualification (aus dem höheren Betrage) allerdings außer 





Berechnung bleiben. Was aber nad; Abzug bes für die Oualifica- 
tion aus bem Sperrverhältniffe ausreihenden Betrages von dem 
Werthe der verfperrt gewefenen Sachen noch übrig bleibe, das könne 
und mäffe bei ber Frage nach ber Qualification ans dem höheren Be- 
trage allerdings in Rechnung gebradht und zum Werthe des aus 
unverfperrtem Orte entwenbeten Gutes hinzugeſchlagen werben. — 
Diefes Verfahren finde num and im gegenwärtigen Falle feine An- 
wenbung, und e8 ergebe ſich daraus, daß ber Werth ber unverfperr- 
ten Sachen und jener der verfperrten zufanimengenommen, nad; Ab- 
rechnung bes für die Qualification aus dem Sperrverhältniſſe erfor» 
derlichen Theilbetrages, die Summe von 25 fl. dennoch überfteige, 
und daß fid mithin ver Diebftahl auch wegen des höheren Betrages 
zum Verbrechen eigne.“ 


Re. 757. 

Diebſtahl im Arbeitöverhältniffe — oder — Berun- 
treuung 

Beft. Entf. v. 26. Auguſt 17 9,8. ©. 2%. 6. Benedig) G. 3- 


A, welder von B zur Reinigung ber Kleider und zur Bes 
forgung Meiner Aufträge gegen Monatslohn in Dienft genommen 
worben war, eignete ſich bie Wäſche im Werthe von mehr als 5 fl. 
zu, die ihm fein Dienftgeber übergeben hatte, um fie reinigen zu 
laffen. Die erfte Iaftanz verurtheilte den A wegen Verbrechens bes 
Diebftahle nah 8. 176 II lit. b des St. ©. B. Die zweite 
Inſtanz verurtheilte ihn wegen Webertretung ber Veruntreuung; ber 
oberfte Gericht&hof beftätigte diefes Erlenntniß in der Erwägung, 
„daß die Wäfhe, die der Angellagte übernahm, um fie reinigen zu 
laffen, allerdings ein ihm zu diefem beftimmten Zwede anvertrautes 
Gut war, in deſſen Befig er demnach nicht ohne Wiſſen und Ein- 
willigung des Eigenthümers der Waſche gelommen ift, daß alfo in 
dem gegenwärtigen Falle gerade vie geſetzlichen Erforderniſſe der 
Veruntreuung zuſammentreffen, bie des Diebſtahls aber mangeln.* 


Nr. 758. 
Betrug durch Zueignung einer von einem Anderen ge- 
fundenen Sache. 
Beh. Entig. v. 16. Gept. 1056, 3 MER (2.8.0. runu) G.3. 1886, 


Dem Paſſagier B fam, während der Bahnzug in der Station 
hielt, feine Reifetafhe abhanden. Diefelbe wurde nebſt Inhalt in 
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ber Folge in der Wohnung des A vorgefunben, Nur wenige Effec- 
ten im Werthe von 1 fl. 30 kr. fanden ſich Bei feiner Gattin C 
vor, melde angab, A Habe dieſe Gegenftände mit dem Bedeuten 
ihr gefchenft, daß er fie gefunden habe. A Beftätigle biefe Angabe 
und wollte überhaupt aud bie Reiſetaſche in ber Bahnftation auf 
der Erde gefunden haben. A flarb im Laufe der Vorunterfuchung. 
Die O wegen bes Verdachtes, daß die Reiſetaſche von A geftohlen 
worben, wegen. Berbrechen® der Theilnehmung angellagt, wurde in 
erſter Inſtanz von biefer Anklage freigeſprochen. „Gleichwie gegen 
A der Beweis bes Diebftahls nicht erlangt worden fei, fo entfalle 
auch die Theilnehmung daran, worauf bie Anlage gegen feine Frau 
geftelt war und es könne in Betreff ihrer nur Dasjenige als er- 
wiefen angenommen werben, was fie ſelbſt befannte.»... Um aber 
die eingeflandene Handlung ver C als eine ftrafbare qualificiren zu 
tönmen, fehle es am gefeglichen Gründen, ba das Strafgeſetz wohl 
Theilnehmung am Diebftahl u. ſ. w., nicht aber auch am Betrug kenne. 
Auf die Berufung der Siaatsanwaltſchaft verurtheilte das Oberlan- 
beögericht die CO wegen Webertretung des Betruges. Dasfelbe fand 
in ber von O einbefannten Handlung alle Merkmale eines Betruges 
(mit der Theilnehmung an einem Solden) im Sinne des $. 201 
lit. c des St. ©. B. firafbar als Uebertretung, nad) den 88. 460 
und 461 des St. G. B. wegen des geringen Werthes ber verhehlten 
Gegenftände. Der oberfte Gerichtshof folgte der Rechtsanſicht der 
zweiten Inſtanz und beftätigte deßhalb das Urtheil derſelben. 


Mr. 759. 


Gewaltfames Entreifen eines Schulofcheines: Raub — 
oder — Erpreſſung? 
Beh. Eetſt. ©. 18. Sup. 1866, 3,1119. G. 8. 6. Win) 6. 6. 


A wurbe in erfter Inflanz des Verbrechens des Raubes für 
ſchuldig erfannt, welches Verbrechen er durch Entreifung eines Schuld⸗ 
ſcheines aus ben Händen bes Mandatars feines Gläubigers B bes 
gangen haben fol. Das Oberlandesgericht hat den A jedoch bloß 
des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nach $. 98 lit. a 
des St. ©. 8. für ſchuldig erklärt, und der oberfte Gerichtshof Hat 
dieſes obergerichtliche Urtheil beftätigt, aus folgenden Gründen: 
„Sowohl vermöge des Vegriffes, den der allgemeine Sprachgebrauch 
mit bem Haube verbindet, — als aud) nad} dem Sinne der 88. 190 
und 196 bes St. ©. wirb zum Raube Gewinnſucht von Seite des 
Thäters und zwar bie fpecielle Abſicht erfordert, fi) durch gegen 
eine Perfon geübte Gewalt ihrer oder einer fremben beweglichen 
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Sache ihres allgemeinen Werthes wegen zu bemächtigen; nun geht 
aber aus den Erhebungen, insbeſondere aus dem gegenfeitigen Ber- 
hältniffe des A zu B, aus ber Beranlafjung ver Gewaltauwendung 
und den von A dabei geäußerten Worten deutlich hervor, daß es 
dem A keineswegs darum zu thun war, ben erwähnten Schuldſchein 
feines allgemeinen Werthes wegen an ſich zu bringen, ſondern feine 
Abſicht ging lediglich dahin, ven Mandatar durch die zugefügte Ge» 
walt zur Herausgabe des Schuldſcheines zu zwingen, um bem B das 
Beweismittel feiner Forderung an A zu entziehen. Das Oberlanbes- 
gericht hat daher in ber That des A mit Recht nicht die Merk- 
male des Raubes erkannt, dagegen jene des Verbrechens ber öffent- 
lichen Gewaltthätigfeit durch Erpreffung nad 8. 98 lit. a bed 
des St. G. B., nämlich die Gewaltausübung gegen den Manbatar, 
um ihn zu einer 2eiftung, im vorliegenden {alle zur Herausgabe 
des Schuldſcheines zu zwingen, gefunden.“ 


Rr. 760. 
Körperbefchädigung: feindfelige Abſicht. 
Beh. Eutſch. v. 23. Sept. 108, 8: ao. 2. 6. Innöbeud.) G. 3. 


Zwiſchen B und C entftand ein Wortftveit, ber in Thätlich- 
keiten auszuarten drohte. A, Bruber des C, ermahnte zur Ruhe, 
wurbe jedoch nicht gehört. Im dem Momente, als bie Streitenden 
Stellung nahmen, um handgemein zu werben, eilte A Gerbei, und 
verfegte dem B, welcher eben im Begriffe ftand, ben O anzugreifen, 
einen Fauſtſchlag auf das Ange, nahm feinen Bruber O beim Arm 
und zog ihn mit ſich fort. Der dem B verfegte Schlag hatte für 
ihn den Verluſt des Auges zur Folge, — Die erſte Inſianz erflärte 
den A des Verbrechens ber ſchweren körperlichen Beſchaͤdigung nicht 
ſchuldig und verurtheilte ihn wegen Ueberſchreitung ber Nothwehr 
nad) 8. 335 bes St. ©. B. — Die zweite und britte Inflanz ver- 
urtheilte ihn wegen Verbrechens der ſchweren Beſchädigung; die Gründe 
des vom oberften Gerichtöhofe beftätigten Urtheile® der zweiten In⸗ 
ſtanz bemerkten, „Daß &8 ....... zur Zeit der That noch 
nit zu einem Handgemenge zwifchen dem Bruder des Angeklagten 
und dem B gefommen war, — baß bie bloße Befürchtung, es möchte 
zu einem folhen kommen, ven Beſchuldigten zu einem folhen Ein- 
reiten um fo meniger berechtigte, als die Sache durch einfaches 
Bermitteln und Entfernen des Bruders wahrſcheinlich hätte ab- 
gethan werben können, — daß die Berwundung weder in ber Hite 
eines Raufhandels, wo blind zugefhlagen wird, noch von Seite eines 
Theilnehmers, fondern durch bie Hand eines Dritten erfolgte, wel 
Ser bis dahin ruhig an einem anderen Tiſche gejeffen hatte, ver⸗ 
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möge ſeines damaligen Gemüthszuſtandes in der Lag 
ler Ueberlegung zu handeln, und, wenn ihm nur dar 
ſtandenen Streit abzubrechen und ſeinen Bruder aus 
fahr zu befreien, nichts Anderes zu thun brauchte, 
zeitlicher wegzubringen, anſtatt daß er ſich erſt zur 
dann aber‘ dem B einen Schlag verſetzte, deflen ( 
von vorneherein nicht verfennen konnte, — daß al 
nicht auf bloße Nothwehr, fondern auch geradezu a 
gung bes Gegners feines Bruders gerichtet, fonit 
war, — welde Annahme durch den vorausgegangen: 
das choleriſche Temperament und bie im Proceffe er 
einer früheren Abftrafung wegen ſchwerer Körperve: 
gehende Geneigtheit des Angellagten A zu fold’ gen 
dein vollfommen begründet, und durch den immerhin 
Umftand, daß er im Augenblide der That des vollen 
ſchweren Folgen nicht bewußt war, keineswegs wider 


Rr. 761. 
Schändung? 
Beſt. Eutſch. v. 24. Seht. 1856. 3. 9402. O. L. G. VBened 
ee 
(Ergänzt und berichtigt nad} den Akten.) 
Der oberfte Gerichtshof erfannte den A be 
Verbrechens der Schänduag ſchuldlos, „in Erwägu 
hobene Thatbeftand fi auf vie Betaftung ber nad 
anderen Körpertheile ber unmündigen B bejchränfte 
den Sinnenreiz ober durch die Erhitzung der Fantaſie 
eigene Anwendung von mechaniſchen Mitteln eine 
zu verfchaffen, d. i. ſich ſelbſt zu befleden; in Ern 
höchſt unzüchtige und auch höchſt unſittliche Betafi 
Schamtheile . .. . einer unmündigen Perſon von 
nicht als ein Verbrechen oder Vergehen qualificirt i| 
wãgung, daß ſchon durch die frühere Strafgefeggeb 
erflärt war, daß die Selbftbefledung kein Verbreche 
daß auch das gegenwärtige Strafgeſetzbuch diefelbe ı 
Berbrehen oder Vergehen qualificit, indem es 
St. ©. B., verbunden mit $. 129 lit. b, ganz va 
tige Handlungen vor Augen bat.“ 


Strafrechtliche Entigeidungen, 
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Nr. 762. 
Betrug durch Vernichtung des Beweismittels für einen 
ungerechten Anſpruch. 
Beft. Eutſch. v. 8. Det. 1856, 2, (9.8.6. Mailand.) 6, 3. 1856, 


B verfaufte fein Haus in X feiner Gattin, welde ihm den 

Kaufpreis baar bezahlte. Einige Zeit fpäter flüchtete er ſich über 

die Grenze nad Y, um einer gegen ihn eingeleiteten firafgerichtlichen 

Verfolgung zu entgefen. Wiederholte drohende Aufforderungen von 

feiner Seite bewogen feine Gattin, einmal nad) X zu kommen, wo 

er ihr bei verfchloffenen Thüren mit einem blanten Fleiſchhauermeſ- 

fer drohend die Zufage erpreßte, daß fie beim Notar eine Urkunde 

über den Nücdverfauf des Haufes unterfchreiben werde. Im Bureau 

des Notars erfüllte fie unter dem fortwirlenden Einbrude der vor⸗ 

ausgegangenen Drohungen das abgezwungene Verſprechen, wobei an 

eine Auszahlung des bebungenen Kaufpreifes von Seite des Man- 

nes, ber fid) gerade durch ben Beſitz des Haufes Gel zu verfchaffen 

hoffte, gar nicht zu denken war. Vom Notar zurüdgelehrt, unter- 

vichtete fie ihren Sohn A, ber fie nach Y begleitet hatte, fofort von 

dem Gefchehenen, welcher, auf das Höchſte enträftet, ſich vermaß, die 

Sade auf feine Weife in Orbnung bringen zu wollen. Er erſchien 

nämlich einige Tage fpäter im Bureau des Notars und verlangte 

” eine Abſchrift der fraglichen Notariatsurfunde. Während nun ber 

AP Motar zur Beſchaffung der Abſchrift ſich anfchidte, n m A, ber ben 

32 ie Wunſch darnach nur vorgefdhäßt hatte, um zur tiguiig der 

u Urfährift Gelegenheit zu erhalten, das Ori inbocnment meg, und 

s , zyentfloh mit bemfelben, welches er’Tpäter vernidjtele. Der oberite” 

ARE 

Gerihtshor ertl ie im Uebereinftimmung mit bem gweitrichterfichen 

£: 2 Urtheile den A des vollbradhten Verbrechens bed Betruges ſchuldig, 

[ und zwar „in ber Erwägung, baß ber Beſchuldigte, fo fehr er von 

” der Rechtswidrigleit des feiner Mutter angethanen Zwanges über 

— zeugt und das Verlangen, ihr zu helfen, in ihm vorherrſchend war, 

fi) unmöglich des Gedankens erwehren konnte, daß fein Bater. B, 

U ? welchen er um das Beweismittel für den abgefchloffenen Bertrag zu 

bringen beabſichtigte, durch feine Handlung einen Schaden leiden 

tönne, und daß nad) den 88. 197 und 200 bes St. ©. B. inter 

angewanbten Liſt, verbunden mit der, wenn auch nicht erreichten Ab- 

fit, einem Anderen Schaden zuzufügen, fon das vollendete (nicht 

erſt das verſuchte) Verbrechen des Betruges liege, folglich bie dem 

Angellagten noch dazu unbelfannt gebliebene Exiftenz der authenti- 

; fen Ausfertigung des von ihm vernidhteten Notariatsinftrumentes 
RLbr der ‚Bolbringung des Verbrechens nicht im Wege fland.“ 


Er — rd Re, /# 
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Nr. 763. 
Falſches Zeugniß oder Tügenhafte Verantı 
Bet. Eutſch. v. 14. Ort. 1886, 3- vn L. ©. Veued 
1836, Nr. 660. 


(Ergänzt und berichtigt nad) den Acten.) 


A wollte ſich mit der L verheiraten; da madjte bi 
liches Ehehinderniß geltend, weil A fie unter der Zu 
entehrt habe. A wurde deßhalb in fixafgerichtliche Uni 
zogen, ftellte num feinerfeitS der L eine Schrift aus, 
geftand, auch biefe unter der Zuſage der Ehe entehit ; 
zwar noch vor ber Entehrung ber B und madte 
Strafgerichte diefelbe faljche Ausfage. Der oberfte E 
flätigte das erftrichterlihe Schulblofigfeitserfenntniß, 
Ausjagen, melde vor Gericht von dem Befchulbigten I 


Vertheidigung vorgebracht werben, das Verbrechen des & 
ſegrunden.“ 


Nr. 764. 


Veruntreuung durch Verletzung des Contracti 
Civil⸗ — oder — criminelles Unter 

nd. . 0.14. Okt. 1856, 3, 10093. (©. 2. ©. 
Msänd. Entfg. ».14. Det. 165 N 028. (©. 6. Be 


A hatte zwei Stüd Rindvieh des B im Werthe 
mit der Verpflichtung bei ſich eingeftellt, fie zu fütte 
Zeit als Maftochfen zu verkaufen; von dem Erlöfe 
jener Werthbetrag abgezogen und dem B zurüdbezahlt 
verbleibende Gewinn aber zu zwei Dritttheilen bem A : 
Drittel dem B zufallen. A verkaufte zuerft den einen 
bezahlte dem B die entſprechende Capitals- und Ge 
ſumme. Später veräußerte er auch das andere Stüd, 
B mit feiner bießfälligen Forberung pr. 76 fl. gänzlic 
und entfernte ſich von feinem bisherigen Wohnorte. Die 
verfeste ven A wegen Verbrechens der Beruntreuung in ben 
die zweite Inſtanz fehöpfte einen Ablaſſungsbeſchluß. De 
richtshof beftätigte den Beſchluß ver erſten Inſtanz. 
Strafe, womit das Geſetz die Veruntreuung bedroht, 
Mißbrauch des von einer Perſon in eine andere geſetzt 
hintanhalten. Deßhalb erklärt 8.183 St. G. B., daß fid 
treuung ſchuldig mache, wer immer eine ihm anvertraute Saı 
ober ſich zueigne, gleichviel aus welchem Grunde fie ih 
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iwurbe ; die Beſchränkung des gefeglichen Thatbeftandes auf gewifie 
Fälle des Anvertrauens ober gar auf ben alleinigen des Depofitums 
in civilregtliger Bedeutung wiberftreitet dem wahren Sinne jener 
Beftimmung. Bei der BViehverftellung (contractus socidae) behält 
der Verſteller das Eigenthum an dem Vieh; der Einfteller über- 
nimmt die Wartung und Fütterung deöfelben, und erhält dafür Au— 
ſpruch auf einen beftimmten Antheil an dem’ bezielten eventuellen 
Nugen, keineswegs aber das Recht, nah Willkür mit dem eingeftell- 
ten Bieh zu verfügen. Wenn nun der Einfteller dieſem Vertrags- 
verhältniffe zuwider das Vieh in ber Abſicht verkauft, um ven Er- 
158 ganz für ſich zu behalten und diefe Abficht auch verwirklicht, fo 
liegt in feinem Handeln offenbar eine auf böfem Vorfage beruhende 
Zueignung des Viehes als einer ihm anvertrauten fremden Sache, 
und fein Anfprud auf einen Theil des Erlöfes, d. i. auf ven Werth 
des ihm gebührenden Gewinnantheiles, befreit ihn fo wenig von den 
firafrehtlihen Folgen feiner That, als den treulofen Verwahrer 
einer Sache das Recht auf den allenfalls ihm für die Verwahrung 
zugeficherten Lohn.“ 


Nr. 765. 
Falfches Zeugniß: Erbichtung eines Verbrechens, ohne 
daß Jemand desſelben verbächtigt wird. 
Abänd, Entid. v. 15. Oct. 1 O8 0. Bra) 6.3. 


A bat das zum Erbäpfeleinfaufe mitgenommene Gelb ver- 
trunfen, dann aber, um ben Vorwürfen feines Weibes zu entgehen, 
fälſchlich vorgegeben, daß ihm dieſes Geld geraubt worben fei, und 
hat biefe feine faljche Ausfage beeivet. A wurde von dem Gerichte 
ber erften Inſtanz wegen Verbrechens des Betruges duch Ableguug 
eines falſchen Eides in Anklageftand verfegt. Das Oberlandesgericht 
hat von dem Strafverfahren abgelaffen, weil hier das weſentliche 
Erforderniß des allgemeinen $..197 des St. ©. B., daß irgend 
ein Schaden eines Dritten beabfichtigt worden fei, mangelt. Der 
oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlihe Schulverfenntnig aus 
folgenden Gründen: .... „Der falfche Eid des A bildet nach 88. 197 
und 199 bes St. ©. B. das Verbrechen des Betruges; denn bie 
Handlungsweife des A erſchöpft alle Merkmale ver erwähnten Para- 
grafen, weil A durch feine liftige Handlung das Gericht in Irrihum, 
woburd der Staat in feinem Rechte, die Wahrheit zu fordern, ver- 
letzt werben follte, geführt, übrigens aber dem Staate auch infofern 
einen Schaden zugefügt hat, als bie Gensdarmerie und das Unter- 
ſuchungsgericht durch die falſchen Angaben zur Thätigleit veraulaßt 
worden find, indem bie erftere überall den vermeintlichen Räubern 


mit Hintanfegung anderer Gef 
ſuchungsgericht ebenfalls mit ! 
mehrere Erhebungen gepflogen 1 


Ni 


Fortgeſetztes Verbrechen. 
beim Betrug, insbefonder 
weit 
Beſt. Entf. v. 21. Oct. 1856, A 
1esi 
B hatte den Wintelfchreibe: 
und mit ber Bürgfchaftserflärung 
Eintreibung bei C übergeben. Z 
dem Schuldner O ein, welder 
großentheil® auf deſſen Antrieb 
Diefer, im guten Glauben hant 
der verlangten Summe und bır 
erflärung enthaltenden Originalı 
haftung gegen ven Gläubiger le 
gegen Ausfolgung des Billets bie | 
ber das von ihm gefchriebene un 
unterzeichnet unb mit ber nachgema 
Diefes falſche Duplicat ftellte d 
B mit der Nachricht zurüd, daß 
hierauf von B gegen ben Bürg 
die Entdedung des Vorganges. 
hierin zwei Betrugsfacta, deren 
ginalbillets mittelft des Berkaufe 
wirklich eingetragen habe, währe 
und Uebergabe des Duplicates a 
Urkunde) bie Abficht verbunden 
derung von 640 Lire zu Bring: 
trugshanblungen ſich ergebenbe, 
fammtbetrag ſich auf mehr als : 
St. G. B. beftimmte Straffag an; 
ftätigte jedoch das Urtheil des Ober 
nur nach $. 202 als ſtrafbar e 
Gründen: . . . . „Den Angel 
mittelft des billet & Pordre ſich 
Berfahren Iag nur biefe Abſicht 
und Hingabe bed Billets an D 
400 Lire darauf zu erhalten ho 
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der Fälfhung des Duplicates und ber Uebergabe desſelben an B, 
welcher hierdurch getäufcht werben follte, bamit ihr Streich unent« 
bedt umb der baraus gezogene Gewinn ihnen gefihert bleibe; B er- 
litt zwar hierbei buch den Verluſt bes fohriftlichen Beweismittel 
feiner Forderung von 640 Lire einen Schaben, und der hieran für 
den Angellagten C als Schuldner des B refultirende Gewinn würbe 
allerdings auch in Anſchlag zu bringen fein, wenn er fi in Ziffern 
barftellen Liege. Allein bieß ift bei demſelben fo wenig möglich, als 
bei B's Nachtheil; denn gleichwie der Leßtere im Verluſte des Be— 
weismittels, nicht in jenem ber Forderung felbft befteht, alſo feinen 
beftimmten ober beftimmbaren Betrag zum Gegenftande hat, ift auf 
der anderen Seite der Gewinn bes C ebenfo unbeftimmt. — Für 
die Anwendung des richtigen Strafſatzes ift daher einzig und allein 
die bem D wirklich entlodte Summe (da bie Angeflagten e8 bei ihm 
aud nicht auf mehr abgefehen hatten) maßgebend, ımb ba biefelbe 
300 Gulden nicht überfteigt, fo entfällt ver höhere Strafiag bes 
$. 203 des St. ©. 8," 


Nr. 767. 
Mitſchuld eines Nichtbeamten am Mißbrauch der Amts⸗ 
gewalt, 
Belt. Eutſch. v. 22. Oct. 1856, — (©. L. G. Graz.) ©. 3. 1856, 


Zwei Telegraphenbeamte wurden des Mißbrauches ber Amts- 
gewalt aus dem Grunde für ſchuldig erklärt, weil fie bereits ge- 
zogene Lotterienummern, welche auf einer gewiflen Zelegraphenlinie 
durch ihre Station liefen, notirten und zweien Privaten, C und K, 
zur Erzielung unrechtlichen Gewinnes mittelft Ankauf von entfprecdhen- 
den Lottoeinlagsſcheinen mittheilten. Die Anfiht des Oberlandes- 
gerichtes, — daß bie Privatleute C und K fi des Verbrechens 
bes Mißbrauches ber Amtögewalt nicht mitfchulbig gemacht haben, 
weil bie Berübung des Verbrechens des Mißbrauches ber Amtsgemalt 
nad $. 101 nur buch Beamte möglich fei, ift in ben Motiven 
des oberfigerichtlichen Urtheils folgendermaßen wiberlegt: „Aus ber 
für Iemand vorhandenen Unmöglichkeit, ſich eines Verbrechens 
als unmittelbarer Thäter ſchuldig zu maden, barf nicht ber 
Schluß gezogen werben, daß biefelbe Perjon, wenn fie einen 
Anderen, für melden jene Unmöglichkeit nicht vorhanden ift, zum 
Verbrechen vorfäglid verleitet, nicht ber moralifche Urheber, alfo 
nicht ſtrafbarer Mitſchuldiger des von diefem begangenen Verbrechens 
fein könne. Im ben 88. 5, 8 und 9 bes ©&t. ©. B. ift aus 
natürlichen und aus Gründen ver Strafpolitit vielmehr das Ge— 
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gentheil ausgeſprochen. Es wird denmach z. 
perſon, obſchon fie des Verbrecheus der No— 
bare Thãterin ſich nicht ſchuldig machen kann, ur 
im 8. 6 des St. G. B. enthaltenen Bedingunge 
ſchuldige an dieſem von einem Manne begange 
ſehen und zu beſtrafen fein, und dasſelbe um 
gelten, wenn ein Nichtbeamter einen Beamten 
verbrecheriſchen Amtsmißbrauches mit dem Ber 
tiefe Handlung, deren moralifher Urheber er 
jenes Verbrechens enthalte.“ 


Nr. 768. 


Zufammenrechnung der Werthe bei 
fuchter und vollbrachter Die 
sind. Eutſq. v. 28. Dit 1886, 3.10368. D-8. 


Gegen den Angellagten A war erwiefen 
ſchaft des C umternommene, auf ein Reh im 9 
„ ‚gielende Diebſtahlsverſuch, 2. der mit C vollbı 
Rehes im Werthe von 5 fl. und 3. die von i 
Entwenbung eines Rehes im Werthe von 5 fl 
Inſtanz wurde der Beurtheilung der Strafbarke 
"Angriffen vefultirende Gejammtbetrag von 15 
und A wegen bes, Verbrechens des theils verfuc 
ten Diebftahls nach 8.8, 171, 174 II des St 
kannt. — Das Obergericht vertrat die Anficht, 
des verfuhten zum vollbrachten Diebftahle unz 
bie drei Facta und erkannte ben A der Üebertr 
und vollbradten Diebftahle ſchuldig. Der obe 
fätigte das erfteichterliche Urtheil aus denſelben 
der Entſcheidung vom 1. April 1853, 3. 3 
Sammlung). 


Nr. 769. 
Brandftiftung? „Ohne befondere E 
Belt. Eutſch. v. 4. Nov. 1856, 3, 10736. O. L. G 
A hatte, um in einem Strafhauſe Unter 


Tage im Orte X Feuer an einer Scheune gele, 
gebaut, und mit Feldfrüchten im Werte von 
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brach aus, wurde aber gleich im Entſtehen von einem 
ft und ſohin gedämpft. Nur etliche Balken waren an- 
» ganz wenig Heu verbrannt. Ohne biefes zufällige Da- 
ıen würde das Feuer nad dem Orte, mo es gelegt 
von den Bewohnern kaum bemerkt worden fein, bevor 
ſich gegriffen Hätte. Die übrigen Gebäude waren von 
24—100 Schritte entfernt ; biefelben Tagen jebod; nicht 
richtung. Die erfte Inftanz nahm, gegen ben Antrag 
awaltſchaft auf Anmwenbung ber lit. e, ben niebrigeren 
: lit. des 8. 167 bes &t. ©. B. an, weil die Scheune 
ãmlich 24 Schritte vom nächſten Objecte entfernt, ger 
die zweite unb britte Inſtanz war der ftrengeren Anficht 
r oberfte Gerichtshof aus folgenden Gründen: „Damit 
} bes 8. 167 lit. e bes St. ©. 2. troß bes wirklich 
en Feuers nicht in Anwendung kommen follte, müßte 
ne befonbere Gefährlichkeit unternommen und das Teuer 
n gelöfcyt worben fein. Genau genommen ift nicht ein- 
jtere der Fall, da eine, wiewohl unbebeutenbe, Quantität 
erdings verbrannte. Um fo entſchiedener muß das Näm⸗ 
m exfteren Exforberniffe behauptet, unb felbft abgefehen 
pfindlichen Schaden, welcher aud nur burd bie Ber- 
Scheune und ihres Inhaltes für ven Eigenthümer ent» 
‚ die That des Beſchuldigten als eine mit befonberer 
t unternommene erflärt werben. Dieß ergibt fih aus 
überlegten und planmäßigen Hanblungsweife. Erſt mußte 
ı ein Almofen bie Mittel zum Ankaufe des nöthigen 
verſchaffen; zur Ausführung feines Vorhabens erjah 
einfam ftehenbe, ber unmittelbaren Aufſicht des Eigen- 
> feiner Hausfente entrückte Scheune, nachdem er fih 
tte, daß biefelbe mit Leicht entzünbbaren Gegenftänven 
t war, und endlich wählte er zur Branblegung gerabe 
wo der Ausbruch bes Feuers nicht fogleih von dem 
und befien Nachbarn wahrgenommen werben konnte, wie 
: That nur dem gathen Zufalle, der eine Perfon 
ete, bie ſchnelle tbedung des Brandes und befien 
verbanfen war.“ 
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Nr. 770. 


Gewaltfames Entreißen einer Schuldurkunde 
ober Erprefjung? 
Belt. Entſch. v. 18. Mob. 10, 3,11. ©.2.6. Bi 


D hatte an A eine Forderung zu ftellen und betr 
Bevollmächtigten B mit ber Eincaffirung derſelben, ind 
die über diefe Forberung ausgeftellte Schulburkunde des | 
übergab. B verfügte fi zu dem Schuldner, gab den 8 
Erſcheinens an und verlangte feinem Auftrage gemäß die 
des Schuldſcheines. Der Schulpner A fiel jedoch über ihr 
belte ihn, während bie Ehegattin des Schuldners (C) in 
dern und Taſchen bes mehrlos gemachten Bevollmächt 
dem Schuldſcheine ſuchte. Da fie die gewünſchte Urkunde 
ergriff die CO auf Geheiß ihres Mannes das in de 
niſche befindliche Feuergewehr und richtete den Lauf desſe 
die Bruft des Bevollmächtigten (B). Diefer zog in voller 
unter feiner Bruſttaſche verborgen gehaltene Document heı 
es von fi, worauf er Iosgelaflen und weggeſchickt wurde. 
vom Gerichte erfter Inflanz des Verbrechens des Raubes 
dig erfannt. Das Gericht zweiter Inftanz hat nad) $. 9 


daß eben das Motiv zum Entziehen der fremden beweglic 
der innere allgemeine Werth ber betreffenden Sache gewefer 
vorliegenden Falle habe aber der Beſchuldigte feinen andern 
habt, al8 feinem Gläubiger das Beweismittel feiner Forderu 
ziehen, — mit Einem Worte, im gegenwärtigen Falle har 
um eine Geiwaltthätigleit, im Folge deren ber Bevollmẽ 
einer Leiſtung gezwungen wırbe, . . . ." 
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Nr. 771. 


Verjährung: Unterbrechende Wirkung der Erlaſſung der 
Borladung noch vor der Behändigung. Beweislaſt be» 
züglich des Anfanges der Verjährungsfrift. 

Belt. Entſch. v. 21. Nov. .1856, Fa 10268. (©. L. G. Prag.) ©. 3.1856, 


A wurbe von B wegen Ehrenbeleidigung am 8. September 
1855 geflagt; bie Vorladung an A wurde am 6. November aus- 
gefertigt, am 16. November 1855 zugeftellt, zur Verhandlung wurde 
der 6. December feftgefegt. Bei der Verhandlung bradten B und bie 
Zeugen vor, daß die Ehrenbeleidigung in den erften Auguſttagen vorge- 
fallen ſei. A wurde in erfter Inſtanz verurtheilt; die zweite Ins 
ftanz nahm als erwieſen an, daß die Beleivigung vor dem 12. Auguft 
vorgefallen fei, und daß fomit die dreimonatliche Berjährungszeit mit 
11. November abgelaufen war und zwar ohne Unterbrechung, weil 
die Zuftellung des Vorladungsbefehles an A erft am 16. November 
erfolgt war. — Der oberfte Gerichtshof nahm gleichfalls die Ber- 
jährung an, jevod aus folgenden Gründen: „Daß die Verjährung 
{don durch die Erlaſſung des Vorladungsbefehls unterbrochen werbe, 
ift im 8. 531 des St. ©. 8, deutlich ausgeſprochen. Die Anficht 
tes Oberlanbeögerichts, welches biefe Wirkung erſt mit der Zuftel- 
Iung vesfelben verbindet, fegt die Unterbrehung der Verjährung in 
ein Ereigniß, deſſen Vereitlung in ber Macht des Angeſchuldigten 
ftände. Nichts deſto weniger ift im gegenwärtigen Falle bie Ver— 
jährungszeit als ununterbrochen verftrihen und folglich die Verjäh- 
zung als eingetreten anzunehmen. Denn nach ben Angaben bes 
Klagers und ber Zeugen, welche die Zeit der Ehrenbeleidigung genau 
zu bezeichnen nicht im Stande waren, darf der fragliche Zeitpunkt 
nicht über bie erften Tage des Monats Auguft, aljo vermöge des 
Sprachgebrauchs nicht über ben britten Monatstag hinaus geſetzt 
werben; dann aber war bie breimonatlihe Verjährungsgeit am Tage 
der Erlaffung des Vorladungsbefehls bereits abgelaufen. Wollte 
man Übrigens biefer Berechnung den Anſpruch auf volle Richtigkeit 
verfagen, fo bleibt die Frage nady dem ununterbrochenen Verlauf der 
BVerjährungszeit mindeſtens unentſchieden; im Zweifel hat aber nad) 
ſtrafrechtlichein Grundſatze die dem Beſchuldigten günftigere Meinung 


zu gelten.“ y 
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Nr. 772. 
Wegtragen der von einem Beamten in den Kr des 
Amtsgebäudes geworfenen Aeten durch einen Nicht⸗ 
beamten: Mitſchuld oder Theilnehmung? Mißbrauch 
der Amtsgewalt, Diebſtahl oder Veruntreuung? Ein⸗ 
fluß perſoͤnlicher Verhaͤltniſſe des Thäters auf Theil- 
nehmer? 
Def. Entf. ». 18. Nov. 10,3 aus. @.2 G. Mi 


A, beeideter Praftifant bei einer Finanzbehörde 
Negiftratur vermenbet, hatte während biefer Dienftleiftu 
Menge Papier aus ver Regiftratur entwenbet und zwar 
forten, teils Amtsacten. Der materielle Werth des P 
40 fl., durd den Abgang ber Acten war das Amt bei 
gefeßt, großen Schaden zu nehmen. A pflegte das 
das Fenfter in ven Hof zu werfen, und wenn e8 be 
liegen geblieben war, ließ er es durch ven nicht angı 
holen und verwerten. — A wurde flüchtig, O wegen 
Verbrechen des Mißbrauchs der Amtsgewalt verurtheilt 
Inſtanz fpra ihn ſchuldlios und verurtheilte ihn nur 
tretung der Theilnehmung an ber Veruntreuung und ; 

* genven Gründen: Mitſchuld am Verbrechen bes Mi 
Amtsgewalt fee zweierlei voraus: erſtens die Exiſten 

Ad beecherifchen Amtsmißbrauches und zweitens eine Beth 
im Sinne des $. 5 des St. ©. B. — Daburd, dal 
whr in der Regiftratur verwendete, fei ihm der ämtlihe A 
[77 den, für die Orbnung und Bewahrung ber Xcten ı 
—U 2 /Uchiv8 Sorge zu tragen; das Papier und bie Acten, 
2 ſchlagung dem A zur Laft gelegt werbe, feien demnad 
GPL feines öffentlichen Amtes ihm anvertrautes Gut geweft 
.G2oZ % zut Begründung biefes Verhältniſſes nod einer beſi 
7 gabe jener Sachen beburft Hätte. Daher falle die Thai 
WW ©, den Begriff der ämtlichen Veruntreuung, welche im 8.181 
ein beſonderes Verbrechen bezeichnet und fo durch pofitive 

dem im $. 101 St. G. B. aufgeftellten Gattungsbegriffe 

Amtsmißbrauches, worunter fie fonft ihrer Natır n 

miren wäre, ausgefchieben wurde. Allein nicht nur ber 

beftand des Verbrechens des Mißbrauches der Amtöger 
unmöglich, eine Mitſchuld an dieſem Verbrechen auf 

als vorhanden anzunehmen, ſondern auch ber bem g 

griffe dev Mitſchuld ($. 5 St. ©. B.) durchaus nicht ent 

halt feiner Hanblungsweife. Denn von bem Augenblide 

Papier und die Acten aus dem Bureaufenfter in ben 
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worfen hatte, fei bie Unterſchlagung vollendet geweſen; was weiter 
geſchah, gehöre nicht mehr zum gefehlichen Thatbeftande des bereits 
vollbrachten Verbrechens der Veruntrenung. Wenn nın C und zwar 
ohne mit A vor der That ein Einverflänbniß getroffen zu haben, bie 
Fortſchaffung des veruntrenten Gutes aus dem Hofe und ben Ber- 
tauf besfelben beforgte, fo fei er zwar bem A bei ber Verwirklichung 
des durch das Verbrechen bezwedten Nugens behilflich geweſen, allein 
diefe feine Mitwirkung ftehe zum Verbrechen felbft in Feiner unmit- 
telbaren Beziehung, wie fie im $. 5 für den Begriff ver Mitſchuld 
geforbert werde. Auf feine Hanblungsweife habe vielmehr ber 
8. 185 des St. ©. B. volle Anwendung, wornach berjenige, wel- 
Her veruntreute Sachen verhandelt, ſich der Theilnehmung an ber 
Veruntreuung ſchuldig macht. Diefe Theilnehmung fei aber an C 
nur als eine Webertretung zu befttafen, weil Feiner jener Umſtände 
(verbrecherifche Beichaffenheit der Beruntreuung aus einem nicht bloß 
in ber perfönlichen Eigenfchaft des A liegenden Grunde ober ein 
50 ff. &.-M. überfteigenber Werth der verhandelten Sachen) eintrat, 
welde im 8. 186 des St. ©. B. für das Verbrechen ver Theil- 
nehmung an einer Veruntreuung vorausgefegt werben. Auf die 
Berufung ber Staatsanwaltſchaft wurde vom oberften Gerichtshofe 
das Urtheil des Oberlanbesgerichtes beftätiget. Die Gründe flimmen 
vollfommen mit jenen ber zweiten Inflanz überein. 


Nr. 773. 
Ehrenbeleidigung: öffentlich oder vor mehreren Leuten? 
abũun. Entig. b. 2. Der. 185, A.11072. (D.8. 6. Wien) ©. 3.1897, 


A wurbe von ben Privatanklägerinnen B und P wegen Ehren- 
Beleidigung verfolgt, weil er ſie in einem an ihren Vater gerichteten 
Schreiben, das er in Briefform gebogen, aber unverfiegelt dem Schreis 
ber beöfelben zur Veftellung übergab, ohne Anführung beftimmter 
Thatfachen als ſcham⸗ und ehrlos bezeichnet hatte. Der oberfte Ge- 
richtshof fand hierin nicht den Thatbeftanb einer Ehrenbeleidigung im 
Sinne des $. 491 St. G. B., und zwar in ber Erwägung, daß das in- 
eriminirte Schreiben des A zwar ehrenrührige Ausfälle und Schmäh- 
ungen enthielt, durch welde A, insbefonbere in feiner Stellung als 
Staatsbeamter, die Geſetze des Anftandes und ber Schicklichkeit gröb- 
lich verlett Haben mag, daß aber ber Angellagte, indem er das zwar 
nicht mit Siegel geſchloſſene, jedoch, zufammengefaltete Schreiben einem 
Dritten zur unmittelbaren Uebergabe an ven Adreſſaten einhänbigte, 
die Klägerinnen der in der Schmähſchrift angegebenen verächtlichen 
Eigenſchaften keineswegs öffentlich oder vor mehreren Lenten beſchul- 
digte, mithin der Thatbeſtand einer Ehrenbeleivigung nach $. 491 
des St. ©. 8. nicht vorliege.“ 
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Nr. 774. 


Anwendung der bein Mord ertheilten Normen 
Cauſalnexus auf Körperbejchädigungen. 


Belt. Entſch. v. 3. Dec. 1856, 3. 11440. (D. 2. ©. Prag.) ©. 3. 
u i. Tribune 7 1%. Strafrechtl. udlent, Nr. 
(Ergänzt und berichtigt nad} den Xcten.) 


A verfegte bei einer Tanzmufif feinem Bruder mit dem 
Bierglafe einen Schlag auf ven Kopf, wodurch das Glai 
Krämpe des Hutes berührend, zerſchlagen wurbe und der abgebı 
Boden des Glaſes das Auge des in der Nähe ftehenven B 
Art verlegte, daß der unwiederbringliche Verluſt desfelben, ſom 
ſchwere körperliche Beſchädigung bed B die Folge davon war. 
Gericht erfter Inftanz verurtheilte den A wegen Verbrechen 
ſchweren körperlichen Beſchädigung, das Oberlandesgericht er 
A von dieſem Verbrechen ſchuldlos, dagegen der nach 8. 33 
St. ©. B. ſtrafbaren Uebertretung gegen die Sicherheit bes ! 
für ſchuldig. Diefes obergerichtlihe Urteil wurde vom o 
Gerichishofe beftätigt, im Wejentlihen aus folgenden Gr 
... „Die Tertirung des $. 152 ımb des 8. 134 des St. | 
ergibt, daß ber durch die That Verlette eben biejenige Perfo 
müffe, gegen welche bie feinpfelige Abfiht und bie Hanblun 
Thäter gerichtet war, keineswegs fünne aber $. 152 des St, 
dahin ausgelegt werben, daß das Verbrechen der fehmeren 1 
lichen Beſchädigung derjenige begehe, welcher gegen einen Mi 
auf eine ſolche Art handelt, daß deſſen oder eines anderen Me 
ſchwere Körperverlegung erfolgt. Es kann daher aud bie 
einem an B verübten Verbrechen der ſchweren förperlihen 2 
digung feine Rede fein. Abgeſehen Hiervon kann aber dem 
viefer Beziehung aud der Höfe Vorfag nicht zur Laft gelegt n 
Die That hat ſich plöglic ereignet, und daß das Uebel, ber 9 
des Auges, nicht ſchon in ber Handlung felöft, nämlich in dem € 
nad dem Bruder gelegen fei, ober nad) der natürlichen Ordnu 
Dinge nothwendig aus der Handlung erfolgen mußte, oder nic 
wöhnlid aus folgen Handlungen zu erfolgen pflegt, ift einleu 
Ebenfowenig fann man ben indirecten böſen Borfag annehmen 
die Abſicht des A lediglich auf Verlegung feines Bruders gı 
war, und es nur ein Zufall geweſen ift (8. 2-lit. f bes St. C 
daß der Boden des Glaſes ben in der Nähe ftehenden B i 
Auge traf." Anläßlich dieſes Falles wurde nachſtehendes Judic 
ſchloſſen: „Die Beftimmung des im $. 152 des St. ©. 4 
gezogenen $. 134 desſelben Gefetes, gemäß weldes die Han 
wodurch ein Anderer als derjenige, beflen Tödtung beabfichtig! 
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um das Leben kam, ebenfalls das Verbrechen des Mordes begründet, 
ift auf ven 8. 152 des St. ©. B. nicht anszubehnen; zum That 
beftanbe des Verbrechens ber ſchweren körperlichen Beſchädigung wird 
vielmehr erforbert, daß berjenige, in befien Perfon die ſchwere kör⸗ 
perliche Beſchädigung fich ereignet, das nämliche Individuum fei, ge- 
gen welches vie feindſelige Abſicht und vardlaug des Thãters ge⸗ 


richtet war.“ . 


Nr. 775. 


Amtsveruntrenung; Berücfichtigung der Caution bei 
der Frage nach der Gutmachung des Schadens? 
Beft. Entf. v. 3. Dec. 1856, 3. 11527. (DO, 2%. ©. Beuedig.) ©. 3. 
1857, Nr. 16. 


A wurbe als Pfänberverwahrer von bem Gubernium beim 
Berfagamte in X amgeftellt. Im biefer Eigenſchaft veruntreute 
er Geber. — Die von feinen Verwandten für ihn anläß- 
lich der Anftellung geleiftete Caution im Betrage von 6000 fire 
überftieg den durch bie Veruntrenung verurfachten Schaden. Am 
25. Februar erhielt ver Vorſtand von ber politijchen Behörde Kennt- 
niß von ber Veruntreuung, am 26. Februar hatte A in Ueberein- 
ſtimmung mit feinem ſchon am 25. Februar dem politifchen Vorſtande 
gemachten Antrage vollftänbigen Erfatz durch Ueberlafjung ber Cau- 
tion geleiftet; am 1. März erhielt ver erwähnte Vorſtand über ben 
Borfall die ſchriftliche Anzeige. — Den Erhebungen zufolge ift die 
Leihanſtalt weber ein Stants- noch ein Gemeinbeinftitut, fondern hat 
eine eigene Verfaſſung, vermöge welcher fie ihre Angelegenheiten un- 
abhängig von jeder Behörde, wiewohl unter Aufficht der Staatsbe- 
börbe verwaltet. — Die erfle Yuftanz verurtheilte den A wegen 
Verbrechens ber Veruntreuung nad) $. 183 des St. ©. B., die 
zweite Inftanz wegen Amtöveruntrenung nad $. 181 des St. ©. B. 
der oberfte Gerichtshof beftätigte letzteres Exkenntnig „in Erwägung, 
daß nicht der Angellagte felbft den durch feine That verurſachten 
Schaden gut gemacht babe, da er als Nichteigenthümer der von 
dritten Perfonen für ihn beftellten Caution darüber in Teiner Weife 
verfügen, noch biefelbe ber beſchädigten Leihanftalt abtreten Tonnte, 
dag mithin bie im 8. 187 des ©t. ©. B. zur Straflofigkeit der 
That geforderte Bedingung der thätigen Neue nicht erfüllt worben 
fei, — daß bie bei der Berfaganftalt in X Angeftellten als 
ſolche zwar weber ein Stants- noch ein Gemeindeamt verfehen, daß 
fie aber, weil von der Lanbesftelle ernannt und durch Eid verpflichtet, 
in ihren Dienftverrichtungen gleichwohl als Perfonen anzufehen jeien, 
welche vermöge eines befonberen, von der Staatsbehörde ertheilten, 
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d. i. vermöge eines Öffentlichen Auftrages handeln, wodurch die Ber- 
untreuungen, deren fie ſich im Dienfte gegen die Leihanftalt ſchuldig 
machen, den Charakter Amtlicher Veruntrenungen im Sinne bes $. 181 
des St. ©. B erhalten.” 


Nr. 776. 
Gefährliche Drohung: Dolus. 
wen. Entf.» 3. Der. 1856, 3,,11610. (D. 8. ©. Prag) ©. 3. 1697, 


A hatte fih um bie Bewilligung zur Errichtung von zwei 
Müplgängen beworben, wobei er auf den Widerſtand zweier Mühl- 
befiger B und D ftieß, deren Einfprache bie enblich doch nad; feinem 
Wunfche ausgefallene Entſcheidung der politifchen Behörde verzögerte. 
Eines Tages, als die Angelegenheit noch in ber Schwebe war, be— 
fand fih A nebft anderen Gäften im Wirthshauſe; einer berfelben 
vieth ihm, er folle bei feinem Hanbwerke als Hammerfchmieb bleiben 
und feine Mahlgänge errichten, da er e8 bei dem Beftanbe ber beis 
den anderen in ber Nähe befinplichen Mühlen ohnehin nicht durch- 
fegen werde. Da that nun A wieberholt die Aeußerung: wenn er 
nicht mahlen könne, fo werde er unglüdlich fein, und ver Zablater- 
und der Horofecermüller abbrennen. B, ver Beflger ber letzteren 
Mühle, und fein Weib, welde im Wirthshauſe nicht zugegen waren, 
fanden in diefen, von dritten Berfonen ihnen hinterbrachten Worten 
eine gegen fie gerichtete gefährliche Drohung, und bie Leßtere, welde 
damals die im Grundbuche eingetragene Eigenthümerin ver Mühle 
war, behauptete insbeſondere, daß jene Aeußerung ihr die gegründete 
Beforgniß eingeflößt habe, A werbe in feiner gewöhnlichen Trunfen- 
heit ihre Mühle in Brand fteden, ein Gedanke, der fie ganze Nächte 
lang um ven Schlaf gebracht und öfters angetrieben Habe, vor 
die Mühle Hinauszugehen und nachzuſehen, ob fi ihr Niemand ver- 
dächtiger Weife nähere. Der Beſchuldigte fland in guten Rufe. — 
In erfter Inftanz wurde auf Verfegung in ben Anklageſtand wegen 
des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nach ben 88. 98 
und 99 &t. ©. B. erkannt; bagegen fällte das Oberlandeögericht einen 
Ablaſſungsbeſchluß, welcher vom oberften Gerichtshofe und zwar aus 
folgenden Gründen beftätiget wurde: „Eine gefährliche Drohung bes 
gründet nad) den $$. 98 und 99 St. ©. B. nur dann ein Verbrechen, 
wenn fie mittelbar oder unmittelbar gegen den Bebrohten in der Abficht 
gerichtet war, um von ihm Etwas zu erzwingen, ober doch benfelben 
in Sucht und Unruhe zu verfegen. Die vom Beſchuldigten in Ab- 
weſenheit des B und D vorgebrachte, alfo nit unmittelbar gegen 
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Heußerung, fo wie bie Umſtände, unter denen fie ge— 
n nichts, was darauf hindeuten würde, daß A fie auch 
gegen bie befagten Mühlenbefiger gerichtet, d. 5. deren 
m fie durch dritte Perſonen beabſichtiget habe. Ebenſo 
gen die Ergebniffe der Unterfuhung zur Annahme, daß 
te feine beiden Gegner von ihrer Oppofition gegen bie 
: neuen Mühle abbringen, ober auch nur in Furcht und 
en wollte.“ 


Nr. 777. 
ang des im Geſetze angedrohten ftrengen 
Arreftes in Hausarreft. 
d. 16. Der. 1 Bla (©. 8. 6. Mailand) ©. 3. 


e wegen Vergehens ber fahrläffigen Tödtung nad) 88. 376 
St. G. B. verurtheilt. Bei Ausmeflung der Strafe 
Familienverhältniſſe berüdfihtigt und nah $. 260 
B. die Strafe unter das gefeglihe Minimum herabge- 
Borhandenfeins von mehreren Milberungsgründen wurbe 
des St. ©, B. der firenge in einfachen Arreft ver- 
da zubem bie thatſächlichen Bebingungen des 8. 262 
. vorlagen, fo' wurbe ber Arreſt erften Grabes in Haus- 
yert. — Die zweite Inflanz erflärte die Umwandlung 
e beftimmten ftrengen Arreftes in Hausarreft für unzu- 
r oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterliche Ur- 
dem bie erſte Inflanz auf Grund des 8. 266 bes 
ih einmal beftimmt fand, von ber Strafe des firengen 
gehen, und biefelbe auf Arreft des erſten Grades her- 
fei fie nach $. 262 des St. ©. B. allerbings berech- 
ieſen erften Arreſtgrad, als ven im 8. 262 des St. G. B. 
1, in Hausarreft zu verwandeln. Eine folde ziweimalige 
ung wiberftreite feiner Vorſchrift des Strafgeſetzes, 
ganz im Geifte vesfelben, wie aus ber Vergleichung 
zutinifterielerläuterung vom 20. Mai 1856, 3. 9580 
zit ber Umwandlung einer Gelbftrafe in einfachen, dann 
betreffend) deutlich hervorgehe.“ 
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Nr. 778. 
Werth ber geftohlenen Sache. 
Bet. Entjg. u. 22 Der. 1096, 3, 12578. D. 8. © Brie) € 


A und O entwenbeten aus dem Garten bes B ein 
bie beiden vernommenen Gärtner bewertheten bie Fichte auf 
Die erfte Inftanz verurtheilte die Thäter nur megen el 
des Diebftahls, weil der Werth einer Fichte in der beſ 
Größe notoriſch nur 2 fl. betrage, die Gärtner jedoch, weld, 
Holzwerth gar nicht befragt wurden, nur jenen Werth angabeı 
die Fichte als Gortenbaum habe, und fomit ein Momen 
Einbuffe, welche ver Garten an feiner Schönheit erlitt — 
Anſchlag brachten, welches bei ber Beftimmung bes reinen 
ber geftohlenen Fichte außer der Berechnung bleiben müſſe. 
Oberlandesgericht aber, bei weldem die Siaatsanwaltſchaf 
rufung einlegte, ging von ver Anficht aus, baß bei Ente 
bie Frage der Qualification der That ſtets nad) der Größe 
Beftohlenen zugefügten wirklichen Schabens (8. 173 des € 
fi} entſcheide. Inſoferne num bei ber vorliegenden Entwen 
fer Schade in Betracht zu Tommen habe, bärfe ver in ei 
ten gezogene unb gepflegte Baum mit einem Walbbaume 
Gattung keineswegs auf gleiche Linie geftellt, und fo be 
welchen ver Eigenthümer durch ben Verluft des _erfteren erle 
lich nad dem reinen Holzwerthe bes letzteren beftinmmt werbı 
daher bie kunſtverſtändigen Gärtner bei ber Schägung ber 
nen Fichte auf die Eigenſchaft eines Gartenbaumes Rüdfik 
und biernad den Werth berfelben berechneten, fo ergebe ſich 
Schägung eben ber enticheivenbe, nämlid der Betrag bes 
floßlenen zugefügten Schabens, und ba berfelbe auf mehr 
ſich belaufe, fo eigne ſich bie That in Anbetracht des Ge 
verhältnifies allerdings zum Verbrechen des Diebftahl 
dieſen Grunden verurtheilte das Oberlandesgericht die beider 
digten wegen des Verbrechens des Diebſtahles nach 88. 
174 I, lit. b des St. ©. B. Auf die Berufung ber 
ten beftätigte der aberfte Gerichtshof das Erkenutniß ber zu 
flanz, und zwar in Erwägung, daß bie von ben beiden 
vorgenommene Schäung ber Fichte ganz geſetzlich nach 8. 
St. ©. B. mit Bedacht auf den Schaben des Beftohlenen 


Strafrechtliche Entſcheidungen. 36 
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Ne. 779. 
Schmähung oder Beihimpfung? Einvede der Wahrheit, 
Bel. Cntfh. v. 30. Dir. 1886, 2, 12709. (D- & ©. Prag) 6. 3. 1057, 


A wurbe wegen Ehrenbeleivigung geflagt, weil er ben B öffent 


ich einen „Verläumber“ genannt hatte. A geftand bieß zu, konnte 


jedoch erweifen, daß B ungerediter Weife ihm (A) ven Vorwurf 
eines Diebftahls gemacht habe. — Die erfte Inftanz verurtheilte 
ben A nad) 8. 496 des St. ©. B, die zweite Iuftanz ſprach ihn 
108. Der oberfte Gerichtshof beftätigte leßteres Erkenntniß in Er- 
wägung, „baß ber aud ohne irgend welchen Beifag gemachte Vor⸗ 
wurf „Berläumber,“ weil er jenen einer unehrenhaften Handlung in 
ſich fließt, eine Ehrenbeleidigung begründe, welche unter den 8.491 
des ©t. ©. B., nicht unter $. 496 bes St. ©. B. zu ſubſumiren 
ſei. Hierans ergebe fid bie Zuläffigfeit der exceptio veritatis....” 





Re. 780. 


Entwendung von — aus Gemeindewaldungen durch 
emeindeangehörige. 
Bet. Cung. d. 30. Der. 165, — Yes, (0.8 ©. Imssrut) 6.8. 


A, in ber Gemeinde N anfäflig, beflgt und verftenert eine 
Bergwieſe in ver Gemeinde B. Im Walde ber Iegteren Gemeinde 
füllte er eigenmächtig ohne Erlaubniß der Vorſtehung einen Baum 
im Werthe von 6 fl., welden er dann mit feinem Sohne C nach Haufe 
führte und bort verarbeitete, worauf er das Holz theilmeife verkaufte. Die 
exfte Inſtanz ſprach A und C megen Verbrechens des Diebftahles nicht 
ſchuldig und beſchloß die Abtretung des Actes an die politiſche Be 
hörde; ber oberfte Gerichtshof erflärte in Uebereinftimmung mit dem 
Erkenntniſſe der zweiten Inftanz Beide des in Gefellichaft verübten 
und deßhalb verbrecheriſchen Diebftahles ſchuldig, und zwar „in Er⸗ 
mwägung, daß der fragliche Gemeindewald und die darin befindlichen 
Bäume nicht zu jenen Sachen gehören, melde vermöge ber Landes- 
verfaſſung beftimmt find, im Sinne des 8. 288 bed a. b. ©. 2. 
zum willfüclichen Gebrauche eines jeden Gemeinbeglieves zu bienen, 
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— daß A, obgleich er als Beſitzer einer Bergwieſe 
B als ein Mitglied. derſelben im Sinne des 8.8 

Gemeinbegefeged vom Jahre 1849 angefehen werbı 
meindegut nach $. 22,3. 2, desſelben Geſetzes be 
beftehenden Einrichtungen zu bemügen berechtiget fei 
die Benügung des Gemeindewaldes ben einzelnen 

ohne Erlaubniß der Gemeinbevorftehung und ohne 
zeigung der ſchlagbaren Stämme verboten if, — d 
ben Angeflagten im Gemeindewalde gefällte Baun 
Gemeinde B und im Befige derſelben war, daß fo 
das Verbrechen des Diebftahles im Sinne ber 88. 
lit. b des St. ©. B. anzufehen ift, worüber nad 
gefeßes vom 3. December 1852, welches eine fold 
Sicherheit des Walbeigenthums nirgends als einen 

erklärt, das Strafgeriht nad den Beftimmungen 
Strafgefeges zu entſcheiden Hat.“ 


Nr. 781. 


Theilnehmung am Diebſtahl — ober — 
denklicher Waare? 


Beſt. Entf. v. 31. Dec. 1856, F3 12085. ©. 6; 


A hatte von der wegen ber Uebertretung 
verurtheilten C einen auf 8 fl. geihägten Sil 
irgendwo im Unvathe gefunden zu haben vorgı 
gelauft.- Ex zerbrad den Löffel in mehrere Si 
Angabe, um fich zu überzeugen, ob berfelbe nicht 

Iofem Metalle fei, und trug die Stüde zu einem € 
J ſie wägen zu laſſen. Diefer erfannte an ver Namenschi 

mer und machte die Anzeige. In erfter Inftanz wurd 
tung gegen bie Sicjerheit des Eigenthumes nad) 8. 
(Antauf verbächtiger Waare), vom Oberlandesgerich 
tretung ber Diebftahlstheilnehmung ſchuldig erklärt 
ſich von der Thatſache der Entwendung ſchon du 
Preis überzeugen müſſen, für welchen ihm bie geft 
getragen wurde, und daß er diefe Ueberzeugung in 
beweije die Zerftücdung des Löffels, die von ihm o 
in der Abfiht vorgenommen wurbe, um durch bi 
Form unmöglich zu machen, daß das Eigenthum 
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Beſibers erlannt werde. — Der oberfle Gerichtehof hat dieſes Ur⸗ 
theil ans ben nämlidien Gründen und in ber ferneren bee | 
flätiget, daß aud bie notoriſche Armuth ber Verläuferin und bie | 
handgreifliche Lügenhaftigkeit ihres Worgebens, den Löffel im Unrathe 
gefunden zu haben, 5 die Ueberzeugung von dem wahren Sadı- | 
verhalte —2 — mußte. 


Drud von ©. I. Manz in Regensburg. 
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